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Finanzen  Oesterreichs 

1701  bis  1740. 
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Im  Verlage  der  Manz'sclien  k.  u.  k.  Hof -Verlags-  und  Universitäts- 
Buchhandlung,  Wien,  I.  Eohlmarkt,  erschienen  femer  und  sind  von  dort 
sowie  durch  alle  Buchhandlungen  zu  beziehen: 
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Exel,  Theodor,  Das  Verfahren  vor  dem  k.  k.  Verwaltungrs- 
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Vorrede. 


Die  Geschichte  eines  Staatswesens  wird  ohne  eingehende  Kennt- 
nis jener  seiner  Verwaltung  und  seiner  Finanzen  stets  ein  Stückwerk 
bleiben.  Insbesondere  lässt  sich  die  Einwirkung  der  materiellen 
Leistungsfähigkeit  eines  Staates,  sowie  überhaupt  der  Druck  wirth- 
schaftlicher  Factoren  auf  die  innere  und  äussere  Politik  nur  mit 
Hilfe  der  Finanzgeschichte  beurtheilen.  Die  Bedeutung  dieser 
letzteren  liegt  aber  nicht  nur  dariui  dass  sie  so  manche  geschicht- 
liche Erscheinungen  allein  zu  erklären  vermag.  Vielmehr  ist  sie 
wohl  auch  für  die  Finanzwissenschaft  und  für  die  practische  Finanz- 
politik nicht  minder  hoch  anzuschlagen. 

Wenn  auf  diesem  Gebiete  in  Oesterreich  gleichwohl,  wenigstens 
f&r  die  früheren  Perioden,  ungeachtet  einzelner  dankenswerther 
Monographien^),  im  Ganzen  noch  sehr  wenig  geschehen  ist,  so  er- 
klärt sich  dies  theils  dui'ch  die  erdi-ückende  Masse  des  einschlägigen 
Quellenmaterials,  theils  durch  die  Sprödigkeit  des  zu  bearbeitenden 
Stoffes. 

Eine  allen  Anforderungen  entsprechende,  abschliessende  Finanz- 
geschichte Oesterreichs  zu  schreiben,  übersteigt  wohl  die  Kräfte 
des  Einzelnen,  dem  die  Müsse  fehlt,  sich  solcher  Arbeit  Jahrzehnte 
hindurch  ausschliesslich  zu  widmen.  Die  Mannigfaltigkeit  der  ge- 
schichtlichen Entwicklung  in  der  unter  dem  Scepter  Habsburgs  ver- 


^)  Hier  verdient  insbesondere  die  leider  Bruchstttck  gebliebene  Arbeit 
Schwabens  über  das  Staatscredits-  und  Schiüdenwesen  Oesterreichs  (zwei  Hefte, 
Wien  1860  und  1866)  Erwähnung. 
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einigten  Ländergnippe  kommt  bis  zur  Herstellung  des  Einheits- 
staates unter  Maria  Theresia,  zum  Theile  noch  darüber  hinaus,  auch 
in  der  Finanzgeschichte  zum  Ausdnicke,  und  zwar  derart,  dass  das 
Abgabenwesen  bis  tief  in  die  zweite  Hälfte  des  vorigen  Jahrhundeils 
hinein  eine  heute  unglaubliche  Buntscheckigkeit  zeigt.  Ueberdies 
hätte  eine  Geschichte  der  öffentlichen  Abgaben,  bei  der  geringen 
Anzahl  brauchbarer  Vorarbeiten,  heute  noch  fast  durchwegs  un- 
mittelbar aus  den  Quellen  zu  schöpfen,  was  unter  anderem  auch 
eine  eingehende  Durchforschung  sämmtlicher  staatlichen  und  stän- 
dischen, zum  Theile  ausserordentlich  reichhaltigen  Archive  voraus- 
setzen würde.  Auf  diesem  Gebiete  wird  also  voraussichtlich  noch 
längere  Zeit  hindurch  nur  von  monographischen  Darstellungen  hin- 
sichtlich einzelner  Steuergattungen,  Länder  oder  Perioden  die  Rede 
sein  können. 

Der  Verfasser  glaubte  sich  daher  hauptsächlich  auf  die  Dar- 
stellung der  für  die  Beurtheilung  der  Finanzlage  wichtigsten  Ge- 
schichte des  Budgets  und  des  Staatscredites  beschränken  zu 
sollen.  Die  Entwicklung  des  Abgabenwesens  blieb  hiebei  selbst- 
verständlich nicht  unbeachtet;  doch  konnte  dieselbe  schon  aus  räum- 
lichen Gründen  hier  nur  insoweit  berührt  werden,  als  dies  fiir  die  Be- 
leuchtung des  Verhältnisses  zwischen  dem  Staatsanfwande  und  den 
Mitteln  zu  seiner  Bedeckung,  unvermeidlich  erscheint,  und  anderei^- 
seite  die  einzelnen  Einnahmsquellen  des  Staates  mit  Creditsopera- 
tionen  in  Verbindung  gebracht  wurden. 

Abgesehen  von  dieser,  in  der  Natur  der  Saclie  liegenden  stoff- 
lichen Einschränkung  sah  sich  der  Verfasser  aber,  angesichts  der 
angedeuteten  Verhältnisse,  auch  zu  einer  entsprechenden  zeit- 
lichen Begrenzung  der  vorliegenden  Arbeit  genöthigt. 

In  dieser  Beziehung  bedarf  es  wohl  keiner  Rechtfertigung,  dass 
das  Jahr  1701  als  Ausgangspunkt  gewählt  wurde.  An  der 
Schwelle  des  so  überaus  ereignis-  und  gestaltungsreichen  18.  Jahr- 
hunderts stehend,  bildet  dieses  Jahi*  einen  höchst  wichtigen  Wende- 
punkt in  der  österreichischen  Finanzgeschichte,  —  einerseits  durch 
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die  damals  eingeleitete  Operation  znr  Tilgung  der  älteren  Staatsschuld, 
andererseits  durch  den  Beginn  des  spanischen  Erbfolgekrieges,  der 
die  Finanzen  der  Monarchie  in  die  tiefste  Zerrüttung  stürzen  sollte. 

Als  vorläufiger  Endpunkt  der  Darstellung  ergab  sich,  im 
Hinblick  auf  den  Umfang  des  Stoffes,  sowie  auf  die  Bedeutung  der 
Kriege  in  den  ersten  Regierungsjahren  Maria  There»a's,  das  Jahr 
1740,  das  Todesjahr  Kaiser  Karls  VI.  Nur  ftr  die  Geschichte  der 
Wiener  Stadtbank  empfahl  sich  die  Fortsetzung  bis  zum  Jahre  1749, 
da  die  in  diesem  Jahre  erfolgte  Centralisirung  der  gesammten  poli- 
tischen und  Finanzverwaltung  eine  wesentliche  Einschränkung  der 
Bankautonomie  bedeutete,  und  somit  einen  wichtigen  Entwicklungs- 
abschnitt bildet. 

Zur  Begründung  des  bedeutenden  ümfanges  des  Werkes  glaubt 
der  Verfasser  insbesondere  auf  den  durchwegs  individualisirenden, 
privatwirthschaftlichen  Zug  hinweisen  zu  sollen,  der  das  Staats- 
schuldenwesen der  fraglichen  Periode,  —  im  Gegensatze  zur  Zeit 
nach  der  Einführung  der  Inhaberpapiere  und  des  Papiergeldes  — 
namentlich  Anfangs,  noch  beinahe  unbeschränkt  kennzeichnet,  was 
naturgemäss  eine  sehr  eingehende  Erörterung  der  bezüglichen  Ver- 
hältnisse bedingt.  Wenn  daher  vielfach  auch  minder  bedeutende 
Einzel-Operationen  berührt  wurden,  so  war  dies  eben  unvermeidlich, 
um  ein  richtiges  Bild  der  ganzen  Entwicklung  geben  zu  können. 
Uebrigens  hat  sich  der  Verfasser  in  dieser  Beziehung  nur  auf  das 
Nothwendigste  beschränkt. 

Abgesehen  von  einigen  wenigen,  aus  der  bisherigen  Literatui* 
entnommenen  Daten,  fusst  die  vorliegende  Arbeit  durchwegs  un- 
mittelbar auf  archivalischen  Quellen.  Für  das  Contributionswesen 
Niederösterreichs  wurde  das  niederösterreichische  Landes- 
archiv benutzt,  für  die  ganze  sonstige  Dai*stellung  das  höchst 
reichhaltige,  leider  bisher  noch  viel  zu  wenig  gewürdigte  k.  u.  k. 
Beichs-Finanzarchiv.  Allerdings  wäre  auch  die  Durchforschung 
anderer  Archive,  namentlich  des  k.  u.  k.  Hof-  und  Staatsarchives, 
des  k.  k.  Hofkanzlei-Archives,  und  der  verscliiedenen  Landesarchive 
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sehr  wttnschenswerth  gewesen.  Doch  würde  die  Benützung  dieser 
Archive  das  aus  den  Qaellen  im  Reichsarchive  gewonnene  Bild  wohl 
nur  in  unwesentlichen  Zügen  verändert  haben. 

Für  die  Bereitwilligkeit,  womit  dem  Verfasser  das  archiva- 
lische  Material  zur  Verfügung  gestellt  wurde,  beehrt  sich  derselbe 
hiemit,  den  betreffenden  Herren  den  verbindlichsten  Dank  auszu- 
sprechen. Auch  dem  Herrn  Reichsrathsabgeordneten  kk.  Hofrath 
Adolf  Beer,  welcher  die  Arbeit  durch  schätzbare  Winke  in  mehr- 
facher Beziehung  gefördert  hat,  ist  der  Verfasser  sehr  zu  Dank 
verpflichtet  Ganz  besonderen  Dank  gebürt  aber  an  dieser  Stelle 
der  kaiserlichen  Academie  der  Wissenschaften  in  Wien,  deren 
Munificenz  die  Drucklegung  des  Werkes  wesentlich  erleichterte. 

Wien,  im  Juli  1890. 

Der  Yerfksser. 
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Einleitnng. 

Die  Entwickelung  der  Finanzen  eines  Staates  bildet  nur  einen 
Bestandtheil  seiner  inneren  Geschichte,  kann  daher  blos  im  Zu- 
sammenhange mit  den  gleichzeitigen  Erscheinungen  auf  dem  Ge- 
biete der  Verfassung  und  Verwaltung  ricTitig  aufgefasst  werden. 
Andererseits  wird  aber  gerade  das  Finanzwesen  in  der  Regel  mehr 
als  die  anderen  Factoren  der  inneren  Staatseinrichtung  durch  die 
äusseren  Schicksale  des  Staates  beeinflusst.  Jeder  Krieg  belastet 
die  Finanzen  unmittelbar  durch  die  eigentlichen  Kriegskosten,  die 
etwa  an  den  Sieger  zu  entrichtende  Kriegsentschädigung  u.  s.  w., 
nicht  selten  auch  mittelbar  durch  Entziehung  künftiger  Einnahms- 
quellen, wie  im  Falle  der  Gebietsabtretung. 

Die  Finanzgeschichte  liegt  also  gewissermassen  in  der  Mitte 
zwischen  der  Geschichte  der  Verfassung  und  Verwaltung  einerseits, 
und  der  äusseren  Staatsgeschichte  andererseits. 

So  lassen  sich  denn  auch  die  Finanzen  Oesterreichs  am  An- 
fange des  18.  Jahrhunderts  einerseits  als  Resultat  des,  im  Wesent- 
lichen schon  damals  entschiedenen  Kampfes  zwischen  den  ständischen 
Privilegien  und  der  aufstrebenden  Macht  absoluter  Staatsgewalt, 
andererseits;  als  Ergebnis  der  zahlreichen  kriegerischen  Verwicke- 
lungen der  vorangegangenen  zwei  Jahrhunderte  bezeichnen.  Der 
Einfluss  des  ersterwähnten  Factors  wird  in  der  Einrichtung  und 
Organisation  des  Finanzwesens  zum  Ausdrucke  gebracht,  während 
sich  die  Wirkung  der  vielen  und  kostspieligen  Feldzüge  haupt- 
sächlich in  dem  Missverhältnisse  zwischen  Einnahmen  und  Ausgaben 
äussert. 

▼.  Mensi.,  Finanzen  Oetterreiohi.  1 
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Die  Haupteinnahmeii  des  ständischen  Staates  bestanden  be- 
kanntlich im  Ertrage  der  Domänen  und  Regalien,  welch  letztere 
zum  grössten  Theile  solche  Abgaben  umfassten,  die  unter  den  mo- 
dernen Begriflf  der  indirecten  Steuer  fallen.  Es  liegt  nicht  im 
Rahmen  der  vorliegenden  Arbeit,  die  Entstehung  und  die  staats- 
rechtliche Stellung  dieser  Einnahmsquellen  für  das  österreichische 
Ländergebiet  finanzwissenschaftlich  zu  erörtern.  Thatsache  ist,  dass 
der  Monarch  über  den  Ertrag  der  Regalien  frei  verfügen  konnte, 
eine  Erhöhung  oder  Vermehrung  derselben  jedoch,  vor  allem  aber 
die  Auferlegung  aller  nicht  unter  diesen  Begriff  fallenden  Steuern, 
wenigstens  formell  ohne  ständische  Zustimmung  nicht  zulässig  war. 

Nun  brachte  es  aber  das  in  jedem  Staate  und  zu  jeder  Zeit 
wirksame  Gesetz  der  wachsenden  Staatsausgaben  mit  sich,  dass  mit 
derartigen  überkommenen  und  nur  langsam  steigenden  Einnahmen 
nicht  immer  das  Auslangen  gefunden  werden  konnte,  dass  die  Staats- 
gewalt also,  besonders  bei  ausserordentlich  gesteigertem  Bedarfe, 
genöthigt  war,  weitere  Beiträge  von  den  Ständen  zu  begehren. 
Solche  ständische  Bewilligungen  erfolgten  lange  Zeit  unter  aus- 
drücklicher Verwahrung  gegen  jede  diesbezügliche  Verpflichtung; 
später  aber  wurde  eine  solche  mindestens  stillschweigend  anerkannt 
und  den  Ständen  höchstens  über  das  Ausmass  der  Bewilligung  die 
Entscheidung  belassen,  und  zwar  auch  diese  oft  nur  formell.  Die 
staatsrechtliche  Bedeutung  des  ständischen  Bewilligungsrechtes, 
welches  im  Wesentlichen  die  directe  Besteuerung  zum  Gegenstande 
hatte,  trat  also  mit  dem  Wachsthum  der  absoluten  Staatsgewalt 
immer  mehr  in  den  Hintergrund. 

Der  finanztechnische  Unterschied,  welcher  sich  zwischen  den 
der  ständischen  Bewilligung  von  vornherein  nicht  unterstehenden 
Cameraleinnahmen  und  jenen  ständischen  Contributionen  heraus- 
gebildet hatte,  blieb  noch  lange  bestehen,  und  verschwand  zum  Theile 
erst  mit  der  Aufhebung  der  Patrimonialrechte. 

Jene  Verschiedenheit  tritt  zunächst  in  der  Einhebung  und  Ad- 
ministration an  den  Tag:  die  Domänen  und  Cameralgefalle  unter- 
standen unmittelbar  der  staatlichen  Finanzverwaltung,  die 
Veranlagung  und  Einhebung  der  Contiibution  war  Sache  der  Stände- 
Femer  zeigt  sich  der  Unterschied  auch  in  Bezug  auf  die  Widmung 
der  einzelnen  Einnahmsquellen.  Jene  der  ersteren  Kategorie  waren 
zur  Bestreitung  der  laufenden  Ausgaben  für  den  Hofstaat  und 
die  innere  Verwaltung  bestimmt;  —  die  Contributionen  dagegen, 
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welche  ihre  Entstehung  dem  Kriegsbedarfe  des  Staates  verdanken, 
wurden  grundsätzlich  für  militärische  Zwecke  verwendet.  Aller- 
dings unterstanden  auch  einzelne  Cameralgefälle  nur  bedingt,  d.  h. 
nach  Massgabe  der  jeweiligen  Landtagsbewilligung,  der  landesfürst- 
lichen Finanzhoheit,  selbst  ein  Theil  der  eigentlichen  Jahrescontri- 
butionen  wurde  häufig  ausdrücklich  ad  cameralia  gewidmet,  — 
während  andererseits  wieder  dem  Militäretat  manche  wichtige  Ein- 
nahme ohne  ständische  Mitwirkung  zufloss,  so  z.  B.  aus  Vermögens- 
steuern. Im  Grossen  und  Ganzen  fallt  aber  die  Unterscheidung 
zwischen  landesfürstlich  und  ständisch  verwalteten  Abgaben  zu- 
sammen mit  jener  zwischen  den  Einnahmen  des  Cameral-  und 
des  Militäretats. 

Dies  erklärt  uns  zum  Theile  die  strenge  Trennung  zwischen 
diesen  beiden  Etatsgruppen  und  die  Schwierigkeit  einer  finanziellen 
Centralisation.  Bevor  indes  die  beiderseitigen  Einnahmsquellen  ^) 
näher  dargestellt  werden,  wird  vorerst  der  äussere  Organismus  der 
Finanzbehörden  in  seinen  Grundzügen  zu  erörtern  sein. 


A.  Organisation  der  Finanzverwaltung. 

1.  Die  Hofkammer. 

An  der  Spitze  der  Finanz  Verwaltung  stand  der  k.  Hofkamme  r- 
Rath^),  schlechtweg  Hofkammer  genannt,  bestehend  aus  einem 
Präsidenten,  einem  Vicepräsidenten,  einer  wechselnden  Anzahl  von 
Käthen,  welche  nach  dem  Herren-  und  Ritterstande  in  zwei  Kate- 
gorien geschieden  waren,  Secretären  und  Concipisten,  ferner  dem 
erforderlichen  Manipulationspersonale. 

Die  unmittelbare  Competenz  der  Hofkammer  war  beschränkt 
auf  die  deutschen  und  böhmischen  Erblande,  und  auf  den 
Bereich  zweier  nordungarischen  Cameralämter ,   nämlich  der  Neu- 


^)  Die  Besprechung  der  Staatsausgaben  ist,  soweit  sie  nicht  bei  der  Dar- 
stellung der  Budgetentwickelung  (s.  u.)  berilhrt  werden  muss,  —  Sache  der 
äusseren  Staats-  und  inneren  Verwaltungsgeschichte. 

*)  HiezQ  s.  die  in  der  Anm.  3  auf  Seite  ö  besprochenen  Archivsquellen, 
femer  Schwabe  Versuch  einer  Geschichte  des  Österr.  Staatscredits-  undSchulden- 
wesens,  Wien  1860  u.  1866  (2  Hefte,  Fragment),  S.  30  flf. 
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sohler  Kammer  der  Bergstädte^)  und  der  Zipser  Kammer-). 
Im  Uebrigen  oblag  die  Cameralverwaltang  Ungarns  der  königlich 
ungarischen  Kammer  zu  Pressburg^). 

Ebenso  war  Siebenbürgen  der  dii*ecten  Ingerenz  der  Hof- 
kammer entzogen,  indem  das  dortige  Gubemium  auch  die  Finanz- 
agenden besorgte. 

Im  weiteren  Sinne  und  mittelbar  übte  die  Hofkammer  aller- 
dings auch  auf  die  Cameralverwaltung  von  Ungarn  und  Sieben- 
bürgen insofeme  einen  gewissen  Einfluss,  als  dies  die  Feststellung 
allgemeiner  Voranschläge  und  die  Centralleitung  des  Ci*editwesens 
mit  sich  brachte. 

Seit  Ferdinand  n.  fungirte  die  Hofkammer  aucli  zugleich  als 
niederösterreichische  Kammer.  Als  unmittelbare  Hilfsorgane 
der  allgemeinen  Finanzverwaltung  unterstanden  der  Hofkammer 
zunächst  die  zwei  Staatshauptcassen,  nämlich  das  kaiserliche 
General-Hof-Zahlamt*)  und  das  kaiserliche  General-Kriegs- 
Zahlamt,  —  femer  die  correspondirenden  Controlsbehörden,  die 
kaiserliche Hof-Buchhalterei,  die  niederösterreichische  Buch- 
halterei  und  die  kaiserliche  Kriegs-Buchhalterei,  —  end- 
lich der  Rechtsanwalt  des  Aerars,  der  kaiserliche  Hof-  und 


^)  Die  Neusohler  Kammer  hatte  hauptsächlich  die  Administration  der  ober- 
ungarischen  Bergwerke  zu  besorgen.  Die  Bergstädte  waren  schon  in  früheren 
Jahrhunderten  an  Oesterreich  verpfändet  und  nie  ausgelöst  worden,  da  der  Ertrag 
der  Bergwerke  zur  Abstattung  der  Pfandforderung  nicht  hinreichte,  vielmehr  oft 
Anlehen  zu  30  bis  lOO^/o  Zinsen  zur  Fortsetzung  des  Betriebes  aufgenommen 
werden  mussten.  Auf  jenes  Pfandverhältnis  ist  die  Union  der  gedachten  Kammer 
mit  der  Wiener  CentralsteUe  zurückzufuhren.  Uebrigens  bestanden  Ende  des 
17.  Jahrhunderts  noch  drei  Kammern  in  den  Bergstädten  (Neusohl,  Schemnitz 
und  Cremnitz),  deren  Ertrag  sich  im  Durchschnitte  der  Jahre  1685—1687  auf 
915.450  fl.  brutto,  bezw.  285.033  fl.  netto  belief. 

')  Die  Gebarung  dieser  Kammer  war  nur  wenig  ergiebig,  zumal  die  Zipser 
Städte  an  Polen  verpfändet  waren. 

^)  Um  1690  war  die  ungarische  Kammer  auf  den  Ertrag  der  Trigesima  an- 
gewiesen, jährlich  ungefähr  80.000  fl.  —  Durch  die  Rakocsy'schq  Rebellion  wurde 
die  Cameralverwaltung  in  einem  grossen  Theile  Ungarns  ganz  lahmgelegt,  aller- 
dings nur  vorübergehend,  aber  gerade  zur  Zeit  der  ärgsten  auswärtigen  Ver- 
wickelungen. Uebrigens  wurde  der  hiemit  verbundene  Nachtheil  später  durch 
die  Massenconfiscirung  der  RebeUengüter  im  Ganzen  ausgeglichen,  wenngleich 
diese  auch  bald  veräussert,  verpfändet  oder  gnadenweise  verschenkt  waren. 

*)  Ausser  diesem  kommt  noch  ein  kaiserliches  reservirtes  Hof-Oassa- 
Amt  vor;  s.  Schwabe  S.  32. 
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niederösterreichische  Eammerprocurator,  und  das,  der 
jetzigen  Generalintendanz  vergleichbare,  allei*dings  halb  selbständige 
General-Kriegs-Commissariat-Amt. 

2.  Provinsialbehörden. 

Als  Finanzlandesbehörden  fungirten  unter  der  Hofkammer  die 
Landkammern,  und  zwar  jene  für  Böhmen,  Schlesien,  Vorder- 
österreich') (zu  Freiburg),  ferner  die  oberösterreichische  Hof- 
kammer (für  Tirol),  und  die  innerösterreichische  Hofkammer^) 
für  Steiermark,  Kärnten,  Krain  und  Küstenland,  endlich  die  beiden 
obenerwähnten  nordungarischen  Kammern.  Jeder  dieser  Kammern 
stand  eine  Buchhalterei  und  ein  Kammerprocurator  zur  Seite. 

Den  Landkammem,  beziehungsweise  der  Hofkammer,  insoweit 
ihr  die  niederösterreichische  Kammer  einverleibt  war,  unterstanden 
die  mannigfaltig  gegliederten  und  mit  den  verschiedensten  Namen 
bezeichneten  Fiuanzbehörden  der  untersten  Instanz*^). 

Hiervon  wären  zu  erwähnen: 

a)  in  Niederösterreich: 

das  niederösterreichische  Vicedomamt,  dessen  Empfänge  aus 
dem  Wiener  Ungelt,  den  Städten  und  Domänen  Wien,  Wiener  Neu- 
stadt, Komeubui*g,  St.  Polten,  Herzogenburg,  Karlstätten,  Stockerau, 
Wilhelmsburg,  Mannersdorf,  Simmering  und  Steyer,  femer  aus  dem 
Schlüsselamt  in  Krems,  dem  Zehendamt,  dem  Grundbuchsamt,  dem 
Handgrafenamt,  dem  Viehzoll  am  Ochsengries,  und  der  kalten  Maut 
im  Waghause  flössen.    Da  die  Bruttoeinkünfte  des  Vicedomamts  pro 


*)  Dieselbe  war  mit  der  Torderösterreichischen  Regierang  vereinigt. 
*)  Diese  beiden  Kammern  behielten  noch  lange  nach  Aussterben  der  habs- 
bnrgischen  Nebenlinien,  welche  Tirol  und  Innerösterreich  eine  Reihe  von  selbst- 
ständigen Landesherren  gegeben  hatten,  eine  weitgehende  Autonomie,  daher  auch 
die  Fortdauer  der  Bezeichnung  „Hofkammer."  So  war  z.  B.  ein  Theil  der  be- 
treffenden Länder-Contributionen  der  Verfügung  der  Centralstelle  entzogen. 

*)  Eine  kurze  Uebersicht  derselben  bieten  uns  die  später  zu  beziehenden 
Berichte  des  Hofkammerpräsidenten  Stahrenberg  anlässlich  des  Regierungsartikels 
Karls  VL  Weit  reicher  an  Details  ist  eine  sehr  eingehende,  allerdings  ganz 
systemloie  >,Dar8teUang  der  Staatsverwaltung  und  Finanzen"  im  Fin.  Arch.  Bibl. 
^d  145/D  (MiscelL  camer.  L  S.  201 — 786).  Leider  stammen  die  einzelnen 
Biten  dieser  Darstelliug  aoB  verschiedenen  Zeiten,  und  zwar  theils  aus  dem 
Jahre  1681,  theils  aus  der  Zeit  um  1690,  theils  erst  aus  dem  Jahre  1705. 
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1688—1690  im  Durchschnitt  nur  32.000  fl.  jährlich  betrugen,  kann 
es  sich  grossentheils  nur  um  die  Abfuhr  gewisser  Ertragsquoten  der 
einzelnen  Einhebungsämter  gehandelt  haben,  zumal  einige  derselben 
weit  höhere  Eingänge  aufwiesen^). 

Eine  der  wichtigsten  Gefallsadministrationen  war  insbesondere 
das  österreichische  Handgrafenamt,  welches  um  1700  ungefähr 
100.000  fl.  eintrug.  Dasselbe  fungirte  auch  für  Mähren.  Vom  Vice- 
domamt  unabhängig  waren  das  Salzamt,  dessen  Wirksamkeit  sich 
übrigens  auch  auf  Mähren  erstreckte,  die  Haupt-  und  Wasser- 
maut am  Rotenthurm,  sowie  die  Tabormaut  in  Wien,  die  Maut- 
ämter in  Schwechat  und  Stein,  das  oberste  Schiffamt,  das 
Waldamt  in  Pückersdoif,  das  niederösterreichische  Eegierungs- 
Taxamt,  die  Domänen  in  Hainburg,  Wolkersdorf,  Ebersdorf  und 
Pottendorf,  das  Eisenkammeramt  in  Scheibbs,  die  Aufschläge  in 
Ybbs,  Mendling  u.  a.; 

b)  in  Oberösterreich: 

das  oberösterreichische  Vicedomamt,  dotirt  aus  den  ober- 
österreichischen Mautämtern  ^),  femer  den  Ueberschüssen  der  Ungelts- 
ämter  in  Linz,  Wels,  Gmunden,  Steyer,  Schramberg,  Kremsmünster 
und  Grieskirchen ,  dem  Bestandzinse  für  verpachtete  Fischwasser, 
dem  Ueberlanddienst  und  den  Geldstrafen,  —  femer  das  Salzamt 
in  Gmunden,  die  Cameralherrschaften  Wildenstein  und  Ort  im 

Salzkammergute  u.  a.; 

c)  in  Böhmen: 

das  böhmische  Rentamt,  welches  das  Zollgefälle,  das  üngelt, 
die  grösstentheils  überschuldeten  kaiserlichen  Domänen  und  Berg- 
werke zu  verwalten  hatte. 

Das  Deputirtenamt  in  Prag,  welchem  die  Gebarung  mit 
dem  Salz-,  Wein-,  Bier-  und  Tazgefall  oblag,  unterstand  nicht  der 
böhmischen  Kammer,  sondem  unmittelbar  der  Hofkammer; 

d)  in  Mähren: 

das  mährische  Rentamt,  zur  Einhebung  des  Wein-  und  Bier- 
guldens, der  Mautgefalle  und  der  Judencontribution ; 

^)  Dem  ohigen  Bruttoerträge  standen  gleichzeitig  Ausgaben  von  jährlich 
70.000  fl.  gegenüber,  worüber  aber  nicht  blos  die  eigentlichen  Amtsausgaben, 
sondem  auch  gewisse  Leistungen  an  den  Hofstaat  inbegriffen  waren. 

^)  —  ausgenommen  die  dem  Grafen  Stahremberg  verpfändete  Maut  in  Maut- 
hausen. 
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e)  in  Schlesien: 

das  mit  der  schlesischen  Kammer  vereinigte  Rentamt,  betraut  mit 
der  Verwaltung  des,  dem  Kaiser  seit  1657  durch  Polen  verpfändeten 
Salzregals  in  Wieliczka,  der  Bierzölle  und  der  Cameralherr- 
schaften.  —  Die  Trankaccise,  der  Biergroschen  und  die  Fleisch- 
accise  wurden  von  den  Ständen  bewilligt  und  verwaltet. 

Die  vorstehende  Aufzählung  von  Cameralämtern,  welche  noch 
durch  die  verschiedenen  Maut-,  Zoll-,  Berg-  und  Salzämter  in  Tirol 
und  Innerösterreich  zu  ergänzen  wäre,  macht  auf  Vollständigkeit 
durchaus  keinen  Anspruch.  Gleichwohl  kann  dieselbe  in  Verbindung 
mit  dem  kurzen  Hinweise  auf  den  bezüglichen  Wirkungskreis  nicht 
verfehlen,  den  Eindruck  einer  sehr  verwickelten,  jeder  sachlichen 
Einheit  entbehrenden  Finanzverwaltung  hervorzurufen.  Dieser  Ein- 
druck wird  noch  bedeutend  gesteigert,  wenn  wir  berücksichtigen, 
dass  allen  den  gedachten  Aemtern  die  grundsätzlich  den  Ständen 
überlassene  Veranlagung  und  unmittelbare  Einhebung  der  directen 
Steuern  entzogen,  und  dass  ihre  Gebarung  selbst  hinsichtlich  der 
mannigfachen  sonstigen  Staatseinnahmen  durch  die  häufigen  Ver- 
pfändungen einzelner  Gefalle  und  Domänen,  ja  ganzer  Aemter,  im 
hohen  Grade  eingeschränkt  war^). 

■ 

B.  Münzwesen. 

• 

Eine  Darstellung  der  Geschichte  des  Münzwesens  in  Oester- 
reich  würde  den  Rahmen  der  vorliegenden  Arbeit  überschreiten. 
Indem  wir  daher  diesfalls  auf  die  einschlägige  Litteratur  verweisen  ^), 
glauben  wir  nur,  durch  nachstehende  kurze  Bemerkungen  zum  Ver- 
ständnisse der  zahlreichen  Ziffeniangaben  beitragen  zu  sollen. 

Bis  tief  in  die  Theresianische  Zeit  findet  sich  bei  allen  An- 
gaben über  Geldbeträge,  —  soferne  selbe  nicht  auf  eine  bestimmte 
ausländische  Valuta  lauten  —  der  Beisatz  Gulden  Rheinisch, 
Rheinische  Währung  oder  dergleichen. 

*)  Die  Einhebung  der  nicht  unbedeutenden  Taxen  für  Verleihung  von 
Titehi  und  Adelsgraden  war  Sache  der  politischen  Centralstellen,  d.  i.  der 
Hofkanzleien. 

*)  S.  Becher  das  österreichische  Münzwesen  von  1524-— 1838,  Wien  1838, 
2  Bde.;  femer  Neupaner  Versuch  einer  Erklärung  der  Währungsbestimmungen 
durch  Eheinische  Gulden  u.  s.  w.  in  der  Zeitschrift  für  österreichische  Rechts- 
S^lchnamkeit  und  politische  Gesetzkunde,  Jahrgang  1844,  Bd.  I;  Schwabe 
Ä.  a,  0.  S.  34--60. 


S  I.  Die  Finanzen  Oesterreichs  am  Anfange  des  18.  Jahrhunderts. 

Diese  Aasdrücke  fassen  aaf  der  Thatsache,  dass  der  yon  den 
rheinischen  Fürsten  seit  dem  Mittelalter  gehandhabte  Münzfoss 
schon  der  deatschen  Beichsmünzordnung  von  1551  zu  Gründe  lag, 
und  dass  die  kölnische  Mark  schon  seit  1524  die  gesetzliche 
Gewichtseinheit  der  Münzen  im  Reiche  bildete. 

Insbesondere  verstand  man  unter  Eheinischen  Gulden  seit 
1560,  im  Gegensatze  zu  den  älteren  deutschen  und  den  hollän- 
dischen, sowie  polnischen  Gulden,  den  der  jeweiligen  Reichs- 
währung nach  Massgabe  der  Münzordnung  des  betreffenden  Landes 
entsprechenden  Gulden  zu  60  Kreuzer,  sei  es  nun,  dass  solche 
Gulden  wirklich  ausgemünzt  wurden,  oder  nur  in  einem  gewissen 
Werthverhältnisse  zu  den  gleichzeitigen  Reichsthalem  als  Rech- 
nungsgeld fungirten. 

Aus  einer  feinen  kölnischen  Mark  wurden  in  Silber  nach  der 
seit  1566  bestandenen  Reichsmünzordnung  9  Reichsthaler  aas- 
geprägt, in  den  österreichischen  Erblanden  seit  der  Münzinstruction 
K.  Leopolds  vom  2.  Mai  1680^)  9-/,  Reichsthaler,  —  in  Gold 
(im  Reiche  wie  in  Oesterreich)  67*77i  Ducaten. 

Mit  kaiserlichem  Patente  vom  10.  April  1684  wurde  der  äussere 
Werth  eines  Reichsthalers  auf  1^^  Gulden  festgesetzt,  mit  Patent 
vom  28.  November  1692  auf  2  Gulden  erhöht,  beziehungsweise  der 
Werth  eines  Ducatens  auf  4  Gulden  festgestellt. 

Von  1680  an  bestand  also  in  Oesterreich  der  9-/,  Thalerfdss, 
von  1684—1692  der  16\'^  Guldenfuss,  und  von  1692  an  der 
18*/?  Guldenfuss. 

Im  Reiche  bestand  gleichzeitig  —  neben  dem  alten  9  Thaler- 
fusse  —  vielfach  der  1690  in  Norddeutschland  aufgekommene,  so- 
genannte Leipziger  18  Guldenfuss,  bei  welchem  der  Thaler 
1\^3  Gulden  werth  war,  daher  er  auch  12  Thalerfuss  hiess.  1737 
wurde  derselbe  zum  Reichsmünzfasse  erklärt. 

In  Oesterreich  wurde  der  18  ^Z,  Guldenfuss  erst  in  Folge  der  1 
Münzinstruction  Maria  Theresias  vom  30.  Juli  1748  durch  den 
19Vi8  Guldenfuss  ersetzt,  an  dessen  Stelle  1754  der  20  Gulden- 
oder Conventionsfuss  trat.  Für  die  Zeit  von  1684 — 1692  be- 
trägt also  der  innere  Werth  von  1  Gulden  Rheinisch  1,23077 
Gulden  Conventionsmünze,  gleich  1,29231  Gulden  österr.  Währung» 
—  für  die  Zeit  von  1692—1748  aber  1,07692  Gulden  Conventions- 
münze, gleich  1,13077  Gulden  österr.  Wähining. 

*j  Die  Darstellung  der  früheren  Münzverwirrung  würde  zn  weit  führen. 
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C.  Einnahmen  des  Cameraletats. 

Das  Gebiet  der  Cameraieinnahmen  war  am  Anfange  des  18.  Jahr- 
hunderts bei  aller  Unzulänglichkeit  des  Ertrages  so  umfangreich, 
die  Beschaffenheit  der  einzelnen,  an  sich  oft  sehr  geringfügigen 
Abgaben  war  eine  so  mannigfaltige,  dass  ein  vollständiger  Ueber- 
blick  schon  damals  kaum  möglich  gewesen  wäre^). 

Gegenwärtig  wäre  eine  eingehendere  Darstellung  dieses  Gegen- 
standes ohne  umfassende  Vorarbeiten  über  die  Vei*hältnisse  in  den 
einzelnen  Kronländem  wohl  kaum  denkbar;  auch  würde  dieselbe 
nicht  in  die  Geschichte  des  Staatscredites,  sondern  in  eine  Geschichte 
des  Steuerwesens  gehören.  Andererseits  sind  aber  die  Domänen 
und  Cameralgefälle  in  Folge  der  Praxis  jener  Zeit,  die  Staats- 
anleihen hypothekarisch  sicherzustellen,  für  das  Staatsschuldenwesen 
von  solcher  Bedeutung  geworden,  dass  einige  allgemeine  Andeu- 
tungen hierüber  wohl  nicht  umgangen  werden  können. 

Abgesehen  von  den  ad  cameralia  gewidmeten  Contributions- 
quoten  der  Länder,  welche  mit  der  Contributions-Hauptsumme,  daher 
im  Wege  der  Grundbesteuerung  repartirt  wurden-),  bestanden  die 
Einnahmen  des  Cameraletats  einerseits  in  dem  Ertrage  der  Staats- 
güter (Cameralherrschaften),  andererseits  in  jenem  der  meisten  da- 
maligen indirecten  Abgaben. 

Der  Staatsgüterbesitz  war  zu  jener  Zeit  noch,  absolut  wie 
relativ,  von  weit  grösserer  Bedeutung  als  in  unserem  Jahrhunderte, 
ersteres  wegen  seiner  sehr  beträchtlichen  Ausdehnung,  letzteres  wegen 
der  verhältnismässig  noch  unvollkommenen  Entwickelung  der  übrigen, 
aus  dem  Besteuerungsrechte  fliessenden  Staatseinnahmen.  Die  Be- 
deutung der  Staatsdomänen  lag  aber  weniger  in  der  unmittelbaren 
Yerwerthung  ihres  Erträgnisses  för  Staatszwecke,  als  in  ihrer 
Function  als  wichtige  Objecte  für  Staatscreditsoperationen.  Mit 
dem  allmählichen  Steigen  des  Staatsbedarfs  hatte  sich  schon  früh 
die  Noth wendigkeit  herausgestellt,  solche  Domänen,  —  als  deren 
Eigenthümer  in  früheren  Jahrhunderten  bald  das  Staatsärar,  bald 
der  Monarch  angenommen  wurde,  —  gegen  entsprechende  Darlehen 
za  verpfänden.    So  kam  es,  dass  bereits  am  Anfange  des  vorigen 


^)  Auch  in  der,  in  Anm.  3  auf  Seite  5  erwähnten  Ausführlichen  Darstellung 
»t  weit  mehr  von  den  einzelnen  Gefällsämtern,  deren  Ertrag,  Verwaltungskosten 
u4  Belastong  die  Bede,  als  von  der  Natur  und  Einrichtung  der  Gefälle  seihst. 

*)  S.  unten  Seite  15. 
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Jahrhunderts  der  weitaus  grösste  Theil  der  Staatsgüter  der  un- 
mittelbaren Verfügung  der  Hofkammer  entzogen  wai*,  und  nur  inso- 
ferne  in  Betracht  kam,  als  sich  Gelegenheit  ergab,  eine  Erhöhung 
der  Pfandschillinge,  oder  einen  vortheilhaften  Verkauf  zu  erzielen. 

Das  Schwergewicht  der  Finanzverwaltung  lag  schon  damals 
auf  dem  Gebiete  der  öffentlichen  Abgaben,  also  für  den  Cameral- 
6tat  in  den  indirecten  Abgaben^),  wobei  wir  diesen  Begriif  im 
weitesten  Sinne  ins  Auge  fassen,  also  mit  Einschluss  der  Regalien 
und  Monopole,  bei  welchen  ja  im  Preise  des  betreffenden  Productes 
das  Ergebnis  privatwirthschaftlicher  und  finanzpolitischer  Factoren 
vereint  zum  Ausdruck  gelangt. 

Von  besonderer  Bedeutung  war  das  Bergwerksregal,  indem 
seit  jeher  der  Betrieb  der  ergiebigsten  Bergwerke  für  Rechnung 
des  Landesfürsten  geführt  wurde.  Namentlich  wären  hier  die 
Kupfer-  und  Quecksilberbergwerke  zu  erwähnen,  deren  Er- 
zeugnisse für  den  Staatscredit  schon  im  17.  Jahrhunderte  grossen 
Werth  gewannen. 

An  erster  Stelle  aber  steht  das  Salzregal,  das  „vornehmste 
Kammerkleinod",  wie  es  bei  verschiedenen  Anlässen  genannt  wurde. 
Schon  seit  langer  Zeit  war  die  Einfuhr  ausländischen  Salzes  unter- 
sagt, grösstentheils  auch  die  Salzgewinnung  durch  Private  im  In- 
lande.  Die  Einnahmen  aus  dem  Salzverkaufe  bildeten  denn  auch 
die  bei  weitem  ansehnlichste  Post  im  Cameraletat. 

Das  Tabakmonopol(Tabak-Appalto)wurde,  nachdem  ein  Tabak- 
aufschlag schon  durch  längere  Zeit  bestanden,  1692  im  Princip  be- 
schlossen, jedoch  erst  1701  wii-klich  eingeführt.  1704  wurde  das- 
selbe gegen  einen  Aufschlag  auf  die  Erzeugung  und  den  Verkauf 
des  Tabaks  aufgehoben,  1723  aber  wieder  eingeführt,  und  zwar 
derart,  dass  der  Tabakbau  nur  gegen  behördliche  Bewilligung  ge- 
stattet war,  die  Verarbeitung  des  Rohtabaks  ausschliesslich  dem 
Aerar  vorbehalten  blieb,  und  der  freie  Handel  mit  Tabak,  sowie  die 
Einfuhr  fremden  Tabaks  verboten  wurde. 

Sehi'  wenig  entwickelt  war  noch  das  staatliche  Gebüren- 
wesen,  da  sich  Justiz  und  politische  Verwaltung  in  unterster  In- 
stanz grösstentheils  in  den  Händen  der  Patrimonialherrschaften  be- 
fanden.     Uebrigens   wurde    der  Urkundenstempel   schon   1686 


^)  Das  folgende  theils  nach  Hauer  (Beiträge  zur  österr.  Finanzgeschichte), 
theils  nach  Wagner  (Finanzwissenschaft  III),  theils  nach  archivalischen  Quellen. 
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eingeführt,  1695  aber  durch  einen  eigenen  Papieraufschlag  (auf 
alles  Schreib-,  Druck-  und  Fliesspapier,  wie  aucli  auf  Bücher)  er- 
setzt.   Die  Taxen  bestanden  in  Gehaltsabzügen  der  Beamten. 

Sehr  ausgebildet  war  das  Gebiet  der  Verzehrungssteuern, 
der  sogenannten  Aufschläge  oder  Ac eisen,  deren  finanztechnische 
Vorzüge  man  früh  herausfand.  Um  1700  waren  bereits  die  meisten 
wichtigeren  Lebensbedürfoisse  mit  Aufschlägen  belegt.  Freilich 
handelt  es  sich  hier  keineswegs  um  ein  geregeltes  System  innerer 
Verbrauchsabgaben,  sondern  um  eine  Unzahl  der  mannigfaltigsten, 
den  Bedürfnissen  des  Augenblickes  entsprungenen,  daher  zu  den 
verschiedensten  Zeiten  und  meist  nur  für  ein  beschränktes  Gebiet 
eingeführten  Abgaben,  deren  Bemessung  und  Einhebung  oft  selbst 
innerhalb  eines  Kronlandes  nicht  nach  einheitlichen  Grundsätzen 
geregelt  war*).  In  Folge  dessen  herrschte  auf  diesem  Gebiete  eine 
solche  Verwirrung,  dass  es  geradezu  unmöglich  erscheint,  in  die 
Gesammtheit  der  bezüglichen  Einrichtungen,  wie  sich  solche  am 
Anfange  des  18.  Jahrhunderts  herausgebildet  hatten,  einen  klaren 
Einblick  zu  gewinnen. 

Jene  Aufschläge  gliedern  sich  iri  solche  auf  Nahrungsmittel 
und  Getränke,  auf  sonstige  Roh  Stoffe  und  auf  gewisse  Man uf acte. 

Sehr  früh  entstanden  namentlich  das  Ungelt  und  der  Taz, 
zwei  Formen  der  Schanksteuer,  welche  nebeneinander  eingehoben 
wurden.  Daneben  kamen  aber  verschiedene  Aufschläge  von  Wein, 
Bier  und  Branntwein  vor.  Von  Nahrungsmitteln  waren  besonders 
Getreide,  Mehl  und  Fleisch  wichtige  Aufschlagsobjecte.  Auch 
Schmalz,  Käse,  Meth,  Honig,  Zwetschken  u.  s.  w.  wurden  besteueit. 
Von  anderen  Rohstoffen  waren  mit  Aufschlägen  belegt  Häute, 
Unschlitt,  Federn,  Wachs,  Baumöl,  Flachs,  Wolle;  von  den  Haus- 
thieren  die  Pferde;  von  gewerblichen  Erzeugnissen:  Schuh- 
waaren,  Tücher,  Seidenwaaren,  Kleinodien. 

Diese  Aufscldäge  waren  zum  gi'ossen  Theile  verpachtet.  Wo 
dies  nicht  der  Fall  war,  erfolgte  ihre  Einhebung  in  der  Regel  dmxh 
die  betreffenden  Cameralämter,  zum  Theile  aber  auch  durch  Organe 
der  Stände  oder  der  Stadtgemeinden. 

Die  Mautabgaben  dienten  meistens  zur  Bestreitung  der  Erhal- 
tongskosten  der  Strassen,  Brücken  und  Hafenanlagen,  beziehungsweise 


')  Wegen  der  Universal-Accise  in  Schlesien  nnd  Böhmen  s.  unten  Seite  16. 
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als  Gegenleistung  ffir  deren  Benützung,  und  sind  daher  als  Gebüren 
zu  betrachten.  In  grösseren  Verkehrscentren,  so  vor  allem  in  Wien, 
war  ihr  Ertrag  ein  sehr  beträchtlicher.  Auf  dem  Lande  waren  sie 
grösstentheils  im  Besitze  der  mit  den  Erhaltungskosten  der  be- 
treffenden Objecte  belasteten  Grundherrschaften. 

Seit  jeher  von  besonderer  Wichtigkeit  waren  die  Zölle.  Sie 
zerfielen  in  Grenz-  und  Binnenzölle,  je  nachdem  sie  nur  an  der  Grenze 
der  Monarchie  oder  an  jener  zwischen  den  einzelnen  Ländern  oder 
Ländergruppen  eingehoben  wurden.  Ausser  den  Einfuhrzöllen  kamen 
auch  Aus-  und  Durchfuhrzölle  vor,  doch  waren  dieselben  von  ge- 
ringerem Belange. 

Die  Tarifsätze  der  Grenz-Einfuhrzölle,  welche  nicht  nur  häu- 
figen Aenderungen  unterlagen,  sondern  in  den  einzelnen  Provinzen 
gleichzeitig  erhebliche  Verschiedenheiten  auswiesen,  wurden  theils 
nach  flscalischen,  theils  nach  handelspolitischen  Gesichtspunkten  fest- 
gesetzt. Erwägungen  der  letzteren  Art  waren  am  Anfange  des 
18.  Jahrhunderts  insofeme  bereits  ausschlaggebend  geworden,  als 
die  Zölle  überwiegend  den  Zweck  hatten,  die  Einfuhr  ausländischer 
Waaren  zu  erschweren  und  hiedurch  die  inländische  Production  zu 
fördern.  Unter  Umständen  lag  den  Zollsätzen  auch  die  Absicht  zu 
Grunde,  gewisse  Luxusgegenstände  ganz  vom  inländischen  Verkehr 
auszuschliessen.  AUe  diese  Momente  erklären  die  Höhe  der  Zölle, 
wie  die  mannigfachen  Einfuhrverbote. 


D.  Einnahmen  des  Militäretats. 
L  Die  Gontributionen  der  Länder. 

1.  Allgemeines. 

Der  Unterhalt  der  Armee  wurde  zum  überwiegenden  Theile 
—  in  Friedenszeiten  fast  ganz  —  aus  den  von  den  Landtagen  be- 
willigten Contributionen  bestritten. 

Demgemäss  war  auch  der  weitaus  grösste  Theil  der  Contri- 
butionsbe willigungen  für  Militärzwecke  gewidmet,  die  sogenannte 
„Militärbewilligung",  auch  „quantum  militare"  genannt,  wo- 
gegen die  sonstigen  Landtagsbewilligungen  verhältnismässig  weniger 
ins  Gewicht  fallen. 

Die  Bewilligung  erfolgte  in  den  Erblanden  in  der  Regel  alljähr- 
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lieh,  in  Ungarn  sanunt  Nebenländem  oft  nnr  einmal  in  drei  oder 
Tier  Jahren,  da  man  dort  den  Landtag  nicht  jährlich  einberief. 

Das  YerfEÜuren  hiebei  war  folgendes.  Die  beti*effende  Hof- 
kanzlei gab  der  Hofkammer  den  Tag  der  Landtagsei*öffhung  be- 
kannt Anf  Grond  der  Mittheilongen  des  General-Eriegscommissa- 
riats  nnd  der  Berichte  der  unterstehenden  Landkammem  stellte  die 
Hofkammer  das  Postulat  fest,  d.  h.  die  yom  Landtage  als  Con- 
tribution  zu  fordernde  Snmme.  Hiebei  pflegte  man  immer  mehr  zu 
fordern,  als  man  wirklich  erwartete,  da  das  yoUe  Postulat  selten 
durchzusetzen  war.  Gewöhnlich  wurde  der  Hofkanzlei  ein  Anfangs- 
und  ein  Endpostnlat,  beziehungsweise  ein  Maximal-  und  ein  Minimal- 
postulat bekanntgegeben,  mit  dem  Bemerken,  dass  man  auf  der 
Bewilligung-  des  letzteren  unbedingt  bestehen  müsse.  Als  Motiv  fiir 
die  Postulirung  wurden  in  der  Regel  angefahrt:  die  Nothwendig- 
keit  der  Proviant-  und  Munitionsbeschaflfung  für  die  Armee,  die 
dringenden  Befestigungsarbeiten,  die  kostspieligen  Gesandtschaften 
nnd  dgl.  Die  Minimalpostulate  wurden  denn  auch  meistens  be- 
willigt, wenngleich  oft  erst  nach  langwierigen  Verhandlungen  und 
unter  lästigen  Bedingungen,  insbesondere  gegen  Concessionen  auf 
anderen  Gebieten. 

Die  Militärcontributionen  zerfallen  in  ordentliche  und  ausser- 
ordentliche. Erstere  wurden  unter  allen  umständen  postulirt  und 
meistens  durch  eigene  Becesse  für  eine  längere  Reihe  von  Jahi*en 
unveränderlich  bewiUigt,  letztere  seit  dem  Beginne  des  18.  Jahr- 
hunderts zwar  gleichfalls  jährlich  postulirt,  aber  je  nach  den  je- 
weiligen Bedürinissen  in  sehr  ungleichen  Beträgen,  welche  in  Kriegs- 
jahren begreiflicherweise  die  grösste  Höhe  erreichten. 

Für  das  Ordinarium  bestand  für  den  deutsch-slavischen 
Länderbesitz  —  abgesehen  von  Tirol  und  Vorderösterreich  —  eine 
althergebrachte  Proportion  zwischen  den  einzelnen  Ländern,  welche 
bei  der  Postulirung  zu  beobachten  war. 

Nach  diesem  seit  der  Einverleibung  der  böhmischen  Länder 
üblichen  Massstabe ^)  hatte  die  böhmische  Ländergruppe  ^/g,  die  öster- 
reichische '/g  der  Gesammt-Contributionssumme  zu  tragen.  Von  der 
ersteren  Quote  entfielen  auf  Böhmen  */„,  Mähren  ^/^  und  Schlesien 
•'9»  von  der  letzteren  auf  Niederösterreich  Vs»  ^^  Oberösterreich  ^/e 


*)  S.  niederösterreichißches  Landesarchiv,  Codex  provincialis. 
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und  auf  Innerösterreich  Va«  Von  dem  innerösterreichischen  Antheile 
hatte  Steiermark  die  Hälfte  zu  tragen,  Kärnten  7io  ^nd  Krain  ^/m. 

Schon  am  Anfange  des  18.  Jahrhunderts  hatte  sich  jedoch  diese 
Proportion  zu  Gunsten  der  Contribuenten  der  böhmischen  Länder- 
gruppe verschoben.  Die  Gesammt-Postulatsumme  wurde  nämlich  in 
18  Theile  zerlegt  gedacht,  wovon  auf  die  österreichischen  Länder 
6V4,  auf  die  böhmischen  11 ''/^  entfielen.  Die  österreichische  Quote 
wurde  in  der  bisherigen  Weise  aufgetlieilt,  von  jener  der  böhmischen 
Länder  hatte  nunmehr  Böhmen  ^,'2,  Mähren  ^/^  und  Schlesien  Vs^) 
zu  übernehmen. 

Dieses  Verhältnis  wurde  aber  selbst  im  Ordinarium  nicht  un- 
abänderlich festgehalten,  sondern  mehrfach  modiflcirt,  und  zwar 
häufig  durch  Recesse  auf  mehrere  Jahre  hinaus. 

Hinsichtlich  des  Extraordinariums  bestand  überhaupt  keine 
feststehende  Proportion.  Hier  richtete  sich  die  Höhe  des  Postulats 
lediglich  nach  dem  Erfordernisse  und  nach  der  Zahlungsfähigkeit 
der  Länder.  Immerhin  pflegte  man  sich  hiebei  nicht  allzusehr  von 
der  Proportion  im  Ordinarium  zu  entfernen. 

Statt  des  Extraordinariums  oder  eines  Theiles  desselben  wurde, 
wenn  dessen  Bewilligung  und  Einbiinglichkeit  fraglich  erschien, 
häufig  ein  Darlehen  des  Landes,  natürlich  in  einem  das  Contri- 
butionspostulat  übersteigenden  Betrage  vereinbart.  Hiedurch  wurde 
gewissermassen  allen  betheiligten  Interessen  Rechnung  getragen: 
jenen  des  Aerars,  indem  für  dessen  dringenden  Bedarf  momentan 
eine  grössere  Summe  verfügbar  wurde,  und  jenen  der  Contribuenten, 
indem  der  Vorschuss  vor  der  Steuer  den  Vorzug  der  Rückzahlbar- 
keit hat. 

Abgesehen  von  der  eigentlichen  Militärbewilligung  oblagen  den 
Ländern  noch  gewisse  andere  Leistungen  für  die  Zwecke  der  Kriegs- 
verwaltung, welche,  obgleich  im  Wesentlichen  Naturalleistungen,  den- 
noch in  der  Regel  eine  pecuniäre  Belastung  der  Contribuenten  be- 
dingten. Hier  wäre  zunächst  die  Einquartierungslast-)  zu  er- 
wähnen. Die  Länder  hatten  nämlich  alle  daselbst  befindlichen 
Truppen  zu  bequartieren,  und  ihnen  gegen  eine  unzui'eichende  Ver- 
gütung die  Brod-  und  Pferdportionen  zu  verabreichen. 

Ferner  gehören  hieher  die  Recruten-  und  Remontegelder, 


^)  S.  Elvert,  zur  österreichischen  Finanzgeschichte  S.  227. 
«)  S.  Elvert  S.  318. 
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d.  h.  die  im  Falle  einer  Recrutenaushebung  und  Pferdeconscription 
allenfalls  anstatt  des  betreffenden  Contingentes  zu  entrichtende  Ab- 
lösungssumme, welche,  wie  die  Contribution  überhaupt,  vom  Land- 
tage bewilligt  werden  musste.  Auch  für  Befestigungszwecke  wurden 
zuweilen  mehrere  Jahre  hindurch  entsprechende  Beträge  speciell 
postulirt  und  bewilligt. 

Uebrigens  wurden,  wie  bereits  erwähnt,  in  einzelnen  Ländern 
seit  dem  17.  Jahrhunderte  gewöhnlich  auch  für  Zwecke  der  Civil- 
verwaltung,  und  zwar  zur  freien  Verfügung  der  Hofkammer,  be- 
sondere Contributionen  bewilligt,  das  sogenannte  quantum  camerale 
ad  liberam  dispositionem ,  meist  kurz  camerale  ad  liberam  ge- 
nannt. Diese  Cameralbewilligungen  waren  aber  in  der  vortheresia- 
nischen  Zeit  im  Vergleiche  zu  den  sonstigen  Contributionen  meist 
unbedeutend  ^). 

Ausser  allen  diesen  mehr  oder  weniger  regelmässigen  Land- 
tagsbewilligungen kamen  jedoch  bei  besonderen  Anlässen*)  noch 
mannigfache  ausserordentliche  Bewilligungen  vor,  z.  B.  an- 
lässlich der  Erbhuldigungen,  der  Reise  zur  römischen  Eaiser- 
krönnng  oder  sonstiger  Kaiserreisen  (subsidium  itinerarium.  Reise- 
steuer), von  Vermählungsfeierlichkeiten,  insbesondere  bei  der  Hoch- 
zeit des  Kaisers,  seiner  Söhne  und  Töchter  (Hochzeits-Donativ, 
auch  Fräuleinsteuer  genannt). 

Für  die  Gesammtheit  der  hier  aufgezählten  Contributionskate- 
gorien  war  die  Veranlagung  und  Einhebung  Sache  der  Stände, 
beziehungsweise  der  Landschaftsverordneten. 

Die  Contribution  hatte  im  Allgemeinen  den  Charakter  einer 
directen  Steuer,  und  zwar  hauptsächlich  einer  Grund-  und  Ge- 
bäudesteuer, wobei  ausser  dem  unmittelbaren  Realitätenertrage 
vielfach  auch  gewisse,  aus  Realrechten  entspringende  Nebennutzungen 
m  die  Besteuerung  einbezogen  wurden.  Li  den  Städten,  ja  theü- 
weise  auch  auf  dem  flachen  Lande,  war  überdies  das  Einkommen 
aus  Handel  und  Gewerbe  Contributionsobject. 

In  Bezug  auf  Steuerobject,  Steuersubject,  Bemessungsgrundlage 
und  Steuerfuss,  sowie  namentlich  auch  auf  das  Verhältnis  in  der 
Bdastung  der  beiden  damaligen  Qrundbesitzkategorien,  des  Domini- 


*)  Dieselben  scheinen  überhaupt  nur  in  der  böhmischen  Ländergruppe  vor- 
gekommen zu  sein,  wo  sie  im  Ganzen  durchschnittlich  200.000  fl.  im  Jahre  be- 
trugen, ausnahmsweise  allerdings  bis  zum  Doppelten  dieser  Summe  stiegen. 

^  Aus  verschiedenen  Archivsacten ;  s.  auch  Elvert  S.  319—321. 
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cal-  und  des  Busticalbesltzes,  —  finden  sich  zwischen  den  einzelnen 
Kronländern,  besonders  aber  zwischen  der  österreichischen  Länder- 
gruppe einerseits  und  der  böhmischen  andererseits,  die  grössten 
Verschiedenheiten. 

Die  Abfuhr  der  Contributionscontingente  durch  die  einzelnen 
Dominien  und  Städte  geschah  in  der  Regel  an  eigene,  für  jeden 
Kreis  bestellte  Landschaftseinnehmer  und  durch  diese  an  die  Landes- 
casse,  oder  unmittelbar  an  die  assignirten  Parteien  (Truppenkörper, 
Lieferanten  oder  Staatsgläubiger).  Die  Erlagstermine  waren  in  den 
einzelnen  Ländern  verschieden. 

Die  Stände  waren  selbstverständlich  bestrebt,  etwaige  Gegen- 
forderungen an  den  Staat  bei  der  Abfuhr  der  Contingente  im 
Compensationswege  in  Abzug  zu  bringen.  In  der  That  wurde  bei 
Anlehen  auf  Contributionsfonde,  sowie  bei  Uebernahme  von  Staats- 
schulden durch  ein  Land,  dieses  Compensationsrecht  den  Ständen 
häufig  hinsichtlich  der  Zinsen-  und  Capitalsraten  eingeräumt.  Der- 
artige „Retentionsposten"  absorbirten  oft  einen  grossen  Theil 
der  Jahresbewilligung.  Wo  ein  solches  Abzugsrecht  nicht  aus- 
drücklich bedungen  war,  wurde  die  Compensation  nur  ausnahms- 
weise geduldet,  bei . ausserordentlichen  Contributionen  jedoch,  Ober 
welche  man  sich  die  unbeschränkte  Verfügung  vorbehielt,  niemals. 

Die  üngleichmässigkeit  in  der  Veranlagung  der  Contributionen, 
insbesondere  auch  deren  unzureichender  Ertrag,  veranlassten  Kaiser 
Leopold,  im  Jahre  1695  deren  Ersetzung  durch  eine  üniversal- 
Accise^),  d.  i.  durch  eine  Abgabe  von  allen  Gegenständen  des 
Handels  und  Verbrauches,  in  Aussicht  zu  nehmen. 

Nach  längeren  Verhandlungen  erklärten  die  Fürsten  und  Stände 
Schlesiens  im  Jahre  1705  ihre  Zustimmung  zur  Einführung  einer 
allgemeinen  Accise  auf  Wein,  Bier,  Essig,  Branntwein,  Getreide, 
Fleisch,  Schlachtvieh,  Wildpret,  Fische,  Milch,  Obst,  allerlei  andere 
Nahrungsmittel,  ferner  Baumaterialien,  Textilwaaren  und  allerlei 
sonstige  Industrie-Erzeugnisse,  den  Ertrag  aus  der  Viehzucht,  Mieth- 
zinsen,  verschiedenen  anderen  Nutzungen  aus  Realrechten,  Handel 
und  Gewerbe.  Auch  wurde  hiemit  eine  Personalbesteuerung  der 
Juden  verbunden.  Die  Accise,  deren  Einhebung  durch  die  Fürsten 
und  Stände  des  Landes  erfolgte,  umfasste  also  die  verschiedensten 


«)  S.  Elvcrt  S.  235—37,  468—  71. 
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directen  -und  indirecten  Steuern,  und  zwar  theilweise  in  sehr 
drückender  Form. 

Der  Widerstand  gegen  die  Durchführung  dieser  im  Jahre  1707 
ausgeschriebenen  neuen  Besteuerung  war  daher  alsbald  ein  all- 
seitiger, zumal  ungeachtet  des  .bedeutenden  Ertrages  der  Accisen 
die  versprochene  Aufhebung  der  Contributionen  nicht  möglich  war. 
Gleichwohl  bestand  die  Accise  in  Schlesien  bis  zur  Abtretung  an 
Preussen. 

Auch  in  Böhmen  wurde  die  Zustimmung  der  Stände  zur  Ein- 
führung der  Accisen  erzielt,  jedoch  erst  1709.  Die  Einrichtung 
war  im  Wesentlichen  die  gleiche,  wie  in  Schlesien;  in  der  Aus- 
führung wurden  aber  die  Härten  des  Systems  vielfach  gemildert.  Von 
einer  Aufhebung  der  Contribution  war  natürlich  auch  in  Böhmen 
nicht  mehr  die  Rede. 

In  allen  übrigen  Eronländem  kam  es  überhaupt  nicht  zur  Ein- 
führung dieser  Universal- Accise,  und  auch  in  Böhmen  erfolgte  deren 
Aufhebung  schon  nach  wenigen  Jahren. 

2.  Contributionswesen  in  den  österrelohisohen  Erblanden  ^). 

a)  In  den  Stammlanden  der  Monarchie,  d.  i.  in  Oesterreich 
ober  und  unter  der  Enns,  Steyermark,  Kärnten  und  Krain,  fusste 
das  Grundsteuerwesen  seit  dem  16.  Jahrhunderte  auf  dem  Gült- 
anschlage. 

Unter  Gült  verstand  man  das  Einkommen  aus  dem  herrschaft- 
lichen Grundbesitze,  einschliesslich  der  Gebäude,  sowie  aus  Zins, 
Zehend  und  Naturaldiensten  der  Unterthanen,  Vogteirechten  und 
anderen  herrschaftlichen  Nutzungen,  —  unter  der  taxirten  Gült 
l^/o  des,  dieser  Grundrente  entsprechenden  Kapitals werthes  der 
betreflFenden  Heri-schaft,  also  ungefähr  ^a  des  Ertrages. 

Die  Ermittelung  der  steuerbaren  Gülten  erfolgte  auf  Grund 
eines  zwischen  den  Ständen  der  genannten  Erblande  im  Jahre  1542 
geschlossenen  Vergleiches  nach  gemeinsamen  Grundsätzen.  Hiezu 
hatte  jeder  Gültenbesitzer  seine  Gülten  anzumelden  (einzulegen). 


*)  S.  Hauer  Beiträge  zur  Geschichte  der  österreichischen  Finanzen,  Wien 
1848;  Oberleitner  Die  Finanzlage  Oesterreichs  im  16.  Jahrhunderte,  Wien 
1863;  Hermann  Geschichte  Kärntens,  ü.  Bd.  2.  Heft  1855;  ferner  yerschiedene 
^dschriftliche  Quellen  im  niederösterreichischen  Landesarchive ,  namentlich  den 
Codex  provincialis,  eine  vielbändige  sehr  reichhaltige  Sammlung  von  Aus- 
z^n  ans  den  Landtagsverhandlungen  der  ständischen  Zeit. 

^' Menti,  Finanxen  Oeiterreichs.  2 
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worauf  der  bezügliche  Ertrag  nach  einem  eigens  aufgestellten  Tarife 
berechnet  wurde.  Die  Ergebnisse  w^urden  später  im  Gültbuche  ein- 
getragen und  hiebei  der  IVo^g^  Gültanschlag  in  Pfunden^)  an- 
gesetzt. 

Auf  Grund  dieser  allerdings  sehr  unvollkommenen  Selbst- 
Schätzung  wurde  1544  zwischen  jenen  fünf  Erblanden  vereinbart, 
dass  die  Gülteneinlage  in  Niederösterreich  69.045,  in  Oberösterreich 
37.508,  in  Steyermark  72.248,  in  Kärnten  34.824,  in  Ki-ain  22.000, 
in  Görz  5.632  Pfund  betragen  solle,  vorbehaltlich  der  Ausgleichung 
von  Unrichtigkeiten  innerhalb  jedes  Landes.  An  diesem  Verhält- 
nisse scheint  mit  geringen  Aenderungen  bis  in  die  Zeit  Maria 
Theresia's  überall  festgehalten  worden  zu  sein. 

In  Ermangelung  näherer  Daten  über  die  Contributionsveran- 
lagung  in  den  übrigen  Ländern-)  wollen  wir  uns  im  Folgenden 
auf  Niederösterreich  beschränken. 

Steuerpflichtig  waren  hier,  mit  Ausnahme  gewisser,  seit  jeher 
befreiter  Herrschaften,  sämmtliche  Gültenbesitzer,  gleichviel 
ob  sie  dem  ständischen  Körper  angehörten  oder  nicht.  Die  Mit- 
glieder des  vierten  Standes,  welchen  zur  einen  Hälfte  die  Resi- 
denzstadt, zur  anderen  die  18  sqgenannten  „mitleidenden"  Städte 
und  Märkte  bildeten,  hatten  ^/g  der  jährlichen  Bewilligung*)  zu 
tragen.  Die  Repartition  dieser  Quote  auf  die  einzelnen  Bürger  er- 
folgte nach  Massgabe  des  kapitalisirten  Ertrags werthes  der  Häuser*) 
und  des  Einkommens  aus  Handel  und  Gewerbe. 


^)  1  Pfand  Pfennige  wurde  zu  60  Kreuzern  angenommen,  daher  etwa  gleich 
1  Gulden. 

3)  In  Kärnten  wurde  die  Einlage  1578  auf  36.000  Pfund  erhöht;  eine  be- 
hördliche Schätzung  oder  Grundvermessung  hat  daselbst,  wie  in  Niederösterreich, 
vor  Maria  Theresia  nie  stattgefunden;  die  üntcrthanen  hatten  -/,,  die  Herr- 
schaften nur  */a  der  Gesammtvorschreibung  zu  tragen.  Bezüglich  der  übrigen 
drei  Länder  waren  dem  Verfasser  keine  Quellen  zugänglich. 

^)  Hiebei  wurden  aUe  Zahlungen  an  und  für  dasAerar  zusammengerechnet 

*)  Diese  städtische  Schatzungssteuer,  auch  Haussteuer  genannt,  war, 
im  Gegensatze  zur  Urbarsteuer  auf  dem  Lande,  eine  wirkliche  Gebäadesteuer, 
Steuersubjecte  waren  nur  die  Bürger.  Als  daher  mit  der  zunehmenden  Ent- 
wickelung  der  Städte  auch  Adelige  und  Klöster  sich  in  deren  Burgfrieden  Häuser 
erbauten,  wussten  sie  sich  als  Mitglieder  der  Landstände  hiefür  Steuerfreiheit  zu 
erringen.  Diese  „Freihäuser"  nahmen  in  Wien  derart  überhand,  dass  sich  Kaiser 
Leopold  zu  einer  Erweiterung  des  Burgfriedens  veranlasst  sah.  —  AUmählich 
wurden  in  Wien  noch  andere  Formen  der  Gebäudesteucr  eingeführt,  welche  nicht 
zur  Aufbringung  von  Contributionscontingenten  bestimmt  waren,    so  der  Illu- 
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Die  übrigen  vier  Fünftel  der  Contribution,  sowie  das  ganze 
Landeserfordernis  hatten  die  drei  oberen  Stände,  der  Prälaten-, 
Herren-  und  Ritterstand  zu  bestreiten,  unter  welche  der  Betrag 
nach  Massgabe  der  betreffenden  Gültpfunde  aufgetheilt  wurde. 

Die  Steuervorschreibung  betrug  anfangs  nur  die  halbe  Gült, 
stieg  aber  bald  bis  zur  ganzen,  doppelten  und  zweieinhalbfachen 
Gült.  Noch  im  16.  Jahrhunderte  wurde  die  doppelte  Gült,  d.  h. 
eine  Steuer  von  2  fl.  für  jedes  Pfund  taxirter  Gült,  zu  einer  fest- 
stehenden, und  als  solche  seither,  abgesehen  von  den  übrigen  zur 
Aufbringung  der  Jahresbewilligung  und  des  Erfordernisses  für  die 
Landesverwaltung  nothwendigen  Abgaben,  jährlich  bewilligt. 

Uebrigens  hatten  die  Herrschaften  ihre  Gültsteuer  keineswegs 
ausschliesslich  zu  tragen.    Vielmehr  war  seit  1545  jeder  Gülten- 
besitzer, welcher  —  was  die  Regel  bildete  —  ünterthanen  hatte, 
berechtigt,  dieselben  zur  Tragung  der  Steuerlast  heranzuziehen,  und 
zwar  in  Ansehung  der  von  denselben  bewirthschafteten  Grundstücke 
und  ihres  Viehstandes.    Jedoch  durfte  der  Unterthan,  einem  Land- 
tagsbeschlusse  von  1551  zu  Folge,  auch  von  diesen  Steuer objecten 
nicht  über  Gebühr,  d.  h.  nicht  mit  mehr  als  der  doppelten  Gült 
besteuert  werden^).    Der  Herrscjiaftsbesitzer  hatte  also  nicht  nur 
die  Dominicalnutzungen  und  den  Ertrag  der  unmittelbaren  Herr- 
schaftsgrundstücke aus  eigenen  Mitteln  zu  versteuern,  sondern  über- 
dies auch  die  ganze,  jeweilig  etwa  ausser  der  doppelten  Gült  aus- 
geschriebenen Gültgebühr  selbst  zu  tragen.    Ob  sich  die  Dominien 
in  der  Praxis  wirklich  durchwegs  an  diese  Schranken  hielten,  mag 
dahingestellt  bleiben.    Auch  wurden  die  Ünterthanen  schon  bei  der 
Feststellung  der  Besteuerungsgmndlage  ungünstiger  behandelt  als 
die  Herrschaften.    Während  nämlich  bei  Letzteren  ^/^oo  d^s  Werthes 


Biinationsaufschlag  (seit  1687)  zur  Bestreitung  der  Kosten  der  Strassen- 
beieuchtung,  und  die  Schanzsteuer,  wegen  der  Befestigungsarbeiten.  Letztere 
^rde  1704  und  1707  mit  einem  ganz  übermässig  drückenden  Steuerfusse  auf 
der  Grundlage  des  Miethzinses  ausgeschrieben.  Näheres  s.  Myrbach  die  Be- 
steuerung der  Gebäude  in  Oesterreich,  1886. 

^)  In  gleichem  Verhältnisse,  wie  die  Ünterthanen  der  Standesmitglieder, 
▼nrden  auch  jene  der,  anter  dem  niederösterreichischen  Viccdomamte  stehenden 
Cwneralherrschaften  besteuert,  auf  welche  7000  Pfund  Gült  entfielen.  Das  be- 
iftgUcbe  Steucrcontingent,  die  sogenannte  Vicedomsquota,  wurde  seit  1652 
m- Gunsten  der  drei  oberen  Stände  verrechnet,  nach  langen  Verhandlungen  aber 
^'717  ein  Mitgennssrecht  des  vierten  Standes  an  dieser  Quote  anerkannt,  und 
«tztere  daher  von  nun  an  in  die  gesammte  Landesbewilligung  eingerechnet. 
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die  Steuereinheit  bildete,  wurde  als  solche  für  die  Unterthanen  an- 
lässlich der  ersten  Vereinbarung  über  die  Gülteneinlage  (1542)  Veo 
des  Werthes  ihi'es  Grundbesitzes  und  Viehstandes  festgesetzt  So- 
nach verhält  sich  —  die  wirkliche  Ausführung  dieses  Beschlusses 
vorausgesetzt  —  der  Besteuerungsmassstab  für  die  Unterthanen  zu 
jenem  für  die  Herrschaften  wie  10  zu  6.  Immerhin  aber  waren 
die  Unterthanen  in  Oesterreich  jedenfalls  weit  günstiger  behandelt, 
als  in  Böhmen  und  Mähren,  wo  die  Dominien  die  Verpflichtung, 
einen  Theil  der  Contribution  aus  eigenem  zu  tragen,  überhaupt 
erst  spät  anerkannten.  Gültenbesitzer,  welche  nicht  zu  den 
Ständen  gehörten,  sowie  jene  Töchter  und  Witwen  von  Stände- 
mitgliedern („Landleuten"),  welche  sich  mit  Ausländern  oder  anderen 
nicht  der  Standschaft  theühaftigen  Personen  vermählten,  hatten  die 
Steuer  im  doppeltem  Ausmasse  zu  tragen,  und  zwar  aus  eigenen 
Mitteln,  ohne  Besteuerung  der  Unterthanen.  Dagegen  wurde  vom 
Clerus  in  der  Regel  nur  die  einfache  Gült  verlangt,  also  die  Hälfte 
der  normalen  Vorschreibung. 

Jeder  „Landmann"  hatte  mindestens  eine  Gült  von  10  Pfund 
zu  versteuern.  Wer  daher  weniger  oder  gar  keine  Gült  besass, 
hatte  gleichwohl  diesen  Betrag  für  das  Gültbuch  anzumelden,  bei 
sonstiger  Ausschliessung  aus  den  Ständen.  Uebrigens  oblag  diese 
Steuerpflicht  nur  dem  jeweilig  ältesten  Mitgliede  einer  solchen 
unbegüterten  Adelsfamilie,  und  waren  Familien,  die  schon  über 
100  Jahre  zu  den  Ständen  gehörten,  hievon  befreit. 

Neu  entstandene  Gülten  waren  bei  sonstiger  Verwirkung 
binnen  Jahresfrist  anzumelden,  und  Veränderungen  im  Besitz 
und  Umfang  bestehender  Gülten  bei  Strafe  der  dreifachen  Steuer 
behufs  Dui'chfuhrung  im  Gültbuche  anzuzeigen. 

Wegen  der  vielen  unrichtigen  Gülteneinlagen  wurde  schon 
1656  eine  neue  Gültenermittelung  (Bereutung),  d.  h.  eine  allgemeine 
Katastralrevision  angeregt.  Doch  beschi'änkte  sich  der  Landtag 
vorläufig  darauf,  hinsichtlich  der  unrichtigen  Gülten  Erhebungen 
einzuleiten.  Abgesehen  von  einer  Neuvertheilung  der  Gülteneinlage 
des  vierten  Standes  blieb  die  alte  Besteueningsgrundlage  bis  zur 
theresianischen  Steuerrectification  im  Wesentlichen  unverändert. 

Seit  der  im  Jahre  1583  beschlossenen  Einführung  des  Haus- 
guldens ^)  wui-de  die  doppelte  Gült  —  deren  Ertrag  sich  in  Folge 


1-, 
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der  Tielen  zeitlichen  Steuerbefreiungen  anstatt  der  bewilligten 
138.000  fl.  durchschnittlich  nur  auf  100.000  fl.  belief  —  gewölinlich 
als  „Landsteuer^'bezeichnet.  Aussei*dem  kommt  für  diese  Steuer, 
da  sie  in  drei  Terminen  zu  entrichten  war,  auch  der  Name  „Drittel- 
steuer" vor. 

Im  Jahre  1693  wurde  das  erste  Dritte]  der  Landsteuer  um 
600.000  fl.  an  die  Stände  verkauft,  und  zwar  mit  dem  Rechte  der 
Weiterverausserung^).  Das  zweite  Drittel  wurde  1701  den  Ständen 
um  400.000  fl.  auf  20  Jahre  überlassen,  von  denselben  aber  in  Folge 
einer  späteren  Vereinbarung  zur  Abstossung  der  vom  Lande  für 
den  Staat  übernommenen  Schuldverpflichtungen  noch  bis  1740  be- 
zogen. Nachdem  dieses  Drittel  an  das  Aerar  heimgefallen  war, 
wurde  1742  das  dritte  Drittel,  und  zwar  abermals  um  600.000  fl., 
an  die  Stände  verkauft,  wonach  nur  mehr  ein  Drittel  an  den  Con- 
tributionsfond  gehörte. 

b)  Schon  im  16.  Jahrhunderte  zeigte  sich,  dass  die  Besteuerung 
nach  Gültpfunden  zur  Aufbringung  des  fortwährend  steigenden  Er- 
fordernisses auf  die  Dauer  nicht  genügen  konnte.  Man  sah  sich 
daher  genöthigt,  hiemit  noch  einen  anderen  Besteuerungsmassstab 
zu  verbinden,  dessen  Einheit  das  bewohnte  Haus,  die  Feuerstätte, 
bildete.  Für  die  bezügliche  Steuer,  welche  seit  1584  jährlich  aus- 
geschrieben wurde,  finden  sich  die  verschiedensten  Benennungen, 
als:  Hausgulden  (bis  1631),  Hausanschlag,  Urbarsteuer, 
ünterthanengebür  aufs  Haus,  Rauchfanggulden  u.  a. 

Seit  1688  wurde  dem  Haupthausanschlage,  der  in  der  Regel 
weit  grössere,  anfangs  hauptsächlich  zur  Bestreitung  des  Extraordi- 
nariums  bestimmte  Interimsanschlag  gegenübergestellt,  welchen 
man,  da  seine  Ausschreibung  nach  Quai*talen  eifolgte '-) ,  bald  als 
Quartalsteuer  bezeichnete. 

Die  Urbarsteuer  wurde  anfangs  ausschliesslich,  später  wenig- 
stens zum  grössten  Theile  von  den  Unterthanen  getragen. 

Die  erste  Häuserbeschreibung  erfolgte  1584,  eine  zweite  —  zur 
Ausgleichung  der  Unrichtigkeiten  —  1636.  Hierbei  wurde  übrigens 
durchwegs  auch  der  Umfang  der  Hausgründe,  d.  h.  der  nicht  ohne 

')  Die  Stände  yerkauften  hierauf  das  Drittel  pro  rata  an  einzehie  Herr- 
Kittften,  welche  sich  hiefür  an  ihren  Unterthanen  durch  Auflegung  einer  Rustical- 
*^er  entschädigten,  deren  Aufhebung  erst  1825  erfolgte. 

*)  Diese  Steuer  wurde  oft  nur  für  zwei  oder  drei  Quartale  ausgeschrieben, 
^  zwar  war  die  Schuldigkeit  für  die  einzelnen  Quartale  vorschieden. 
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da-s  Haus  veräusserlichen  Grundstücke  (im  Gegensatze  zu  den,  ledig- 
lich durch  die  Landsteuer  getroffenen  üeberländgründen)  mit  be- 
rücksichtigt, und  zwar  nach  der  altherkömmlichen  Abstufung  in 
Ganz-,  Halb-  oder  Viertellehen ^),  häufig  auch  nach  Massgabe  der 
Schuldigkeit  an  Dominicalabgaben.  Jene  Steuer  war  also  keines-  ^ 
wegs  eine  reine  Gebäudesteuer,  sondern  zugleich  Grundsteuer,  da 
das  Haus  nicht  das  Steuerobject,  sondern  nur,  unter  Berücksich- 
tigung der  Grösse  der  ganzen  Ansässigkeit,  den  Steuermassstab 
bildete. 

Abgesehen  von  den  Abschreibungen  in  Folge  von  Bränden  und 
Leerstehungen  lagen  die  Ergebnisse  der  Häuserbeschreibung  von 
1636  der  Besteuerung  bis  1748  zu  Grunde-). 

Der  Steuerfuss  richtete  sich  nach  dem  Jahresbedarfe,  und 
war  daher  ein  sehr  ungleicher.  Nach  1700  wui'den  in  der  Regel 
dreierlei  ürbarsteuem  vorgeschrieben:  eine  Anlage  zur  Bedeckung 
der  Recrutengelder  (durchschnittlich  1  fl.  von  jedem  aufrechten 
Hause),  der  Hauptanschlag  (zwischen  2  und  4  fl.  vom  Hause)  und 
die  Quartalsteuer  (zwischen  8  und  12  fl.  vom  Hause). 

Selbstverständlich  wurde  daneben  nocli  immer  die  alte  Land- 
steuer von  2  fl.  vom  Gültpfunde  —  soweit  sie  nicht  an  die  Stände 
veräussert  war  —  eingehoben,  ferner  in  der  Eegel  eine  von  den 
Herrschaften  selbst  zu  tragende  ausserordentliche  Gültgebür,  welche 
zwischen  1  und  4  fl.  schwankte.  So  entfielen  beispielsweise  auf 
das  aufrechte  Haus  unter  verscliiedenen  Bezeichnungen  im  Jahre 
1700:  15  fl.,  1707:  16  fl.,  1713:  UV«  A-,  1718:  20  fl.,  1730:  lö^^  fl., 
1740:  18»/^  fl.  an  Steuerschuldigkeit. 

Die  erwähnte  Gültgebür  betrug  1707:  2V/,  fl.,  1713:  1«/^  fl., 
1718:  2  fl.,  1730:  1^/^  fl.,  1740:  2V,  fl.  von  jedem  Pfund  Herrengült. 

3.  Steuerwesen  Tirols. 

In  Tirol  war  das  Steuerwesen  *^)  in  eigenthümlicher  Weise  mit 
der  alten  Wehrverfassung  verquickt. 


*)  Ein  Ganzlehen  umfasste  durchschnittlich  32  Joch. 

*)  Das  Recht,  die  Urbarsten  er  von  den  8500  Häusern  auf  den  Cameralherr- 
»chaften,  den  sogenannten  yicedomischen  Häusern,  zu  beziehen,  wurde  1693  um 
300.000  fl.  an  die  Stände  verkauft. 

8)  S.  Egger  Geschichte  Tirols,  II,  Innsbruck  1876,  S.  56,  215,  216,  222, 
467,  468,  472,  555 — 559;   ferner:   Compilationswerk  über  das  Steuer-  und 
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Im  Jahi'e  1511  übernahm  das  .Land  nämlich  die  Verpflichtung, 
im  Falle  eines  landesftirstlichen  Aufgebotes  die  Landesgrenze  einen 
Monat  lang  auf  eigene  Kosten  pait  5000  Kriegsknechten  zu  ver- 
theidigen,  wovon  der  Adel,  die  Bischöfe  und  die  Prälaten  1800,  die 
landesfürstlichen  Städte  und  Gerichte  2400,  die  Landgerichte  Ratten- 
berg, Kufstein  und  Kitzbüchel  300,  die  Herrschaft  Lienz  und  das 
Pusterthal  500  zu  stellen  hatten.  Jeder  dieser  Knechte  erhielt 
einen  Monatssold  von  4  fl.,  welcher  durch  eine  jährliche  Steuer  im 
gleichen  Betrage  bedeckt  wurde*  —  daher  der  Ausdruck  „Steuer- 
knecht". Die  Kriegs-  und  demgemäss  auch  die  Steuerknechte 
wurden  nach  einem  Verhältnisse  umgelegt,  dessen  Feststellung  unter 
Berücksichtigung  der  Bevölkerungszahl  und  des  Werthes  der  Reali- 
täten erfolgte. 

1573  beschlossen  die  Stände,  landesfurstUche  Schulden  im  Be- 
trage von  1.600.000  fl.  zur  Zahlung  in  20  Jahren  zu  übeniehmen, 
und  hiezu  die  jährliche  Schuldigkeit  für  einen  Steuerknecht  von  4 
auf  36  fl.  zu  erhöhen. 

Da  die  Steuergelder  jedoch  der  vielen  Kriege  wegen  nicht  zu 
Tilgungszwecken  verwendet  werden  konnten,  blieb  dieser  Steuer- 
fiiss  lange  unverändert. 

Bei  5000  Steuerknechten  hätte  hienach  der  Gesammtertrag 
sich  auf  180.000  fl.  belaufen.  Thatsächlich  wurde  aber  jene  An- 
zahl von  Steuerknechten  und  daher  auch  jene  Steuersumrae,  wegen 
des  Mangels  einer  ordentlichen  Katastrirung,  nie  erreicht.  Dazu 
kamen  im  Laufe  der  Jahre  viele  Steuerknechte  in  Folge  von 
Elementarereignissen,  sowie  durch  eigenmächtige  Anmassung  un- 
gebürlicher  Steuerbefreiungen  in  Abfall,  so  dass  schon  1573  rund 
1000  derselben  fehlten.  Dies  und  die  grosse  Ungleichheit  in  der 
ursprünglichen  Veranlagung,  deren  Wirkung  durch  die  seitherige 
Aenderung  in  den  wirthschaftlichen  Verhältnissen  noch  verstärkt 
wurde,  liessen  eine  Neuregulirung  als  höchst  nothwendig  erscheinen« 
In  den  Jahren  1675  und  1680  wurde  daher  eine  genaue  Beschreibung 
aller  Realitäten  und  deren  Schätzung  nach  einem,  allerdings  noch 
sehr  rohem  Massstabe  angeordnet,  sowie  auch  die  Heranziehung  der 
bis  dahin  unbesteuerten  Gründe.    In  Folge  des  Widerstandes  der 

Paraequationswesen  Tirols,  1793  (§.  3),  und  Voglie  Darstellung  des  tirolischen 
Steuersystems  (§.  128). 

^  In  Tirol,  wie  in  den  übrigen  österreichischen  Erblanden  findet  sich  hier 
statt  der  Bezeichnung  „Contribution"  schon  fnih  „Steuer". 
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an  dem  Fortbestande  der  Ungleichheit  interessirten  oberen  Stände 
gerieth  aber  diese  „Steuerbereitung**  schon  1682  in's  Stocken  und 
alles  blieb  beim  Alten.  Erst  1716  wurde  die  Steuerreform  wieder 
angeregt.  Obgleich  aber  hiefttr  1721  zwei  stabile  ständische  Depu- 
tationen eingesetzt  und  mit  kaiserlichem  Patente  vom  Jahre  1722 
alle  Steuerbefreiungen  als  widerrechtlich  erklärt  wurden,  ging  die 
Sache  nicht  recht  vorwärts.  Auch  die  Taxationsprojecte  vom 
Jahre  1728  wurden  abgelehnt.  1740  erliess  Karl  VI.  allerdings 
wieder  ein  Steuerbereitungsmandat;  doch  gelang  die  Durchfühining 
der  Reform  erst  gegen  Ende  der  Regierung  Maria  Theresia's. 

4.  Contributionawesen  in  Böhmen^). 

Die  Entwickelung  der  Steuerveranlagung  in  den  Ländern  der 
böhmischen  Krone  unterscheidet  sich  von  jener  in  den  österreichi- 
schen Erbländem  vor  allem  dadurch,  dass  daselbst  die  Steuerpflicht 
der  Herrschaften  weit  später  anerkannt  wurde  und  der  Domiuical- 
besitz  überhaupt  in  weit  höherem  Masse  begünstigt  war.  Anderer- 
seits finden  sich  hier  aber  auch  frühere,  wenngleich  sehr  unvoll- 
kommene Versuche  einer  wirkliclien  Katastrirung. 

In  Böhmen  lag  der  Contributionsrepartition  am  Beginne  des 
18.  Jahrhunderts  der  im  Jahre  1683  revidirte  Kataster  von  1654 
zu  Grunde.  Derselbe  beruhte  auf  Fassionen,  welche  von  den  Herr- 
schaften für  ihi'e  Unterthanen  überreicht  und  sodann  durch  stän- 
dische Commissäre  geprüft  wurden.  Die  Fassionspflicht  beschränkte 
sich  jedoch  nur  auf  den  Besitz  der  Unterthanen  und  Freisassen, 
sowie  der  Bürger  in  den  Städten;  jener  der  Herrschaften  blieb  hie- 
ven unberührt.  Die  Steuereinheit  bildete  die  Ansässigkeit,  d.  h. 
eine  Ackerfläche  von  einer  je  nacli  der  Lage  des  Besitzes  ver- 
schiedenen Grösse,  nämlich  entsprechend  einer  Aussaat  von  80  Strich 
im  Flachlande,  55  im  Mittelgebirge  und  40  im  Hochgebirge.  Einer 
solchen  Fläche  wurde  auch  der  Besitz  von  vier  Zugthieren  oder 
ein  entsprechendes  Einkommen  aus  •  Handel  und  Gewerbe  gleich- 
gehalten. Derartiger  Ansässigkeiten  wurden  für  das  ganze  Land 
ungefähr  76.000  ermittelt. 

Bei  der  in  den  Jahren  1682  und  1683  durchgeführten  Katastral- 


^)  S.  Linden  Grundsteuerverfassung  Oesterrcichs,  I,  S.  115—117,  und 
Müller  Geschichte  der  Grundsteuerverfassung  des  Königreiches  Böhmen,  Prag 
1880,  S.  37-51. 
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reyision  wurde  der  grösste  Theil  der  zwar  productiven,  aber  un- 
beackerten  Gründe,  welche  bis  dahin  steuerfrei  waren,  in  die  Be- 
steuerung einbezogen,  und  hiebei  gleichzeitig  der  Ansässigkeits- 
massstab  dahin  abgeändert,  dass  vom  Besitze  der  ünterthanen  im 
Flachlande  70,  im  Gebirge  37  Striche,  von  jenem  der  Freibauern 
durchwegs  37^),  von  jenem  der  Bürger  und  Einwohner  der  Städte 
35  bis  40  Striche  als  Ansässigkeit  angenommen  wurden. 

Hiedurch  modificirte  sich  die  Anzahl  der  Ansässigkeiten  auf 
72,240.  Das  städtische  Gewerbe  war  hiebei  nach  Einkommens- 
classen  mit  eingeschätzt  worden. 

Die  eigentliche  Contribution  lastete  bis  1705  ausschliesslich 
auf  dem  Bauernstände  und  den  Städten;  blos  die  im  Verhältnis 
geringfügige  Cameralquote,  sowie  etwaige  Türkensteuem  wurden 
theils  von  den  Dominien,  theils  von  unangesessenen  Capitalisten 
getragen.  Erst  von  1706  an  hatten  die  Herrschaften  das  jeweilige 
Extraordinarium,  die  übrigen  Contribuenten  nur  das  Ordinarium  zu 
entrichten. 

Die  Bepartition  erfolgte  im  Ordinarium  nach  Ansässigkeiten, 
im  Extraordinarium  theils  nach  der  Zahl  der  für  die  betreffende 
Herrschaft  ermittelten  unteithänigen  Ansässigkeiten,  theils  nach 
dem  von  der  Herrschaft  selbst  einbekannten,  im  Kataster  jedoch 
nicht  ersichtlichen  Einkommen  aus  Grund  und  Boden,  Viehzucht, 
Fischerei  und  Brauerei.  Die  Herrschaften  hafteten  für  die  Steuer- 
scholdigkeit  ihrer  ünterthanen,  deren  Subrepartition  ihnen  oblag. 
Dass  hiebei  oft  in  willkürlicher  Weise  Dominicalquoten  auf  die 
Ünterthanen  überwälzt  wurden,  sehen  wii*  aus  dem  diesbezüglichen 
Verbote  im  Robotpatente  Karls  VI.  vom  27.  Jänner  1738.  Die 
Abfiihr  der  Contributionsquoten  geschah  bis  1714  unmittelbar  an 
das  Obersteueramt  in  Prag,  von  diesem  Jahre  an  durch  Vermitte- 
iung  der  Filialcassen  in  den  Kreisstädten. 

Im  Jahre  1711  war  die  Zahl  der  Ansässigkeiten  in  Folge  der 
langjährigen  Kriege  auf  54.539  herabgesunken. 

Die  Berechnung  der  Ansässigkeiten  war  ^ne  so  ungleichmässige 
gewesen,  dass  Abhilfe  unbedingt  nothwendig  erschien. 

Mit  kaiserlichem  Patent  vom  2.  März  1713  wurde  daher  über 
Antrag  der  Stände  eine  Katastralregulirung  beschlossen.    Hienach 


*)  Im  Leitmeritzer  Kreise  für  den  ganzen  nicht  herrschaftlichen  Landbesitz 
i»  60  Strich. 
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waren  nunmehr  alle  Culturgattungen,  nach  Bonität sclassen  ab- 
gestuft^), einzuschätzen,  ferner  der  Viehstand  und  der  Ertrag  aus 
dem  Mühlenbetriebe,  und  zwar  auch  für  den  herrschaftlichen  Besitz. 
Die  bezüglichen  Fassionen  wurden  1713  überreicht,  und  1714  durch 
eine  Revisionscommission  überprüft,  welche  ihre  Arbeiten  erst  nach 
12  Jahren  beendete.  Auf  Grund  der  Ergebnisse  dieser  neuen 
Katastrirung  wurden  1725  die  Ansässigkeiten  neu  berechnet,  und 
zwar  mit  einem  Bruttoertrage  von  je  180  fl.,  wovon  man  ^/g  für 
Culturkosten,  ^/g  für  den  Lebensunterhalt  des  Contribuenten  ver- 
anschlagte, und  ^3  (also  60  fl.)  als  Steuerschuldigkeit  vorschrieb. 

Dieses  Steuersystem  blieb  bis  zur  theresianischen  Steuerreform 
(1748)  in  Kraft. 

6.  Contributionswesen  in  Mähren^). 

Die  Grundlage  der  Contribution  in  Mähren  bildete  der  Kataster 
vom  Jahre  1664,  beziehungsweise  dessen  Revision  im  Jahre  1669. 

Derselbe  hatte  die  Aecker  und  Weingärten  der  Unterthanen 
zum  Gegenstande,  femer  jene  der  Gemeinden  mit  Ausnahme  der  7 
königlichen  Städte,  endlich  jene,  welche  als  Ueberlandgründe  im 
Besitze  von  Bürgern  dieser  Städte  standen.  Alle  übrigen  Cultur- 
gattungen waren  steuerfrei,  desgleichen  vorerst  der  ganze  Real- 
besitz der  Dominien  und  der  königlichen  Städte. 

Dieser  Kataster  beruhte  auf  Fassionen,  welche  die  Herrschaften 
für  ihre  Unterthanen  zu  überreichen  hatten,  und  auf  einer  com^ 
missioneilen  Ueberprüfung  derselben  durch  Localerhebungen.  Die 
steuerpflichtigen  Gmndstücke  wurden  in  je  3  Bonitätsclassen  ein- 
geschätzt. 

Als  Steuereinheit  wurde  die  Lahne  angenommen,  d.  h.  eine 
steuerbare  Fläche,  deren  Grösse  nach  einer,  für  jede  Cultur-  und 
Bonitätsciasse  verschieden  festgesetzten  Aussaatsmenge  zu  bestimmen 
war^).    Die  Fläche  wurde  durch  eine  Ocularaufnahme  ermittelt,  zu 


^)  Beim  Ackerlandc  wurden  dieselben  durch  Combination  von  8  Abstufungen 
des  Kömer-Naturalertrages  mit  6  Preisstufen  gebildet,  wodurch  48  Bonitäts- 
classen entstanden. 

2)  S.  Elvert  zur  österreichischen  Finanzgeschichte  S.  227,  300—317. 

^)  Bei  den  Aeckem  entsprach  einer  Lahne  in  den  drei  Bonitätsclassen  eino 
Aussaat  von  100,  beziehungsweise  125  und  150  Hetzen,  wobei  man  auf  einem. 
Metzen  in  den.  zwei  ersten  Classen  je  600,  in  der  dritten  je  700  Klafter  rechnete.— 
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deren  Controle  jedoch  in  jeder  Gemeinde  ein  Theil  der  Lahnen 
wirklich  vermessen.  Solcher  Lahnen  ergaben  sich  für  das  ganze 
Land  rund  16.000. 

Erst  1671  übernahmen  die  oberen  Stände  und  die  königlichen 
Städte  einen  Theil  der  Contributionen,  welcher  nach  der  Anzahl 
der  Kamine  auf  den  Herrschaften  und  in  den  Städten  umzu- 
legen war. 

Von  nun  an  bestanden  zweierlei  Steuereinheiten,  die  Lahnen 
und  die  Kamine.  Auf  dem  flachen  Lande  belastete  die  ordentliche 
Contribution  jedoch  nach  wie  vor  zum  weitaus  grössten  Theile  die 
Unterthanen  und  Freisassen;  ausser  der  Kaminsteuer  hatten  die 
Herrschaften  blos  das  Extraordinarium  zu  tragen. 

Abgesehen  von  der  jeweilig  auf  die  Kamine  übernommenen 
Quote  geschah  die  Repartition  in  folgender  Weise.  Die  ordent- 
liche Contributionssumme  wurde  durch  die  Gesammtzahl  der  Lahnen 
dividirt,  der  hiebei  sich  ergebende  Lahnenquotient  auf  die  einzelnen 
Dominien  nach  Massgabe  der  betreffenden  Lahnenanzahl  umgelegt 
und  sodann  auf  die  unterthanen  subrepartirt.  Ganz  analog  ging 
man  auch  bezüglich  der  von  den  Herrschaften,  zu  entrichtenden 
ausserordentlichen  Contributionscontingente  vor,  d.  h.  dieselben  wurden 
ebenfalls  nach  der  Anzahl  der  unterthänigen  Lahnen  repartirt,  da 
die  Dominicalgrundstücke  selbst,  wie  erwähnt,  nicht  einkatastrirt 
waren. 

Der  thatsächliche  Steuer fuss  hing  natürlich  von  der  Höhe 
der  jeweiligen  Jahresbewilligung  ab,  sowie  von  den  Landtags- 
beschlüssen über  das  Ausmass  der  Kaminsteuerquote. 

Wie  sehr  bei  diesem  an  und  für  sich  höchst  unvollkommenem 
Steuersysteme  der  herrschaftliche  Besitz  begünstigt  war,  erhellt  aus 
der  Gegenüberstellung  einiger  Daten  über  den  gleichzeitigen  Steuer- 
.  fuss  für  die  beiden  Besitzkategorien.    So  betrug  die  Vorschreibung 
z.  B.  1701   von   jedem   Lahne   22   fl.,    von   jedem  unterthänigen 
Kamine   3  fl.  10  kr.,  von  jedem   herrschaftlichen  und  städtischen 
Kamine  2  fl.  10  k.     1707  zahlten  die  Unterthanen  im  Ordinarium 
25  fl.  30  kr.  vom  Lahne  und  3  fl.  52  kr.  vom  Kamine,  die  Herr- 
schaften im  Ordinarium  2  fl.  52  kr.  vom  Kamine,  im  Extraordina- 
rium 8  fl.  48  kr.  vom  Lahne  und  1  fl.  36  kr.  vom  Kamine.    1715 
war  der  unterthänige  Lahn  mit  28  fl.  52  kr.  belegt,  der  herrschaft- 
liche mit  6  fl.,   1727   war   das  Verhältnis   gar   29  fl.    18  kr.   zu 
1 1  40  kr.  (!) 
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6.  Contributionswesen  in  Schlesien^). 

In  Schlesien  wurden  die  Contributionen  durch  die  sogenannte 
Schatzungssteuer  eingebracht. 

Dieselbe  beruhte  auf  einer  im  Jahre  1527  zum  ersten  Male 
vorgenommenen,  sehr  tibereilten  und  ungleichmässigen  Selbstschätzung 
der  schlesischen  Fürsten  und  Stände,  worin  dieselben  ihr  eigenes, 
und  auf  Grund  der  Fassionen  ihrer  Unterthanen  und  der  Bürger 
in  den  Städten  auch  deren  Einkommen  aus  beweglichem  und  un- 
beweglichem Veimögen,  sowie  aus  Handel  und  Gewerbe,  einbekannten. 
Das  auf  diese  Weise  ermittelte  Steuercapital  eines  Fürsten  oder 
Standes  hiess  die  Particularschatzung,  jenes  des  ganzen  Landes 
Generalschatzung,  auch  Ansage  oder  Indiction. 

In  Folge  von  Münzänderungen  und  Nachlässen  wurde  die 
Schatzungssumme  später  mehrmals  modificirt,  und  verminderte  sie  sich 
hiedurch  von  ursprünglich  11^2  Millionen  Thaler  auf  7^/^  Millionen 
im  Jahre  1628,  beziehungsweise  6^/3  Millionen  im  Jahre  1691.  Die 
Schätzung  von  1628  war  die.  letzte,  welche  vom  Fürsten  tage  an- 
erkannt wurde. 

Nach  Massgabe  der  Schätzung  wurde  die  Jahrescontribution 
auf  die  einzelnen  Fürsten  und  Stände,  und  von  diesen  auf  die  ein- 
zelnen Contribuenten  vertheüt. 

Durch  die  stet€  Zunahme  der  Contributionssumme  bei  Abnahme 
der  Schätzung  wurde  der  Steuerfuss  immer  höher,  und  die  ün- 
gleichmässigkeit  der  Schätzung  daher  immer  fühlbarer.  Dies  und 
die  Unbilligkeit  der,  factisch,  wenngleich  nicht  rechtlich  bestehenden 
Steuerprivilegien  des  Adels  drängte  zu  einer  Steuerreform. 

Nach  mehreren  vergeblichen  Versuchen  unter  Leopold  I.  und 
Josef  I.  ordnete  Karl  VI.  im  Jahre  1721  eine  allgemeine  Steuer- 
Rectification  an.  Hienach,  beziehungsweise  nach  den  nachträg- 
lichen Vorschriften  von  1727  und  1733  waren  Gegenstand  der  In- 
diction, d.  h.  Steuerobject,  alle  Gnindstücke,  Häuser,  Realgewerbe, 
sonstige  •  Realrechte,  grundherrliche  Einnahmen  aus  Robot-,  Grund- 
und  Bestandzinsen,  Bergwerke,  Einkommen  aus  Handel  und  Ge- 
werbe u.  s.  w.  Den  Ertrag  aus  allen  diesen  Nutzungen  hatten  die 
Obrigkeiten  für  sich,  die  Ortsbehörden  für  die  Unterthanen,  und 
die  Magistrate  für  die  Städte  zu  fatiren.    Zur  Prüfung  und  Revision 


»)  S.  Elvert  S.  143—153,  515—550,  und  Kries  Geschichte  der  Steuer- 
verfassang  Schlesiens,  1842. 
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dieser  Ertragsfassionen  wurden  20  Commissionen  eingesetzt,  welche 
dem  Lande  über  1  Million  Thaler  kosteten,  gleichwohl  aber  nach 
20  Jahren,  als  Schlesien  von  den  preussischen  Truppen  besetzt 
wurde,  ihre  Arbeit  noch  nicht  beendet  hatten.  .  Die  Flächen- 
ansätze beruhten,  abgesehen  von  einzelnen  Controlsvermessungen 
bei  der  Superrevision,  lediglich  auf  den  Fassionen.  Die  Masseinheit 
bildete  bei  den  ökonomischen  Culturen  der  Scheffel  Aussaat,  gleich 
einer  Fläche  von  859^/8  Wr.  Klafter,  und  bei  Waldungen  die 
Stallung,  gleich  140.625  Breslauer  Klafter.  Die  Schätzung  der 
Nutzungen  erfolgte  nach  eigenen  Classificationstarifen.  Der  Gesammt- 
werth  der  steuerbaren  Capitalien  wurde  auf  diese  Weise  mit 
39  Millionen  Thaler  ermittelt.  Die  erhobenen  Nutzungen  verzeich- 
nete man  in  drei  abgesonderten  Katastern,  je  einem  für  die  Obrig- 
keiten, die  ünterthanen  und  die  Städte,  mit  verschiedenen,  den 
Dominicalbesitz  begünstigenden  Repartitionsdivisoren. 

Dieses  neue  Steuersystem  trat  erst  nach  der  Abtretung  des 
grössten  Theües  Schlesiens  an  Preussen,  also  nur  mehr  für  das 
heutige  österreichische  Schlesien  in  Kraft,  und  zwar  im  Jahre  1744. 

7.  Das  Contributionswesen  in  Ungarn 

und  seinen  Nebenländem  war  noch  wenig  entwickelt,  und  entbehrte 
einer  einheitlichen  Grundlage.  Die  dortigen  Landtagsbewilligungen 
bestanden  in  der  pura  taxa,  d.  i.  den  eigentlichen  Contributionen 
der  Edelleute,  —  dem  subsidium  annonarium,  d.  i.  der  Getreide- 
lieferung der  königlichen  Freistädte,  —  den  labores  gratuiti,  un- 
entgeltlichen Arbeiten  der  Ünterthanen  bei  den  Befestigungsarbeiten 
an  der  Grenze,  welche  im  Innern  des  Landes  reluirt  wurden,  — 
und  der  pecunia  coronalis,  der  Krönungsgabe.  Näheres  über  die 
Einrichtung  und  Veranlagung  aller  dieser  Natui*al-  und  Geldabgaben 
gehört  nicht  hieher. 

IL  Allgemeine^  Vermögenssteuern. 

Der  Ertrag  der  ordentlichen  und  ausserordentlichen  Contri- 
butionen, sowie  aller  Cameralgefälle,  erwies  sich  bei  aussergewöhn- 
lich  gesteigertiBm  Staatsbedarfe,  also  vor  allem  in  Kriegszeiten,  bei 
weitem  nicht  als  hinreichend.  In  solchen  Zeiten  sah  man  sich  daher 
zu  einer  Ergänzung  des  Steuersystems  genöthigt,  welche  dem  Staate 
wsgiebige  Mittel  zuzuflihren,  und  namentlich  auch  viele  sonst  gar 
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nicht  oder  doch  unverhältnismässig  gering  besteuerte  Einnahmsquellen 
der  Besteuerung  zu  unterziehen  bezweckte. 

Dies  erklärt  die  wiederholte  Ausschreibung  von  Vermögens- 
steuern, welche  ihre  Rechtfertigung  in  der  jeweiligen  Staatsnoth- 
lage  fand,  und  daher  gewöhnlich  ohne  Einvernehmung  der  Stände 
erfolgte. 

Die  Vermögenssteuer  war  im  Wesentlichen  eine  Capitalssteuer; 
in  der  Regel  wurde  hievon  aber  auch  das  Renten-  und  Arbeits- 
einkommen getroffen.  Der  Steuerfuss  war  durchschnittlich  ein  Per- 
cent alles  beweglichen  und  unbeweglichen  Vermögens,  und  10  Per- 
cent des  sonstigen  Einkommens.  Ausnahmsweise  kamen  auch  ge- 
ringere Sätze  vor.  Befreit  waren  die  Bauern,  und  überhaupt  Per- 
sonen, deren  Vermögen  oder  Einkommen  einen,  jeweilig  verschieden 
bestimmten  Betrag  nicht  überstieg,  —  femer  Forderungen  gegen 
den  Staat,  später  auch  Stadtbankpapierc.  Von  1734  an  wurden 
auch  todtliegende  Baarcapitalien  und  andere  nicht  nutzbringende 
Effecten  von  der  Besteuerung  ausgenommen.  Die  Grundlage  der 
Vorschreibung  bildeten  die  Fassionen,  welche  die  Steuerpflichtigen, 
zumeist  in  kurzen  Fristen  nach  der  Ausschreibung,  vorzulegen 
hatten.  Der  Erlag  der  Steuer  hatte  entweder  auf  einmal,  oder  in 
Raten  zu  geschehen.  Bei  früherer  Zahlung  wurde  gewöhnlich  ein 
beträchtlicher  Nachlass  bewilligt. 

Die  Einhebung  der  Vermögenssteuer  erfolgte  individuell,  durch 
eigene  Commissionen.  Häufig  wurde  dieselbe  aber  gegen  eine  ent- 
sprechende Pauschalabfindung  den  Ständen  des  betreffenden  Landes 
überlassen,  wenigstens  hinsichtlich  der  zu  denselben  gehörigen  Per- 
sonen. Zu  solchen  Vereinbarungen  war  die  Hofkammer  umsomehr 
bereit,  als  der  Ertrag  der  Vermögenssteuer,  wegen  der  mangel- 
haften Durchführung,  jederzeit  weit  hinter  dem  bezüglichen  Vor- 
anschlage zui'ückblieb. 

Uebrigens  wurden  die  Stände  auch  nicht  selten  ermächtigt,  einen 
Theil  des  Contributions-Extraordinariums,  anstatt  in  der  gewöhnlichen 
Weise,  mittelst  einer  Vermögenssteuerausschreibung  einzubringen,  in 
welchem  Falle  die  Vermögenssteuer  also  gewisserraassen  eine  stän- 
dische Auflage  war.  Eine  in  Folge  eines  Türkenkrieges  aus- 
geschriebene Vermögenssteuer  wurde,  wie  im  17.  Jahrhunderte,  zu- 
weilen als  Türkensteuer  bezeichnet,  wohl  um  schon  im  Namen  der 
Steuer  die  Grösse  der  Gefahr  anzudeuten,  zu  deren  Abwendung 
solch  ausserordentliche  Mittel  nothwendig  erschienen. 
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UI.   Sonstige  directe  Steuern.  * 

a)  In  Kriegszeiten  wurden  zuweilen  allgemeine  Kopfsteuern 
(auch  Beisteuer  genannt)  ausgeschrfeben,  und  zwar  in  verschiedenen 
Abstufungen  nach  Berufsclassen. 

Diese  aus  früheren  Jahrhunderten  überkommene  Steuerform, 
deren  innere  Gebrechen  man  keineswegs  verkannte,  kam  jedoch 
nur  mehr  ganz  ausnahmsweise  zur  Anwendung. 

Zwischen  1690  und  1746^)  findet  sich  dieselbe  nur  einmal. 
Während  des  spanischen  Erbfolgekrieges,  zur  Zeit  der  tiefsten  Zer- 
rüttung der  Finanzen,  wurde  nämlich  mit  Patent  vom  22.  December 
1703*)  als  Ergänzung  zur  Vermögenssteuer  eine  allgemeine  Bei- 
steuer von  allen  nicht  vermögenssteuerpflichtigen  Personen  verlangt, 
und  zwar  zu  je  7  Kreuzer,'- —  hiebei  aber  die  in  der  Bevölkerung 
sehr  unbeliebte  Bezeichnung  „Kopfsteuer"  vermieden. 

Die  Kopfsteuer  von  1746  war  in  Bezug  auf  die  Classirung  der 
Steuerpflichtigen  bereits  sehr  durchgebildet;  die  Steuersätze  waren 
in  jeder  einzelnen  Berufsclasse  vielfach  abgestuft  und  bewegten 
sich  zwischen  600  fl.  (für  die  Erzbischöfe,  Herzöge  und  Fürsten), 
beziehungsweise  450  fl.  (für  die  Minister  und  den  Obersthofmeister) 
und  4  Kreuzern  (für  Bauemknechte).  Eine  bewusste  Anwendung 
des  Progressionsprincipes  ist  hier  unverkennbar. 

b)  Die  Einkommensteuer  war,  wie  wir  gesehen,  in  der  vor- 
theresianischen  Zeit  noch  mit  der  Vermögenssteuer  verquickt.  Eine 
selbstständige  Einkommensteuer  wurde,  obgleich  schon  lange  vorher 
hie  und  da  vorgeschlagen,  erst  1743  zum  ersten  Male  ausgeschrieben*), 
und  zwar  mit  10  ^/o  des  Einkommens  aus  beweglichen  und  unbeweg- 
lichen Vermögen.    Gehalte  und  Pensionen  waren  steuerfrei. 

c)  Besteuerung  des  Clerus*).  Die  Anschauung,  dass  der 
Geistlichkeit  das  Privilegium  der  Steuerfreiheit  zustehe,  erhielt  sich 
aas  dem  Mittelalter  bis  in  die  Zeit  Maria  Theresias.  So  kam  es, 
dass  der  Clerus,  insoweit  er  nicht  durch  den  Prälatenstand  eine 
mehr  oder  weniger  beschi'änkte  Quote  der  Landescontributionen  mit 
übernommen  hatte,  sich  in  der  Regel  einer  thatsächlichen  Steuer- 
freiheit erfreute. 


>)  S.  Hauer  S.  54,  Elvert  S.  228. 

*)  Cod.  Austr.  U. 

*)  S.  Wagner  m,  S.  100. 

*)  S.  Hauer  S.  59,  Elvert  S.  228,  229,  und  Cod.  Aust.  in,  IV. 
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In  Kriegszeiten  konnte  eine  solche  Begünstigung  allerdings 
nicht  immer  aufrecht  erhalten  werden.  Aber  auch  dann  hielt  man 
es  nicht  für  zulässig,  das  reiche  Einkommen  der  Bischöfe,  Kirchen 
und  Klöster  ohne  päpstliche  Zustimmung  zur  Bestreitung  der  Staats- 
ausgaben heranzuziehen.  Diese  Zustimmung  war  aber  lange  Zeit 
hindurch  nur  bei  Türkengefahr  zu  erlangen,  wo  das  Interesse  der 
Kirche  mit  jenem  des  Staates  zusammenfiel.  In  solchen  Fällen  be- 
willigte der  Papst  die  Aufbringung  einer  bestimmten  Summe  durch 
ein  Subsidium  ecclesiasticum,  d.  h.  eine  directe  Steuer  von  dem  Er- 
trage aller  geistlichen  Güter,  Nutzungen  und  Beneficien,  deren  Ee- 
partition  unter  Mitwirkung  des  Nuntius  erfolgte. 

Im  17.  Jahrhunderte  wurden  derartige  Subsidien  häufig  be- 
willigt, im  18.  anlässlich  des  Türkenkrieges  von  1716,  dann  wieder 
aus  dem  gleichen  Anlasse  1736,  und  zwar  auf  fünf  Jahre  in  dem 
keineswegs  bedeutenden  Betrage  von  jährlich  160.000  fl.  Von  nun 
an  wurde  diese  Bewilligung  von  fünf  zu  fünf  Jahren  erneuert,  von 
1769  an  aber  die  Steuer  ohne  päpstliche  Zustimmung  permanent 
umgelegt. 

d)  Judensteuern.  —  Bekanntlich  wurden  die  Juden,  insoweit 
ihnen  überhaupt  der  Aufenthalt  gestattet  war,  seit  dem  Mittelalter 
als  kaiserliche  Kammerknechte  angesehen.  Für  den  hiemit  be- 
gründeten behördlichen  Schutz  hatten  sie  einen  eigenen  Kammer- 
zins, später  Toleranzgeld  genannt,  zu  entrichten,  dessen  Höhe 
dui'ch  den  Landesfürsten  festgesetzt  wurde.  Die  Repartition  war 
den  Vorstehern  der  betreffenden  Landes-Judenschaft  überlassen. 
Abgesehen  von  diesen  zwar  zu  den  directen  Steuern  gehörigen, 
aber  nicht  in  den  Militärötat  fliessenden  Abgaben,  wurden  die  Juden 
allmählich  auch  in  die  Landescontribution  einbezogen,  und  überdies 
mit  anderen  Specialtaxen  belegt,  in  Mähren  z.  B.  mit  der  jüdischen 
Leibmaut,  welche  seit  1708  bei  dem  Eintritte  in  eine  königliche 
Stadt  zu  entrichten  war^). 

E.  Einkünfte  aus  dem  römischen  Reiche. 

Die  nähere  Darstellung  der  Einnahmen,  welche  der  Kaiser  aus 
dem  römischen  Reiche  bezog,  gehört  nicht  in  den  Rahmen  der  vor- 
liegenden Arbeit.  Gleichwohl  dürfte  eine  kurze  Aufzählung  dei> 
selben  hier  nicht  überflüssig  sein. 

^)  S.  Elvert  S.  326  if. 
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Die  wichtigste  Reichsbeisteuer  waren  die  bei  Reichskriegen  in 
wechselnder  Anzahl  bewilligten  und  auf  die  einzelnen  Reichsstände 
repartirten  sogenannten  Römermonate,  deren  jeder  seit  1535  mit 
128.000  fl.  veranschlagt  wurde,  thatsächlich  aber  stets  weniger 
betrug.  Zuweilen  wurden  eigene  Reichs-Türkensteuern  be- 
willigt. Dazu  kamen  die  Beiträge  der  Reichsritterschaft  und 
der  Hansestädte,  sowie  der  Reichs-Lehensträger  in  Italien. 

An  sonstigen  Reichseinkünften  wären  zu  erwähnen:  die  ürbar- 
steuer  der  Reichsstädte,  welche  um  1720  jährlich  35.000  fl.  ein- 
trug, aber  zum  grossen  Theile  verpfändet  war,  —  die  Kronsteuer 
und  der  Opferpfennig  der  Juden,  wovon  die  erstere  bei  der 
Eaiserkrönung,  der  letztere  jährlich  im  Betrage  von  je  1  Gold- 
gulden zu  erlegen  war,  —  die  Abgabe  der  weder  in  der  Reichs- 
matrikel, noch  im  Kataster  der  Reichsritterschaft  eingetragenen 
Teichsunmittelbaren  Herrschaften  und  Klöster,  —  die  Maut 
der  Reichsstrassen,  —  endlich  die  heimgefallenen  Reichs- 
lehen, welche  in  der  Regel  entweder  neu  verliehen  oder  veräussert 
/wurden*). 

Die  ordentlichen  Reichseinkfinfte  waren  also  sehr  geringfügig. 


')  F.  C.  Prot  vom  2.  Mai  1719. 


^'  Henii,  Finanzen  OMterreiobs. 


IL  Allgemeines  über  das  StaatsscMdenw esen  dieser  Periode. 


L  Einleitiuig. 

Die  allgemeine  Bezeichnung  für  den  Begriff  „Staatsanlehen^^ 
war  während  der  ganzen  Periode  „Anticipation",  d.  h.  Vorweg- 
nahme (einer  künftigen  Staatseinnahme).  Dieser  eigentlich  euphe- 
mistische Ausdruck  erklärt  sich  durch  die  zu  jener  Zeit  übliche 
Form  der  Inanspruchnahme  des  Staatscredits,  indem  man  für  die 
Verzinsung  und  Rückzahlung  einer  neuen  Anleihe  fast  immer  einen 
bestimmten  Zahlungsfond  anwies,  und  somit  thatsächlich  durch  jede 
Anleihe  über  eine  künftige  Staatseinnahme  vorzeitig  verfügte.  Kam 
es  ja  doch  nur  höchst  selten  vor,  dass  man  für  einen  Vorschuss 
die  Rückzahlung  nicht  aus  einem  speciellen  Fonde,  sondern  aus 
Staatsmitteln  überhaupt  stipulirte. 

Selbstverständlich  finden  sich  auch  die  deutschen  Ausdrücke 
(Anlehen,  Vorschuss,  Darlehen),  die  Regel  bildet  aber,  wie  damals 
für  so  manche  anderen  Begriffe,  das  Fremdwort. 

Den  Gegenstand  der  vorliegenden  Darstellung  bilden  nur  die 
Staatsschulden,  d.  h.  jene,  welche  von  der  Staatsveiwaltung 
zur  Deckung  öffentlicher  Bedürfnisse  aufgenommen  wurden,  oder 
sonst  aus  den  Functionen  der  Staatsverwaltung  entstanden.  Aus- 
geschlossen sind  daher  die  von  den  Ständen  eines  Landes  zu  Landes- 
zwecken contraliirten  Schulden,  die  später  sogenannten  ständischen 
Domesticalschulden. 

Innerhalb  der  vorstehend  definirten  Staatsschuld  im  weiteren 
Sinne  finden  sich  jedoch  im  18.  Jahrhunderte  ausser  jenen  Schulden^ 
welche  ausschliesslich  den  Staat  belasteten  —  den  Staatsschuldea 
im  engeren  Sinne  —  noch  verschiedene  Formen  solcher  Schulden^ 
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hinsichtlich  welcher,  obgleich  sie  blos  für  Staatszwecke  aufgenommen 
worden,  auch  eine  obligatorische  Verpflichtung  anderer  juristi- 
scher Personen  bestand. 

Eine  Hauptkategorie  dieser  letzteren  Staatsschulden  waren  jene, 
bei  welchen  eine  Verpflichtung  der  Stände  eines  oder  mehrerer 
Länder  begründet  wurde,  sei  es  nun  yermittelst  einer  ständischen 
Bürgschaftserklärung,  oder  dadurch,  dass  die  Stände  die  be- 
treffende Schuld  zur  ausschliesslichen  Selbstzahlung  über- 
nahmen —  somit  entweder  als  solidarische  Staats-  und  Landes- 
schuld oder  in  der  Form  der  reinen  Landesschuld.  Schulden 
der  letzteren  Art,  welche  die  spätere  Praxis  gewöhnlich  als  „stän- 
dische Aerarialschulden''  bezeichnete,  sind  also  nur  mittelbar, 
beziehungsweise  in  Ansehung  des  Darlehenszweckes,  Staatsschulden. 

Aehnliche  Verhältnisse  ergaben  sich  nach  Errichtung  der  Wiener 
Stadtbank  dadurch,  dass  die  Bank  theils  für  Staatszwecke  An- 
lehen  aufnahm,  theils  für  Staatsanlehen  Bürgschaft  leistete,  theils 
Staatsschulden  zur  Selbstzahlung  übernahm. 

Bei  auswärtigen  Anlehen  kamen  auch  Bürgschaftsleistungen 
der  betreffenden  Regierungen  vor,  besonders  wenn  das  Geld  für 
eine  dem  fremden  Staate  mit  Oesterreich  gemeinsame  Action  be- 
nöthigt  wurde.  Hierher  gehört  z.  B.  die  Staatsgarantie  bei  hollän- 
dischen Darlehen. 

Alle  derartigen  Schuldvei-pflichtungen  wurden  entweder  schon 
bei  Contrahirung  der  betreffenden  Schuldpost  übernommen  oder  erst 
zu  einem  späteren  Zeitpunkte,  häufig  erst  nach  Eintritt  der  Fälligkeit. 

2.  Hof-,  Cameral-  luid  Kriegssohulden. 

Die  verschiedenen  Anlehen  wurden,  je  nachdem  sie  für  Zwecke 
des  Hofstaates,  der  Civilverwaltung  oder  zur  Deckung  des  Militär- 
bedarfes aufgenommen  worden  —  der  getrennten  Etatsgebarung 
entsprechend  —  in  Hof-,  Cameral-  und  Militärschulden  eingetheilt. 
Die  beiden  Ersteren  wurden  bis  zur  Errichtung  der  Bancalität  beim 
Hofzahlamte,  die  Letzteren  beim  General-Eriegszahlamte  verrechnet. 

Diese  Eintheüung  nach  der  Verwendung  des  Schuld- 
capitals  fällt  mit  jener  nach  der  Verschiedenheit  des  Pfand- 
objectes  keineswegs  immer  zusammen.  Vielmehr  wurden  in  Kriegs- 
zeiten bedeutende  Beträge  für  Kriegszwecke  aufgenommen,  welche 
man  nicht  auf  Einnahmen  des  Militär^tats,  sondern  auf  Cameral- 
fonde  sicherstellte,  und  daher  durch  das  Hofzahlamt  beeinnahmen 
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liess.  Dies  ergibt  sich  einerseits  ans  einer  Vergleichung  der  Be- 
lastung beider  Art  Hypotheken  mit  dem  Verhältnisse  des  jeweiligen 
Militär-  und  Civildeficits  ^),  andererseits  häufig  auch  aus  dem  Texte 
der  Schuldverschreibung  selbst. 

Da  es  zu  weit  führen  würde,  bei  der  Darstellung  der  Credite- 
operationen  die  Verwendung  jeder  einzelnen  Anleihe  in's  Auge  zu 
fassen,  werden  die  Ausdrücke  „Cameral-"  und  „Militärschulden" 
(Kriegsschulden),  der  Praxis  des  vorigen  Jahrhunderts  gemäss,  durch- 
gehends  in  letztbesprochenem  Sinne  gebraucht  werden,  d.  h.  nach 
der  Verschiedenheit  der  Capitalssicherstellung. 

3.  Verwaltungs-  und  Finanisohulden. 

Es  liegt  uns  ferne,  modernen  finanzwissenschaftlichen  Begriffen 
bei  der  Darstellung  früherer  Entwickelungsstufen  allzuviel  Gewicht 
beizulegen.  Einerseits  sind  diese  Begriffe  bekanntlich  vielfach 
keineswegs  feststehend  und  allgemein  anerkannt;  andererseits  muss 
jede  Zeit  aus  sich  selbst  heraus  beurtheilt  werden,  und  ist  es  immer 
misslich,  den  Massstab  einer  Theorie,  die  auf  den  Zuständen  unseres 
Jahrhunderts  fusst,  an  vergangene  Perioden  anzulegen,  in  welchen 
alle  Verhältnisse  der  Volks-  und  Staatswirthschaft  noch  ganz  andere 
waren  als  heute.  Immerhin  aber  müssen  die  Kategorien  der  heutigen 
Wissenschaft  hier  insofern  berührt  werden,  als  dies  zur  Beleuchtung 
des  geschichtlichen  Entwickelungsganges  von  Werth  erscheint. 

Jede  Staatsschuld  ist  entweder  Finanz-  oder  Verwaltungs- 
schuld. Erstere  wird  von  der  allgemeinen  Finanzverwaltung  auf- 
genommen, sei  es  um  innerhalb  einer  Finanzperiode  fallige  Zahlungen 
vor  Einlangen  der  hiefür  bestimmten  Gelder  bestreiten  zu  können, 
sei  es  um  zur  Deckung  des  Staatsbedarfes  ausserordentliche  Hilfs- 
mittel zu  beschaffen.  Die  Verwaltungsschuld  geht  aus  der  wirth- 
schaftlichen  Function  der  einzelnen  Zweige  der  Staatsverwaltung 
unmittelbar  hervor,  ohne  Intervention  der  Finanzverwaltung-). 

Je  geordneter  die  Verwaltung  eines  Staates  ist,  desto  mehr  tritt 
die  Verwaltungsschuld  hinter  der  Finanzschuld  zurück,  und  umgekehii:. 


')  Obgleich  nämlich  z.  B.  während  des  langjährigen  spanischen  Erbfolge- 
krieges der  Abgang  im  Militär^tat  jenen  im  Cameraletat  fortwährend  ausser- 
ordentlich überragte,  waren  die  Cameralgefälle  dennoch  nicht  weniger  mit  Schulden 
belastet,  wie  die  Militärfonde. 

^)  S.  A.  Wagner  in  Schönbergs  Handbuch  der  politischen  Oekonomie. 


3.  Verwaltnngs-  u.  Finanzschulden.    4.  Schwebende  u.  fnndirte  Schuld.    37 

Dieses  finanzwissenschaftlichen  Unterschiedes  war  man  sich  im 
18.  Jahrhunderte  wohl  kaum  bewusst.  Doch  bestand  derselbe  that- 
sächlich,  seitdem  es  Staaten  mit  complicirtem  Yerwaltungsorganis- 
mus  gab. 

Die  einzelnen  Schulden  wurden  nämlich  entweder  von  der 
Finanzyerwaltung  contrahirt,  oder  sie  entstanden  aus  der  Gebarung 
der  anderen  Behörden. 

Verwaltungsschulden  in  diesem  Sinne  waren  besonders  die 
Zahlungsrückstände,  die  sich  ergaben,  wenn  eine  dem  Staate 
obliegende  fällige  Zahlung  (an  Gehalten,  für  gelieferte  Waaren  u.  dergl.) 
nicht  termingemäss  erfolgte  —  was  bei  der  ünvollkommenheit  der 
ganzen  Administration  und  der  Unordnung  im  Finanzwesen  jener 
Zeit  sehr  häufig  vorkam.  Hierher  gehören  aber  auch  alle  jene 
Anlehen,  welche  ein  der  Hof  kammer  nicht  unterstehender  Functionär 
für  dienstliche  Zwecke  contrahirte^). 

In  wie  weit  die  Verscliuldung  der  verschiedenen  Aemter  auf 
solche  Vorgänge  zurückzuführen  ist,  lässt  sich  nun  allerdings  nicht 
mehr  im  Einzelnen  feststellen.  In  Folge  der  geringen  Ccntrali- 
sation  der  vortheresianischen  Zeit  spielten  dieselben  aber  jedenfalls 
keine  geringe  Rolle.  Die  Hauptmasse  der  Staatsschuld  war  jedoch, 
was  in  der  Natur  der  Sache  liegt,  Finanzschuld. 

Nachdem  die  Verwaltungsschuld  in  der  Regel  nicht  ohne  Mit- 
wirkung der  Finanzverwaltung  getilgt  werden  kann,  hat  sie,  so- 
ferne  diese  Tilgung  nicht  aus  den  laufenden  Mitteln  möglich  und 
daher  die  Finanzverwaltung  genöthigt  ist,  hiezu  Gelder  aufzunehmen, 
naturgemäss  die  Tendenz,  in  eine  Finanzschuld  überzugehen.  Ein 
Hauptbeispiel  füi*  eine  solche  Umwandlung  bilden  die  zahlreichen 
Anlehen  der  Hofkammer  zur  Abstattung  administrativer  Zahlungs- 
rückstände. 

4.  Schwebende  und  fündirte  Schuld. 

Wichtiger  als  der  Unterschied  zwischen  Finanz-  und  Ver- 
waltungsschuld ist  die  seit  lange  in  Wissenschaft  und  Praxis  übliche 
Unterscheidung  zwischen  schwebenden  und  fundirten  Schulden. 

Wie  so  manche  andere  Begriffe  haben  nun  aber  auch  diese  im 
Laufe  der  Zeit  bedeutende  Wandlungen  durchgemacht. 


^)  Auch  DepoBitenschulden  wären  hier  zu  erwähnen;  doch  waren  dieselben 
^un&ls  nur  selten. 
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Im  vorigen  Jahrhunderte  verstand  man  nämlich  unter  fundir- 
ten  Schulden  alle  jene,  zu  deren  Yerzindung  und  Tilgung  ein  be- 
stimmter Fond  angewiesen  war,  unter  schwebenden  Schulden  daher 
in  der  Regel  nur  jene,  welche  entweder  aus  zufalligen  Zahlungs- 
rückständen hervorgegangen,  oder  noch  nicht  liquid  waren ^).  In 
diesem  Sinne  waren  fast  sämmtliche  Anlehensschulden  der 
vortheresianischen  Zeit  fundirte. 

Anders  verhält  es  sich,  wenn  wir  die  neuere  Auffassung  zu 
Grunde  legen.  Freilich  ist  auch  diese  bisher  noch  zu  keiner  festen 
Terminologie  gelangt. 

Wir  wollen  hier  von  der  Frage  nach  der  Natur  des  Papier- 
geldes, welches  Einige  zur  schwebenden  Schuld  rechnen,  während 
Andere^),  und  zwai*  wohl  nicht  mit  Unrecht,  demselben  im  Systeme 
des  Staatscredites  eine  besondere  Stelle  atiweisen,  —  ganz  ab- 
sehen, da  dasselbe  einer  späteren  Entwickelungsstufe  angehört'). 

Als  die  weiteste  Definition  des  Begriffs  der  schwebenden  Schuld 
dürfte  wohl  jene  Stein' s  anzusehen  sein,  welcher  ihr  die  feste, 
eigentliche  Staatsschuld  gegenüberstellt,  und  als  solche  nui*  jene 
anerkennt,  bei  welcher  der  Staat  zur  Capitalsrückzahlung  nicht 
verpflichtet  ist,  gleichviel  ob  er  dieselbe  freiwiUig  übernimmt 
oder  nicht.  Hienach  wäre  also  jede,  ihrem  Entstehungsgrunde  nach 
rückzahlbare  Staatsschuld  eine  schwebende.  Stein  rechnet  da- 
her hiezu  alle  auf  bestimmte  Fälligkeitstermine  lautenden  Üassen- 
anweisungen  und  Obligationen,  femer  die  durch  Annuitäten  amorti- 
sirbare  Leibrentenschuld  u.  s.  w.  In  diesem  Sinne  wäre  die  ganze 
ältere  Staatsschuld  eine  schwebende,  da  die  Rentenschuld  in 
Oesterreich  mit  ganz  unbedeutenden  Ausnahmen  erst  ein  Product 
unseres  Jahrhunderts  ist. 

Minder  weit  gehen  andere  Nationalökonomen. 

Wagner*)  stellte  der  schwebenden  Schuld  die  eigentlichen 
Anleihen  gegenüber,  unterschied  aber  bei  diesen  zwischen  rück- 
zahlbaren und  nicht  rückzahlbaren,  welch  letztere  er  als  die 
fundirte  Staatsschuld  bezeichnet.    Den  Unterschied  zwischen  rück- 


^)  8.  A.  Wagner  in  Schünbergs  Handbuch  der  politischen  Ockonomie. 

')  z.  B.  Stein  in  der  5.  Auflage  seiner  Finanzwisseuschaft,  II.  Theil^ 
3.  Abtheilung. 

^)  Der  erste,  anlässlich  der  Gründung  der  Girobank  unternommene  ein- 
schlägige Versuch  scheiterte  vollkommen. 

*)  Die  Ordnung  des  österreichischen  Staatshaushaltes,  Wien  1863. 
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zahlbaren  Anleihen  und  schwebender  Schuld  findet  Wagner  darin, 
dass  bei  jenen  die  Tilgung  nur  nach  Massgabe  des  festgesetzten 
Planes  gefordert  werden  könne,  während  bei  diesen  dem  Gläubiger 
auch  das  Eündigungsrecht  zustehe. 

Später  hat  Wagner^)  als  schwebende  Schulden  —  abgesehen 
von  Zahlungsrückständen  und  dergleichen  Verwaltungsschulden  — 
unter  Festhaltung  des  eben  erwähnten  Unterscheidungsmerkmales  jene 
bezeichnet^  die  zur  Bestreitung  fälliger  Staatsausgaben  aufgenommen 
werden,  und  in  kurzer  Zeit,  womöglich  noch  innerhalb  derselben 
Finanzperiode  abzustatten  sind,  —  als  fundirte  Schulden,  d.  h. 
eigentliche  Anleihen  aber  jene,  welche  zur  Bestreitung  des  Auf- 
wandes für  dauernde  Staatsaufgaben  (Investitionsauslagen)  bestimmt 
sind,  in  der  laufenden  Finanzperiode  nicht  mehr  ihre  Deckung 
finden,  und  daher  die  weitere  Zukunft  belasten.  Hienach  ergibt 
sich  als  Zweck  für  die  Aufnahme  einer  fundirten  Schuld  die  Be- 
deckung des  Jahresdeficits,  für  jene  der  schwebenden  Schuld  die 
Bedeckung  des  augenblicklichen  Casseabganges. 

Diese  Definition  deckt  sich  zum  Theile  mit  jener  Hock's*), 
welcher  auf  den  Entstehungsgrund  zurückgreift,  und  sohin  das 
Merkmal  der  schwebenden  Schuld  darin  findet,  dass  sie  aus  dem 
^wohnlichen  Gange  der  Verwaltung  hervorgeht^  und  sich  auch 
durch  diesen  ausgleicht,  während  die  fundirte  Schuld  durch  ausser- 
ordentliche Massregeln  entsteht  und  getilgt  wird. 

Es  würde  zu  weit  führen,  hier  die  ganze  einschlägige  Literatur 
in  Betracht  zu  ziehen.  Handelt  es  sich  ja  doch  dabei  eigentlich 
nur  um  eine  Frage  theoretischer  Systematik. 

Eines  aber  ergibt  sich  —  insoweit  nicht  jede  rückzahlbaie  Schuld 
als  fundirte  bezeichnet  wird  —  wohl  als  allen  Systemen  gemeinsam: 
die  schwebende  Schuld  ist  in  kurzen  Fristen  rückzahlbar,  die  fundirte 
erst  nach  längerer  Zeit  —  ein  äusserliches  Unterscheidungsmerkmal, 
welches  für  sich  allein  eine  bestimmte  Abgrenzung  im  concreten 
Falle  nicht  zulässt,  und  überdies  den  Kern  der  Sache  nicht  zum 
Ausdrucke  bringt. 

Am  richtigsten  dürfte  wohl  jene  Auffassung  sein,  welche  die 
schwebende  Schuld  lediglich  als  einen  Factor  der  laufenden 
Finanzgebarung  betrachtet,  im  Gegensatze  zum  eigentlichen 


^)  In  Schönbergs  Handbuch  der  politischen  Oekonomie. 
*)  Oeffentliche  Abgaben  und  Schulden. 
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Anlehen,  welches  theils  unmittelbar  in  Folge  des  Missverhält- 
nisses  zwischen  den  Einnahmen  und  Ausgaben  einer  ganzen  Finanz- 
periode,  theils  mittelbar  durch  Consolidirung  schwebender 
Schulden  entsteht. 

Schwebende  Schulden  in  dem  hier  angedeuteten  Sinne  spielten 
im  österreichischen  Staatshaushalte  der  vortheresianischen  Zeit  eine 
bedeutende,  und  meist  sehi*  bedenkliche  Bolle. 

Zum  Theile  wurden  dieselben,  wie  dies  immer  und  überall  vor- 
kommt, lediglich  dadurch  veranlasst,  dass  eine  für  das  betreffende 
Jahr  präliminirte  Einnahme  zur  Zeit  des  Bedarfes  noch  nicht  zur 
Verfügung  stand.  Bei  der  damaligen  Unregelmässigkeit  in  der 
Einhebung  der  Steuern  und  Gefälle,  sowie  überhaupt  in  der  ganzen 
Cassagebarung,  war  die  Benutzung  des  Credits  in  solchen  Fällen 
naturgemäss  ein  alltägliches  Hilfsmittel  der  Finanzverwaltung,  und 
wurden  solche  Vorschüsse  auch,  wenn  ii*gend  möglich,  thatsächlich 
aus  den  späteren  Casseneingängen  der  betreffenden  Periode  zurück- 
gezahlt 

Sehr  häufig  aber  erwies  sich  die  Erfüllung  solcher  Verpflich- 
tungen als  ein  Ding  der  Unmöglichkeit.  Die  Staatseinnahmen 
blieben  bekanntlich  seit  lange  selbst  in  Friedenszeiten  stets  hinter 
dem  Erfordernisse  zurück;  weit  grösser  war  dieses  Missverhältnis 
natürlich  in  Eriegszeiten.  Die  Fälligkeitstermine  schwebender 
Schulden  konnten  also  vielfach  niclit  eingehalten  werden.  Dies 
drängte  naturgemäss  zur  Consolidirung  solcher  Schulden;  d.h.  der 
Vorschuss  wurde  entweder  mittelst  eines  erst  nacli  längerer  Zeit 
rückzahlbaren  Anlehens  getilgt,  oder  einverständlich  prolongirt,  oder 
die  Bückzahlung  eigenmächtig  aufgeschoben^  —  was  mehr  oder  we- 
niger den  Staatsbankerott  bedeutet. 

Wenn  möglich,  wurden  zur  Bedeckung  des  Jahresdeficits,  da 
hiezu  auch  die  ausserordentlichen  Steuern  nie  hinreichten,  von  vorne- 
herein eigentliche  Anlehen  im  In-  oder  Auslande  contrahirt,  deren 
Tilgungsplan  mehrere  Jahre  umfasste.  Solche  Operationen  setzten 
aber,  besonders  wenn  es  sich  um  grössere  Summen  handelte,  meistens 
zeitraubende  Verhandlungen  voraus,  weshalb  man  über  die  anzu- 
hoffenden  Summen  zunächst  mittelst  schwebender  Schulden  dispo- 
niren  musste.  Andererseits  waren  derartige  Anleihen,  sofeme  sie 
überhaupt  zu  Stande  kamen,  nicht  immer  ergiebig  genug,  um  dar- 
aus das  Jahresdeficit  zu  decken,  zumal  sich  die  Staatsgläubiger  oft 
nur  auf  kurze  Fristen  einlassen  wollten.    Man  war  daher  häufig 
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genöthigt,  ungeachtet  die  laufenden  Staatseinnahmen  zur  Sicher- 
stellung neuer  Schulden  effectiv  nicht  mehr  zur  Verfügung  standen, 
dennoch  auf  solche  Scheinfonde  Gelder  aufzunehmen,  d.  h.  in  den 
Formen  der  schwebenden  Schuld  ein  Anlehen,  eine  fundirte  Schuld 
zu  contrahii*en.  Solche  Fictionen  konnten  naturgemäss  nicht  lange 
aufrecht  erhalten  werden;  vielmehr  musste  man  sich  nach  Eintritt 
der  Fälligkeit,  um  den  Credit  nicht  ganz  zu  verlieren,  entschliessen, 
die  betreffenden,  nur  scheinbar  schwebenden  Schulden  auch  formell 
im  Wege  einer  Anleihe  zu  consolidiren.  Vielfach  versuchte  man  es 
freilich  mit  neuerlichen  Vorschüssen  der  bezeichneten  Art.  Abge- 
sehen davon,  dass  dieses  Verfahren  auf  die  Dauer  nicht  fortgesetzt 
werden  konnte,  ergab  sich  daraus  sehr  oft  auch  eine  directe  Ver- 
schlimmerung der  Lage,  da  die  Capitalisten  derartige  Zwangslagen 
zum  Schaden  des  Aerars  womöglich  zur  Erlangung  günstigerer  Be- 
dingungen benützten.  Dies  erklärt  es  auch,  dass  der  Zinsfuss  für 
schwebende  Schulden  zu  jener  Zeit  in  der  Kegel  nicht,  —  wie  dies 
der  kürzeren  Fälligkeitsfrist  entsprechen  würde,  —  niedriger  war 
als  bei  fundirten,  sondern  höher. 

Wird  das  Gesagte  kurz  zusammengefasst,  so  ergibt  sich,  dass 
die  Contrahirung  schwebender  Schulden  eine  unzweckmässige,  un- 
natürliche, ja  gefährliche  Ausdehnung  annahm,  dass  in  der  Form 
der  schwebenden  Schuld  vielfach  die  eigentliche  Staatsschuld  wuchs, 
und  der  Credit  durch  die  bezügliche  Praxis  im  hohen  Grade  ge- 
schädigt wurde.  Zu  welch  verderblichen  Folgen  diese  üebelstände 
gefthrt  haben  würden,  wenn  der  Staatscredit  nicht  an  der  um- 
sichtig geleiteten  Wiener  Stadtbank  eine  werthvoUe  Stütze  gefunden 
bätte,  lässt  sich  kaum  ermessen. 

6.  Sohuldurkunden. 

Der  Unterschied  zwischen  schwebenden  und  fundirten  Schulden 
zeigt  sich,  abgesehen  von  den  Tilgungsfristen,  auch  in  der  Form 
der  Schuldbeurkundung.  Für  eigentliche  Anlehen  wurden  in  der 
Regel  kaiserliche  Obligationen  ausgestellt,  für  kurzfristige  Vor- 
schüsse einfache  Cassa-Amtsquittungen.  Letztere  kamen  aller- 
dings  auch  bei  längeren  Zahlungsfristen  vor,  sowie  bei  Pi-olongirung 
Uterer  Vorschüsse;  dagegen  wurden  umgekehrt  für  schwebende 
Schulden  fast  niemals  Obligationen  ausgefertigt  ^).    Andererseits  ent- 

')  Ausnahmen  kamen  allerdings  auch  hier  vor,  so  z.B.  bei  den  Vorschüssen 
^  Weehslen  Schieyyogel  auf  die  Einnahmen  des  Prager  Deputirtenamtes. 
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standen  schwebende  Schulden  vereinzelt  auch  durch  Ausstellung  von 
Wechseln  seitens  der  Hofkammerpräsidenten  oder  anderer  höherer 
Finanzfunctionäre. 

In  formeller  Beziehung  ist  hinsichtlich  des  Unterschiedes  beider 
oberwähnten  Kategorien  von  Schuldurkunden  Nachstehendes  zu  be- 
merken : 

Die  Amtsquittung,  welche  entweder  das  Hof-  oder  das  Eriegs- 
zahlamt  ausstellte,  war  die,  dem  Anweisungsdecrete  der  Hofkammer 
entsprechende  casseämtliche  Bestätigung  über  den  Erlag  des  Dar- 
lehenscapitals.  Dieselbe  enthielt  zugleich  die  wesentlichen  Darlehens- 
bedingungen, und  zwar  in  der  Regel  auch  die  Assignation  auf  die 
für  die  betreffende  Post  verpfändete  Staatseinnahmsquelle.  Meist 
wurde  für  jeden  Capitals-Rückzahlungstermin  eine  eigene  Theil- Amts- 
quittung ausgestellt.  Die  Amtsquittung  war  behufs  Behebung  der 
Zinsen  und  der  fölligen  Capitalsraten  vom  Gläubiger  bei  dem 
assignirten  Amte  vorzuweisen. 

Diese  Amtsquittungen  vertraten  also  die  Stelle  der  heutigen 
Schatzscheine,  unterscheiden  sich  hievon  jedoch  dadurch,  dass 
sie  nicht  von  der  obersten  Finanzverwaltung  selbst,  sondern  über 
deren  Auftrag  von  einer  Hauptcasse  ausgefertigt  wurden. 

Die  Obligation,  neben  welcher  übrigens  meistens  auch  die 
entsprechenden,  auf  die  einzelnen  Termine  lautenden  Amtsquittungen 
ausgesetzt  wurden,  war  die  feierliche  Form  der  Staatsschuldver- 
schreibung. Dieselbe  wurde  vom  Kaiser  eigenhändig  unterfertigt 
und  mit  dem  kaiserlichen  Siegel  versehen,  üeberhaupt  unterschied 
sie  sich  schon  in  Bezug  auf  die  äussere  Form  (Ausstattung  und 
Format)  bedeutend  von  der  Amtsquittung. 

Die  Unterschiede  beschränken  sich  aber  keineswegs  hierauf. 
Während  nämlich  die  Amtsquittung  die  Darlehensbedingungen  nur 
ganz  kurz,  in  einfach  geschäftlichem  Tone  aufzählt,  ist  die  Obli- 
gation fast  immer  sehr  umständlich  und  ausführlich  abgefasst 

Nach  einer  mehr  oder  weniger  langen  und  bezeichnenden  Ein- 
leitung ^)  folgt  hier  eine  weitschweifige  und  an  Wiederholungen  reiche, 


')  Der  Anlass  des  Darlehens  findet  sich  hier  besonders  häufig^  in  nach- 
stehenden Ausdrücken  angeführt:  —  „pro  urgentissimis  praesentibus  necessitatibns**, 
oder  „in  treuherziger  Beobachtung  des  jetzigen  grossen  Geldmangels^,  oder  „sur 
Steuerung  der  gegenwärtigen  grossen  Gefährlichkeit,  Conservation  und  Rettung 
der  vorhandenen  Gefahr  unserer  Erblande ^,  „zur  Erhalt-  und  Completirung  der 
kaiserlichen  Armaden'',  „bei  solchen  Zeitläuften,  wo  das  Totnm  periditiiet**,  „um 
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mit  allen  möglichen  Clanseln  bestärkte  Umschreibung  der  über- 
nommenen Verpflichtungen^). 

Als  Schuldner  erscheint  formell  immer  der  Monarch  persön- 
lich. Diese,  aus  früheren  Jahrhunderten  überkommene^  bei  den 
damaligen  staatsrechtlichen  Anschauungen  sehr  begreifliche  Praxis 
brachte  es  mit  sich,  dass  sich  der  Kaiser,  um  den  Staat  als  solchen 
zu  verpflichten,  ausdrücklich  für  „sich  und  alle  seine  Nachkommen" 
in  der  Obligation  verbindlich  zu  machen  pflegte. 

Während  Amtsquittungen  immer  in  deutscher  Sprache  aus- 
gestellt wurden,  kommen  bei  Obligationen  zuweilen  auch  lateinische 
Texte  vor. 

Ein  weiterer  Unterschied  zwischen  kaiserlichen  Obligationen 
und  Amtsquittungen  zeigt  sich  hinsichtlich  der  Person  des  Gläu- 
bigers. Erstere  wurden  nämlich  für  caütionspflichtige  Beamte  und 
für  jene  Darleiher  ausgefertigt,  denen  es  um  eine  sichere  Capitals- 
anlage  zu  thun  war,  während  sich  jene  Capitalisten,  die  mit  dem 
Aerar  gewerbsmässig  Creditgeschäfte  abschlössen,  d.  h.  besonders 
die  Wechsler,  sowie  fast  durchwegs  die  Juden,  —  die  man  der 
Obligationsform  nicht  werth  gehalten  zu  haben  scheint,  —  mit 
blossen  Amtsquittungen  begnügen  mussten. 

Bezüglich  der  Fundirung  der  beiden  Darlehenskategorieen 
wäre  zu  bemerken,  dass  für  Anlehen  auf  CameralgefäUe  Obliga- 
tionen häufiger  ausgestellt  wurden,  als  für  solche  auf  Fonde  des 
Uüitär6tats. 

Selbstverständlich  war  eine  kaiserliche  Obligation  weit  verkehrs- 
fihiger  als  eine  blos  durch  Amtsquittung  bedeckte  Assignation.  Es 
wurde  daher  nicht  selten  für  ein  Darlehen  der  letzteren  Art  über 
Ansuchen  des  Gläubigers  nachträglich  die  Ausstellung  einer  Obli- 
gation erwirkt,  besonders  dann,  wenn  man  hiezu  bei  Abschluss  des 


das  aUgemeine  Wesen  zu  retten."  —  Der  Bereitwilligkeit  des  Darleihers  wird 
meistens  in  anerkennender  Weise  gedacht:  z.  B.  X.  N.  „in  seiner  öfters  bezeu- 
genden trenesten  Devotion  und  patriotischem  Eifer  pro  salutc  publica",  —  „zur 
Bezeugung  seiner  gegen  uns,  Unser  Erzhaus,  und  das  allgemeine  Wesen  tra- 
genden Devotion",  und  dergl. 

*)  Die  Bttckzahlung  wurde  versprochen  an  „den  Gläubiger,  dessen  Erben, 
o^T  getreuen  Inhaber  dieses  Briefes",  „in  guter,  keiner  Collada  unterliegenden 
Mttnse^,  und  zwar  meistens  mit  dem  Beisatz:  „unfehlbar,  davon  uns  keine  ex 
cwtta  belli,  oder  sonst  sich  ergebenden  Zufälle,  noch  einiges  beneficium  juris 
M^&tzen  soUe,  noch  könne." 
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Darlehens  ^wegen  der  eilfertigen  Gelderfordernisse  und  unumgäng- 
lichen Bezahlungen*"  nicht  Zeit  gefunden  hatte  ^).  In  Zeiten  der 
finanziellen  Zerrüttung,  wie  während  des  spanischen  Erbfolgekrieges, 
war  der  Werth  kaiserlicher  Obligationen  allerdings  kaum  grösser, 
als  jener  anderer  Schuldtitel,  da  dann  die  Einhaltung  der  über- 
nommenen Verbindlich.keiten  hier  wie  dort  oft  ein  Ding  der  Un- 
möglichkeit war^). 

6.  Zinsen  der  StaatssehiLlden. 

Unverzinsliche  Darlehen  kamen  begi*eiflicher weise  höchst 
selten  vor^),  und  mag  wohl  in  den  wenigen  derartigen  Fällen  meist 
eine  andei-wärtige  Gegenleistung  geboten  worden  sein  (z.  B.  Titel 
und  Auszeichnungen). 

Der  Zinsfuss  war  bei  Obligationen  in  der  Regel  67o-  Mit 
5®/o  wurden  grundsätzlich,  wenngleich  nicht  durchwegs,  die  Amts- 
darlehen verzinst,  in  der  Kegel  auch  die  Stiftungscapitalien^).  Obli- 
gationen zu  weniger  als  5^/o*)  finden  sich  nur  ganz  vereinzelt^ 
ebenso,  abgesehen  von  den  englischen  und  holländischen  Anlehen, 
—  solche  zu  mehr  als  67o*)- 

Weit  höher  war  der  Zinsfuss  häufig  bei  Amtsquittungen. 
Die  in  dieser  Weise  assignirten  Vorschüsse  wurden  eben  meist  in 
Fällen  di*ingenden  Bedarfs  aufgenommen.  Auch  schien  ihre  recht- 
zeitige Rückzahlung  in  Kriegszeiten  stets  zweifelhaft.  Die  Hof- 
kammer musste  sich  daher  hiebei  sehr  oft  zu  9^/o,  ja  auch  zu  12% 
Zinsen  verstehen,  und  zwar  umsomehr,  als  das  Geld  im  Allgemeinen 
knapp,  das  Anlage  suchende  Capital  ängstlich,  die  Geschäftswelt 
rücksichtslos  auf  ihren  Vortheil  bedacht  war,  und  für  Vorschüsse 
an  den  Staat  überhaupt  nur  wenige  Bankhäuser  in  Betracht  kamen. 


^)  S.  z.  B.  H.  F.  A.  vom  25.  Juni  1701. 

^  Von  den  Bancalassccurationen,  die  später  an  die  Stelle  der  Amts- 
quittungen traten,  zum  grossen  Thcile  aber  auch  die  Obligationen  ersetzten,  wird 
am  betreffenden  Orte  die  Rede  sein. 

^)  S.  z.  B.  ein  solches  Darlehen  des  Grafen  Trautmannsdorf  vom  14.  Juli 
1704  pr.  20.000  fl. 

*)  Zuweilen  wurden  Stiftungen  auch  nur  zu  4  bis  479%  verzinst  (F.  C.  Prot. 
V.  5.  Febr.  1717). 

'^)  Z.  B.  eine  4%  ige  Obligation  pr.  12.000  fl.  für  einen  Baron  Biedermann 
(H.  F.  A.  y.  1.  Juli  1701),  auf  die  Einnahmen  der  Liegnitzer  Landescassc  von- 
1702—1704. 

•)  Z.  B.  eine  9%  ige  Obligation  vom  16.  Juni  1703  (böhm.  F.  A.). 
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Bis  zum  Zusammenbräche  des  Hauses  Oppenheimer  (1703)  waren 
selbst  Zinsen  über  12"/^,  die  sich  später  nur  ganz  ausnahmsweise 
Bnden,  keine  Seltenheit. 

Selbstverständlich  äusserten  die  allgemeinen  wirthschaftlichen 
Factoren,  welche  die  Höhe  des  Zinsfusses  immer  und  überall  beein- 
flussen, auch  zu  einer  Zeit  ihre  Wirkung,  welche  die  spätere  Ent- 
incKelung  des  Bank-  und  Creditwesens  noch  nicht  einmal  zu  ahnen 
vermochte.  Der  Zinsfuss  stieg  daher  in  Eriegszeiten  und  bei  Handels- 
krisen, und  unter  sonst  gleichen  Verhältnissen  nach  Massgabe  des 
Capitalsrisikos.  Bei  Verpfandung  sicherer  Fonde^war  derselbe  daher 
in  der  Begel  niedriger  als  dann,  wenn  die  Einhaltung  des  ßück- 
zahlangstermines  und  die  Bonität  des  angewiesenen  Fondes  von  vorne- 
herein zweifelhaft  erschien.  Gegen  1740  sank  der  Zinsfuss  der  Staats- 
anleihen allmälich,  so  dass  ö^/^ige  Schulden  nun  die  Kegel  bildeten. 
Anstatt  eines  bestimmten  Zinsenpercents  wurde  zuweilen  die 
Verzinsung  mit  der  Capitalsrückzahlung  combinirt,  indem  man  füi* 
beide  zusammen  angemessene  Annuitäten  versprach^). 

Die  Zinsenzahlungstermine  waren  bald  vierteljährig,  bald 
halbjährig.    In  der  Begel  wurden  die  Baten  am  ersten  Tage  des 
betreffenden  Quartals  oder  Semesters,  also  am  1.  Jänner,  1.  April, 
1.  Juli  oder  1.  October  fallig,  zuweilen  auch  am  ersten  Tage  anderer 
Monate;  doch  wurden  die  Fristen  nicht  selten  auch  vom  Tage  des 
Capitalserlages  an  gerechnet.    Bei  kurzen  Eückzahlungsfristen  wurde 
das  Zinspercent  häufig,  anstatt  wie  gewöhnlich  für  das  Jahr,  für  den 
Monat  vei"einbart  (z.  B.  V^^/o  pr.  mese),  wobei  dann  die  einzelnen 
Zinsenraten  monatlich  fällig  wurden.  Ausnalunsweise  fiel  die  Fällig- 
keit von  Capital  und  Zinsen  zeitlich  zusammen. 

Die  Einhaltung  der  Zinsenzahlungstermine  bildete,  insoweit  sie 
nicht  das  einzige  Mittel  war,  um  den  kargen  Rest  des  Staats- 
credites  vor  völligem  Untergange  zu  bewahren^),  —  wähi*end  des 
spanischen  Erbfolgekrieges  fast  eine  Ausnahme,  so  bedeutend  wuchsen 
die  Zinsenausstände  an^). 


*)  So  wurden  z.  B.  bei  einem  Anlehen  von  20.000  fl.  auf  die  Einnahmen 

der  Bchlesiflchen  Kammer  9  Annuitäten  zu  je  3000  fl.  festgesetzt  (Obl.  v.  19.  Nov. 

1706).  —   Unter   die   Annuitätenschulden   gehören   auch   die  Leibrenten;   siehe 

Wertber  Seite  47. 

^  Wie  z.  B.  bei  Schulden  an  das  Ausland,  an  grössere  Bankhäuser  u.  dgL 
*)  Hiefttr  findet  sich  in   den  Quellen   häufig  der  Ausdruck   „versessene 

Zinsen",  im  Gegensatze  zu  den  „anlaufenden*'  oder  „laufenden."^ 
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Auch  später  wurde  der  normale  Zustand,  die  termingemässe 
Abfuhr  aller  falligen  Zinsenraten,  noch  lange  nicht  erreicht.  Selbst 
die  nachträgliche  Zahlung  solcher  Rückstände  fand  sehr  häufig  erst 
dann  statt,  wenn  sich  der  Gläubiger  zu  einem  namhaften  Nachlasse 
bequemte.  Solche  Uebelstände  waren  eben  bei  der  stets  wieder- 
kehrenden Insolvenz  des  Aerars  nicht  zu  vermeiden.  Beichten  ja 
die  Einnahmen  bekanntlich  meist  nicht  einmal  zur  Deckung  des 
Verwaltungserfordemisses  hin.  Woher  sollte  man  da  die  Mittel 
zur  Zinsenzahlung  beschaffen,  als  durch  neue  Anleihen?  und  wie 
dann,  wenn  die  Anlehensgelder  durch  die  anderen  Staatsausgaben 
ganz  verschlungen  wurden  und  weitere  Vorschüsse  nicht  erhältlich 
waren?  Von  pünktlicher  Zahlung  konnte  unter  solchen  Verhält- 
nissen wohl  nicht  die  Eede  sein. 

Eine  Verzinsung  der  Zinsenausstände  wurde  nur  ganz 
ausnahmsweise  bewilligt. 

Die  Zerrüttung  des  Finanzwesens  brachte  es  mit  sich,  dass 
man  nicht  selten  zu  Zinsensurrogaten  griff.  So  wurden  statt 
der  laufenden  Zinsen,  —  abgesehen  von  dem  Falle  der  stipulirten 
Pfandnutzung,  —  in  Abänderung  ursprünglich  übernommener 
Verpflichtungen  zuweilen  dem  Gläubiger  die  Einkünfte  ganzer 
Landestheile^)  für  eine  gewisse  Zeit  überlassen.  Mitunter  über- 
gab man  sogar  ein  bestimmtes  Quantum  von  Naturalien  an  Zah- 
lungsstatt ^). 

Einseitige  Zinsen reductionen  finden  sich  im  Ganzen  nicht 
häufig,  weü  man  deren  nachtheilige  Wirkung  auf  den  Staatscredit 
fürchtete.  Eine  solche  Reduction  war  daher  in  der  Regel  das  Er- 
gebnis einer  Vereinbarung  mit  dem  Gläubiger,  und  fiel  dann  ge- 
wöhnlich mit  einer  allgemeinen  Revision  der  Darlehensbedingungeu 
zusammen.  Allgemeine  Convertirungsoperationen  zur  Herabminde- 
rung der  Zinsenlast,  d.  h.  die  Aufiiahme  einer  minder  hoch  ver- 
zinslichen Anleihe  zur  Abstattung  eines  höher  verzinslichen  Capitals, 
—  wie  dies  bei  auswärtigen  Schulden  vorkam  —  können  wohl  nicht 
als  Zinsenreduction  bezeichnet  werden. 


>)  So  z.  B.  die  Einkünfte  von  Syrmicn  dem  Fürsten  Odescalchi  statt  de« 
(j%\gon  Zinsen  einer  Schuldforderung  von  325.000  fl.  (H.  F.  A.  v.  2.  Jan.  1703.) 

')  Z.  B.  wurden  dem  Fürsten  Karl  v.  Sabn  für  einen  Zinsenausstand  lOO 
Eimer  Wein  überlassen  (H.  F.  A.  v.  22.  März  1702). 
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7.  Capitalarüokzahliiiig. 
Wie  überall,  so  bildete  auch  in  Oesterreich  in  den  früheren 
Perioden  der  Staatscreditsgeschichte  die  Bückzahlbarkeit  der  Staats- 
anleihen die  Regel.  Rentenschulden  im  heutigen  Sinne,  d.  h. 
solche,  bei  welchen  der  Staat  nur  die  Verpfii^tung  zur  Zahlung 
einer  ewigen  oder  kündbaren  Rente,  nicht  auch  jene  zur  Capitals- 
rückzahlung  übernimmt,  kamen  im  vorigen  Jahrhunderte  nur  selten 
vor,  in  der  yortheresianischen  Zeit  gewöhnlich  nur  bei  Stiftungs- 
capitalien,  welche  in  der  Regel  ewig  und  unkündbar  waren  ^). 

Eine  wichtigere  Rolle  spielten  die  Leibrentenschulden,  bei 
welchen  bis  zum  Ableben  des  Gläubigers  eine  Rente  ün  Betrage 
eines  gewissen  Percents  des  Capitals  zu  entrichten  war,  eine  Capitals- 
rückzahlung  jedoch  nicht  stattfand.  Hier  überstieg  aber  die  Leibrente 
den  gewöhnlichen  Zinsfuss  stets  um  jenen  Betrag,  der  bei  Annahme 
einer  durchschnittlichen  Lebensdauer  des  betreffenden  Bezugsberech- 
tigten einer  Amortisationsquote  des  Schuldcapitals  entspricht.  Die 
Leibrentenschuld  gehört  also  ihrer  Wesenheit  nach  nicht  in  die 
Kategorie  der  Rentenschulden,  sondern  der  rückzahlbaren,  und  ist 
Mebei  die  Capitalstilgung  lediglich  durch  die  Rentenform  verhüllt. 

In  der  grossen  Mehrzahl  der  Fälle  wurde  aber  eine  formelle 
Rückzahlung  stipulirt. 

Bei  jenen  Anlehen,  welche  collectiv  zu  Stande  kamen,  d.  h.  wo 
auf  Grund  allgemein  festgestellter  Bedingungen  ein  Gesammtcapital 
in  Theilbeträgen  von  mehi'eren  Personen  aufgebracht  wurde,  — 
wie  dies  z.  B.  bei  ausländischen  und  bei  Zwangsanleihen  gewöhn- 
lich geschah,  —  erfolgte  die  Rückzahlung  der  einzelnen  Theil- 
capitalien  nach  Massgabe  des  allgemeinen  Tilgungsplanes. 

War  das  Darlehen  dagegen  auf  Grund  eines  speciellen  Ueber- 
einkommens  gegeben  worden,  was  bis  gegen  die  Mitte  des  Jahr- 
hunderts die  Regel  bildete,  so  waren  natürlich  die  im  concreten 
Falle  vereinbarten  Tilgungsmodalitäten  massgebend. 

Gewöhnlich  wurde  ein  specieller  Tilgungsfond  stipulirt, 
d.  h.  es  wurde  in  der  Schuldverschreibung  jene  Staatseinnahme  be- 
zeichnet, aus  welcher  die  Verzinsung  und  Rückzahlung  des  Capitals 
bestritten  werden  sollte^).  Dies  geschah  entweder  durch  Anweisung 
auf  den  betreffenden  Fond  überhaupt,  oder  auf  eine  ziffermässig  be- 
stumnte  Quote  desselben. 

*)  So  z.  B.  H.  F.  A.  vom  30.  September  1710. 

^  Bei  Pfandschulden  fiel  der  Tilgungsfond  mit  der  Hypothek  ziisammen. 
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Als  erster  Vei*such  der  Ausscheidung  eines  allgemeinen  Til- 
gungsfondes  erscheint  die  Enichtung  der  Schuldencasse  im  Jahre 
1716,  welche  die  Eückzahlung  der  während  der  vorangegangenen 
Eriegsjahre  angewachsenen  Schulden  bezweckte.  Schon  vorher  hatte 
man  mehrfach  Tilgungsfonds  für  einzelne  Länder  creirt;  als 
solche  stellen  sich  z.  B.  jene  Contributionsquoten  dar,  die  den 
Ständen  eines  Landes  bei  Uebei*nahme  von  Staatsschulden  mit  dem 
Retentionsrechte  überlassen  wurden. 

Abgesehen  von  den  Leibrenten  und  den  im  Ganzen  seltenen 
Lotterieanlelien ,  wurde  immer  die  Rückzahlung  des  ganzen  An- 
lehenscapitals ,  d.  h.  al  pari  versprochen.  Von  einer  Einlösung 
nach  dem  Tagescurse  hätte  auch,  nachdem  damals  in  den  Erblanden 
eine  Fondsbörse  noch  nicht  bestand,  höchstens  hinsichtlich  gewisser 
auswärtiger  Anlehen  die  Rede  sein  können.  Allerdings  geschah  es, 
was  bei  der  ungünstigen  Finanzlage  nicht  Wunder  nehmen  kann, 
ziemlich  häufig,  dass  man  fällige  oder  demnächst  fäUig  werdende 
Schuldposten  im  Vergleichswege  um  geringere  Summen  ablöste,  was 
einer  cursmässigen  Einlösung  insoferne  nahe  kam,  als  das  Mass 
einer  derartigen  Reduction  in  der  Regel  wohl  durch  den  gleich- 
zeitigen Verkehrswerth  der  betreffenden  Schuldlitres  mit  bedingt 
worden  sein  dürfte.  Es  waren  dies  aber  rein  factische  Vor- 
gänge, die  bei  Entstehung  der  Forderung  nicht  in  Aussicht  ge- 
nommen wurden,  und  daher  nicht  als  eigenes  Tilgungssystem  er- 
scheinen. 

Die  Rückzahlungsfristen  waren  naturgemäss  sehr  ver- 
schieden. Ein  einziger  Rückzahlungstermin  wurde  fast  nur  bei 
kleineren  Vorschüssen  mit  kurzer  FälligkeitsMst  stipulii*t;  in  der 
Regel  hatte  die  TUgung  in  Raten  zu  geschehen,  und  zwar  ent- 
weder in  Jahres-  oder  Vierteljahresraten.  Der  Beginn  dieser  Raten- 
zahlungen wurde  häufig  auf  mehrere  Jahre  (beziehungsweise  Quar- 
tale) hinausgeschoben. 

Die  Dauer  der  Tilgungszeit,  also  die  Anzahl  der  Tilgungs- 
raten, hing  natürlich  von  den  concreten  Verliältnissen  ab.  Auf 
Seite  der  Finanzverwaltung  tritt  schon  frühe  das  Bestreben  hervor, 
die  Rückzahlung  auf  möglichst  viele  Jahre  zu  vertheilen.  Durch 
die  ungünstige  Finanzlage  war  man  eben  stets  genöthigt,  mit  den 
Ausgaben  der  Gegenwart  die  Zukunft  zu  belasten.  Audi  war  die 
Schwierigkeit,  die  Tilgungsfristen  einzuhalten,  zum  grossen  Theile 
auf  die  Küi*ze  der  letzteren  zurückzuführen.    Dies  erklärt  es,  dass 


7.  Capitalsrttckzahlung.  49 

die  Tilgungsfristen  im  Allgemeinen  constant  stiegen^),  dass  daher 
die  rückzahlbare  Schuld  schon  damals  die,  den  Zeitgenossen  freilich 
noch  unbewnsste  Tendenz  zeigte,  allmählich  in  eine  nicht  rückzahl- 
bare Bentenschuld  überzugehen. 

Selbstverständlich  wurden  die  Fälligkeitstermine  im  concreten 
Falle  auch  durch  den  Zustand  des  jeweilig  angewiesenen  Zahlungs- 
fondes,  durch  dessen  Sicherheit  und  den  Grad  seiner  älteren  Be- 
lastung mitbedingt.  Daher  findet  sich  mitunter  die  ausdrückliche 
Vereinbarung,  dass  die  Eückzahlung  erst  nach  Abstattung  einer 
bestimmten  rangsälteren  Hypothekarschuld  beginnen  solle. 

Zuweilen  wurde  dem  Gläubiger  das  Kündigungsrecht  ein- 
geräumt, und  zwar  bis  1717  in  der  Regel  mit  halbjähriger,  später 
gewöhnlich  mit  vierteljähriger  Kündigungsfrist.  Dieses  Recht  hatte 
jedoch  gewöhnlich  erst  einige  Jahre  nach  Entstehung  der  Schuld 
einzutreten;  ein  sofortiges  Kttndigungsrecht  kam  nicht  vor.  Das 
unbedingte  Kündigungsrecht  des  Staates  wurde,  soferne  dieSchuld- 
urkonde  diesfalls  keine  Beschränkung  enthielt,  als  selbstverständlich 
betrachtet. 

Bei  schwebenden  Schulden  unterblieb  häufig  die  Festsetzung 
einer  ziffermässig  bestimmten  Fälligkeitsfrist,  indem  man  dieselbe 
durch  das  Versprechen  ersetzte,  die  Rückzahlung  zu  leisten,  sobald 
die  als  Zahlungsfond  und  Hypothek  verschriebene  Staatseinnahme 
einlangen  werde.  Auch  bei  fundirten  Schulden  sah  man  zuweilen 
von  einer  zeitlich  bestimmten  Tilgungsfrist  ab,  und  versprach 
blos  in  ganz  allgemeiner  Weise  die  Rückzahlung  „bis  auf  bessere 
Zeiten"*),  oder  „nach  Gefallen  des  Kaisers",  oder  „wenn 
das  Aerar  hiezu  im  Stande  ist""^). 

Bei  einer  Finanzlage,  welche  —  wie  erwähnt  —  nicht  einmal 
die  pünktliche  Zinsenzahlung  gestattete,  war  die  termingemässe 
Abfuhr  der  Tilgungsraten,  so  sehr  dieselbe  auch  im  Interesse 
des  Staatscredits  lag,  nur  zu  häufig  ein  Ding  der  Unmöglichkeit. 
Selbst  bei  ausländischen  Anlehen,  bezüglich  welcher  man  die  ein- 
gegangenen Verpflichtungen  um  jeden  Preis  zu  erfüllen  trachtete, 


*)  Die  Tilgungsfristen  für  eigentliche  Anlehen  betrugen  am  Anfange  des 
Bpanischen  Erbfolgckrieges  noch  2  bis  8,  zu  Ende  desselben  schon  3  bis  15  Jahre; 
Bplter  wurden  sie  noch  länger. 

')  So  z.  B.  fär  eine  Forderung  des  Herzogs  von  Braunschweig- Wolfenbüttel 
^m  Jahre  1711  pr.  300.000  fl. 

»)  Böhm.  F.  A.  vom  26.  Mai  1717. 

▼•  Menai,  Finanzen  Oesterreichs.  4 


50  n.  Allgemeines  über  datj  Staatsschuldenwesen  dieser  Periode. 

konnten  die  Tilgungsfristen  nicht  immer  eingehalten  werden,  was 
sich  dann  am  Staatscredite  bitter  rächte.  Bei  inländischen  Schulden 
nahm  man  es  ohnehin  minder  genau.  Noth  kennt  kein  Gebot.  So 
sehen  wir  denn  nicht  selten,  dass  ein  Zahlungsfond,  dessen  Erträg- 
nis zur  Abstattung  seiner  alten  Passiva  nicht  hinreicht,  gleicliwohl 
mit  neuen  Schulden  belastet  wird,  was  eine  termingemässe  Rück- 
zalilung  von  vornherein  ausschliesst.  Dazu  kommt,  dass  man  sich 
häufig  genöthigt  sah,  gewissen  Staatsgläubigem,  deren  Begünstigung 
von  Wichtigkeit  erschien,  die  Priorität  vor  rangsälteren  Forderungen 
einzuräumen,  was  natürlich  die  Realisirung  der  letzteren  noch  weiter 
verzögerte.  Zeitweilig  scheint  für  die  inländischen  Schulden  die 
Tilgung  fast  allgemein  eingestellt  worden  zu  sein. 

Derartige  Verhältnisse  brachten  es  mit  sich,  dass  die  Capitals- 
rückstände  Hoch  weit  ausgedehnter  waren,  als  die  Zinsenausstände. 
Abgesehen  hievon  stand  jeder  Verminderung  der  Staatsschuld  durch 
Abstattung  von  Bückständen  und  sonstige  Capitalstilgung  ein  min- 
destens gleich  grosser  Zuwachs  an  neuen  Schulden  gegenüber, 
welcher  sich  durch  die  Unmöglichkeit  ergab,  die  Tilgung  aus  den 
laufenden  Einnahmen  zu  bestreiten. 

üebrigens  war  man  bestrebt,  bei  Ueberschreitung  der  Fällig- 
keitstermine den  Bezugsberechtigten  zu  entschädigen,  indem  man 
für  diesen  Fall  häufig  Verzugszinsen  vereinbarte,  beziehungsweise 
eine  entsprechende  Erhöhung  der  stipulirten  Zinsen  vom  Fälligkeits- 
tage an^).  Auch  ohne  solche  Vereinbarung  wurden,  wenn  der  fest- 
gesetzte Zinsfuss  weniger  als  6  ^/o  betrug,  vom  Tage  der  Fälligkeit 
an  gewöhnlich  die  6% igen  Verzugszinsen  bewilligt*). 

Jede  Rückzahlung  wurde  im  betreffenden  Creditbuche,  zuweileik. 
auch  auf  der  Obligation  selbst  ersichtlich  gemacht.  Bei  vöUigef 
Tilgung  der  Schuld  war  die  Obligation  zurückzustellen,  —  ein^ 
ganz  selbstverständliche  Vorsicht,  die  jedoch  in  der  Praxis  nichts 
immer  befolgt  wurde  ^). 

Je  nach  der  Vereinbarung  hatte  die  Rückzahlung  in  guter* 
gangbarer  Münze  zu  geschehen,  also  in  der  gesetzlichen  Valuta^ 
der  Rückzahlungszeit  —  oder  in  jener  Währung,  in  welcher 


*)  So  z.  B.  von  6  auf  9^0  ^*ir  einen  Vorschuss  des  Emanuel  Oppenheims  v 
von  170.000  fl.;  H.  F.  A.  vom  4.  April  1710. 

^)  Zahlungsrückstände,  welche  nicht  aus  Darlehen  herrührten,  wurden  1^ 
der  Regel  nicht  verzinst;  H.  F.  A.  vom  15.  November  1721  u.  a. 

»)  H.  F.  A.  vom  22.  Februar  1703  u.  a. 
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das  Darlehen  gegeben  worden  war,  beziehungsweise  in  dem 
derselben  entsprechenden  Betrage  in  der  jeweiligen  Landeswährung. 
Elrsteres  bildete  die  Regel. 

Bei  Vorschüssen  auf  den  Ertrag  gewisser  Abgaben  behielt  sich 
das  Aerar  ausnahmsweise  das  Recht  vor,  den  Gläubiger,  anstatt 
durch  Baarrückzahlung,  durch  Delegation  der  betreffenden  Con- 
tribuenten  als  Schuldner  zu  befriedigen;  d.  h.  der  Gläubiger  musste 
persönliche  Obligationen  der  einzelnen  Contribuenten  pro  rata  an 
Zahlungstatt  annehmen,  wodurch  für  das  Aerar  eine  Privatperson 
als  Schuldner  eintrat^). 

8.  Pftodreohte. 

Wie  wir  sehen,  hatte  die  ältere  Staatsschuld  im  Grossen  und 
Ganzen  ein  wesentlich  privatrechtliches  Gepräge.  Als  Schuldner 
wurde  formell  nicht  der  Staat,  sondern  diePerson  des  Monarchen, 
oder  das  contrahirende  Amt  verpflichtet.  Die  Bedingungen  der 
einzelnen  Darlehnsacte  werden  meist  von  Fall  zu  Fall  individualisirt, 
wie  bei  Privatschulden,  an  welche  auch  die  Form  der  Schuldurkunden 
vielfach  erinnert. 

Diese  Verwandtschaft  des  damaligen  Staatscredits  mit  dem 
Privatcredite  zeigt  sich  auch  in  der  allgemein  üblichen  Sicher- 
stellung der  einzelnen  Darlehen  durch  Verpfändung  einer  be- 
stimmten Staatseinnahme,  gewöhnlich  des  jeweilig  assignirten 
Zahlungsfondes. 

Eine  derartige  Sicherstellung  wurde  geradezu  als  selbstver- 
ständlich betrachtet,  und  kommen  daher  vor  Errichtung  der  Ban- 
calität  (1715)  Darlehen  ohne  Einräumung  eines  Pfandrechtes  nur 
ganz  ausnahmsweise  vor. 

Das  Pfandrecht  war  entweder  eine  General-  oder  eine  Special- 
hypothek.  Erstere  findet  sich  nie  ohne  die  Letztere,  und  über- 
haupt nur  bei  grösseren  Anleihen,  besonders  bei  solchen  im  Aus- 
lande. Als  Object  dieser  Hypothek  wurden  meist  sämmtliche 
Cameral-  und  Militärgefälle,  alle  ordentlichen  und  ausserordentlichen 
Einnahmen  des  ganzen  Staates  bestellt;  bei  ausländischen  Darlehen 
erstreckt  sich  das  Generalpfandrecht  auch  auf  das  Privatvermögen 

*)  So  lieh  z.  B.  Hofkanzleirath  t.  Deblin  1708  40.000  11.  auf  die  ausser- 
ordentliche Beisteuer  des  Clerus,  spcciell  in  Mähren,  mit  der  Verpflichtung,  even- 
tuell Theilobligationen  der  betreffenden  Prälaten  an  Zahlungsstatt  anzunehmen; 
Obl.  vom  5.  Juni  1708. 

4* 
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der  Staatsbürger,  ja  selbst  auf  die  Personen  derselben,  und  wird 
demgemäss  der  betreffenden  fremden  Regierung  das  Recht  der  Reten- 
tion und  Beschlagnahme,  beziehungsweise  Gefangennahme  eingeräumt. 

Ein  solches  ganz  allgemein  gehaltenes  Pfandrecht  war  natür- 
lich practisch  ziemlich  werthlos.  Theoretisch  ist  die  Greneral- 
hypothek  allerdings  insoferne  von  nicht  geringem  Interesse,  als 
darin  bereits,  wenngleich  nur  mittelbar,  der,  jener  Zeit  sonst  noch 
ganz  fremde  Gedanke  einer  Zusammengehörigkeit  der  verschie- 
denen Staatsschulden  zum  Ausdrucke  gelangt. 

Von  grösserer  Bedeutung  sind  jene  Generalhypotheken,  deren 
Gegenstand  enger  begrenzt  war,  z.  B.  wenn  das  Generalpfaiidrecht 
auf  alle  ordentlichen  und  ausserordentlichen  Einnahmen  des  Militär- 
6tats  aus  einem  bestimmten  Kronlande  eingeräumt  wurde,  verbunden 
mit  der  Specialhypothek  auf  das  diesfällige  Abgabencontingent  des 
Darleihers.  Hier  hat  das  allgemeinere  Pfandrecht  zugleich  sub- 
sidiären Character. 

Am  häufigsten  und  weitaus  am  wichtigsten  sind  indes  die 
Specialpfandrechte.  Es  gab  wohl  keine  irgendwie  nennenswerthe 
Cameralabgabe,  keine  bedeutendere  Staatsdomäne,  keine  ordentliche 
oder  ausserordentliche  Einnahme  des  Militär6tats,  die  nicht  in  Folge 
des  fortwährenden  Deficits  im  Staatshaushalte  so  viel  als  möglich 
zur  pfandrechtlichen  Sicherstellung  von  Darlehen  benützt  worden 
wäre.  Nicht  selten  wurden  auch  für  eine  Forderung  mehrere 
Fonde  vei'pfandet,  und  zwar  bald  cumulativ  für  das  ganze  Capital, 
bald  prorata  für  einzelne  Theile  desselben,  bald  auch  subsidiär. 
Zuweilen  vereinbarte  man  für  Capitals-  und  Zinsenzahlung  ver- 
schiedene Hypotheken. 

Die  Natur  dieser  Pfandrechte  war  keineswegs  immer  die  gleiche. 
In  der  Mehrzahl  der  Fälle  wurde  nämlich  blos  das  reine  Pfand- 
recht bestellt,  und  zwar  entweder  nach  der  Priorität  der  Pfand- 
forderungen, welche  im  Zweifel  stets  massgebend  war,  —  oder 
mit  dem  Vorrange  vor  älteren  Forderungen,  was  natürlich  eine 
Verletzung  bestehender  Rechte  involvirte.  Sehr  häufig  aber  ver- 
band man  hiemit  die  üeberlassung  des  thatsächlichen  Pfand- 
besitzes, sei  es,  dass  der  Gläubiger  das  Recht  erhielt,  einen 
„Compossessor"  zu  ernennen,  welcher  die  Verwaltung  des  Pfand- 
objectes  in  seinem  Namen  unter  Mitsperre  der  Casse  controlirte 
und  die  fälligen  Raten  einhob,  —  sei  es,  dass  dem  Gläubiger  das 
Object  in  alleinigen  Besitz  und  Genuss  übergeben  wurde. 
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solche  antichretische  Verpfändung  findet  sich  besonders  bei  Staats- 
^tem,  woran  dem  Pfandbesitzer  in  der  Regel  als  Zinsenäquivalent 
die  volle  Nutzniessung  überlassen  wurde. 

Eine  andere  Art  materieller  Sicherstellung  ergab  sich  zumeist 
dann,  wenn  die  Pfandverschreibung  solche  Beträge  zum  Gegenstande 
hatte,  welche  der  Darleiher  dem  Aerar  aus  einem  anderen,  meist 
offentlichrechtlichen  Titel  schuldete.  In  derartigen  Fällen  pflegte 
man  nämlich  nach  Massgabe  der  Schuldforderung  ein  Eecht  der 
Retention  und  Gompensation  zu  constituiren.  Namentlich  ge- 
schah dies  bei  Darlehen  der  Stände  eines  Landes  auf  die  Land- 
tagsbewilligungen desselben,  und  zwar  hinsichtlich  der  ganzen  Con- 
tributionssumme,  —  sowie  bei  Darlehen  eines  einzelnen  Standes 
oder  eines  einzelnen  Mitgliedes  eines  solchen,  in  Ansehung  des  be- 
ti'effenden  Contributions-  und  überhaupt  Abgabencontingentes  — 
dann  auch  bei  Vorschüssen  und  Cautionen  verrechnender  Beamter 
hinsichtlich  der  unter  ihrer  Verwaltung  befindlichen  Gefallsgelder. 

Bei  der  rein  civilrechtlichen  Natui*  der  Pfaudverschreibung  ist 
es  selbstverständlich,  dass  auch  an  Pfandrechten  gegen  den  Staat 
zu  Gunsten  dritter  Personen  Superpfandrechte  begründet  werden 
konnten.  In  solchen  Fällen  wurde  dem  Afterpfandgläubiger  zu- 
weilen eine  eigene  kaiserliche  Versicherungsurkunde  ausgestellt^)- 

9.  Sieherstellung  durch  Bürgschaft. 

Ausser  der  hypothekarischen  Sicherstellung  spielte  auch  die 

fidejussorische  eine  bedeutende  Rolle.    Namentlich  bei  ausländischen 

Anlehen    kommen   häufig  Bürgschaften  vor,    und  zwar  immer  in 

Verbindung  mit  einer  Hypothek.    Diesen  Character  hat  z.  B.  die 

bei  Anlehen  im  Auslande  wiederholt  vorkommende  Garantie  der 

betreffenden  Regierung,  wodurch  sich  letztere  den  Gläubigem 

gegenüber  verbürgte,  dass  die  österreichische  Regierung  die  in  der 

bezüglichen  Obligation  übernommenen  Verpflichtungen  erfüllen  werde. 

Weiter  geht  die,  ebenfalls  besonders  bei  ausländischen  Darlehen 

auf   den  Contributionsfond   übliche,  jedoch   auch    sonst   nicht 

seltene  Fidejussion    der  betreffenden  Landstände.     Hiemit 

übernahmen  Letztere  nämlich  nicht  blos  eine  Eventualbürgschaft, 

sondern  die  directe  Verpflichtung  zur  Abfuhr  der  für  Zinsen-  und 

Capitalszahlung  verpfändeten  Contributionsquoten.     Das  Land  er- 


0  F.  C.  Prot,  vom  12.  März  1726. 
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scheint  hier  daher  als  Bürge  und  Zahler.  Die  rechtliche  Bedeutung 
einer  solchen  Fidejussionserklärung  bestand  daiin,  dass  hiedurch 
die  Gläubiger,  unabhängig  von  der  Höhe  der  jeweiligen  Contribu- 
tionsbewilligung  und  von  der  sonstigen  Belastung  des  als  Pfand 
verschriebenen  Fondes,  gesichert  waren.  Freilich  wäre  auch  diese 
Sicherstellung  illusorisch  gewesen,  wenn  nicht  Creditsrücksichten 
die  Einhaltung  der  dem  Auslande  gegenüber  eingegangenen  Schuld- 
verbindlichkeiten gebieterisch  erheischt  hätten;  war  ja  doch  eine 
Execution  gegen  ein  Kronland  ebensowenig  denkbar,  wie  gegen 
die  Staatsverwaltung.  Die  Fidejussionsurkunde  der  Stände  pflegte 
man  gewöhnlich  in  die  Hauptobligation  vollinhaltlich  einzuschalten. 

10.   Ck>llectivanlehen. 

Grössere  Anlehen,  namentlich  jene  im  Auslande,  wurden  meist 
durch  Vermittelung  eines  bedeutenderen  Bankhauses  oder  eines 
Consortiums  von  solchen  aufgenommen.  Die  betreffende  Firma  be- 
sorgte dann  die  Aufbringung  des  Capitals  im  Wege  der  öffentlichen 
Subscription,  sowie  dessen  Abftihr  an  die  Finanzverwaltung  oder 
deren  Ordre,  übernahm  die  Auszahlung  der  fälligen  Zinsen  und 
Capitalsraten  an  die  einzelnen  Theilnehmer,  nöthigenfaUs  mit  Hilfe 
von  eigenen  Vorscliüssen  auf  den  assignirten  Fond,  und  vermittelte 
bei  Differenzen  mit  den  Interessenten  —  alles  natürlich  gegen  ent- 
sprechende Provision.  Bei  derartigen  Anlehen  lautete  die  Obliga- 
tion entweder  auf  das  emittirende  Bankhaus  selbst,  oder  auf  die 
Gesammtheit  der  durch  dasselbe  vertretenen  Gläubiger.  In  beiden 
Fällen  erhielt  jeder  Subscribent  eine  Theilobligation  über  seinen 
Darlehnsbeitrag,  welche  in  der  Regel  das  Bankhaus  auszustellen 
hatte.  Für  die  Grösse  der  einzelnen  Antheile  wurde  zuweilen  ein 
gewisses  Minimum  festgesetzt,  im  übrigen  war  dieselbe  natur- 
gemäss  sehr  verschieden. 

Wenn  sich  die  Verhandlungen  wegen  eines  derartigen  Anlehens 
zerschlugen,  das  betreffende  Bankhaus  aber  das  Geld  in  Erwartung 
der  Perfection  des  Geschäftes  bereits  aufgebracht  hatte,  wurde 
hiefür  zuweilen  eine  Pauschalentschädigung  bewilligt^). 


*)  So  bewilligte  man  dem  Sirason  Wertheimer,  welcher  1715  behufs  eines 
Darlehens  834.000  fl.  aufgebracht  und  durch  längere  Zeit  bereit  gehalten  hatte, 
nachdem  dieses  Geschäft  nicht  zu  Stande  kam,  eine  Pauschalvergütung  voa 
17.500  fl.  (H.  F.  A.  V.  5.  Mai  1720). 
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Eine  andere  Kategorie  von  Collectivanleihen  bilden  die  Zwang s- 
anlehen^).  Ferner  gab  es  anch  freiwillige  Darlehen  mit  Be- 
theiligung zahlreicher  Capitalisten  ohne  wahrnehmbare  Ver- 
mittelung  eines  Dritten.  Bei  diesen  erhielt  jeder  Theilnehmer 
eine  unmittelbare  kaiserliche  Obligation,  jedoch  mit  Zugrundelegung 
eines  einheitlichen  Formulars^). 

Umgekehrt  kam  es  endlich  auch  sehr  häufig  vor,  dass  der  in 
der  Schuldurkunde  angegebene  Darleiher  das  Capital  bei  Anderen 
aufbrachte,  ohne  dass  dies  irgendwie  in  der  Urkunde  ersichtlich 
gemacht  wurde.  In  solchen  Fällen  entstand  zwischen  dem  Aerar 
und  jenen  dritten  Personen  selbstverständlich  kein  Rechtsverhältnis. 

11.  Cession  und  Novation;  Umsohreibung. 

Nachträgliche  Veränderungen  in  den  Bedingungen  eines  Dar- 
lehens ergaben  sich  entweder  in  Bezug  auf  die  Personen  der  Be- 
rechtigten und  Verpflichteten,  oder  in  Bezug  auf  das  Recht  selbst. 
In  Fällen  der  ersteren  Art,  d.  h.  bei  Erbgang,  Cession,  Dele- 
gation, Uebernahme  von  Staatsschulden  durch  andere  Per- 
sonen, konnte  die  Veränderung  entweder  ohne  Zuthun  beider 
Theile,  oder  doch  durch  einseitige  Verfügung  eines  Contrahenten 
geschehen;  —  eine  Veränderung  in  Bezug  auf  die  Schuldverbind- 
lichkeit selbst,  d.  h.  eine  Novation,  war  ohne  Verletzung  be- 
stehender Rechte  nur  im  Einverständnisse  beider  Theile  denkbar. 

Je  nachdem  nun  in  den  Anlehensbedingungen  in  der  einen 
oder  der  anderen  Richtung  eine  Aenderung  eintrat,  musste  auch 
die  formelle  Behandlung  eine  verschiedene  sein. 

Ein  Wechsel  in  der  Person  des  Verpflichteten  fand  sehr 
häufig  statt,  da  die  Staatsverwaltung  ein  bedeutendes  Interesse 
daran  hatte,  durch  zeitweilige  Ueberwälzung  von  Staatsschulden 
auf  andere  Factoren  die  momentane  Zahlungsfähigkeit  des  Aerars 
und  hiemit  den  Staatscredit  selbst  zu  erhöhen.  Als  Mittel  hiezu 
wählte  man  anfanglich  die  Uebernahme  von  Staatsschulden  durch 
die  Stände  der  Erbländer,  später  in  immer  steigendem  Masse  die 
Uebernahme  durch  die  im  Jahre  1706  errichtete  Wiener  Stadt- 
bank, —  selbstverständlich  gegen  entsprechende  Gegenleistungen 


1)  S.  den  VI.  Abschnitt. 

*)  So  z.  B.  bei  der  Anticipation  von  1  ^/^  Millionen  fl.  (1729)  auf  die  schle- 
sifichen  Contributioncn. 
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des  Staates^).  In  allen  solchen  Fällen  wurde  an  Stelle  der  alten  Schuld- 
Urkunde  stets  eine  neue  ausgefertigt,  und  zugleich  die  bücherliche  Ab- 
und  Zuschreibung  veranlasst,  so  dass  der  Uebergang  der  Zahlungs- 
verpflichtung auch  äusserlich  vollständig  zum  Ausdrucke  gelangte. 

Der  Delegation  assignirter  Contribuenten  als  Selbstschultoer 
wurde  bereits  oben  gedacht*). 

Uebrigens  kam,  wenngleich  selten,  auch  der  umgekehrte  Fall 
vor,  nämlich  der  Eintritt  des  Aerars  in  ein  bestehendes 
Schuldverhältnis  durch  Uebernahme  einer  fremden  Schuld 
an  eine  dritte  Person,  gegen  sofortigen  Erlag  des  Schuldcapitals 
durch  den  bisherigen  Schuldner  an  die  Staatsverwaltung*). 

Der  Uebergang  des  Forderungsrechtes  an  ein  neues  Subject 
war,  da  die  vortheresianische  Zeit  Ueberbringerpapiere  nicht  kannte*), 
unter  Lebenden  an  eine  formelle  Cession  gebunden,  wobei  in  der 
Regel  eine  eigene  Cessionsurkunde  ausgestellt  wurde,  jedenfalls 
aber,  auch  abgesehen  von  Wechseln,  eine  auf  dem  Effecte  selbst 
beigesetzte  Girirungserklärung  genügte. 

Bei  dem  Rechtsübergange  durch  Cession  oder  Erbgang  fand 
häufig,  wie  in  den  oben  erwähnten  Fällen,  eine  Umschreibung  der 
Schuldurkunde  statt;  doch  war  dieselbe  keineswegs  nothwendig, 
besonders  bei  Obligationen,  da  hierin  die  Verpflichtung  stets  aus- 
drücklich gegenüber  Jeden  getreuen  Inhaber  dieses  Briefes"  ein- 
gegangen wurde.  In  der  Regel  begnügte  man  sich  daher  mit  der 
creditbücherlichen  Vormerkung. 

Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  ein  System,  welches  den  Ueber- 
gang des  Forderungsrechtes  ausnahmslos  an  eine  förmliche  Cession 
knüpfte,  im  Vergleiche  zur  Beweglichkeit  unserer  heutigen  Ueber- 


*)  Die  Details  werden  sich  aus  der  späteren  Darstellung  ergeben. 

*)  S.  oben  Seite  51. 

^)  Dies  goschall  z.  B.  laut  Obligation  vom  24.  Juni  1703  hinsichtlich  einer 
Schuld  des  Oistercienserklosters  Saar  in  Mähren  an  die  beiden  gleichartigen 
Klöster  Wclehrad  und  Maria  Saal.  Das  erstgenannte  Kloster  erlegte  das  bis 
dahin  mit  6%  verzinste  Schuldcapital  von  97.225  fl.  10  kr.,  und  dasAerar  über- 
nahm ausdrücklich  die  Verpflichtung,  dasselbe  den  forderungsberechtigten  Klöstern 
als  Selbstschuldner  mit  6%  zu  verzinsen,  und  nach  drei  Jahren  gegen  halb- 
jährige Kündigung  zurückzuzahlen.  Als  Hypothek  wurden  hiefür  die  Contribu- 
tionscontingente  aller  mährischen  Cistercienserklöster  mit  dem  Retentionsrechte 
eingeräumt.  Femer  wurden  diese  Klöster  von  der  damaligen  Vermögenssteuer 
befreit.    S.  Recessenfascikel  B,  Nr.  673. 

*)  Schon  der  in  den  Obligationen  vorkommende  Ausdruck  „Getreuer  In- 
haber*^ zeigt,  dass  der  Inhaber  seinen  Kechtstitel  nachweisen  musste. 
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bringereffectefi,  den  Verkehr  mit  Staatsschuldpapieren  ungemein  er- 
schwerte, zumal  in  Wien  damals  auch  noch  keine  Börse  bestand. 
Gleichwohl  dürfen  wir  uns  den  Handel  mit  Staatspapieren 
auch  für  jene  Zeit  nicht  allzu  unbedeutend  vorstellen.  Obligationen, 
wie  einfache  Assignationen,  besonders  letztere,  wurden  sehr  häufig, 
und  zwar  in  der  Regel  ziemlich  tief  unter  dem  Nominalwerthe,  an 
Wechsler  und  sonstige  Speculanten  veräussert,  welche  überhaupt 
die   Nothlage  ärmerer  Staatsgläubiger,    namentlich  von  Beamten, 

• 

Pensionisten  und  Officieren,  zur  billigen  Acquisition  von  Forde- 
rungstiteln ausnützten.  Insbesondere  geschah  dies  dann,  wenn  das 
betreffende  Effect  schon  fällig,  der  Rückzahlungstermin  aber  nicht 
eingehalten  worden  war.  Noch  lebhafter  als  in  eigentlichen  Staats- 
schuldeffecten,  war  der  Verkehr  nach  Errichtung  der  Stadtbank  in 
den  Papieren  dieser  letzteren.  Wir  finden  denn  auch  in  der  That 
nicht  selten  Angaben  über  den  „Rabatt",  womit  die  einzelnen 
Effecten  jeweilig  gehandelt  wurden,  welche  uns,  wenngleich  nur 
sehr  unregelmässig,  nach  Art  der  heutigen  Börsencurse  als  Mass- 
stab für  die  Beurtheilung  des  Staatscredites  dienen  können. 

Zuweilen  wurde  schon  bei  der  Aufnahme  eines  Anlehens  auf 
die  allfällige  Veräusserung  einzelner  Theile  der  Forderung  Bedacht 
genommen,  indem  man,  um  die  Verkehrsfähigkeit  zu  erhöhen,  das 
Capital  auf  mehrere  Obligationen  vertheilte.  Denselben  Zweck  er- 
reichte man  auch  durch  nachträgliche  Auseinanderschreibung  einer 
auf  eine  grössere  Summe  lautenden  Obligation  in  mehrere  Theil- 
obligationen,  was  auch  ohne  Aenderung  im  Subjecte  des  Forderungs- 
rechtes zulässig  war^). 

Von  weit  einschneidenderer  Bedeutung  für  das  Aerar  als  die 
bisher  erwähnten  Veränderungen  im  Rechtssubjecte  sind  jene,  welche 
das  Forderungsrecht  selbst,  oder  die  hiemit  verbundenen  Neben*- 
rechte  zum  Gegenstande  hatten,  wobei  es  sich  also  um  eine  förm- 
liche Novation  des  Darlehensvertrages  in  seinen  wesentlichen 
Bedingungen  handelte.   Hieher  gehören  die  Vereinbarungen  wegen 
Erstreckung  der  Zahlungstermine,  insbesondere  wegen  Prolongirung 
bereits  fälliger  Capitalsposten,  wegen  nachträglicher  Modification 
des  Zinsenausmasses,  Capitalisirung  von  Zinsenausständen, 
Verschreibung  einer  neuen  Hypothek  an  Stelle  der  ursprüng- 
lichen u.  dergL   In  allen  solchen  Fällen  war,  der  Natur  der  Sache 


*)  H.  F.  A.  vom  3.  August  1736. 
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nach  nicht  nur  eine  bücherliche  Umschreibung,  sondern  auch  die 
wirkliche  ümfertigung  der  Schuldurkunde  geboten. 

Forderungen,  welche  nicht  aus  Darlehen,  noch  auch  aus  anderen 
entgeltlichen  Rechtsgeschäften  entstanden  waren,  wie  z.  B.  jene, 
die  auf  der  kaiserlichen  Zusage  einer  Gnadengabe  beruhten,  wurden, 
wenn  sie  später  durch  eine  kaiserliche  Obligation  anerkannt  worden 
waren,  im  Hinblick  auf  die  eingetretene  Novation  einer  eigent- 
lichen Schuldforderung  gleichgehalten,  was  für  die  Realisirung  von 
Wichtigkeit  war*). 

Der  Fall  der  einseitigen  Nichteinhaltung  der  übernommenen 
Schuldverbindlichkeiten  bildet  natürlich  keine  Novation,  sondern 
eine,  nur  durch  die  jeweilige  Insolvenz  des  Aerars  entschuldigte 
Rechtsverletzung,  die  in  der  voitheresianischen  Zeit  so  häufig  wieder- 
kehrte, dass  wir  letztere  wohl  als  die  Periode  des  chronisch 
gewordenen  partiellen  Staatsbankrottes  bezeichnen  können. 

12.  Verbot  und  Sequestration. 

Gerichtliche  Verbote  auf  Capital  und  Zinsen  einer  Staats- 
schuldpost wurden  jeweilig  der  Hofkammer  oder  dem  der  betrefi*en- 
den  Casse  unmittelbar  vorgesetzten  Amte  mitgetheilt,  worauf  wegen 
deren  creditbücherlicher  Vormerkung  der  Vollzugsauftrag  an  die 
Casse  und  Buchhalterei  erging. 

Administrative  Verbote  wurden  in  der  Regel  dann  erlassen, 
wenn  die  Liquidität  einer  Forderung  zweifelhaft  schien,  oder  wenn 
das  Aerar  Gegenforderungen  zur  Compensation  bringen  wollte.  Bei 
besonders  dubioser  Entstehung  des  Anspruches  folgte  einem  solchen 
Verbote  oft  eine  vollständige  oder  theilweise  Repudiirung  der  als 
nicht  liquid  erkannten  Schuld-). 

Unter  einen  anderen  Gesichtspunkt  fallt  die  Sequestration 
von  Forderungen  an  den  Staat  wegen  Verdachtes  eines,  die  Con- 
fiscation  nach  sich  ziehenden  Verbrechens  (vor  allem  Hochverrath) ')  — 
eine  rein  strafprocessuale  Präventivmassregel. 

13.    Amtsdarlehen. 
Nicht  als  Creditsoperation,  sondern  als  administrative  Massregel 


*)  F.  C.  Prot,  vom  5.  Juli  1719  (betr.  eine  vom  Kaiser  Josef  I.  versprochene 
Gnadengabe  von  30.000  fl.). 

2)  So  z.  B.  im  Falle  Oppenheimer. 

3)  H.  F.  A.  vom  28.  Jänner  1710  u.  a. 
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erscheinen  die  Amtsdarlehen,  d.  h.  die  Cautionen^),  welche  die 
verrechnenden  Beamten  beim  Dienstesantritte  zu  erlegen  hatten. 

Der  Zinsfuss  hiefür  betrug  grundsätzlich  nur  5^/o,  doch  kommen 
ausnahmsweise  auch  6®/o  vor^). 

Das  Capital  haftete  auf  dem  betreffenden  Amte,  und  zwar  bis 
nach  gepflogener  Eechnungsrichtigkeit,  worauf  die  Rückzahlung 
verlangt  werden  konnte.  Wurde  ein  diesfalliges  Begehren  nicht  ge- 
stellt, so  war  das  Capital  vom  Erlöschen  des  Cautionsbandes  an 
mit  6^/o  zu  verzinsen'^). 

Nach  der  älteren  Praxis  hatte,  wenn  der  Dienstposten  durch 
den  Tod  des  Beamten  erledigt  wurde,  der  Amtsnachfolger  die 
Caution  seines  Vorgängers  abzulösen.  Durch  die  kaiserliche  Ent- 
schliessung  vom  18.  October  1719  wurde  dies  dahin  abgeändert, 
dass  zur  Vermeidung  von  Unzukömmlichkeiten  der  Nachfolger  künftig 
das  Caution scapital  sogleich  bei  der  Bancalität  zu  erlegen  habe, 
welche  sodann  dasselbe  an  die  Erben  des  Amtsvorgängers  aus- 
zahlen werde. 

Für  die  Ausfertigung  der  Cautionsobligationen  bestand  ein 
eigenes  Formular.  Bis  zu  der  erwähnten  kaiserlichen  Resolution 
enthielt  dasselbe  unter  Anderem  auch  die  Clausel,  dass  der  Beamte 
sich  für  seine  Zinsenforderung  aus  der  Amtscasse  selbst  bezahlt 
machen  könne,  dass  derselbe  ferner  sammt  seinen  Erben  zur  Ab- 
tretung des  Dienstpostens  erst  nach  voller  Befriedigung  an  Capital 
und  Zinsen  verpflichtet  sei*)  —  was  sich  eben  durch  die  damalige 
Ablösungspflicht  des  Nachfolgers  erklärt. 

Nicht  zu  verwechseln  mit  den  Cautionen  waren  jene  Darlehen, 
welche  zuweilen  von  Staatsbeamten  der  verschiedensten  Kategorien 
als  Prämie  für  die  Verleihung  der  betreffenden  Stelle  er- 
legt wurden,  ja  mitunter  selbst  die  Errichtung  der  bezüglichen 
Stelle  veranlassten*).  Diese  Darlehen  unterschieden  sich  an  und 
für  sich  nicht  wesentlich  von  anderen.  Jedoch  bildete  der  wirk- 
liche Erlag  der  aus  einem  solchen  Anlasse  versprochenen  Dar- 
lehenssumme —  sofeme  derselbe  nicht  schon  vor  der  Verleihung 


*)  Bis   in   das  zweite  Dritt<jl   des   18.  Jahrhunderts   war   die  Bezeichnung 
^Amtsdarlehen"  die  gewöhnlichere. 

«)  H.  F.  A.  vom  8.  Jänner  1701  u.  a. 
*)  H.  F.  A.  vom  16.  September  1721. 
*)  F.  C.  Prot,  vom  ö.  September  1719. 
^)  H.  F.  A.  vom  1.  August  1702  u.  a. 
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geschehen  war  —  eine  dem  betreffenden  Acte  anhaftende  Resolutiv- 
bedingung, deren  Nichteinhaltung  dessen  Nichtigkeit  nach  sich  zog. 

Solche  Vorgänge  kamen  übrigens  nicht  nur  bei  Verleihung 
von  Aemtem  und  Titeln^)  vor,  sondern  auch  bei  Ertheüung  von 
Privilegien,  ja  überhaupt  bei  staatlichen  Gnadenacten.  So  wurden 
beispielsweise  selbst  behufs  Erzielung  einer  besseren  Behandlung 
vermöglicher  Staatsgefangener  beträchtliche  Darlehen  gegeben*). 

Zuweilen,  kam  es  selbst  vor,  dass  man  liquide  Aerarialforderungen 
nachsah,  wenn  sich  der  Schuldner  zu  einem  entsprechenden  Darlehen 
an  das  Aerar  herbeiliess  ^). 

So  sehr  derartige  unwürdige  Tauschgeschäfte  unserer  heutigen 
Anschauung  von  der  Natur  öffentlicher  Aemter  widersprechen, 
so  lässt  sich  doch  nicht  verkennen,  dass  die  verzweifelte  Finanz- 
lage Oesterreichs  am  Anfange  des  vorigen  Jahrhunderts  die  Heran- 
ziehung solcher,  keineswegs  unbedeutender  Einnahmequellen  recht- 
fertigte. Auch  finden  sich  die  erwähnten  entgeltlichen  Verleihungs- 
acte  nur  zu  Zeiten  ausnahmsweise  gesteigerten  Bedarfes,  und  wurden 
daher  niemals  zur  normalen  Praxis,  wie  dies  in  Frankreich  unter 
Ludwig  XIV.  und  XV.,  in  England  sogar  noch  in  unserem  Jahr- 
hunderte der  Fall  war. 

Uebrigens  wurden  derartige  Darlehen  immer  seltener.  Auch 
erging  1738  eine  ausdrückliche  Anordnung,  dass  dieselben,  gleich 
den  Cautionen,  nur  zu  5"/o  zu  verzinsen  seien*). 

14.  AmortiQlrung;  Veijährung. 

Was  die  Amortisirung  von  in  Verlust  gerathenen  Staatsschuld- 
verschreibungen betrifft,  so  wurde  hiezu  über  Ansuchen  der  Partei 
durch  die  Hofkanzlei  eine  sechswöchentliche  Edictalfrist  ausge- 
schrieben, nach  deren  Ablauf  das  nicht  vorgewiesene  Original- 
document  null  und  nichtig  sein  sollte*). 

Die  Ausfertigung  eines  neuen  Exemplars  der  Schuldurkunde 
war  aber  ausserdem  noch  an  die  vorherige  Ausstellung  eines  ^Töd- 
scheines"  gebunden,  worin  der  Gläubiger  erklären  musste,  dass 


^)  Graf  Rantzati  lieh  z.  B.  gegen  Verleihung   des  Titels   eines   geheimen 
Rates  40.000  H  (H.  F.  A.  v.  19.  Juli  1708). 

«)  S.  z.  B.  H.  F.  A.  vom  15.  Mai  1703  und  vom  26.  Februar  1706. 
«)  z.  B.  F.  C.  Prot,  vom  22.  September  1719. 
*)  F.  C.  Prot,  vom  2.  März  1738. 
'^)  H.  F.  A.  vom  18.  April  1709. 
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das  Original,  wenn  es  später  etwa  noch  znm  Vorschein  kommen 
sollte,  für  null  und  nichtig  zu  halten  sei,  und  hieraus  gegen  das 
Aerar  keinerlei  Anspruch  erhoben  werden  könne  ^).  Diesen  Töd- 
schein,  zu  dessen  Ausstellung  die  Bewilligung  der  Hofkammer  er- 
forderlich war,  hatte  die  betreffende  Casse  bei  Ausfolgung  des 
neuen  Effectes  einzuziehen. 

Für  die  Verjährung  von  Schuldforderungen  an  den  Staat 
waren,  wie  dies  bei  dem  rein  privatrechtlichen  Character  der  da- 
maligen Staatsschuld  nicht  anders  sein  konnte,  die  allgemeinen  Vor- 
schriften des  bürgerlichen  Kechtes  massgebend,  also  das  römische 
Recht  mit  den  einschlägigen  landesfurstlichen  Patenten.  Zu  speciellen 
Vorschriften  über  die  Verjährungszeit  foi*  die  Zinsen-  und  Capitals- 
raten  von  Staatsschuldpapieren  lag  auch  kein  Anlass  vor,  insolange 
man  Ueberbringereffecten  nicht  kannte.. 


^)  H.  F.  A.  vom  3.  September  1722. 


HL  Das  Budget  and  die  iDländiscben  Creditsoperationen  im 
spanischen  Erbfolgekriege,  1701—1714. 


A.  Creditsoperationen  mit  den  Ständen  der 

Erbländer. 

1.  Uebemahme  der  alten  Staatsschuld  durch  die  Länder 

im  Jahre  1701. 

1.  Schon  bei  Beginn  des  Jahres  17()0  rausste  sich  die  kaiser- 
liclie  Regierung  angesichts  der  Politik  Ludwigs  XIV.  mit  der  Even- 
tualität eines  baldigen  Krieges  befassen.  Bei  der  tiefen  Zeri'üt- 
tung,  in  welche  die  Finanzen  der  Monarchie  durch  die  letzten 
Türkenkriege  gerathen  waren,  erschien  die  Wiederherstellung  des  ge- 
schwächten Staatscredites  als  eine  Voraussetzung,  ohne  welche  an 
die  erfolgreiche  Führung  des  bevorstehenden  Kampfes  nicht  zu 
denken  war.  In  dieser  Erwägung  schritt  man  zu  einem  bereits 
frülier  in  kritischen  Zeiten  zuweilen  angewendeten  Mittel,  nämlich 
zur  Entlastung  des  Aerars  durch  Uebertragung  von  Staats- 
schulden an  die  einzelnen  Erbländer. 

Bei  der  Unvollkommenheit  in  der  damaligen  Finanzverwaltung 
und  Staatsbuchhaltung  musste  den  zu  dem  fi*aglichen  Zwecke  er- 
forderlichen Landtagsverhandlungen  eine  eingehende  Prüfung  des 
Schuldenstandes  vorangehen. 

Der  bezüglichen  kaiserlichen  Resolution  zufolge  (Hofkammer- 
decret  vom  2.  August  1700)^)  sollte  sich  die  Schuldübertragung  auf 


M  S.  Undat.  Information  in  Mise.  Camer.  III.,  F.  A.  Bibl.  Nr.  145/D.  — 
Die  er^sten  Spuren  der  Massregel  finden  sich  in  einem  undatirten  Vortrage  der, 
im  Jahre  1698  eingesetzten  geheimen  deputirten  Cameral-Commissiou  (bestehend 
aus   dem    obcr^steu  Kanzler,    dem  Reiehsvicekanzler   und  dem  Hofkammer-Vice- 
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die  Militär-  und  Cameralschulden  erstrecken,  jedoch  mit  Ausnahme 
der  hinter  das  Jahr  1683  zurückreichenden  Posten,  deren 
Berücksichtigung  ausgeschlossen  wurde.  Die  Prüfung  bezog  sich 
einerseits  auf  den  Entstehungsgrund  der  einzelnen  Schuldposten 
(Darlehen,  Lieferungsverträge,  Gnadenverleihung,  Gehaltsrückstände), 
—  andererseits  auf  die  Vertragsbedingungen  (Zinsfiiss,  bedungene 
Gegenleistungen,  wie  Beförderungen,  Auszeichnungen  u.  s.  w.),  be- 
sonders hinsichtlich  der  Pfandrechte^).  Den  ganzen  hienach  über- 
haupt in  Betracht  kommenden  Schuldenstand  schätzte  man  anfangs 
auf  2.4  bis  25  Millionen  Gulden;  doch  ergab  die  Prüfung  der  ein- 
zelnen Posten  offenbar  eine  geringere  Summe,  da  in  den  Ueber- 
nahmsrecessen  nur  von  22  Millionen  die  Rede  ist. 

Diese  Summe,  von  welcher  auf  die  Kriegsschulden  12,  und  auf 
die  Hof-  und  Cameralschulden  10  Millionen  entfielen^),  bildete  also 
den  Gegenstand  einer  Creditsoperation ,  dui'ch  welche  die  grössten- 
theils  auf  Jahre  hinaus  verpfändeten  Contributionen  und  Cameral- 
fonde  entlastet  und  den  gesteigerten  Staatsbedürfnissen  wieder  ganz 
dienstbar  gemacht  werden  sollten. 

Auch  abgesehen  von  der  häufig  zweifelhaften  Liquidität  der 
einzelnen  Forderungen  waren  hiebei  mehrfache,  in  der  Natur  der 
Sache  gelegene  Schwierigkeiten  zu  überwinden. 

Einerseits  waren  die  Staatsgläubiger  in  der  Regel  nicht  ge- 
willt, ihre  Specialhypotheken  gegen  eine  Zusage  zu  vertauschen, 
deren  Einhaltung  von  der  vollen  Zahlungsfähigkeit  der  ohnehin 
stark  verschuldeten  Länder  abhing.  Dies  erhellt  schon  daraus,  dass 
die  Capitalisten  auf  das  blosse  Gerücht,  dass  die  Schuldüberweisung 
im  Werke  sei,  bezüglich  der  Gewährung  neuer  Vorschüsse  Bedenken 
erhoben^),  —  femer  aus  der  Unzufriedenheit,  welche  die  nach  Ab- 


pritiidenten)  aus  dem  Jahre  1700,  worin  vorgeschlagen  wurde,  die  Länder  zu 
einer  zehnjährigen  „Creditsgarantie''  zu  veranlassen,  d.  h.  zu  einer  Uebernahme 
von  Staatsschulden,  welche  bis  1703  nur  verzinst,  von  da  an  bis  1710  aber  in 
Baten  zurückgezahlt  werden  sollten.  Das  Projcct  fand  im  Principe  die  Zustim- 
mung des  Kaisers,  und  liegt  zweifellos  der  späteren  Schuldübernahine  zu  Grunde 
(Mise.  Camer.  DI). 

*)  Die  Liquidirung  der  Kriegsschulden  zog  sieh  bis  tief  in  das  Jahr  1701 
^ein;  H.  F.  A.  vom  14.  Mai  und  11.  Juni  1701. 

*)  Obige  Ausdrücke  beziehen  sich  hier  auf  die  Art  der  Sicherstellung  der 
Schuldforderung,  d.  L  den  Zahlungsfond  (meist  zugleich  Hypothek). 

*)  Mise.  Cam.  DI.    Es  tauchte  dafier  der  Vorschlag  auf,  die  Ueberweisung 
toil&ufig  nur  auf  5  Millionen  fl.  zu  beschränken,   und  überhaupt   nur  bei  Zu- 
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schluss  der  Recesse  verfügte  Sistirung  der  SchuldenzaMung  bei  den 
Cameralämtern  hervorrieft). 

Andererseits  Hessen  sich  die  Stände  der  Erbländer  die  ihnen 
zugemuthete  Last  selbstverständlich  nur  gegen  namhafte  Gegen- 
concessionen  und  mit  grossem  Widerstreben  aufbürden,  wie  aus  den 
vielen' Verhandlungsacten  ersichtlich  ist*).  Auch  mussten  die  land- 
schaftlichen Würdenträger  zuweilen  durch  persönliche  Begünsti- 
gungen^) gewonnen  werden. 

Wenn  wir  berücksichtigen,  wie  sehr  die  Stände  zur  Zeit  der 
höchsten  Türkennoth  mit  ihren  Beiträgen  kargten*). und  dass  der 
grösste  Theil  der  zu  übernehmenden  Schulden  eben  auf  jene  Türken- 
kriege zurückzuführen  war,  so  werden  wir  uns  nicht  verhehlen 
können,  dass  bei  den  Recess- Verhandlungen  von  1700 — 1701  eine 
grössere  Opferwilligkeit  der  Landtage  wohl  am  Platze  gewesen 
wäre.  Allerdings  darf  nicht  übersehen  werden,  dass  die  vielen 
Kriege  auch  die  Leistungsfähigkeit  der  Länder  sehr  geschwächt 
hatten,  sowie  dass  sich  deren  Beiträge  nicht  blos  auf  die  in  den 
Recessen  übernommenen  Verbindlichkeiten  beschi'änkten*). 

2.  Ungeachtet  aller  Schwierigkeiten  kamen  die  Uebemahms- 
recesse  noch  im  Laufe  des  Jahres  1701  zu  Stande,  und  zwar  mit 
Niederösterreich  am  7.  Jänner,  mit  Oberösterreich  am  21.  März, 
mit  Steyermark  und  Krain  am  20.  Juli,  mit  Kärnten  am  26.  Juni, 
mit   Görz    am  2.   Juli*),   jene   mit  Böhmen,    Mähi-en   und  Schle- 


Stimmung  des  Gläubigers  vorzunehmen.    Dass  man  sich  übrigens  hierüber  that- 
sächlich  hinwegsetzte,  zeigt  die  folgende  Darstellung  im  Texte. 

^)  Diese  Massregel  wurde  daher  bezüglich  begünstigter  Staatsgläubiger,  wie 
Oppenheimer  und  Werthcimer,  bald  zurückgenommen  (H.  F.  A.  v.  16.  Febr.  1701). 

^)  So  musste  z.  B.  der  Landschaft  Krain,  um  ihre  Zustimmung  zu  erlangen, 
mit  der  Einziehung  der,  den  Ständen  im  Jahre  1632  eingeräumten  GefäUe  ge- 
droht werden  (H.  F.  A.  v.  12.  Mai  1701);  bald  darauf  wurde  sogar  für  gans 
Innerösterrcich  der  Schluss  der  bezüglichen  Landtagsverhandlungen  in  Aussicht 
genommen  (H.  F.  A.  v.  23.  Juni  1701),  was  der  stillschweigenden  Androhung 
einer  Octroyirung  gleichkomuit. 

*)  In  Steyermark  z.  B.  wurde  den  Forderungen  des  Prälatenstandes  und 
des  Landeshauptmannes  die  Priorität  vor  allen  übrigen  überwiesenen  Gläubigem 
zugestanden  (Beil.  zu  H.  F.  A.  vom  20.  Juli  1701). 

*)  S.  Newald  Beiträge  zur  Geschichte  des  Jahres  1683,  —  Wien  1883. 

^)  Steyermark  z.  B.  hatte  pro  1701  aus  anderen  Titeln  noch  ca.  250.000  fl. 
abzuführen  (H.  F.  A.  v.  20.  Juli  1701). 

•)  Die  Kcccsse  finden  sich  theils  in  den  H.  F.  A.,  theils  im  Recessen- 
fascikel  B.  des  Fin.  Arch. 
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sien,  deren  Originale  leider  nicht  zu  finden  waren,  zu  Ende  des 
Jahres. 

Der  Inhalt  dieser  Eecesse,  welche  gi*össtentheils  auch  die 
Fixirung  der  a.  o.  Contributionssumme  und  die  Pauschalirung  der 
kurz  vorher  ausgeschriebenen  Vermögenssteuer  zum  Gegenstände 
haben,  ist  im  Wesentlichen  folgender. 

In  der  Einleitung  wird  betont,  dass  sich  die  durch  die  vielen 
kostspieligen  Kriege  hervorgerufene  Schuldenlast  des  Staates  bereits 
auf  viele  Millionen  belaufe,  und  die  „Justiz  und  fldes  publica  er- 
fordert, dass  solche  Schulden  bezahlt,  hiedurch  der  Credit  wieder- 
hergestellt, Treu  und  Glauben  als  noch  einzige  Hilfe  und  Rettungs- 
mittel  erhalten  werde."  Nun  wird  die  Schuldenüberwälzung  unter 
Hinweis  auf  ähnliche  Vorgänge  aus  den  Zeiten  Maximilians  II.  und 
Ferdinands  n.^)  begründet,  und  zwar  insbesondere  in  der  Erwägung, 
dass  die  Kriege  zum  Schutze  der  Länder  gefuhrt  worden  seien. 

Hierauf  folgen,  nach  einer  Darstellung  der  Finanzlage  des  be- 
treffenden Landes-),  die  einzelnen  Vertragsbedingungen: 

a)  Als  jährliche  Militärcontribution ,  wovon  vor  allem  die  im 
Lande  selbst  einquartierten  Truppen  zu  bezahlen  sind,  werden  auf 
12  Jahre  bewilligt  von  Niederösten-eich  500.000  fl.,  von  Oberöster- 
reich 250.000  fl.,  von  Steiermark  für  die  ersten  10  Jahre  812.000  fl., 
für  die  letzten  2  Jahre  300.000  fl.,  von  Kärnten  120.000  fl.,  von 
Krain  80.000  fl. 

b)  Die  Stände  übernehmen  an  richtig  und  liquid  befundenen 
kaiserlichen  Schulden,  und  zwar  Niederösterreich  2,  Oberösterreich  1, 
Steiermark  1,  Böhmen  6,  Mähren  2  und  Schlesien  4  Millionen  fl. 
zur  Bückzahlung  in  12  (Böhmen  und  Schlesien  in  15)  gleichen,  von 
der  Jabrescontribution  zui'ückzubehaltenden  Jahresraten^).  Görz 
übernimmt  eine  Schuldpost  von  30.000  fl.  zur  Bezahlung  in  7  Jahres- 
raten, Kärnten  und  Krain  leisten  durch  12  Jahre  einen  jährlichen 
Baarzoschuss  von  25.000  fl.,  beziehungsweise  11.000  fl.  zur  Schulden- 
tilgung, nach  Massgabe  der  bezüglichen  Anweisungen  der  Hof- 
kammer. 

*j  So  hatte  im  Jahre  1632  z.  B.  Steiermark  1.600.000  fl.,  Käruten  1.100.000  fl. 
Krain  800.000  fl.  ühernommen  (H.  F.  A.  v.  20.  Juli  1701). 

•)  Die  eigentlichen  Landcsschuldcn  betrugeu  z.  B.  in  Steiermark  4,  in 
Kärnten  2  Millionen. 

•)  Hierin  sind  bei  Nieder-  und  Oberösterreich  die  eigenen  Schulden  des 
Landes,  ferner  die  bereits  dahin  überwiesenen,  acceptirten  und  liquid  befundenen 
Staatsschulden,  endlich  auch  die  etappenmässige  Durchzugsverpflegung  einbezogen. 

y.  MeDsi,  Finanzen  Oeiterreichs.  5 


\ 
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Die  genannten  Länder  hatten  somit  im  Ganzen  ein  Capital  von 
ungefähr  16  7»  Millionen  zu  übernehmen.  Für  die  Vermuthung, 
der  hienach  von  den  erwähnten  22  Millionen  noch  fehlende  Best 
sei  von  Tirol  und  den  österreichischen  Vorlanden,  beziehungsweise 
Friaul  übernommen  worden^),  fehlt  es  an  allen  Anhaltspunkten*). 

c)  Die  Stände  verzinsen  die  übernommenen  Capitalien  pro 
rata  temporis  mit  Q^Iq^,  und  zwai*  ohne  Regress  gegenüber  dem 
Aerar. 

d)  Von  der  Individualeinhebung  der  Vermögensteuer  wird 
gegen  eine  Pauschalabfindung  Umgang  genommen,  welche  in 
Niederösterreich  3(X).000  fl.,  in  Oberösterreich  125.000  fl.,  in  Steier- 
mark 160.000  fl.,  in  Kärnten  60.000  fl.,  in  Krain  40.000  fl.,  in  Görz 
8000  fl.  beträgt.  Hiedurch  erwerben  die  Stände  das  Recht  d^ 
Einhebung  dieser  Steuer,  jedoch  nur  gegenüber  ihren  Mitgliedern, 
während  sich  der  Kaiser  dasselbe  bezüglich  aller  übrigen  Personen 
vorbehält. 

e)  Der  Fleischkreuzer  auf  dem  flachen  Lande  wird  auf- 
gehoben, desgleichen  für  den  eigenen  Bedarf  der  in  der  Hauptstadt 
wohnenden  Landtagsmitglieder;  für  die  übrige  Bevölkerung  der 
Hauptstadt  wird  derselbe  noch  auf  3  Jahre  in  der  halben  Höhe 
eingehoben. 

f)  Ferner  wird  der  Lederaufschlag  aufgehoben,  in  Inner- 
österreich auch  der  Kartenaufschlag. 

g)  Der  Kaiser  verzichtet  für  die  recessirten  12  (15)  Jahre 
auf  die  Steigerung  der  jährlichen  Landtagsbewilligung  und  auf  die 
Einführung  neuer  Steuern  gegenüber  den  Mitgliedern  der  Stände 
und  ihren  ünterthanen. 


*)  Schwabe,  a.  a.  O.   Seite  22. 

-)  In  einem  CommissionsprotocoUe  der  Hofkanmier  vom  26.  October  1701 
(Mise.  Cain.  U,  Fin.  Arcli.  Bibl.  14Ö/D)  wird  die  Summe  der  von  den  Ständen 
auf  Grund  der  Recesse  zu  übernehmenden  Schulden  mit  15.462.000  fl.  an  Capital, 
und  6.390.000  fl.  an  Zinsen  berechnet.  Die  Differenz  gegenüber  der  im  Texte  an- 
gegebenen Capitiilssumme  dürfte  sich  durch  die  in  vorstehender  Anmerkung  e^ 
wähnten  Abzugsposten  erklären. 

*)  Nieder-  und  Oberösterreich  in  der  Art,  dass  der  entsprechende  Betrag 
auch  in  Ansehung  unverzinslicher  Schulden  dem  Aerar  zu  Gute  kommt,  gleich- 
wie alle  anderen,  durch  Capitals-  oder  Zinsennachlass  sich  ergebenden  Vortheile. 
In  Mäliren  werden  letztere  den  Ständen  vorbehalten.  —  Dass  die  Zinaenzahlungea 
vom  Aerar  nicht  ersetzt  wurden,  erhellt  u.  a.  ans  den  Steueranschlägen  im  nieder- 
österreichischen  Landesarchive. 
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Im  Uebrigen  waren  die  Bestimmungen   der  ßecesse  für  die 
einzelnen  Länder  vielfach  verschieden. 

Für  NiederösteTreich  wurde  noch  eine  Polizeiordnung  zur 
Abstellung  des  Luxus  zugesagt,  femer  ein  Getreide-  und  Vieh- 
ausfuhrverbot bei  Theuerung  und  Miswachs,  das  Verbot  des  Ein- 
dringens der  Aufschläger  und  üeberreuter  ^)  in  die  Klöster,  Schlösser 
und  Freihöfe,  oder  in  die  Häuser  der  Unterthanen  ohne  Vorwissen 
der  Obrigkeit,  dann  die  Aufliebung  des  Getreideauf  Schlags  für  ge- 
wisse Fälle.  —  Den  Ständen  Oberösterreichs  wurde  die  maut- 
und  aufschlagsfreie  Einfuhr  von  je  500  Mut  ungarisches  Korn  und 
Hafer  gewährt;  ferner  wurde  ihnen  der,  dem  Lande  seit  1628  ein- 
geräumte Aufschlag  in  Särmingstein  auf  weitere  30  Jahre  über- 
lassen; nöthigenfalls  werde  man  noch  andere  Mittel  zur  Bezalilung  der 
überwiesenen  Schulden  ausfindig  machen.  —  In  Steiermark  wurde 
den  Ständen  der  neue  Trankkreuzer  (1  kr.  pro  Mass  Wein,  Most, 
Bier  oder  Branntwein)  bis  zur  Deckung  der  übernommenen  Schul- 
densumme eingeräumt.  Falls  der  Ertrag  dieses  Gefälles  nicht 
zur  Bezahlung  der  jährlichen  Schuldenraten  hinreichen  sollte,  habe 
die  Landschaft  zur  Deckung  des  Abganges  eine  andere  geeignete 
Auflage  einzufuhren.  1703  wurde,  da  die  Stände  gegen  den  Trank- 
kreuzer remonstrirten,  an  dessen  Stelle  die  Herdsteuer  gesetzt, 
welche  aber  erst  1708  in's  Leben  trat^).  —  In  Kärnten  wurde  die 
Maut  für  Weineinfuhr  aufgehoben.  —  In  Görz  erhielten  die  Stände 
das  Recht  einer  proportionirten  Kaminbesteuerung.  —  In  Böhmen 
wurde  den  Ständen  als  Bedeckung  für  die  übernommenen  6  Millionen 
der  Ertrag  der  Tranksteuer  eingeräumt.  —  In  Mähren  wurden 
zwei  alte  liquide  Fordeningen  der  Stände  von  zusammen  323.287  fl. 
in  das  übernommene  Schuldenquantum  eingerechnet.  Femer  wurde 
daselbst  der  Papieraufschlag  aufgehoben,  und  den  Ständen  die  üeber- 
lassung  von  jährlich  4000  Centner  Salz  gegen  Erlag  von  jährlich 
448.000  fl.  mit  dem  Rechte  bewilligt,  den  Verkaufspreis  dieses 
Salzes  soweit  zu  steigern,  als  zur  Deckung  der  übernommenen 
2  Millionen  Gulden  erforderlich*).  —  Für  Schlesien  wurde  der 
ursprüngliche  Becess  1705  durch  kaiserliche  Resolution  dahin  ab- 
geändert, dass,  anstatt  4  Millionen,  nur  2  Millionen  alter  Staats- 
schulden von  den  Ständen  sammt  6^/^  Zinsen  in   15  Jahresraten 

^)  Diese  Organe  entsprcclicn  unserer  heutigen  Finanzwache. 
•)  H.  F.  A.  vom  29.  December  1703  und  21.  März  1712. 
*)  H.  F.  A.  vom  9.  December  1702,  s.  auch  Elvert  U.  8.  81. 
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von  1705  an  bezahlt  werden  sollten,  wofür  man  dem  Lande  die  ad 
hoc  eingeführte  Kaminsteuer  überliess.  Die  seit  1701  aufgelaufenen 
Zinsenausstände  hatte  das  Land  nicht  zu  bezahlen,  da  die  ursprüng- 
liche Schuldübernahme  wegen  Ermangelung  entsprechender  Be- 
deckung nie  wirksam  geworden  war.  Die  anderen  2  Millionen 
wui-den  erst  im  Jahre  1706  zur  Zahlung  in  15  Jahresraten  vom 
1.  Jänner  1706  an  übernommen^),  und  zwar  gegen  Ueberlassung 
des  Biergefalls  und  Aufhebung  des  Aufschlags  auf  süssen  Weüi.  — 
Bei  der  üeberweisung  waren  besonders  die  inländischen  Gläubiger, 
femer  die  Forderungen  des  Landes  an  das  Aerar,  sodann  jene  Posten 
zu  berücksichtigen,  bezüglich  welcher  die  Gläubiger  nicht  von  der 
Cameralhypothek  ablassen  wollten.  Die  bereits  auf  frühere  Jahr- 
gänge assignirten  Parteien  mussten  sich  den  Umtausch  der  bezüg- 
lichen Amtsquittungen  gegen  neue,  auf  spätere  Jahre  lautende  ge- 
fallen lassen-).  Die  Ueberweisungen  fanden  grösstentheils  1707 
und  1708  statt. 

3.  Dass  jene  22  Millionen  —  welche  übrigens,  wie  wir  sahen, 
von  den  Ständen  niemals  ganz  übernommen  wurden  —  keineswegs 
die  völlige  damalige  Staatsschuld  umfassten,  ergiebt  sich  zunächst 
schon  daraus,  dass  die  Hofkammer  eingestandenermassen  aus  den 
bereits  wiederholt  berührten  Ursachen  selbst  keine  genaue  Kenntnis 
vom  wirklichen  Schuldenstande  hatte,  —  femer  daraus,  dass  die 
ständische  Uebernalime  theilweise  (z.  B.  in  Niederösterreich)  auf 
solche  Forderungen  beschränkt  wurde,  worüber  Hof-  oder  Kriegs- 
zahlamtsquittungen  bestanden,  also  die  übrigen  durch  kaiserliche 
Obligationen  bedeckten  Capitalien  nicht  in  sich  begriff,  —  endlich 
aus  der  grundsätzlichen  Ausschliessung  aller  vor  dem  Jahre  1683 
entstandenen,  keineswegs  unbedeutenden  Schulden.  Dass  die  an  die 
Stände  überwiesenen  Capitalien  bei  weitem  nicht  die  einzigen  da- 
maligen Staatsschulden  wai'en,  beweist  übrigens  auch  der  Umstand, 
dass  eine  völlige  Sistiruug  der  Zahlung  ßllliger  Capitals-  und 
Zinsenraten  auch  nach  Abschluss  der  Recesse  niemals  erfolgte.  Viel- 
mehr ergingen  nach  wie  vor  zahlreiche  diesbezügliche  Zahlungs- 
aufträge*). Ebenso  fuhr  man  fort,  Fiscalgüter  an  Zahlungsstatt  zu 
überlassen  (H.  F.  A.  vom  30.  Mai  und  1.  August  170^  u.  a.). 

')  Böhm.  F.  A.  vom  4.  Deccinber  1705  und  16.  Juni  1706. 
•^)  Bühia.  F.  A.  vom  1.  Juli  1706. 

^)  Dies  geschah  z.  B.  mit  mehreren  Forderungen  Oppenheimers  und  StÄrhem- 
bergs.  —  Femer  wurden  die  letzten  ^'^  des  Yorschusses  der  niederöstcrreichischen 


A.  Creditsoperationen  mit  den  Ständen  der  Erbländer.  69 

Wie  hoch  sich  aber  der  Stand  der  Staatsschuld  im  Jahre  1701 
rklich  belaufen  haben  mag,  lässt  sich  bei  der  Unvollständigkeit 
r  Behelfe  gegenwärtig  überhaupt  nicht  mehr  einigermassen  genau 
mitteln. 

Nach  dem  Wortlaute  und  der  unzweifelhaften  Absicht  der 
Kresse  sollte  sich  die  Uebemahme  auf  die  von  1683  bis  1700  ent- 
indenen  Schulden  beschränken.  Gleichwohl  wurden  zuweilen  auch 
lU  entstandene  Forderungen  in  die  übernommenen  Beträge  ein- 
reiht^). 

Die  Uebemahme  umfasste  also  weder  die  ganze  ältere  Staats- 
liuld,  noch  beschränkte  sie  sich  andererseits  blos  auf  dieselbe. 

Was  den  Vorgang  bei  der  Ueberweisung  der  einzelnen  Aerarial- 
[rnlden  an  die  Länder  betrifiFt,  so  wurde  vorerst  die  Liquidität 
r  angemeldeten  Post  von  der  Hofkammer  im  Einvernehmen  mit 
r  betreffenden  Buchhaltung  commissionell  geprüft.  Hierauf  erliess 
3  Hofkammer  an  das  Hof-,  beziehungsweise  Eriegszahlamt  den 
iftrag  wegen  Ausfertigung  der  Amtsquittungen,  welche  auch  die 
kckzahlungstermine  zu  enthalten  hatten.  Die  alten  Obligationen 
irden  gewöhnlich  gegen  neue  umgetauscht,  die  alten  Amt^quittungen 
d  sonstigen  Assignationen  eingezogen.  Die  Stände  stellten  gegen 
>rweisung  des  neuen  Documents  eine  Recognition  aus,  zuweilen 
ch  eine  förmliche  ständische  (Aerarial-)  Schuldverschieibung.  Zur 
irhütung  von  Irrungen  wurden  den  Landschaftsverordneten  Ver- 
chnisse  der  überwiesenen  Capitalien  zugefertigt. 

Der  formelle  Effect  der  Schuldübernahme  war  also  die  Ver- 
indlung  einer  reinen  Staatsschuld  in  eine  ^.ständische  Aerarial- 
huld",   d.  h.  in  eine  verländerte  Staatsschuld.    Allerdings 


ilaten  vom  Jahre  1697  pr.  200.000  fl.  auf  die  niederösterreichische  Contri- 
ion  angewiesen  (H.  F.  A.  v.  15.  März  1701),  —  eine  Forderung  des  nieder- 
erreichischcn  Bcgimentsrathes  v.  Häckelberg  pr.  50.000  fl.  (v.  J.  1691)  aus 
i  Einkünften  des  hiefür  verpföndeten  Handgrafenamtes  bezahlt  (H.  F.  A.  vom 
Juli  1701);  —  die  Bestforderungen  des  Hofzahlmeisters  Wisendo  wurden 
.'ÜB  aus  Cassebeständen  des  Ho&ahlamts,  theils  aus  dem  ungarischen  Salzregal 
tilgt  (H.  F.  A.  V.  30.  Mai  und  14.  Juni  1702),  —  eine  aufgekündete  Forderung 
« Forsten  Philipp  Lichtenstein  pr.  100.000  fl.  aus  den  hiefür  Tcrpfändcten  OcfaUen 
%  üiederösterreichischen  Salzamtes  und  dcrRotcnthurmmaut;  —  Gagerückstände 
er  Officiere  wurden  meist  aus  Contributionsresten  gezahlt  (diverse  H.  F.  A.)  etc. 
*)  So  z.  B.  die  Beztlge  diplomatischer  Organe  (H.  F.  A.  v.  19.  Sept.  1701), 
^unerationen  von  Beamten  (H.  F.  A.  v.  31.  Juli  1702),  zahlreiche  Forderungen 
▼on  Kftufleuten  für  an  den  Hof  gelieferte  Waaren,  u.  dergl. 
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hatten  die  Stände  hiednrch  Verpflichtungen  auf  sich  genommen,  zu 
deren  Erfüllung  sie  unter  Umständen  selbst,  gegen  ständische 
Domestical-Obligationen  eigentliche  Landesschulden  contra- 
hiren  mussten^). 

4.  Die  im  Vorstehenden  besprochene  Finanzoperation  bezweckte 
zunächst  die  Freimachung  der  vielen  verpfändeten  Staatsgüter, 
Gefälle  und  Contributionen  in  der  Form  einer  Unificirung  der  be- 
züglichen Schulden  durch  gleichmässige  Vertheilung  derselben  auf 
den  Contributionsfond.  Eine  solche  Entlastung  war  um  so  dringen- 
der geboten,  als  die  einzelnen  Einnahmsquellen,  deren  Ertrag  oft 
nicht  einmal  zur  Verzinsung  der  darauf  sichergestellten  Capitalien 
hinreichte,  in  Folge  des  gesteigerten  Staatsbedarfes  fortwährend 
für  neue  Anlehen  als  Deckungsfonde  dienen  musaten. 

Dieser  Zweck  wurde  denn  auch  zumeist  in  einem  gewissen 
Grade  erreicht*^). 

Abgesehen  hievon  war  mit  der  Schuldüberweisung  in  vielen 
Fällen  auch  noch  der  Vortheil  einer  Reduction  des  Schuld- 
capitals  verbunden.  Die  ganze  Massregel  war  nämlich  für  Jeden, 
der  an  den  Staat  irgend  welche  Forderung  zu  stellen  hatte,  eüi 
Ansporn  zu  deren  energischer  Geltendmachung.  Die  Prüfung  solcher 
„Prätensionen"  führte  nicht  selten  zu  für  das  Aerar  vortheilhaften 
Vergleichen,  indem  nicht  nur  bei  zweifelhaften^),  sondern  selbst  bei 
ganz  unanfechtbaren  Ansprüchen^)  die  Gläubiger  Nachlässe  ge- 
währten,  sei  es  als  Prämie  dafür,  dass  mit  der  Zahlung  endlich 


^)  H.  F.  A.  vom  20.  September  1702. 

2)  So  wurde  z.  B.  der  aus  den  Einkünften  der  sclilcsischen  Fürsten thümer 
Licgnitz,  Wohlau  und  Brieg  mit  80.000  fl.  und  aus  den  Contributionen  von  Ober- 
und  Niederschlesien  mit  120.000  fl.  jährlich  dotirte  Creditfond,  welcher  mit  Pas- 
siven von  zusammen  900.000  fl.  belastet  war,  für  ein  neues  Darlehen  des  Pfalz- 
grafen bei  Rhein  von  1  Million  Gulden  verpfändet.  Die  bisherigen  Gläubiger 
mussten  daher  abgelöst  werden.  Dies  geschah  durch  Anweisung  an  die  Schuld- 
Übernahme  der  böhmischen  Länder,  unter  Vermittelung  des  Kriegsfactors  Wert- 
heimer.  H.  F.  A.  vom  10.  Jänner,  15.  und  24.  Mai,  30.  Juni,  20.  und  27.  Oet.  1701, 
und  vom  30.  September  1702. 

")  So  liess  sich  z.  B.  der  schwäbische  Kreis  für  eine  Forderung  von 
703.661  fl.  im  Vergleichswege  zu  einer  Reduction  auf  260.000  fl.  herbei,  welche 
Abfindungssumme  auf  die  nieder-  und  oberösterreichischen  Schuldübemahmsquotea 
der  nächsten  5  Jahre  anzuweisen  war  (H.  F.  A.  v.  10.  März  1701). 

*)  Die  commissioncUe  Prüfung  der  von  den  Hochburg'schen  Erben  mit  nur 
107.515  fl.  angemeldeten  Posten  ergab  ein  Guthaben  von  124.515  fl.,  wovon  dii^ 
Gläubiger  24.515  fl.  und  den  ganzen  Zinsenausstand   (38.000  fl.)   gegen  Ueber-^ 
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Ernst  gemacht  werden  sollte,  sei  es  als  Gegenconcession  für  Ein- 
räumung kürzerer  Zahlungsfristen. 

Im  üebrigen  war  der  materielle  Vortheil,  welcher  füi-  das 
Aerar  aus  der  Verminderung  der  Staatsschuld  erwuchs,  eigentlich 
nur  ein  scheinbarer. 

Bezüglich  der  übeniommenen  Schuld capit allen  duiften  die 
Stände  nämlich  die  einzelnen  gezahlten  Quoten  von  der  jeweiligen 
Jahrescontribution  in  Abzug  bringen.  Die  Zinsen  hatten  sie  aller- 
dings ohne  Ersatzanspruch  an  das  Aerar  zu  bestreiten.  Dieser  an 
sich  gewiss  nicht  gering  anzuschlagende  Vortheil  wurde  aber  durch 
die  den  Ständen  gleichzeitig  ertheilten  anderweitigen  Concessionen 
zum  grossen  Theile  aufgewogen,  üeberhaupt  hatte  der  Staat  den 
momentanen  Gewinn  aus  der  Schuldentlastung  überall  durch  einen 
entsprechenden  Verzicht  auf  zukünftige  Einnahmen  zu  bezahlen, 
deren  Werth  —  wie  ein  Zeitgenosse  bemerkt^)  —  meistens  die 
hiefur  übernommenen  Leistungen  überstieg.  Hiedurch  wurde  die 
geplante  Entlastung  thatsächlich  zu  einer  Mehrbelastung,  der  Vor- 
theil daher  zum  Nachtheile  für  das  Aerar. 

Dazu  fällt  noch  weiter  in's  Gewicht,  dass  sich  der  Kaiser 
den  Ständen  gegenüber  auf  die  ganze  Recessualfrist  (12,  beziehungs- 
weise 15  Jahre)  des  Rechtes  begab,  die  Contributionen  zu  steigern, 
oder  neue  Steuern  einzuführen,  —  eine  Beschränkung,  über  welche 
man  sich  allerdings,  in  Folge  der  Fortdauer  des  Krieges,  schon 
nach  einigen  Jahren  nothgedrungen  hinwegsetzte. 

Femer  wurde  durch  die,  den  Ständen  anlässlich  der  Schuld- 
Übernahme  eingeräumte  Pauschalining  der  kurz  vorher  ausgeschrie- 
benen Vermögenssteuer  der  Ertrag  dieser  Steuer  bedeutend  ge- 
schmäleit-),  da  die  Stände  hiebei  auf  ihren  Vortheil  bedacht  waren. 

Angesichts  der  traurigen  Finanzlage  wären  jedoch  alle  nach- 
theiligen Folgen  der  Schuldüberweisung  in  den  Kauf  zu  nehmen 
gewesen,  wenn  jene  Massregel  wenigstens  den  unmittelbaren  Er- 
folg gehabt  hätte,  den  gesunkenen  Staatscredit  wieder  herzustellen. 
Aber  selbst  dies  muss  an  der  Hand  gleichzeitiger  Zeugnisse  be- 
stritten werden. 


Weisung  der  restlichen  100.000  fl.  an  die  nicderüsterreichischen  Stände  zur  Zah- 
lung in  5  Jahresraten  nachliessen  (H.  F.  A.  v.  22.  April  1701). 

^)  In  einem  undatirten  Promemoria  über  die  Ständerecesse  und  das  Oppcn- 
^eimer'Bche  Unwesen,  s.  MisceUanea  cameralia  ni,  Fin.  Arch.  Bibl.  145/D. 

*)  S.  das  eben  citirte  Promemoria. 
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Es  wurde  bereits  bemerkt,  dass  die  üebeitragung  der  Zahlungs- 
pflicht  an  die  Stände  in  den  Kreisen  der  Capitalisten  vielfach  böses 
Blut  machte.  Natürlich  war  dies  nicht  bei  jenen  Staatsgläubigem 
der  Fall,  deren  Forderungen  bisher  nicht  liquid,  beziehungsweise 
gar  nicht  oder  nur  ungenügend  sichergestellt  waren,  durch  die 
üeberweisung  also  an  ßealisirbarkeit  gewannen,  —  wohl  aber  bei 
Jenen,  welche  von  einer  sicheren  Cameralhypothek  weichen  mussten, 
um  hiefür  ein  ständisches  Zahlungsversprechen  einzutauschen.  Ab- 
gesehen hievon  konnte  übrigens  die  Thatsache,  dass  das  Aerar  zur 
Tilgung  seiner  Schulden  nicht  selbst  die  Mittel  besass,  sondern 
seine  diesbezügliche  Verpflichtung  an  die  Länder  abwälzen  musste, 
nur  als  verhüllter  Staatsbankerott  aufgefasst  werden,  und  zwar 
umsomehr,  als  die  auf  Jahre  hinaus  repartirten  Schuldposten  grössten- 
theils  bereits  fällig  waren. 

In  der  That  wurde  es,  wie  der  erwähnte  Zeitgenosse  hervor- 
hebt^), gerade  in  Folge  der  Schuldübertragung  von  vorsichtigen 
Geldleuten  als  nicht  rathsam  betrachtet,  sich  mit  dem  Staate  in 
Creditsgeschäfte  einzulassen.  Allerdings  scheint  diese  Furcht  nicht 
allgemein  verbreitet  gewesen  zu  sein,  da  es  in  einem  Hofkammer- 
referate vom  24.  März  1702  heisst,  die  Creditsparteien  hätten  das, 
was  man  ihnen  in  die  eine  Hand  zurückgegeben,  mit  der  anderen 
neuerdings  vorgestreckt.  Auch  ist  nicht  ?u  übersehen,  dass  die 
Wiederherstellung  des  Staatscredites,  welclie  früher  in  Friedens- 
zeiten nicht  gelungen  war,  während  eines  kostspieligen  Krieges 
nicht  erzielt  werden  konnte,  —  ganz  abgesehen  von  den  sonstigen 
Hindernissen  derselben,  als:  die  Unvollkommenheit  der  Verwaltung, 
das  Oppenheimer'sche  Monopol  u.  s.  w. 

Der  ungünstige  Einfluss  der  Schuldverländerung  auf  den  Staats- 
credit  bestand  aber  nicht  blos  in  der  Beunruhigung  der  Capitalisten, 
sondern  auch  daiin,  dass  die  hiebei  den  Ständen  überlassenen  Fonde 
nun  nicht  mehr  für  neue  Creditsoperationen  zur  Verfügung  standen,  — 
was  sich  freilich  nicht  sofort  in  vollem  Masse  geltend  machte. 

Dabei  ging  die  Durchführung  der  Schuldüberweisung  und 
die  efi'ective  Tilgung  der  bezüglichen  Schuldposten  keineswegs 
leicht  von  statten. 

Einerseits  ergaben  sich  Schwierigkeiten  aus  dem  Drängen  un- 
g'estümer  Gläubiger,  welche  vielfach  gleich  baar  abgefertigt  werden 


'*)  S.  die  vorletzte  Anmerkung. 
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Uten,  ohne  den  Ablauf  der  TilgungsMst  abzawai*ten,  worauf  die 
tnde  in  der  Regel  nicht  einzugehen  vermochten^). 

Andererseits  suchten  die  Stände,  insbesondere  jene  der  böhnii- 
len  nnd  innerösterreichischen  Länder  sich  für  ihre  eigenen 
)rderungen  aus  früherer  Zeit,  anstatt  sich  mit  deren  successiver, 
tentionsweiser  Abstattung  aus  den  jährhchen  Tilgungsraten  zu 
gnügen,  auf  einmal  aus  der  Contribution  des  ersten  Jahres  be- 
hlt  zu  machen,  was  wiederholt  abgestellt  werden  musste*). 

Auch  zögerte  man  in  manchen  Ländern  mit  der  Acceptation 
r  überwiesenen  Schuldposten,  und  später  auch  häufig  mit  der 
izahlung  der  schon  acceptirten  Forderungen*).  Die  Regierung 
tte  die  Erfüllung  der  übernommenen  Verbindhchkeiten  allerdings 
zwingen  können,  doch  ist  dies  vielfach  unterbUeben;  ob  wegen 
Solvenz  des  betreffenden  Landes,  oder  aus  anderen  Gründen,  mag 
■hin  gestellt  bleiben.  Ja,  füi*  Steiermark  und  Böhmen  wurde 
e  Schuldübemahme  sogar  später  rückgängig  gemacht.  Für 
steres  Land  wurden  nämlich  die  sämmthchen  von  den  Ständen 
ceptirten  Capitalien  von  nahezu  1  MiUion  fl.,  nachdem  das  Land 
inen  Verpflichtungen  nicht  nachzukommen  vermochte,  anlässlich 
r  im  Jahre  1716  organisirten  Staatsschuldentilgung  durch  das 
ärar  zurück  übernommen.  In  Böhmen  wurde  die  als  Bedeckung 
r  die  übernommenen  6  Millionen  den  Ständen  überlassene  Trank- 
euer  denselben  wegen  der  hiedurch  veranlassten  Anstände  mit 
atent  von  25.  August  1704  wieder  entzogen,  und  das  übernommene 
chuldcapital  sammt  Zinsen  an  das  mit  der  Einhebung  der  Trank- 
teuer betraute  Deputirtenamt  in  Prag  überwiesen*).  Auch  in 
nderen  Ländern  wurden  nicht  selten  einzelne  von  den  Ständen 
cceptirte  Schulden  später  wieder  von  der  Hofkammer  übernommen 
nd  durch  CameralgefäUe  sichergestellt*).  Die  Mehrzahl  der  Länder 


»)  H.  F.  A.  vom  20.  Juni  1701. 

•)  H.  F.  A.  vom  30.  Augrust,  27.  September  und  6.  November  1701. 

»)  S.  z.  B.  für  Niederösterreich  H.  F.  A.  vom  28.  November  1701,  für  die 
'<'liini8chen  Länder  H.  F.  A.  vom  15.  Mai  1703.  —  In  Steiermark  wurde  von 
ion  übernommenen  Schuldposten  weder  an  Capital,  noch  an  Zinsen  etwas  bezahlt, 
'^gleich  die  Hofkammer  von  ihrem  Anweisungsrechte  ohnehin  nur  zum  Theüe 
^»ebrauch  gemacht  hatte:  s.  H.  F.  A.  vom  21.  März  1712  und  vom  13.  August  1716. 

*)  Bezüglich  einzelner  Schuldposten  war  dies  schon  früher  geschehen;  s.  H.  F.  A. 
^om  1.  December  1703. 

^)  So  z. B.H. F.  A.  vom 26. December  1703, 10. November  1705, 2.  Jänner  1708. 
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kam    aber    den   übernommenen  Verpflichtungen   im    Grossen    und 
Ganzen  nach'). 

Fassen  wir  das  Ergebnis  der  vorstehenden  Darstellung  zu- 
sammen, so  finden  wir,  dass  die  Ueberweisung  der  Staatsschuld  an 
die  Länder  nur  hinsichtlich  des  kleineren  Theiles  der  G^sammt- 
schuld  definitiv  durchgeführt  wurde,  daher  nur  unvollständig  ge- 
lang, und  dass  die  nachtheiligen  Folgen  dieser  Massregel  den  hie- 
dui-ch  erzielten  augenblicklichen  Vortheil  mindestens  aufwogen. 

Bei  alledem  aber  lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  die  Finanz- 
lage des  Staates  zu  einer  solchen  Creditsoperation  drängte,  und 
dass  die  Monarchie  ohne  jene,  allerdings  nur  scheinbare  und  momentane 
Entlastung  kaum  im  Stande  gewesen  wäre,  die  ohnehin  fast  un- 
erschwinglichen Kosten  eines  langjährigen  Krieges  zu  bestreiten-). 

2.    Darlehen  Vorarlberg's  im  Jahre  1702. 

Mit  den  Ständen  Vorarlbergs  wurde  Ende  1702  durch  die 
tirolische  Hofkanzlei  ein  zur  Abstossung  schwebender  Schulden  be- 
stimmtes Darlehen  von  200.000  fl.  abgeschlossen,  und  zwar  laut 
Recess  vom  12.  December  1702  gegen  Verpfandung  der  HeiTSchaft 
Vorarlberg  und  der  incorpoiirten  Aemter,  und  Rückzahlung  in 
4  Jahresraten  aus  einem  von  den  Ständen  speciell  hiezu  bewilligten 
Exstraordinarium  jährlicher  50.000  fl.  Da  die  Stände  erklärten, 
das  au&unehmende  Darlehnscapital  ihren  Gläubigern  nicht  verzinsen 
zu  können,  wurde  hiezu  der  durch  Verpachtung  der  Cameral- 
gefäUe  im  Lande  zu  beziehende  Bestandzins  bestimmt  Der  Erlag 
des  Capitals  sollte  bis  Lichtmess  1703  erfolgen.  Man  hoffte,  dass 
das  Geld  in  Schwaben  und  den  benachbarten  Schweizerlanden  bald 
aufzubringen  sein  werde.  Doch  erhoben  sich  diesfalls  Schwierig- 
keiten, die  erst  nach  Monaten  behoben  wurden.  Diese  Verzögening 
wurde  besonders  dem  von  der  Hofkammer  wegen  anderer  Darlehns- 
verhandlungen  nach  Vorderösterreich  entsendeten  Hofkammerrathe 


^}  Für  Niederösterrcich  erhellt  dies  aus  mehrfachen  Belegen  un  Landes- 
Archive:  fiir  Schlesien  aus  einem  böhmischen  F.  A.  vom  9.  October  1721,  wo- 
nach damals  nur  mehr  50.000  fl.  aushafteten,  welche  an  das  Aerar  abgeführt 
werden  sollten. 

*)  Wegen  der  beabsichtigten  Heranziehung  der  Schuldübemahmsfonde  zur 
Dotirung  des  Banco  del  Giro  s.  unten  im  IV.  Abschnitte. 
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von  Andler  zur  Last  gelegt,  welcher  übrigens  auch  sonst  keinen 
Erfolg  erzielt  zu  haben  scheint^). 

3.    Decennal-Impegno  vom  Jahre  1713. 

An  die  ständische  Schuldenübernahme  vom  Jalire  1701  erinnert 
dieCreditsoperation,  welche  unter  demNamen,, Decennal-Impegno" 
oder  „Decennalfundus"  im  Jahre  1713  durchgeführt  wurde.  Die 
Analogie  beschränkt  sich  freilich  nur  darauf,  dass  hier  wie  dort  von 
den  einzelnen  Landschaften  eine  Rückzahlungsverpflichtung  für 
Aerarialschulden  übernommen  wurde.  Während  es  sich  aber  1701 
um  die  Abstossung  alter  Schuldposten  handelte,  wurde  1713  die 
Aufnahme  eines  neuen,  auf  eine  Art  ständischen  Tilgungsfond  unter 
Bürgschaft  der  Stände  zu  hypothecirenden  Anlehens  beabsichtigt. 
Laut  der  kaiserlichen  Resolution  vom  21.  Jänner  1713*)  wurde 
nämlich  eine  Anleihe  von  8  bis  9  Millionen  fl.  angestrebt,  welche 
vom  Jahre  1714  an  in  10  Jahresraten  von  den  einzelnen  Ländern 
nach  Massgabe  des  bestehenden  Repartitionsmassstabes  zurückgezahlt 
werden  sollte*),  wobei  dieselben  gewissermassen  als  Bürgen  und 
Zahler  hafteten. 

Nach  längeren  Verhandlungen  kam  es  zum  Abschlüsse  der  be- 
züglichen Recesse.  Niederösterreich  übernahm  1  Million  fl.,  Ober- 
österreich 7o  Million,  Steiermark  ^4  Million,  Kärnten  450.000  fl., 
Krain  300.000  fl.,  Böhmen  3  Millionen,  Mähren  1  MiUion,  Schlesien 
2  Millionen*);  im  Ganzen  wurden  somit  9  Millionen  recessirt. 

Von  diesen  Recessen  liegen  uns  nur  jene  für  Niederösterreich 
und  Mähren  vor,  wovon  ersterer  am  12.  April,  letzterer  am  21.  August 
1713  abgeschlossen  wurde '^). 


')  H.  F.  A.  vom  3.  December  1702,  vom  9.  und  31.  Jänner,  28.  Aprü  und 
25.  Juli  1703,  femer  Mise.  cam.  145  I),  Bd.  I  u.  II. 
*)  H.  F.  A.  vom  31.  März  1713. 

^)  Begründet  wurde  die  Massregel  mit  den  unerschwinglichen  Kriegskosten, 
deren  Bedeckung  nur  durch  ein  Contributionsanlehen  unter  Realbürgschaft  der 
Länder  möglich  sei. 

*)  H.  F.  A.  vom  31.  März,   15.  und  20.  Aprü,  1.  Mai  und  28.  Juli  1713, 

^hm.  F.  A.  vom  23.  März  1713;   für  Oberösterreich   ist   die   ständische  Accep- 

taüon  zweifeUiaft.     In  die  Quote  Schlesiens  soUten  die  auf  die   dortigen  Con- 

tributionen  fundirten  hoUändischen  Schulden  eingerechnet  werden,   wonach  hier 

▼on  der  Aufnahme  neuer  Anticipationen  kaum  die  Eede  sein  konnte. 

^)  H.  F.  A.  vom  15.  April  1713,  femer  Elvert  11.  S.  92  u.  f. 
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In  Niederösterreich  verpflichteten  sich  die  Stände,  zehn  Jahre 
hindurch  (von  1714  bis  1723)  jährlich  ein  Zehntel  des  obigen 
Decennalquantums,  für  welches  das  Land  sich  als  Schuldner  con- 
stituirte,  somit  100.000  fl.,  sammt  einer  entsprechenden  Summe 
für  Zahlung  der  6  ^/o  igen  Zinsen  einer  Million,  in  Quartalsraten  ent- 
weder in  das  Kriegszahlamt  oder  an  die  zu  assignirenden  Gläubiger 
unmittelbar  abzuführen,  und  zwar  gegen  Abzug  von  der  Contribution 
des  betreffenden  Jahres.  Letztere  wurde  hiebei  auf  die  Dauer  der 
Recessfrist  mit  jähi-lich  600.000  fl.  vereinbart.  Während  dieser 
Zeit  sollte,  ausser  im  Falle  eines  Türkenkrieges  oder  bei  sonstigem 
aussergewöhnlichen  Bedarfe  weder  die  Contribution  gesteigert,  noch 
eine  Vermögens-  oder  Kopfsteuer  umgelegt  werden.  Uebrigens  waren 
die  bereits  anf  die  Contribution  angewiesenen  Darlehen  der  Stände 
und  einiger  Privaten  sammt  6^/^  Zinsen,  sowie  einige  andere 
ständische  Forderungen,  von  der  Jahres -Contribution  abgezogen 
worden  ^). 

Aehnlich  waren  die  Bedingungen  im  Wesentlichen  für  Mähren, 
dessen  Contribution  auf  950.000  fl.  erhöht  wurde,  und  wohl  auch 
ftir  die  übrigen  Länder,  soweit  nicht  die  speciellen  Verhältnisse  des 
betreffenden  Landes  Abweichungen  veranlassten^).  Eine  Erhöhung 
der  Contributionssumme  trat  überall  ein. 

Die  Last,  die  den  Ländern  durch  die  fi-agliche  Massregel  auf- 
gebürdet wurde,  wai-  formell  nicht  sehi'  drückend,  da  sie  für  die 
übernommenen  Beträge  ja  in  ihren  eigenen  jährlichen  Leistungen 
an  den  Staat  ihre  Deckung  fanden.  Jedoch  war  die  Sache  nicht 
so  unbedeutend,  als  es  hienach  scheinen  könnte;  ging  doch  mit  dem 
Decennal-Impegno  eine  abermalige  Bindung  der  Contributionssumme 
auf  längere  Zeit,  und  zwar  in  namhaft  erhöhtem  Betrage,  Hand  in 
Hand,  so  dass  es  praktisch  auf  eine  Mehi'belastung  der  Länder 
hinauskam*). 


*)  Zugleich  wurde  den  Ständen  die  Nachsicht  des  Fleisch aufschlages,  mit 
Ausnahme  des  auf  Märkten  verhandelten  Viehes,  bewilligt,  ferner  die  theilweise 
Befreiung  des  Getreides  vom  Aufschlage,  und  die  Befreiung  von  Wein  und 
Victualien  von  gewissen  Mauterhöhungen,  jedoch  nur  für  die  Mitglieder  der 
Landschaft. 

*)  So  wurden  in  Mähren  z.  B.  die  indirecten  Abgaben  durch  den  Rec<»s 
nicht  berührt. 

^)  Das  recessirte  Contributionsordinarium  für  Niederösterreich  und  Mähren 
ist  bereits  im  Texte  angegeben.    Für  Böhmen  betrug  dasselbe  2  MiUionen,  für 
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Es  fehlte  daher  —  so  sehr  eine  solche  Steuererhöhimg  durch 
die  Finanzlage  des  Staates  gerechtfertigt  war  —  nicht  an  Schwie- 
rigkeiten und  Remonstrationen.  So  wollte  z.  B.  Oberösterreich  ur- 
sprünglich in  den  ersten  zwei  Jahren  von  der  Tilgungspflicht  be- 
freit werden,  und  dafür  die  ganze  Sunune  in  den  übrigen  10  Jahren 
zahlen.  Auch  Kärnten  deprecirte  anfangs.  Den  lebhaftesten  Wider- 
stand in  Bezug  auf  die  verlangte  Summe  leistete  aber  der  mährische 
Landtag  ^). 

Der  eigentliche  Z  w  e  ck  des  Decennal-Impegno,  die  Aufnahme  einer 
bedeutenderen  Anleihe,  wurde  nur  sehr  unvollständig  erreicht. 

Die  „Decennalanticipation"  —  worunter  auch  die  gleichzeitigen 
Prälatendarlehen  begriffen  waren  —  kam  nämlich  nur  in  Nieder-*) 
und  Oberösterreich  im  ganzen  beabsichtigten  Umfange  zu  Stande, 
in  Böhmen,  Mähren,  Kärnten  und  Krain  nur  theilweise,  in  Schlesien 
und  Steiermark  gar  nicht*).  Die  Capitalisten  hatten  offenbar  zum 
grossen  Theile  alles  Vertrauen  auf  jede  Art  der  Contributions- 
assignation,  daher  auch  auf  die  Bürgschaft  der  Länder  verloren. 

• 

Von  einzelnen  hieher  gehörigen  Anlehen  wären  zu  erwähnen: 
jene  des  Wechslers  Bolza  in  Wien  zu  400.000  fl.  auf  den  ober- 
österreichischen  Decennalfond ,  und  zwar  die  ersten  8  Jahre,  zu 
44.400  fl.  auf  die  Quote  Böhmens,  zu  134.000  und  70.500  fl.  auf 
5  Raten  der  Quoten  von  Kärnten  und  Krain,  welch  letztere  Länder 
die  Acceptation  lange  verzögerten,  ferner  ein  Vorschuss  Bolza's  von 
150.ÜOO  fl.  zu  17o  monatlich  auf  die  Antheile  der  innerösterreichi- 
schen  Länder^).  Auf  den  mährischen  Decennalfond  wurde  die  Wiener 
Stadtbank  mit  einer  grösseren  Forderung  angewiesen*^). 


Schlesien  1.333.333  fl.,  für  Oberösterreich  300.000  fl.,  für  Steiermark  370.000  fl. 
^k  definitiven  Contributionsrecesse  kamen  aUerdings  zum  Theile  erst  1714  und 
ni5  zu  Stande,  nach  mündlichen  Verhandlungen  mit  den  hiezu  nach  Wien 
herafenen  Vertretern  der  Stände,  s.  Bidermann,  Geschichte  der  österreichischen 
öesammtidee,  H  ^889),  S.  36—38,  182—184. 

»)  H.  F.  A  vom  20.  April  1713,  vom  23.  Juni  1713  und  Elvert  a.  a.  0. 

')  Hier  gaben  die  3  oberen  Stände  ein  Darlehen  von  300.000  fl. 

*)  H.  F.  A.  vom  1.  December  1714. 

*)  H.  F.  A.  vom  20.  April  und  2.  December  1713,  31.  Jänner  und  2.  Juni 
l^U,  femer  Eec.  Fase.  C.  No.  68. 

')  S.  unten  Abschnitt  IV.  —  Auf  die  Decennalanlehen  selbst  streckten 
die  Bankiers  Gebrüder  Palm,  Wenzel  und  Zinesi,  Hillebrand  und  Isenflamm, 
Carrara  und  Piazzoni  zusammen  500.000  fl.  vor,  und  zwar  auf  jene  in  Nieder- 
öeterreich  und  Oberösterreich  (H.  F.  A.  v.  13.  Juli  1713). 
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B.  Militärbudget  und  Bedeekungsmassregeln 
bis  zum  Tode  Kaiser  Josefs  I. 

1.  Voranschlag  für  1701. 

Wie  bereits  an  anderer  Stelle  erörtert  wurde,  war  der  Staats- 
haushalt am  Anfange  des  18.  Jahrhunderts  in  die  zwei  grossen 
Gruppen  des  Cameral-  und  Militäretats  getrennt.  Diese  Scheidung 
erstreckte  sich  auf  die  Ermittelung  des  Erfordernisses,  auf  die  Fest- 
stellung und  Einbringung  der  Mittel  zu  dessen  Bedeckung,  wie 
auf  die  Gebarung  in  Casse  und  Buchhaltung.  Letztere  lag  aber 
grösstentheils  so  sehr  im  Argen,  dass  definitive  Rechnungsabschlüsse 
meist  erst  nach  vielen  Jahren  und  selbst  dann  keineswegs  in  ver- 
lässlicher Weise  zu  Stande  kamen.  Sämmtliche  Einnahmen  waren 
in  ihi'er  Höhe  sehr  schwankend;  auf  die  rechtzeitige  Abfuhr  der 
einzelnen  Schuldigkeiten  konnte  bei  der  Unvollkommenheit  der  da- 
maligen Verwaltung  und  der  Unredlichkeit  eines  grossen  Theiles  der 
Beamtenschaft^)  nicht  gerechnet  werden. 

Die  Aufstellung  eines  Staatsvoranschlags  im  Sinne  der  heutigen 
Finanzverwaltung  war  unter  solchen  Verhältnissen  umsoweniger 
denkbar,  als  sich  die  Schwierigkeit  nicht  allein  auf  die  Präliminirung 
der  Einnahmen  beschränkte,  sondern  auch  die  Feststellung  des  Er- 
fordernisses, besonders  auf  dem  Gebiete  der  Kriegsverwaltung,  meist 
nur  in  sehr  ungenauer  Weise  möglich  war. 

Ein  solcher  Zustand,   so  misslich  er  auch  in  jeder  Richtung 
erschien,  und  so  sehr  er  auch  eine  Ordnung  im  Staatshaushalte  und 
die  Consolidirung  der  Finanzen  unmöglich  machte,  war  imCameral- 
6  tat  wenigstens  erträglich,  nachdem  dessen  Erfordernis  naturgemäss 
viel    weniger    schwankte,    als   der  von   der  äusseren   Politik   des 
Reiches  abhängige  Militärbedarf.   So  kommt  es,  dass  man  sich  hier 
bis  zum  Regierungsantritt  Karls  VI.  in  der  Regel  so  ziemlich  dar- 
auf beschränkte,  die  Gefälle  und  Domäneneinkünfte  einzuheben,  und 
hievon  den  Aufwand  des  Hofes,  sowie  jene  der  verschiedenen  Aemter 
und  Behörden  von  Fall  zu  Fall  zu  bestreiten,  den  jeweiligen  Ab- 
gang aber  durch  Anlehen,  oder  schwebende  Schulden  auf  laufende 
und  künftige  Einnahmen  zu  decken.    Diese  Praxis  erklärt  es  mis, 
dass  noch  zu  dem  ei-wähnten  Zeitpunkte  selbst  der  gewissenhafte 

^)  Dieser  Umstand  wird  durch  gleichzeitige  Zeugnisse  wiederholt  herfO-r- 
gehoben. 
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Hofkammerpräsident  Graf  Starhemberg  über  die  Ausgaben  und  Ein- 
nahmen des  Cameral^tats  nur  sehr  unvollkommen  Bescheid  wusste. 

Dagegen  war  im  Militär6tat  eine  derartige  Systemlosigkeit 
auf  die  Dauer  nicht  aufrecht  zu  erhalten.  Hier  finden  wir  daher 
schon  am  Anfange  des  18.  Jahrhunderts  regehnässige  Versuche  der 
Berechnung  von  Erfordernis  und  Bedeckung  zum  Zwecke  der  recht- 
zeitigen Beschaffung  der  durch  das  Deficit  des  betreffenden  Militär- 
jahres ^)  nothwendig  gewordenen  ausserordentlichen  Einnahmen.  Ins- 
besondere sah  man  sich  durch  den  spanischen  Erfolgekrieg,  dessen 
Kosten  die  Monarchie  so  sehr  erschöpften,  zur  Entwerfung  jähr- 
licher Specialvoranschläge  genöthigt,  welche  freilich  auf  Genauigkeit 
keinen  Anspruch  machen  können,  und  von  den  Ereignissen  jeweilig 
bald  überholt  wurden. 

Die  Feststellung  des  Armee-Erfordernisses  war  im  Wesent- 
lichen Sache  des  Hof  kriegsrathes  und  des  General-Kriegscommissariats. 
Für  die  Bedeckung  hatte  die  Hofkammer  zu  sorgen.  Der  Posten 
des  Hof kammerpräsidenten  war  nach  dem  Tode  des  Grafen  Brenner 
(Mai  1698)  längere  Zeit  unbesetzt  geblieben,  und  besorgte  unter- 
dessen der  Vicepräsident  Gundaker  Thomas  Graf  Starhemberg 
die  oberste  Leitung  der  Finanzverwaltung. 

Gegen  Ende  1700  beschloss  der  Kaiser,  diesem  Provisorium 
ein  Ende  zu  machen  und  die  bereits  dureh  1^/^  Jahre  erledigte 
Präsidentenstelle  zu  besetzen. 

Hiefür  kam  zunächst  der  ebengenannte  Vicepräsident  in  Be- 
ti'acht.  Für  dessen  Ernennung  wurde  insbesondere  angeführt^), 
dass  er  sich  schon  in  seiner  bisherigen  Function  vollkommen  be- 
währt habe.  Namentlich  habe  Starhemberg  viele  Missbräuche  ab- 
gestellt, und  seien  unter  ihm  in  einem  Jahre  weniger  Schulden  ge- 
macht worden  als  unter  seinem  Vorgänger  in  einem  Vieiteljahre. 
Femer  wurde  auf  seine  Begabung,  seinen  patriotischen  Eifer,  seine 
gründlichen  Sachkenntnisse  und  sein  persönliches  Ansehen  hingewiesen. 
Er  habe  das  Zeug  dazu,  „ein  Mann  zu  werden,  dergleichen  wenig 
in  Oesterreich  Minister  gewesen".  Sein  Vermögen  betrage  einige 
hunderttausend  Gulden,  er  sei  guter  Wirth,  ordnungsliebend,  ge- 
wissenhaft,  und  werde    „nicht  mit  den  Juden  unter  einer  Decke 

*)  Das  Militärjahr  wurde  vom  1.  November  bis  Ende  October  gerechnet. 

^)  Aus  einem  anonymen  und  undatirten  Promemoria  in  Mise.  cam.  in 
(S.  3446),  dessen  Autor  jedenfalls  nach  seiner  Stellung  zu  offenherzigen  Be- 
merkungen befugt  war. 
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spielen",  besitze  daher  einen  bedeutenden  Credit.  Hinsichtlich  des 
von  anderer  Seite  vorgeschlagenen  Grafen  Gotthard  Heinrich 
Salaburg,  welcher  bereits  der  zur  Controle  der  Hofkammer  in 
Cameralsachen  eingesetzten  Cameralcommission  angehörte,  wui*de 
bemerkt,  derselbe  habe  sich  als  schwerfallig,  begriffsstutzig  und 
eigensinnig  erwiesen,  und  besitze  weder  Fachkenntnis  noch  That- 
kraft.  Sein  persönlicher  Credit  stehe  nicht  höher  als  jener  Starhem- 
bergs,  der  auf  seine  eigene  Bürgschaft  ohne  Belastung  der  Staats- 
gefälle jährlich  über  300.000  fl.  aufgebracht  habe.  Ueberhaupt 
werde  Salaburg  nur  durch  Kabalen  und  Intriguen  gestützt,  die 
öffentliche  Meinung  habe  sich  für  Starhemberg  entschieden.  Die 
Ernennung  Salaburgs  werde  sich  geradezu  als  verderblich  erweisen. 

Wie  sehr  diese  Characteristik  der  Wahrheit  entsprach  hat  die  Folge 
gelehrt.  Vorläufig  trugen  indes  die  Gegner  Starhembergs  den  Sieg  davon, 
und  so  wurde  denn  Salaburg  anfangs  December  1700  zum  Hof  kammer- 
präsidenten  ernannt;  am  14.  December  trat  derselbe  sein  Amt  an^). 

Als  eine  der  Hofkammer  übergeordnete,  allerdings  nur  be- 
rathende  Instanz,  war  eine  engere  Ministerconferenz,  die  sogenannte 
„Deputation",  auch  „Mittelsdeputation",  mit  der  speciellen  Aufgabe 
betraut,  dieBedeckung  des  Militärerfordernisses  zu  überwachen. 

Diese  Deputation  wurde  mit  kaiserlichem  Decret  vom  24.  No- 
vember 1697  eingesetzt  und  bestand  aus  den  Vorständen  beider 
Hofkanzleien,  des  Hofkriegsrathes,  der  Hof kammer  und  des  General- 
kriegscommissariats.  Nach  der  bezüglichen  Instruction  von  10.  De- 
cember 1697  2)  hatten  die  beiden  letztgenannten  Stellen  alle  die 
finanzielle  Seite  des  Militärwesens  betreffenden  Angelegenheiten  in 
der  Deputation  vorzutragen.  Dieser  oblag  es  daher  namentlich  die 
an  die  einzelnen  Länder  zu  lichtenden  Contributionspostulate  fest- 
zustellen und  deren  Bewilligung  bei  den  Landtagen  durchzusetzen. 
Ohne  vorherige  Mittheilüng  an  die  Deputation  durfte  keine  Aus- 
zahlung aus  dem  Contributionsfond  verfügt  werden.  Für  die  be- 
zügliche Buchführung  wui-de  ein  eigener  Controlor  bestellt.  Die 
Deputation,  deren  Sitzungen  wöchentlich  zweimal  stattfinden  sollten, 
hatte  ferner  darauf  zu  achten,  dass  der  erwähnte  Fond  nicht  mit 
Pensionen  und  Gnadengaben  belastet  werde,  und  dass  dessen 
Assignirung  überhaupt  dem  jeweiligen  Activstande  entspreche.  Die 
Hofkammer    sollte    unter    der  Ueberwachung    der  Deputation   die 

*j  H.  F.  A.  voDi  10.  und  15.  December  und  böhm.  F.  A.  vom  15.  December  1700. 
«)  Mise,  camer.  VI,  S.  6803. 
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älteren  Contributionsfondsschulden  prüfen  und  den  Credit  theils  dui*ch 
pünktliche  Bezahlong,  theils  durch  einverständliche  Prolongii*ung 
oder  Pauschalvergleiche,  theils  auch  —  wenn  nicht  Billigkeitsrück- 
sichten im  Wege  stünden  —  durch  einseitige  Erstreckung  der 
Termine  zu  erhalten  suchen. 

Wie  wir  im  Folgenden  sehen  werden,  vermochten  während 
des  langjährigen  Krieges,  in  welchen  die  Monarchie  an  der  Schwelle 
des  Jahrhunderts  verwickelt  wurde,  weder  die  Hofkammer,  noch 
die  Deputation  ihrer  schwierigen  Aufgabe  gerecht  zu  werden,  — 
zum  grössten  Theile  in  Folge  der  Ungunst  der  Verhältnisse,  zum 
nicht  geringen  Theile  aber  in  Folge  der  nach  wenigen  Jahren  all- 
seitig erkannten  Systemlosigkeit  in  der  Leitung  des  Finanzwesens. 

Das  Erfordernis  für  den  italienischen  Feldzug  von  1701  und 
die  gleichzeitige  Ausrüstung  der  Reichsfestungen  wurde  in  einem 
Vortrage^)  Salaburgs,  dessen  Resolvirung  am  22.  Februar  1701 
erfolgte,  mit  14  Millionen  Gulden  rheinisch  beziffert-).  Hievon 
seien  vorläufig  nur  UV«  Millionen  bedeckt,  nämlich  durch  die 
Militärbewilligungen  der  Länder^)  von  zusammen  9  Millionen,  ferner 
die  Vermögenssteuer,  einen  Beitrag  der  unter  der  Hof  kanzlei  stehen- 
den Kammern,  und  ein  Darlehen  des  Grafen  Tschernin  von  ^'^  Million  ^). 
Das  Deficit  betrage  somit  2  ^/o  Millionen,  würde  sich  jedoch  bei  Aufstel- 
lung einer  Hauptarmee  im  Reiche  auf  mindestens  3  Millionen  erhöhen. 

Wie  aus  einem  früheren  Vortrage  Salaburgs  vom  7.  Jänner 
1701*)  erhellt,  war  der  Abgang  in  einen  vom  Präsidenten  bei  seinem 


*)  Die  Originalpräüminariea  —  General-Anordnungsstaat  genannt  —  sind 
grOsstentheils  nicht  erhalten.  Wir  sind  daher  zumeist  auf  die  Hof  kammcrrcfcratc 
angewiesen,  die  natürlich  nur  summarische  Daten  entlialten. 

*)  H.  F.  A.  vom  22.  Februar  1701,  abgedruckt  in:  Feldzüge  des  Prinzen 
Engen,  UI,  S.  427  ff. 

*)  Anlässlich  der  im  Jahre  1701  zu  Stande  gekommenen  Uebemahine  der 
alten  Staatsschulden  durch  die  Stände  wurden  die  ordentlichen  Militärcontributionen 
in  den  deutschen  Erbländem  durch  Recesse  auf  12  Jahre  (bis  1712)  festgestellt, 
und  Bwar  fttr  Niederösterreich  auf  500.000  fi.,  für  Oberösterreich  auf  250.000  fl., 
ftlr  Steiermark  auf  312.000  fl.,  für  Kärnten  auf  145.000  fl.  und  für  Xrain  auf 
91.000  fl.  Die  Landtagspostulate  pro  1701  hatten,  einschliesslich  des  Extraordi- 
nariums,  für  Nieder-,  Ober-  und  Inneröstcrrcich  zusammen  1.822.917  fl.,  für  die 
böhmischen  Länder  3.527.083  fl.,  für  Ungarn  sammt  Nebcnländem  3.650.000  fl. 
zusammen  also  9  Millionen  betragen  (böhm   F.  A.  v.  12.  Dec.  1700). 

*)  Anstatt  dieser  500.000  fl.  gingen  nur  400.000  fl.  ein. 

*)  H.  F.  A.  vom  7.  Jänner  1701;  abgedruckt  in:  Feldzüge  des  Prinzen 
Eugen,  m,  S.  414  ff. 

▼.  ICensi,  Finanzen  Oeiterreichs.  ß 
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Amtsantritte  übernommenen  Bedeckungsprojecte  noch  ohne  Berück- 
sichtigung der  drei  letzterwähnten  „Extramittel"  mit  nui*  2^/^  Mil- 
lionen, das  Erfordernis  also  zu  gering  angegeben  worden. 

Auf  diese  ausserordentlichen  Einnahmen  war  aber  noch  keines- 
wegs für  die  nächste  Zeit  zu  rechnen.  Die  Veimögenssteuer  ^)  war 
erst  kürzlich  ausgeschrieben  und  wurde  von  den  Landein  theils 
dagegen  „deprecirt",  theils  ihre  Pauschalirung  angestrebt  Die 
200.000  fl.,  welche  die  österreichische  Hof kanzlei  aus  den  tirolischen 
Cameralmitteln  zu  erheben  hoflfte,  lagen,  wie  es  im  Vortrage  heisst 
„annoch  im  Tögl",  und  musste  erst  darüber  verhandelt  werden. 
Salaburg  erklärte  daher,  man  müsse  „zum  Credit  rekurriren  und 
trachten,  inmittels  quoquo  modo  Bargeld  aufzubringen^^  (Das  er- 
wähnte Project  hatte  diesfalls  Officiersdarlehen  vorgeschlagen,  was 
aber  der  Hofkriegsrath  im  Hinblick  auf  die  grossen  Soldrückstände 
als  unzulässig  bezeichnete.)  Die  Aufbringung  von  über  2  MiUionen 
durch  Anlehen,  welche  also  der  Hofkammer  obliege,  sei  allerdings 
sehr  schwierig,  da  der  „Credit  völlig  zu  Boden  liege",  wie  denn 
schon  das  Project  dieselbe  nur  unter  der  Voraussetzung  als  möglich 
erklärt  habe,  dass  der  Credit  nicht  gehindert  und  die  Vermögens- 
steuer nicht  prolongirt  werde.  Da  aber,  wenn  es  sich  um  Erhaltung 
und  Vermehrung  des  Territorialbesitzes  handle,  nichts  unmöglich 
sein  sollte,  und  Noth  kein  Gebot  kenne,  überdies  ein  durch  ßeal- 
hypothek  sichergestelltes  Anlehen  nicht  eigentlich  Credit  zu  nennen 
sei  (!),  werde  man  Alles  aufbieten,  um  das  Geld  zu  beschaffen.  Je- 
doch möge  der  Kaiser  hiezu  der  Hofkammer,  welche  ja  auch  die 
Verantwortung  trage,  freie  Hand  lassen,  damit  der  Credit  durch 
pünktliche  Einhaltung  der  Verbindlichkeiten  erhalten  werde. 

Die  hiezu  in  demselben  Vortrage  beantragte  enge  Conferenz 


*)  Die  Vermögenssteuer  im  Ausmasse  von  1  Procent  aUes  beweglichen 
und  unbeweglichen  Vermögens  wurde  mit  Patent  vom  1.  Deeember  1700   aus- 
geschrieben.  Anlässlich  der  Uebemahme  der  alten  Staatsschuld  durch  die  Stände 
kam  es  diesbezüglich  mit  den  deutsehen  Erblanden  zu  Vereinbarungen,   wonach, 
gegen  Erlag  einer  entsprechenden  Abfindungssumme  durch  das  betre£fende  Land, 
gegenüber  den  Standesherren  und  deren  ünterthanen  von  der  Einzeleinhebung 
abgesehen  wurde.    Diese  Aequivalente  betrugen  zusammen  694.000  fl.    Hinsicht« 
lieh  aller  übrigen  vermögenssteuerpflichtigen  Personen  hatte  es  bei  der  individuelleix 
Veranlagung  zu  verbleiben  (s.  H.  F.  A.  v.  10.  Jan.,  15.  März  u.  20.  Aug.  1101^  ^ 
In  Ansehung  dieser  Personen   wurde  der  Erlag  wiederholt  (mit  Patenten  vo^:^ 
25.  Jan.  und  28.  April  1701)   betrieben,  jedoch   mit  geringem  Erfolge;  s.  C(^^, 
Aust.  III.  Bd. 
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zwischen  Hofkammer,  Hofkriegsrath  und  Kriegscommissariat  trat 
in  Folge  kaiserlicher  Resolution  bald  zusammen  und  erstattete  ihren 
Bericht  am  22.  Februar  1701^).  Die  einzelnen  ausserordentlichen 
Einnahmen  wurden  hiemit  in  drei  Gruppen  getheilt,  die  sofort  ver- 
fugbaren, die  in  der  nächsten  Zeit  zu  gewärtigenden  und  die  noch 
nicht  in  sicherer  Aussicht  stehenden  Capitalien. 

In  der  ersten  Kategorie  wurden  einige  Darlehen  von  zusammen 
220.000  fl.  -),  femer  ein  für  eine  Reichshofrathsstelle  grati^angebotener 
Betrag  von  250.000  fl.  (!)  angeführt.  Als  Einnahmsquellen  der  zweiten 
Art  werden  erwähnt:  die  kroatische  Contribution  von  70.000  fl., 
die  holländische  Quecksilberanleihe  und  der  Verkauf  des  zweiten 
Drittels  der  niederösterreichischen  Landsteuer  an  die  Stände^). 
Bis  zum  Erläge  der  betreffenden  Summen  könne  man  sich  mit 
schwebenden  Schulden  behelfen.  In  die  dritte  Kategorie  wurden 
eingereiht  ein  vom  Principe  Don  Livio  (Odescalchi)  in  Venedig  für 
eine  von  ihm  angestrebte  „noch  unbekannte  Dignität"  angebotenes 
Darlehen  von  200.000  Ducati,  femer  das  Salzregal,  dessen  Erträgnis 
man  auf  den  zwanzigfachen  Betrag  zu  bringen  hoffte,  der  von  den 
Ständen  Innerösterreichs  bisher  widerrathene  Oel-  und  Eisenappalto, 
die  Einführung  des  anderwärts  üblichen  Tabakappaltos*),  die  Ver- 
pfilndnng  der  Grenzmaut  um  400.000  fl.,  die  Einführung  der  Ab- 
lösbarkeit  der  Einquartirungspflicht,  die  allfällige  Eückübemahme 
des  an  die  Stadt  Wien  verpfändeten  Wiener  Umgelds  durch  den 
Staat,  die  ungarischen  Gebietserwerbungen  und  das  Dominium 
Cumanorum,  die  Contributionsrückstände  des  vierten  Standes  in 
Niederösterreich  von  1.272.000  fl.,  worüber  damals  noch  ein  Process 
anhängig  war.  Ausserdem  wui*de  noch  als  Ersparnismassregel  die 
Besetzung  der  Gamisonsplätze  durch  Freicompagnien  vorgeschlagen. 

Diesen  Bericht  legte  die  Hof  kammer  mit  Vortrag  vom  25.  Februai' 
1701  dem  Kaiser  vor*).  Die  Bedeckung  des  Deficits  könne  bei 
der  Un Vollständigkeit    der  Kriegsrüstungen®)    nicht    als   dringlich 


*)  H.  F.  A.,  abgedruckt  in:  Feldzüge  des  Prinzen  Eugen,  HI,  S.  422  ff. 

')  Darunter  50.000  fl.  für  die  Expcctanz  auf  die  SteUe  des  Wiener  Haupt- 
niauteinnehmers,  —  bezeichnend  für  die  damalige  Praxis  bei  Besetzung  von 
Wenstposten. 

»)  B.  S.  21. 

*)  8.  S.    10. 

*)  H.  F.  A.,  abgedruckt  in:  FeldzOge  des  Prinzen  Eugen,  HI,  S.  430  ff. 
^)  lieber  das  Elend  bei  den  Truppen,  die  ungenügend  verpflegt  und  schlecht 

6* 
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genug  behandelt  werden.  In  Berücksichtigung  allei*  Schwierigkeiten 
glaube  man  daher,  das  Commissionselaborat  befürworten  und  sich  für  die 
Aufbringung  der  einzelnen  Beträge  verbürgen  zu  sollen,  vorausgesetzt, 
dass  nicht  der  Hofkammer  Hindernisse  in  den  Weg  gelegt  werden. 
Es  müsse  daher  des  Kaisers  eigene  Autorität  für  den  Hofkammer- 
präsidenten eintreten,  weil  dieser  sonst  nicht,  wie  dies  die  Noth 
erfordere,  fiir  die  Anlehen  selbst  Bürgschaft  leisten  könne,  und  auch 
die  Capitalisten  fürchten  würden,  bei  einem  etwaigen  Wechsel  im 
Präsidium  ihr  Geld  zu  verlieren.  Diese  einzige  Schwierigkeit  stehe 
allenfalls  der  Realisirung  des  Vorschlages  im  Wege. 

Mit  der  hierüber  erflossenen  Eesolution  genehmigte  Leopold 
das  Bedeckungsproject^)  und  überliess  der  Hofkammer  die  Aus- 
führung der  bezüglichen  Creditsoperationen  mit  dem  Bemerken,  er 
werde  „diesfalls  selber  gerne  an  die  Hand  gehen". 

Schon  in  seinem  am  22.  Februai*  1701  resolvirten  Beferate 
hatte  Salaburg  die  besonderen  Schwierigkeiten  ri^cher  und  erfolg- 
reicher Anlehensverhandlungen  betont^)  und  auf  die  hiebei  zu  be- 
fürchtende „Opposition"  hingewiesen.  Es  mögen  hierunter  zunächst 
Intriguen  von  Concun*enten  des  damals  allmächtigen  kaiserlichen 
Oberfactors  Oppenheimer  gemeint  gewesen  sein.  Zweifellos  aber 
fühlte  Salaburg  seine  SteUe  überhaupt  nicht  hinlänglich  gesichert, 
was  auf  Misshelligkeiten  mit  anderen  Hofstellen  hindeutet.  Wie 
wii'  sehen  werden,  war  Salaburg  in  der  That  einer  so  schwierigea 
Lage  nicht  gewachsen. 

Die  vorgeschlagenen  Bedeckungsmittel  wui'den  nur  zum  Theile 
realisirt.  Das  holländische  Quecksilberdarlehen  kam  im  Betrage^ 
von  1.250.000  fl.  zu  Stande*).  Der  Verkauf  des  zweiten  Landsteuer— 
dritteis,  den  die  Hofkanmier  der  Hofkanzlei  wegen  dringenden. 
Geldbedarfes  sehr  an's  Herz  legte,  fand  erst  im  December  170t 
statt  und  zwar  wurde  das  Steuerdrittel  den  Ständen  gegen  Elrlag" 


ausgerüstet  waren,  dabei  monatelang  auf  ihren  Sold  warten  mussten,  s.  Arneth^ 
Prinz  Eugen,  I,  S.  113,  156,  169,  186. 

^)  Hiezu  wurde  später  noch  die  Verpfändung  des  niederöstereichischen  Vice- 
domamtcs  in  Aussicht  genommen  (H.  F.  A.  vom  6.  April  1701). 

-)  Die  vom  Kaiser  angeordnete  Ministerconferenz  wurde  durch  den  Vortrag 
vom  25.  Februar  1701  und  dessen  Genehmigung  gegenstandslos.  Leopold  legte 
viel  Gewicht  auf  den  Erfolg  der  Finanzoperationen,  denn  es  sei  „nicht  zu  ver- 
antworten, wenn  die  Sache  wegen  Abgang  der  Mittel  nicht  in  guten  Stand  ge- 
setzt werden  könnte." 

*)  s.  im  VII.  Abschnitte. 
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von  400.000  fl.  auf  20  Jahre  überlassen^).    Die  Einführung  des 
Tabakmonopols  erfolgte  mit  kaiserlichem  Patente  vom  20.  Mai  1701  -). 

2.  Voranschlag  für  1702. 

Für  das  nächstfolgende  Jahr  finden  sich  die  Daten  über  das 
Militäi'budget  in  einem  Keferate  der  Hofinittelsdeputation*),  dessen 
allerhöchste  Besolvirung  nicht  ersichtlich  ist. 

Hienach  war  dasKriegserfordemis  für  dieses  Jahrmit23.540.466fl. 
präliminiit. 

Als  Bedeckung  waren  der  Hofkammer  eingeräumt:   die  Con- 
tributionen  der  Länder  mit  höchstens  9  Millionen;  die  Quecksilber- 
anleihe*), wovon  nur  750.000  fl.  verfugbar  waren,  indem  der  Rest 
theils  nicht  realisirt,  theils  durch  die  Kosten  verschlungen  worden 
war;  der  Erlös  für  das  an  die  niederösterreicliischen  Stände  verkauft« 
SteuerdritteP)  pr.  400.000  fl.;  der  Verkauf  der  Cumanischen  Güter 
an  den  deutschen  Orden  um  50.000  fl.®);  die  Darlehen  von  Spork, 
Mauschwitz  und  Schaffgotsch  von  zusammen  180.000  fl.;  die  Anleihe 
auf  die  Herrschaft  Hochberg  pr.  400.000  fl.');  die  Anleihe  auf  das 
ungarische  Kupfer,  wovon  man  V2  Million  erwartete®);  verschiedene 
Anlehen  in  Böhmen  pr,  950.000  fl.;  das  Zwangsdarlehen  derReicheu, 
präliminirt  mit  3.000.000  fl.;  verschiedene  ungarische  Fiscalitäten 
(Eiwerb  durch  C-onfiscationen)  pr.  2.000.000  fl.;  die  Ablösung  des 
schlesischen  Bräuurbars  für  400.000  fl.;  die  Steigerung  der  Pfand- 
ßchillinge  für  die  verpfändeten  Domänen  in  den  Erblanden  •),  die 
Vergebung  der  schlesisclien  Lehen  um  50.000  fl.;  das  Anlehen  auf 


»)  H.  F.  A.  vom  10.  September  und  28.  Decembcr  1701. 

*)  Cod.  Austr.  m.  Bd. 

*)  H.  F.  A.  vom  1.  Jänner  1702.  Die  Deputation  bestand  damals  aus  dem 
Cardinal  Kolonitsch,  dem  Obersthofmeister  Graf  Harrach,  dem  Hofkriegsraths- 
präsidenten  Graf  Mannsfeld  und  dem  Hofkainmerpräsidenten  (H.  F.  A.  vom 
1.  März  1703). 

*)  8.  S.  83  und  84. 

^)  8.  ebenda. 

•)  Derselbe  brachte  125.000  fl.  ein  (H.  F.  A.  vom  1.  März  1702). 

')  Dieses  Capital  wurde  später  von  Baron  Ulm  gegen  Anweisung  auf  die 
»feländiBche  Schuldübemahme  vorgeschossen  (H.  F.  A.  vom  26.  Mai  1702^. 

*)  Das  holländische  Anlehen  auf  den  Ertrag  der  Kupferbergwerke  in  Ungarn 
^»in  erat  1703  zu  Stande,  und  zwar  im  Betrage  von  2.000.000  fl.,  s.  im  VII.  Ab- 
fiohnitt«. 

')  Bezüglich  Tirols  wiederholt  ohne  Erfolg  betrieben  (H.  F.  A.  vom  9.  Juli 
^^^  7.  Nov.  1702). 
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das  Tiroler  Salzgefälle  pr.  1.000.000  0;  die  Einbringung  alter  Rück- 
stände (aus  Bölimen  allein  1 V^  Millionen),  der  Verkauf  des  Herzog- 
thums  Syrmien  um  700.000  fl.,  endlich  die  Amtsdarlelien  der  inner- 
österreichischen  Cameralbeamten. 

Nach  Abschlag  dieser  Bedeckungsmittel  im  veranschlagten  Ge- 
sammtbetrage  von  23.300.000  fl.  hätte  sich  das  unbedeckte  Deficit 
nur  mehr  auf  240.466  fl.  belaufen,  und  hoffte  man  dasselbe  durch 
Ersparungen  ganz  zu  beseitigen.  Doch  standen  jene  Einnahms- 
quellen, auf  welche  man,  wie  wir  sahen,  theilweise  schon  1701  ge- 
rechnet hatte,  grösstentheils  noch  nicht  in  sicherer  Aussicht,  und 
belief  sich  der  Betrag,  über  welchen  die  Hofkammer  zu  Beginn 
des  Militärjahres  eflfectiv  verfügen  konnte,  nur  auf  12  Millionen. 
Der  Rest  war  zwar  bis  auf  3  Millionen  durch  die  Hofkammer  mit 
„Zulülfenahme  ihres  und  ihres  Präsidenten  Credits",  also  durch 
schwebende  Schulden,  vorläufig  gedeckt  worden^).  Damit  jedoch 
der  C -Yedit  nicht  versage,  erachtete  die  Mittelsdeputation  die  schleunige 
Realisirung  der  Mittel  als  nothwendig.  Hiezu  sei  erforderlich:  die 
noch  ausständige  kaiserliche  Genehmigung  der  tirolischen  Salzanleihe 
und  der  innerösterreichischen  Amtsdarlehen,  ferner  die  strenge 
Durcliführung  des  Zwangsdarlehens,  dann  die  ausgiebige  Unterstützung 
durch  die  Hofkanzleien  und  die  Befolgung  der  gefassten  Beschlüsse 
durch  die  Ländergubernien.  Es  sei  bereits  so  weit  gekommen,  dass 
man  kaiserliche  Befehle  nicht  mehr  beachte.  Dies  sei  auf  den 
sträflichen  Eigennutz  der  Steuerbeamten  zurückzuführen,  besonders 
jener  in  Böhmen  und  Mähren,  die  mit  den  Staatsgeldern  wie  mit 
ihren  eigenen  gebaren,  von  den  an  die  betrefiende  C'asse  gewiesenen 
Parteien  die  meistbietenden  bar  auszahlen,  die  anderen  aber  warten 
lassen,  häufig  auch  unter  dem  Verwände  des  Geldmangels  für  die 


^)  In  diesem  Betrage  scheint  das  Anlchen  nie  zu  Stande  gekommen  zu  sein; 
doch  wurden  auf  den  Ertrag  des  Haller  Salzbergwerks,  die  Haupteinnahme  des 
Aerars  aus  Tirol,  in  den  ersten  Jahren  des  Kriegs  wiederholt  Gelder  aufgenommen, 
und  zwar  bei  den  Salzcon traben ten  in  Vorderösterreich,  Schwaben  und  der  Schweiz. 
Anfangs  begnügten  sich  die  Gläubiger  mit  2  Procent,  1705  wollte  aber  selbst 
gegen  6  Procent  Zinsen  Niemand  mehr  sich  zu  solchen  Vorschüssen  herbeilassen; 
B.  Ref.  der  oberösterreichischen  (Tiroler)  Hofkammer  vom  Jahre  1705  im  Finanz- 
archiv Faszikel  Nr.  18.084  (Haller  Salzwesen). 

-)  Darunter  waren  auch  einige  Subscriptionsanlehen ,  woran  sich  mehrere 
Personen,  insbesondere  vom  Adel-  und  Beamtenstande  betheiligten.  Zwei  derartige 
Anlehen  von  je  100.000  fl.  vermittelten  Graf  Schlick  und  Raitrath  Räkenfels 
(böhm.  F.  A.  v.  2.  Aug.  u.  80.  Oct.  1702). 
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Auszahlung  Procente  annehmen.  Ferner  wird  die  Publication  der 
schon  im  December  1701  resolvirten  Veiminderung  des  Nennwerthes 
der  Münzen  um  ^4  beantragt,  da  sich  dann  Jeder  beeilen  werde, 
sein  Bargeld  noch  vor  der  Entwerthung  dem  Staate  zu  günstigen 
Bedingungen  vorzustrecken,  den  Erlass  eines  Münzausfuhrverbotes 
vorausgesetzt.  Endlich  wird  ein  Einfuhrverbot  für  Leder,  Leinwand, 
Weine  und  Pferde  vorgeschlagen,  sowie  für  französische  Waren, 
dann  die  Confiscation  der  in  den  Erblanden  befindlichen  französischen 
Gewerbeerzeugnisse  —  höchst  charakteristisch  füi-  die  damaligen 
Völkerrechtsanschauungen . 

Die  Amtsdarlehen  wui'den  im  Juli  1702  thatsächlich  resolvirt, 
scheinen  aber  nicht  zur  Aussclireibung  gelangt  zu  sein.  Noch  nach 
mehreren  Monaten  wurde  nämlich  diese  wiederholt  vorgeschlagene 
Massregel  als  unthunlich  bezeichnet,  da  die  meisten  Beamten  das 
Geld  nicht  aufzubringen  vermöchten,  die  übrigen  aber  schon  Dar- 
lehen gegeben  hätten,  und  auch  durch  die  Vermögensteuer  hart 
genug  getroflfen  seien,  üeberhaupt  sei  der  Geldmangel  in  Inner- 
österreich so  gross,  dass  selbst  die  dortige  Kammer  ihre  Anlehen 
in  Wien  aufnehmen  müsse*). 

Das  Zwangsdarlehen  kam  im  Jahre  1702  allerdings  zu  Stande, 
doch  blieb  sein  Erträgnis  weit  hinter  dem  Voranschlage  zurück^). 
So  wie  im  Vorjahre  wurde  auch  1702  wieder  eine  Vermögens- 
steuer von  1  Procent  alles  beweglichen  und  unbeweglichen  Capitals 
und  10  Procent  alles  Renten-  und  Arbeitseinkommens  ausgeschrieben, 
und  zwar  am  17.  Mai  1702  für  Böhmen,  am  17.  September  für 
Schleien  und  am  24.  September  1702  für  Nieder östeiTeich  ^).  Hiebei 
sollte  jede  Pauschalabfindung  ausgeschlossen  sein.  Mit  Rücksicht 
auf  die  späte  Kundmachung  konnte  diese  Steuer  natürlich  erst  für 
(las  Militärjahr  1703  in  Betracht  kommen. 

3.    Beschaffung  des  Geldbedarfs  für  das  Jahr  1703. 

Die  Ausführungen  des  letzterwähnten  Referates  lassen  uns,  so 
übertrieben  sie  vielleicht  auch  sein  mögen,  ahnen,  an  welchen  Ge- 
brechen damals  die  österreichische  Finanzverwaltung  krankte.  Es 
liegt  auf  der  Hand,  dass  unter  solchen  Verhältnissen,  das  heisst 


*)  H.  F.  A.  vom  9.  Juli  und  13.  December  1702. 
')  S.  den  VI.  Abschnitt. 

*)  S.  Hauer,  Beiträge  zur  Geschichte  der  österreichischen  Finanzen,  8.50, 
"nd  Cod.  Austr.  H. 
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ohne  eingreifende  ßefoimen,  oder  wenigstens  wirksame  PaUiatiy- 
massregeln,  der  Zustand  der  Finanzen  sich  mit  jedem  neuen  Feld- 
zugsjahre verschlimmern  musste.  Wie  wii'  gesehen  haben,  wurde 
der  Bedarf  schon  in  den  ersten  Kiiegsjahren  überwiegend  durch 
Veräusserung  und  Verpfandung  von  Staatsdomänen  und  Grefällen 
gedeckt. 

Die  Proviant-  und  Munitionsvorräthe  wurden  meist  in  der  un- 
vortheilhaftesten  Weise  acquirirt,  wodurch  sich  der  allmächtige 
Oberfactor  Oppenheimer  ausserordentlich  bereicherte.  Ebenderselbe 
wusste  auch  den  grössten  Theil  der  schwebenden  Schuldoperationen 
zu  monopolisiren,  so  dass  das  Aerar  mit  unverhältnismässigen,  ge- 
radezu wucherischen  Zinsen  belastet  wurde,  ganz  abgesehen  von 
den  grossen  Verlusten  durch  das  enoime  Agio,  welches  Oppen- 
heimer für  die  Remittirung  der  einzelnen  Beträge  an  die  Feld- 
cassen  berechnete.  Es  fehlte  eben  an  einer  zielbewussten,  kraft- 
vollen Leitung  des  Finanzwesens,  welche  unter  so  schwierigen  Ver- 
hältnissen allein  Ordnung  zu  schaffen  veiinocht  hätte.  An  Finanz- 
projecten  und  commissionellen  Berathimgen  war  freilich  kein  Mangel. 

Die  Verhandlungen  wegen  der  Geldbeschaffung  für  den  Feld- 
zug 1703  begannen  schon  Anfang  des  Jahres  bei  der  Mitt^ls- 
deputation,  welche  ihren  Vortrag  am  1.  März  1703  erstattete. 
Hierin  wurden  —  ausser  dem  noch  unsicheren  Schweizer  Anlehen 
auf  die  vorderösterreichische  Herrschaft  Frickthal  —  nachstehende 
Massregeln  vorgeschlagen:  Verpfandung  oder  Verkauf  der  Gefälle 
und  Gülten  des  niederösteiTeichischen  Vicedomamtes  und  der  böhmi- 
schen CameralheiTschaften  Brandeis,  Podiebrad  und  Pardubitz  um 
2  Millionen,  —  die  Redimirung  der  Hofquartiere,  wonach  sich  jeder 
der  damit  belasteten  Hausbesitzer  binnen  4  Wochen  dieser  Last 
durch  Erlag  einer  entsprechenden  Summe  entledigen  könnte;  hievon 
hoffte  man  2  bis  3  Millionen,  —  die  Conflscation  der  Rakoczy sehen 
Güter  im  Werthe  von  1^/2  Millionen,  —  die  Gestattung  der  Ver- 
äussening  und  Vererbung  der  Aemter  an  geeignete  Personen,  — 
die  Wiedereinführung  des  Fleischkreuzers  auf  Kriegsdauer  ^) ,  — 
endlich  die  allfällige  Verpachtung  der  vorderösterreichischen  Pfand- 
schillinge, was  über  2  Millionen  eintragen  würde. 


*)  Dieselbe  erfolgte  thatsächlich  mit  Patent  vom  19.  Mai  1703  (Cod.  Austr.  III), 
und  zwar  in  dem  Ausmassc  der  Jahre  1698  und  1699,  nämlicli  von  1  kr.  fnr 
jedes  Pfund  Fleisch. 
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Erheblich  modiflcirt  und  erweitert  wurden  diese  Vorschläge  — 
besonders  bezüglich  der  Inanspruchnahme  des  Credits  —  in  einem 
späteren  Deputationsreferate  vom  21.  März  1703.    Hienach  betrug 
das  Kriegserfordemis,  abgesehen  von  Ausständen  im  Betrage  von 
fast   3  Millionen,  noch   28.709.343  fl.    In  dem   vom   Hofkammer- 
präsidenten  der  Deputation  vorgelegten,  theilweise  sehr  sanguinischen 
Bedeckungsvoranschlage  wurden  die  Ländercontributionen  in  der 
vollen  postulirten  Höhe  von   12  Millionen,  die  Vermögensteuer*) 
mit   8,  die  Frickthaler  Anleihe  mit   2,  die  in  Verhandlung  be- 
griffenen  vorderösterreichischen    Anleihen*)    mit   2   Millionen,    die 
Auction  der  tirolischen  Pfandschillinge  mit  500.000  fl.  eingestellt. 
Ferner  wurde  die  AufDahme  zweier  Anlehen  von  je  2  Millionen 
beantragt,  eines  in  Holland*)  und  eines  auf  die  im  ersten  Referate 
Eingangs  bezeichneten  Hypotheken,  sodann  jenes  von  1  Million  auf  die 
Bakoczyschen  Güter.  Hienach  wären  einschliesslich  der  von  England 
und  Holland  angebotenen  Subsidien  von  zusammen  1  Million,  und 
der  Beiträge  der  innerösterreichischen  und  tii'olischen  Kammer  von 
500.000  fl.,  zusammen  31  Millionen  zur  Verfügung  gestanden.  Ausser- 
dem wurde  noch  der  Ertrag  der  Redimirung  der  Hofquartiere  und  der 
Aemterveräusserung  auf  3  Millionen ,  beziehungsweise  1  Million  ver- 
anschlagt, und  eine  Reihe  anderer  Ergänzungsmassregeln  beantragt, 
nämlich:  die  Prägung  von  Scheidemünzen  mit  einem  Gewinne  von 
1  Million,  die  Herabsetzung  des  Feingehaltes  der  Münzen  behufs  Er- 
spanmg  von  2  MiUionen,  die  Eintreibung  der  böhmischen  Rückstände 
von  1^/2  Millionen,  die  Durchführung  des  in  Vorbereitung  befindlichen 
bremischen   Confiscationswerks,  wovon   Salaburg  15  Millionen  er- 
wartete, die  Belehnung  des  der  Stadt  Wien  abzunehmenden  Um- 
gdds,  und  eines  vom  russischen  Zaren  (!)  erhofften  Darlehens  von 
2  Mülionen,  endlich  die  Einhebung  von  1.300.000  fl.  bei  Entschei- 
dung der  in  Niederösterreich  zwischen  den  drei  oberen  und  dem 
vierten  Stande  schwebenden  Differenzen. 

Ausser  diesem  Bedeckungsprojecte,  welches  die  Gesammtmittel 
iß  einem  geradezu  unglaublichen  Optimismus  mit  der  fictiven  Summe 


')  B.  S.  87. 

*)  unter  den  damaligen  Finanzoperationen  wäre  übrigens  auch  der  Verkauf 
der  Hohenemsschen  Herrschaft  Vaduz  an  den  Fürsten  Lichtenstein  zu  erwähnen 
(1  F.  A.  7001  17.  Mai  1703),  zugleich  als  Grundlage  der  heutigen  Souveränität 
^^  fflntlichen  Hauses. 

*)  8.  S.  85,  Anm.  S. 
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von  58  Millionen  präliminirte,  war  noch  ein  älteres,  vom  ehe- 
maligen Hof  kammer-Vicepräsidenten  Grafen  Starhemberg  vorgelegtes 
Project  vom  18.  September  1702  zur  Beratung  gelangt,  jedoch  von 
der  Deputation  abfällig  beurtheilt  worden. 

Auch  der  Kaiser  genehmigte  im  Grossen  und  Ganzen  Salaburgs 
Vorschläge^). 

Von  den  präliminirten  Einnahmen  wurden  jedoch  nicht  einmal 
die  Ländercontributionen  im  vollen  Betrage  des  Postulates  ein- 
gebracht. Die  Stände  beriefen  sich  theils  auf  die  1701  geschlossenen 
Recesse,  durch  welche  die  Contributionen  auf  12  Jahre  hinaus  fest- 
gesetzt worden  waren,  und  weigerten  sich,  auf  die  Erhöhung  ein- 
zugehen, theils  machten  sie  ihre  Zahlungsunfähigkeit  geltend.  Dabei 
fehlte  es  an  der  nöthigen  Unterstützung  der  Hof  kammer  durch  die  Hof- 
kanzleien und  Landesstellen.  Auch  bei  allen  anderen  vorgeschlagenen 
Massregeln  blieb  der  Erfolg  entweder  ganz  oder  mindestens  theil- 
weise  aus-).  Hiedui'ch  nahm  bei  der  Armee  Noth  und  Entbehrung 
immer  mehr  überhand,  so  dass  die  Lage  eine  höchst  gefährliche 
wurde  *).  Ungeachtet  der  nachdrücklichsten  Vorstellungen  des  Prinzen 
Eugen  war  die  Hof  kammer  nicht  im  Stande,  Abhilfe  zu  schaffen, 
obgleich  der  Hofkammerpräsident  wiederholt  auf  seinen  eigenen 
Credit  bedeutende  Beträge  aufbrachte  und  dem  Aerar  vorstreckte. 

4.   Graf  Starhemberg,  Präsident  der  Hof  kammer. 

Salaburg  hatte  sich   offenbar   schon  wälirend  der  soeben  ge- 
schilderten Verhandlungen  der  Lage  nicht  mehr  gewachsen  gefühlt. 
Dies  erhellt  daraus,  dass  er  kurz  vor  der  Entscheidung  über  seine 
Bedeckungsanträge  den  Kaiser  in  einer  Immediateingabe  vom  19.  März 
1703  um  seine  eventuelle  Entlassung,  sowie  um  die  Befreiung  voa 
seinen  für  das  Aerar  eingegangenen  Verbindlichkeiten  (über  4  Mil- 
lionen Gulden)  bat,  da  man  seine  Amtshandhmg,  insbesondere  be- 
züglich  der  Geldbeschaffung,    durch   allerlei  Intriguen    erschwere, 
und  die  kaiserlichen  Anordnungen  nicht  überall  Geliorsam  fänden. 
Der  Kaiser  nahm  diese  bedingte  Demission  zwar  —  wie  wir  au& 


^)  Starhemberg  veranschlagte  den  Ertrag  der  Contributionen  mit  8  Mil- 
lionen, beantragte  eine  Vermögensteuer  für  Vermögen  über  1000  fl.  und  empfab.^ 
die  Errichtung  eines  Bankinstituts. 

'^)  So  wurde  die  Redimirung  der  Hofquartiere  erst  drei  Jahre  später  wirte-- 
lich  eingeführt  (H.  F.  A.  v.  16.  Juni  1706). 

3)  S.  „Die  Feldzüge  des  Prinz  Eugen^  V,  S.  71—77. 


i 


B.  Militärbudget  u.  Bedeckungsmassrcgeln  b.  z.  Tode  Kaiser  Josefs  I.       91 

der  obenerwähnten  Resolution  ersehen  —  vorläufig  noch  nicht  an, 
doch  war  Salaburgs  Stellung,  ungeachtet  sein  System  die  Billigung 
der  Deputation  und  des  Kaisei*s  gefunden  hatte,  nur  noch  kurze 
Zeit  haltbar.  Vollends  aber  wui*de  dieselbe  erschüttert  durch  die 
Katastrophe,  welche  nach  dem  Mitte  Mai  1703  erfolgten  Tode  des 
kaiserlichen  Oberfactors  Oppenheimer  hereinbrach  und  in  ihrem 
Verlaufe  die  Verderblichkeit  der  bisherigen  Finanzpolitik  deutlich 
enthüllte.  War  doch  der  grösste  Theil  der  Staatseinnahmen  dem  Ver- 
storbenen unter  wucherischen  Bedingungen  verpfändet  worden,  wo- 
durch sich  der  Concurs  seines  stark  verschuldeten  Nachlasses  für 
das  Aerar  so  bedenklich  gestaltete,  dass  dem  Staatscredite  beinahe 
der  Todesstoss  versetzt  worden  wäre. 

Anfang  Juli  wurde  Salaburg  enthoben. 

Die  anfänglich   gehegte  Absicht,  nun  überhaupt  keinen  Hof- 
kammerpräsidenten mehr  zu  ernennen,  und  die  Leitung  des  Finanz- 
wesens einer  Commission  von  befähigten  Männern  zu  übertragen, 
worin   dem  Fürsten  Lichtenstein   der  erste  Platz  zugedacht  war, 
wurde  bald  aufgegeben,  da  man  erkannte,  dass  die  Leitung  in 
einer  Hand  vereinigt  bleiben  müsse.    Die  Wahl  des   Kaisers  fiel 
auf  den   gewesenen  Vicepräsidenten  Gundaker  Thomas  Grafen 
von  Starhemberg^).    Hiemit  trat  ein  Mann  von  hervorragender 
Befähigung,   von   erprobtem  Scharfblick  und  bewährter  Integrität 
an  die  Spitze  der  Finanzvei-waltung,  ein  Mann,  wie  ihn  die  schwere 
Zeit  erforderte. 

An  Stelle  der  Zerfahrenheit  und  Systemlosigkeit,  die  unter 
iem  letzten  Präsidenten  geherrscht,  zeigte  sich  alsbald  ein  klares 
Erfassen  der  Situation,  statt  der  vagen  Projectmacherei  finden  wii- 
Jiun  eine  bestimmte  Beurtheilung  dessen,  was  nothwendig  und  er- 
reichbar, —  kurz,  es  tritt  eine  entschiedene  Wendung  zum  Besseren 
^üi.  Freilich  war  es  auch  Starhemberg  nicht  beschieden,  das  Gleich- 
gewicht im  Staatshaushalte  herzustellen.  Ist  es  aber  nicht  schon 
eine  ausserordentliche  Leistung,  dass  die  östen*eichischen  Finanzen, 
die  bereits  im  dritten  Jahre  des  spanischen  Erbfolgekrieges,  wie 
^ederholt  constatirt  wird,  gänzlich  damiederlagen,  sich  nun  derart 
besserten,  dass  nach  zehn  weiteren  Kriegsjahren  der  Staatscredit 
kräftiger  war,  als  am  Beginne  des  Feldzuges-)? 

*)  H.F.  A.  vom  4.  Juli  1703,  dann:  Arneth,  Prinz  Eugen,  I,  S.  210  und  211. 
-)  Ueber  die  Verdienste  Starhembergs  um  die  ErmöglichuDg  der  Fortsetzung 
^^^  Krieges,  s.  Arneth,  Prinz  Eugen,  I,  S.  349. 
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Der  neue  Präsident  war  erst  wenige  Tage  im  Amte,  und  schon 
erstattete  er  einen  Vortrag  an  den  Kaiser  (am  13.  Juli  1703)  mit 
neuen  Anträgen  wegen  Bedeckung  des  Deficits. 

Die  kaiserlichen  Armeen  in  Italien  und  Deutschland  seien  ohne 
Geld,  Proviant  und  Munition,  —  das  Hofzahlamt  sei  mit  Schulden 
und  Zahlungsrückständen  von  2  bis  3  Millionen  belastet,  die  Cameral- 
gefälle  seien  schon  auf  das  nächste  Jahr  hinaus  verpfändet,  alle 
sonst  zu  erhoffenden  Einkünfte  durch  Anticipationen  schon  im  voraus 
aufgezehrt.    Um  daher  den  völligen  Untergang  zu  vermeiden,  sei 
die  Ablieferung  der  Hälfte  alles  in  den  Vermögenssteuerbekennt- 
nissen fatirten   Silbers   erforderlich,   dann   die  Einfuhrung  einer 
Salzpreissteigerung  um  2  Groschen  pro  Küfel,  femer  die  schon 
seit  Jahren  resolvirte  Amtstaxe,  wobei  der  Nachfolger  das  Capital 
des  Vorgängers  abzulösen  hätte,  eine  Kopfsteuer  von  den  Städten, 
den  oberen  Ständen  und  den  Juden,  endlich  der  Verkauf  oder  die 
Verpfändung  der  Domänen.    Also  im  Vergleiche  zu   den   langen 
Listen  der  früheren  „Extramittel"  nur  wenige,  aber  eingreifende 
Massregeln!   Abgesehen  von  der  Domänenfrage,  wurden  diese  Vor- 
schläge mit  kaiserlicher  Resolution  vom  2.  August  1703  im  Principe 
genehmigt..    Dagegen  scheinen  die  gleiclizeitigen  Andeutungen  Star- 
hembergs  über  die  Mängel  der  bestehenden  Organisation,   die  zu 
geringe  Centralisation  in  der  Gescliäftsbehandlung,  insbesondere  die 
Berathung  von  Finanzangelegenheiten  durch  Hofcommissionen  ausser- 
halb der  Hofkammer,  welch  letzterer  der  Präsident  eine  neue  Ge- 
schäftsordnung gab,  unbeachtet  geblieben  zu  sein. 

Von  den  vorgesclilagenen  Massregeln  wurde  im  Laufe  des 
Jahres  allerdings  nur  die  SilbercoUecte  und  die  Salzsteigerung 
publicirt;  der  Einführung  der  Amtstaxe  und  der  Kopfsteuer  standen 
noch  mannigfache  Bedenken  entgegen. 

Für  1703  waren  also  die  vorgeschlagenen  Mittel  nicht  mehr 
verfugbar,  weshalb  man  sich,  wie  gewöhnlich,  hauptsächlich  mit 
weiteren  Vorschüssen  behalf.  Dass  dies  nur  mit  den  grössten 
Schwierigkeiten  möglich  war,  ist  begi-eiflich.  Auch  der  Versuch, 
durch  EiTichtung  einer  Staatsbank,  des  sogenannten  Banco  del 
Giro,  die  Ordnung  im  Staatshaushalte  anzubahnen,  und  insbesondere 
den  tiefgesunkenen  Credit  zu  heben,  schlug  feliP). 

Das   in  Aussicht   genommene   holländische  Anlehen  kam  m^ 


')  8.  im  IV.  Abschnitte. 
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Laufe  des  Jahres  zu  Stande.  Dagegen  blieb  der  Versuch,  auch  in 
Italien  grössere  Summen  darlehensweise  aufzubringen,  anscheinend 
nahezu  ohne  Erfolg.  Von  den  Beiträgen  aus  dem  Reiche  wären  die 
Subsidien  der  drei  Hansestädte  Hamburg,  Bremen  und  Lübeck  zu 
erwähnen,  auf  welche  man  Vorschüsse  von  zusammen  173.000  fl. 
aufbrachte  ^). 

Die  Lage  war  zeitweilig  eine  so  verzweifelte,  dass  Starhem- 
berg  es  für  nothwendig  hielt,  die  Verpföndung  eines  Theües  der 
kaiserlichen  Hauskleinodien  anzuregen,  —  ein  Vorschlag,  welcher 
thatsächlich  im  Laufe  des  Jahres  zur  Ausführung  gelangte. 

6.  Bedeckungsmassregeln  für  1704. 

Es  handelte  sich  nun  darum,  die  schon  für  1703  in  Aussicht 
genommenen  Einnahmen  wenigstens  für  den  Bedarf  des  nächsten 
Feldzugsjahres  sicherzustellen  ^). 

Im  Hinblick  auf  die  Wichtigkeit  der  Sache  betraute  Kaiser 
Leopold  mit  der  Berathung  der  finanziellen  Principienfrage  eine 
erweiterte  Conferenz,  welche  unter  dem  Vorsitze  des  römischen 
Königs,  nachmaligen  Kaisers  Josef,  aus  den  Präsidenten  der  Hof- 
kammer (Starhembei'g)  und  des  Hofkriegsraths  (Prinz  Eugen),  den 
übrigen  Ministem  und  mehreren  geheimen  Räthen  bestand.  Das 
Ergebnis  der  bezüglichen  eingehenden  Verhandlungen  ist  in  zwei 
ausführlichen  Referaten  niedergelegt,  datirt  vom  27.  October  und 
2.  December  1703»). 

Im  ersteren  dieser  beiden  Vorträge  wird  das  Militärerfordernis 
ftr  die  Zeit  bis  zum  Schlüsse  des  Winterfeldzuges  auf  ungefähr 
15  Millionen  veranschlagt  Zur  theil  weisen  Bedeckung  dieser  Summe 
kämen  zunächst  die  Ländercontributionen  von  zusammen  7.850.000  fl. 
iB  Betracht*),  femer  die  Durchführung  der  bereits  beschlossenen 
Silbercollecte  und  der  Amtstaxe,  sowie  die  in  Verhandlung  begriffenen 
Anlehen   in  Vorderösten-eich   und   der  Schweiz.     Hienach  werde 


»)  H.  F.  A.  vom  11.  Juni  und  9.  Juli  1703. 

*)  In  einem  Vortrage,  welchen  Starhemberg  im  Einvernehmen  mit  dem 
^^ea  Eugen  am  12.  October  1703  an  den  Kaiser  erstattete,  wird  zunächst 
uubesonderc  die  Durchführung  der  Sübercollecte  und  der  vorderösterreichischen 
^ben  als  dringlich  bezeichnet  (H.  F.  A.  v.  2.  Oct.  1703,  abgedruckt  in  „Feld- 
%e  des  Prinzen  Eugen"  V,  S.  657). 

*)  H.  F.  A.  vom  2.  October  1703. 

^)  Hievon  entfielen  auf  die  Erblande  Ö.350.000  fl.,  der  Best  auf  die  an- 
«»riacheii  Länder. 
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noch  ein  Abgang  von  4^2  Millionen  erübrigen.  Zur  Bedeckung 
desselben  schlug  die  Conferenz  verschiedene  weitere  Mittel  vor,  und 
zwar  eine  allgemeine  Iprocentige  Vermögenssteuer  von  allem  nutz- 
baren oder  verzinslichen  Vermögen,  sowie  entsprechende  Beiträge 
des  von  der  letzten  Vermögenssteuer  befreit  gewesenen,  sehr  be- 
güterten Prälatenstandes  („PrälatencoUecte"),  femer  Subsidien  der 
schwäbischen  und  fränkischen  Ritterschaft  und  der  vorderöster- 
reichischen Länder,  endlich  die  Wiederaufnahme  der  Verhandlung 
wegen  der  Anleihe  auf  das  Tiroler  Salz.  Für  die  gleichfalls  an- 
geregte Kopfsteuer  sei,  da  selbe  füglich  nicht  neben  der  Vermögens- 
steuer eingehoben  werden  könne,  ein  entsprechender  Ersatz  aus- 
findig zu  machen*). 

Diese,  wie  man  sieht,  vielfach  auf  Starhembergs  Referat  vom 
Juli  1703  zurückgreifenden  Vorschläge  wurden  mit  Ausnahme  der 
Amtstaxe  vom  Kaiser  genehmigt,  ebenso  auch  der  gleichzeitige  An- 
trag, die  Vermögenssteuerrückstände  streng  einzutreiben*). 

Die  bisherigen  Verhandlungen  bezweckten,  wie  erwähnt,  blos 
die  Bedeckung  des  Erfordernisses  bis  zum  Schlüsse  des  Winter- 
feldzuges. Noch  bedeutend  trostloser  gestaltete  sich  die  Sache, 
wenn  man  auch  das  Erfordernis  für  den  Rest  des  Militärjahres  1704 
(d.  h.  bis  Ende  October  1704)  in  Betracht  zog,  wodurch  sich  der 
Gesammtbedarf  um  weitere  17  bis  18  Millionen  erhöhte.  Dazu 
kam  die  inzwischen  eingetretene  Verschlechterung  der  militärischen 
Lage. 

Bei  der  neuerlichen  Berathung,  deren  Ergebnis  im  Vortrage 
vom  2.  December  1703  niedergelegt  ist,  sah  sich  die  Conferenz 
daher  in  die  Nothwendigkeit  versetzt,  vor  allem  die  entschiedene 
Durchführung  der  schon  im  October  beantragten,  bisher  jedoch  un- 
geachtet der  kaiserlichen  Genehmigung  nicht  in's  Werk  gesetzten 
Massregeln  neuerlich  anzuempfehlen,  zugleich  aber  neue  Einnahms- 
quellen in's  Auge  zu  fassen.    Es  wurde  daher  die  schon  früher  an- 


')  Uebrigens  einigte  man  sich  über  die  grundsätzliche  Znlässigkeit  der 
Kopfsteuer,  obgleich  sie  wegen  der  Gleichheit  der  Bezeichnung  mit  dem  türki- 
schen Tribute  sehr  in  Verruf  war. 

*)  In   der  Conferenz  wurde   betont,    dass   die   letzt   ausgeschriebene  Ver- 
mögenssteuer (vom  Jahre  1708)  nur  sehr  unregelmässig  eingehoben  worden  sei- 
In  Niederösterreich  habe  sie  allerdings  6(X).000  fl.  eingebracht.    Dieser  Leistung 
entspreche  ein  Gesammtertrag  von  4  Millionen.  Obgleich  man  aber  nur  1.800.000  fl- 
präliminirt  habe,  sei  selbst  von  diesem  Betrage  noch  ^'^  ausständig. 
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geregte,  aber  noch  nicht  resolvirte  Kirchensilberanleihe  in  Antrag 
gebracht,  ferner  eine  Art  Depositenbank  unter  der  Bezeiclinung 
„Landgarantie",  von  welcher  man  sich  eine  ausgiebige  Fördenmg 
des  Staatscredites  erhoffte.  In  der  hierüber  ergangenen  Resolution 
behielt  sich  der  Kaiser  bezüglich  der  Landgarantie,  des  Kirchen- 
silbers und  der  Amtstaxe  die  weitere  EntSchliessung  vor,  bezeichnete 
jedoch  den  schleunigen  Vollzug  der  übrigen,  schon  früher  genehmigten 
Massregeln  als  diingend  geboten. 

Es  war  in  der  That  die  höchste  Zeit,  alle  Kräfte  der  Monarchie 
anzuspannen,  um  dem  drohenden  finanziellen  und  in  Folge  dessen 
auch  militärischen  Zusammenbruche  vorzubeugen.    Die  Armeen  in 
Italien  und  im  Reiche  befanden  sich  schon  in  der  äussersten  Noth. 
Die   Soldaten  gingen  in  Fetzen,  es  mangelte  an  Brot,  Pferden, 
Munition  u.  s.  w.    Dazu  wütheten  allenthalben  Krankheiten.    Kurz, 
das  Heer  war  in  Folge  des  finanziellen  Elends  völlig  desorganisirt^). 
Eine  solche  Lage  erforderte  aussergewöhnliche,  entscheidende  Mass- 
nahmen, und  Starhemberg  war  nicht  der  Mann,   davor  zurückzu- 
schrecken. 

Vor  Allem  schritt  man  zur  Durchführung  der  Silbercollecte 
und  der  Prälatenbesteuerung^).  Sodann  beantragte  Starhem- 
berg in  einer  am  11.  December  1703  unter  dem  Vorsitze  des  Kaisers 


^)  In  ergreifender  Weise  werden  diese  entsetzlichen  Zustände  geschildert 
in  dem  von  Starhemberg  im  Einvernehmen  mit  dem  Prinzen  Eugen  erstatteten 
Vortrage  vom  12.  October  1703  (s.  oben  S.  93,  Anm.  2),  femer  in  einer 
Vorstellung  des  Prinzen  vom  12.  Jänner  1704  (s.  Arneth  Prinz  Eugen,  L 
8.  231). 

^  Die  kaiserliche  Resolution  hatte  die  Ausschreibung  eines  „Darlehens  oder 
Häf  der  Prälaten  und  anderer  Geistlichen  in  Aussicht  genommen.  In  der  That 
^ide  aber  die  erstere  Eventualität  nicht  weiter  verfolgt  und  daher  lediglich, 
dem  Conferenzbeschlusse  gemäss,  ein  unentgeltlicher  Beitrag  des  Prä- 
l&tenstandes  abverlangt,  beziehungsweise  nach  Massgabe  der  Leistungsfähig- 
keit des  Einzelnen  als  Yermögenssteuer-Aequivalent  bemessen.  Der  Widerstand 
der  betroffenen  kirchlichen  Würdenträger  war  ebenso  lebhaft,  wie  bald  darauf 
^ei  der  Kirchensilberanleihe.  Besonders  sträubten  sich  die  Prälaten  Oberöster- 
Richs.  Vergeblich  blieben  die  eindringlichen  Ermahnungen  des  römischen  Königs 
<^06ef,  welcher  die  Säumigen  an  ihre,  der  Dynastie  schuldige  Dankbarkeit  er- 
iiuierte.  Selbst  ein  unmittelbares  kaiserliches  Bescript  vom  26.  Jänner  1704 
»cbeint  nicht  viel  gefruchtet  zu  haben.  Der  Erfolg  der  PrälatencoUecte  war 
^  auch  ein  sehr  geringer;  auch  mosste  man  sich  vielfach  die  Compensation 
■filteren  Forderungen  gefallen  lassen;  s.  diverse  H.  F.  A.,  femer:  Feldzügo 
^  Prinzen  Eugen,  VI,  S.  69,  70,  742. 
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abgehaltenen  geheimen  Conferenzsitzung^)  die  Ausschi*eibung  einei* 
üniversal-Kopf  Steuer  ^)  für  die  von  der  Vermögenssteuer  befreiten*^) 
Personen  mit  Ausnahme  der  Kinder,  ferner  die  Einziehung  aller 
bei  Kirchen,  Pfarren,  Gerichten,  Pupülenrechnungskammem  und 
anderen  Behörden  vorhandenen  Depositengelder,  sowie  der  Capi- 
talien  in  den  Laden  der  Zünfte,  und  zwar  als  Zwangsanleihe  gegen 
Rückzahlung  nach  Friedensschluss. 

Beiden  Vorschlägen  ertheilte  der  Kaiser  seine  Zustimmung,  in 
der  Erwägung,  dass  bei  einer  aufs  Aeusserste  gestiegenen  Noth 
auch  die  äussersten  Mittel  (extremis  malis  extrema  remedia)  zu  er- 
greifen seien.  Jedoch  solle  bezüglich  der  Depositeneinziehung  erst 
durch  eine  Berathung  der  Hofkammer  mit  den  Hofkanzleien  das 
Nähere  ausgearbeitet  werden;  für  die  Kopfsteuer  werde  sich,  da 
dieser  Name  unbeliebt,  wohl  eine  andere  Bezeichnung  finden* 

Mit  kaiserlichem  Patente  vom  22.  December  1703*)  wurde 
thatsächlich  für  die  nicht  vermögenssteuerpflichtigen  Personen  unter 
Vermeidung  des  Wortes  „Kopfsteuer"  eine  aligemeine  Beisteuer  von 
je  7  Kreuzern  ausgesclirieben  und  zugleich  angeordnet,  dass  ein 
Fünftel  der  Vermögenssteuer*^)  nach  der  Vorschreibung  des  Jahres 
1703  auf  Abschlag  der  Vermögenssteuer  pro  1704  binnen  acht 
Tagen  zu  entrichten  sei.  Da  von  den  ausgeschriebenen  Steuern 
ungeachtet  wiederholter  Betreibungen  in  Folge  der  Lässigkeit  der 
Hofkanzleien  nach  mehreren  Wochen  noch  nichts  eingelaufen  war, 
entschloss  sich  der  Kaiser  nun  auch  zur  Resolvirung  der  Amts- 
taxe, nachdem  sich  die  Conferenz  am  18.  Jänner  1704  abermals 
dafür  ausgesprochen  hatte  ^).  Diese  Taxe  hatte  den  Charakter  eines 
Zwangsdarlehens  der  Beamten,  und  sollte  dieselbe  jeder  Staats- 
beamte im  doppeltem  Betrage  seines  Diensteinkommens  erlegen, 
gegen  6procentige  Verainsung.    Ein  ßückzahlungsanspruch  an  den 

1)  II.  F.  A.  vom  2.  October  1703. 

-)  Die  Kopfsteuer  stellt  aUardlDgs  eine  der  bedenklichsten  StenerfomeB 
dar;  doch  war  sie  in  Zeiten  der  höchsten  Finanznoth  bei  den  damaligen  Ve^ 
hältnissen  füglich  nicht  zu  umgehen. 

^)  Vermögenssteuerpflichtig  waren  blos  Personen  mit  einem  Vermögen  tos 
mindestens  500  fl. 

*)  S.  Codex  Austriacus  II. 

^)  Der  Ertrag  dieses  Fünftels  war  mit  447.000  fl.  veranschlagt,  s.  das 
Referat  vom  25.  Februar  1704. 

^}  H.  F.  A.  vom  20.  Jänner  1704,  ferner:  Feldzüge  des  Prinzen  Eugen, 
VI,  S.  70,  nach  Protokollen  im  Hof-  und  Staatsarchive. 
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Staat  wurde  nicht  gewährt,  wohl  aber  das  Recht  auf  Ablösung 
durch  den  Amtsnachfolger^). 

Mittlerweile  war  es  auch  gelungen,  die  Bedenken  des  Kaisers 
gegen  die  Eirchensilberanleihe  zu  zerstreuen,  und  wurde  die- 
selbe über  Conferenzbeschluss  vom  12.  Jänner  1704  ausgeschrieben^). 

Der  Vorschlag  wegen  Einziehung  der  Depositen  und  Zunft- 
capitalien  kam,  als  zu  weit  gehend,  nicht  zur  Ausfährung.  Man 
beschränkte  sich  nämlich  mit  Genehmigung  des  Kaisers  darauf,  an- 
statt dessen  von  den  betreffenden  Aemtem  und  juristischen  Personen 
ein  unentgeltliches  Subsidium  als  freiwillige  Leistung  abzu- 
fordern*). Da  jedoch  von  einer  derartigen  freiwilligen  Beisteuer 
(donum  gratuitum)  nicht  viel  zu  erwarten  war,  wurde  über  Antrag 
der  damals  mit  der  Ausarbeitung  von  Bedeckungsvorschlägen  be- 
trauten, aus  der  Hofkammer  und  den  Hofkanzleien  zusammen- 
gesetzten Deputation  vom  23.  Jänner  1704  die  Einhebung  einer 
Zwangsbeisteuer  der  Reichen  (subsidium  praesentaneum  ab 
opulentioribus)  beschlossen*). 

In  einem  Generali*eferate  der  gedachten  Deputation  vom 
25.  Februar  1704  wird  das  Gesammterfordernis,  in  Uebereinstimmung 


*)  Diese  Taxe  ist  nicht  mit  den  Amtsdarlehen  (Kautionen)  zu  yer- 
wechseln,  welche  nur  zur  Bürgschaft  für  das  pers(>nliche  Verhalten  hestimmt 
waren  und  nicht  auf  dem  Dienstposten  hafteten.  Beide  konnten  daher  neben- 
einander vorkommen.  Die  Ablösung  der  Amtstaze  des  Vorgängers  war  für  den 
Nachfolger  Bedingung  des  Dienstantrittes.  Die  Taxe  war  frei  von  Verbot  nnd 
Execution.  Sie  soUte  in  drei  14tägigen  Baten  erlegt  werden.  Säumige  waren 
ZQ  sQspendiren,  eventuell  zu  exequiren.  Die  Amtstaxe  galt  auch  für  die  Be- 
amten in  Ungarn  (H.  F.  A.  v.  8.  Aug.  1704).  Der  Kaiser  hatte  die  Ausmitt- 
long  von  1000  Functionären  mit  einem  durchschnittlichen  Beitrage  von  je  1000  fl. 
gewünscht  (Ref.  v.  25.  Febr.  1704). 
«)  S.  im  VI.  Abschnitte. 

')  H.  F.  A.  vom  9.  Februar  und  9.  März  1704,  dann  Referat  vom  7.  August^ 
resolvirt  23.  September  1704.  lünimalbeitrag  war  das  einfache  Jahresein- 
kommen; gleichwohl  gingen  in  Niederösterreich  von  131  Beitragenden  nur 
8827  fl.  ein. 

*)  Obgleich   die  Bemessung  dieses  Beitrages   nicht   drückend   war  —  für 

ganz  InnerGsterreich  wurden  beispielsweise  nur  67.500  fl.  ausgeschrieben  —  und 

ungeachtet  wiederholter  Betreibungen  blieb  der  Gesammtbetrag  weit  hinter  der 

erwarteten  Million  zurück  (H.  F.  A.  v.  23.  April,  7.  August,  23.  September  und 

8.  November  1704).    Man  hatte  nämlich  1000  Beiträge  von  durchschnittlich  je 

1000  fl.  erhofft  (Mittelsconf.  v.  6.  und  7.  März  1704,  Miscell.  camer.  11,  F.  Arch., 

Xr.  14o/D).     Der  Ertrag  wurde  grösstentheils  zur  Schuldentilgung   verwendet 

,H.  F.  A.  V.  9.  Juni  1704  n.  a.). 

T.  Mensi,  Finaasen  Oetterreioht.  7 
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mit  den  früheren  Vorträgen,  mit  32  Millionen  beziffert.  Von  dem 
hiednrch  bedingten  Deficit  seien  8  bis  9  Millionen  aus  den  schon 
resolvirten  ausserordentlichen  Mitteln,  wovon  bisher  allerdings  erst 
einige  tausend  Gulden  eingelaufen  waren,  femer  durch  ein  hollän- 
disches Anlehen  von  ^Z,  Million,  dann  durch  Verkauf  und  Verpfändung 
von  Cameraldomänen  zu  decken,  der  Rest  aber  durch  Einrichtung 
eines  Fonds  von  6  bis  7  Millionen  zur  Aufiiahme,  Verzinsung  und 
Rückzahlung  von  Darlehen,  wofür  man  verschiedene  neue  indirecte 
Abgaben  (Accisen)  in  Vorschlag  brachte^). 

Auch  dies  erhielt  im  Principe  die  kaiserliche  Genehmigung, 
wie  es  scheint,  auf  Grund  der  Berathungen  der  Mittelsconferenz, 
welche  am  6.  und  7.  März  1704  unter  dem  Vorsitze  des  Kaisers  in 
Gegenwart  des  römischen  Königs  Josef  abgehalten  wurden*). 

Diese  Conferenz  beschloss  überhaupt,  vor  Allem  an  der  bisher 
verzögerten  Realisirung  der  bereits  resolvirten  Mittel  festzuhalten! 
auch  bezüglich  der  Beisteuer  des  Clerus;  er  könne  sie  leisten,  und 
Noth  kenne  kein  Gebot.  Zugleich  wurde  betont,  dass  die  Reorga- 
nisirung  des  neu  gegründeten,  bisher  wirkungslosen  Banco  del  Giro 
nur  bei  entsprechender  Beschleunigung  der  Abrechnung  mit  der 
Oppenheimerschen  Concursmasse*)  durchfuhrbar  sei. 

Uebrigens  gab  man  sich  über  die  Unmöglichkeit,  ein  Erfordernis 
von  32  Millionen  mit  den  resolvirten  Einnahmsquellen  zu  bedecken, 
durchaus  keiner  Täuschung  hin. 

In  der  That  war,  wie  wir  aus  dem  Deputationsvortrage  vom 
7.  August  1704*)  sehen,  der  Erfolg  aller  seit  Salaburgs  Sturze  be- 
schlossenen Finanzmassregeln,  dank  der  Ungunst  der  Verhältnisse, 
insbesondere  auch  der  Lauheit  der  politischen  Landesbehörden,  nur 
ein  sehr  unvollständiger*),  ohne  dass  den  neuen  Hofkanunerpräsi- 
deuten,  dessen  rastlose  Thätigkeit  vielmehi*  die  vollste  Anerkennung 
verdient,  diesfalls  irgend  ein  Verschulden  traf. 

Die  Einnahmen  aus  Ungarn  waren  durch  den  Rakoczyschen 
Aufstand  versiegt;  Niederösterreich  war  von  früher  her  so  sehr  mit 
Anticipativ-Assignationen  überlastet,  dass  von  den  dortigen  Gontri- 
butionen  nichts  zur  Verfügung  stand.    So  konnte  denn  der  Ertrag 


^)  Das  Project  ähnelte  der  früher  beantragten  sog.  „  Landgarantie ^. 

«)  MiflceU.  camer.  ü,  F.  Arch.  Nr.  145/D. 

8)  S.  die  Abschnitte  m  D  und  IV  A. 

*)  H.  F.  A.  vom  23.  September  1704. 

»)  S.  auch:  Feldztige  des  Prinzen  Eugen  VI,  S.  72,  73. 
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der  Contributionen  aller  Länder  zusammen  statt  der  erhofften 
7.850.000  fl.  nur  mit  4.600,000  fl.  veranschlagt  werden.  Derselbe  blieb 
jedoch  noch  weit  hinter  dieser  Ziffer  zurück.  Von  der  neuen  Ver- 
mögenssteuer (1  Procent  vom  fruchtbringenden  und  ^/j  Procent  vom 
todten  Capital)  waren  mit  Patent  vom  30.  April  1704^)  die  rest- 
lichen vier  Fünftel  ausgeschrieben  worden;  ausserhalb  Böhmens  war 
jedoch  noch  keine  Abstattung  erfolgt.  Auch  die  Kopfsteuer  war 
erst  kürzlich  allgemein  verlautbart  worden*).  Die  Amtstaxe  hatte 
man  noch  nicht  auszuschreiben  gewagt,  das  Tiroler  Salzanlehen  war 
noch  nicht  abgeschlossen,  die  vorgeschlagenen  Accisen  waren  theils 
blosses  Project  geblieben,  theils  zwar  eingeführt,  aber  inzwischen 
dem  Banco  del  Giro  überwiesen  worden;  auch  die  übrigen  Mass- 
i-egeln  hatten  nur  wenig  eingebracht^). 

Der  Staatäcredit  hatte  sich  von  der  schweren  Erschütterung 
durch  die  Misswirthschaft  der  letzten  Jahre  begreiflicherweise  erst 
in  sehr  geringem  Masse  zu  erholen  vermocht.  Die  Schwierigkeit, 
zur  Deckung  des  dringenden  Bedarfes  jeweilig  Geld  aufzubringen, 
war  noch  immer  eine  sehr  bedeutende,  der  Zinsfuss  daher  ein  ausser- 
ordentlich hoher.  So  erklärt  es  sich,  dass  nicht  nur  Kaufleuten, 
sondern  selbst  Cameralbeamten  für  ihre  Vorschüsse  9  bis  12^0 
Zinsen  bewilligt  werden  mussten*). 

Die  Ministerconferenz  verkannte  nicht,  dass  eine  solche  Zer- 
rüttnng  nur  durch  gründliche  Reformen  des  Finanz-  und  Verwal- 
tnngssystems^)  zu  heilen  sei.    Dies  erheische  eine  feste  Normirung 


»)  Hauer  Beiträge  S.  51,   und:   Feldzüge  des  Prinz   Eugen,  VI,    S.  75, 
nach  einem  Acte  im  Sjiegsministerium.     Im  Cod.  Austr.  ist  das  Patent  nicht 
abgedruckt.    Das  Patent  für  die  Landschaft  Eger  s.  in  Miscell.  camer.  III. 
«)  H.  F.  A.  vom  16.  October  1704. 

*)  Die  am  15.  Juli  von  der  Hofkammer  vorgeschlagene  Universal- 
collecte,  d.  i.  Einkommensteuer,  wonach  sämmtliche  Einkommen  in  19  Classen 
ringetheilt  und  hienach  mit  dem  entsprechenden  durchschnittlich  1  Procent  be- 
tragenden Steuersätze  belegt  werden  sollten,  trat  nicht  ins  Leben.  Immerhin 
erscheint  schon  das  Project  einer  solchen,  damals  noch  ungewöhnlichen  Be- 
stQuenmgsform  charakteristisch  für  die  Thatkraft  Starhembergs. 

*)  Hofkammerrath  Krapf  lieh  z.  B.  (1704)  64.000  fl.  zu  12o/o-  Allerdings 
muBste  derselbe,  wie  fast  alle  Staatsgläubiger,  auf  die  Rückzahlung  seiner  Vor- 
tt-büsse  oft  sehr  lange  warten.  Ende  1707  hatte  er  an  Capital  und  Zinsenaus- 
stünden  235.120  fl.  zu  fordern  (H.  F.  A.  v.  30.  Mai  1703  und  31.  Dec.  1707).  — 
Gleichzeitige  Vorschüsse  des  Kriegssahlmeisters  Bartolotti  wurden  mit  1  Vo  ^o- 
naüicb  veranst  (H.  F.  A.  v.  8.  Aug.  1704). 

^)  In  einem  der  sahUosen  Finanzprojecte  (Mise,  camer.  IH)  wird  auch  die 

7* 
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des  Staatshaushaltes,  d.  h.  der  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Militär- 
und  Cameral6tats,  deren  Grundzüge  —  behufs  Vermddnng  einer 
voreiligen,  daher  ungenügenden  Beorganisation  —  der  gemeinsamen 
Berathung  von  Hof kammer,  Hofkriegsrath,  Eriegscommissariat  and 
beiden  Hof  kanzleien  zu  unterziehen  seien.  Vorläufig  aber  sei  das 
Dringendste,  der  augenblicklichen  Nothlage  durch  provisorische 
Mittel  zu  steuern.  Besonders  müsse  mit  der  Eintreibung  der  be- 
deutenden Rückstände  endlich  Ernst  gemacht  und  auf  die  Abstellung 
aller  unnützen  Ausgaben  bei  den  Ständen  gedrungen  werden;  auch 
werden  gewisse  Ersparungen  im  Armeeaufwande  vorgeschlagen. 

Alles  dies  erhielt  die  Zustimmung  des  Kaisers.  Bald  darauf 
wurde  das  am  20.  Mai  1701  eingeführte  Tabakmonopol,  welches 
sich  nicht  bewährt  hatte,  aufgehoben  und  an  dessen  Stelle  ein  ziem- 
lich bedeutender  Tabakaufschlag  (in  3  Stufen  zu  9,  18  und  24  kr.  pro 
Pfund),  ferner  eine  Verkaufslizenztaxe  von  6  bis  28  fl.  eingeführt^). 

Die  angestrebten  ausländischen  Darlehen  kamen  nur  in  geringem 
Umfange  zu  Stande.  Von  den  inländischen  Darlehen  des  Jahres  1704 
wäre  ein  Zwangsdarlehen  der  Judenschaft  von  205.000  fl.  zu  er- 
wähnen, insbesondere  aber  das  Darlehen  des  Grafen  Tschemin  von 
1.200.000  fl.  —  das  grösste  von  allen  während  des  Erbfolgekrieges 
durch  einzlene  Privatpersonen  dem  Aerar  auf  einmal  vorgestreckten 
Capitalien.  Dass  die  Dynastie,  so  wie  im  Vorjahre  auch  jetzt  ia 
der  allgemeinen  Staatsnoth  selbst  Opfer  brachte,  erhellt  aus  mehr- 
fachen Anzeichen^). 

6.  Der  MUitärätat  im  Jahre  1706. 

Das  Erfordernis  für  den  Feldzug  von  1705  wurde  anfangs  roit 
26.325.775  fl.  veranschlagt,  jedoch  schon  im  December  1704  auf 
rund  20  Millionen  herabgemindert. 

Wie  wir  gesehen  haben,  war  die  Monarchie,  welche  sich  voD 
den  zerrüttenden  Folgen  des  letzten  Türkenkriegs  noch  lange  nicht 


CentralisiruDg  und  Vereinfachung  der  Cassagebarung  yorgeschlagen,  welches  !&el 
bekanntlich  erst  nach  einem  Jahrzehnte  durch  die  Bancalität  in  gewissem  Qnä0 
erreicht  ward. 

^)  Patent  vom  5.  October  1704  (Cod.  Austr.  III).  Allerdings  schien  diesef 
Steuersatz  nicht  haltbar,  weshalb  schon  mit  Patent  vom  2.  Jänner  1706  ÖC 
Verkaufstaxe  aufgehoben  und  der  Aufschlag  ermässigt  wurde  (Cod.  Austr.  Ul^ 

^)  So  lieh  König  Karl  von  Spanien,  der  spätere  Kaiser,  1704  150.000 
holländisch,   gegen  nur  5  Procent  Zinsen  (H.  F.  A.  v.  3.  Febr.  1705),  — 
scheinend  ohne  stipolirte  Rttckzahlungsfristen. 
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Völlig  erholt  hatte,  schon  in  den  ersten  Jahren  des  Erbfolgekriegs 
in  die  bedenklichste  finanzielle  Verlegenheit  gerathen.  Bei  der 
Systemlosigkeit  in  der  Beschaffung  der  ausserordentlichen  Einnahmen 
und  deren  unleugbar  zum  grossen  Theile  in  den  damaligen  Verhält- 
nissen begründeten  Unzulänglichkeit  wäre  eine  fortwährende  Zu- 
nahme der  Schuldenlast,  solange  der  Krieg  dauerte,  selbst  dann 
absolut  nicht  zu  vermeiden  gewesen,  wenn  das  vor  Kurzem  errichtete 
Bankinstitut  den  darauf  gesetzten  Hoffiinngen  entsprochen  hätte. 
Dies  war  aber  in  keiner  Weise  der  Fall  gewesen.  Gleichwohl 
war  in  anderer  Beziehung  eine  merkliche  Wendung  zum  Besseren 
eingetreten. 

Der  Zusammenbruch  des  Hauses  Oppenheimer,  welcher  anfangs 
für  das  Aerar  eine  Quelle  der  grössten  Schwierigkeiten  gewesen 
war,  hatte  nämlich  andererseits  manche  heilsame  Consequenzen  nach 
sich  gezogen.    Der  Concurs  dieser  Firma,  die  schon  seit  1683  als 
Hauptlieferant  der  Armee  und  durch  umfangreiche,  höchst  kost- 
spielige Vorschussgeschäfte  gewissermassen  ein  Monopol  ausgeübt 
tatte,  gab  den  willkommenen  Anlass,  die  zahlreichen,  oft  sehr  du- 
biosen und  durch  Wucherzinsen  angewachsenen  Forderungen  Oppen- 
heimers, welche  im  Cessionswege  an  dessen  Gläubiger  übergegangen 
varen,  hinsichtlich  ihrer  Liquidität  einer  eingehenden  Prüfung  zu 
unterziehen,  was  schon  1703  zu  einer  vorläufigen  Einstellung  aller 
Abstattungen  auf  Oppenheimersche  Forderungen,  und  später  zu  nam- 
haften Richtigstellungen  und  Herabminderungen  der  letzteren  führte. 

Abgesehen  hievon  wurden  die  verschiedenen  Vorschussgeschäfte 
Dnn,  ungeachtet  des  bedeutenden  Geldbedarfs,  nur  selten  zu  ähn- 
lich unvortheilhaften  Bedingungen  abgeschlossen,  wie  es  bis  zu 
Oppenheimers  Tode  in  der  Regel  geschehen  war,  gewiss  aber  stets 
zu  viel  günstigeren,  als  sie  unter  den  obwaltenden  Verhältnissen  zu 
erzielen  gewesen  wären,  wenn  jenes  Haus  seinen  verderblichen  Ein- 
fluss  noch  auszuüben  vermocht  hätte.     Zinsfuss  und  Wechselagio 

. :  bewegten  sich  jetzt  fast  durchwegs  in  viel  niedrigeren  Sätzen.  Dass 
dies  bei  Fortdauer  des  Krieges*  überhaupt  möglich  war,  beweist 
schon  allein,  wie  viel  an  jenem  früheren  üebelständen  die  Schwäche 

^1  des  damaligen  Hof  kammerpräsidenten  Salaburg  verschuldet  hatte  ^). 


^)  Es  muss  übrigens  im  Interesse  der  geschichtlichen  Wahrheit  ausdrück- 
Heh  lierroTgehoben  werden,  dass  sich  kein  Anhaltspunkt  findet,  um  etwa  auch 
^  peisöoliche  Ehrenhaftigkeit  Salaborgs  in  Zweifel  zu  ziehen.    Er  wurde  nach 
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Es  war  wohl  kein  Zufall,  dass  seine  Demission  so  bald  nach  dem 
Concnrse  der  Firma  Oppenheimer  erfolgte. 

Nun  stand  aber  ein  Mann  an  der  Spitze  des  Finanzwesens, 
dem  man  weder  Schwäche  noch  Mangel  an  Ueberblick  und  That- 
kraft  vorwerfen  konnte.  Hiedurch  erklärt  es  sich,  dass  die  Finanz- 
wirthschaft  allmählich  wenigstens  relativ  billiger  wurde.  Natär- 
lieh  waren  hiemit  die  Verlegenheiten  nicht  aus  der  Welt  geschafft. 
Wunder  zu  wirken  vermochte  auch  Starhemberg  nicht  Stand  ja 
einer  eingreifenden  Keform  einerseits  die  ständische  Verfassung^ 
andererseits  die  thatsächliche,  in  den  Acten  wiederholt  betonte  Er- 
schöpfung der  Provinzen  im  Wege. 

Die  Aufbringung  der  für  den  Feldzug  von  1705  benöthigten 
Mittel  bot  also  keine  geringen  Schwierigkeiten. 

Nachdem  ein  Versuch,  auf  die  dem  Banco  del  Giro  eingeräumten 
Gefälle  ein  Anlehen  von  1 V«  Millionen  aufzubringen,  gescheitert  war, 
wurde  —  da  die  ordentlichen  Militärcontributionen  nur  ungefähr 
5  Millionen  betrugen^)  —  in  Folge  Referates  einer  wieder  unter 
dem  Voi*sitze  des  römischen  Königs  Josef  abgehaltenen  Mittels- 
conferenz  vom  7.  April  1705  von  den  Ständen  der  Erblande  ein 
,,subsidium  extraordinarium ""  im  Gesammtbetrage  von  4  Millionen*) 
gefordert  und  in  der  That  bewilligt. 

Da  die  Armee  noch  immer  an  Allem  Mangel  litt,  war  es  von 
höchster  Wichtigkeit,  diese  als  Extraordinarium  bewilligte  Summe 
bald  zur  Verfugung  zu  bekommen  ^).  Es  wurde  daher  jenen  Ländemf 
welche  die  hievon  auf  sie  entfallende  Quote  binnen  8  Tagen  ab- 
fuhren würden,  ein  Nachlass  von  10  Procent,  und  jenen,  welche  dies 
binnen  4  Wochen  thun  würden,  ein  solcher  von  8  Procent  bewilligt*). 


seinem  Sturze  nicht  nur  nicht  in  Untersuchung  gezogen,  sondern  sogar  noch 
1705  mit  dem  Vorsitze  in  einer  Ministerconferenz  „in  cameralibus^  betraut 
s.  ProtocoU  der  Conf.-Sitz.  v.  4.  Oct.  1706.   Mise,  camer.  11.  F.Arch.,  Nt.146/D). 

^)  H.  F.  A.  vom  30.  Mai  1705.  Postulirt  hatte  man  in  den  Erblanden  — 
Ungarn  kam  nicht  in  Betracht  —  zusammen  5.687.399  fl.,  s.  Feldzüge  des  Prinzen 
Engen,  VII.,  S.  51 — 52,  nach  Acten  des  Eriegsarchivs. 

')  Ursprünglich  waren  5  Millionen  beantragt  worden,  gegen  Ueberlassong 
des  dem  Banko  eingeräumten  Fleischkreuzers. 

')  Auch  mussten  einzelne  drängende  Gläubiger  daraus  befriedigt  werdea 
(s.  z.  B.  H.  F.  A.  V.  8.  Oct.  1705). 

*)  Da  die  Beiträge  demungeachtet  nur  langsam  eingingen,  wurden  auf  di^- 
einzelnen  Quoten  diverse  Vorschüsse  aufgenommen,  z.  B.  bei  Gaun  und  Zanchoni^ 
200.000  fl.  auf  Mähren,  ebensoviel  auf  Böhmen,  320.000  fi,  auf  Schlesien,  Kämte«== 
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Hiebe!  wurde  den  Ständen  gestattet,  die  erforderlichen  Beti*äge  im 
Wege  einer  1  procentigen  Vermögenssteuer  aufzubringen,  von  welcher 
nur  die  ohnehin  schon  besteuerten  „armen  Unterthanen'^ ,  andere 
Personen  aber  nur  hinsichtlich  ihrer  Schuldforderungen  an  das  Aerar 
befreit  sein  sollten.  Der  Erlag  sollte  binnen  14  Tagen  geschehen^). 
—  Uebrigens  waren  die  Ausstände  der  Vermögenssteuer  des  Vor- 
jahres noch  sehr  beträchtlich,  weshalb  der  Erlag  mit  den  Patenten 
vom  9.  Mai  und  15.  Juni  1705  nachdrücklich  betrieben  wurde  ^). 

Wir  haben  oben  die  Besserung  constatirt,  welche  unter  der 
neuen  Administration  unleugbar  angebahnt  worden  war.  Die  Be- 
deutung derselben  darf  aber  für  die  nächste  Zeit  nicht  überschätzt 
wierden. 

Das  Experiment  mit  dem  Banco  del  Giro,  dessen  Entstehung 
noch  in  die  Zeit  Salaburgs  fallt,  war  missglückt.  Hiedurch  wurde 
der  Credit  so  schwer  geschädigt,  dass  die  Lage  vorläufig  noch  eine 
sehr  bedenkliche  war.  Man  hielt  es  daher  zur  WiederhersteUung 
des  Staatscredits  für  nothwendig  eine  eigene  kaiserliche  Resolution 
zu  erwirken,  wonach  behufs  „Beruhigung  der  Ci-editsparteien"  eine 
Zusammentretung  zwischen  Hofkammer,  niederösterreichischer  Be- 
gierung  und  Stadtmagistrat  stattfinden  sollte^). 

Das  nach  Abschlag  aller  ordentlichen  und  ausserordentlichen 
Steuer eingänge  pro  1705  erübrigende  Deficit*)  musste  natürlich,  wie 
bisher,  durch  Creditsoperationen  gedeckt  werden,  unter  anderen 
beabsichtigte  man,  auf  die  Maut  Tarvis  ein  Anlehen  von  1  Million 


and  Krain,  40.000  fl.  auf  Oberösterreich,  150.000  fl.  auf  Innerösterreich  (H.  F.  A. 
?.  25.  Mai,  6.  u.  16.  Juni,  22.  Juli,  31.  Aug.  und  15.  Sept.  1705). 

»)  S.  Patent  vom   4.  Juni  1705   (Cod.  Aust.  III.),   femer   H.  F.  A.  vom 
lö.  Juli  1705). 

«)  Cod.  Aust.  m. 

^)  H.  F.  A.  vom  9.  Juli  1705.    Zu  welch  origineUen  Mitteln  man  mitunter 
greifen  mnsste,  um  ungestüme  Gläubiger  zu  befriedigen,  zeigen  zwei  H.  F.  A. 
vom  14.  Mai  1705,  wonach  gleichzeitig  der  Wechsler  Bertermann  115.232  fl. 
Via  Bezahlung  fälliger  Forderungen  Piazzoni's  und  letzterer  82.787  fl.  zur  Ab- 
itattung   einer  Forderung  des  ersteren  vorstreckte.    Piazzoni  lieh  übrigens  zu- 
gleich 124.000  fl.  zur  Rückzahlung  von  Vorschüssen  Brentanos  aus  den  Jahren 
n02  und  1703. 

*)  Die  Contribntionen  aus  dem,  seit  1704  von  den  kuserlichen  Trappen 
atzten  Bayern  flössen  nur  sehr  langsam  ein,  ebenso  auch  die  Contribution 
^  oberrheinischen  Bitterschaft  pr.  120.000  fl.;  s.  Feldzüge  des  Prinzen 
Bügen,  Vn,  S.  64). 
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Gulden  ao&unehmen,  und  sollten  die  Mautgefalle  für  diese  Summe 
entweder  als  Hypothek  mit  einem  Compossessor  zur  Einhebung  des 
Ertrages  eingeräumt,  oder  unter  ControUe  der  Regierung  dem  Dar- 
leiher in  den  völligen  Pfandbesitz  übergeben  werden.  Dieses  Dar- 
lehen kam  aber  nicht  zu  Stande.  Später  wurde  unter  Vermittelang 
des  Prinzen  Eugen  mit  einem  Kaufmanne  Bonduri  in  Oberitalien 
wegen  eines  Darlehens  von  500.000  fl.  auf  die  eben  genannte  Maut 
verhandelt,  wie  es  scheint,  gleichfalls  ohne  Erfolgt).  Auch  andere 
in  Italien  eingeleitete  Anlehensverhandlungen  führten  nicht  zum 
Ziele;  ja  selbst  Capitalien,  die  bei  dortigen  Firmen  schon  im  Vor- 
jahre für  den  Kaiser  verfügbar  gewesen  wären,  wurden  1705  wegen 
angeblich  inzwischen  erfolgter  anderwärtiger  Verwendung  zurück- 
gehalt^en^).  In  Bayern  wurden  auf  die  dortigen  Landeseinkünfte 
100.000  fl.  aufgenommen,  in  England  200.000  auf  die  Contributionen 
der  Erblande.  Die  Anlehen  im  Auslande  waren  also  für  1705  ver- 
hältnismässig von  geringer  Bedeutung. 

7.  Das  Kriegsbudget  unter  Kaiser  Josef  I. 

Durch  den  am  5.  Mai  1705  erfolgten  Tod  Kaiser  Leopolds 
wurde  die  Finanzlage  zunächst  nicht  wesentlich  beeinflusst.  An 
der  Spitze  der  Finanzverwaltung  verblieb  Graf  Starhemberg,  dessen 
Vorzüge  der  neue  Herrscher,  Josef  I.,  bereits  als  Thronfolger  kennen 
gelernt  hatte.  Die  Schwierigkeiten  der  Geldbeschaffung  mussten 
insolange  unvermindert  fortbestehen,  als  nicht  eine  bedeutende  Ver- 
besserung der  militärischen  Lage,  und  hiemit  auch  der  materiellen 
Hilfskräfte  eintrat. 

Für  das  Militärjahr  1706  betrug  das  Erfordernis  27.809.838  fl., 
wovon  4.743.859  fl.  aufSubsidien,  Rückzahlung  von  Voi-schüssen  u.  dgl., 
11.227.227  fl.  auf  die  Armee  in  Italien,  die  restlichen  11.978.752  fl. 
auf  die  Armee  im  Reiche,  in  den  Erblanden  und  in  Ungarn  ent- 
fielen*). Die  Militärcontributionen  der  Länder  wurden  im  Ganzen 
mit  9.118.666  fl.  veranschlagt*),  jene  aus  dem  von  den  kaiserlichen 


^)  H.  F.  A.  vom  28.  Dec^mber  17()4  und  vom  27.  April  1705. 

3)  Feldzüge  des  Prinzen  £ugen,  VII,  S.  57,  nach  Acten  des  Kriegsarchivs- 

^)  Mise  camer.  ü,  F.  Arch.,  Nr.  145/D. 

*)  Nach  einer  anderen  Angabe  mit  10.446.000  fl.  (Miscl.  camer.  II,  145/D) - 
—  Zur  Aufbringung  des  Contributions-Extraordinariums  wurde  den  Ständen  ein- 
zelner Länder  abermals  die  Einhebung  einer  Vermögenssteuer  gestattet,   die0^ 
mal  jedoch  nur  von  V,  Proceut,   im  Uebrigen  zu  ähnlichen  Bedingungen  wie  i 
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Truppen  besetzten  Kurftirstenthum  Bayern  mit  1.300.000  fl.  Die 
schwäbische  und  die  fränkische  Ritterschaft  verpflichteten  sich  zu 
Beiträgen  von  105.000  fl.,  bezw.  100.000  fl.  Femer  erhoffte  man 
beträchtliche  Beiträge  von  den  kleinen  italienischen  Fürsten  und 
von  der  Bepublik  Genua;  doch  war  hier  ohne  entsprechende  Zwangs- 
massregeln nicht  viel  auszurichten^). 

Zur  Bedeckung  des  hienach  sich  ergebenden  bedeutenden  Ab- 
ganges wurde  zunächst  ein  Zwangsdarlehen  der  Reichen  ausgeschrieben, 
welches  rund  l^/g  Millionen  eintrug,  femer  ein  obligatorisches  Dai-- 
lehen  der  Staatsbeamten. 

Auch  verschiedene  freiwillige  Anlehen,  mitunter  in  bedeutenden 
Beträgen,  kamen  im  Inlande  zu  Stande,   theilweise  bereits  durch 
Vermittelung  der  neugegründeten  Wiener  Stadtbank.     Doch  wäi-e 
die  Hofkammer  nicht  in   der  Lage  gewesen,    die    erforderlichen 
Summen  anzubringen,  wenn  nicht  die  Seemächte  namhafte  Dar- 
lehen gegeben  hätten.    Schon  im  Anfange  des  Jahi*es  wurden  von 
England  200.000,  von  Holland  100.000  Reichsthaler  (zu  2  fl.  rhein.) 
vorgestreckt    Später  wurde  durch  ein  Consortium  englischer  Capi- 
talisten   ein  Darlehen  von  250.000  Pf.  Sterling  im  Subscriptions- 
wege  aufgebracht.     Femer  wird  noch  ein  weiteres  englisches  Dar- 
lehen von  200.000  Ducati  di  Banco  erwähnt.    Audi  gewährte  Eng- 
land beträchtliche  Geldsubsidien.      An  solchen   bewilligte   das 
Parlament   von   1706—1712   zusammen   2.002.774  Pfd.   Sterling 
2  Schilling,  wovon  allerdings  1717  noch  394.562  Pfd.  16  Schilling 
ausständig  waren.    Weitere  582.626  Pfd.  wurden   zwar  von  der 
englischen  Regierung  zugestanden,  vom  Parlament  aber  nicht  be- 
willigt, weshalb  sie  nicht  zur  Auszahlung  gelangten^). 

Von  sonstigen  ausserordentlichen  Finanzmassregeln  wären  unter 
anderen  zu  beachten  die  Verhandlungen  wegen  Verkauf  des  Fürsten- 
thums  Brieg  in  Schlesien  und  wegen  Ablösung  des  dem  Kaiser  vor- 
behaltenen Rückkaufsrechtes  hinsichtlich  gewisser  ehemaliger  Staats- 
domänen. 

Vorjahre;   die  Befreiung  wurde   nun   auch  auf  Stadtbank-Einlagen   ausgedehnt 
(Patent  y.  27.  Juli  1706,  Cod.  Austr.  III.). 

*)  S.  Feldzüge  des  Prinzen  Eugen,  Vin,  S.  53—54. 

^  Beztkglich  der  obigen  Subsidienrückstände  von  zusammen  977.188  Pfd. 
16  Scbilling  kam  im  Jahre  1717  nach  längeren  Verhandlungen  ein  Vergleich  zu 
Stande,  infolgedessen  die  englische  B«gierung  eine  Pauschalabfindung  von 
130ä)O  Pfd.  Sterling  erlegte;  s.  Fin.  Conf.  Prot,  vom  16.  April  und  H.  F.  A. 
Tom  5.  December  1717. 
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Für  das  Militärjahr  1707  wurde  das  Heereserfordemis  mit 
26.381.955  fl.  veranschlagt,  wovon  10.357.556  fl.  für  die  Armee  in 
Italien  benöthigt  wurden^).  Letzteren  Betrag  hoflFte  man  infolge 
der  Siege  Eugens  ganz  aus  den  Contributionen  Italiens  zu  bestreiten, 
weshalb  auch  an  den  Piinzen  eine  diesbezügliche  Weisung  erging.  Im 
Falle  des  Eintreffens  der  erwähnten  Voraussetzung  ven-ingerte  sich 
das  Nettoerfordernis  auf  16.024.400  fl. 

Was  die  Bedeckung  dieser  Summe  betrifft,  so  waren  844.045  fl. 
schon  Anfangs  October  1706  für  die  Armee  in  Ungarn  verfügbar; 
es  handelte  sich  also  noch  um  den  Rest  von  15.180.355  fl.  In  dem 
diesbezüglichen  Bedeckungsvoranschlage  wui*den  die  ordentlichen 
Contributionen  der  Erblande  mit  5.298.000  fl.,  die  ausserordent- 
lichen^) mit  3.115.555  fl.,  jene  von  Vorderösterreich  und  Tirol  mit 
400.000  fl.,  jene  Ungarns  mit  2.500.000  fl.  eingestellt.  Die  Contri- 
butionen des  damals  bekanntlich  von  den  kaiserlichen  Truppen  be- 
setzten Kurfürsten thums  Bayern  wui'den  mit  1.500.000  fl.  veran- 
schlagt. Ausserdem  erwartete  man  eine  Contribution  „ex  hostaco*^ 
mit  100.000  fl.,  dann  einen  Beitrag  der  Beichsritterschaft  in  Schwaben, 
Franken  und  Rheinpfalz  pr.  231.000  fl.  und  einen  solchen  des  Erz- 
stiftes Köln  (statt  eines  Truppencontingentes)  von  100.000  fl. 

Hinsichtlich  der  Bedeckung  des  hienach  zu  gewärtigenden  Ab- 
ganges von  1.935.000  fl.  wurde  die  Hofkammer  angewiesen,  schleu- 
nigst die  geeigneten  Vorkehrungen  zu  treffen. 

Die  bezüglich  der  Einnahmen  aus  Italien  gehegten  Hoflnangen 
gingen  jedoch  nicht  in  Erfüllung.  Schon  im  März  1707  zeigte  sich, 
dass  man  höchstens  auf  4^/2  ilillionen  rechnen  könne*).  Hiedurch 
erhöhte  sich  das  Deficit  allein  um  5^/^  Millionen. 

Auch  in  den  Erblanden  gingen  die  präliminirten  Contributionen 
nicht  im  vollen  Betrage  ein,  ebenso  in  Bayern.  Aus  Ungarn  wurde 
fast  nichts  eingebracht*).  Der  Ertrag  der  mit  Patent  vom  12.  Jänner 
1707    publicirten  allgemeinen  Vermögenssteuer  von   1   Procent 


*)  Conf.  Ref.  vom  18.  October  1706  (Mise,  camer.  II),  ferner:  Feldzüge  de» 
Prinzen  Eugen,  IX,  S.  34 — 35  nach  Acten  des  k.  k.  KriegsarchiTS. 

^)  A\a  eine  ausserordentliche  den  Erbfolgekrieg  nicht  unmittelbar  betreffende 
ständische  Bewilligung  wäre  das  Donativ  anlässlich  der  Vermählung  Karls  m. 
von  Spanien  zu  erwähnen,   wozu  die  österreichischen  Erblande  270.000  fl.,  die 
böhmischen  330.000  fl.  beisteuerten  (H.  F.  A.  v.  17.  Sept.  1707). 

")  S.  Feldztlge  des  Prinzen  Eugen,  IX,  S.  35,  nach  Acten  des  Eiiegsarchi?^ 

*)  Ueber  die  damalige  Finanznoth  s.  Arneth  Prinz  Eugen,  II,  S.  16. 
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scheint  ebenfalls  kein  sehr  beträchtlicher  gewesen  zu  sein^).  Man 
war  daher  genöthigt  in  weit  höherem  Masse  an  den  Credit  zu 
appelliren,  als  dies  vorauszusehen  gewesen  war.  Allerdings  ist  nicht 
zu  verkennen,  dass  die  Finanzlage  ohne  die  militärischen  Erfolge 
Eugens  in  Italien  noch  eine  weit  schlimmere  gewesen  wäre,  und  im 
Vergleiche  zu  den  Vorjahren  unleugbar  eine  Besserung  aufweist. 

Von  den  in  diesem  Jahre  aufgenommenen  Anlehen  wurde  eines 
mittelst  einer  Leibrentenverlosung  in  Hamburg  aufgebracht.  Auch 
der  noch  junge,  aber  verhältnismässig  bedeutende  Credit  der  neu- 
errichteten, im  ganzen  zweckmässig  organisirten  und  mit  Greschick 
geleiteten  Wiener  Stadtbank-)  wurde  bereits  vielfach  für  das  Aerar 
nutzbar  gemacht 

Das  Erfordernis  für  den  Feldzug  des  Jahres  1708  wurde 
mit  24.509.410  fl.«)  veranschlagt. 

Die  Contributionen  der  österreichischen  Erblande  präliminirte 
man  auf  8.116.827  fl.  Hiezu  kamen  die  Contributionen  Vorder- 
österreichs mit  270.000  fl.,  jene  Ungarns  mit  rund  2.000.000  fl., 
die  Jahresbeiträge  der  Hansestädte  und  der  Reicbsritterschaft  von 
rund  300.000  fl.,  die  Contributionen  Bayenis  von  1.200.000  fl.,  und 
die  Beiträge  aus  Italien  zur  Erhaltung  der  dortigen  Armee  mit 
rund  5  Millionen^).  Dies  ergab  an  ordentlichen  und  ausserordent- 
lichen Steuei*eingängen  zusammen  16.886.827^). 

Da  diese  Einnahmen  des  Militär^tats  zur  Bedeckung  des  oben- 
erwähnten Erfordernisses  selbstverständlich  nicht  entfernt  ausreichten, 
wurden  von  einer  am   29.  Jänner  1708   unter  dem  Vorsitze  des 


*)  Erwähnenswerth  wäre  noch  die  mit  Patent  vom  13.  Februar  1707  publi- 
cirte  Schanzsteuer,  eine  Art  Gebäudesteuer,  (in  verschiedenen  Kategorien,  von 
IVs  pr.  Mille  des  Hauswcrthes  bis  4  Procent  desMiethzinses);  s.  Cod.  Aust.  in. 

«)  S.  den  IV.  Abschnitt. 

»)  Mise,  camer.  H,  F.  Arch.  Bibl.  145  D,  S.  2440  ff.  und  2460  ff.  Hievon 
entfielen  auf  die  Armee  in  Italien  9.391.613  fl.,  auf  jene  im  römischen  Reiche 
4.132.835  fl.,  auf  die  in  den  Erblanden  1.284.102  fl.,  in  Ungarn  sammt  Neben- 
ländem  6.234.860  fl.,  auf  Subsidien  an  die  Hilfstruppen  und  Schuldenzahlung 
3.466.000  fl. 

*)  H.  F.  A.  vom  14.  October  1707  und  vom  11.  Januar  1710.  Femer 
Feldzttge  des  Prinzen  Engen,  X,  S.  53,  nach  Acten  der  Registratur  des  Kriegs- 
ministeriumB. 

*)  Hiezu  kam  noch  der  Ertrag  der  mit  Patent  vom  28.  December  1707 
publicirten  Tanzsteuer  (30  kr.  bis  5  fl.  jährlich  je  nach  der  Ortskategorie,  bei 
grosaen  BäUen  1  fl.  fUr  jeden  Musikanten);  s.  Cod.  Aust.  III. 


108         ni.  Das  Budget  und  die  inländischen  Creditsoperationen  etc. 

Prinzen  Eugen  abgehaltenen  Conferenz  über  Antrag  der  Hofkammer 
verschiedene  ausserordentliche  Massregeln  vorgeschlagen,  nämlich: 
die  Einhebung  eines  donum  gratuitum  des  ganzen  Begular- 
und  Säcnlarclerus  im  Äusmasse  eines  Fünftels  des  Einkonmiens, 
und  zwar  ohne  die  päpstliche  Zustimmung  abzuwarten;  —  die  Aus- 
schreibung einer  Taxe  für  die  Wiener  und  Breslauer  Juden,  femer 
einer  Kopfsteuer  für  die  Juden  in  Böhmen  und  Mähren,  und  zwar 
mit  der  Androhung  der  Ausweisung  im  Falle  des  Nichterlags;  — 
die  Einführung  einer  Iprocentigen  Uebertragungsgebühr  bei 
Erbschaften  und  Verkäufen,  auf  deren  Ertrag  man  schon  jetzt  Vor- 
schüsse aufnehmen  könne;  —  die  Einziehung  eines  Theiles  der 
Einkünfte  des  in  die  Acht  erklärten  Erzbischofs  von  Köln,  soweit  sich 
die  betreffenden  Güter  nicht  in  Feindesgewalt  befanden;  —  allen- 
falls auch  eine  entsprechende  Berichtigung  des  Münzwesens. 

Alle  diese  Vorschläge  hatten  übrigens  vorläufig  nur  den  Cha- 
rakter allgemeiner  Anregungen^),  deren  Bealisirung  umfassende 
Specialberathungen  voraussetzte.  Da  es  sich  aber  vor  Allem  darum 
handelte,  der  dringenden  Noth  schleunigst  zu  steuern,  beschloss  die 
Conferenz,  ein  Anlehen  von  4  Millionen  Gulden  au&unehmen,  und 
zwar  auf  einen  ad  hoc  aus  dem  Ertrage  der  bereits  resolvirten 
Vermögenssteuer  auszuscheidenden  Fond  von  jährlich  400.000  fl. 
Offenbar  stellte  sich  dieses  Project  als  undurchführbar  heraus,  denn 
der  Kaiser,  welchem  jenes  Conferenzreferat  am  16.  Februar  münd- 
lich vorgetragen  wui-de,  entschied,  dass  man  bei  der  Wiener  Stadt- 
bank gegen  Abtretung  einer  jährlichen  Quote  der  Contributionen 
von  400.000  fl.  ein  Darlehen  von  3  Millionen  aufnehmen  solle.  Aber 
auch  diese  Absicht  stiess,  einem  Hofkammerreferate  vom  24.  Apiil 
1708*)  zu  Folge,  auf  grosse  Schwierigkeiten,  da  die  Bank  noch 
nicht  hinlänglich  consolidirt  war,  einen  solchen  Betrag  daher  nicht 
zur  Verfügung  hatte.  Auch  scheute  man  allgemein  die  Capitals- 
anläge  mit  Verpfändung  des  Contributionsfonds,  da  der  effective 
Vollzug  der  betreffenden  Anweisungen  nicht  in  der  Macht  der  Hof- 
kammer lag. 


\)  Ausserdem  war  auch  der  Vorschlag  aufgetaucht,  den  Gnindhcrrcn  die 
Einhebung  eines  permanenten  Kop&inses  pr.  15  kr.  von  den  Unterthanen  zu  ge- 
statten,  gegen  Erlag  des  entsprechenden  Capitalisiru^ngsbetrages  an  das  Aerar; 
doch  wurde  dies  faUen  gelassen. 

«)  H.  F.  A.  vom  8.  Mai  1708. 


i 
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Nun  benöthigte  man  aber  sofort  600.000  fl.  zur  Bestreitung  der 
Cavallerieausrüstungskosten  und  der  Subsidien  an  Dänemark.  Wie 
die  Hofkammer  bemerkte,  war  der  Bankier  Wertheimer  bereit,  diese 
Summe  gegen  Bancoanweisung  auf  die  ersten  zwei  der  obigen  Jahres- 
raten zu  400.000  fl.  vorzustrecken,  jedoch  nui-  bei  effectiver  Ueber- 
antwortung  der  Contributionen  zu  Händen  der  Bank.  Letztere  sei 
aber  an  dem  Widerstände  der  Stände  gescheitert,  weshalb  der 
Kaiser  dieselben  mittelst  der  Hofkanzleien  wenigstens  zur  Accepta- 
tion  der  Zahlungsanweisung  hinsichtlich  eines  Theiles  jener  Jahres- 
rate bewegen  möge.  Vorläu%  empfehle  sich  der  Abschluss  eines 
Vertrages  mit  Wertheimer  über  ein  Darlehen  von  800.000  fl*), 
gegen  1  Procent  per  mese  für  Zinsen,  Provision  und  Kosten,  sicher- 
zustellen auf  die  Contributionen  der  böhmischen  Länder  pro  1709 
und  1710.  Da  der  Genannte  das  Capital  nicht  ganz  aus  Eigenem 
vorstrecken  könne,  sei  über  jeden  Beitrag  anderer  Personen  von 
der  böhmischen  Hofkanzlei  eine  unmittelbare  Sichei*stellungsurkunde 
auszufertigen.  Dieser  Vertrag  wurde  vom  Kaiser  mit  Resolution 
vom  8.  Mai  1708  genehmigt;  dagegen  kam  das  ursprünglich  beab- 
sichtigte Stadtbankdarlehen  nicht  zu  Stande. 

Was  die  anderen  vorgeschlagenen  ausserordentlichen  Einnahms- 
quellen betrifft,  so  wurde  der  unentgeltliche  Zwangsbeitrag  des 
Clerus  thatsächlich  ausgeschrieben,  freilich  nur  mit  geringem  und 
langsamem  Erfolge^);  die  übrigen  vier  Projecte  scheint  man  vor- 
läufig fallen  gelassen  zu  haben  ^). 


*)  Diese  800.000  fl.  waren  Übrigens  nicht  durchwegs  baar  zu  erlegen.  Viel- 
mehr wurden  darin  ältere,  in  der  nächsten  Zeit  fällige  Contributionsassignationen 
eingerechnet,  somit  eigentlich  durch  Novation  prolongirt.  Den  hiedurch  frei 
werdenden  Betrag  verwendete  man  zum  Teile  zur  Ablösung  anderer  Schuld- 
poBten  (H.  F.  A.  vom  21.  Juli  1708). 

*)  S.  böhm.  F.  A.  vom  16.  Juni  1708.  Der  Zeitpunkt  der  Ausschreibung- 
ist  unbekannt.  Das  Postulat  betrug  für  Nieder-  und  Oberösterreich  110.850  fl., 
för  InnertJsterreich  120.000  fl.  und  für  die  böhmischen  Länder  223.250  fl.,  —  zu- 
sammen also  454.100  fl.  (H.  F.  A.  v.  30.  Sept.  1708  und  18.  Febr.  1709,  böhm. 
F.  A.  v.  16.  Juni  1708).  Besonders  unpopulär  war  diese  Abgabe  in  Inneröster- 
reich, wo  Ende  December  1708  noch  50.000  fl.  ausständig  waren,  so  dass  man 
mit  der  Temporaliensperrc  drohen  musste  (H,  F.  A.  v.  28.  Dec.  1709). 

•)  Nicht  uninteressant  ist  ein  „Capital-"  (und  Einkommen-)  Steuer-Project 
vom  30.  März  1708  (Mise.  cam.  II),  wonach  von  aUem  frachttragenden  Capital 
jährlich  Vft  der  Zinsen  und  vom  Baargeld  Vs  Frocent  entrichtet  und  die  Ein- 
hebung durch  die  Stadtbank  besorgt  werden  soUte. 
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Andererseits  ergab  sich  ein  nicht  unerheblicher  Zoflnss  aus 
dem  Verkaufe  der  virgilianischen  Güter  im  Herzogthum 
Mantua  an  die  Gebrüder  Zenardi  in  Brescia  um  den  Betrag  von 
340.000  fl.^)«). 

Für  1709  wurde  das  Erfordernis  mit  17.843.680  fl.  veran- 
schlagt, wozu  für  Subsidien,  dann  für  Zinsen  und  Capitalszahlungen 
4.705.965  fl»)  kamen. 

Als  Bedeckung  standen  zu  erwarten:  die  Contributionen  der 
Erblande,  welche  ungefähr  im  Betrage  des  Vorjahres,  daher  mit 
rund  8  Millionen  bewilligt  wurden,  jene  Bayerns  von  1.200.000  fl.*), 
die  Beiträge  der  Reichsritterschaft,  dann  die  Contributionen  der 
besetzten  italienischen  Gebiete*).  Der  Ertrag  aller  dieser  Abgaben 
einschliesslich  anderer  ausserordentlicher  Steuern  in  den  Erblanden 
wurde  mit  höchstens  13  bis  14  Millionen  veranschlagt.  Ausserdem 
erwartete  man  2  Millionen  durch  Vorschüsse  und  3  Millionen  durch 
Naturalleistungen  in  Holland  und  Ungarn^)  einzubringen.  Immer- 
hin blieb  im  besten  Falle  ein  unbedecktes  Deficit  von  über  3  Mil- 
lionen'),  was  zu  erhöhter  Inanspruchnahme  des  Credits  nöthigte. 


^)  H.  F.  A.  vom  20.  October  1708.  —  Auch  kleinere  Domänen  wurden 
yeräussert,  so  z.  B.  die  3  Glatzschen  Eammerdorfschaften  Eönigsheim, 
Hussitz  und  Roschwitz  um  24.000  fl.  (H.  F.  A.  v.  1.  Juni  1708). 

^  Näheres  über  die  damaligen  Finanzverhältnisse  und  einzelne  Anleihen 
des  Jahres  1708  siehe  in  dem  Werke:  Feldzüge  des  Prinzen  Eugen,  X,  S.  53— 57, 
grösstentheils  nach  handschriftlichen  Mittheilungen  des  Verfassers  der  vor- 
liegenden Arbeit. 

^)  H.  F.  A.  vom  1.  September  1708.  —  An  Subsidien  waren  einschliesslich 
der  Rückstände  1.132.000  fl.  zu  zahlen.  Die  Militärcontributioncn  waren  mit 
10.300.000  fl.  an  Schulden  belastet,  wovon  1709  an  Capital  und  Zinsen  ungefähr 
37«  Millionen  fällig  wurden.  —  Selbstverständlich  sind  hier  die  auf  andere 
Fonds  sichergestellten  Militärschulden  nicht  berücksichtigt. 

*)  H.  F.  A.  vom  25.  Mai  1709. 

^)  Die  von  den  oberitalienischen  Fürsten  and  kleinen  Staaten  abverlangten 
Contributionen  von  zusammen  rund  70.000  Doppien  (zu  6  fl.  rheinisch)  gingen 
nicht  vollständig  ein;  s.  Feldzüge  des  Prinzen  Eugen,  XI,  S.  36.  Die  kaiser- 
lichen Truppen  in  Neapel  wurden  aus  den  dortigen  Landeseinkünften  erhalten 
(ebenda  S.  37),  ebenso  in  Mailand.  Das  Erfordernis  für  die  Truppen  in  Italien 
betrug  5.600.000  fl.  (H.  F.  A.  vom  16.  und  22.  October  1708). 

^)  Für  Geldleistungen  konnte  Ungarn  noch  immer  nicht  in  Betracht 
hommen. 

')  Conferenz-Referat  vom  16.  October  1708,  H.  F.  A. 


B.  Militärbudget  u.  Bedeckungsmaasregeln  b.  z.  Tode  Kaiser  Josefs  I.     Hl 

Uebrigens  wurde  1709  auch  wieder  eine  Vermögenssteuer  ausge- 
schrieben. Von  mehreren  Ländern  wurde  dieselbe  durch  Pauschal- 
abfindungssummen abgelöst;  wo  eine  solche  Vereinbarung  nicht  zu 
Stande  kam,  schritt  man  natürlich  zur  Einzeleinhebung  ^). 

Es  kennzeichnet  die  damalige  Finanzlage  und  die  Creditsver- 
hältnisse,  dass  beispielsweise  die  Stände  Schlesiens  Mitte  1709  noch 
von  einigen  schon  drei  Jahre  vorher  fällig  gewordenen  Assignationen 
weder  Capital  noch  Zinsen  gezahlt  hatten^),  sowie,  dass  sich  die 
Hofkammer  noch  immer  zeitweilig,  selbst  bei  Aufnahme  von  Vor- 
schüssen auf  sichere  Fonde,  genöthigt  sah,  bis  zu  12^/^  Zinsen  zu 
bewilligen*). 

Ueber  den  Heeresbedarf  für  1710  fehlen  uns  ziffermässige 
Angaben;  jedenfalls  aber  war  derselbe  sehr  bedeutend.  Insbesondere 
hatten  die  Verpflegkosten-  und  Soldrückstände  bei  den  meisten 
Begimentern  bereits  eine  bedenkliche  Höhe  erreicht*). 

Die  Ländercontributionen  betrugen  zusammen  7.780.827  fl.  Zur 
Bedeckung  des  Abganges  wurde  unter  Anderem  ein  Darlehen  von 
86.950  Kd.  Sterling  in  England  aufgenommen,  femer  eine  sogenannte 
freiwillige  Anleihe  beim  Clerus  der  Erblande*).  SpeciBll  für  die 
Armee  in  Italien  betrug  das  Erfordernis  4.052.487  fl.,  das  Deficit 
1.504.372  fl.  Letzteres  wurde  theils  durch  Creditsoperationen,  theils 
durch  den  schon  im  Vorjahre  in  Aussicht  genommenen  Verkauf  des 
wegen  Felonie  des  Pico  v.  Mirandola  als  Reichslehen  eingezogenen 
Herzogtbums  Mirandola  an  den  Herzog  vonModena  um  175.000  Dub- 
lonen gedeckt*) 

An  Finanzprojecten  war  während  des  langjährigen  Krieges 
selbstverständlich  kein  Mangel.  So  wurde  unter  Anderem  1709  die 
Besteuerung  des  Spielgewinnes  vorgeschlagen.    Dieses  Project  ge- 


*)  In  Niederösterreich  betrug  die  Abfindungssumme  150.000  fl.,  in  Ober- 
österreich (einschliesslich  des  Contributions-Extraordinariums)  100.000  fl.,  in  Inner- 
österreich und  den  böhmischen  Ländern  scheint  eine  Ablösung  nicht  stattgefunden 
zu  haben  (H.  P.  A.  v.  4.  März,  16.  April  und  20.  Juni  1709). 

«)  Böhm.  F.  A.  vom  6.  Juni  1709. 

^  z.  B.  H.  P.  A.  vom  19.  November  1709. 

*)  S.  Peldzüge  des  Prinzen  Eugen,  XII.  Bd.,  S.  89. 

^)  Mit  einem  gewissen  Franz  Bussi  wurde  wegen  eines  ausländischen  Dar- 
lehens von  150.000  fl.  bis  200.000  fl.  gegen  eine  2procentige  Provision  verhan- 
delt (H.  F.  A.  V.  15.  Sept.  1710). 

«)  Vertrag  vom  15.  Juli  1710,  H.  F.  A. 
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Andererseits  ergab  sich  ein  nicht  unerheblicher  Zofloss  aas 
dem  Verkaufe  der  virgilianischen  Güter  im  Herzogthom 
Mantua  an  die  Gebrüder  Zenardi  in  Brescia  um  den  Betrag  von 
340.000  fl.^)«). 

Für  1709  wurde  das  Erfordernis  mit  17.843.680  fl.  veran- 
schlagt, wozu  für  Subsidien,  dann  für  Zinsen  und  Capitalszahlungen 
4.705.965  fl8)  kamen. 

Als  Bedeckung  standen  zu  erwarten:  die  Contributionen  der 
Erblande,  welche  ungefähr  im  Betrage  des  Vorjahres,  daher  mit 
rund  8  Millionen  bewilligt  wurden,  jene  Bayerns  von  1.200.000  fl.*), 
die  Beiträge  der  Reichsritterschaft,  dann  die  Contributionen  der 
besetzten  italienischen  Gebiete*).  Der  Ertrag  aller  dieser  Abgaben 
einschliesslich  anderer  ausserordentlicher  Steuern  in  den  Erblanden 
wurde  mit  höchstens  13  bis  14  Millionen  veranschlagt.  Ausserdem 
erwartete  man  2  Millionen  durch  Vorschüsse  und  3  Millionen  durch 
Naturalleistungen  in  Holland  und  Ungarn®)  einzubringen.  Immer- 
hin blieb  im  besten  Falle  ein  unbedecktes  Deficit  von  über  3  Mil- 
lionen'), was  zu  erhöhter  Inanspruchnahme  des  Credits  nöthigte. 


*)  H.  F.  A.  vom  20.  October  1708.  —  Auch  kleinere  Domänen  wurden 
veräussert,  so  z.  B.  die  3  Glatzschen  Eammerdorfschaften  Eönigsheim, 
Hussitz  und  Roschwitz  um  24.000  fl.  (H.  F.  A.  v.  1.  Juni  1708). 

^  Näheres  über  die  damaligen  Finanzverhältnisse  und  einzelne  Anleihen 
des  Jahres  1708  siehe  in  dem  Werke :  Feldzitge  des  Prinzen  Eugen,  X,  S.  53 — 57, 
grösstentheils  nach  handschriftlichen  Mittheilungen  des  Verfassers  der  vor- 
liegenden Arbeit. 

^)  H.  F.  A.  vom  1.  September  1708.  —  An  Subsidien  waren  einschliesslich 
der  Rückstände  1.132.000  fl.  zu  zahlen.  Die  Militärcontributionen  waren  mit 
10.300.000  fl.  an  Schulden  belastet,  wovon  1709  an  Capital  und  Zinsen  ungef&hr 
3V2  Millionen  fällig  wurden.  —  Selbstverständlich  sind  hier  die  auf  andere 
Fonds  sichergestellten  Militärschulden  nicht  berücksichtigt. 

*)  H.  F.  A.  vom  25.  Mai  1709. 

^)  Die  von  den  oberitalienischen  Fürsten  und  kleinen  Staaten  abverlangten 
Contributionen  von  zusammen  rund  70.000  Doppien  (zu  6  fl.  rheinisch)  gingen 
nicht  vollständig  ein;  s.  Feldzüge  des  Prinzen  Eugen,  XI,  S.  36.  Die  kaiser- 
lichen Truppen  in  Neapel  wurden  aus  den  dortigen  Landeseinkünften  erhalten 
(ebenda  S.  37),  ebenso  in  Mailand.  Das  Erfordernis  für  die  Truppen  in  Italien 
betrug  5.600.000  fl.  (H.  F.  A.  vom  16.  und  22.  October  1708). 

^)   Für   Geldleistungen   konnte   Ungarn    noch    immer  nicht   in   Betrach 
hommen. 

')  Conferenz-Referat  vom  16.  October  1708,  H.  F.  A. 
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Solche  Verhältnisse  drängten  zur  Beform  des  Cameralwesens. 

Es  wurde  daher  schon  im  Jahre  1698  eine  geheime  depu- 
tirte  Commission  in  cameralibus,  auch  Cameraldirectorium 
genannt,  eingesetzt^),  mit  der  Aufgabe,  in  der  Cameralverwaltung 
eine  grössere  Ordnung  herzustellen,  neue  Einnahmsquellen  zu  er- 
mitteln, und  den  Cameralcredit  zu  heben.  Die  Hofkammer,  deren 
Präsident  der  Commission  angehören  sollte,  war  derselben  nicht 
untergeordnet,  sondern  coordinirt,  in  wesentlichen  Dingen  jedoch 
an  ihre  Zustimmung  gebunden.  Die  Commission  sollte  von  der 
Hofkammer  Ausweise  über  den  Stand  des  Cameral^tats  abverlangen, 
sie  eingehend  prüfen,  Entstehungsgrund,  Natur  und  Liquidität  der 
einzelnen  Cameralschulden  untersuchen,  und  nöthigenfalls  die  Ein- 
richtung der  belasteten  Gefälle  abändern.  Specielle  Vorschläge  der 
Hofkammer  waren  von  der  Commission  mit  ihrem  Gutachten  dem 
Kaiser  vorzulegen.  Zum  Präsidenten  derselben  wurde  Obersthof- 
meist€r  Ftlrst  Dietrichstein  vorgeschlagen.  Da  die  Stelle  des  Hof- 
kammerpräsidenten nach  dem  Tode  des  Grafen  Brenner  (Mai  1698) 
vorläufig  nicht  besetzt  wurde,  hatte  der  mit  der  Leitung  der  Hof- 
kammer beti-aute  Vicepräsident  Gundaker  Graf  Starhemberg  Sitz 
and  Stimme  in  der  Commission.  Ausserdem  gehörten  derselben  der 
österreichische  Hofkanzler  Bucellini  und  der  böhmische  oberste 
Kanzler  Graf  Kinsky  an. 

Die  Commission  fand  nach  allen  Richtungen  vollauf  zu  thun-). 
Zunächst  wurde  in  Anbetracht  der  völlig  unzureichenden  Cameral- 
einnahmen  die  energische  Durchführung  einiger  kürzlich  eingeführter 
neuer  Gefalle,  wie  des  Lederaufschlages  und  des  allgemeinen  Fleisch- 
kreuzers ^,  femer  die  endliche  Einführung  des  schon  vor  Jahren 
beschlossenen  Tabakmonopols  (Tabakappalto)  beantragt,  sowie  die 
Erhöhung  des  Salzpreises  in  den  Erblanden  und  in  Ungarn.  Femer 
schlug  die  Commission  im  Interesse  einer  einheitlichen  und  coiTecten 
Cassegebamng  vor,  sämmtliche  Einnalimen  aller  der  Hofkammer 
unterstehenden  Aemter  in  das  Hofzahlamt  einzuziehen,  und  von  den 
selbstständigen  Kammem  für  Tirol  und  Innerösterreich  eine  Hofs- 

*)  Instruction  vom  10.  September  1698  (Mise,  camer.  111).  Diese  Com- 
mission war  nicht  zu  verwechseln  mit  der  lediglich  für  die  Angelegenheiten  des 
Militftr6tats  eingesetzten  Deputation. 

')  S.  ein  undatirtes,  jedoch  zweifellos  aus  den  Jahren  1699  oder  1700  stam- 
mendes Commissionsreferat  in  Mise,  camer.  III. 

»)  Cod.  Austr.  I,  S.  100  flf.,  111  ff. 

T.  Mensi,  Finansen  Oesterreichs.  8 
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quote  YOD  150.000  fl.  zu  veiiangen.  In  dem  bezüglichen  Seferate 
wird  betont,  dass  die  Aemter  vielfach  nicht  einmal  die  Zinsen  der 
darauf  haftenden  Capitalien  zu  zahlen  im  Stande  seien^  und  die  be- 
treifenden Beamten  oft  „mehr  für  sich  als  für  das  Aerar^  zu  wirth- 
schaften  pflegten.  Die  Concentration  sei  daher  unbedingt  noth- 
wendig,  um  den  tief  gesunkenen  Credit  wieder  herzustellen.  Jeden- 
falls aber  könne  der  Widerstand  der  Cameralbeamten  nur  durch 
strenge  kaiserliche  Befehle  gebrochen  werden. 

Kaiser  Leopold  genehmigt«  alle  diese  Vorschläge,  ebenso  auch 
den  gleichzeitigen  Commissionsantrag,  man  möge  die  Länder  zur 
Uebemahme  einer  Creditsgarantie  für  die  Cameralschulden  ver- 
anlassen. 

Abgesehen  von  dieser  letzteren  bereits  oben  dargesteUten  Mass- 
regel, femer  der  mit  Patent  vom  30.  October  1699  eingeleiteten 
successiven  Verpachtung  der  Gefälle,  und  der  Einführung  des 
Tabakmonopols  im  Jahre  1701,  geschah  übrigens  vorläufig  sehr 
wenig  zur  Abstellung  der  üebelstände. 

2.  Vorsohläge  zur  Beform  des  Cameralwesens  unter  Josef  I.  TilgonK 

von  Cameralschulden. 

Starhemberg  hat  bekanntlich  bald  nach  Antritt  seines  Amtes 
als  Hofkammerpräsident  umfassende  Reformen  im  ganzen  Finanz- 
wesen als  unumgänglich  nothwendig  bezeichnet.  So  lange  der  Erl> 
folgekrieg  dauerte,  war  allerdings  die  äusserste  Anspannung  aller 
Kräfte  geboten,  um  nur  der  augenblicklichen  Schwierigkeiten  Heii^ 
zu  werden.  Man  musste  eben  vorläufig  um  jeden  Preis  die  3^ 
streitung  des  Kriegserfordernisses  zu  ermöglichen  trachten.  Ein® 
Finanzpolitik,  welche  den  Bedürfhissen  der  Gegenwart  nur  aurf 
Kosten  der  Zukunft  Rechnung  trug,  war  aber  nicht  geeignet,  di« 
Quellen  des  üebels  zu  verstopfen.  Eine  principielle,  umfassead^ 
Reform  im  ganzen  Systeme  der  Finanzverwaltung  konnte  da  allein 
nachhaltige  Hilfe  bringen. 

Starhemberg,  der  dies  klar  einsah,  liess  daher  den  einmal  als 
richtig  erkannten  Reformgedanken  nicht  mehi*  fallen. 

Bald  nach  dem  Regierungsantritte  Josefs  I.  entwickelte  er  deitt 
Kaiser  in  einem  Referate  vom  3.  Juni  1705^)  seine  Vorschläge  a^ 
Verbesserung  des  Cameralwesens. 

')  Mise,  camer.  ITI. 
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Die  Finanzen  seien  aufs  äusserste  zerrüttet,  die  Gehalte  der 
Beamten   und   der  Sold   der   Truppen    zum   grossen   Theile  rück- 
ständig.   Dabei  sei  der  Ertrag  der  Gefälle  ein  so   geringer,   dass 
derselbe,   selbst  wenn  alle  Cameralschulden ,   die  Starhemberg  mit 
21.358.144  fl.  beziffert,  schon  bezahlt  wären,  nicht  einmal  zur  Be- 
streitung der  Ausgaben   des  Hofzahlamtes  hinreichen  würde.    So 
lange  aber  jene  Schuldenlast  bestehe,  sei  die  Hofkammer  nur  mit 
unbeschreiblichen  Schwierigkeiten    im    Stande,    die    erforderlichen 
Mittel  durch  heue  Anlehen  aufzubringen,  zumal   fast  alle  Gefalle 
verpfändet  seien,  und  die  Passiva  bei  den  meisten  die  Activa  um 
das  Zehnfache  überstiegen.    Die   Einnahmen  aus   Ungarn  kämen 
wegen  der  Rakoczy'schen  Rebellion  vorläufig  gar  nicht  in  Betracht. 
Andererseits  lasse  die  Unterstützung    der   obersten   Verwaltungs- 
behörden bei  der  Einbringung  der  Gefälle  sehr  viel  zu  wünschen 
übrig,  abgesehen  von  verschiedenen  tief  eingewurzelten  Missbräuchen. 
Hier  thue  Abhilfe  dringend  Noth,  und  zwar  bedürfe  es  hiezu  der 
Unterstützung  des  Kaisers. 

Vor  allem  müsse  man  zur  Herabsetzung  der  Ausgaben 
schreiten.  Starhemberg  beantragt  daher  die  Einsetzung  einer  eige- 
nen Ministerconferenz  zur  Prüfung  des  ganzen  bisherigen  Staats- 
aufwandes. Hiebei  sei  lediglich  darauf  zu  sehen,  ob  eine  Ausgabs- 
post nothwendig  sei  oder  nicht;  jede  unnöthige  Ausgabe  demnach 
ohne  persönliche  Rücksichten  zu  streichen.  Freilich  werde  sich 
^n  „ein  grosses  Lamento"  erheben.  Dadurch  düi-fe  man  sich 
aber  nicht  irre  machen  lassen.  Die  Scheu  vor  durchgreifenden 
Massregeln  habe  es  verschuldet,  dass  die  schon  vor  40  Jahren  ins 
Auge  gefasste  Restriction  nie  durchgeführt  wurde.  Habe  man  sich 
ja  doch  immer  darauf  beschränkt,  auf  das  successive  Absterben  der 
betreffenden  Functionäre  zu  warten.  Am  meisten  lasse  sich  im 
Militär6tat  sparen,  insbesondere  durch  Reform  des  Kriegscommissa- 
riates  und  Abstellung  der  Truppenexcesse. 

Hand  in  Hand  mit  den  Ersparungen  müsse  aber  dieVerbesse- 
i-'    rnng  und  Vermehrung  der  Gefälle  gehen. 

Vor  allem  müsse  Jedermann  ohne  Ausnahme,  nach  Massgabe 
seines  Vermögens,  zu  den  Contributionen  und  Vermögens- 
steuern herangezogen  werden,  damit  nicht  wie  bisher  die  Stände 
^^^  grössten  Theil  der  Last  auf  den  gemeinen  Mann  überwälzen, 
^egea  Feststellung  des  Ausmasses  und  wegen  der  Repartition  der 
Kontributionen  sei  mit  den  Ständen  zu  verhandeln,  vorher  aber  be- 

8* 
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hufs  Ermittelung  der  Leistungsfähigkeit  eine  Landesvisitation  vor- 
zunehmen, wobei  jede  Herrschaft  Fassionen  einzubringen  hätte  ^). 
Femer  setze  eine  zweckmässige  Steuerreform  eine  allgemeine  Volks- 
zählung voraus^). 

Im  Einzelnen  wies  Starhemberg  auf  verschiedene,  in  einem 
Hofkammerreferate  vom  Jahre  1657  enthaltene,  noch  immer  nicht 
verwirklichte  Vorschläge  hin.  Hierunter  wären  zu  erwähnen:  die 
Ausschreibung  allgemeiner  Zwangsdarlehen  gegen  Rückzahlung 
in  besseren  Zeiten,  und  zwar  im  Betrage  von  2^/^  fl.  von  jedem 
Steuerträger  in  den  Städten,  und  von  5  fl.  von  jedem  Pfund  Herren- 
gült auf  dem  Lande;  —  die  üeberlassung  der  Steuern  des  vierten 
Standes  in  Niederösterreich  an  die  Hofkammer,  —  die  Suspension 
aller  Baarauszahlungen  aus  den  Staatscassen  auf  ein  Jahr,  mit 
Ausnahme  der  Besoldungen,  Zinsen  und  Stiftungsgelder,  —  die  Ein- 
hebung eines  Drittels  vom  Einkommen  des  Prälatenstandes, 
—  die  Einziehung  der  Erbschaften  des  ungarischen  Clerus 
durch  Einstellung  der  Testirungsfreiheit  auf  4  bis  5  Jahre,  —  die 
Einftihrung  eines  Getreide-  und  Mehlaufschlages,  —  femer 
1  böiger  Steuern  vom  Mieth-  und  Pachtzinse,  von  Erbschaften 
und  von  ausgeliehenen  Capitalien;  —  die  Verminderung  von 
Mass  und  Gewicht,  eventuell  die  Einführung  eines  Aufschlages 
von  jedem  Kaufsacte,  —  endlich  eine  neue  Judensteuer. 

Alle  diese  Vorschläge  seien  neuerlich  in  Erwägung  zu  ziehen; 
namentlich  empfehle  sich  eine  Judensteuer  von  wöchentlich  einem 
Gulden. 

Femer  beantragte  Starhemberg  die  Aufhebung  der  Zoll-  unl 
Mautbefreiungen,  die  Erhöhung  der  Postgebüren,  das  Verbot- 
der  Salzeinfuhr,  endlich  die  strenge  Durchführung  der  Taxpflicht 
der  Beamten. 


^)  Also  ein  Project    eines   allgemeinen,   auf  gleichzeitiger  Selbstschätzun^ 
beruhenden  Grundsteuerkatasters. 

-)  Hiefür  wird  auf  das  Beispiel  des  Moses  und  des  Kaisers  Augustos  hin' 
gewiesen.  Man  hielt  es  also  damals  für  nöthig,  eine  Volkszählung  zu  recht- 
fertigen! —  Wie  bei  dem  Mangel  genauer  Erhebungen  selbstverständUcb« 
schwanken  die  Angaben  über  die  damalige  Bevölkerungsziffer  ausserordentlich. 
In  einem  der  Finanzprojecte  jener  Zeit  wird  die  Bevölkerungszahl  von  Nieder- 
und  Oberösterreich,  Innerösterreich  und  den  böhmischen  Ländern  auf  6^/,  Millionen 
Seelen  veranschlagt,  in  einem  ungefähr  gleichzeitigen  Acte,  einschliesslich  Tirols 
und  Vorderösterreichs,  auf  4.150.000  (!);  s.  Mise,  camer.  III,  S.  2862  n.  3067. 
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Ausserdem  wurden  separate  Vorträge  in  Aussicht  gestellt  hin- 
sichtlich der  Verbesserungen  im  Handel,  Gewerbe  und  Münz- 
wesen, sowie  wegen  Aendemng  der  Geschäftsordnung  der  Hof- 
kammer. Zunächst  seien  wegen  der  Beformen  im  Contributions- 
wesen  mit  den  Ständen  und  dem  Geheral-Eriegscommissariat  Ver- 
handlungen einzuleiten,  wegen  der  Volkszählung  die  erforderlichen 
Befehle  an  die  Magistrate  und  Bischöfe,  wegen  Verhütung  der  Salz- 
einschwärzung, sowie  weg^n  der  Postgebüren  aber  an  die  betreffen- 
den Behörden  zu  erlassen.  Hinsichtlich  aller  übrigen  Vorschläge 
möge  der  £[aiser  die  DetaUausarbeitung  anordnen. 

Die  Anregungen  dieses  Referates  blieben  nicht  völlig  erfolglos. 
So  wurde,  um  mit  den  als  nothwendig  bezeichneten  Ersparungen 
den  Anfang  zu  machen,  mit  kaiserlichem  Beeret  vom  1.  September 
1705  eine  ausgiebige  Personalreduction  der  Hofkammer  ver- 
fugt, zufolge  welcher  von  den  73  Räten  nur  31  in  ihren  Functionen 
verblieben,  und  auch  die  niederen  Posten  entsprechend  vermindert 
wurden^).  Die  übrigen  Vorschläge  gaben  den  Anstoss  zu  eingehenden 
Beratungen  im  Schosse  der  Cameralconferenz. 

An  den  bezüglichen  Sitzungen,  welche  vom  4.  October  1705 
bis  2.  Februar  1706')  abgehalten  wurden,  nahmen  ausser  dem  Hof- 
kammerpräsidenten die  beiden  Hofkanzler  Sinzendorf  und  Kinsky, 
ferner  Fürst  Trautsohn  Theil.  Den  Vorsitz  führte  unbegreiflicher- 
weise Graf  Salaburg. 

Die  Berathungen  begannen  selbstverständlich  mit  einer  Dar- 
stellung der  damaligen  Lage  des  Finanz^tats,  soweit  sich  dieselbe 
bei  den  bereits  erwähnten  Uebeltänden  in  der  Finanzverwaltung 
überblicken  liess. 

Der  Bruttoertrag  der  wichtigsten  Cameralgefälle,  nämlich 
der  Einnahmen  der  böhmischen  und  der  schlesischen  Kammer,  des 
I^eputirtenamtes  in  Prag,  des  schlesischen  Salzamtes,  des  Rentamtes 
ftr  Mähren  und  die  Grafschaft  Glaz,  der  Vicedomämter  in  Wien 
^d  Linz,  des  Eisenoberamtes,  des  österreichischen  und  mährischen 
Handgrafenamtes,  des  niederösterreichischen  Waldamtes,  des  Kremser 
Schlasselamtes,  der  Wiener  Hauptmaut,  der  Tabormaut,  dann  der 


^)  Gleichzeitig  erfolgte  die  Emennung  des  Grafen  MoUaidt  som  Vicepräsi- 
^iit«ii  der  Hof  kammer. 

*)  Mise,  camer.  U. 


ä 
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Mauten  in  Linz  und  Ybbs,  —  wurde  auf  jährlich  3.500.000  fl.  ver- 
anschlagt. 

Hievon  waren  zunächst  die  Verwaltungskosten  pr.  1.148.000  fl. 
zu  bestreiten ,  femer  gewisse  andere,  an  die  betreffenden  Aemter 
angewiesenen  Gehalte  und  Pensionen  pr.  744.000  fl.,  für  fromme 
Stiftungen  96.500  fl.,  und  an  Zinsen  der  auf  jene  Aemter  hypo- 
thecirten  Schuldcapitalien  591.500  fl.,  zusammen  also  2.580.000  fl. 
Dies  ergab  einen  für  das  Ho&ahlamt  verfügbaren  Nettoertrag  von 
nur  920.000  fl.  Nun  betrug  aber  allein  das  Erfordernis  für  deo 
kaiserlichen  Hofstaat,  für  die  Hofstellen  und  Ländergubemien,  ein- 
schliesslich der  übrigen  dem  Hofzahlamte  obliegenden  laufenden 
Zahlungen  jährlich  rund  3^9  Millionen!  Dabei  belief  sich  die 
Schuldenlast  auf  2178  Millionen^),  wovon  ein  Drittel  bereits  füligy 
der  Rest  succesive  binnen  zehn  Jahren  zurückzuzahlen  war. 

In  jene  Summe  waren  die  auf  die  böhmischen  Cameralhen- 
Schäften  sichergestellten  Darlehen  von  Salaburg  und  Tschemin  zn 
1.000.000  fl.  und  1.200.000  fl.  nicht  eingerechnet,  ebenso  jene  alten 
Schulden  von  6  Millionen,  welche  die  im  Jahre  1701  den  Ständen 
Böhmens  überlassene  böhmische  Tranksteuer  belasteten,  und  anläss- 
lich der  Rttckübeniahme  der  letzteren  durch  die  Hofkammer  wieder 
auf  das  Cameralärar  zurückgewiesen  wurden,  —  überhaupt  die  noch 
unter  den  Vorgängern  Kaiser  Leopolds  aufgenommenen  Schulden, 
auf  deren  Bezahlung  sich  die  Hofkammer  nur  ausnahmsweise,  und. 
auch  dann  nur  gegen  einen  namhaften  Capitalsnachlass  einzulassen^ 
pflegte  *). 

Femer  waren  nicht  einbezogen  die  Einnahmen  der  Kämmens 
für  Tirol  und  Innerösterreich,  welche  der  Hofkammer  nicht  unter-^ 
standen,  endlich  alle  jene  Aemter,  welche  entweder  wegen  der' 
Rakoczy'schen  Rebellion  in  Ungarn")  momentan  nicht  in  Be— 
tracht  kamen,    oder  über  ihre  Ertragsfähigkeit  hinaus  verschul-— 


^)  Bez.  der  Details  s.  die  Ausweise  im  Anhange. 

')  Ueber  ein  Ansuchen  der  Stadt  Breslau  um  volle  Bezahlung  einer  aur? 
der  Zeit  Rudolfs  II.  herrührenden  Forderung  von  120.000  fl.  erklärte  die  Hof^ 
kammer  1706,  unter  Betonung  auf  die  im  Texte  erwähnte  Praxis,  es  wäre  mm" 
verantwortlich,  sich  auf  die  Rückzahlung,  welche  früher  in  guten  Zeiten  nidi.'' 
erfolgte,  unter  den  damaligen  schlimmen  Verhältnissen  einzulassen;  s.  böhn^ 
F.  A.  vom  16.  März  1706. 

')  Dies  war  hinsichtlich  der  meisten  ungarischen  Cameraiämter  der  FaU,  ^^ 
namentlich  der  Kammer  in  Pressburg  undEaschau,  der  siebenbürgischen  Camenu  ^ 
gefäUe,  der  Verwaltung  in  Ofen,  und  der  Inspection  in  Slavonien. 
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det  waren*),   oder  nicht  einmal  ihre  eigenen   Verwaltungskosten 
deckten  *). 

In  der  Erkenntnis  der  völligen  Unhaltbarkeit  dieser  trostlosen 
Zustände  bezeichnete  die  Conferenz  vor  allem  die  gründliche  Unter- 
suchung und  thunlichste  Verbesserung  der  bestehenden  Ge- 
fälle, sowie  die  Abstellung  entbehrlicher  Ausgaben  als  noth- 
wendig.  Ferner  müsse  man,  um  den  Abgang  zu  bedecken  und  den 
Credit  wieder  herzustellen,  neue  Mittel  ausfindig  machen,  endlich 
den  Handel  und  Verkehr  zu  heben  suchen. 

Zunächst  wurde  nun  die  Abstellung  der  Missbräuche  beim 
Prager  Deputirtenamte,  welches  die  böhmische  Tranksteuer,  das 
böhmische  Salzgefälle  und  den  Erbtaz  zu  verwalten  hatte,  —  so- 
me  die  Reform  des  Salzgefälles  beschlossen. 

In  beiden  Richtungen  zogen  sich  die  Verhandlungen  durch 
längere  Zeit  hin. 

Was  insbesondere  das  Deputirtenamt  betriflFt,  so  wurde  das- 
selbe in  den  ersten  Jahren  des  Erbfolgekrieges  derart  mit  Schulden 
belastet,  dass  sich  hieraus  alsbald  die  bedenklichsten  Verlegenheiten 
ergaben. 

Ende  1707  betrug  die  unmittelbare  Schuldenlast  des  Amtes 
2.782.343  fl.^).  Hiezu  kamen  in  Folge  Rücküberweisung  von  Capi- 
t&lien,  welche  zu  den  1701  von  den  böhmischen  Ständen  über- 
nommenen Staatsschulden  gehört  hatten,  1.379.571  fl.,  femer  der 
Zinsenausstand  von  461.999  fl.,  und  verschiedene  administrative 
Zahlungsrückstände  von  252.195  fl.,  wodurch  sich  die  Gesammt- 
schuld  auf  4.876.108  fl.  erhöhte. 

Der  jährliche  Betrag  der  DeputirtenamtsgefäUe  belief  sich  im 
Durchschnitt  auf  1.800.000  fl.,  wovon  zunächst  die  Besoldungen 
und  sonstigen  Amtsauslagen  von  jährlich  185.000  fl.,  fenier  für 
Stiftungen  und  Pensionen  20.900  fl.,  und  an  feststehenden  administra- 
tiven Zahlungen  141.836  fl.  zu  bestFeiten  waren.  Weitere  600.000  fl. 

^)  Hieher  gehörten  das  mit  1  MiUion  verschuldete  ungarische  Salzamt,  und 
<lie  Kammer  der  oberungarischen  Bergstädte,  femer  die  Maut  in  Struden,  die 
Aufschläge  in  Ybhs,  Vöcklabruck  und  Englhardszell,  der  Sensenappalto  und  der 
^icnzweinaufschlag. 

^)  Dies  war  z.  B.  bezüglich  einiger  Cameralherrschaften  in  Niederösterreich 
der  Fall. 

«)  Hievon  waren  220.989  fl.  unverzinslich,  136.428  fl.  zu  9o/<,,  672.118  fl. 
^^  ^\,  der  Rest  zu  6%  verzinslich;  s.  böhm.  F.  A.  vom  24.  December  1707. 
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sollten  als  ,,Hofsqaote^'  jährlich  an  das  Hofzahlamt  abgefdhrt  werden. 
Der  Rest  war  zur  Zahlung  der  laufenden  Zinsen  (damals  224.000  fl.)  ^), 
femer  zur  Schuldentilgung  bestimmt. 

Die  Schuldenlast  des  Amtes  war  um  so  drückender,  als  die 
meisten  Capitalien  entweder  bereits  zur  Rfickzahlung  fällig  waren, 
oder  doch  in  der  nächsten  Zeit  fällig  wurden,  und  die  für  Tilgungs- 
zwecke verfügbaren  Beträge  nicht  entfernt  hinreichten.  Es  mussten 
daher  wiederholt  Capitalien,  die  auf  das  Deputirtenamt  assignirt 
waren,  anderweitig  sichergestellt  werden*).  Da  nun  aber  bekannt- 
lich alle  Fonde  auf  Jahre  hinaus  verpfändet  waren,  konnte  die 
Schuldenlast  des  Deputirtenamts  auch  durch  solche  Ueberweisungen 
nicht  beseitigt  werden.  Es  erübrigte  daher  nichts,  als  hiezu  den 
Credit  zu  Hilfe  zu  nehmen,  um  die  Zahlungen  für  das  Aerar  auf 
längere  Fristen  zu  vertheilen. 

Hiezu  wurde  der  Bankier  Gottfried  Schreyvogel  ausersehen, 
welcher  bereits  seit  Jahren  häufig,  und  zwar  zu  anständigen  Be- 
dingungen ausgeholfen  hatte. 

Schon  1706  wurde  ihm  die  Einhebung  und  Verrechnung  aller 
DeputirtenamtsgefäUe  übertragen,  und  zwar  gegen  1  ^1^  Provision 
von  dem  ganzen  Ertrage,  und  6^/o  Zinsen  für  seine  Vorschüsse '^). 

Eine  ausführliche  Aufzählung  der  Rechte  und  Pflichten  Schrej- 
Vogels   als  „DeputirtenamtsgeföUs-Handlungs-Administrator"  findet 
sich  in  einem  mit  ihm  diesfalls  am  24.  December  1707  abgeschlossenen 
Vertrage*).    Hiemit  wurde  demselben  vom  jährlichen  Ertrage  des 
Amtes  der  Betrag  von  1.800.000  fl.  jährlich  bis  Ende  1714  cedirt, 
wofür  Schreyvogel  die  Verpflichtung  übernahm,  jährlich  die  oben- 
gedachten administrativen  Zahlungen  (347.736  fl.)  zu  bestreiten,  und 
die  Hofsqu(Äe  mit  600.000  fl.  abzuführen.    Ausserdem  hatte  er  die 
unverzinslichen  Capitalien   und  die  Zahlungsrückstände  (zusammen 
473.184  fl.)  in  3  bis  4  Jahresraten,  die  9%ige  Schuld  in  2  Jahres- 
raten, den  Zinsenausstand  und  alle  übrigen  Passiva  bis  zur  Höhe 
von   2.500.000  fl.   in   7  Jahresraten   zurückzuzahlen.     Sofeme   die 
Gläubiger  keinen  Aufschub  gewährten,  war  das  Geld  zur  Tilgung 
dieser  Schulden  durch  entsprechende  Vorschüsse  zu  beschafien.   Ueber 


^)  Aus  einem  undatirten  Promemoria  in  Mise,  camer.  III. 

-)  z.  B.  böhm.  F.  A.  vom  19.  Februar  1706. 

«)  H.  F.  A.  vom  22.  April  1706. 

*)  Böhm.  F.  A.  vom  22.  und  24.  December  1707  und  29.  März  1713. 


C.  Finanzreformbestrebungen  von  1700  bis  1714.  121 

die  erwähnten  Beträge  hinaus  hatte  Schreyvogel  nur  gegen  Ein- 
räumung anderer  Gefälle  Zahlungen  zu  leisten.  Wenn  der  Ertrag 
des  Amtes  die  stipulirten  1.800.000  fl.  Überstieg,  war  der  Mehr- 
betrag an  das  Hofzahlamt  abzufahren,  ein  etwaiger  Abgang  aber 
von  der  Hofsquote  abzuziehen. 

Alle  Beamten  wurden  Schrejrvogel  unterstellt,  doch  blieb  die 
Deputirtenamtsadministration  zur  Buchhaltungscontrole  fortbestehen. 
Für  die  Auszahlungen  wurde  eine  l^oige  Provision  festgesetzt. 
Uebrigens  durften  dieselben  nicht  ohne  vorherige  Prüfung  der 
Liquidität  und  nur  über  kaiserlichen  Befehl  geschehen. 

Das  Aerar  blieb  nach  wie  vor  berechtigt,  auf  das  Deputirten- 

amt  neue  Schulden  aufzunehmen,  wofür  Schreyvogel  entweder  den 

entsprechenden  Betrag  von  der  Hofsquote  abziehen  konnte,  oder  seiner 

Verpflichtung  bezüglich  anderer  Posten  zu  entlasten  war^).     Wie 

grossen  Werth  die  Hofkammer  auf  diesen  Vorbehalt  legte,  erhellt 

unter  Anderem  daraus,  dass  man  berechnet  hatte,  der  Amtsertrag 

werde  hinreichen,  um  bis  1718  ausser  allen  alten  Schulden  noch 

neu  zu  contrahirende  Anlehen  von  über  4  Millionen  zu  tilgen'). 

Diese  Hofhung  ging  allerdings  nicht  in  Erfüllung;  immerhin 
aber  hatte  die  mit  Schreyvogel  getroffene  Vereinbarung  wenigstens 
den  Erfolg,  dass  die  Abstossung  der  alten  Schulden  des  Amtes 
ohne  Belastung  anderer  Fonde  bewerkstelligt  und  der  Cameral- 
credit  hiedurch  vor  weiteren  Erschütterungen  bewahrt  wurde.  Frei- 
lich war  diese  Tilgung  keine  effective,  da  die  Fortdauer  des  Krieges 
^ine  solche  auf  Jahre  hinaus  unmöglich  machte. 

Den  Ertrag. des  Salzregals  suchte  man  einerseits  durch  ver- 
schärfte Massregeln  gegen  die  Salzeinschmuggelung,  andererseits  durch 
gelegentliche  Erhöhung  des  Salzpreises  zu  heben. 

Im  September  1707  wurde  abermals  eine  eigene  Commission 
eingesetzt,  um  die  Reorp^anisirung  der  Militärfonde,  sowie  der  durch 
üe  starke  Belastung  fm*  Kriegszwecke  völlig  erschöpften  Cameral- 
geftUe  zu  berathen,  also  ein  vollständiges  Finanzsystem  zu  entwerfen  % 


\y\ 


*)  1712  wurde  dieser  Contract  bis  Ende  April  1716  verlängert,  gegen  die 
Verpflichtung  Sdurejvogels,  bis  dahin  jährlich  mindestens  100.000  fL  unter  den 
gewöhnlichen  Bedingungen  zu  leihen.  Später  wurde  der  Vertrag  gegen  einen 
abermaligen  derartigen  Vorschuss  um  ein  weiteres  Jahr  verlängert  (böhm.  F.  A. 
▼•  15.  Juli  1712  und  20.  Febr.  1714). 

^  S.  a.  a.  0.  in  Mise,  camer.  IlL 

')  Mise  camer.  m,  S.  2839. 
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Insbesondere  hatten  die  Contributionsrückstände,  vermöge 
welcher  die  auf  die  Contributionen  assignirten  Parteien  oft  sehr 
lange  auf  fällige  Zahlungen  warten  mussten,  einen  bedenklichen 
Umfang  angenommen.  Eine  diesfalls  eingesetzte  Specialcommission 
hatte  schon  am  15.  Jänner  1707^)  beantragt,  mindestens  in  Böhmen^ 
die  Rückstände  der  ünterthanen  und  der  Herrschaften  individuell 
an  die  Assignatare  zu  überweisen,  denselben  bei  der  Intabulinmg 
ein  Vorzugsrecht  einzuräumen,  und  den  Assignataren  die  Execution 
zu  bewilligen. 

In  den  nächsten  Jahren  wurde  auch  wegen  Reorganisirung  des 
Buchhaltungs-  und  Cassawesens,  sowie  wegen  Reduction  der  Aus- 
gaben verhandelt'). 

3.    Finanzlage  nach  dem  Tode  Josefs  I. 

Wie  wir  gesehen  haben,  wurde  die  allgemeine  Reform  des 
Finanzwesens,  nachdem  man  ihre  Nothwendigkeit  einmal  erkannt 
hatte,  niclit  mehr  aus  den  Augen  gelassen  und  thatsächlich  eine 
Reihe  von  theilweise  zweckmässigen  Verbesserungen  angebahnt 
Die  Nothwendigkeit,  vor  Allem  der  Schwierigkeiten  des  Augen- 
blicks Herr  zu  werden,  nahm  aber  so  sehr  alle  Kräfte  in  Anspruch, 
dass  von  der  wirklichen  Durchfährung  einschneidender  Umgestal- 
tungen lange  Zeit  nicht  die  Rede  sein  konnte. 

So  kam  es,  dass  die  weitgreifenden  Reform  vorschlage,  deren 
Grundzüge  schon  Leopold  I.  genehmigt  hatte  —  wenn  wir  von  der^ 
allerdings  hochwichtigen  Errichtung  der  Wiener  Stadtbank  ab- 
sehen —  erst  unter  Karl  VI.  und  zwar  nur  allmählich  und  un- 
vollständig zur  Ausfuhrung  gelangten. 

Am  17.  April  1711  starb  Kaiser  Josef  I.  Er  hinterliess  das 
Reich  in  einer  sehi-  traurigen  Finanzlage.  Der  beste  Wille  des 
Monarchen,  im  Staatshaushalte  Ordnung  zu  schaflFen  —  hatte  er 
sich  doch  schon  bei  Lebzeiten  seines  Vaters  an  diesbezüglichen 
Berathungen  betheiligt  —  musste,  obgleich  unterstützt  von  dem 
tüchtigsten  Hofkammerpräsidenten,  den  Oesterreich  bis  dahin  ge- 
habt, an  der  Unmöglichkeit  scheitern,  den  Bedarf  eines  langjährigen 
Krieges  ohne  finanzielle  Zerrüttung  zu  decken  ^).  Unter  solchen  Ver- 
hältnissen bestieg  Karl  VI.  den  Thron  seiner  Väter. 

*)  Mise,  camer.  ET. 

2)  H.  F.  A.  V.  28.  Jänner  1709  und  20.  Febmar  1710. 

°)  Uebrigens  wurde  Josefs  Vertrauen  in  seine  Umgebung,  seüi  lebhaftes« 
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Den  besten  Einblick  in  die  damalige  Finanzlage  gewinnen  wir 
aus  drei  „Sendschreiben",  welche  Graf  Starhemberg  informations- 
halber an  den  noch  in  Spanien  weilenden  Monarchen  richtete^),  in 
Verbindung  mit  spätei*en  Buchhaltungsausweiseii. 

Der  erste  dieser  Berichte. ist  noch  vom  17.  April  1711  datii-t, 
scheint  daher  unmittelbar  nach  Josefs  Ableben  verfasst  worden  zu 
sein.  Derselbe  beschränkte  sich  begreiflicher  Weise  auf  eine  sum- 
marische Aufzählung  der  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Cameral- 
und  Militärfetats,  welche  durch  die  beiden  späteren  über  mittlerweile 
ergangenen  Auftrag  Karls  erstatteten  eingehenden  Referate  grössten- 
theils  berichtigt  und  ergänzt  wird.  Von  besonderer  Wichtigkeit 
ist  der  dritte,  vom  21.  Juni  1711  datirte  Bericht,  zugleich  be- 
zeichnend als  Beweis  von  Starhembergs  Einsicht  und  Offenheit. 

Die  Situation  wird  hier  als  eine  solche  geschildert,  dass  man 
ohne  alle  Schönfärberei  die  volle  Wahrheit  sagen  müsse.  Die  Be- 
lastung des  Aerars  habe  dessen  Kräfte  immer  überstiegen.  Ent- 
weder sei  daher  eine  Verminderung  der  ersteren  oder  eine  Hebung 
der  letzteren  zu  bewirken,  sonst  lasse  sich  der  Zusammenbruch 
nicht  vermeiden.  Dies  erheische  eine  gründliche  Reform  der  Finanz- 
yerwaltung,  da  die  Bemessung  und  Einhebung  der  Abgaben  den 
Anforderungen  in  keiner  Weise  entspreche.  Nun  folgt  eine  ein-  * 
gehende  Besprechung  des  Cameral^tats.  Hierin  berechnet  Starhem- 
berg die  Hof-  und  Civilausgaben ,  ohne  die  Gehalte  der  Hofstellen 
und  Tribunale  bei  den  Ländergubemien,  sowie  gewisse  ausserordent- 
liche Ausgaben,  auf  2V2  Millionen  Gulden.    Viele  Cameralgefälle 

jeder  Kleinlichkeit  abholdes  Naturell  zuweilen  u.  a.  dadurch  missbraucht,  dass 
man  ihn  zur  AussteUung  von  Verpflichtungsurkunden  ohne  entsprechenden  Keehts- 
gTund  veranlasste.  So  heisst  es  in  einem  Contracte  vom  10.  Februar  1713  mit 
dem  Wechsler  Baron  (}amba,  anlässlich  der  Acceptirung  und  Assignirung  einer 
durch  ein  HandbiUet  Kaiser  Josefs  vom  Jänner  1711  bedeckten  Hofschuld  von 
10.000  fl.:  „Nun  wissen  Wir  (Karl  VI.),  dass  von  Unserem  geliebten  Bruder 
öfters  eigenhändige  BiUete  ausgefertigt  wurden,  welche  von  empfangenen  Summen 
reden",  deren  Erlag  gar  nicht  geschehen  war,  weshalb,  da  die  Rückstellung  solcher 
Bülete  unterbUeb,  die  exceptio  non  numeratae  pecuniae  eingewendet  werden 
könnte.  Nichtsdestoweniger  werde  die  Liquidität  solcher  Forderungen  des  De- 
corums halber  nicht  bestritten.  Später  wurden  allerdings  auch  solche,  durch 
eigenhändige  Handbillete  Josefs  bedeckte  Forderungen,  wenn  ihr  Bechtsbestand 
nicht  anderwärtig  bescheinigt  war,  zurückgewiesen  (z.  B.  H.  F.  A.  v.  11.  Febr. 
1723). 

»)  H.  F.  A.  vom  21.  Juli  1711.     Die   Regentschaft  hatte  vorläufig  die 
Mutter  des  verstorbenen  Kaisers,  die  Kaiserin  Witwe  Eleonore  übernommen. 
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seien  auf  Jahre  hinaus  verpfändet  (böhmisches  Rentamt,  Maut  zu 
Ybbs,  Sensenappalto,  Wiener  Umgelt,  einige  Aufschläge,  mehrere 
Domänen),  das  schlesische  Rentamt  könne  kaum  seine  eigenen 
Passiva  zahlen,  beiAi  Vizedomamt  und  niederösterreichischen  Wald- 
amt übersteigen  die  Ausgaben  die  Einnahmen.  Der  Reinertrag 
aller  übrigen  Gefälle  betrage  nur  ca.  2.700.000  fl.  bei  einer  Be- 
lastung von  12  Millionen  an  Capital  mit  700.000  fl.  jährlichen 
Zinsen.  Mit  Rücksicht  auf  die  Capitalstilgungen  sei  also  höchstens 
1  Million  effectiv  verfügbar,  wozu  eventuell  noch  300.000  fl.  von 
den  Kammern  Innerösterreichs  und  Tirols  kämen. 

Das  Civildeficit  betrage  demnach,  da  man  das  seit  mehreren 
Jahren  nichts  tragende  ungarische  Camerale  nicht  rechnen  könne, 
immer  noch  gegen  l^s  Millionen  Gulden^). 

Das  Militärerfordernis  wird,  incl.  3.700.000  fl.  für  Zahlung 
von  Zinsen  und  Capitalsraten,  mit  23  Millionen  präliminirt,  die 
Bedeckung  mit  15.710.000  fl.,  wonach  das  Deficit  bei  Einstellung 
der  Schuldentilgung  ungefähr  5  Millionen  Gulden  betragen  hätte*), 
hierbei  war  übrigens  vorausgesetzt,  dass  der  Krieg  in  Italien  aus 
den  Einkünften  der  besetzten  Landestheile  bestritten  werde  ^). 

Schon  in  seinem  vorangegangenen,  undatirten  Berichte  hatte 
Starhemberg  erklärt,  dass  „in  combinatione  percipiendorum  erogan- 
dorum  et  debitorum  pro  statu  quo  die  Continuation  unmöglich^  sei. 
Die  Schuldenlast  wachse  fortwährend,  solange  sich  der  Credit  noch 
forciren  lasse.  In  der  Staatscasse  befinde  sich  nicht  ein  Heller. 
Hofstaat  und  Armee  seien  unbezahlt  und  schlecht  verpflegt  Die 
Fortsetzung  der  bisherigen  Wirthschaft  müsse  daher  zum  Ruia 
führen.  Andererseits  sei  bei  der  Unzulänglichkeit  der  Activa  „aus 
diesem  Labyrinth  schwer  der  Ausgang  zu  finden".  Nur  dann  könne 


^)  Hiebet  zog  Starhemberg  die  der  Wiener  Stadtbank  eingerftumten  GeflÜle 
nicht  in  Betracht. 

')  Laut  des  späteren  Buehhaltungsaos weises  betrug  das  reine  Militär- 
erfordemis  14.471.773  fl.,  dazu  für  Zinsen-  und  Capitalszahlung  4.349.228  fl., 
die  Bedeckung  jedoch  nur  11.405.828  fl.,  das  Deficit  also  (abgesehen  von  Italien) 
7.415.173  fl.  Die  Militärbewilligungen  der  Erblande  waren  mit  7.851.828  fl., 
jene  Vorderösterreichs  mit  260.000  fl.,  jene  von  Ungarn  und  Siebenbürgen  mit 
1.668.000  fl.  angesetzt,  Bayern  mit  1.200.000  fl.;  der  Rest  entfiel  auf  dieB^ichs- 
ritterschaft,  die  Reichsstädte  und  fremde  Subsidien. 

*)  Das  Erfordernis  für  die  italienische  Armee  betrug  3.548.840  fl.,  wovon 
nur  1.866.000  fl.  gedeckt  waren.  Den  Abgang  suchte  man  durch  Anlehen  zu 
beschaffen  (z.  B.  H.  F.  A.  v.  4.  Mai  1711). 
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man  eine  gründliche  Abhilfe  erhoffen,  wenn  der  Kaiser  das  Ein- 
kommen der  Unterthanen  ohne  Gefährdung  des  Capitals  und  mit 
Ausschluss  jeder  anderen  (ständischen)  Concun*enz  nach  Bedarf  be- 
steuere, und  alle  Abgaben  durch  landesflirstliche  Beamte  direct  ein- 
heben lasse.  Vorläufig  wird  die  Aufrechterhaltung  der  über  kaiser- 
lichen Befehl  bereits  am  12.  Mai  verfügten  Sistirung  der  Auszahlung 
von  Pensionen  und  Gnadengaben  empfohlen.  Was  das  Schulden- 
wesen betreffe,  so  seien  die  liquiden  und  wirklich  fälligen  Posten 
entweder  zu  bezahlen,  oder  mindestens  sicherzustellen.  Eine  feier- 
liche Ankündigung  dieses  Entschlusses  sei  jedoch  zu  vermeiden,  da 
sie  einen  allgemeinen  Andrang  der  Gläubiger  zur  Folge  hätte,  was 
die  Zahlungen  unmöglich  machen  und  daher  den  Credit  völlig  ver- 
nichten würde.  Die  Verwaltung  aller  Gefälle  und  Fonde  sei  ihres 
bischerigen  föderalistischen  und  oligarchischen  Charakters  zu  ent- 
kleiden und  unmittelbar  unter  der  Hofkammer  zu  concentriren. 

Wie  wir  sehen,  entwickelte  Starhemberg  hier  sehr  gesunde 
Grandsätze.  Es  mag  sein,  dass  er,  um  diese  zur  Geltung  zu  bringen, 
bei  seiner  Schilderung  der  Finanzlage  vielleicht  etwas  zu  sehr  grau 
in  grau  gemalt  hat.  Jedenfalls  aber  war  die  Situation  bei  Fortdauer 
des  Krieges  an  und  für  sich  eine  sehr  bedenkliche. 

Dies  zeigt  sich  besonders,  wenn  wir  den  Daten  über  die  Staats- 
einnahmen und  Erfordernisse  jener  Zeit  die  Angaben  über  den  da- 
maligen Schuldenstand  entgegenhalten. 

Starhemberg  beziffert  in  seinen  citirten  Berichten  die  Cameral- 
schulden,  ausschliesslich  der  Hofzahlamtspassiva  und  anderer  nicht 
genau  bekannter  Posten,  mit  ungefähr  30  Millionen,  die  Militärschulden 
mit  gegen  40  Millionen  Gulden.    Von  der  Hofbuchhalterei  wurde 
in  einer    späteren    Darstellung    der    Gesammtschuldenstand    mit 
4R853.055   fl.  ausgewiesen^),    wobei    übrigens    die  lombardischen 
Militärschulden,  die  sich  am  15.  Februar  1711  auf  2.093.607  fl.  be- 
liefen, sowie  die  „altböhmischen"  Schulden,  welche  an  Capital  und 
Zinsenausstand  zusammen  rund  22  Millionen  betrugen,  nicht  ein- 
gerechnet*-} waren.    Die  Divergenz  dieser  Daten  und  jener  Starhem- 
bergs,  sowie  die  Unbestimmtheit  dieser  letzteren  erklärt  sich  dar- 
aus,  dass  zur  Zeit  der  Vorlage  jener  Berichte  ein  richtiger  Aus- 
weis über  den  Schuldenstand  noch  nicht  vorlag,  obgleich  ein  dies- 


^)  Die  erbländischenMilitärcontributionen  waren  pro  1711—1722  mit  einem 
:'apital  von  14.061.000  fl.  belastet  (Bericht  v.  21.  Juni  1711). 
«)  H.  F.  A.  vom  27.  October  1711  und  28.  Jänner  1713. 
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bezüglicher  Auftrag  schon  vor  mehr  als  einem  Jahre  an  die  Buch- 
halterei  ergangen  war^).  Ueberhaupt  lag  die  ganze  Verrechnung 
so  sehr  im  Argen,  dass  die  Ermittelung  des  wirklichen  Passiv- 
standes auf  grosse  Schwierigkeiten  stiess,  und  die  von  der  Buch- 
halterei  angegebenen  Ziffern,  wie  Starhemberg  sagt,  um  einige 
Millionen  zu  niedrig  gegriffen  waren. 

4.  Finansmassregeln  der  Jahre  17II  und  1712. 

Der  Hofkammerpräsident  hatte  die  Principien  der  als  notb- 
wendig  erkannten  Finanzreform  in  den  eben  besprochenen  Vor- 
trägen entwickelt.  Bevor  man  aber  an  die  Verwirklichung  solcher 
Pläne,  die  eingehende  Studien  und  Berathungen  voraussetzte,  schreiten 
konnte,  mussten  infolge  der  Fortdauer  des  Krieges  zunächst  Mittel 
und  Wege  gefunden  werden,  um  den  Bedürftiissen  des  Augenblicks 
gerecht  zu  werden. 

Schon  die  Deckung  des  laufenden  Deficites  erheischte  eine  un- 
ausgesetzte Inanspruchnahme  des  Staatscredits -) ,  da  Palliativmass- 
regeln, wie  die  bereits  erwähnte  Einstellung  der  Pensionszahlungen, 
und  die  am  3.  December  1711  an  das  Hofzahlamt  erlassene  Wei- 
sung, ohne  besonderen  Auftrag  der  Hofkammer  an  Niemand  aus 
was  immer  für  einem  Titel  eine  Zahlung  zu  leisten,  naturgemäss 
nur  für  den  Augenblick  halfen. 

Gleichzeitig  stand  man  vor  der  Nothwendigkeit,  die  Mittel  für 
den  Feldzug  des  nächsten  Jahres  (1712)  zu  beschaffen.  Hier  war 
bei  einem  Erfordernis  von  18  Millionen  Gulden  (excl.  Italien*)  und 
Spanien)  ein  Abgang  von  5  Millionen  zu  decken.  Starhemberg 
brachte  hiezu  in  seinem  Vortrage  vom  22.  Februar  1712*)  eine 
Vermögenssteuer  in  Vorschlag,  ferner  die  Aufnahme  eines  Anlehens 
in  England,  oder  die  Ertheilung  von  Licenzen  für  den  Aufenthalt 
in  Wien  an  10-^12  Judenfamüien,  gegen  einen  Vorschuss  von  je 
150.000  fl.     Die  Vermögenssteuer  wurde,   obschon  man   erkannte, 

1)  H.  F.  A.  vom  10.  Februar  1710. 

^  Auch  diese  Quelle  versiegte  aber  nicht  selten.  So  konnte  Prinz  Eugen 
beispielsweise  im  Juni  1711  den  zur  Bestreitung  der  aUerdringendsten  Auslagen 
für  die  Rheinarmee  benöthigten  Betrag  von  50.000  fl.  in  Frankfurt  a.  M.  nur 
auf  seinen  Privatcredit  aufbringen  (Feldzüge  des  Pr. Eugen,  XIII. Bd.,  S.di). 

^)  Das  Erfordernis  für  den  italienischen  Feldzug  wurde  mit  3.745.805  fl. 
beziffert  (H.  F.  A.  v.  8.  Jänner  1712)  und  war  schon  Ende  1711  bis  auf  einen 
kleinen  Rest  bedeckt. 

*)  H.  F.  A.  vom  26.  März  1712. 
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wie  ongleichmässig  dieselbe  bei  dem  Mangel  eines  ordentlichen  Ka- 
tasters wirken  müsse,  von  der  (Budget-)  Conferenz  unter  dem  Vor- 
sitze des  Fürsten  Trautmannsdorf  ^)  befürwortet  und  auch  mit  Patent 
vom  3.  Mai  1712  wirklich  ausgeschrieben®).  Bezüglich  der  Credits- 
operationen  wurde  —  da  eine  in  England  angestrebte  Anleihe  nicht 
zu  Stande  kam  und  der  Aufenthalt  in  Wien  nur  jenen  wenigen 
Juden  gestattet  wurde,  die  grosse  Geldgeschäfte  mit  dem  Staate 
machten,  das  Judenanlehen  also  nicht  viel  einbringen  konnte^)  — 
Bach  Antrag  der  Conferenz  resolvirt,  dass  an  den  Geldmarkt  in 
Holland*),  Frankfurt,  Nürnberg  und  Breslau  zu  appelliren  sei. 

5.  Beorganisation  der  Hofkammer  1713. 

Ende  1711,  als  Karl  VI.  der  Krönung  halber  in  Frankfurt  a/M. 
weilte,  legte  ihm  Starhemberg  über  sein  ausdrückliches  Verlangen 
eine  „Hauptvorstellung"  vor,  worin  er  seine  Anschauungen  über  die 
Ziele  und  die  Grundsätze  der  anzustrebenden  Finanzreform  entwickelte. 

In  diesem  Schriftstücke,  deäsen  Original  verloren  zu  sein  scheint^), 
beantragte  der  Präsident  die  Gentralisirung  des  Gassen-  und  Buchhal- 
tungswesens,  ferner  die  Errichtung  von  Banken  in  Linz,  Graz,  Brunn, 
Breslau,  Prag,  Pilsen  und  Budweis  nach  Art  „des  mit  der  Stadt  Wien 
Contrahirten  Banco",  behufs  Verzinsung  und  Tilgung  derStaatsschulden. 

Erst  im  nächsten  Jahre  jedoch  kam  es  zu  wirklichen  Berathungen 
über  die  Neueinrichtung  des  Finanzwesens,  womit  eine  eigene  Com- 
mission,  bestehend  aus  Vertretern  der  Hofkammer,  des  Hofkiiegs- 
rathes  und  Generalkriegscommissariates,  betraut  wurde.  Auch  wurde 

^)  Der  Conferenz  gehörten  die  beiden  Hofkanzler  und  der  Hofkammer- 
präsident als  Mitglieder  an;  s.  H.  F.  A.  Tom  26.  März  und  vom  28.  Mai  1712. 

*)  S.  Cod.  Austr.  III.  Dieselbe  betmg  1  Procent  von  allen  Capitalien  und 
10  Procent  von  aUem  nicht  aus  Capitalien  gezogenen  Einkommen.  Diesmal 
waren  selbst  Staatsschuldforderongen  dicht  befreit.  Die  Fatirung  und  der  Er- 
lag verzögerten  sich  wieder  derart,  dass  man  sich  zu  energischen  Betreibungen 
veranlasst  sah  (Patent  v.  12.  Aug.  1712). 

^)  Schon  das  im  Voijahre  ausgeschriebene  Zwangsdarlehen  der  Wiener 
Judenschaft  hatte  nur  einen  theilweisen  Erfolg  gehabt. 

^)  S.  Beferat  vom  28.  Mai  1712.  Die  bezüglichen  Anlehen  kamen  erst  im 
nächsten  Jahre  zu  Stande. 

*)  S.  das  Beferat  vom  26.  November  1712,  femer:  Bidermann  Wiener 
Stadtbank  S.  408,  Note  8  und  S.  438,  Note  85,  und  Derselbe,  Geschichte  der 
österreichischen  Gesammtstaatsidee ,  II  (1889),  S.  27,  in  welch  beiden  Werken 
der  Autor  aus  dem  Inhalte  einer  in  seinem  Besitz  befindlichen  Abschrift  einiges 
mittheilt;  Schwabe  S.  109. 
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hiezu  ein  Graf  Stella  di  Santaci*oce,  eiuer  der  Vertrauten  des  Mon- 
archen, beigezogen,  vielleicht  der  Verfasser  des  der  Verhandlung 
zu  Grunde  gelegten  Projectes^).  Letzteres  1)eabsichtigte  eine  tief- 
greifende Reform  der  ganzen  politischen,  Justiz-  und  Finanzverwal- 
tung,  sowie  des  Militärwesens.  Mit  der  Ausarbeitung  derselben  sei 
eine  Haupteinrichtungsdeputation  zu  beauftragen,  zu  welcher  behufs 
Feststellung  eines  gleichmässigen  und  stabilen  Steuersystems,  sowie 
Ordnung  der  Regalien  Deputirte  von  allen  Landtagen  und  „Ver- 
treter des  gemeinen  Mannes '^  zuzuziehen  seien-). 

Leider  schreckte  die  Commission  vor  so  einschneidenden  Mass- 
regeln zurück  —  vielleicht  nicht  zum  wenigsten  delshalb,  weil  die 
vorgeschlagen  Hauptdeputation  gewissermassen  den  Charakter  eines 
ständischen  Centralparlamentes  gehabt  hätte. 

Man  beschränkte  sich  daher  auf  die  Ausarbeitung  einer  Neu- 
organisation der  Hof  kammer. 

In  dem  bezüglichen  Referate  vom  26.  November  1712  werden 
zunächst  die  noth wendigen  Gebarungsgrundsätze  besprochen^);  hie^ 
auf  wird  eine  neue  Geschäftseintheilung  für  die  Hofkammer 
vorgeschlagen,  nämlich  die  Eintheilung  in  sieben  Hauptcommissionen  ^). 
Ausserdem  sei  eventuell  eine  Buchhaltungscommission  und  eine  pe^ 
manente  Delegation  erfahrener  Räthe  zur  Prüfung  der  Finanz- 
projecte  zu  bilden.  Jeder  Gegenstand  sei  commissionell  zu  berathen, 
später  allenfalls  auch  im  Plenum.  Für  die  selbst  ständige  ungarische 
Kammer  und  die  der  Hofkammer  nur  bedingt  subordinirten  Kam- 
mern in  Graz  und  Innsbruck  seien  eigene  Räthe  zu  bestellen.  Diese 
Vorschläge  wurden  mittelst  kaiserlicher  Resolution  vom  15.  Jänner 

*)  Schwabe  S.  109,  nach  H.  F.  A.  vom  26.  November  1702. 

^)  S.  Schwabe  a.  a.  0.,  ferner  Bidermann,  Gesammtstaatsidee  S.  36, 
nach  einem  Referate  Starhembergs  vom  28.  Februar  1713,  welches  ich  nicht  ta 
finden  vermochte.  Dass  dtis  Referat  vom  26.  November  1712  nicht,  wie  Bide^ 
mann  (S.  188)  glaubt,  erst  mit  jenem  vom  28.  Februar  1714  znr  Kenntnis  des 
Kaisers  gebracht  wurde,  erheUt  aus  H.  F.  A.  vom  24.  März  1714. 

^)  Ais  solche  werden  bezeichnet:  die  stete  Uebersicht  Über  den  Stand  der 
Mittel  und  des  Bedarfs,  die  rechtzeitige  Berathung  staatswirthschaftlicher  Mao- 
regeln,  die  schleunige  Ausarbeitung  der  Projecte,  schnelle  Expedition,  gewissen- 
hafter Vollzug  und  redliche  Verrechnung. 

'*)  Die  Vertheilung  der  Agenden  war  hiemach  folgende:  erste  Ck>mmis8ion: 
Militär^tat,  zweite:  Hofstaat,  Landwirtbschaft,  Rentämter  u.  Pfandschaften,  dritte: 
Confiscationen  und  Caducitüten,  vierte:  Berg-  und  Münzwesen,  fünfte:  Salzeizeagang 
und  Vcrsc'hlciss,  sechste:  Maut,  Post,  diverse  Aufschläge,  siebente:  AUgemeim 
Berathung  und  Verbuchung  von  Einnahmen  und  Ausgaben. 
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1713  im  Principe  acceptirt.  Nachdem  die  Hofkammer  mit  Referat 
vom  20.  Februar  1713^)  die  ursprünglichen  Anträge  theils  näher 
ausgeführt,  theils  modificirt  hatte,  erfolgte  die  definitive  kaiserliche 
Genehmigung  am  3.  Mai  1713.  Die  Geschäftseintheilung  wurde 
hiedurch  in  einigen  Richtungen  abgeändert*)  und  zugleich  der  Per- 
sonalstand der  Hofkammer  um  12  Räthe,  1  Secretär  und  9  Con- 
cipisten**),  jener  der  Hofbuchhalterei,  der  niederösterreichischen  und 
der  Eriegsbuchhalterei  zusammen  um  11  Raiträthe  und  49  Hilfs- 
beamte reducirt. 

In  dieser  Gestalt  trat  die  Reorganisirung  Anfangs  1714  wirk- 
lich ins  Leben*). 

Wie  wir  sehen,  war  das  Resultat  der  Reformbestrebungen  vor- 
läufig gerade  kein  grossartiges.  Immerhin  war  hiemit  der  ernst- 
liche Versuch  gemacht  worden,  eine  bessere  Ordnung  in  der  internen 
Finanzgebarung  anzubahnen,  ohne  welche  ja  das  Hauptziel  der  Finanz- 
reform, die  Herstellung  des  Gleichgewichtes  im  Staatshaushalte,  nicht 
erreichbar  war.  Auch  in  staatsrechtlicher  Beziehung  erscheint  die 
Beform  insofeme  von  Belang,  als  hiemit  für  die  Geschäftseintheilung 
der  Hofkammer  zum  ersten  Male  das  Territorialprincip  hinter  sach- 
lichen Erwägungen  zurücktrat**).  Mehr  war  vorerst  bei  dem  Wider- 
streben der  betheiligten  Kreise  nicht  zu  erreichen.  Auch  wäre  wohl 
eine  durchgreifende  Umgestaltung  des  Verwaltungsorganismus  vor  Ende 
des  langwierigen  Krieges  nicht  leicht  durchführbar  gewesen.  Die 
Hauptaufgabe,  deren  Lösung  unter  allen  Umständen  eine  Voraus- 
setzung für  die  Herstellung  der  Ordnung  im  Finanzwesen  bildete,  näm- 
lich die  Erzielung  des  noch  immer  fehlenden  genauen  Einblickes  in  die 
Lage  der  Staatsfinanzen,  war  übrigens  schon  vor  dem  Inslebentreten 
der  neuen  Organisation  in  Angriff  genommen  worden.    Am  3.  Juni 


>)  H.  F.  A.  vom  28.  Jänner  1713. 

')  Die  ersten  fünf  Hauptcommissionen  soUten  in  der  obigen  Weise  fungiren. 
I^r  sechsten  wurden  noch  die  Handelssachen  zugewiesen,  der  siebenten  die  Prü- 
^og  der  Projecte,  die  Beobachtung  und  Leitung  (!)  des  Banco.  Neueingesetzt 
^nirde  «ine  achte,  die  Haupthof  buchhaltungs-Commission,  welche  den  Staatshaus- 
lialt  zu  ordnen,  und  durch  die  Hofbuchhalterei  eine  Generalcassencontrole  zu 
bewirken  hatte. 

*)  Bis  dahin  waren  bei  der  Hofkammer  56  Bäte,  6  Secretäre  und  17  Con- 
cipisten  systemisirt. 

^)  Die  Instructionen  für  die  einzelnen  Hauptcommissionen  erflossen  am 
7-  Februar  1714. 

^)  S.  hierüber:  Bidermann  Geschichte  d.  österr.  Qesammtstaatsidee,  n,  S.  28. 

▼•  M  e  n  ■  i ,  Finanzen  Oesterreiohs.  9 
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1713  wurden  nämlich  alle  Cameralämter  angewiesen,  Ausweise 
vorzulegen  über  den  Ertrag  der  Gefälle  und  dessen  Verwendung 
seit  18.  April  1711  (Zeitpunkt  des  letzten  Abschlusses),  sowie  über 
sämmtliche  Passiva  und  die  darin  eingetretenen  Veränderungen. 
Bei  den  Passiven  waren  zu  unterscheiden:  Cautionen;  frei  und  ohne 
Gegenleistung  eingelegte  verzinsliche  Capitalien;  Ausstände  an  Zinsen, 
Besoldungen  u.  dergl.;  Capitalien,  die  für  die  Verleihung  von  Aem- 
tem  oder  Auszeichnungen  dargeliehen  wurden;  Stiftungen  und  geist- 
liche Capitalien;  endlich  unverzinsliche  Schulden.  Hiemit  war  die 
Grundlage  geschaffen  für  die  Aufstellung  eines  Schuldentilgungs- 
planes, welche  denn  auch  bald  nach  dem  Friedensschlüsse  erfolgte. 


6.  Finansmassregeln  von  1713  und  1714.    Der  Bastädter 

Zur  Berathung  des  Voranschlages  für  den  Militär6tat  von 
1713  trat  am  1.  Jänner  eine  eigene  Commission  zusammen,  be- 
stehend aus  dem  Prinzen  Eugen  als  Vorsitzenden,  dem  österreichischen 
Hofkanzler  Grafen  Seilern,  dem  böhmischen  Hofkanzler  Fürsten 
Trautsohn,  dem  Grafen  Kinsky  und  dem  Hofkammerpräsidenten 
Grafen  Starhemberg.  Das  Referat  dieser  „Mittelsconferenz"  scheint 
bald  darauf  erstattet  worden  zu  sein,  trägt  jedoch  kein  Datum. 
Das  Kriegsdeficit  wird  darin  auf  9  bis  10  Millionen  präliminirt^). 

Zur  Deckung  dieses  Abganges  wurden  vorgeschlagen:  Die  als 
„Decennalimpegno"  bezeichnete  erbländische  Contributionsanticipi- 
tion^)  —  die^  bereits  in  Verhandlung  befindliche  holländische  An- 
leihe^), wie  auch  der  Verkauf  der  Markgrafschaft  Finale*),  die  J-- 
Auetion  der  Pfandschillinge  bei  allen  landesfürstlichen  Pfandschaftäit 
die  Einhebung  eines  halbjährigen  Zinsenbeti*ages  von  allen  Gnaden- 
gaben und  Donationen  Leopolds  I.  und  Josefs  L,  um  eine  Melu^ 
belastung  des  gemeinen  Volkes  möglichst  zu  vermeiden*),  femer  der 


^)  H.  F.  A.  vom  18.  September  1713.  Beil.  —  Das  wie  immer  separat 
behandelte  Erfordernis  für  die  Armee  in  Italien  betrug  505.907  Doppien,  wotoo 
417.843  gedeckt  waren,  und  der  Kcst  durch  Anlehen  auf  italienische  Fonde  1)^ 
schafft  wurde  (H.  F.  A.  v.  9.  Aug.  1712). 

«)  S.  Seite  75. 

»)  S.  Abschnitt  VH. 

<)  Das  Marquisat  Finale  wurde  am  18.  August  1713  um  2.400.000  fL  t^ 
an  die  Republik  Genua  verkauft  (H.  F.  A.  v.  18.  Sept.  1713). 

^)  Die  bezügliche  Commission  war  von  der  Hof kammer  schon  am  16. 
cembcr  1712  eingesetzt  worden,  doch  musste  die  Vorlage  der  VenEeichniise    ^^ 
in  Bctraclit  kommenden  Personen  noch  am  20.  Juli  1713  betrieben  werden. 
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Verkauf  der  Kammergüter  Oppeln  und  Teschen,  und  die  Einführung 
einer  „Wappencollecte",  d,  h.  einer  Taxe  für  Authentisirung  oder 
Neuverleihung  bisher  zweifelhafter,  beziehungsweise  unbefugter 
Wappen,  wovon  man  sich  725.000  fl.  erhoffte. 

Alle  diese  Vorschläge  ei-hielten  die  kaiserliche  Genehmigung. 
Ausserdem  wurde  mit  Patent  vom  19.  September  1713  (Cod.  Austr.  III) 
unter  Aufhebung  der  einige  Jahre  vorher  errichteten  kaiserlichen 
Spielkartenfabrik  und  Freigebung  der  Erzeugung  und  Einfuhr  von 
Karten  ein  Kartenaufschlag  eingeführt  (für  die  Erzeugung  6  bis 
24  kr.  und  für  die  Einfuhr  9  bis  36  kr.  vom  Dutzend). 

Gleichzeitig  wurde  mit  einzelnen  Ländern  wegen  Bewilligung 
einer  Vermögenssteuer  verhandelt*). 

Die  ßealisirung  dieser  Einnahmen  bot  natürlich  vielfach  die 
grössten  Schwierigkeiten,  und  gelang  überhaupt  nur  theilweise. 
Auch  der  vom  deutschen  Reichstage  bewilligte  Beitrag  von  4  Mil- 
lionen Beichsthalem  in  die  B^ichsoperationscasse  floss  nur  zum  ge- 
ringsten Theile  ein-). 

Der  Feldzug  der  Jahres  1713  war  bekanntlich,  da  das  durch 
den  langen  Krieg  finanziell  erschöpfte  Oesterreich  infolge  des 
Utrechter  Friedens  isolirt  der  Macht  Frankreichs  gegenüberstand, 
kein  glücklicher.  Andererseits  hatten  die  langjährigen  Anstrengungen 
auch  dem  Gegner  sehr  schwere  Opfer  auferlegt.  Da  somit  beide 
Theile  den  Frieden  herbeisehnen  mussten,  kam  derselbe  ungeachtet 
anfänglicher  Schwierigkeiten  am  7.  März  1714  zu  Bastadt  zu  Stande, 
bevor  man  noch  zur  Wiedereröffnung  der  Feindseligkeiten  schreiten 
konnte*). 

Vom  Gesichtspunkte  der  Machtstellung  des  Beiches  aus  be- 
trachtet erscheint  der  Bastädter  Friede  insofern  als  für  Oesterreich 
nicht  günstig,  als  hiedurch  der  Zweck  des  Krieges,  die  Erhaltung 
Spaniens  für  die  Dynastie,  nicht  erreicht  wurde.  Da  jedoch  die 
Monarchie  bei  der  damaligen  Sachlage  durch  eine  Fortsetzung  des 
Krieges  höchst  wahrscheinlich  in  eine  weit  schlimmere  Situation  ge- 
rathen  wäre,  war  es  ein  Gebot  des  Staatsinteresses,  den  Frieden 

»)  H.  F.  A.  vom  11.  October  1713. 

«)  S.  Arneth  Prinz  Eugen,  11.,  S.  290. 

^  Da  man  auch  gar  nicht  mehr  die  Absicht  hatte,  den  Feldzug  wieder  zu 
beginnen,  findet  sich  für  1714  kein  Militärvoranschlag  mehr.  Die  Creditsopera- 
tionen  des  Jahres,  deren  bedeutendste  das  obenerwähnte  holländische  2V9-Hil- 
lionea^Gnlden-Anlehen  ist,  haben  theilweise  bereits  den  Character  von  Consoli- 
dirnngs-  und  Tilgungsanleh^en. 

9* 
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ZU  Bedingungen  abznscbliessen,  die,  wenngleich  nicht  glänzend,  doch 
gewiss  nicht  unvortheilhaft  waren. 

Für  die  Finanzen  der  Monarchie  war  aber  der  endlich  erfolgte 
Friedensschluss  von  höchstem  Werthe.  Allerdings  wurden  durch  die 
Armeen  in  Italien  und  den  Niederlanden  bedeutende  Contributionen 
erhoben,  auch  der  deutsche  Reichstag  hat  nicht  geringe  Beiträge 
bewilligt^),  die  Hauptlast  aber  hatten  fortwährend  die  kaiserlichen 
Erblande  zu  tragen. 

Wir  haben  im  Verlaufe  unserer  Darstellung  wiederholt  Gelegen- 
heit gehabt,  die  Schwierigkeiten  zu  betonen,  welche  die  Hofkammer 
unausgesetzt  zu  überwinden  hatte,  um  nur  die  dringendsten  Bedürf- 
nisse der  Armee  befriedigen  zu  können.  Die  bereits  im  dritten 
Kriegsjahre  eingetretene  finanzielle  Zerrüttung  war  allerdings  Dank 
den  Siegen  der  verbündeten  Truppen  bald  beseitigt  worden.  Immer- 
hin wäre  man  nicht  im  Stande  gewesen,  den  Krieg  so  lange  fort- 
zusetzen^), wenn  statt  des  thatkräftigen  Starhemberg  ein  minder 
geeigneter  Präsident  an  der  Spitze  der  Hofkammer  gestanden  wäre 
und  wenn  nicht  der  Staatscredit  durch  die  Gründung  der  Wiener 
Stadtbank,  besonders  aber  durch  die  reelle  Gebarung  dieses  gleich- 
falls von  Starhemberg  geleiteten  Instituts  aufrecht  erhalten,  bezw. 
wieder  aufgerichtet  worden  wäre.  War  ja  doch  ungeachtet  aller 
Bemühungen  in  den  letzten  Jahren  des  Feldzuges  der  Anlehens- 
zinsfuss  und  die  Schwierigkeit  der  Geldbeschaffung  fortwährend  ge- 
stiegen, so  dass  bei  längerer  Fortdauer  des  Krieges  der  völlige 
Zusammenbruch  unvermeidlich  gewesen  wäre. 

D.  Creditsgesehäfle  mit  Bankiers  und  mit  höheren 

Staatsfünetionären. 

1.  Bewucherung  duroh  Oppenheimer. 

Wenn  wir  die  einzelnen  inländischen  Anlehensoperationen  am 
Anfange  des  18.  Jahrhunderts  betrachten,  fallt  uns  zunächst  die 
geringe  Anzahl  der  damaligen  Staatsgläubiger  („Creditsparteien") 
auf.  Wir  finden  fast  immer  dieselben  wenigen  Namen,  diese  aber 
um  so  öfter.    Dabei  handelt  es  sich  hier  in  der  Regel  keineswegs, 


»)  Von  1707—1714  zusammen  16.600.000  fl.  (H.  F.  A.  v.  4.  März  1729). 

^)  Die  Soldrückstände  bei  der  Annec  hatten  seit  1712  wieder  eine  Aus- 
dehnung angenommen,  die  an  die  Zustände  in  der  trübsten  Zeit  unter  Kaiser 
Leopold  erinnerte;  s.  Arneth  Prinz  Eugen,  S.  267. 
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wie  bei  den  gleichzeitigen  Darlehen  des  Auslandes,  blos  um  die 
Vermittlung  von  CoUectivanlehen,  um  die  Heranziehung  weiterer 
Kreise  zur  mittelbaren  Betheiligung  an  den  Creditsoperationen  des 
Staates.  Vielmehr  waren  die  in  der  betreffenden  Schuldurkunde  be- 
nannten Gläubiger,  —  in  den  meisten  Fällen  Bankiers  oder  Gross- 
händler —  entweder  selbst  die  wirklichen  Geldgeber,  oder  sie 
verschafften  sich  die  Mittel  zum  Darlehen  durch  ihren  eigenen 
Credit  bei  ihren  Geschäftsfreunden.  Ausserhalb  dieser  wenig  zahl- 
reichen, aber  sehr  vermöglichen  Kreise  begegnen  wir,  —  wenn 
von  der  reichbegüterten  Aristokratie  und  dem  Beamtenstande  ab- 
gesehen wird,  —  im  Ganzen  nur  einer  geringen  Betheiligung  der 
Bevölkenmg  an  den  Staatsanleihen,  —  eine  Erscheinung,  die  theils 
auf  das  begründete  Misstrauen  der  Gapitalisten  in  die  Zahlungs- 
fähigkeit des  Staates,  theils  aber  auch  auf  die  unentwickelten  wii*t- 
schaftlichen  Verhältnisse  zurückzufuhren  ist. 

Der  Hauptgläubiger  des  Staates  war  zu  jener  Zeit  das  Hans 
Oppenheimer,  beziehungsweise  dessen  Chef,  Samuel  Oppen- 
heimer, „kaiserlicher  Kriegsober&ctor  und  Jud",  wie  er  ofßciell 
bezeichnet  wurde  und  sich  auch  selbst  zu  unterfertigen  pflegte. 

Dieser  geriebene  Mann  übte  einen  für  die  Finanzen  der  Monarchie 
höchst  verderblichen  Einfluss  aus. 

Fast  alle  bedeutenden  Proviant-  und  Munitions-Lieferungs- 
verträge  wurden  durch  seine  Vermittlung  abgeschlossen,  und 
verstand  er  es  wohl,  bei  solchen  Anlässen  die  ungünstige  Lage  des 
Aerars  in  massloser  Weise  zu  seinem  eigenen  Vortheile  auszunützen. 
Einerseits  lieferte  er  nämlich  die  betreffenden  Artikel  in  so  schlechter 
QuaUtät,  dass  er  schon  am  stipulirten  Verkaufspreise  30  bis  35^0 
verdiente^);  dabei  kam  er  seinen  Verpflichtungen  auch  in  quantita- 
tiver Beziehung  nur  ganz  ungenügend  nach,  ohne  dass  dies,  bei 
der  oberflächlichen  Gontrole  und  der  Bestechlichkeit  vieler  Beamten 
förmlich  nachweisbar  gewesen  wäre.  Andererseits  aber  wusste  er 
die  finanziellen  Verpflichtungen  des  Aerars  aus  solchen  Verträgen 
möglichst  drückend  zu  gestalten. 

Von  gleicher  Bedeutung  waren  auch  die  Bardarlehen  Oppen- 
heimers an  den  Staat.  Dieselben  bestanden  zumeist  in  Vorschüssen 
auf  kurze  Frist  durch  Wechsel  auf  Handelsplätze  in  der  Nähe  des 
Kriegsschauplatzes.  Hiebei  gewann  er  schon  dadurch  grosse  Summen, 
dass  ihm  der  damalige  Hofkammerpräsident  Graf  Salaburg,  stets 

>)  S.  Feldzttge  des  Prinzen  Engen,  besonders  im  IIL  und  V.  Band. 
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ein  ganz  unverhältnismässig  hohes  Wechselagio  bewilligte*).  Dazu 
betrug  der  Zinsfiiss,  den  er  sich  ausbedang,  gewöhnlich  12,  ja 
nicht  selten  20  ^'/o,  was  an  sich  schon  exorbitant  ist,  bei  dem  Be- 
stehen eines  gesetzlichen  Zinsmaximums  aber  als  weitgehende  Be- 
Wucherung  erscheint.  Ein  grosser  Theil  dieser  Verträge  fllllt  nocli 
in  die  letzten  Jahre  des  17.  Jahrhunderts.  So  kam  es,  dass  er 
bereits  am  9.  December  1701  für  ältere  Forderungen  von  zusammen 
1.201.098  fl.  auf  die  von  den  Ländern  zur  Zahlung  acceptirten  alten 
Staatsschuldenposten  angewiesen  wurde,  und  ausserdem  noch  an 
weiteren  Forderungen  rund  2.600.000  fl.  geltend  machte*).  Im 
Jahre  1701  betrugen  die  Vorschüsse  Oppenheimers  auf  verschiedene 
Fonde  etwa  SVs  Millionen^). 

Die  Stellung  der  Firma  ward  daher  bald  eine  derartige,  das» 
sich  zu  ihren  Gunsten  ein  förmliches  Monopol  herausbildete.  Offerten 
anderer  Geldmänner  wurden,  wie  es  in  einem  gleichzeitigen  Schrift- 
stücke heisst,  unter  dem  Vorwande  zurückgewiesen*),  dass  man 
kein  Geld  brauche  (!).  Nachdem  hiedurch  Alle  disgustirt  waren, 
habe  man  mit  Oppenheimer  verhandeln  müssen,  und  zwar  zu  den 
drückendsten  Bedingungen.  Hiedurch  sei  er  zu  einer  finanziellen 
Oberherrschaft  ohne  Gleichen  gelangt.  Vielfach  glaube  man,  viel- 
leicht nicht  ohne  Grund,  dass  „Leute  mit  ihm  zusammen  operiren, 
welche  das  kaiserliche  Interesse  zu  fördern  hätten,  a  buon  inten- 
ditore  poche  parole",  —  eine  Bemerkung,  die  augenscheinlich  auf 
den  damaligen  Hofkammerpräsidenten  abzielt.  Auf  jede  neuein- 
fliessende  Staatseinnahme  „habe  der  Jud  seine  Hand"  gelegt.  Hie- 
dui'ch  seien  auch  andere  Capitalisten,  da  ilinen  unmittelbare  Ge- 
schäfte mit  dem  Aerar  verschlossen,  genöthigt,  ihm  ihre  Gelder 
zuzutragen.  Man  müsse  daher  unbedingt  trachten,  sich  aus  seinen 
Händen  zu  befreien,  zumal  sein  Concurs  das  Aerar  in  die  grösste 
Gefahr  bringen  würde,  und  im  Volke  wegen  der  Bevorzugung 
jüdischer  Bankiers  ohnehin  schon  grosse  Erbitterung  herrsche. 

Welchen  Grad  diese  Erbitterung  erreicht  haben  muss,  sehen  wir 


*)  Kurz  nach  Oppcnbeimers  Tode  sank  das  Wcchselagio  bei  Remittiruug 
von  VoTBchttssen  an  das  Aerar  um  50  bis  80 7o  (s.  die  TabeUe  im  Anhange). 

2)  H.  F.  A.  vom  30.  December  1701. 

^)  Details  s.  auch  bei  der  Darstellung  der  einzehien  Anlehenskategorien. 

-*)  Hiefür  und  das  Folgende  s.  ein  undatirtes,  wahrscheinlich  in  das  Jahr 
1702  fallendes  anonymes  Promemoria  in  dem  Sammclbande  Mise,  camer.  III  der 
F.  Arch.  Bibl. 
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unter  anderem  daraus,  dass  Oppenheimers  Haus,  worin  sich  seine 
Wechselstube  befand,  im  Jahre  1700  vom  Pöbel  ausgeplündert  wurde ^). 

Die  Begünstigung  Oppenheimers  war  in  der  That,  auch  abge- 
sehen von  dem  Umfange  und  der  Natur  der  bezüglichen  Geschäfte, 
eine  augenfällige. 

Während  andere  Gläubiger  in  Folge  des  ausserordentlichen 
Kriegsbedarfes  und  der  ganz  nnzureichenden  Staatseinnahmen  nicht 
einmal  die  Zahlung  falliger  Zinsen  erlangen  konnten,  während 
Militärparteien,  Beamte,  Eaufleute  vergebens  auf  die  Begleichung 
ihrer  Gehalts-  und  Kaufpreis-Rückstände  warteten,  ergingen  wieder- 
holt Betreibungen  an  die  Stände  wegen  schiiftlicher  Äcceptation 
und  wirklicher  Bezahlung  der  auf  die  Vermögenssteuer,  die  Contri- 
butionen  und  die  von  den  Ländern  übernommenen  Staatsschulden- 
quoten angewiesenen  Forderungen  Oppenheimers  ^).  Schon  bei  der  Ein- 
reihung seiner  f&lligen  Forderungen  zur  Tilgung  aus  den  durch  die 
ständischen  Schuldübernahm srecesse  festgesetzten  Contributionsquoten 
wurde  Oppenheimer  im  hohen  Grade  begünstigt. 

Während  nämlich  andere  Staatsgläubiger  mit  älteren,  seinerzeit 
zu  anständigen  Bedingungen  vorgestreckten  und  längst  zur  Bück- 
zahlung eiligen  Capitalien  oder  aus  Gehalts-  und  Soldrückständen 
herrührenden  Forderungen  bei  jener  Einreihung  weit  zurückstehen 
mussten,  wurde  Oppenheimer  auch  in  dieser  Beziehung  möglichst 
vortheilhaft  gereiht.  So  wurde  er  mit  einer  falligen  Assignation 
vom  Jahre  1698  pr.  l^a  Millionen  anfangs  1701  auf  die  erbländischen 
Contributionen  von  1701  und  1702,  bald  darauf  aber  auf  die  Schuld- 
übemahmsquoten  von  1703  angewiesen*). 

Obgleich  die  successive  Capitalstilgung  nach  den  üebemahms- 
recessen  erst  1702  beginnen  sollte,  wurde  für  eine  auf  die  Quote 
Niederösterreichs  überwiesene  Forderung  Oppenheimers  von  50.000  fl. 
die  Rückzahlung  schon  pro  1701  zugesagt,  und  zwar  aus  jenem 
Betrage,  derzurVerzinsung  der  Forderungen  Anderer  bestimmt  war  *). 

Solche  Begünstigungen  bildeten  zugleich  eine  der  Bedingungen, 
unter  welchen  sich  Oppenheimer,  die  Nothlage  des  Staates  aus- 
nutzend, zu  weiteren  Darlehen  herbeiliess.     Dies  zeigt  sich  unter 


')  K.  Pat.  vom  23.  und  30.  Juli  1700,  Ck)d.  Austr.  I,  S.  365  u.  HI,  S.  403. 
^  H.  F.  A.  vom  28.  Jnni,   1.  August   und   18.  October   1701,   und  vom 
6.  Jänner  1703. 

3)  H.  F.  A.  vom  10.  und  30.  Jänner,  3.  Mai  und  1.  Juli  1701. 
*)  H.  F.  A.  vom  9.  Juli  1701. 
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anderem  daraus,  dass  er  im  Jahre  1701  anlässlich  eines  auf  die 
Contributionen  des  nächsten  Jahres  fundirten  Darlehens  von  500.000  fl 
mit  älteren  Forderungen  von  Vjo  Millionen  auf  die  Schuldübernahms- 
quotenpro  1704  bis  1707  assignirt  wurde  ^).  Dabei  handelte  es  sich 
hier  durchwegs  um  Forderungen  von  höchst  zweifelhafter  Liquidität! 

Ganz  besonders  aber  offenbart  sich  die  Bevorzugung  Oppen- 
heimers in  dem  Darlehensvertrage,  den  die  Hofkammer  Anfangs 
1702  mit  ihm  abschloss^). 

Hiemit  versprach  Oppenheimer  5  Millionen  in  10  gleichen 
Monatsraten  vorzustrecken,  und  zwar  Vs  ^^>  ^U  ^  Wechseln  auf 
italienische  Plätze  zu  einem  von  Fall  zu  Fall  zu  vereinbarenden 
Agio.  Hiefür  wurden  ihm  zur  Eückzahlung  überwiesen:  der  Eauf- 
schilling  von  400.000  fl.  für  das  den  niederösterreichischen  Ständen 
überlassene  zweite  Landsteuei*drittel,  —  der  Eaufschilling  des  deut- 
schen Ordens  für  die  Cumanischen  Güter  pr.  500.000  fl.,  —  das 
Darlehen  auf  die  Herrschaft  Hochburg,  welches  später  mit  400.000  fl. 
zu  Stande  kam,  und  jenes  von  500.000  fl.  auf  Kupferwerke  in  Ober- 
ungarn ^),  —  2  Millionen  aus  dem  anzuhoffenden  Ertrage  des  Zwangs- 
anlehens ^),  eine  Million  aus  dem  erwarteten  Darlehen  auf  das  Tiroler 
Salz,  —  und  subsidiär  2  Millionen  aus  den  erbländischen  Contri- 
butionen^). Ausserdem  wurde  das  Pfandrecht  auf  die  confiscirten  Güter 
der  Familien  Rakoczy  und  Gyumay  im  Werthe  von  2  Millionen 
eingeräumt.  Der  allfällige  Abgang  sollte  aus  anderen  Mitteln  er- 
setzt werden.  Der  Zinsfuss  wurde  auf  l^/o  monatlich  festgesetzt, 
dazu  3%  für  Provision  und  Transportkosten  bedungen.  Bei  allen 
angewiesenen  Posten  sollte  Oppenheimer  die  Priorität  vor  allen, 
selbst  älteren  Gläubigem  gemessen,  ja  sogar  vor  den  assignirten 
Truppenkörpem!  Femer  versprach  die  Hofkammer,  da  Oppen- 
heimer die  Wohnung  gekündigt  worden  war,  demselben  ein  eigenes 

^)  Contract  Tom  1.  Juli  1701   im  Becessenfafic.  B  Nr.  491,  dann  H.  F.  A. 
Tom  6.  August  1701. 

«)  H.  F.  A.  vom  15.  Jänner  1702. 

^)  Anstatt  dessen  wurde  später  die  Ausfolgung  von  2000  Centner  Kupfer 
in  natura  angeordnet  (H.  F.  A.  t.  30.  Juni  1702). 

*)  Die  Auszahlung  der  Hälfte  dieses  Betrages  wurde  am  I.Juni  1702  that- 
Bächlich  angeordnet. 

^)  Die  Contributionen  des  Voijahres  waren  gleichfalls  grösstentheils  in  die 
Taschen  Oppenheimers  gewandert,  theils  anlässlich  neuer  Lieferungsverträge  und 
Vorschüsse,  theils  für  ältere  Rückstände;  s.  oben  im  Texte,  femer  H.  F.  A.  vom 
ß.  März  1701. 
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Haas  einzuräumen,  endlich  die  Niederschlagung  eines  gegen   ihn 
anhängigen  Strafprocesses  zu  erwirken. 

Es  war  also  so  weit  gekommen,  dass  man  keinen  Anstand 
nahm,  erworbene  Rechte  dritter  Personen  zu  Gunsten  eines  ge- 
wissenlosen Wucherers  zu  verletzen,  die  den  ohnehin  aufs  Aeusserste 
Dothleidenden  Truppen  gebürenden  Zahlungen  zu  verzögern,  und 
einen  Betrüger  der  verdienten  Strafe  zu  entziehen  1  Und  alles  dies 
dafür,  dass  sich  jener  Mann  herbeiliess,  dem  Staate  unter  den 
drückendsten  Bedingungen  und  gegen  Ueberlassung  fast  aller  ausser- 
ordentlichen Einkünfte  des  Jahres  Geld  vorzustrecken!  Es  kenn- 
zeichnet die  Lage,  dass  sich  die  Hofkammer  zu  einem  solchen  Ver- 
trage noch  beglückwünschen  zu  sollen  glaubte. 

Wenn  die  Bemerkung  im  bezüglichen  Referate  vom  24.  März  1702, 
dass  auf  die  erwähnten  Fonde  Niemand,  ausser  Oppenheimer,  auch 
nur  einen  Kreuzei*  leihen  würde,  nicht  eine  blosse  Phrase  war, 
was  keineswegs  ausgeschlossen  erscheint,  so  würde  allein  hierin  der 
Beweis  liegen,  dass  es  jenem  Manne  gelungen  war,  in  Staatscredit- 
Sachen  thatsächüch  jede  Concurrenz  aus  dem  Felde  zu  schlagen. 
Mit  Ausnahme  des  Punktes,  betreffend  die  Einräumung  eines 
Hauses,  erhielt  dieser  Contract  die  kaiserliche  Genehmigung. 

Jedoch  ist  derselbe  nur  zum  Theil  in  Wirksamkeit  getreten. 
£iiiei*seits  war  nämlich  Oppenheimer  nicht  im  Stande,  die  Erlags- 
fristen  genau  einzuhalten^),  und  scheint  er  im  Ganzen  überhaupt 
kaum  4  Millionen  efifectiv  abgeführt  zu  haben;  andererseits  waren 
die  angewiesenen  Deckungsfonde,  da  ihr  Ertrag  weit  hinter  den 
präliminirten  Summen  zurückblieb,  nicht  hinreichend^). 

Keineswegs  dürfen  wir  aber  deshalb  glauben,  dass  jenes  Ge- 
schäft für  Oppenheimer  wirklich  nachtheilig  geworden  sei.  Die  Hof- 
kammej'  that  ja  das  Möglichste,  den  Abgang  an  der  assignirten 
Summe  aus  anderen  Mitteln  zu  bestreiten'^). 

Allerdings  war  es  bei  der  steigenden  Finanznoth  vielfach  un- 
i&öglich,  selbst  die  in  absolutester  Form  ausgestellten  Anweisungen 

*)  H.  F.  A.  vom  2.  Juni  1702. 

^  So  mu88te  Oppenheimer  beispielsweise,  da  von  den  Contributionen  des 
J&hres  1702  anstatt  der  assignirten  2  MiUionen  nur  Vs  Million  zur  Verfügung 
>t&iid,  mit  dem  Beste  auf  die  nächs^ährigen  Contributionen  überwiesen  werden; 
H-  F.  A.  vom  13.  Juni  1702. 

*)  H.  F.  A.  vom  30.  September  1702.  —  Anfangs  1703  wurde  Oppenheimer 
^^  IVt  Millionen  fl.  auf  die  Contributionen  von  1704  gewiesen  (H.  F.  A. 
^'  l  Jänner  1703). 
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ZU  honoriren,  da  die  betreffenden  Gelder  entweder  nur  unvollständig 
oder  verspätet  eingiengen^)  oder  zu  anderen  Zwecken  unbedingt 
benöthigt  wurden. 

Abgesehen  davon  jedoch,  dass  Oppenheimer  diese  Verhältnisse 
durch  seine  jahrelang  fortgesetzte  Ausbeutungspolitik  selbst  mit 
verschuldet  hatte,  litt  er  unter  denselben  auch,  Dank  seiner  bevor- 
zugten Stellung,  weit  weniger  als  andere  Staatsgläubiger.  Auch 
verstand  er  es  in  der  Regel,  sich  durch  wucherische  Darlehens- 
und Lieferungsbedingungen  anderwärtig  schadlos  zu  halten,  —  ganz 
abgesehen  von  dem  bedeutenden  Gewinn,  den  er  daraus  zog,  dass 
er,  die  Nothlage  anderer  Creditsparteien  ausnützend,  deren  Schuld- 
titel billigst  erwarb  und  die  volle  Liquidirung  derselben  durchsetzte*). 

Gleichwohl  stand  sein  Geschäft  eigentlich  auf  schwachen  Füssen, 
Ungeachtet  seines  beträchtlichen  Reichthums  war  er  doch  nicht  in 
der  Lage  gewesen,  die  colossalen  Creditsoperationcn  der  ersten 
Jahre  des  spanischen  Erbfolgekrieges  ganz  aus  eigenen  Mitteln  zu 
bestreiten.  Vielmehr  musste  er  hiezu  in  immer  steigenden  Masse 
an  seinen  Credit  appelliren.  Dies  war  um  so  leichter,  als  Oppen- 
heimer, Dank  seiner  unläugbaren  Findigkeit,  persönlich  bei  der 
Geschäftswelt,  namentlich  an  den  Handelsplätzen  im  Reiche,  un- 
begrenztes Vertrauen  genoss.  Die  bezüglichen  Bedingungen  waren, 
wenngleich  bei  Weitem  nicht  so  drückend  wie  jene,  welche  Oppen- 
heimer dem  Aerar  abnöthigte,  dennoch  begreiflicher  Weise  nicht/ 
gerade  harmlos,  da  ja  die  betreffenden  Capitalisten  an  dem  Gewinne 
des  vermittelnden  Hauses  theilnehmen  wollten. 

Unter  solchen  Verhältnissen  vermochte  Oppenheimer  nur  inso- 
fern seinen  Verbindlichkeiten  nachzukommen,  als  es  ihm  gelang, 
seine  eigenen  Activa  früh  genug  zu  realisiren. 

Da  diese  Voraussetzung,  wie  wir  gesehen,  schliesslich  immer  sel- 
tener zutraf,  war  der  Zusammenbruch  der  Firma,  wenn  nicht  eine 
Wendung  in  der  allgemeinen  Lage  eintrat,  nur  eine  Frage  der  Zeit 

Als  daher  Anfangs  Mai  1703*)  der  Chef  des  Hauses   starb, 


*)  In  solchen  FäUen  musste  die  Anweisung  emenert  oder  modificirt  werden, 
so  z.  B.  eine  Assignation  von  1701  auf  die  böhmischen  Contributionsrttckstfinde 
pr.  850.000  fl.,  zugleich  Anweisung  von  Rückständen  pr.  265.000  fl.  auf  die  Ver- 
mögenssteuer der  böhmischen  Länder,  und  pr.  340.000  fl.  auf  die  Militärcontri- 
bution  Ton  1701  (böhm.  F.  A.  v.  3.  April  1702). 

-)  z.  B.  H.  F.  A.  vom  3.  Juni  und  9.  Deceraber  1701. 

3)  H.  F.  A.  vom  22.  Mai  1703  und  Bidermann  Wiener  Stadtbank  S.  418. 
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und  sein  Sohn  Emanuel  das  Geschäft  übernahm,  ergab  sich,  dass  seine 
Passiva  die  zunächst  einbringlichen  Activa  bei  Weitem  überstiegen, 
weshalb  über  den  Nachlass  der  Concui-s  verhängt  werden  musste*). 
.  Selbstverständlich  drängten  nun  die  Gläubiger  der  Firma  auf 
baldige  Bezahlung  der  Assignationen,  aus  denen  sie  theils  im  Wege 
des  Concurses,  .theils  aus  dem  Titel  einer  bereits  früher  erfolgten 
Cession  ihre  Befriedigung  erhofften. 

Da  das  Aerar  in  Anbetracht  seines  fortwährenden  Geldbedarfes 
auf  den  guten  Willen  dieser  Capitalisten  angewiesen  war,  diese 
aber  jeden  weiteren  Verkehr  mit  der  Hofkammer  von  der  vorherigen 
Auszahlung  der  fälligen  Anweisungen  abhängig  machten^),  glaubte 
der  Hofkammerpräsident  Graf  Salaburg  im  Interesse  des  Staats* 
credits  die  Auszahlung  dieser  Posten  möglichst  beschleunigen,  bis 
dahin  aber  die  Gläubiger  Oppenheimers  vertrösten  zu  sollen,  und 
sandte  sich  daher  mit  einem  diesbezüglichen  Ansuchen  an  die  öster- 
reichische Hofkanzlei*). 

Thatsächlich  wurde  die  kaiserliche  Reichshofkanzlei  beauftragt, 
in  allen  Handelsstädten  Deutschlands  verlautbaren  zu  lassen,  dass 
bis  zur  Eintreibung  der  Assignationen  Oppenheimers  alle  seine 
Gläubiger  und  Cessionare  in  statu  quo  gelassen  werden  sollten. 
Hiedurch  wurde  wenigstens  einige  Beruhigung  erzielt. 

Von  den  Forderungen  Oppenheimers  an  das  Aerar  wurde  der 
weitaus  grösste  Theil  (über  5  Millionen)  auf  den  neu  enichteten 
Banco  del  Giro  sichergestellt,  was  zur  Discreditirung  dieser  Anstalt 
wesentlich  beitrug. 

Bevor  die  Bealisirung  der  bezüglichen  Anweisungen  in  Angiiff 
genommen  werden  konnte,  war  Salaburg  im  Präsidium  der  Hof- 
kammer durch  Graf  Starhemberg  ersetzt  worden*).  Der  neue 
Präsident  verhielt  sich  den  Ansprüchen  der  Rechtsnachfolger  und 
Erben  Oppenheimers  gegenüber  möglichst  ablehnend.  Wie  aus 
einem,  anlässlich  der  Berathung  neuer  Finanzmassregeln  abgegebenen 
V'otum*)    ersichtlich   ist,   bezeichnete  Starhemberg    das   „Oppen- 

^)  Der  Concurs  brach  bei  der  Leipziger  Jubilate-Messe  aus  (s.  Memoriale 
von  21  Wechslern  in  Nürnberg,  Frankfurt,  Köln  und  Augsburg  v.  1.  Oct.  1706 
in  Mise,  camer.  n,  S.  1543). 

')  Bid ermann  S.  418,  nach  einem  Briefe  des  Prinzen  Eugen. 

«)  H.  F.  A.  vom  22.  Mai  1703. 

^)  H.  F.  A.  vom  4.  Juli  1703. 

■■*)  Ref.  der  Mittelsdeputätion  vom  2.  December  1703,  H.  F.  A.  vom 
2.  Oetober  17a3. 
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heimer'sche  Unwesen"  als  Hauptursache  der  Abnahme  des  Staats- 
credits.  Es  sei  höchst  verderblich  gewesen,  dass  man  fast  „das 
ganze  Bellicum"  auf  diesen  einzigen  Mann  gestützt  habe.  Seine 
Lieferungscontracte  seien  durchwegs  zu  wucherischen  Bedingungen 
abgeschlossen  worden,  und  habe  er,  wie  allgemein  bekannt,  jeden 
Beamten,  dessen  Einfluss  er  benöthigte,  mit  Hilfe  des  grossen  Ge- 
winnes zu  bestechen  gewusst,  den  er  aus  dem  Schweisse  und  Blute 
der  Unterthanen  gezogen.  Der  Concurs  seines  Nachlasses  sei  ein 
„so  grund verderblicher  Streich,  dass  Frankreich  für  sich  und  gegen 
den  Kaiser  nichts  Kräftigeres  hätte  ersinnen  können".  Auch  spreche 
die  Vermuthung  dafür,  dass  es  sich  hier  um  ein  muthwilliges 
Falliment  handle.  Man  müsse  daher  bei  Prüfung  der  Liquidität 
der  Oppenheimer'schen  Forderungen  aufs  Strengste  zu  Werke  gehen, 
damit  ermittelt  werde,  ob  der  Kaiser  dem  Juden  noch  etwas  schuldig 
sei,  oder  umgekehrt. 

Eine  der  ersten  Massregeln  Starhembergs  war  daher  das,  frei- 
lich auch  durch  den  Concurs  selbst  mit  veranlasste  Verbot  der  Aas- 
zahlung sämmtlicher  Oppenheimer'schen  Anweisungen  bei  den  Cameral- 
ämtern  und  beim  Kriegszahlamte  ^),  bei  letzterem  mit  Ausnahme 
einiger  liquider  Posten  von  zusammen  inind  V2  Million. 

Zur  Prüfung  der  Ansprüche  der  Concursgläubiger  wurde  am 
3.  Februar  1704  ein  eigenes  Gericht  (Judicium  delegatum)*)  mit 
kurzem  Verfahren  und  mit  Ausschluss  des  Suspensiveflfectes  im  Falle 
der  Berufung  eingesetzt,  welchc^s  übrigens  bald  mehrere  Klagen 
wegen  noch  nicht  nachgewiesener  Liquidität  zurückstellte. 

Von  dem  erwähnten  Zahlungsverbote  wurden  allerdings  bald 
weitere  Ausnahmen  gemacht  ^).  Auch  wurde  dasselbe  später  allgemein 
aufgehoben^)  zu  Gunsten  der  schon  vor  dem  Bankrott  bona  fide 
cedirten  Posten,  femer  eines  liquiden  Ausstandes  von  zusanunen 
1.574.871  fl.,  welchen  man  zu  Händen  der  Erben  und  Cessionare 
auf  die  erbländischen  Contributionen  von  1705  und  1706  überwies*). 

Eine  vollständige  Aufhebung  des  Verbots  war  aber  insolange 


*)  H.  F.  A.  vom  2.  October  und  16.  November  1703. 

^)  Aus  einem  Memoriale  vom  1.  October  1706  (Mise,  camer.  II). 

3)  S.  z.  B.  H.  F.  A.  vom  22.  November  1703. 

*)  Diese  Milderung  wurde  wohl  durch  das  Gesuch  der  Wiener  und  auslän- 
dischen Eaufleutc  um  Aufhebung  des  für  die  Gläubiger  Oppenheimers  lästigen 
Verbotes  veranlasst  (H.  F.  A.  v.  30.  April  1704). 

")  H.  F.  A.  vom  29.  JuU  und  11.  October  1704. 


D.  Oreditsgescbäfte  mit  Bankiers  und  mit  höheren  Staatsfunctionären.     141 

nicht  denkbar,  als  die  Forderungen  der  Concursmasse  an  den  Staat 
nicht  liquidirt  waren. 

Die  hiezu  nöthige  Abrechnung  wurde  zwai*  schon  durch  ein 
an  den  Sohn  des  Verstorbenen,  Emanuel  Oppenheimer,  gerichtetes 
Hof  kammerdecret  vom  4.  September  1703  eingeleitet,  zog  sich  jedoch, 
offenbar  durch  Verschulden  der  compromittirten  Beamten  fast  zwei 
Jahrzehnte  lang  hinaus.  Allerdings  wurden  auf  Grund  der  Arbeiten 
der  mit  Hofkammerdecret  vom  17.  Mai  1704  eingesetzten  Liqui- 
dirungscommission  von  den  iraglichen  Assignationen  viele  den 
Gläubigem  succesive  eingeantwortet,  beziehungsweise  unter  An- 
weisung neuer  Zahlungsfonde  auf  dieselben  umgeschrieben,  auch 
effectiv  ausbezahlt.  Die  endgiltige  Liquidiiung  verzögerte  sich  aber, 
obgleich  sie  schon  1713^)  durch  Einsetzung  eines  eigenen  Judicium 
delegatum  angebahnt  worden  war,  noch  durch  Jahre. 

Nach  einem  vorläufigen  Buchhaltungsausweise  ^)  betioigen  sämmt- 
liche  Forderungen  Samuel  Oppenheimers  aus  den  Jahren  1695  bis 
Ende  1703,  sowohl  aus  Bardarlehen,  wie  aus  Lieferungen,  bis  Ende 
1707  berechnet,  30.722.913  fl.  an  Capital  und  15.737.086  fl.  an 
Zinsen,  während  in  derselben  Zeit  30.823.470  fl.  an  Capital  und 
15.321.301  fl.  an  Zinsen  theils  durch  bare  Bückzahlung  getilgt, 
theUs  durch  Assignationen  und  Banco-Anweisungen  gedeckt  wurden. 
Es  ergab  sich  also  für  das  Aerar  beim  Capital  ein  Guthaben  von 
100.557  fl.,  bei  den  Zinsen  eine  unbedeckte  ßestschuld  von  415.785  fl*). 


')  H.  F.  A.  vom  13.  Juni  1713. 

«)  H.  F.  A.  vom  18.  September  1710. 

*)  Was  specieU  die  Anweisungen  Oppenheimers  an  den  Banco  del  Giro  betrifft, 
so  beliefen  sich  dieselben  Ende  1703  auf  6.010.028  11.  (H.  F.  A.  v.  14.  Nov.  1703). 
Da  Emanuel  Oppenheimer  einer  Aufforderung,  die  Liquidität  dieser  Forderungen 
binnen  4  Wochen  nachzuweisen,  nicht  nachkam,  wurde  die  Banco-Hofdeputation 
angewiesen,  demselben  hiertlber  weder  eine  Girirung,  noch  eine  sonstige  Ver- 
fügung zu  gestatten.  Hievon  waren  übrigens  jene  Banco- Assegni  über  zwei 
Millionen  ausgenommen,  die  schon  früher  auf  die  Vermögenssteuer  assignirt  waren 
(s.  H.  F.  A.  V.  6.  Sept.  und  4.  Nov.  1703).  —  Starheraberg  war  grundsätzlich 
gegen  die  üeberweisung  von  Forderungen  Oppenheimers  an  die  Girobank.  Die- 
selben seien  nicht  liquid,  und  grössten theils  ans  wucherischen,  wegen  Verletzung 
über  die  Hälfte  ungiltigen  Lieferungsgeschäften  entstanden.  Oppenheimer  habe 
das  Aerar  um  grosse  Summen  übervortheilt ,  und  sei  überdies  wegen  einer  im 
Jahre  1698  dolos  unterlassenen  Lieferung  verantwortlich.  Auch  seien  durch 
seinen  selbstverschuldeten  Bankrott  viele  Gläubiger  hinters  Licht  geführt  worden. 
Die  Finna  solle  daher  selbst  ihre  Gläubiger  befriedigen,  nicht  aber  der  Staat 
mittelst  der  Bank  (Beferat  v.  3.  Juli  1704,  Bancalact).   Für  jene  Oppenheimer'schcn 
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Freilich  waren  diese  Ziffern  keine  definitiven.  Namentlich  war 
man  sich  bei  der  Unvollkommenheit  der  Cassencontrole  noch  dar- 
über lange  niclit  im  Klaren,  wie  hoch  sich  die  wirklichen  Ab- 
stattungen beliefen.  Dies  erklärt  es,  dass  die  Liquidii*angscommissioD 
noch  im  Jahi-e  1716  die  Forderungen  der  Oppenheimer'schen  Masse 
an  das  Aerar  durch  eine  Anweisung  von  1  Million  fl.  in  Papieren 
der  Girobank  abzufinden  beantragte.  Emanuel  Oppenheimer  wollte 
jedoch  die  damalige  ungünstige  Finanzlage  zur  Erlangung  noch 
vortheilhafterer  Bedingungen  ausnützen.  So  bot  er  denn  für  den 
Fall,  dass  man  behufs  Befriedigung  seiner  Gläubiger  2  Millionen 
aus  seinen  Giroposten  auf  die  Wiener  Stadtbank  überweise,  ausser 
dem  Verzichte  auf  alle  anderen  Forderungen  noch  ein  neues  Dar- 
lehen von  2  Millionen,  und  zwar  anfanglich  in  Proviantlieferungen 
gegen  Eückzahlung  in  2  bis  3  Jahren,  später  aber  in  Bargeld, 
gegen  Rückzahlung  in  4,  mit  1720  beginnenden  Jahresraten  ans 
der  Stadtbank,  eventuell  schon  1718  und  1719  aus  den  Ländercon- 
tributionen  unter  Bürgschaft  der  Stände.  Dieses  Anbot  wurde  über 
Antrag  der  Hof  kammer  abgelehnt,  da  sich  aus  den  Verhandlungen  des 
delegirten  Gerichtes  bald  zeigen  werde,  dass  sich  aus  der  Verrechnung 
füi"  das  Aerar  ein  beträchtliches  Guthaben  gegen  Oppenheimer  ergebe. 

Nach  dem  Scheitern  dieser  Vergleichsverhandlungen  wurde  das 
anlässlich  derselben  unterbrochene  gerichtliche  Verfahren  wieder 
aufgenommen  *). 

Am  14.  August  1719 -)  erfloss  endlich  das  Erkenntnis  des 
delegirten  Gerichtes.  Hienach  hatte  Emanuel  Oppenheimer  als  Erbe 
seines  Vaters  dem  Aerar  an  Capital  1.587.386  fl.  und  an  Zinsen 
2.513.723  fl.,  zusammen  also  4.101.114  fl.  zu  ersetzen*). 

Nach  weiteren  4  Jaliren,  nämlich  am  4.  März  1723*),  erkannte 
das  delegirte  Gericht,  Emanuel  Oppenheimer  sei  als  Erbe  seines 
Vaters  schuldig,  dem  Aerar  aus  einer  langen  Beihe  von  Geschäfte 
an  Capital  zusammen  2.078.343  fl.  sammt  den  hievon  pro  rata 
zu  berechnenden  Zinsen  zu  ersetzen,  ferner  noch  die  bisher  nicht 


Bancoposten,  deren  Girirung  in  den  Büchern  der  Anstalt  thatsächlich  vorgemeikt 
worden  war,  wurde  dieselbe  auch  später  anerkannt. 

*)  H.  F.  A.  vom  9.  November  und  11.  December  1716. 

2)  H.  F.  A.  vom  30.  August  1719. 

")  Es  erging  demnach  von  der  Hofkammer  der  entsprechende  Zahlungs- 
auftrag an  Emanuel  Oppenheimer. 

*)  H.  F.  A.  vom  4.  März  1723. 
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verrechneten  Zinsen  von  einigen  anderen  Posten.  In  dem  anf 
Grand  der  ersten  Verrechnung  ausgestellten  Absolutorium  vom 
17.  November  1704  seien  nämlich  allerdings  die  Empfange  Oppen- 
heimers vom  Aerar  mit  31.606.341  fl.,  und  dessen  Zahlungen  mit 
33.181.212  fl.  ausgewiesen  worden,  wonach  sich  für  denselben  ein 
Outhaben  von  1.574.871  fl.  ergeben  hätte.  Hiebei  habe  man  jedoch 
die  nachträgliche  Richtigstellung  vorbehalten  für  den  Fall  eines 
Be<ihnungsfehlers,  femer  unvollständiger  Angaben  Oppenheimers  be- 
züglich der  Empfänge,  und  der  Beschaffung  weiterer  Rückzahlungs- 
belege. Aus  den  Quittungen  und  dem  Geständnisse  Emanuel  Oppen- 
heimers gehe  nun  aber  hervor,  dass  sein  Vater  namhafte  Beträge 
gar  nicht  in  Empfang  gestellt  habe,  so  dass  für  das  Aerar  obige 
Summe  als  Guthaben  verbleibe. 

Ist  es  nicht  unbegreiflich,  dass  solche  Unterschleife  jahrelang 
unentdeckt  bleiben  konnten,  dass  ein  Mann,  der  unleugbar  vor  das 
Strafgericht  gehörte,  bis  zu  seinem  Tode  mit  allen  möglichen  Be- 
günstigungen überhäuft  wurde? 

In  der  diesem  Erkenntnisse  zu  Grunde  liegenden,  im  Jahre  1717 
angestrengten  Klage  des  Aerars  war  die  Forderung  mit  6.166.868  fl. 
beziffert  worden.  Der  beträchtliche  Abstrich,  den  das  Gericht  hieran 
voinahm,  beweist,  dass  nur  zweifellose  Ersatzansprüche  des  Aerars 
anerkannt  wurden. 

Uebrigens  scheint  dieses  Erkenntnis  sich  nur  auf  jene  An- 
sprüche bezogen  zu  haben,  über  welche  nicht  schon  im  Jahre  1719 
entschieden  worden  war^).  Hienach  wären  dem  Aerar  zusammen 
3.665.729  fl.  an  Capital  zuerkannt  worden,  welcher  Forderung  an 
Zinsen  mindestens  5  Millionen  entsprochen  hätten. 

Jedoch  war  der  Rechtsstreit  auch  hiemit  noch  nicht  endgiltig 
entschieden,  da  Emanuel  Oppenheimer  offenbar  an  die  obere  Instanz 
appellirte. 

Dies  beweist  ein  am  21.  Apiil  1725*-)  abgeschlossener  Vertrag 
zwischen  der  Hofkammer  und  dem  Kurfürsten  von  Mainz  und 
dessen  Familie,  in  Betreff  verschiedener  Kriegszahlamtsquittungen 
Oppenheimers,  woran  dieselben  anfangs  das  Pfandrecht,  später  durch 


*)  Hierauf  deutet  die  Stylisirung  im  Erk.  von  1723:  (Es  wird)  .  .  „über 
deu  am  14.  August  1719  in  ordine  primo  periodi  publicirten  Hauptabschied  wei- 
ters zum  Abschied  gegeben.*' 

«j  Recess  Fase.  C,  Nr.  430. 
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Cession  das  Eigenthumsrecht  erworben  hatten.  Hiemit  wurde  näm- 
lich, ungeachtet  der  ausdrücklich  betonten  grossen  Gegenforderungen 
des  Aerars  gegen  Oppenheimer,  dem  Kurfürsten  aus  besonderer 
Rücksicht  für  alle  jene  Forderungen  eine  Pauschalabfindung  von 
400.000  fl.  bewilligt,  zahlbar  sammt  5®/o  laufenden  Zinsen  durch 
die  Wiener  Stadtbank  in  thunlichen  Fristen,  worüber  mit  der 
Ministerial-Bancodeputation  zu  verhandeln  sein  werde.  Der  Kurfürst 
habe  auf  alle  weiteren  Ansprüche  zu  verzichten,  ausser  für  den 
Fall,  dass  das  Aerar  „bei  Ausgang  des  Oppenheimer'schen  Rechnungs- 
wesens wider  Vermuthen"  Schuldner  verbleibe. 

Ob  der  dem  Aerar  gerichtlich  zugesprochene  Ersatz  jemals 
ganz  oder  auch  nur  zum  Theile  geleistet  wurde,  ist  nicht  ersicht- 
lich. Uebrigens  zog  sich  die  Verhandlung  wegen  der  ärarischen 
Forderungen  an  die  Oppenheimer'sche  Concursmasse  noch  Jahrzehnte 
lang  hinaus,  und  zwar  bis  1762^). 

2.  Creditsgeschäfte  mit  Wertheimer. 

Nächst  Oppenheimer  stand  von  den  jüdischen  Bankiers  in  Wien 
besondei*s  der  frühere  königlich  polnische  Oberkriegsfactor  Simson 
Wertheimer  mit  der  Hofkammer  in  lebhafter  Geschäftsverbindung, 
indem  er  theils  dem  Aerar  aus  eigenen  Mitteln  bedeutende  Beträge 
vorstreckte,  theils  auf  seinen  Credit  Anlehen  für  Staatszwecke  auf- 
brachte. 

In  seinen  Darlehensbedingungen  war  Wertheimer  weit  be- 
scheidener und  massvoller  als  Oppenheimer.  Für  gewöhnlich  be- 
gnügte er  sich  mit  6  bis  9"^  Zinsen.  Ausnahmsweise  begehrte  er 
allerdings  127^,  einmal  —  unter  besonderen  kritischen  Verhält- 
nissen —  sogar  (übrigens  für  einen  kleinen  Betrag)  36®/o.  Im 
Grossen  und  Ganzen  aber  hat  es  den  Anschein,  dass  günstigere 
Bedingungen,  als  sie  jeweilig  von  Wertheimer  geboten  wurden,  bei 
dem  aufs  Aeusserste  erschöpften  Staatscredite  überhaupt  nicht  zu 
erzielen  waren. 

Dies  erklärt  es  auch,  dass  Wertheimer,  wenngleich  er  jederzeit 
auf  seinen  Vortheü  bedacht  war,  doch  —  ungeachtet  des  herrschen- 
den Misstrauens  gegen  seine  Glaubensgenossen  —  fast  nie  als 
Wucherer  bezeichnet  wurde,  sowie  dass  seine  Firma  ihre  Geschäfts- 


»)  S.  Schwabe  S.  20,  21,   ferner  H.  F.  A.  vom  24.  October  1730   und 
18.  Mäiz  1734. 
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erbindang  mit  dem  Aerar  fast  unangefochten  jahrzehntelang  zu 
rhalten  wosste. 

Uebrigens  war  Wertheimer  in  seinen  Engagements  weit  vor- 
ichtiger  als  Oppenheimer.  Insbesondere  sah  er  bei  der  Sicher- 
tellnng  seiner  Vorschüsse  stets  auf  den  inneren  Werth  der  an- 
:ewiesenen  Fonde;  daher  musste  ihm  häufig  eine  mehrfache  Sicher- 
teilung durch  Simultan-  ^)  oder  Subsidiärpfandrechte  bewilligt  werden. 
)ass  er,  gleich  Oppenheimer  und  vielen  anderen,  auch  christlichen 
^pitalisten,  die  Zwangslage  des  Staates  nicht  selten  dazu  ausnützte, 
im  sich  für  seine  Darlehen  das  Pfandrecht  mit  der  Priorität  vor 
Ilen  anderen  Assignataren  einräumen  zu  lassen,  kann  nicht  Wunder 
lehmen.  Ebenso  ist  es  begreiflich,  dass  er  sich  zu  neuen  Vor- 
chüssen  häufig  nur  gegen  Zuschlag  älterer  Forderungen,  oder  über- 
laupt  gegen  wirksamere  Sicherstellung  der  letzteren  herbeiliess. 

Darlehen  auf  längere  Fristen  scheint  Wertheimer  in  der  Regel 
gescheut  zu  haben. 

Wie  Oppenheimer,  nahm  auch  Wertheimer  sammt  seiner  Familie 
mter  der  damaligen  Wiener  Judenschaft  eine  bevorzugte  Stellung 
,in^).  Der  Aufenthalt  in  Wien  war  den  Juden  damals  bekanntlich 
m  Allgemeinen  untersagt;  nur  einigen  Familien  wurde  derselbe 
nittelst  kaisei'lichen  Privilegiums  gestattet.  Das  bezügliche  Privi- 
egium  Wertheimers  wurde,  unter  Anerkennung  seiner  ausdrücklich 
kls  uneigennützig  bezeichneten  Dienste,  bald  nach  dem  Kegierungs- 
mtritte  Karls  VI.  anstandslos  erneuert*),  wozu  freilich  weniger 
iiese  Uneigennützigkeit,  als  die  thatsächliche  Unentbehrlichkeit^) 
iVertheimers  beigetragen  haben  dürfte. 

Anfangs  1713  übergab  Simson  Wertheimer  das  Geschäft  seinem 


*)  Abgesehen  von  den  zahlreichen  Belegen  an  anderer  Stelle  wäre  hier  z.  B. 
dn  Versicheningsdecret  vom  15.  September  17Q1  zu  erwähnen,  wonach  Wert- 
leimer  wegen  einer  Militärforderang  von  60.043  11.  auf  BänunÜiche  Cameral- 
l^fäUe,  insbesondere  das  schlesische  Bräu-Urbarsrelutum ,  die  polnischen  Dotal- 
j^eldei  und  die  neue  holländische  Anleihe  sichergestellt  werden  sollte. 

*)  Am  23.  Mai  1701  wurde  ihm  die  Zusicherung  ertheilt,  dass  er  die  seinen 
Verwandten  in  Ungarn  abgenommenen  Toleranzgelder  von  1300  fl.  zurück- 
erhalten, und  künftig  von  deren  Zahlung,  sammt  den  Seinigen,  seinem  Privi- 
iegiam  gemäss,  befreit  sein  soUe. 

»)  H.  F.  A.  vom  28.  Februar  1712. 

*)  Kurz  vor  jener  Priyilegiumseroeuerung  war  Wertheimer  beauftragt 
worden,  nach  Frankfurt  zur  Eaiserkrönung  zu  reisen,  um  für  unvorhergesehenen 
Creditbedarf  bei  der  Hand  zu  sein  (H.  F.  A.  v.  12.  Nov.  1711). 

y.  Menti,  Finanzen  Oeaterreichs.  10 
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ältesten  Sohne  Wolf^),  dessen  Verhalten  bald  zn  Anständen  An- 
lass  gab. 

3.  Vorsohüase  anderer  Bankiers. 

Ausser  mit  den  genannten  zwei  grossen  Firmen  stand  die  Hof- 
kammer noch  mit  mehreren  Wechselhänsem  in  geschäftlicher  Ver- 
bindung, um  die  unausgesetzt  erforderlichen  Creditsoperationen 
durchführen  zn  können.  Hiebei  handelte  es  sich  oft  um  sehr  be^ 
deutende  Vorschüsse,  deren  Valuta  jedoch  gewöhnlich  nicht  in  bai*em, 
sondern  durch  Ausstellung  oder  Girirung  von  Wechseln  auf  Handels- 
plätze im  Bereiche  des  betreflFenden  Truppenkörpers  erlegt  wurde, 
und  zwar  grossentheils,  namentlich  unter  Salaburg,  gegen  sehr  hohe 
Zinsen  und  ein  geradezu  exorbitantes  Wechselagio.  Die  ausge- 
dehnte Benutzung  dieser  Art  von  Credit  liefert  daher,  —  auch  ab- 
gesehen von  allen  übrigen  diesbezüglichen  Momenten  —  den  deut- 
lichsten Beweis  für  die  unaufhörlichen,  drückenden  finanziellen 
Verlegenheiten,  als  deren  Gradmesser  wir  ja  Zinsfuss  und  Agio 
betrachten  müssen. 

Welchem  von  den  hier  in  Betracht  kommenden  Bankiers  im 
einzelnen  Falle  ein  Geschäft  zugewendet  wurde,  hing  vielfach  vom 
Zufalle  ab,  namentlich  auch  von  den  Handelsverbindungen  der  ver- 
schiedenen Häuser.  Zuweilen  wurde  wohl  auch  mit  mehreren  Firmen 
verhandelt,  und  schliesslich  mit  jener  abgeschlossen,  welche  die 
billigsten  Bedingungen  stellte;  keineswegs  aber  bildet  dies  die  BegeL 
Oft  war  der  neue  Vorschuss  nur  die  Prämie  für  die  Aussicht  auf 
endliche  Bezahlung  fälliger  oder  für  die  frühere  Bezahlung  noch 
nicht  falliger  Forderungen. 

Wohl  der  bedeutendste  unter  jenen  Bankiers,  und  fast  der 
einzige,  der  in  seinen  Bedingungen  Mass  zu  halten  wusste,  war 
Gottfried  Schrey  vogel.  Die  Greschäftsverbindung  mit  diesem  Manne 
hatte  sich  schon  in  den  letzten  Jahren  des  17.  Jahrhundeits  so 
erspriesslich  gezeigt,  dass  man  sich  seiner  sogar  zur  Verdrängung 
des  unheilvollen  Einflusses  Oppenheimers  bedienen  zu  können  glaubte, 
—  eine  Hoffnung,  die  freilich  nicht  in  Erfüllung  ging.  Die  meisten 
VorschussgeschSfte  Schrejrvogels  hatten  Cameralfonde  zum  Gegen- 
stande, einige  aber  auch  Militärcontributionen,  und  wird  diesfalls 
hiemit  auf  die  Darstellung  in  den  betreffenden  Abschnitten  verwiesen. 


^)  H.  F.  A  Yom  13.  J&nner  1713.  —  Bezüglich  der  einzelnen  Darlehen  der 
Firma  Wertheimer  wird  auf  die  Darstellung  im  Abschnitte  m  E  verwiesen. 
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Die  übrigen  grösseren  Wechselhäuser  jener  Zeit  waren,  so- 
weit sie  for  die  Hofkämmer  in  Betracht  kamen,  grösstentheils  minder 
bescheiden  in  ihren  Bedingungen.  Hieher  gehören  von  den  jüdischen 
^ufleuten  Wiens  insbesondere  Lob  Sinzheim  und  Lazarus 
lirschl,  von  christlichen  Firmen  Seiter  und  Pieri,  Bolza,  be- 
ionders  aber  Gaun  und  Zanchoni. 

Von  nicht  speciell  fundirten  Vorschüssen  des  Hauses  Seiter 
md  Pieri  wären  zu  erwähnen  jene  von  200.000  fl.  (1701),  50.000 
md  200.0000  fl.  (1702)*). 

Gaun  und  Zanchoni  liehen  1702,  bald  nachdem  ihnen  ihre 
rflheren  Forderungen  zurückgezahlt  worden,  125.000  fl.^).  Ende 
^ecember  1702  hatten  sie  308.071  fl.  zu  fordern,  deren  Rückzahlung 
n  den  nächsten  Monaten  aus  anderen  Anlehensgeldem  erfolgte. 
Jm  dieselbe  Zeit  streckte  das  Haus  in  Wechseln  auf  Frankfurt, 
jtraz  und  Brescia  zusammen  435.000  fl.  vor^).  1704  wurden  Gaun 
ind  Zanchoni  mit  fälligen  Forderungen  von  222.725  fl.  an  die  böh- 
[Qische  und  schlesische  Kammer  zur  Rückzahlung  angewiesen,  worauf 
sie  successive  wieder  350.000  fl.  in  Wechseln  nach  deutschen  und 
italienischen  Plätzen  liehen.  1711  gaben  sie  wieder  300.000  fl.  in 
Wechseln  nach  Frankfurt,  deren  Rückzahlung  im  nächsten  Jahre 
erfolgte*). 

Bolza,  welcher  wiederholt  den  Greditbedarf  der  kaiserlichen 
Armeen  in  Italien  bestritt,  übernahm  unter  anderem  im  Juli  1712 
ein  Darlehen  von  222.250  Ducati  zu  12  ^/o,  welches  erst  nach  zwei 
Jahren  völlig  getilgt  war*). 

Lazarus  Hirschl,  welcher  früher  Münzlieferant  in  Schlesien 
war,  erhielt  erst  1706  die  Erlaubnis  zum  Aufenthalte  in  Wien, 
fegem  Erlag  von  50.000  fl.*).  Hier  scheint  sich  sein  Vermögen 
lasch  vermehrt  zu  haben,  da  er  bald  zu  den  bedeutendsten  unter 
ien  wenigen  damals  in  Wien  geduldeten  jüdischen  Bankiei*s  zählte. 

Wie  gross  aber  die  wirthschaftliche  Macht  und  der  Einfluss 
lieser  Letzteren  auch  Jahre  nach  dem  Sturze  Oppenheimers  war, 


*)  H.  F.  A.  vom  5.  December  1701,  vom  10.  März,  10.  April  und  21.  Juli  1702 
^  H.  F.  A.  vom  8.  Juni  und  22.  Juli  1702. 
»)  H.  F.  A.  vom  1.  Februar,  1.  und  6.  März  1703. 

^)  H.  F.  A.  vom  2.  Jänner,  7.  April  und  13.  October  1704,  vom  1.  und 
.  Juni  1711,  vom  25.  Februar  1712. 

»)  H.  F.  A.  vom  23.  December  1713  und  16.  Februar  1715. 
•)  H.  F.  A.  vom  24.  Jänner  1706. 

10* 
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erhellt  unter  anderem  daraus,  dass  sich  die  Hofkammer  anlässlich 
eines  Judenkrawals  in  Frankfurt  a.  M.  Anfangs  1711  veranlasst 
sah,  die  Reichshof  kanzlei  im  Interesse  des  Credits  um  ihre  Intervention 
zum  Schutze  der  Frankfurter  Juden  zu  ersuchen,  da  diese  mit  ihren 
Wiener  Glaubensgenossen  in  Handelsverbindungen  stünden^). 

Auch  die  Familie  Oppenheim  er  selbst  behielt  noch  immer  eine 
gewisse  Bedeutung.  Dies  erklärt  es,  dass  der  Sohn  Samuel  Oppen- 
heimers, Emanuel,  ungeachtet  die  Verrechnung  zwischen  dem  Nach- 
lasse seines  betrügerischen  Vaters  und  dem  Aerar  noch  lange  nicht 
beendet  war,  schon  wenige  Jahre  nach  dem  Tode  des  Ek*stereD 
häufige  Lieferungsverträge  mit  dem  Aerar  abschloss,  und  zuweilen 
selbst  mit  Barvorschüssen  aushalf.  Noch  öfters  war  Letzteres  bei 
seinem  Vetter  (oder  Bnider?)  Isak  Oppenheimer  der  Fall'). 

Natürlich  waren  diese  Geschäfte  nach  ihrem  Umfange,  wie  nach 
ihren  Bedingungen,  mit  jenen,  die  man  früher  zum  grössten  Schaden 
des  Staates  mit  Samuel  Oppenheimer  abgeschlossen  hatte,  nicht 
entfernt  zu  vergleichen. 

4.  Freiwillige  Darlehen  von  Staatsbeamten. 

Während  des  langjährigen  Krieges,  in  welchen  die  Monarchie 
an  der  Schwelle  des  18.  Jahrhunderts  eintrat,  fehlten  den  Staats- 
cassen  bekanntlich  nicht  selten  selbst  zur  Bezahlung  der  allerdrm- 
gendsten  Posten  die  nöthigen  Barmittel.  Dabei  genoss  der  Staat 
als  solcher  fast  gar  keinen  Personalcredit,  was  bei  der  Uebe^ 
lastung  aller  Einnahmsquellen  die  Aufbringung  von  Anlehen  un- 
gemein erschwerte.  So  war  es  denn  ganz  natürlich,  dass  die  höchsten 
Staatsfunctionäre,  welche  grösstentheUs  sehr  bedeutende  Besoldungen 
bezogen,  und  in  der  Begel  zu  den  vermöglichsten  Cavalieren  des  Bei- .  ^ 
ches  gehörten,  dem  bedrängten  Aerar  mit  Darlehen  aus  der  Elemme  J 
halfen.  Zum  TheUe  fanden  dieselben  hiebei  auch  gewiss  ihre  Beclh  j 
nung,  da  in  jener  unruhigen  Zeit  eine  sichere  Capitalsanlage  bd  '\ 
guter  Verzinsung  wohl  nicht  immer  leicht  möglich  war.  Auch  mag  '^ 
es  angesichts  der  vielen  gleichzeitigen  Andeutungen  über  Amtsmiss-  d 
brauch  und  Uebervortheilung  des  Staates  durch  Beamte  dahingestellt 
bleiben,  ob  der  Ursprung  der  zu  solchen  Darlehen  verwendeten  Capitalien 

*)  H.  F.  A.  vom  16.  Februar  1711. 

«)  Isak  üppenheimer  lieh  z.  B.  1707  60.000  fl.,  1708  176.000  fl.,  letztere 
gegen  Sicherstellung  auf  die  Contribution  der  böhmischen  Judenschaft;  8.  H.  F.A. 
Yom  1.  November  1707  und  6.  Jänner  1708. 
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nicht  znweilen  ein  sehr  bedenklicher  war.  Immerhin  lag  aber  ge- 
wiss nicht  selten  wirklich  ein  Act  patriotischer  Opferwilligkeit  yor, 
namentlich  dann,  wenn  der  betreffende  Functionär  zu  seinem  Dar- 
lehen nicht  selbst  die  Mittel  besass,  sondern  auf  seinen  Credit  für 
den  Staat  bei  dritten  Pei*sonen  Capitalien  aufbrachte  und  somit  zu 
Gunsten  des  Aerars  sich  entweder  ausschliesslich  als  Schuldner  ver- 
pflichtete, oder  eine  Solidarbürgschaft  einging. 

Der  Mann,  der  beim  Ausbruche  des  Krieges  an  der  Spitze  des 
dsterreichischen  Finanzwesens  stand,  Graf  Salaburg,  ist  zwar  be- 
kanntlich keineswegs  schuldlos  an  dem  damaligen  Verfalle  des  Staats- 
credits,  doch  that  ei*  wenigstens  sein  Möglichstes,  um  den  Staats- 
cassen  mit  seinem  Vermögen  und  mit  seinem  bedeutenden  Privat- 
credite  auszuhelfen.    Dass  er  sich  hiebei,  dem  Brauche  jener  Zeit 
entgegen,  keineswegs  immer  bestimmte  Pfänder  verschreiben  liess, 
ist  begreiflich:  stand  ihm  ja  doch  als  Hofkammerpräsidenten  ohnehin 
das  Anweisungsrecht  zu.    Auch  war  ihm  die  relative  Bonität  der  ein- 
zebien  Fonde  jederzeit  bekannt,  so  dass  er  nie  so  viel  riskirte,  wie 
andere  Staatsgläubiger. 

Im  Jahre  1701  lieh  Salaburg  dem  Kriegszahlamte  100.000  fl. 
gegen  Anweisung  auf  das  Vermögensteuercontingent  Böhmens  pr. 
600.000  fl.,  ein  anderes  Mal  ohne  Hypothek  30.000  fl.  für  dringende 
Amtsausgaben,  50.000  fl.  für  unaufschiebliche  Militärauslagen  und 
andere  15.000  fl.  in  die  geheime  Kammer^). 

Am  25.  Juni  1701  wurde  für  verschiedene  von  Salaburg  seit 
seinem  Amtsantritte  geleistete  Vorschüsse  eine  kaiserliche  Obliga- 
tion über  310.310  fl.  zu  6^0  ausgestellt,  womit  demselben  bis  zui- 
TöUigen  Abstattung  dieses  Betrages  mehrere,    ihm    schon  früher 
Ar  theilweise  noch  aushaftende  ältere  Forderungen  von  430.000  fl. 
Terpftndete  Gefälle  neuerdings  pfandweise  zum  Besitz  und  Genuss 
ftberlassen  wurden,  —  nämlich  die  Aufschläge  von  Vöcklabruck  und 
Englhardszell,  die  Maut  Linz  mit  jährlichen  12.000  fl.,  der  Sensen- 
imd  Tabakappalto  in  OberösteiTeich,  dann  9000  fl.  jährlich  aus  dem 
scblesischen  Salzamte. 

Auf  dieselbe  Hypothek  und  gleichzeitig  auf  die  von  den  Ständen 
zur  Tilgung  von  Staatsschulden  übernommenen  Summen  lieh  Sala- 
burg gegen  Obligation  vom   1.  August  1702  weitere  600.000  fl.*). 


^)  H.  F.  A.  vom  26.  April,  9.  Juli,  12.  AugniBt  und  31.  October  1701. 

^)  Hierunter  dürften  wohl  auch  jene  Forderungen  yon  zusammen  620.000  fl. 
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Im  Herbste  1702  brachte  der  Hofkammerpräsident  gegen  seine 
eigenen  Wechsel  159.286  fl.  auf,  wofttr  er  an  das  ungarische  Salz- 
amt assignirt  wurde  ^). 

Einen  ganz  besonderen  Umfang  aber  nahmen  Salaburgs  Vor- 
schüsse im  nächstfolgenden  Jahre  an.  So  streckte  er  zur  Bezahlung 
der  Subsidiengelder  an  Sachsen  und  Polen  im  Jahre  1702:  208.457  fl^ 
im  Jahre  1703:  239.124  fl.  vor^),  —  allerdings  wegen  des  hohen 
Geldpreises  grösstentheils  zu  l7o  pr-  mese.  131.601  fl.  hiervon 
wurden  am  1.  October  1703  zur  Rückzahlung  angewiesen. 

Bald  darauf  lieh  er  300.000  fl.  k  conto  der  dem  Bankier  Oppen- 
heimer angewiesenen  Kumanischen  Eaufschillingsgelder,  weiter  je 
150.000  fl.  zur  Bezahlung  von  Wechselforderungen  des  Grafen  Pfe- 
horsowsky  und  der  Firma  Gaun  und  Zanchoni')  u.  s.  w. 

Die  Realisirung  der  dem  Hofkammerpräsidenten  zur  Rück- 
zahlung solcher  Vorschüsse  ertheilten  Anweisungen  bot  unter  den 
damaligen  Verhältnissen  immer  mehr  Schwierigkeiten.  Anderer^ 
seits  drängten  die  Bankiers,  welche  die  betreffenden  Summen  theils 
gegen  Salaburgs  Bürgschaft,  theils  auf  dessen  Personalwechsel, 
theils  gegen.  Verpfandung  seiner  Habe  gegeben  hatten,  auf  Ein- 
haltung der  übernommenen  Verpflichtungen,  wozu  Salaburgs  .eigenes 
Vermögen  nicht  hinreichte.  Der  Personalcredit,  den  er  als  Hof- 
kammerpräsident genoss,  erlitt  aber  einen  starken  Stoss,  als  seine 
Stellung  unhaltbar  geworden  war.  Bevor  daher  Salaburg  das  Prä- 
sidium seinem  Amtsnachfolger  übergab,  suchte  er,  im  eigenem,  wie 
im  Interesse  seiner  Gläubiger,  welche  schon  Executionsmassregeln 
gegen  ihn  eingeleitet  hatten^),  eine  Realsicherstellung  aller  seiner 
noch  aushaftenden  Fordemngen  zu  einwirken,  die  er  auf  ungefähr 
1.800.000  fl.  beziflerte.  Auf  Grund  der  beigebrachten  Original- 
schuldtitel wurden  dieselben  jedoch  vorläufig  nur  mit  1  Million  fl. 
liquidirt*). 

Hievon  waren  nur  50.000  fl.  ein  eigener  Vorschuss  Salaburgs; 
der  Rest  entfiel  auf  seine  Mitinteressenten,  wovon  Gaun  und  Zan- 


inbegriifen  gewesen  sein,  wegen  welcher  Salaburg  bald  darauf  auf  die  erbländische 
Schuldübemahme  angewiesen  wurde;  H.  F.  A.  vom  21.  August  1702. 

*)  H.  F.  A.  vom  13.  November  1702. 

«)  H.  F.  A.  vom  30.  März  und  1.  October  1703. 

3)  H.  F.  A.  vom  8.  Mai  1703. 

*)  Fin.  C.  Prot,  vom  27.  April  1718.  * 

^)  Hof  kammerreferat  vom  18.  Mai  1705  im  böhm.  F.  A.  vom  27.  Mai  1705. 
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clioni  mit  500.000  fl.,  ein  Herr  v.  Schmettau  mit  300.000  fl.,  Oppen- 
heimer mit  100.000  fl.  und  ein  Graf  Celidon  mit  50.000  fl.  betheiligt 
waren  *). 

Znr  Sicherstellung  der  RückzahluDg  dieses  Capitals  sammt 
6®/o  Zinsen  wurden  mit  kaiserlicher  Obligation  vom  21.  Juni  1703 
drei  böhmische  Eammergüter  und  einige  niederösterreichische  Oa- 
meralgefälle  verpfändet^). 

üebrigens  beli^fen  sich  Ende  1705  die  in  der  erwähnten  Summe 
nicht  inbegriffenen  Wechselforderungen  Salaburgs,  deren  Zahlung 
damals  angeordnet  wurde,  noch  auf  557.091  fl.*). 

Wie  Salaburg,  war  auch  dessen  Nachfolger,  Gundaker  Graf 
Starhemberg,  wiederholt  in  der  Lage,  in  Fällen  dringenden  Be- 
darfes mit  Geld  oder  Bürgschaft  auszuhelfen. 

Schon  als  Vicepräsident  der  Hofkammer,  und  zwar  vom  31.  De- 
cember  1698  bis  Ende  1700,  hatte  er  in  verschiedenen,  zum  Theile 
sehr  bedeutenden  Posten  zusammen  790.003  fl.  vorgestreckt,  und 
zwar  137.217  fl.  in  das  Kriegs-,  und  652.786  fl.  in  das  Hofeahl- 
arat*);  ausserdem  hatte  er  dem  letzteren  gegen  seine  Bürgschaft 
57.653  fl.  verschafft,  üebrigens  waren  auch  die  auf  eigenen  Namen 
dargeliehenen  Beträge  von  Starhemberg  zum  Theile  bei  Anderen 
aufgenommen  worden*). 

Die  obigen  Forderungen  wurden  grösstentheils  noch  1701  be- 
richtigt, und  zwar  theils  mit  Hilfe  von  Vorschüssen  Salaburgs, 
theils  aus  Cameralmitteln,  so  dass  Ende  1701  nur  mehr  159.336  fl. 
ausständig  waren,  welche  auf  verschiedene  Cameralämter  für  das 
zweite  Halbjahr  1702  zur  Rückzahlung  angewiesen  wurden*). 

Als  Hof  kammerpräsident  brachte  Starhemberg  im  Jahre  1704 
unter  anderem  bei  Gaun  und  Zanchoni  auf  seinen  Credit  100.000  fl. 
auf,   und  zwar  gegen  Rückzahlung  aus  den  nächst  eingehenden 


^)  S.  den  Pachtcontract  yom  20.  Mai  1705  im  böhm.  F.  A.  vom  27.  Mai  1705. 

^  Das  Nähere  b.  im  V.  Abschnitte. 

^  Böhm.  F.  A.  vom  22.  December  1705. 

«)  Hievon  waren  am  1.  März  1701  noch  478.786  fl.  an  Capital  und  9000  fl. 
an  Zinsen  ausständig.  Erst  kurz  vorher  waren  100.000  fl.  aus  dem  Tscher- 
nin'schen  Darlehenscapital  von  1  Million  fl.  an  Starhemberg  zurückgezahlt  worden; 
H.  F.  A.  vom  9.  Februar  und  1.  März  1701. 

*)  H.  F.  A.  vom  15.  März  1701. 

«)  H.  F.  A.  vom  15.  März,  12.  April,  2.  Mai  und  28.  December  1701. 
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Mitteln  des  Erlegszahlamtes;  im  nächsten  Jahre  lieh  er  80.000  fl. 
in  Wechseln^). 

Am  31.  December  1706  betrugen  seine  Forderungen  395.201  fl. 
an  Capital  mit  einem  Zinsenausstande  von  6767  fl.,  und  wurde  zu 
deren  Tilgung  das  in  Niederösterreich  neu  eingeführte  Salzsteige- 
rungsgefall  mit  einer  Quote  jährlicher  100.000  fl.  assignirt. 

1708  lieh  Starhemberg  fiir  Kriegszwecke  wieder  25.000  fl.  in 
Wechseln  auf  6  Monate,  gegen  V//o  pr.  mese;  zwei  Jahre  später 
brachte  er  für  den  kaiserlichen  Botschafter  in  Rom  30.000  fl.  auf 
seinen  Credit  auf-).  Vom  1.  Jänner  bis  17.  April  1711  betrugen 
seine  Vorschüsse  59.644  fl. ;  ein  halbes  Jahr  später  lieh  Wertheimer 
gegen  Starhembergs  Bürgschaft  100.000  fl.  zu  l^/o  monatlicher 
Zinsen*);  vom  1.  Jänner  bis  15.  August  1712  wurden  gegen  die 
Unterschrift  des  Hofkammerpräsidenten  zusammen  165.909  fl.  für 
das  Aerar  aufgebracht*). 

Ende  October  1711  beliefen  sich  die  ausständigen  Forderungen 
Starhembergs  auf  153.133  fl.,  ein  Jahr  später  noch  auf  73.826  fl., 
welcher  Betrag  sammt  67o  Zinsen  zur  Zahlung  in  4  Quartalsraten 
auf  das  niederösterreichische  Salzamt  angewiesen  wurde '^). 

Auch  einzelne  Hofkammerräthe  brachten  auf  ihren  persön- 
lichen Credit  bedeutende  Summen  für  das  Aerar  auf.  So  bezifferten 
sich  z.  B.  die  einschlägigen  Leistungen  des  Hofkammerrathes 
V.  Krapf  von  1701—1703  auf  über  4  Millionen  fl.,  wovon  beim 
Rücktritte  Salaburgs  noch  301.297  fl.  aushafteten  •). 

Die  Schwerfälligkeit  der  Verbindung  Wiens  mit  den  Provinzen 
und  die  Decentralisirung  der  ganzen  Verwaltung  brachte  es  mit 
sich,  dass,  wie  die  Hofkammerpräsidenten,  so  auch  die  Chefs  der 
Länderkammern  und  sonstigen  Cameralämter  in  den  Provinzen  wieder- 
holt in  die  Lage  kamen,  mit  Geld  und  Credit  aushelfen  zu  müssen. 
In  solchen  Fällen  hatte  die  Verzinsung  und  Rückzahlung,  sofeme 
nichts  anderes  vereinbart  worden,  immer  aus  den  Einnahmen  der 
betreffenden  Aemter  zu  geschehen.  Von  solchen  Amtsvorschüssen 
wären  zu  erwähnen  jene  des  Präsidenten  der  innerösteri'eichischen 


*)  H.  F.  A.  vom  7.  Februar  1704  und  böhm.  F.  A.  vom  9.  September  1706. 

«)  H.  F.  A.  vom  10.  März  1707,  vom  10.  März  1708,  und  6.  August  1710. 

»)  H.  F.  A.  vom  18.  März,  17.  April  und  23.  October  1711. 

*)  H.  F.  A.  vom  16.  December  1712. 

*)  H.  F.  A.  vom  22.  November  1712. 

•)  B.  A.  vom  9.  Jänner  1716. 
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Hofkammer,  Grafen  Brenner,  nnd  des  Präsidenten  der  schlesischen 
Kammer,  Grafen  Neidhart,  welcher  nach  dem  Thronwechsel  im  Jahre 
1705  gegen  ein  Darlehen  von  150.000  fl.,  welches  er  entweder  auf 
den  Credit  der  schlesischen  Kammer,  oder  auf  seinen  eigenen  Credit 
aufbringen  sollte,  in  seiner  Stelle  bestätigt,  und  1707  angewiesen 
wurde,  im  Bedarfsfalle  abermals  auf  seinen  Cr^t  Gelder  zu  6^/o 
aufzunehmen  ^).  Auch  die  Beamten  der  schlesischen  Kammer  streckten 
1705  gegen  Bestätigung  in  ihren  Functionen  zusammen  150.000  fl. 
vor;  wobei  den  Bäthen  die  Bttckzahlung  des  Capitals,  den  Unter- 
beamten aber  nur  die  Ablösung  durch  den  Amtsnachfolger  zugesagt 
wurde*). 

Ferner  gehören  hieher  die  Vorschüsse  des  Vorstandes  des 
Prager  Deputirtenamtes,  Grafen  Pfehorsovsky,  welcher  z.  B.  1703 
zu  Schuldentilgungszwecken  250.000  fl.  darlieh*),  jene  der  Vorstände 
der  verschiedenen  Salzämter  und  der  sonstigen  Cameralämter,  die 
Darlehen  der  jeweiligen  Hof-  und  Kriegszahlmeister,  und  anderer 
Civil-  und  Militärbeamten  ^  namentlich  der  Proviantofficiere.  Alle 
diese  Vorschüsse,  hinsichtlich  welcher  hiemit  auf  die  Daratellung 
im  nächsten  Abschnitte  verwiesen  wird,  wurden  theils  in  Geld,  theils 
in  Waaren  (Proviant,  Montursstücke,  Munition  u.  s.  w.)geleistet.  Viel- 
fach wurden  die  betreffenden  Functionäre  geradezu  beauftragt, 
die  nöthigen  Gelder  vorzustrecken,  oder  auf  ihren  eigenen  Credit 
aufzubringen*). 

E.  Sonstige  inländische  Creditsoperationen  auf 

verschiedene  Fonde. 


1.  Darlehen  auf  Cameralge^le. 

a)  Im  Allgemeinen. 

Wie  bereits  erwähnt  wurde,  waren  in  Folge  der  Türkenkriege 
schon  im  Jahre  1700  sämmtliche  Cameralgefillle  sehr  stark  mit 
Schulden  belastet,  und  zwar  derart,  dass  bei  vielen  derselben  der 
Mwjh  Abzug  des  Amtsaufwandes  erübrigende  Reinertrag  nicht  ein- 


*)  Böhm.  F.  A.  vom  1.  September  1705  und  16.  Februar  1707. 

*)  Böhm.  F.  A.  vom  19.  Jänner  1705. 

•)  H.  F.  A.  vom  6.  März  1703. 

*)  S.  z.  B.  H.  F.  A.  vom  1.  October  1701  u.  a. 
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mal  zur  Bestreitung  der  laufenden  Zinsen,  geschweige  der  Capitals- 
raten,  hinreichte.  Unter  solchen  Verhältnissen,  und  nachdem  über- 
dies die  Verschuldung  fortwährend  zunahm,  konnte  der  Cameral- 
credit  im  Allgemeinen,  sowie  der  Credit  der  einzelnen  Gefälle  im 
Besonderen  nur  ein  sehr  geringer  sein.  Manche,  namentlich  klei- 
nere und  bereits  über  ihren  Ertrag  belastete  Cameralfonde  bildeten 
daher  nur  mehr  ganz  ausnahmsweise  das  Object  neuer  Creditsopera- 
tionen, —  die  übrigen  wurden  in  der  Begel  nicht  allein,  sondern 
nur  in  Verbindung  mit  anderen  Staatseinnahmen  als  Hypothek  ver- 
schrieben, indem  man  entweder  auf  jeden  dieser  Fonde  eine  bestimmte 
Capitalsquote  anwies,  oder  einen  dem  anderen  als  Subsidiärpfand 
substituirte,  oder  alle  zusammen  verpfändete.  Dieser  Vorgang, 
durch  welchen  die  Sicherstellung  des  Gläubigers  oft  freilich  nur 
scheinbar  erhöht  wurde,  empfahl  sich,  abgesehen  von  Creditsrück- 
sichten,  schon  durch  die  Erwägung,  dass  bei  dem  Mangel  einer 
Centralisation  in  Verwaltung,  Cassagebarung  und  Buchhaltung  die 
jeweilige  Belastung  der  einzelnen  Aemter,  sowie  die  Höhe  ihrer 
verfügbaren  Ertragsreste,  vielfach  nur  ungenau  zu  überblicken  war.  .j 

Natürlich  kam  diese  Cumulirung  von  Hypotheken  fast  nur  bei 
gi'össeren  Darlehen  vor  und  auch  bei  diesen  keineswegs  immer. 
Man  richtete  sich  hierin  eben  in  jedem  Falle  nach  den  concreten 
Verhältnissen,  wobei  einerseits  der  Lastenstand  der  einzelnen  Fonde, 
andererseits  die  Bereitwilligkeit  des  jeweiligen  Darleihers  in  Be- 
tracht kam.  Im  Allgemeinen  finden  wir,  dass,  je  bedeutender  der 
Fond  war,  desto  seltener  seine  Simultanverpfändung  mit  anderen 
Hypothekarobjecten  erfolgte. 

Als  Hypothek  wurde  in  der  Regel  das  Amt  selbst,  oder  die 
Gesammtheit  der  von  demselben  verwalteten  Gefälle  bezeichnet, 
nicht  selten  aber  auch  blos  ein  einzelnes  Gefäll.  Ausnahmsweise 
bildete  das  Hofzahlamt  selbst,  d.  h.  die  Gesammtheit  der  in  das- 
selbe abzuführenden  Hofsquoten  das  Pfandobject^). 

Sehr  häufig  wurde  ein  Cameralgefäll,  auch  abgesehen  von  den 
eigentlichen  Amtsdarlehen,  für  Darlehen  der  betreffenden  Beamten, 
namentlich  der  Amtsvorstände  verpfändet    In  solchen  Fällen  durfte 


*)  So  lieh  z.  B.  der  neuernannte  Hof  kammerrath  Peter  Hacque  1714  fftr  di-^ 
VcrlcUiung  dieser  StcUc  250.000  fl.  zu  9%  rückzahlbar  aus  den  Hofiiquoten  bione^ 
zwei  Jahren  in  8  Raten,  eventuell  auch  aus  anderen,  durch  das  HofEahlamt  l^ 
beschaffenden  Mitteln.  H.  F.  A.  vom  19.  Juli  1714. 
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sich  der  Gläubiger  zuweilen  aus  den  nächsten  Einnahmen  des  Amtes 
selbst  bezahlt  machen. 

Im  üebrigen  bieten  die  zahllosen  Cameraldarlehen,  —  ab- 
gesehen Yon  den  Pfandschulden  der  Cameralherrschaften,  bezüglich 
welcher  auf  den  betreffenden  Abschnitt  verwiesen  wird,  —  sehr 
wenig  Gemeinsames.  Vielmehr  herrschte  hier,  womöglich  noch  mehr 
als  auf  anderen  Gebieten  des  Creditwesens,  in  Bezug  auf  die  Dar- 
lehensbedingungen die  grösste  Mannigfaltigkeit,  ja  Zerfahrenheit^). 
Freilich  waren  solche  Zustände  unvermeidlich,  insolange  das  Indivi- 
dualpriucip  in  der  Staatsschuld  seine  ausschliessliche  Herrschaft 
behauptete.  —  Wie  weit  die  Verschiedenheit  der  Bedingungen  im 
Einzelnen  ging,  lässt  sich  ohne  eine,  allerdings  ermüdende  Auf- 
zählung der  wichtigsten  von  den  zahllosen,  hieher  gehörigen  Ge- 
schäften nicht  entfernt  beurtheilen.  Eine  solche  Aufzählung,  welche 
wir  im  Folgenden  zu  geben  versuchen,  erscheint  daher  als  unver- 
meidlich. 

Was  insbesondere  den  Zinsfuss  betrifft,  so  betrug  derselbe  in 
der  Regel  6  Procent.  Wo  ausnahmsweise  eine  höhere  oder  nie- 
drigere Verzinsung  vorkam,  wird  dies  in  der  folgenden  Darstellung 
ausdrücklich  erwähnt  werden. 

b)  Insbesondere  auf  das  Salzgefälle. 

Weitaus  die  ergiebigste  unter  den  Einnahmen  der  Civilver- 
waltung  bildete  der  Ertrag  des  Salzregals,  auch  Salzgefäll 
genannt  In  den  Jahren  1708—1710  z.  B.  belief  sich  der  Brutto- 
ertrag der  4  Salzämter  in  den  Erblanden,  nämlich  jenes  in  Wien 
(für  Niederösterreich  und  Mähren)  in  Ömunden,  Prag  und  Breslau, 
durchschnittlich  auf  zusammen  2.752.574  fl.,  bei  einem  Gesammt- 
bruttoertrage  der  Gameralgefalle  von  8.421.368  fl.^),  —  d.  h.  un- 
gefähr ein  Drittel  der  Cameraleinnahmen  flössen  aus  jenem  „vor- 
züglichsten Eammerkleinode'M 

Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  ein  Fond  von  dieser  Bedeutung 
seit  den  fi*ühesten  Zeiten  eines  der  wichtigsten  Creditobjecte  bildete. 

Die  Salzämter  waren  daher  schon  am  Beginne  des  18.  Jahr- 


^)  Die  folgenden  Beispiele  bieten  zahlreiche  Belege  hiefür. 

*)  H.  F.  A.  vom  20.  September  1717.  —  Im  Jahre  1702  hatte  das  nieder- 
^Rcichische  Salzamt  aUein  833.000  fl.  abgeworfen,  wovon  500.000  fl.  für  die 
Verzinsung  und  Tilgung  der  darauf  assignirtcn  Schulden  verwendet  wurden; 
B-  H.  F.  A.  vom  22.  December  1702. 
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hunderts  sehr  stark  mit  Schulden  belastet^).  Die  successive  Steige- 
rung ihres  Ertrages  ermöglichte  aber  gleichwohl  die  Au&ahme 
zahlreicher  weiterer  Anlehen  auf  dieselben,  ohne  welche  die  damalige 
Zerrüttung  der  Staatsfinanzen  noch  grössere  Dimensionen  angenommen 
hätte,  und  der  Staatscredit  noch  tiefer  gesunken  wäre,  als  dies  bei 
den  unerschwinglichen  Kosten  eines  langjährigen  Krieges  unter  allen 
Umständen  der  Fall  sein  musste. 

So  wurden  die  Erträgnisse  des  niederösterreichischen  Salz- 
amtes, dessen  Amtsbereich  sich  auch  auf  Mähren  erstreckte,  in  den 
Jahren  1702  und  1703  fiii*  mehrere,  theils  in  2,  theils  in  3,  theils  in 
5  Jahren  rückzahlbare  Darlehen  von  Cameralbeamten  (zwei  zu 
12.000  fl.,  eines  zu  16.000  fl.,  zwei  zu  20.000  fl.  u.  a.  kleinere  Posten) 
verpfändet*).  Der  SaJzamtmann  Johann  Bartolotti  von  Parten- 
feld lieh  hierauf  1702:  50.000  fl.  gegen  Rückzahlung  aus  der  nächsten 
Hofsquote  des  Amtes,  1706:  51.000  fl.  und  15.000  fl.,  rückzahlbar 
in  3,  beziehungsweise  4  Jahren,  1708:  50.000  fl.  auf  3  Jahre,  1712: 
20.000  fl.  auf  2  Jahre»),  1713:  50.000  und  35.000  fl.  gegen  Rück- 
zahlung aus  den  ersten  verfügbaren  Eingängen  des  Amtes,  1714: 
29.000  fl,  und  37.479  fl.,  rückzahlbar  vor  allen  anderen  Vorschüssen 
und  vor  der  Hofsquote  ^).  Ferner  wurden  auf  das  genannte  Amt  sicher- 
gestellt die  Darlehen  des  Wiener  Jesuitenconvents  (1704)  von. 
50.000  fl.,  rückzahlbar  in  6,  nach  2  Jahren  beginnenden  Jahresraten , 
mit  gleichzeitiger  Verpfändung  des  Handgrafenamtes,  und  von  30.000  fl.  -, 
rückzahlbar  in  4  Jahresraten;  des  Juweliers  Gärb  von  50.000  fl.. 
(1704)  auf  3  Jahresraten;  der  Firma  Gaun  und  Zanchoni  pr.  80.000  fl. 
(1708)  auf  4  Jahresraten;  dann  des  Abraham  Ulm  pr.  Ib.OOO  fl. 
(1708)  auf  3,  nach  2  Jahi*en  beginnende  Jahresraten,  und  von 
201.150  fl.  (1709)  auf  6  Jahresraten*). 

Auf  das  schlesische  Salzamt  liehen:  Lazarus  Hirschl  50.(XX)fl. 
(1704)  auf  6  Jahre  zu  l^/o  monatlicher  Zinsen  mit  dem  Compossess- 

^)  S.  die  DanteUung  über  die  Anlehen  in  Genua  (im  Vn.  Abschnitte),  ferner 
die  Yorstehende  Anmerkung. 

^  Obligationen  yom  8.  Mai,  1.  und  21.  August  1702,  yom  15.  Jänner  und 
1.  April  1703. 

8)  Obligationen  vom  22.  Februar  1702,  vom  4.  Jänner  und  19.  Juni  1706, 
vom  20.  Decembcr  1708  und  vom  4.  Mai  1712. 

*)  Obligationen  vom  14.  März  und  14.  October  1713,  vom  16.  April  und 
26.  Mai  1714.   Als  Dienstcaution  erlegte  Bartolotti  60.000  fl.  (Oblig.  v.  6.  Oct.  1707). 

»)  H.  F.  A.  vom  14.  März  1704,  Obligationen  vom  1.  und  26.  Jänner  1704, 
vom  20.  Juli  1708  und  1.  October  1709,  femer  böhm.  F.  A.  vom  30.  October  1708. 
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rechte;  Emanuel  Oppenheimer  90.000  fl.  (1707)  zu  VaVo  Pr«  niese, 
rückzahlbar  gegen  vierteljährige  Kündigung,  welche  dem  Gläubiger 
erst  nach  2  Jahren,  der  Hofkammer  sofort  zustand;  Hofkammerrath 
von  Seidern  15.000  fl.  (1710)  rückzahlbar  in  3,  nach  3  Jahien  be- 
ginnenden Jahresraten;  Simson  Wertheimer  170.000  fl.  gegen  halb- 
jährige Kündigung  (1710);  ferner,  mit  Subsidiarpfandrecht  auf  das 
niederösterreichische  Salzamt,  der  niederösterreichische  Landschafts- 
beisitzer von  Wassenberg  100.000  fl.  (1702),  rückzahlbar  in  3  Jahren^). 

Von  Darlehen  auf  das  ungarische  Salzgefälle,  über  welches 
die  Hofkammer,  der  Rakoczy 'sehen  Bebellion  halber,  Jahre  lang 
nicht  verfugen  konnte,  wären  zu  erwähnen;  jene  Wertheimers  von 
42.000  fl.  (1702)  zu  V/q  pr.  mese  auf  6  Monate;  eines  gewissen 
Fremreich  von  50.000  fl.  (1703)  zu  denselben  Zinsen  auf  ein  Jahr; 
der  Erben  Pestaluzzis  von  20.000  fl.  (1711),  rückzahlbar  in  4  Jahren 
mit  einem  Zuschlage  älterer  Posten  von  37.632  fl.;  endlich  das 
grosse  Darlehen  der  Gebrüder  Palm,  der  Erben  des  Manfred  Zuana, 
der  Bankiers  Wenzel  und  Zinesi,  Hillebrand  und  Isenflamm 
von  600.000  fl.  (1713)  zu  «/iVo  monatlicher  Zinsen,  rückzahlbar, 
unbeschadet  erworbener  Bechte  früherer  Assignatare,  aus  dem 
ungarischen  SalzgefiUle  oder  einem  erst  in  Verhandlung  begriffenen 
niederösterreichischen  Steuerfonde,  und  zwar  noch  im  Jahre  1713, 
eventuell  erst  1714  gegen  Erhöhung  des  Zinsfusses  auf  l*^/o  monat- 
Uch«). 

In  Verbindung  mit  anderen  Staatseinnahmen  wurde  das 
Salzgefäll  u.  a.  verpfändet  für  die  Darlehen  des  Bankiers  Wert- 
heimer von  141.082  fl.  (1701),  rückzahlbar  binnen  Jahresfrist, 
(Hypothek:  schlesisches  Salzamt,  schlesisches  und  böhmisches  Beut- 
amt und  Prager  Deputirtenamt),  und  von  175.000  fl.  (1702),  (Hypo- 
thek: für  je  50.000  fl.  das  Salzgefäll  in  Schlesien  und  Ungarn,  für 
25.000  fl.  jenes  in  Niederösterreich,  für  den  Best  das  Deputirten- 
amt); des  Wechslers  Pestaluzzi  von  170.000  fl.,  auf  das  Salzgefäll 
in  Schlesien  und  Ungarn,  und  die  Amtsdarlehen  der  neuen  ungarischen 
Salzbeamten,  eventuell  auf  andere  Fonde;  des  Lorenz  Letti  von 
180.000  fl.,  rückzahlbar  in  6  Monatsraten  (Hypothek:  das  Salzamt 
in  Ungarn,  subsidiär  jenes  für  Niederösterreich  und  ein  Darlehen 


*)  H.  F.  A.  vom  24.  August  1704  und  böhm.  F.  A.  vom  19.  Mai  1707, 
Obligationen  vom  6.  September  und  8.  December  1710,  dann  vom  1.  October  1702. 

«)  H.  F.  A.  vom  26.  März  1702,  12.  August  1703  und  30.  September  1711, 
Obligation  vom  23.  Februar  1713. 
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des  Erzbischofs  Szechenyi  von  180.000  fl.;  des  Generalpostmeisters 
Eugen  Fürst  Thurn  und  Taxis  von  125.000  fl.  auf  3  Jahre, 
(Hypothek:  Salzgefäll,  subsidiär  das  Deputirtenamt);  der  Gräfin 
Eönigsegg  auf  7  Jahre  (Generalhypothek  auf  alle  Staatseinkünfte, 
Specialhypothek:  Salzgefall,  Deputirtenamt  und  schlesisches  Bräu- 
urbarsrelutum);  des  Hofkammerrathes  von  Prandau  von  50.000  fl. 
(1707),  rückzahlbar  in  5,  nach  2  Jahren  beginnenden  Jahresraten 
(Hypothek:  Salzgefäll  und  Deputirtenamt).  Feiner  wären  hier  von 
den  zahlreichen  Vorschüssen  des  niederösterreichischen  Salzamtmanns 
Bartolotti  zu  erwähnen  jene  von  150.000  fl.  (1703)  auf  das  Salzgefäll, 
das  Deputirtenamt,  das  niederösterreichische  Handgrafenamt  und 
die  Mauten  am  Botenthurm  und  Tabor«  rückzahlbar  in  3  Jahren; 
von  100.000  fl.  (1705)  auf  das  niederösterreichische  Salzamt  mit 
der  Priorität  vor  allen  anderen  Gläubigem,  die  Vermögenssteuer 
und  die  Contribution  von  1705;  von  50.000  fl.  (1711)  auf  das  nieder- 
österreichische  Salzamt  und  die  Wassermaut  Stein  ^)  u.  a.  m. 

Als  Subsidiärhypothek  wurde  das  Salzgefäll  u.  a.  bestellt 
für   das  Darlehen  zweier  Grafen  Joanelli  von  60.000  fl.   (1703), 
Haupthypothek:   die  Herrschaft  Lipsch  (?),  zwei  Vorschüsse  Bar- 
tolottis  zu  je  150.000  fl.  (1705  und  1708),  (Haupthypothek:  Maut 
zu  Stein  und  Schlüsselamt  zu  Erems);  für  die  Darlehen  der  Eaiserin. 
Eleonore  Magdalena  von  138.626  fl.,  rückzahlbar  in  6  Jahres- 
raten,  (Haupthypothek:  das  Deputirtenamt  in  Prag,  speciell  die 
böhmische  Tranksteuer)  (1704);  und  der  Gebrüder  Palm  von  107.300  fl. 
für  die  Eosten  der  Beise  der  Braut  Eönig  Earls  von  Spanien, 
sichergestellt  auf  verschiedene  innerösterreichische  Bückstände  von 
zusammen  52.680  fl.,  mit  dem  Beste  auf  den  Eaufschilling  für  die 
Virgilianischen  Güter  und  auf  das  niederösteiTeichische  Salzamt, 
subsidiär  ganz  auf  letzteres,  rückzahlbar  in  3  Quartalen  (1703)*). 

c)  Auf  das  Deputirtenamt  in  Prag. 

Der  Ertrag  der  von  diesem  Amte  administrirten  Gefälle,  näm- 
lich der  Tranksteuer,  des  Tazgefälles  und  des  Salzgefalles  in  Böhmen, 


»)  H.  F.  A.  vom  21.  Februar  1701,  10.  März  1702,  vom  15.  Mai  und 
31.  October  1702.  Obligationen  vom  24.  October  und  22.  November  1703,  daim 
vom  25.  April  1707,  vom  1.  October  1703,  vom  12.  August  1705  und  vom 
20.  September  1711.  - 

")  Obligationen  vom  19.  October  .1703,  17.  Jänner  1705  und  2.  Jänner  I70ft, 
dann  vom  1.  October  1704  und  vom  20.  April  1708. 
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belief  sich  auf  jährlich  rand  l.SOO.OOQ  fl.    Hieraus  erhellt  die  Be- 
deutung derselben  für  den  Cameralcredit. 

Abgesehen  von  den  bereits  berührten  Specialdarlehen  auf  das 
böhmische  Salzgefälle  wären  hier  u.  a.  zu  erwähnen,  jene  des  Depu- 
tirtenamtsinspectors  Grafen  Pschehoreovsky  von  400.000  fl.  (1703), 
ruckzahlbar  in  6  Jahresraten;  des  böhmischen  Hoönarschalls 
Wenzel  Grafen  Stemberg  von  300.000  fl.  (1703)  mit  gleicher  Kück- 
zahlungsfiist  und  der  Befugnis,  die  Zinsen  von  dem  jährlichen  Ab- 
gabencontingente  des  Gläubigers  abzuziehen;  des  ersten  Deputirten 
Josef  Baron  Bartolotti  von  60.000  fl.  (1705)  aut  6  Monate  und  von 
66.000  fl.  (1706)  auf  3  Jahre;  des  Grafen  Wackerbart  von  130.000  fl. 
(1708)  gegen  halbjährige  Kündigung  nach  zwei  Jahren  mit  General- 
hypothek auf  alle  Staatseinkünfte;  des  Grafen  Norbert  Einsky  von 
200.000  fl.  (1705)  auf  3  Jahre;  des  Hofkammerrathes  von  Prandau 
pr.  60.000  fl.  rückzahlbar  in  3,  nach  2  Jahren  beginnenden  Jahres- 
raten, u.  z.  zu  ^/s  aus  dem  Ertrage  der  Quecksilberquote  in  Idria^). 

1711  wurde  der  Herzog  Anton  Ullrich  von  Braunschweig- 
Wolfenbüttel  mit  einer  Pauschalforderung  von  300.(XX)  fl.  auf  das 
Deputirtenamt  sichergestellt,  behufs  Rückzahlung  ;;auf  bessere 
Zeiten" «). 

Von  den  Vorschüssen  auf  kurze  Frist  wären  u.  a.  anzuführen 
jene  der  Juden  Hirschl  (1705)  und  Wertheimer  (1706)  zu  je  50.000  fl., 
rückzahlbar  aus  den  Eingängen  des  nächsten  Jahres ;  für  das  Hirschi- 
sche Darlehen  leistete  der  erste  Deputirte  persönlich  Bürgschaft^). 

Ganz  besonders  zahlreich  aber  und  bedeutend  sind  die  Vor- 
schüsse des  Bankiei*s  Gottfried  Schreyvogel  auf  das  Deputii*tenamt. 

Schon  1704  und  1705  lieh  derselbe  auf  die  Rückstände  der 
Amtsgefälle  des  betreffienden  Vorjahres  je  100.000  fl.  Ausserdem 
wurde  er  1 704  wegen  verschiedener  Darlehen  von  zusammen  400.000  fl. 
sammt  6^Iq  Zinsen,  2^/^  Reise- und  Einbringungskosten  mit  2(X).540fl. 
auf  solche  Rückstände,  mit  dem  Reste  theils  auf  gewisse  Steuer- 
eingänge aus  Schlesien,  theils  auf  ein  Gräflich  Schaffgotsch'sches 
Darlehenscapital  von  80.000  fl.  gewiesen*). 

*)  H.  F.  A.  vom  12.  Mai  1705,  Obligationen  vom  20.  Februar  und  20.  Mai 
1703,  vom  4.  Jänner  1706,  vom  15.  und  26.  Juni  1706  und  1.  August  1708, 
dann  vom  11.  September  1713. 

«)  S.  im  Vn.  Abschnitte. 

^  Böhm.  F.  A.  vom  27.  Oetober  1705  und  27.  Jänner  1706. 

*)  H.  F.  A.  vom  23.  Juni  1704,  böhm.  F.  A.  vom  31.  Juli  1704,  vom 
2S.  Jänner  1705,  Becessenfasc.  B  Nr.  650. 
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Seit  1706  war  Schreyvogel  mit  der  Einhebnng  der  Depatirten- 
amtsgefälle,  der  Bestreitung  aller  bezüglichen  Zahlungen  und  nament- 
lich der  Verzinsung  und  Tilgung  der  Scliulden  des  Amtes  betraut^). 
Hieraus  ergab  sich  für  Scheyyogel  die  Nothwendigkeit,  behufs  termin- 
gemässer  Leistung  der  übernommenen  Zahlungen  aus  eigenen  Mitteln 
bedeutende  Beträge  vorzustrecken.  Rückzahlungsfristen  wurden  hie- 
bei  in  der  Kegel  ^)  nicht  yereinbai*t;  die  Vorschüsse  waren  einfach 
durch  Betention  der  zuerst  eingehenden  Gefällsgelder  zu  tilgen,  und 
bis  dahin  mit  6^/^  zu  verzinsen. 

Anfangs  1708  hatte  Schreyvogel  aus  diesem  Titel  1.300.592  fl. 
zu  fordern,  wovon  ihm  500.000  fl.  schon  dem  Veilrage  gemäss  gut 
geschrieben  waren,  der  Rest  aber  auf  die  Hofsquote  von  1708  bis 
1710  in  Eat^n  assignirt  wurde*).  Für  derartige  Vorschüsse  Schrey- 
vogels  wurden  gewöhnlich  kaiserliche  Obligationen  ausgestellt.^) 

d)  Auf  andere  Gameralgefälle. 

Gleich  anderen  Gefällen  beabsichtigte  man  in  den  letzten  Jahren 
der  Regierungszeit  Kaiser  Leopolds  auch  das  Zollgefäll  undün- 
geld  (eine  Art  Verzehrungssteuer)  in  Böhmen,  welche  vom  böhmi- 
schen Rentamte  administrirt  wurden,  zu  verpachten,  um  hiedurch 
deren  Ertrag  zu  heben.  Um  diese  Verpachtung  zu  verhindern,  er- 
boten sich  die  betreffenden  Beamten  im  Jahre  1703  40  bis  50.000  fl. 
vorzuschiessen,  mit  deren  Einhebung  bezeichnender  Weise  der 
Primator  der  Prager  Judenschaft  Sächsel  betraut  wurde '^). 

Von  sonstigen  Darlehen  auf  diesen  Fond,  welcher  auch  häufig 
als  Simultan-  oder  Subsidiarhypothek  diente,  wären  zu  erwähnen 
jenes  des  Grafen  Breda  von  30.000  fl.  (1703)  auf  3  Jahre«);  ein 


*)  S.  oben  Seite  120. 

^)  Ausuahmswcisc  wurde  eine  eiigährige  Rückzablungsfrist  festgesetzt,  so 
für  mehrere  Vorschüsse  von  zusammen  514.820  fl.  (1707  und  1708),  ferner  für  einen 
Vorschuss  Ton  100.000  fl.  (1712),  wofür  jedoch  die  böhmischen  Accisen  in  erst«! 
Linie  verpfändet  waren  (Obligationen  v.  30.  Juni  1708  und  3.  Juni  1712). 

»)  Böhm.  F.  A.  vom  1.  März  1708. 

*)  Von  diesen  Vorschüssen  wären  ausser  den  bereits  erwähnten  anzuführen: 
jene  von  170.000,  80.000,  50.000,  60.000  und  40.000  fl.  aus  dem  Jahre  1706,  von 
100.000  fl.  (1707),  mehrere  von  zusammen  162.500  fl.  aus  dem  Jahre  17 J  3  u.  a. 
(Obligationen  v.  31.  Mai,  30.  Juni,  31.  Juli,  31.  Aug.,  30.  Sept.  1706,  v.  9.  und 
29.  März,  22.  April,  31.  Aug.  und  15.  Dec.  1713). 

»)  H.  F.  A.  vom  18.  April  1703. 

•)  Obligation  vom  1.  Octobcr  1703. 
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abermaliges  Amtsdarlehen  der  Zoll-  und  Ungeltsbeamten  von  100.000  fl., 
welches  1711  nach  Massgabe  der  Bezüge  jedes  Einzelnen  ausge- 
schrieben wurde  ^),  femer  das  bereits  oben  besprochene  Darlehen 
der  Vormundschaft  des  minderjährigen  Grafen  Franz  Tschernin  von 
1.000.000  fl.,  für  dessen  Verzinsung  das  Zoll-  und  üngeltsgefäll 
als  Hypothek  mit  Compossessrecht  und  Priorität  vor  allen  anderen 
Assignataren    bestellt   wurde;    endlich    ein    weiteres   Darlehen  pr. 
200.000  fl.,  welches  dieselbe  Vormundschaft  über  kaiserliche  Auf- 
forderung 1714  in  Quartalsraten  zu  erlegen  hatte,  gegen  Verpfandung 
des  erwähnten  Fondes  für  Capital  und  Zinsen  und  successive  Rück- 
zahlung zugleich  mit  den  alten  Zinsenraten'-). 

Auf  das  Münz-  und  Berggefälle  in  Böhmen  wurde  Johann 
Lauer  1707  mit  einem  Darlehen  von  20.000  fl.  sichergestellt,  dessen 
ßäckzahlung  nach  Abstattung  einer  älteren  Hypothek  von  70.000  fl. 
geschehen  sollte*);  auf  die  Cameralbewilligung  des  böhmischen 
Landtags  von  100.000  fl.  Hillebrand  und  Isenflamm  1714  mit  einem 
Vorschusse  von  41.106  fl.*). 

Gegen  Sicherstellung  auf  den  Ertrag  der  Bräu-Urbars- 
Relaition,  d.  h.  der  Ablösung  der  Brausteuer  in  Schlesien  durch 
die  Steuei-pflichtigen ,  liehen  die  Grafen  Schaffgotsch  und  Würben 
17Ö1  je  30.000  fl.  auf  ein  Jahr.  Nach  einigen  Monaten  wurde  die 
scUesische  Kammer  angewiesen,  auf  diesen  Fond  3  bis  400.000  fl. 
aufzunehmen,  eine  Absicht,  die  jedenfalls  nur  zum  Theile  realisiit 
wurde.  1705  streckten  die  Wechsler  Goldbach  und  Sauser  60.000  fl. 
auf  jene  Ablösungsgelder  vor*). 

Auf  die  Einnahmen  aus  der  Lehenallodialisirung  in  Schle- 
sien gab  Schreyvogel  1705  zwei  Vorschüsse  von  zusammen  136.588  fl., 
deren  Rückzahlung  nach  Massgabe  des  Eingehens  der  fraglichen 
Gelder  erfolgen  sollte.  Hiebei  wurden  für  100.000  fl.  auch  die 
Tranksteuerrückstände  subsidiär  verpfändet*). 

Von  einer  1706  auf  die  niederösterreichischen  Contributionen 
assignirten,  von  den  Ständen  jedoch  nicht  acceptirten  Forderung  des 


')  H.  F.  A.  Tom  13.  October  1711. 
*)  Böhm.  F.  A.  Tom  3.  Juni  1713. 
*)  Obligation  vom  1.  Juni  1707. 
*)  H.  F.  A.  vom  11.  September  1714. 

^)  Obligationen  vom  16.  und  22.  November  1701,  böhm.  F.  A.  vom  22.  Fe- 
bruar 1702  und  27.  Jänner  1706. 

*)  Obligationen  vom  7.  Mai  und  8.  Juli  170Ö. 

^*  Menii,  Finanxen  Oeaterreicbs.  11 
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Grafen  Hoyos  von  190.000  fl.  waren  1709  noch  72.776  fl.  an  Zinsen 
ausständig.  Dieser  Betrag  wurde  auf  den  Ertrag  des  schlesischen 
Zollgefälles  und  der  dortigen  Cameralherrschaft  Eosel  zur  Zahlung 
überwiesen,  für  das  Capital  jedoch  die  frühere  Hypothek  beibehalten^). 

Von  Darlehen  auf  den  Ertrag  des  mährischen  Bentamtes 
wären  zu  erwähnen  jenes  des  Hofkammerrathes  von  Vestenberg 
pr.  30.000  fl.  (1708),  dessen  Bückzahlung  nach  Abstattung  eines 
früher  auf  diesen  Fond  sichergestellten  Capitals  von  20.000  fl.  in 
5  Quartalsraten  erfolgen  sollte;  ferner  jenes  des  Bentmeisters  Kheü 
von  60.600  fl.  (1712)  gegen  Bückzahlung  in  10  Jahresraten  von 
1715  an  2). 

DieCameralgefälle  in  Nieder- und  Oberösterreich  waren, 
abgesehen  vom  Salzgefälle,  grösstentheils  schon  seit  Jahren  sehr  stark 
mit  Schulden  belastet,  und  zwar  theilweise  über  ihren  Ertrag  hinaus. 
Unter  solclien  Verhältnissen  konnten  dieselben  für  neue  Credits* 
Operationen  nur  wenig  mehr  in  Betracht  kommen. 

Von  derartigen,  durchwegs  minder  bedeutenden  Darlehen  wären 
zu  erwähnen  jene  des  Mauteinnehmers  Pichlmaier  in  Stein  auf  die 
dortigen  Mautgefalle  und  die  vom  Handgrafenamte  administrirte 
Fleischaccise  pr.  20.000  fl.  (1703);  des  Jesuitenconvents  zu  St.  Anna 
in  Wien  von  20.000  fl.  (1703)  auf  die  GefäUe  des  Handgrafenamtes, 
femer  im  gleichen  Betrage  (1704)  auf  diesen  Fond  und  den  Salz- 
aufschlag zu  Mendling,  sämmtlich  rückzahlbar  nach  Massgabe  des 
Ertrages^);  des  Salzamtmanns  Grafen  Seeau  in  Gmunden  yod 
20.000  und  50.000  fl.  (1704)  auf  die  Maut  zu  Ybbs,  den  Weinauf- 
schlag  zu  Struden,  und  das  Einnehmeramt  zu  Gmunden^);  des 
Schlüsselamtmannes  Pichlmayer  zu  Krems  von  30.000  fl.  (1701) 
auf  die  dortigen  Gefalle,  rückzahlbar  in  drei  Jahresraten*);  des 
Hofzahhneisters  Wisend  von  100.000  fl.  (1708)  gegen  Sicherstellung 
der  Verzinsung  auf  das  niederösterreichische  Salzamt,  und  der  Capitab- 
rückzahlung  auf  den  Weinaufschlag  in  Struden  und  die  Maut  za 
Ybbs  nach  Abstattung  einer  älteren  Pfandschuld*). 

Auf  den  Ertrag  der  Maut  zu  Stein  wurde  Abraham  Ulm  170* 


»)  H.  F.  A.  vom  6.  Juni  1709. 

*)  Obligationen  vom  1.  März  1708  und  28.  September  1712. 

»)  Obligationen  vom  23.  und  26.  Mai  1703  und  14.  November  1704. 

*)  Obligationen  vom  1.  September  und  16.  December  1704. 

'^)  Obligation  vom  1.  Juli  1701. 

*»j  H.  F.  A.  vom  21.  August  1708. 


! 
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mit   einer  durch  Cession  erworbenen   Forderung   von   213.260  fl. 
gegen  einen  Baarznschuss  von  75.000  fl.  sichergestellt^). 

Ein  57oiges  Darlehen  der  Stadt  Wien  zu  30.000  fl.  (1710) 
sollte  in  5,  nach  3  Jahren  beginnenden  Jahresraten  aus  den  jü- 
dischen Toleranzgeldern  im  Betrage  von  jährlich  6000  fl.  zu- 
rückgezahlt werden*). 

Von  den  Cameralfonden  Innerösterreichs  war  nur  einer  für 
den  Staatscredit  von  erheblichem  Werthe,  dieser  dafür  aber  uraso- 
mehr:  nämlich  der  Ertrag  des  Quecksilberbergwerkes  in  Idria. 
Die  bezüglichen  Operationen  betreffen  jedoch  durchwegs  die  Heran- 
ziehung ausländischen  Capitals,  und  werden  daher  in  Verbindung 
mit  den  übrigen  ausländischen  Anleihen  besprochen  werden. 

Von  sonstigen  Daiiehen  auf  den  Ertrag  innerösterreichischer 
CameralgefäUe  wären  besonders  jene  des  Präsidenten  der  Grazer 
Hofkammer,  Graf  Brenner,  zu  erwähnen,  welcher  z.  B.  1703 
lOö.OOO  fl.  zu  6  ^/o  gegen  Rückzahlung  in  5  Jahren  auf  die  Gesammt- 
heit  dieser  Gefälle  vorstreckte,  und  1705  sich  verpflichtete,  mit  der 
gleichen  Sicherstellung  150.000  fl.  auf  seinen  eigenen  Credit  auf- 
zubringen*). 

Speciell  das  inner  österreichische  Hofpfennigamt,  auf  dessen 
Ertrag  der  steyrische  Landschaftsobereinnehmer  Graf  iGleichspach 
1702  38.000  fl.  darlieh,  war  1708  mit  81.720  fl.  belastet,  mit  deren 
Abstattung  anlässlich  der  Auflösung  dieses  Amtes  das  Hofzahlamt 
beauftragt  wurde*). 

Gegen  Sicherstellung  auf  den  Weinaufschlag  in  Ungarn, 
Böhmen,  Mähren  und  Oberösterreich  und  auf  den  in  Böhmen  1694 
eingeführten  Salzgroschen  mittelst  Einräumung  des  Pfandbesitzes 
lieh  Fürst  Ferdinand  Schwarzenberg  1701  54.148  fl.,  wofür  unter 
Einziehung  von  zwei  älteren  Obligationen  mit  gleichen  Bedingungen 
über  zusammen  65.852  fl.  eine  Obligation  von  120.000  fl.  ausgestellt 
Würde*'*). 


t 


')  H.  F.  A.  vom  24.  Jänner  und  27.  Februar  1708. 
^j  Obligation  vom  12.  December  1710. 
'j  H.  F.  A.  vom  1.  Februar  1703  und  17.  Juni  1705. 
*]  H.  F.  A.  vom  7.  Februar  1702  und  24.  März  1 708. 
*)  Obligation  vom  1.  Juni  1701. 
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2.  Darlehen  auf  die  Contributionen  der  Länder. 

a)  Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass  in  einer  Zeit,  wo  fast 
jedes  Staatsanlehen  auf  einen  besonderen  Zahlungsfonds  sicher- 
gestellt werden  musste,  Staatseinkünfte,  die  ihrer  Bedeutung  nach 
im  Staatshaushalte  die  erste  Stelle  einnahmen,  mehr  als  alle  anderen 
ein  Object  für  Creditsoperationen  bildeten. 

Dies  erklärt  die  Wichtigkeit  der  Militärbewilligungen  der  Länder 
für  den  Staatscredit  der  vortheresianischen  Zeit.  Dazu  kommt  noch 
fui"  die  Perioden  des  spanischen  Erbfolgekrieges  der  wesentliche 
Umstand,  dass  das  Geld  überwiegend  für  militärische  Zwecke  be- 
nöthigt  wurde,  und  die  übrigen  Militärfonde  (Vermögenssteuern  u. 
s.  w.)  keine  regelmässige  Einnahme  bildeten,  die  Cameralfonde  aber 
an  sich  sehr  dürftig  und,  —  allerdings  hauptsächlich  in  Folge  der 
vielen  Kriege,  —  seit  jeher  überlastet  waren. 

Die  Contributionen  wurden  mit  Vorliebe  als  Pfand  bestellt  fär 
Darlehen  ganzer  Länder,  einzelner  Stände  eines  Landes,  einzelner 
zu  den  Landständen  gehöriger,  begüteter  Herrschaftsbesitzer,  für 
Vorschüsse  von  Staats-  oder  Landesbeamten,  sowie  für  Zwangs- 
darlehen und  Anlehen  im  Auslande.  In  allen  diesen  Fällen  wui*dea 
kaiserliche  Obligationen  ausgestellt. 

Sehr  häufig  aber,  und  im  bedeutenden  Umfange,  wurden  sxidx 
Forderungen  aus  Armee -Lieferungscontracten,  sowie  aus  Baarvor- 
schüssen  von  Lieferanten  oder  Wechslern  auf  die  Contributionen 
aufgenommen.  In  solchen  Fällen  wurde  von  der  Obligationsfonn 
gewöhnlich  Umgang  genommen. 

In  Folge  der  durch  Kriege  und  Miswachs  erschöpften  Steuer- 
kraft der  Länder  war  auf  ein  pünktliches  Eingehen  der  fälligen 
Contributionsraten  nie  mit  Sicherheit  zu  rechnen.  Die  bezüglichen 
Rückstände  nahmen  daher  oft  ganz  aussergewöhnliche  Dimensionen 
an  und  mussten  niclit  selten,  um  nur  einen  Theil  hievon  zu  erlangen, 
grosse  Beträge  völlig  nachgesehen  werden*).  In  Folge  der  ange- 
deuteten Verhältnisse  war  die  Einhaltung  der  Verpflichtungen  aus 
Contributionsfondsschulden  ausserordentlich  erschwert,  und  die  Hof- 
kammer daher  häufig  genöthigt,  den  assignirten  Gläubigern  für  die 
Mühe  und  die  Kosten  der  Einbringung  eine  beträchtliche  Provision 
zu  bewilligen^).    Abgesehen  hievon  wurde  der  Fond  aber  oft,  ent- 


>)  Z.  B.  in  Steiermark  1701  (H.  F.  A.  v.  15.  Aprü). 

*)  So  wurde  z.  B.  bei  Ueberweisung  eines  Vorschusses  von  160.000  fl.  anT 
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weder  unabsichtlich,  in  Folge  des  Mangels  einer  entsprechenden 
Yerbachung,  oder  mit  Absicht,  um  sich  über  eine  nicht  anders  zu 
bewältigende  augenblickliche  Verlegenheit  hinwegzuhelfen,  über  Ge- 
bür  mit  Assignationen  belastet  und  zwar  derart,  dass  nicht  ein- 
mal fällige  Zinsenraten  termingemäss  zur  Auszahlung  gelangen 
konnten,  geschweige  fällige  Schuldcapitalien. 

unter  solchen  Verhältnissen  hing  es,  da  man  die  Priorität  der 
Schuldforderung  keineswegs  immer  als  massgebend  betrachtete,  oft 
vom  Zufalle,  oft  auch  von  der  Willkür  der  betreffenden  Gassaorgane 
ab,  ob  eine  fällige  Verbindlichkeit  honorirt  wurde  oder  nicht.   Dies 
bedingte  häufige  Prolongirungen  längst  fälliger  Posten,  beziehungs- 
weise eine  unfreiwillige  Consolidirung  schwebender  Schulden.    Bei 
der  langen  Dauer  des  Krieges  konnte  hier  weder  die  ständische 
Schuldübemahme  von  1701^),  —  die  unleugbar  eine  namhafte  Ent- 
lastung zur  Folge  hatte,  —  Abhilfe  schaffen,  noch  die  vereinzelt 
vorkommende    Ueberweisung    einzelner   Contributionsschulden    auf 
andere  Fonde,  noch  die  üebertragung  beträchtlicher  Summen  auf 
die  Bankinstitute. 

So  kam  es,  dass  die  Belastung  der  Militärcontributionen  während 
des  ganzen  Krieges  fortwährend  stieg,  in  Bezug  auf  die  Höhe  der 
jähi'lich  fälligen  Summen,  wie  auf  die  Anzahl  der  in  die  Assignation 
einbezogenen  Jahre. 

Der  Zinsfuss  der  Contributionsschulden  betrug,  besonders  bei 
Obligationsfonn,  gewöhnlich  6^/0.  Abweichungen  hievon  werden 
in  der  folgenden  Darstellung  in  jedem  einzelnen  Falle  angegeben. 

Als  Hypothek  wurden  gewöhnlich  die  Contributionen  eines 
Landes,  bei  grösseren  Darlehen  zuweilen  auch  jene  mehrerer  Län- 
der eingeräumt.  Nicht  selten  aber  verschrieb  man  auch  nur  die 
Contributionen  bestimmter  Landestheile,  so  namentlich  in  Schlesien 
jene  einzelner  Fürstenthümer.  Zur  Beruhigung  des  Gläubigers 
i^Tirde  von  den  Ständen  gewöhnlich  die  Anweisung  schriftlich 
acceptirt. 

Häufig  bildeten  die  Contributionen  nicht  allein  das  Hypothekar- 
Object,  sondern  in  Verbindung  mit  anderen,  zum  Militär6tat  ge- 
hörigen Fonden,  sowie  mit  Cameralhypotheken.  Mitunter  findet 
sich  auch  eine  nachträgliche  Aenderung  des  Zahlungsfondes  wegen 

^e  böhmischen  Contrilt^ntionen  1707  eine  Provision  von  3*^/o  als  Vergütung  der 
Binbringungskosten  bewmigt  (H.  F.  A.  v.  21.  Juni  1707). 
*  S.  oben  Seite  62  ff. 
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dessen  Unzulänglichkeit,  indem  entweder  eine  ursprünglich  auf 
Cameralfonde  sichergestellte  Schuldpost  auf  die  Contributionen,  oder 
umgekehrt  eine  Contributionsschuld  auf  Cameralgefälle  überwiesen 
wurde.  Beides  geschah  jedoch  nur,  wenn  das  betreffende  Capital 
seiner  Verwendung  nach  eine  Militärschuld  bildete;  Schulden  für 
Cameralzwecke  wurden  nie  auf  MiKtärfonde  sichergestellt,  so  häufig 
auch  das  Gegentheil  vorkam. 

Einzelnen  Mitgliedern  der  Stände,  und  zwar  sowohl  Herrschafts- 
besitzen!  wie  auch  Stadtgemeinden,  wurden  in  der  Kegel,  ausser 
der  Generalhypothek  auf  alle  ordentlichen  und  ausserordentlichen 
Einnahmen  des  Militäretats  aus  dem  betreffenden  Lande,  als  Con- 
tributionen, Militäranlehen,  Türken-,  Eopf-  und  Vermögenssteuer,  — 
die  Specialhypothek  auf  das  hievon  bei  der  Repartitiou  auf  die 
Güter  des  Darleihers  entfallende  Beitragscontingent  eingeräumt, 
mit  der  Befugnis,  sich  für  Zinsen  und  Capitalsraten  durch  Beten- 
tion der  fälligen  Summen  gegen  Verrechnung  bezahlt  zu  machen^). 

Aus  dieser  Eategorie  wären  vor  allem  die  bedeutenden  Dar- 
lehen der  gräflichen  Familie  Tschernin  zu  erwähnen.  So  lieh  der 
böhmische  Oberstburggraf  Jacob  Graf  Tschernin  gegen  Einräumung 
des  Retentionsrechtes  an  seinem  Contributionscontingente  im  Jahre 
1701  400.000  fl.  auf  die  Contributionen  Böhmens,  rückzahlbar  binnen 
10  Jahren  in  Quartalsraten,  1704  auf  die  Contributionen  aller  böh- 
mischen Länder  gegen  Bückzahlung  in  12  Jahresraten  das  für  jene 
Zeit  kolossale  Capital  von  1 .200.000  fl. ,  und  zwar  mit  dem  Simultan- 
pfandrechte auf  den  Ertrag  des  böhmischen  Grenzzoll-  und  Ungell- 
gefölles,  woraus  speciell  die  Zinsenraten  zu  bestreiten  waren,  1706 
noch  50.000  fl.  mit  der  gleichen  Sicherstellung,  rückzahlbar  in  5 


Jahren^).  Für  die  Einhaltung  der  Rückzahlungstermine  des  An- 
lehens  von  1704  wurden  von  den  Ständen  der  drei  böhmischen 
Länder  nach  dem  Massstabe  der  Contributionssummen  (d.  h.  Böhmea 
zu  ^/g,  Schlesien  zu  Vs»  ^^^  Mähren  zu  Ve)  eigene  Sicherstellungs- 
erklärungen  ausgestellt.    Uebrigens  wurden  für  alle  Darlehen  Tscher* 


^)  In  solchen  FäUen  hatte  der  Gläubiger  anstatt  des  Bargeldes  die  Quit' 
tung  über  die  fäUige  Rate  an  die  betreffende  Cbbsh  abzuführen;  e.  H.F.  A.  toiO> 
2.  Juni  1708  u.  a. 

-)  Obligationen  Toni  12.  Jänner  1701,  —  3.  Jänner  und  7.  Juni  1704, 

5.  März  1706.  —  Das  Darlehenscapital  von  1.200.000  fl.  wurde  in  6  Monate^ 
successive  erlegt,  und  zwar  grösstentheils  durch  Vermittlung  der  Firmen  Schre^^ 
vogel  und  üaun  &  Zanchoni  (H.  F.  A.  v.  21.  November  1703  u.  15.  April  I7(^tr- 
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nins  von  zusammen  1.650.000  fl.  die  vereinbarten  Termine  genau 
eingehalten,  ja  es  kamen  hiebei  zeitweilig  sogar  ungebttrliche  Mehr- 
auszahlungen vor^). 

Im  Jahre  1710  wurde  anlässlich  des  Ablebens  des  Grafen 
Jacob  Tschemin  die  Vormundschaft  seines  minderjährigen  Sohnes 
Franz  mittelst  kaiserlicher  „Handbriefl"  aufgefordert,  die  Verlassen- 
schaftsbarschaft gegen  gewöhnliche  Zinsen  dem  Staate  vorzustrecken, 
und  zwar  220.000  fl.  sofort*).  Bald  darauf  kam  die  Vormundschaft 
dieser  Aufforderung  thatsächlich  nach,  und  zwar  durch  ein  Dar- 
lehen von  600.000  fl.,  rückzahlbar  in  10  Jahresraten  aus  dem  Con- 
tributionscontingente  der  gräflichen  Güter.  Für  das  Capital  wurden 
hiebei  subsidiär  die  böhmischen  Accisen  mit  der  Priorität  vor  allen 
anderen  Gläubigern  verpfändet',  ferner  das  böhmische  Ungelt  und 
Grenzzollgefälle,  —  für  die  Zinsen  unmittelbar  diese  letzteren  Fonde 
mit  dem  Compossessrechte  und  der  Priorität  vor  allen  anderen  Gläu- 
bigem. Die  bezügliche  Obligation  vom  2.  Jänner  1711  lautete  auf 
eine  Million  Gulden,  da  man  auch  den  damals  noch  aushaftenden 
Rest  von  400.000  fl.  aus  den  früheren  Tschemin'schen  Darlehen 
mit  einrechnete.  Auch  bei  diesem  Darlehen  erfolgte  die  Rück- 
zahlung termingemäss  ^). 

Ausserdem  gehören  in  die  obenerwähnte  Categorie  die  Dar- 
lehen des  Fürsten  Adam  Schwarzenberg  von  100.000  fl.  (1705), 
rückzahlbar  zur  einen  Hälfte  in  5  Jahresräten  nach  Friedensschluss 
aus  dem  Contributionscontingente  der  fürstlichen  Güter  in  Böhmen, 
zur  anderen  Hälfte  aus  den  Weinaufschlagsgefällen,  —  femer  von 
500.000  fl.  (1711)  gegen  Rückzahlung  in  5  Jahresraten  aus  dem- 
selben Fonde  und  den  böhmischen  Accisen*)  —  der  Grafen  Ernst 
und  Franz  Waldstein  von  100.000  fl.,  beziehungsweise  50.000  fl, 
sowie  der  Grafen  Hieronymus  Colloredo  und  Wenzel  G alias  von 
je  100.000  fl.,  zu  analogen  Bedingungen'^),  —  des  Grafen  Franz 
Sporck  von  100.000  fl.  (1702)  auf  die  böhmischen  Contributionen, 
rückzahlbar  in  6,  nach  2  Jahren  beginnenden  Jahresraten*),  —  des 
Fürsten  Johann  Adam  Lichtenstein  von  150.000  fl.  (1705)  auf 


0  Z.  B.  böhm.  F.  A.  vom  23.  Juni  1708. 

-)  Böhm.  F.  A.  vom  30.  September  und  6.  November  1710. 

*)  Böhm.  F.  A.  vom  9.  August  1716. 

*)  Obligationen  vom  18.  November  1705,  30.  Oetober  1710  und  5.  April  1711. 

*)  Obligationen  vom  25.  Mai,  2.  Juni,   1.  August  und  13.  December  1708. 

•)  Obligation  vom  21.  Juli  1702. 
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die  Contributionen  Mäkrens,  rückzahlbar  in  5  Jahren  nach  dem 
Friedensschlüsse,  und  von  50.000  fl.  (1710)  auf  die  fürstlichen  Con- 
tributionscontingente  in  Böhmen  und  Mähren  mit  Subsidiärhypothek 
auf  drei  CameralheiTSchaf ten ,  rückzahlbar  in  10,  nach  2  Jahren 
beginnenden  Jahresraten^),  des  geheimen  Rathes  Grafen  Sauer  von 
30.000  fl.  (1706),  unverzinslich,  rückzahlbar  in  6  Jahresraten  aus 
den  steirischen  Contributionen*). 

Der  Stadt  Wien  wurde  1712  füi-  ein  Darlehen  von  200.000  fl., 
rückzahlbar  in  einem  Jahre,  der  Kaufpreis  für  die  Ueberlassung  des 
der  Stadt  eingeräumten  Ungelts,  und  eventuell  das  Contributions- 
contingent  der  Stadt  mit  dem  Retentionsrechte  an  diesem  letzteren 
verpfändet*). 

Von  Contributionsdarlehen  gegen  Obligationen  ohne  specielles 
Retentionsrecht  wären,  abgesehen  von  den  an  anderen  Orten 
dargestellten  Operationen  dieser  Art,  nachstehende  zu  erwähnen*): 

Mit  einjähriger  Rückzahlungsfrist:  Conte  Ceridon  50.000  fl. 
(1703),  Mähren;  mit  zweijähriger  Frist:  Derselbe  100.000  fl.  (1701), 
Niederösterreich;  Hofkammerrath  Thassul  30.000  fl.  (1708),  Böhmen; 
und  Landesältester  von  Mauschwitz  50.000  fl.  (1701),  Contingent 
des  Fürstenthums  Liegnitz  in  Schlesien,  theilweise  unverzinlich*); 
—  mit  dreijähriger  Frist:  Marchese  de  Trivie  etFleury  70.000  4 
(1701),  Niederösterreich;  HofkammeiTath  Hillebrand  v.  Prandau 
32.000  fl.  (1702),  erst  nach  3  Jahren  fällig,  Oberösterreich;  Cister- 
zienserkloster  Saar  97.225  fl.  (1703),  Mähren;  Hofkammersecretar 
v.Wenighofer  30.000 fl.  (1703),  Böhmen«);  — mit  vierjähriger  Frist: 
Oberkriegscommissär  Vorster  50.000  fl.  (1702),  Ungarn;  Landschafts- 
untereinnehmer V.  Wallwitz  50.209  fl.  (1704),  Erain;  Hofkammer- 
rath Vorster  40.000  fl.  (1707),  sämmtliche  Erbländer;  Franz  Graf 
Auersperg  40.000  fl.  (1709),  Krain;  die  Protestanten  A.  C.  zu  Hirsch- 
berg in  Schlesien  100.000  fl.,  die  Stadt  Landshut,  Fürstenthümer 


^)  Obligationen  vom  2.  Deccmber  1705  und  1.  April  1710. 

«)  Obligation  vom  23.  September  1706. 

»)  Obligation  vom  10.  März  1712. 

*)  Der  Kürze  wegen  werden  hier  die  wesentlichen  Daten  nur  in  Schlag- 
worten gegeben.  Wo  nicht  anders  bemerkt,  hatte  die  Rückzahlung  in  gleich- 
massigen  Raten  zu  geschehen. 

^)  Obligationen  vom  14.  September  1701  und  6.  Jänner  1703,  dann  vom 
ö.  August  1701  und  1.  Juni  1708. 

*)  Obligationen  vom  18.  October  1701  und  25.  August  1702,  vom  24.  Juni 
1703  und  4.  April  1708. 
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>chweidDitz,  Jauer,  Glogau  und  Sagan  210.000  fl.,  Wechsler  Schrey- 
rogel  80.000  fl.,  sämmtlich  1709,  zu  ^/g  auf  die  schlesischen  Accisen, 
;u  ^/g  auf  die  Contributionscontingente  von  Schweidnitz  und  Jauer; 
lofkammerrath  von  Mayerburg  50.000  fl.  (1708),  Mähren,  subsidiär 
fewisse  Gefälle  des  Vicedomamtes^);  —  gegen  Rückzahlung  in  6  nach 
!  Jahren  beginnenden  Jahresraten:  Stände  Oberösterreichs 
fegen  Abzug  von  der  recessirten  Bewilligung  des  Landes  270.000  fl.; 
liederösterreichischer  Prälatenstand  150.000  fl.  und  Stände  Krains 
!4,000  fl.  analog  (sämmtlich  1702);  königliche  Städte  in  Mähren 
tO.OOO  fl.  (1703)«);  —  gegen  Rückzahlung  in  4  nach  2  Jahren  be- 
ginnenden Jahresraten:  Graf  Schaffgotsch  80.000  fl.  und  30.000 fl. 
Kontingente  der  Fürstenthümer  Schweidnitz  und  Jauer  (1704);  — 
^egen  Rückzahlung  in  5  nach  7  Jahren  beginnenden  Jahres- 
aten:  Obersthofmeister  Fürst  Salm  25.000  fl.,  Niederösterreich, 
1705)«). 

Als  Beispiel  für  die  Ueberweisung  von  Contributions- 
chulden  auf  Cameralfonde  wäre  ein  Vorschuss  der  Firma  Gaun 
ind  Zanchoni  von  100.000  fl.  zu  erwähnen,  welcher  1701  auf  die 
böhmischen  Contributionen  dieses  Jahres  aufgenommen,  im  nächsten 
^ahre  jedoch  wegen  Unzulänglichkeit  dieses  Fondes  auf  die  böh- 
oischen  Tranksteuerrückstände  überwiesen  wurde*). 

Ein  Beispiel  für  den  umgekehrten  Vorgang  bietet  das  Dai*- 
ehen,  welches  im  Jahre  1710  aufgenommen  wurde,  um  dem  Prinzen 
Cogen  die  ihm  damals  verliehene  kaiserliche  Dotation  von  300.000  fl. 
koszahlen  zu  können.  Der  Bankier  Wertheimer  übernahm  nämlich 
lie  Verpflichtung,  diesen  Betrag  successive  aufzubringen  und  dem 
i^rinzen  ratenweise,  unter  5  ^/oiger  Verzinsung  des  jeweiligen  Restes 
Loszuzahlen,  gegen  Rückzahlung  in  5  Jahi*esraten  aus  den  Cameral- 
^efäUen  Ober-  und  Niederösterreichs,  eventuell  aus  einem  vom  Dar- 
eiher  zu  bezeichnenden  Specialfonde.  1713  wurde  die  Dotation 
lachträglich  um  100.000  fl.  erhöht,  deren  Zahlung  Wertheimer 
gleichfalls  auf  sich  nahm,  wofür  man  ihn  unter  Umschreibung  der 

»)  Obligationen  vom  27.  Juli  1702,  19.  März  1704,  22.  Octobcr  1707  und 
10.  December  1709,  dann  vom  22.  März  und  1.  Mai  1709  und  vom  24.  Fe- 
)ruar  1708. 

•)  Obligationen  vom  24.  August,  30.  September  und  31.  December  1702, 
ind  vom  10.  August  1703. 

•)  Obligationen  vom  23.  August  und  31.  December  1704  und  19.  November  1705. 

*)  Böhm.  F.  A.  vom  24.  Jänner  1702. 
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ersten  Obligation  mit  seiner  ganzen  Fordemng  aof  die  Contribn- 
tionen  der  böhmischen  Länder  überwies^). 

b)  Unter  den  Bankiers,  Grosshändlem  und  Lieferanten,  mit 
welchen  die  Hofkammer  während  des  spanischen  Erbfolgekrieges 
zu  thun  hatte,  nahm,  wie  bekannt,  das  Haus  Oppenheimer  an- 
fangs bei  weitem  die  erste  Stelle  ein.  Wie  hinsichtlich  aller  anderoi 
Staatseinnahmen,  fiingirte  dasselbe  daher  auch  in  Ansehung  der 
Contributionen,  sehr  zum  Nachtheile  des  Staates,  als  Hauptgläubiger^. 
Jedoch  war  die  Hofkammer,  selbst  zur  Blüthezeit  des  Monopols 
dieser  Firma,  begreif lichei-weise  nie  in  der  Lage,  bei  Aufnahme 
schwebender  Schulden  auf  die  Mitwirkung  anderer  Häuser  ganz  zu 
verzichten. 

Unter  diesen  war  insbesondere  für  den  Credit  des  Contributions- 
fondes,  die  Firma  Wertheimer  schon  in  den  letzten  Jahren  des 
17.  Jahrhunderts  von  hervorragender  Bedeutung.  Der  Chef  dieser 
Firma,  der  königlich  polnische  Oberkriegsfactor  Simson  Wertheimer, 
hatte  Ende  1701  aus  verschiedenen  Rechtstiteln  im  Ganzen  1.505.363  fl. 
zu  fordern.  Im  Jahre  1704  wurde  er  hiefür  mit  653.513  fl.  auf 
die  Contributionen  sämmtlicher  Erblande  pro  1705  ^),  und  mit  251.850  fl. 
auf  jene  von  Ober-  und  Niederösterreich,  Mähren  und  Schlesien  pro 
1706,  mit  300.000  fl.  anfangs  auf  die  Vermögenssteuer  von  1704, 
später  (1705)  sammt  einem  neuen  Vorschusse  von  100.000  fl.  auf 
die  1706  er  Contributionen  der  drei  böhmischen  Länder  gewiesen. 
Der  Rest  des  obigen  Ausstandes  wurde  anderwärts  sichergestellt. 
Von  der  Gesammtsumme  waren  1707  nach  360.492  fl.  an  Capital 
und  76.677  fl.  an  Zinsen  ausständig^).  1702  lieh  Wertheimer  80.000 fl. 
auf  die  ungarischen  Contributionen  dieses  Jahres,  wobei  er  zugleich 
mit  einer  älteren  Forderung  von  185.312  fl.  auf  die  schwer  ein- 
bringliclien,  ungarischen  Contributionsrückstände  gewiesen  wurde*). 

Bald   darauf  übernahm   Wertheimer   die  Bezahlung    des   dem 
König  von  Polen  als  Kurfürst  von  Sachsen  schuldigen  Subsidien- 


»)  Obligationen  vom  25.  3Iärz  1710  und  15.  Octobcr  1714. 

^)  Die  Details  s.  oben  Seite  132  ff. 

'•^)  Böhm.  F.  A.  vom  30.  August  1704.  —  Die  Assignation  auf  die  böh- 
mischen Contributionen  von  1705  überliess  Wertheimer  später  der  Hofkammer 
zur  Befriedigung  anderer  Gläubiger  und  wurde  hiefUr  auf  die  böhmischen  und 
schlesischen  Contributionen  von  1707  gewiesen  (H.  F.  A.  v.  28.  April  1706). 

*)  H.  F.  A.  vom  5.  Februar  1705  und  11.  Mai  1707. 

^)  H.  F.  A.  vom  28.  Jänner,  18.  Juli  und  6.  October  1702. 
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restes  von  238.618  Keichsthalem  gegen  Bückzahlung  in  zwei  Seme- 
stralraten  sammt  6  ®/o  Zinsen,  1  ®/o  Provision  und  2  ®/^  Einbringungs- 
kosten, sichergestellt  auf  alle  Staatseinkünfte,  überdies  unter  Bürg- 
schaft des  Hofkammerpräsidenten;  ferner  verpflichtete  er  sich,  die 
neuen  Subsidien  von  jährlich  300.000  fl.  dem  Kui-fürsten  3  Jahre 
hindurch  zu  bezahlen,  gegen  2®/o  Provision,  ^U^lo  monatliche  Zinsen 
und  Rückzahlung  der  ersten  Jahresrate  zu  Vs  ^^^  den  Contribu- 
tionen  Ungarns,  zu  ^/^  aus  jenen  Mährens  und  Schlesiens  von  1703 
bis  1705  und  zwar  vor  allen  anderen  Assignataren^). 

Im  Jahre  1706  wurde  Wertheimer  mit  einer  fälligen  Wechsel- 
forderung von  1702  pr.  167.700  fl.  auf  die  böhmischen  Contributionen 
des  nächsten  Jahres  gewiesen,  1707  mit  einem  Ausstande  von  23.082  fl. 
und  einem  Vorschusse  von  52.000  fl.  auf  die  schlesischen  Contri- 
butionen von  1708^. 

Durch  die  1707,  beziehungsweise  1709  beschlossene  Einfuhrung 
der  Generalaccise  in  Schlesien  und  Böhmen,  welche  nach  dem  ur- 
sprünglichen Plane  die  Contributionen  ganz  verdrängen  sollte, 
traten  diese  letzteren  in  ihrer  Bedeutung  als  Creditsobject  für  einige 
Zeit  etwas  in  den  Hintergrund.  So  wurde  bereits  1708  eine  auf 
die  Contributionen  der  böhmischen  Länder  von  1708  bis  1710  sicher- 
gestellte Forderung  Wertheimers  von  184.345  fl.  über  Ansuchen 
des  Gläubigers  zum  grössten  Theile  auf  die  schlesischen  Accisen 
von  1709  und  1710  überwiesen^.  Im  nächsten  Jahre  wurde  Wert- 
heimer für  ein  9^/oiges  Darlehen  von  400.000  fl.,  —  in  welches 
man  übrigens  166.000  fl.  an  älteren  Forderungen  einrechnete,  — 
nüt  363.333  fl.  auf  die  Accisen  Böhmens  und  Schlesiens  gewiesen, 
mit  dem  Beste  auf  die  mährischen  Contributionen,  ferner  mit  einem 
Vorschusse  von  79.875  fl.  zu  9  7o  ^^^  diversen  Ausständen  von 
zusammen  86.920  fl.  auf  die  böhmischen  und  schlesischen  Accisen 
Ton  1710  und  1711*). 

Auf  die  Accisen  von  1711  und  1712  übernahm  Wertheimer  im 


i>'T^ 


Jahre  1710  die  Aufbringling  eines  Darlehens  von  600.000  fl.  zu  9 
eventuell,  d.  h.  falls  er  seinen  Interessenten  selbst  12  oder  mehr 


Ol 

/0> 


i » 


^)  H.  F.  A.  vom  12.  Mai  1702  und  18.  April  1703,  dann  Kecess.  Fase.  B 
Xr.  525. 

*)  Böhm.  F.  A.  vom  30.  April  1706  und  H.  F.  A.  vom  21.  Juli  1707.  — 
^^en  des  Contributions-Darlehens  von  pr.  800.000  fl.  s.  oben  Seite  109. 

')  H.  F.  A.  vom  28.  December  1707  und  böhm.  F.  A.  vom  18.  April  1708. 
*)  H.  F.  A.  vom  22.  Juli  und  22.  October  1709. 
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Procente  zahlen  müsse,  zu  12®/o  Zinsen^).  Der  Erlag  dieses  Capitals 
verzögerte  sich  zumTheile  bis  1711,  nachdem  100.000  fl.  hievon  schon 
aus  der  englischen  Anleihe  von  1710  zurückbezahlt  worden  waren  ^). 
Im  Jahre  1712  wurde  Wertheimer  mit  fälligen  Forderungen 
von  460.000  fl.  (wovon  280.000  fl.  im  Cessionswege  erworben)  auf 
die  böhmischen  und  schlesischen  Accisen  und  die  mährischen  Con- 
tributionen  von  1713,  mit  einem  gleichzeitigen  Vorschusse  von 
300.000  fl.  auf  die  böhmischen  Accisen  und  die  Contributionen  des 
damals  von  den  kaiserlichen  Truppen  besetzten  EurfQrstenthums 
Bayern  gewiesen^). 

c)  Von  sonstigen  Contributionsvorschüssen,   grösstentheils  mit 
kurzen  Rückzahlungsfristen,  wären  zu  erwähnen: 

Jene  des  Wechslers  Schreyvogel  von  50.000  fl.  (1701),  ur- 
sprünglich auf  Oberösterreich,  später  auf  Ungarn  angewiesen,  von 
112.807  fl.  (1705)  auf  Schlesien  und  von  90.000  fl.  (1706)  auf  Nieder- 
östen-eich;  der  Firma  Freneau  u.  Comp,  von  150.000  flL   (1702) 
grösstentheils  auf  Ungarn;  des  Eriegscommissärs  von  Messa  pr. 
130.000  fl.   (1705)   auf  Böhmen;   der  Grosshändler  Revena  und 
Manieri  von   70.000  fl.   (1705)  auf  Niederösterreich;  des  Hauses 
Lefmann  Berenz  und  Söhne  in  Hannover  von  200.000  fl.  (1708), 
auf  die  bölmiischen  und  mährischen  Contributionen  von  1710  und  1711; 
der  böhmischen  Judenschaft  von  50.000  fl.  (1708)  wegen  Be- 
stätigung ihrer  Privilegien,  auf  die  böhmischen  Contributionen  der 
nächsten  vier  Jahre;  des  Lazarus  Hirschl  von  lOO.OCX)  fl.  (1710) 
auf  das  Contingent  der  Grafschaft  Glaz*).     Letzterer  war  schon 
1707    für  eine  auf  die    Contributionen    dieses   Jahres    assignirte, 
aus    diesen   jedoch    nicht  realisirbare  Forderung  von   585.151  ft. 
mit  seiner  Zustimmung  anderwärtig  sichergestellt  worden,  und  zwar 
für  350.000  fl.  durch  Ueberweisung  auf  die  Wiener  Stadtbank,  für 
den  Rest  auf  die  Contributionen  Böhmens  und  Mährens  der  nächsten 
2  Jahre '^). 


^)  H.  F.  A.  Tom  6.,  20.  und  28.  Februar,  1.  und  31.  März  1710. 

«)  H.  F.  A.  vom  12.  April  1710,  13.Febraar,  13.  Mai  und  16.  Octoberl711. 

»)  H.  F.  A.  vom  16.  Mai  1712. 

*)  H.  F.  A.  vom  25.  Mai  und  29.  August  1701,  vom  7.  September  1706, 
böhm.  F.  A.  vom  3.  August  1705,  H.  F.  A.  vom  1.  December  1702,  13.  Mai 
und  13.  August  1705,  vom  26.  December  1708,  dann  böhm.  F.  A.  vom  1.  April 
1708  und  H.  F.  A.  vom  10.  Februar  1710. 

'')  H.  F.  A.  vom  15.  October  1707. 
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Soweit  es  die  jeweiligen  Verhältnisse  gestatteten,  wurden  auch 
bereits  fällige  Posten  nachträglich  auf  den  Contributions- 
fond  zur  Zahlung  angewiesen,  gewöhnlich  allerdings  mit  län- 
geren Zahlungsfristen,  so  z.  B.  die  Forderungen  des  Grosshändlers 
Westrini  von  202.200  fl.  (1709)  auf  Oberösterreich,  zahlbar  in  15 
Jahresraten;  des  Grafen  Hoyos  von  166.000  fl.  (1713)  auf  Nieder- 
österreich in  6  Jahresraten;  des  Füi-sten  Xaver  Dietrichstein  im 
gleichenBetrag(1713)mitgleicherZahlungsfrist  auf  Mähren^)  u.  s.  w. 
Auf  die  Accisen  Schlesiens  von  1709  liehHirschl  1708  88.200  fl., 
dann  100.000  fl.,  letztere  mittelst  Wechsel  auf  Frankfurt  zu  1  ^'^ 
monatlich,  1%  Provision  und  2%  Agio®);  auf  jene  von  1708  und 
1709  der  kurpfälzische  Kriegsfactor  Lemle  Moyses  40.600  fl.  gegen 
Zuschlag  älterer  Posten  von  zusammen  106.819  fl.  (1707).   Derselbe 
streckte  auf  die  Accisen  Böhmens  und  Schlesiens  von  1711  und 
1712   im  Jahre    1709    100.000   fl.    vor,    gegen    Zuschlag   fälliger 
Forderungen  von  zusammen  306.656  fl.*).    Auf  denselben  Fond  lieh 
der   Hofzahlmeister  Bartolotti   1709    130.000  fl.,  gegen  gleich- 
zeitige Abstattung  einer  durch  Cession  erworbenen  Forderung  Oppen- 
heimers von  107.655  fl.*). 

Eine  auf  einen  Cameralfond  lautende  Assignation  des  Wechslers 
Rost  in  Frankfurt  von  161.503  fl.  wurde  1709  auf  die  Accisen 
und  die  mährischen  Contributionen  der  nächsten  3  Jahre  überwiesen  ^). 
1712  liehen  Abraham  Ulm  und  Lob  Sinzheim  200.000  fl.  zu  9<^/o. 
gegen  Rückzahlung  mit  einem  Zuschlage  älterer  Forderungen  von 
350.000  fl.  aus  den  Accisen  der  nächsten  2  Jahre.  Auf  die  Accisen 
von  1714  wurde  eine,  ursprünglich  auf  die  Contributionen  des  yon 
den  kaiserlichen  Truppen  besetzten  Kunürstenthums  Bayern  as- 
signirte  Forderung  des  Reichs  -  Proviantadmodiators  v.  Mohr  pr. 
300.000  fl.  fiberwiesen«). 

Der  Kurfürst  von  Trier  hatte  während  des  Krieges  jährlich 


»)  H.  F.  A.  vom  8.  Aprü  1709,    16.  April  1713,   und  böhm.  F.  A.   vom 
8.  Mäiz  1713. 

*)  H.  F.  A,  vom  8.  Mära  und  6.  Juni  1708. 

^  H.  F.  A.  vom  26.  October  1707  und  vom  13.  December  1709.   Bald  dar- 
auf wurde  Hoyses  auf  denselben  Fond  mit  Ausständen  von  zusammen  506.078  fl« 
i   gewiesen,  —  „zur  Belohnung   für   seine   neuen  Antlcipationen",   wobei   die   im 
'l^^te  erwähnte  Summe  offenbar  eingerechnet  war;  H.  F.  A.  vom  14.  Jänner  1709t.. 

*)  H.  F.  A.  vom  21.  November  1709. 

*)  Böhm.  F.  A.  vom  13.  Juli  1709. 

•)  H.  F.  A.  vom  1.  April  und  20.  Juli  1712  und  21.  April  1713. 
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150.000  fl.  an  Subsidien  zu  beziehen,  deren  Zahlung  so  unpttnktlich 
erfolgte,  dass  mit  Ende  October  1712  noch  547.244  fl.  aushafteten. 
Um  die  Begleichung  dieser  Forderung  zu  erlangen,  streckten  die 
Eurtrier'schen  Factores  Lob  Sinzheim  und  Jacob  Isak  anfangs 
1713  200.000  fl.  gegen  Rückzahlung  des  Subsidienrückstandes  und 
des  neuen  Darlehens  sammt  8  ^/o  des  letzteren  für  Zinsen,  Provision 
und  Einbringungskosten  aus  den  böhmischen  und  schlesischen  Accisen 
von  1714  bis  1716  und  den  mährischen  Contributionen  derselben 
Jahre  vor,  wobei  obige  S^o  "dt  30.000  fl.  pauschalirt  wui*den^). 
Für  den  Fall  der  Aufhebung  der  Accisen  wurden  die  gewöhnlichen 
Contributionen  als  Pfand  substituirt.  Von  der  Tilgungsrate  des 
ersten  Jahres  waren  150.000  fl.  von  der  neuen  Schuld  abzuschreiben. 
Wie  auf  die  eigentlichen  Contributionen  wurden  selbstverständ- 
lich auch  auf  die  übrigen  Landtagsbewilligungen  Anlehen  aufge- 
nommen, vor  Allem  auf  die  Beiträge  zur  Ablösung  der  Rekruteor 
und  Pferdestellungspflicht,  die  sogenannten  Rekruten-  und  Re- 
montengelder.  Hier  wäre  z.  B.  ein  Vorschnss  des  Lob  Sinzheim 
von  151.890  fl.  (1712)  zu  erwähnen,  dann  ein  solcher  von  Gaun  und 
Zanchoni  von  200.000  fl.  (1714),  letzterer  gegen  2  7o  Provision*). 

3.  Darlehen  auf  die  Vermögenssteuer. 

Wie  bereits  an  anderer  Stelle  dargelegt  wurde,  bilden  die 
Veimögenssteuern ,  deren  Ausschreibung  nur  dann  erfolgte,  wenn 
zur  Deckung  eines  aussergewöhnlich  gesteigerten  Staatsbedarfes  alle 
anderen  Mittel  nicht  hinreichten,  in  der  ersten  Hälfte  des  18.  Jah^ 
hunderts  eine  der  wichtigsten  ausserordentlichen  Staatseinnahmen. 
Ihre  Bedeutung  als  Object  von  Creditsoperationen  richtete  sick 
selbstverständlich  nach  dem  Grade  der  momentanen  Geldbedürfli|^ 
keit  des  Aerars  und  der  jeweiligen  Schwierigkeit  einer  ande^ 
wältigen  Qeldbeschafiung,  —  Factoren,  welche  wohl  auch  die 
Energie  der  Behörden  in  der  Eintreibung  solcher  Steueni  beein- 
flussten. 

Die    erste,   während    des   spanischen  Erbfolgekrieges   ausge- 
schriebene 1^/oige  Vermögenssteuer,  nämlich  jene  vom  Jahre  17011 


»)  Contr.  vom  26.  Jänner  1713  (Recess.  Faec.  C  Nr.  47).  Auf  die  Acdiei 
entfielen  1714:  224.000  fl.  —  1715:  216.000  fl.  —  1716:  247.244  fl.,  auf  diB 
mährischen  (Kontributionen  jährlich  30.000  fl. 

2)  H.  F.  A.  Tom  23.  December  1712  und  19.  Jänner  1714. 

'')  S.  oben  Seite  82. 
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itet  für  die  Creditsgeschichte  Oesterreichs  ein  doppeltes  Interesse,* 
imal  in  Folge  ihrer  Verbindung  mit  der  Uebemahme  von  Staats- 
lulden  durcti  die  Stände,  welche  in  den  deutschen  Erblanden  zur 
uschalirung  der  Vermögenssteuer  führte^),  dann  als  Object  für 
rschüsse  und  Assignationen. 

Den  Staatsgläubigem  wurde  zur  Beruhigung  mitgetheilt,  die 
rmögenssteuer  solle  in  erster  Linie  zur  Assignation  ausständiger 
tiuldposten  dienen*');  in  Wirklichkeit  wurde  sie  jedoch  fast  nur 
Fond  für  neue  Darlehen  verwendet. 

So  wurde  allein  Oppenheimer  auf  die  Aequivalente  Nieder-  und 
»erösterreichs  mit  250.000  fl.,  auf  jene  Innerösterreichs  mit 
.000  fl.,  auf  die  Vermögenssteuer  in  den  böhmischen  Ländern  mit 
0.000  fl.  angewiesen,  weiters  speciell  auf  den  Ertrag  in  Steier- 
irk  nnd  Böhmen  mit  100.000  fl.  ^.  Ausserdem  liehen  auf  die  Ver- 
)genssteuer  in  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien:  Seiter  &  Pieri 
0.000  fl.,  Kaufmann  Jägersburg  in  Breslau  100.000  fl.,  Wert- 
imer  200.000  fl.,  und  zwar  Letzterer  gegen  Ueberweisung  einer 
teren  Forderung  im  gleichen  Betrage  in  die  ständische  Schuld- 
)€mahme*). 

Mit  allen  übrigen  Staatsschuldhjrpotheken  jener  Zeit  theilte 
ach  die  Vermögenssteuer  die  Schwierigkeit  der  Bealisirung  für 
en  betreffenden  Gläubiger^).  Einzelne  derselben  setzten  daher 
ine  anderwärtige  Befriedigung  durch  ^). 

Auf  die  im  Jahre  1702')  ausgeschriebene  l^o^ge  Vennögens- 
teuer,  bei  welcher  die  Pauschalabfindung  abgeschlossen  sein  soUte, 
nurde  u.  a.  vorgeschossen:  319.500  fl.  von  den  Wechslern  Reich- 
ardt  und  Faucourt,  und  430.000  fl.  zu  IVs^/o  monatlicher  Zinsen 
oü  Gaun  und  Zanchoni  auf  4  Monate^).  Femer  wurden  darauf 
•nge wiesen:  Die  Stände  Oberösterreichs  mit  32.000  fl.,  der  Kurfürst 


*)  Die  Aequivalente  betrugen  in  Niederösterreich  300.000  fl.,  in  Oberöster- 
tich  125.000  fl.,  in  Innerösterreich  269.000  fl.;  s.  H.F.  A.  vom  20.  August  1701. 

•)  H.  F.  A.  vom  5.  April  1701. 

=»)  H.  F.  A.  vom  10.  Jänner,  15.  März,  5.  und  9.  April  1701. 

*}  H.  F.  A.  vom  21.  Februar,  11.  und  15.  März  und  10.  August  1701. 

^)  In  Innerösterreich  z.  B.  waren  die  Aequivalente  ungeachtet  wiederholter 
Betreibungen  und  Exccutionsdrohungen  Ende  1701  noch  nicht  abgeführt  (H.  F.  A. 
^.  8.  und  9.  Sept.,  9.  Nov.  und  26.  Dec.  1701). 

*)  H.  F.  A.  vom  10.  August  1701. 

')  8.  oben  Seite  87. 

')  H.  F.  A.  vom  15.  October  und  2.  Decembcr  1702,  dann  vom  12.  Jänner  1703. 
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•von  der  Pfelz  mit  50.000  fl.,  und  der  Hofkammerpräsident  Sala- 
biirg  mit  116.000  fl.^). 

Im  Jahre  1704  wurde  abermals  eine  Vermögenssteuer  pnbli- 
cirt,  und  zwar  mit  1^/^  vom  fruchtbringenden  und  ^/a^/o  vom  todten 
Capitale.  Hierauf  waren  u.  a.  angewiesen:  Wertheimer  mit  einem 
Ausstande  von  300.000  fl.,  der  übrigens  wegen  Uneinbringlichkeit 
später  anderwärtig  sichergestellt  werden  musste,  femer  Gaun  und  Zan- 
choni  mit  161.378  fl.,  der  Salzamtmann  Bartolotti  mit  100.000  fl.^  o.  s.  w. 

Die  in  den  nächsten  Jahren  des  Krieges  (1707  und  1709) 
ausgeschriebenen  Vermögenssteuern*)  scheinen  zur  Fundirung  von 
Darlehen  nur  wenig  benützt  worden  zu  sein,  was  übrigens  weniger 
auf  die  unter  Starhemberg  allerdings  unleugbar  eingetretene  Besse- 
rung des  Staatscredits,  als  vielmehr  auf  zweckmässigere  Disposi- 
tionen hinsichtlich  der  übrigen  Fonde  zuiUckzuführen  war. 

Dagegen  wurde  die  Vermögenssteuer  von  1712  wieder  zum 
grössten  Theile  als  Creditsobject  benützt.  80.000  fl.  streckten  auf 
diesen  Fond  die  Hofkammerräthe  Gaun  und  Jos.  Paul  v.  Barto- 
lotti, dann  der  Kriegszahlmeister  Joh.  Karl  und  der  Salzamtmann 
Joh.  Bapt.  V.  Bartolotti  vor.  Die  Stände  Niederösterreichs  gaben, 
um  sich  von  der  Individualeinhebung  zu  befreien,  ausser  einer  un- 
entgeltlichen Ablösungssumme  von  100.000  fl.  ein  Darlehen  von 
300.000  fl.,  rückzahlbar  in  6  Jahren;  ein  Beispiel,  welches  die 
übrigen  Kronländer  bald  befolgten^).  Gaun  und  Zanchoni  wurden 
auf  diese  Vermögenssteuer  mit  einem  Barvorschusse  von  150.000  fl. 
und  mit  Wechselforderungen  von  336.000  fl.  angewiesen*). 

Ob  die  Vermögenssteuer,  wegen  welcher  1713  mit  den  Ständen 
Schlesiens  verhandelt  würde,  zu  Stande  kam,  ist  nicht  ersichtlick 
Uebrigens  beabsichtigte  man,  auf  diese  erst  in  Aussicht  stehoida 
Einnahme  ein  Darlehen  zur  Bestreitung  dringender  diplomatischer 
Auslagen  aufzunehmen,  und  wurden  daher  die  schon  früher  auf 
diese  künftige  Vermögenssteuer  assignirten  Parteien  auf  die  scble- 
sischen  Contributionen  überwiesen*). 

*)  H.  F.  A.  vom  2.  Mai  1703. 

^  H.  F.  A.  vom  1.  und  12.  August  1704,  dann  5.  Februar  1705. 

>)  S.  oben  Seite  106  und  111. 

*)  H.  F.  A.  vom  8.  Juni  und  5.  September  1712.  —  Die  Ablösungssumme» 
betrugen  z.B.  in  Böhmen  öOO.OOO  fl.,  in  Mähren  200.000  fl.,  in  Schlesien  300.0001' 
(bOhm.  F.  A.  v.  18.  und  21.  Sept.  1712). 

^)  H.  F.  A.  vom  ö.  October,  5.  und  31.  November  und  24.  December  1*21^! 

•)  H.  F-  A.  vom  11.  October  1713. 
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4.  Verpfändung  kaiserlicher  Juwelen. 

Es  ist  gewiss  ein  Zeichen  äusserster  Finanznoth  eines  Staates, 
wenn  dessen  eigener  Credit  zur  DeckuQg  des  Deficits,  selbst  bei 
Einräumung  aller  erdenklichen  Hypotheken,  nicht  mehr  ausreicht, 
und  der  Privatcredit,  beziehungsweise  das  Privatvermögen  des 
Staatsoberhauptes  hiezu  herangezogen  werden  muss.  Nur  die  tiefe 
Zerrüttung  des  Finanzwesens  kann  es  daher  erklären,  dass  man  im 
Verlaufe  des  spanischen  Erbfolgekrieges  wiederholt  zu  solchen  Mass- 
regeln greifen  musste. 

Schon  mit  Referat  der  Mittelsdeputation  vom   14.  Mai  1703 
wurde  vorgeschlagen,  300.000  fl.  durch  Verpfändung  kaiserliclien 
Geschmeides  gegen  seinerzeitige  Auslösung  nach  Eingehen  der  zu 
gewärtigenden  ausserordentlichen  Mittel  aufzubringen,  was  der  Kaiser 
in  Erwägung   der  furchtbaren   Nothlage  der  italienischen  Armee, 
wenngleich  mit  Widerstreben,  genehmigte.    Wie  sich  jedoch  heraus- 
stellte, war  eine  derartige  Operation  vorläufig  nicht  durchführbar, 
da  der  Werth  der  zu  verpfändenden  Kleinodien  zur  Aufbringung 
der  verlangten  Summe  nicht  hinreichte,  und  die  Wechsler  überhaupt 
die  grossen^  daher  schwer  verkäuflichen  Edelsteine  nicht  belehnen 
wollten  *).    Man  musste  daher  zunächst  auf  anderwärtige  Bedeckungs- 
massregeln bedacht  sein. 

Uebrigens  wurde  die  Absicht,  auf  die  gedachte  Weise  Geld  zu 
beschaffen,  nicht  aufgegeben.  Ob  die  bezüglichen  Verhandlungen  in 
England,  womit  der  kaiserliche  Gesandte,  GrafWratislaw,  am  8.  No- 
vember 1703  betraut  wurde,  zum  Ziele  führten,  wissen  wir  nicht. 
Wohl  aber  wurden  in  Lissabon  1705  gegen  Verpfändung  von 
Schmuckgegenständen  des  Kaisers  und  des  Obersthofmeisters  Fürsten 
Liechtenstein  durch  Ludwig  Correa  da  Pax  65.000  fl.  zu  5^/^  vor- 
gestreckt. Die  Einlösung  dieser  Pfänder  erfolgte  1719  durch  Aus- 
zahlung von  84.000  fl.  für  Capital  und  Zinsenausstand,  welcher  Be- 
trag freilich  wieder  aus  einem  Vorschusse  Wertheimers  bestritten 
!  vrerden  musste^). 

1706  lieh  femer  Emanuel  Oppenheimer   durch   seinen  Com- 

l  missionär  in  Amsterdam  90.000  fl.  auf  zwei  Jahre  gegen  Verpfän- 

^i^-\tog  kaiserlicher  BLleinodien   im  Werthe  von  186.200  fl.,  welche 

—i - 

')  H.  F.  A.  vom  27.  Mai  1703. 

")  H.  F.  A.  Tom  7.  März  1718  und  25.  October  1719. 

^Kenii,  Finanzen  Oesterreiobi.  12 
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durch  Graf  Kollonitsch  hiezu  nach  Holland  überbracht  wurden.   Die 
Auslösung  derselben  erfolgte  1707^). 

50.000  fl.  holl.  wurden  1707  gegen  ein  gleichartiges  Pfand  in 
Portugal  aufgenommen,  und  im  Jahre  1708  aus  dem  Erti*age  von 
Confiscationen  in  dem  damals  unter  kaiserlicher  Verwaltung  stehen- 
den Bayern  ausgelöst'-). 

Karl  VI.  verpfändete  noch  als  König  von  Spanien  mit  Obli- 
gation vom  1.  December  1703  dem  Kaufmanne  Claude  de  Surmont 
in  Amsterdam  gewisse  Kleinodien  fiir  150.000  fl.,  und  zwar  zu  5**/^ 
auf  6  Jahre.  Da  Surmont  die  Capitalsrückzahlung  bis  10.  December 
1709  verlangte,  und  mit  dem  allfalligen  Verkaufe  des  Pfandes 
drohte,  wurde  mit  Decret  vom  31.  October  170Ü  der  neue  Obei- 
factor  Wolf  Wertheimer  jun.  mit  dessen  Auslösung  und  allenfalls 
Weiterverpfandung  betraut.  Dieser  besorgte  die  Einlösung  ün 
nächsten  Jahre  aus  eigenen  Mitteln,  worauf  ihm  die  Juwelen  für 
die  erworbene  Forderung  und  20.000  fl.  Kosten  und  Provision  neu 
verpfändet  wurden. 

Die  Einlösung  dieses  Pfandes  wurde  erst  in  Folge  kaiserlicher 
Resolution  vom  15.  Februar  1717  nach  vorheriger  vierteljähriger 
Kündigung  angeordnet,  und  zwar  war  sie  durch  Ratenzahlungen  zu 
bewerkstelligen  % 

Im  Jahre  1716  wurde  auch  die  Einlösung  einer  Partie  kaiser- 
lichen Geschmeides,  welches  Anfangs  in  Amsterdam,  später  in  Ham- 
burg verpfändet  wai',  und  schon  1715  hätte  eingelöst  werden  solleii, 
durch  Vermittlung  Wertheimers  besorgt,  und  zwar  nach  zwei- 
maliger Prolongirung  der  bezüglichen  Termine*).  Der  Gesammt- 
werth  der  verpfändeten  Schmuckgegenstände  belief  sich  auf  mehr 
als  eine  halbe  Million  Gulden*^). 

^)  H.  F.  A.  vom  18.  Mai  1706,  20.  Juli  und  2.  August  1707. 

2)  H.  F.  A.  vom  19.  April  1708. 

»)  H.  F.  A.  vom  8.  December  1710,  16.  December  1716,  16.  Februar  und 
28.  März  1717,  F.  C.  Prot,  vom  5.  Februar  1717. 

*)  H.  F.  A    vom  10.  April  1716. 

^)  Zur  Einlösung  wurde  u.  a.  ein  Graf  Gattcrburg'sches  Contributiooi^' 
darlehcn  vou  100.000  fl.  verwendet:  H.  F.  A.  vom  15.  Mai  1717. 


lY.  Geschichte  der  Wiener  Bankinstitute  Yon  1703  bis  1720. 


A.  Der  Baneo  del  Giro  von  1703  bis  1705. 

1.    Gründung  und  Einrichtung  des  Banco  del  Giro. 

Der  günstige  Einfluss,  den  die  seit  den  letzten  Zeiten  des 
Mittelalters  in  Italien,  später  auch  in  Holland  und  Deutschland 
errichteten  Banken  auf  Volkswirthschaft  und  Staatscredit  der  be- 
treffenden Gebiete  ausübten,  musste  auch  in  den  österreichischen 
Ländern,  deren  ökonomische  und  Finanzverhältnisse  im  17.  Jahr- 
hunderte viel  zu  wünschen  übrig  Hessen,  frühzeitig  die  Errichtung 
ähnlicher  Institute  nahe  legen.  Zwischen  der  ersten  Anregung  des 
Gegenstandes  und  der  praktischen  Ausführung  des  Gedankens  verging 
jedoch  fast  ein  Jahrhundert 

Den  ersten  hieher  gehörigen  Vorschlag  finden  wir  in  einem 
Finanzgutachten  des  Hofkammerpräsidenten,  später  niederösterreichi- 
schen Statthalters  Seifried  Freiherrn  von  Brenner  aus  den 
1620er  Jahren,  woiin  derselbe  empfahl,  allerseits  „Monti"  nach  dem 
Muster  der  in  Italien  und  anderwärts  bestehenden,  femer  einen 
Banco  zur  Ordnung  des  Wechsel  Verkehrs  einzurichten  und  von 
jeder  Bargeldauszahlung  2®/o  liir  den  Fiskus  einzuheben^). 

In  der  zweiten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  bemächtigte  sich 
^e  Literatur  der  Frage. 

Der  Nationalökonom  Joh.  Joachim  Becher,  welcher  seit  1666 
l^eim  neuerrichteten  CommerzcoUegium  zu  Wien  als  Rath  in  Ver- 
wendung stand,  proponirte  behufs  Erleichterung  der  Capitalsanlage, 
^d  sohin  Verhinderung  der  Geldausfuhr,  die  Errichtung  einer  Bank, 


r 

f 


f  ^)  S.  Notizenblatt  z.** Archiv  f.  Kunde  österr.  Geschichtsqu eilen,  VII,  1857, 

^'-  ^27  und  345. 
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deren  Capitalien  aber  weder  zu  Ki'iegszwecken  noch  Luxusausgaben, 
sondern  nur  zum  Handel  und  Wandel  zu  gebrauchen  seien.  Ausser- 
dem seien  die  italienischen  „Montes  pietatis"  (Leihhäuser  für  den 
geldbedürftigen  Mittelstand)  nachzuahmen. 

Wilhelm  Freiherr  von  Schröder,  seit  1674  im  österreicliischen 
Staatsdienste,  befürwortet  in  seiner  „fürstlichen  Schatz-  und  Renten- 
kammer" (1686)  eine  vermeintlich  ganz  neuartige  Bank,  die  es 
ermöglichen  sollte,  auch  ohne  Geld  bedeutenden  Handel  zu  treiben, 
und,  selbst  wenn  zwei  Drittel  des  Baargeldes  ausser  Landes  gefuhrt 
würden,  mit  dem  Reste  Handel  und  Wandel  in  seinem  bisherigen 
Umfange  zu  erhalten.  Diese  Bank  solle  den  Kaufleuten  gegen 
Verpfändung  von  Waaren  oder  Immobilien  bis  zui-  Höhe  des  Pfand- 
schätzungswerthes  trockene,  an  einem  bestimmten  Termine  fällige 
Wechsel  ausstellen.  Letzere  werde  jeder  andere  Kaufmann  gerne 
an  Zalilungsstatt  annehmen,  sodass  sie  bis  zur  Fälligkeit  wohl  in 
dreissig  verschiedene  Hände  gelangen  könnten,  besonders  wenn  die 
Bank  auch  deren  tlieilweise  Umschreibung  bewillige ,  eventuell 
selbe  gegen  P/o  Abzug  vor  dem  Fälligkeitstermine  einlöse,  —  also 
einer  Art  Banknoten.  Mit  der  Zeit  würden  alle  Handelsgeschäfte 
durch  die  Bank  gehen  und  die  Abgabe  hievon  dem  Staate  mehr 
als  alle  seine  anderen  Einkünfte  einbringen.  Ungeachtet  dieser 
Anschauung  meint  Schröder,  in  einer  Monarchie  könne  eine  Bank 
nur  von  Privatkauf leuten  eingerichtet  werden,  da  das  Publicum 
alles  Vertrauen  in  die  höchste  Gewalt  verloren  habe,  und  überzeugt 
sei,  dass  sie  ihr  Wort  nur  so  lange  halte,  als  ihi'  beliebe.  Wenn 
aber  das  Werk  einmal  im  Gange  sei,  könne  es  ein  Fürst  in  seine 
Hände  nehmen,  jedoch  nur  vorsichtig  und  mit  genauer  Befolgung 
des  Contractes,  sonst  würde  er  bald  verlieren,  was  Andere  mit 
Mühe  und  Fleiss  in  die  Höhe  gebracht^). 

Diese  Vorschlage,  welche  Schröder  kurz  vor  der  zweiten 
Türkenbelagerung  auch  den  niederösten-eichischen  Ständen  unter- 
breitete, scheinen  in  massgebenden  Kreisen  wenig  Anklang  gefunden 
zu  haben.  Es  wurde  allerdings  mit  Hofdecret  vom  30.  Juli  1692-) 
eine  Commission  von  Hofkammerräthen  eingesetzt,  behufs  Prüfung 
eines  Projectes  wegen  Errichtung  eines  „Banco  del  Giro."     Ob  es 

^)  lieber  Becher  und  Schröder  s.  Koscher  Geschichte  der  Nationalökonomie 
in  Deutschland,  1874  (S.  270  ff.  und  294  ff.),  femer  Bi  der  mann  die  Wienet 
Stadtbank,  im  Arch.  f.  österr.  Gesch.,  XX,  1859,  S.  416,  und  Schwabe  S.  69. 

2)  Bancalact  vom  13.  Juli  1704. 
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sich  dabei  aber  (wie  Schwabe  meint),  um  ein  Elaborat  Schröders 
handelte,  lässt  sich  ebensowenig  ermitteki,  als  ob  jenes  Project^)  mit 
dem  1703  errichteten  Banco  del  Giro  in  Verbindung  zu  bringen 
ist.  Ein  mittelbarer  Zusammenhang  dürfte  aber  wohl  anzunehmen 
sein.  Indess  scheint  man  die  Sache  bald  fallen  gelassen  zu 
haben,  da  sich  von  den  Arbeiten  jener  Commission  weiter  keine 
Spur  findet. 

Nach  Ausbruch  des  spanischen  Erbfolgekrieges  drängte  aber  die 
steigende  Finanznoth  zur  Wiederauftiahme  der  Bankgründungspläne. 

Von  den  verschiedenen  Projecten,  die  um  diese  Zeit  aufgetaucht 
sein  mögen,  ist  uns  nur  jenes  des  späteren  Hofkammerpräsidenten 
Oundaker  Grafen  Starhemberg  auszugsweise  erhalten^). 

Dasselbe  bezweckte  die  Bildung  eines  monte  oder  banco  mit 
einer  Dotation  von  jährlich  fünf  Millionen,  welche  durch  Wieder- 
einführung des  Fleischkreuzers,  Einführung  des  Mehlgro^hens,  des 
Stempelpapieres,  einer  Taxe  von  V12  des  Dienstbotenlohnes  und 
einer  Licenzgebür  für  den  Weinverkauf  zu  bilden  sei.  Auf  diesen 
Fond  sollten  gegen  solidarische  Bürgschaft  aller  Erbländer  durch 
6  Jahre  je  15  Millionen  gegen  9^/^  Zinsen,  1"/^  Sensarie  und 
ßückzahlong  in  2ö  Jahren  nach  Friedensschluss  aufgenommen 
werden.  Dieser  Vorschlag  wäre  allerdings,  da  die  Bank  hienach 
wenigstens  eine  wirkliche  Fundation  erhalten  hätte,  dem  unten  zu 
besprechenden  Entwürfe  vorzuziehen  gewesen.  Jedenfalls  aber  hatte 
Starhemberg  den  Credit  einer  solchen  Anstalt  ebenso  überschätzt, 
wie  die  bedenklichen  Wirkungen  eines  9  ^/^  igen  Zinsfusses  unter- 
schätzt, üebrigens  beantragte  die  Deputation  die  Verwerfung  jenes 
Vorschlages,  da  der  hohe  Zinsfuss  die  Kündigung  der  zu  5  und  6^/0 
aufgenommenen  Pfandscfiulden,  somit  das  wirthschaftliche  Verderben 
des  Adels  zui*  Folge  haben,  femer  die  Prolongirung  der  Aufschläge 
auf  25  Jahre  bei  den  Ständen  kaum  durchzusetzen  sein  werde, 
überhaupt  der  Banco  keine  sofortige  Abhilfe  biete,  sondern  zu 
seiner  Ausarbeitung  und  Durchfuhrung  noch  längerer  Zeit  bedürfe. 

Bald  nach  diesem  Beschlüsse  erfolgte  der  Zusammenbruch  des 


*)  Schwabe  S.  70.  Was  die  Sache  selbst  betrifft,  so  erfahren  wir  nur, 
dafls  in  jedem  Lande  eine  Bank  errichtet  werden  soUte,  behufs  Einziehung  der 
verbotenen  Mflnzaorten  gegen  Ausgabe  von  unverzinslichen  Recognitionen,  die 
wie  Bargeld  cnrsiren  soUten.  Die  Beseitigung  der  Ungleichheiten  im  Milnz- 
omlauf  wttre  wohl  aber  auch  ohne  Papiergeld  möglich  gewesen. 

^  Relerat  d.  Mittelsdeputation  vom  21.  März  1703  (H.  F.  A.). 
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Hauses  Oppenheimer,  welcher  dem  Staatscredite  beinahe  den  Todes- 
stoss  vei-setzt  liätte.  Dies  veranlasste  die  massgebenden  Factoren, 
noch  ein  anderes  Project  einer  eingehenden  Berathung  zu  unter- 
ziehen. Hiemit  wurde  eine  eigene  Commission-  unter  dem  Vorsitze 
des  Geh.  Käthes  Fürsten  Hans  Adam  von  Liechtenstein  betraut, 
welcher  der  Hofkriegsraths- Präsident  Heinrich  Graf  Mannsfeld^ 
Fürst  zu  Fondi,  der  Duca  Francesco  di  Moles,  späterer  kaiserlicher 
Botschafter  bei  Karl  III.  von  Spanien,  zwei  Hofkammerräthe,  und 
ein  gewisser  Abbate  Norbis^)  angehörten.  Letzterer  war  jedenfalls 
der  Autor  des  Projectes. 

Nach   gleichzeitigen   Angaben  ^)   war   Norbis    ein    aus    seinem 
Vaterlande    vertriebener    Venetianer    von    anrüchigem    Character. 
Hienach  hatten  anlässlich  der  Oppenheimer'schen  Crida  die  Gläubiger 
dieser  Firma  die  Errichtung  einer  Girobank*)  mit  einer  Dotation 
von  4  Millionen  aus  dem  Contributionsfonde  vorgeschlagen,  und  für 
diesen  Fall  ein  Darlehen  im  gleichen  Betrage   zur  Hälfte  sofort^ 
zur  Hälfe  nach  und  nach  zu  erlegen  versprochen.    Behufs  Durch- 
setzung dieses  Planes  verbanden  sie  sich  insgeheim  mit  dem  „damals 
sogenannten"    Abbate  Norbis,   unter  Zusage   einer   Provision  von 
3^/o  aller  Oppenheimer'schen  Zahlimgsposten  nach  Errichtung  der 
Bank.  Hierauf  wurde  Norbis  auf  Kosten  der  eigentlichen  Projectanten 
in  den  Stand  gesetzt,  vornehm  aufzutreten,  und  den  Ministem  als 
Retter  des  Staates  vorgestellt.    In  der  That  gelang  es  der  Thätigkeit 
dieses  anscheinend  sehr  findigen  Strohmannes  der  Genossen  uni 
Nachfolger  Oppenheimers,   einige  massgebende  Persönlichkeiten  zti 


')  Referat  der  Min.  Bancodeputation  vom  29.  September  1717  (rectc  1727) 
im  Bancosammclbande  Nr.  166/1  lit.  D  (F.  Arch.).  —  Ueber  Abbate  Norbis  »- 
Bi  der  mann  a.  a.  0.,  S.  351 — 352  und  416. 

2)  „Paraphrasis  über  den  Wienerischen  oder  potius  Oppen-' 
heim  er 'sehen  Banco  del  Giro",  anonym  und  undatirt,  jedoch  1704  oder  170^ 
verfa.s8t,  jedenfalls  von  einem  hohen  Function är  herrührend,  welcher  sich  dariiB^ 
auf  seine  Eidespflicht  beruft,  vielleicht  von  Starhemberg.  Eine  spätere  an  Kaiser 
Josef  I.  gerichtete  Denkschrift  über  den  gefährlichen  Stand  des  üniversi 
und  Bitte  um  Regulirung  des  Credit-  und  Bankwesens  „pro  compe^ 
tentia  officii  et  in  exonerationem  •  conscientiae"  hat  denselben  Verfasser.  Beid^ 
Schriftstücke  finden  sich  in  den  Mise,  camer.  Nr.  145  lit.  D  (X.  Bd.). 

*)  Dass  die  Errichtung  der  Girobank  hauptsächlich  im  Interesse  der  Gli»^ 
biger  Oppenheimers  erfolgte,  wird  in  einem  Promemoria  von  21  hiezu  gehörige^* 
Wechslern  in  Nürnberg,  Frankfurt,  Köln  und  Augsburg  (v.  1.  Oct.  1706)  selb^"^ 
zugegeben  (Mise,  camer.  II).  In  der  Paraphrasis  heisst  es,  dass  sich  „eine  Barn 
desselben  Wuchers  und  Profitsparticipienten  rottirt"  habe. 
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gewinnen,  —  während  Andere,  welche  das  unwürdige  Spiel  durch- 
schaut hatten,  entweder  „selbst  einen  Ekel  davor  bekamen,  oder 
aus  dem  Collegio  hinausgeschoben''  wurden. 

So  erhielt  denn  das  gedachte  Project  auf  Grund  der  Arbeiten 
der  Commission,  an  welchen  sich  der  Hofkammerpräsident  Salaburg 
indess  nicht  betheiligt  zu  haben  scheint,  die  Zustimmung  Kaiser 
Leopolds  I.  Hierauf  wurden  zwei  kaiserliche  Patente  erlassen, 
wovon  das  eine  „Fundations-Diploma",  das  andere  als  „Ordnung" 
des  hiemit  errichteten  Banco  del  Giro  bezeichnet  ist.  Das  Diplom 
trägt  in  einigen  Exemplaren  das  Datum  des  28.,  in  anderen  jenes 
des  15.  Juni  1703,  die  dem  Diplome  beigegebene  „Ordnung"  in 
beiden  Ausgaben  das  letztere^). 

Als  Grund  der  Einfuhrung  eines  solchen  Creditsinstitutes  finden 

wir    im    Diplome  vor  allem   die  ausserordentlichen    Erfordernisse 

für   die   Armeen   im   Reiche   und  in   Italien,  beziehungsweise  den 

hiedurch  bewirkten  Abfluss  des  Bargeldes  ins  Ausland  angegeben, 

femer  die  Absicht,  den  damiederliegenden  Handel  durch  eine  Bank 

nach   dem   Vorbilde  der  in  Venedig,  Hamburg,  Amsterdam    und 

Nürnberg  bestehenden  Anstalten  zu  heben.    Der  eigentliche  Zweck 

war  wohl,    den  Besitzern   Oppenheimer'scher  Forderungstitel   die 

Möglichkeit  einer  Veräusserung  ihrer   Ansprüche  zu  bieten,  und 

damit  das  Aerar  vorläufig  vor  allzugrossem  Andränge  von  Gläubigem 

zu  bewahren. 

Die  Grundzüge  der  Einrichtung  des  Banco  del  Giro  waren 
Dach  den  beiden  Patenten  vom  Jahre  1703  folgende: 

a)  Die  Dotation  beträgt  jährlich  4  Millionen  Gulden,  wovon 
die  Hälfte  aus  den  Contributionen  der  böhmischen,  Vs  a.us  jenen 
der  österreichischen  Erbländer,  und  ^/g  aus  jenen  Ungarns  auszu- 
scheiden sind.  Die  Länder  haben  diese  Beträge  ohne  Berück- 
sichtigung etwaiger  entgegengesetzter  behördlicher  oder  selbst 
kaiserlicher  Aufträge  vor  allen  anderen  Zahlungen  unter  ihrer 
Haftung  an  den  Banco  abzuführen.  Für  das  erste  Jahr  werden 
dem  Institute,  da  die  Contributionen  schon  durch  die  Repartition 
erschöpft  wurden,  zwei  Millionen  aus  den  ersten  besten  ausser- 
ordentlichen Einnahmen  gewidmet. 

b)  Auch  Private  können  sich  mit  Geldeinlagen  betheiligen. 

^)  Wegen  der  angeblichen  Znrückdatirung  dieser  Patente  s.  Schwabe 
*•  a.  0.  S.  71,  Anm.  131.  —  Die  Banco-Ordnung  hat  in  der  ersten  Ausgabe  15, 
in  der  zweiten  14  Paragraphe. 
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c)  Den  Staatsgläubigern  werden  durch  die  Hofkammer  An- 
weisungen an  den  Banco  ausgestellt,  wobei  der  Betrag  des  Fondes 
nicht  zu  überschreiten  ist.  Ebenso  haben  Privateinleger  das  An- 
weisungsrecht  hinsichtlich  ihres  Guthabens. 

d)  Derartige  Assignationen  hat  Jedermann  vom  Aerar  wie 
von  Privaten  an  Zahlungsstatt  anzunehmen  ohne  für  fällige 
Forderungen  eine  andere  Zahlung  beanspruchen  zu  können.  Kein 
Notar  darf,  bei  sonstiger  Amtsenthebung,  gegen  eine  solche  Zahlung 
durch  Banco-Assignationen  einen  Protest  aufnehmen. 

e)  Solche  Assignationen  sind  durch  Giro  an  Jedermann  über- 
tragbar, und  ist  jede  solche  Cession  in  den  Büchern  der  Anstalt 
vorzumerken.  Wer  über  den  Betrag  seines  Guthabens  hinaus 
assignirt,  hat  den  Mehrbetrag  nebst  einer  Strafe  von  10®/o  zu 
erlegen. 

f)  Banco-Einlagen  sind  frei  von  Verbot,  Sequestration 
und  Execution,  ausser  wenn  bereits  das  gdn^e  übrige,  im  Lande 
befindliche  Vermögen  des  Schuldners  exequii't  worden. 

g)  die  Einlagen  unterliegen  der  Confiscation  nur  bei  Majestäts- 
verbrechen und  bleiben  von  Münzvcrschlechterungen  unberührt. 

h)  Die  Bank  geniesst  die  Privilegien  des  Fiscus. 

i)  Der  Kaiser  verzichtet  für  sich  und  seine  Nachkommen  auf 
das  Recht,  über  die  Gelder  der  Bank  anderwärtig  zu  verfugen, 
und  ist  Niemand  zur  Befolgung  entgegenstehender  Befehle  ver- 
pflichtet. 

k)  Alle  Wechsel  und  Anweisungen  von  Kaufleuten  müssen 
durch  den  Banco  laufen,  bei  sonstigem  Verluste  des  zehnten 
Theiles  des  Betrages  zu  Gunsten  der  Anstalt. 

1)  Mit  der  Oberinspection  werden  zwei  geheime  Eäthe 
betraut,  Fürst  Hans  Adam  von  Liechtenstein  und  Graf  Otto 
von  Abensperg- Traun,  niederösterreichischer  Landmarschall.  Die 
Direction  hat  ein  eigenes  Bancocollegium  zu  besorgen,  bestehend 
aus  Käthen  der  Hofkamraer  und  der  niederösterreichischen  Regierung, 
aus  Vertretern  der  niederösterreichischen  Stände,  des  Wiener 
Magistrates  und  des  Handelsstandes. 

m)  Ueber  Streitigkeiten  zwischen  dem  Banco  und  den  Giranten 
sowie  zwischen  Letzteren  unter  sich,  entscheidet  das  Bancocollegium 
als  besonderer  Gerichtsstand  ohne  weitere  Berufung,  u.  z.  allenfalls 
unter  Zuziehung  von  Rechtsgelehrten  und  Sachverständigen  im 
Bankfache. 
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n)  Sobald  die  aus  den  zugewiesenen  Fonden  in  den  Banco 
igeflossenen  Gelder  ein  Zehntel  der  assignirten  Zahlungen  be- 
igen, wird  diese  Summe  unter  die  Banco -Gläubiger  nach  dem 
rhältnisse  ihrer  Guthabungen  vertheilt^). 

o)  Die  Bank  soll  auch  als  Depositenanstalt  fungiren. 

Die  übrigen  Bestimmungen  betreffen  die  Geschäftsgebarung 
i  Personalbestellung. 

Auffallend  erscheint  es,  dass  weder  im  Diplome  noch  in  der 
nkordnung  einer  Verzinsung  der  Einlagen  Erwähnung  geschieht, 
^e  dass  darin  auch  bestimmte  Bückzahlungstermine  nicht 
tgesetzt  wurden.  Indess  wissen  wir  aus  späteren  Referaten*), 
SS  die  assignirten  Schuldposten  in  vier  Jahresraten  (im  ersten 
hre  -/.v  in  den  drei  folgenden  je  ^/j)  zurttckbezahlt  werden 
Uten.  Der  Zinsfuss  sollte  für  die  ersten  Vö  vier,  für  die  nächsten 
fünf,  und  für  das  letzte  Fünftel  sechs  Percent  betragen*). 

2.  Wirksamkeit  des  Banco  del  Giro  in  seiner  tirsprünglichen 

Ghestalt. 

Die  Hoffnungen,  die  man  auf  die  Errichtung  eines  Bank- 
istitutes  in  Wien  gesetzt  hatte,  sollten  durch  die  Girobank  nicht 
itfernt  erfüllt  werden. 

Allerdings  wurde  schon  am  22.  Juni  1703  die  Assignirung 
lehrerer  Staatsgläubiger  mit  Forderungen  von  zusammen  7.009.885  fl., 
arunter  Oppenheimer  mit  5.600.000  fl.  an  den  Banco  angeordnet*), 


^)  Diese  Bestimmung  sollte  nicht  die  frühere  Befriedigung  einzelner  Gläu- 
iger  aussc'hliessen,  sondern  betraf  nur  den  Zeitpunkt  der  ersten  Generalrepar- 
tion;  s.  Ref.  d.  BancocoUegs  (v.  J.  1703)  reproducirt  am  3.  Jänner  1709  (Bancal- 
ef.  Band  im  F.  Arch.) 

')  Referate  des  Grafen  Wcltz  vom  3.  September  1706  (Banc.  Ref.  Band) 
nd  Starhembergs  t.  J.  1727  (s.  Seite  182,  Anm.  1.) 

*)  Bericht  der  Bancobuchhalterei  vom  6.  November  1708  in  B.  A.  vom 
November  1708  und  Banc.  Referat  vom  3.  September  1706,  wonach  sich  die 
Qgabe  im  vorcitirten  Referate  v.  1727  berichtigt. 

*)  Der  Vorgang  bei  der  Assignation  war  folgender:  Die  Hofkammer  erliess 
en  Auftrag  an  das  Kriegszahlamt  und  dieses  steUte  die  Amtsquittung  aus, 
^orin  für  den  betreffenden  Gläubiger  der  Empfang  der  Summe  aus  dem  Banco 
•estätigt  wurde.  Gegen  Einlegung  der  letzteren  und  aUer  anderen  Schuld- 
itkunden  wurde  die  Post  beim  Banco  bücherlich  gutgeschrieben;  s.  Bancofunda- 
ionsact  vom  Juni  1703  (Bancalact,  nicht  näher  datirt). 
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welche  übrigens  nur  hinsichtlich  des  Betrages  von  5.915.385  fl. 
wirklich  stattfand*). 

Die  Realisirung  der  dem  Banco  gewidmeten  Fonde  stiess  jedoch 
gleich  Anfangs  auf  grosse  Schwierigkeiten. 

Was   zunächst    die   ausserordentliche  Dotation  für   das  Jahr 

1703  betrifft,  so  würden  die  hiezu  bestimmten  zwei  Millionen  bei 
der  Höhe  der  bereits  assignirten  Capitalien  nicht  genügt  haben.  Es 
wurden  daher  veracliiedene,  zusammen  auf  5.120.000  fl.  veranschlagte 
Fonde  ^)  als  Bankdotation  gewidmet.  Da  diese  aber  grösstentheils 
in  ordentlichen  oder  ausserordentlichen  Einnahmen  des  Militär^tAts 
bestanden,  welche>  wie  bald  darauf  ausdrücklich  betont  wurde'*), 
ihrem  eigentlichen  Zwecke,  der  Erhaltung  der  Armee,  nicht  ent- 
zogen werden  durften,  konnte  von  obiger  Summe  nur  sehr  wenig 
wirklich  der  Bank  ausgefolgt  werden. 

Auch   die  ordentliche  Dotation  von  4  Millionen,  welche   von 

1704  an  jährlich    aus    den   Contributionen    ausgeschieden  werden 
sollte,  musste  unter  solchen  Verhältnissen  entfallen.    An  Stelle  der- 
selben wurden  jene  Contributionsquoten  als  Fond  bestimmt,   über 
welche  die  Hofkammer  auf  Grund  der  ständischen  Schuldübemahme 
verfügen  durfte,  worauf  jedoch  die  betreffenden  Assignationen  an 
die  Staatsgläubiger  noch  nicht  ausgestellt  worden  waren.   Es  waren 
dieses  5.170.615  fl.  für  Capitalsrückzahlung*)  und  1.315.667  fl.  für 
Verzinsung  der  zu  übernehmenden  Staatsschuld.  Diese  ganze  Summfe 
sollte  an  Stelle  der  statutenmässigen  vier  Millionen  für  das  Jahir 
1704  der  Bank  zur  Verfügung  stehen.    Abgesehen  davon  aber,  dass 
die  bezüglichen  Beträge  nicht  sofort,  sondern  erst  nach  mehreren 

*)  Die  Kriegszahlamtsquittungen  vom  28.  und  30.  Juni   1703    lauten  nur 
auf  5.515.385  fl.,   worunter  5  Millionen  auf  diverse  Forderungen  Oppenheimers, 
der  Rest  auf  vier  andere  Firmen  entfiel.    Bald  darauf  kam  noch  eine  Forderung^   j 
Bertermanns  von  400.000  fl.  hinzu   (s.  diverse  B.  A.  v.  Juni  1703,  dann  B.  A 
V.  8.  Nov.  1708). 

^)  Diese  bestanden  aus  einem  Anlehcn  von  1  ^/^  Hillionen  auf  die  böh- 
mischen Kammergüter,  ferner  aus  den  durch  die  Ueberweisung  Oppenheimer'schei 
Forderungen  frei  gewordenen  ContributionJsfonden  von  2*,j  Millionen,  nnd 
1.120.000  fl.  aus  den  von  den  Erblanden  zur  Schuldentilgung  übernommenen 
Beträgen. 

»)  H.  F.  A.  vom  31.  August  1703. 

*)  Darunter  entfielen  auf  Böhmen  2.498.078  fl.,  auf  Schlesien  1.794.176  fl., 
auf  Mähren  419.846  fl.,  kleinere  Beträge  auf  Steiermark,  Kärnten  und  Krain. 
Die  Quoten  Ober-  und  Niederösterreichs  waren  bereits  ganz  assignirt  worden. 
Note  der  Hofkammer  an  das  Bancalcolleg  vom  9,  November  1703  (Bancalact). 
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Jahren,  und  zwar  successive  bis  1712  zahlbar  waren,  daher  bis  da- 
hin blos  als  Creditsobject  fungiren  konnten,  mussten  die  denselben 
entsprechenden,  znr  Ueberweisung  an  die  Stände  bestimmten  Quoten 
der  alten  Staatsschuld  nun  wieder  aus  anderen  Mitteln  verzinst  und 
getilgt  werden.  Durch  diese  Fondsverschiebung  wäre  also  die  Bank 
lediglich  auf  Kosten  einer  bereits  anderwärtig  festgesetzten  plan- 
mässigen  Schuldentilgung  ein  Jahr  lang  über  Wasser  gehalten 
worden,  —  ein  sehr  bedenklicher  Ausweg,  welcher  überdies  schon 
im  nächsten  Jahre  nicht  mehr  offen  stand. 

Unter  solchen  Umständen  war  der  Banco  del  Giro  von  Anfang 
an  vollständig  lahmgelegt. 

Allerdings  wurde  am  16.  August  1703  das  Bancocollegium 
eingesetzt^),  und  in  einer  ausführlichen  Instruction  angewiesen,  seine 
statutarische  Thätigkeit  sofort  zu  beginnen.    Hiebei  wurde  u.  a.  be- 
tont, dass  das  BancocoUeg  auf  die  Eichtigkeit  und  Liquidität  der 
einzulegenden  Fonde  zu  sehen,  und  diesfalls  mit  den  Ländergubernien 
zu  correspondiren  habe.    Ferner  solle  dasselbe  dahin  trachten,  dass 
„die  Bancozahlung  höher  als  die  Currentzahlung  gebracht  und  dem 
Banco  durch  Bancozettel  oder  sonst  ein  Zugang  zugelegt"  werde. 
Allenfalls  seien  auch  Depositen  anzunehmen.   Das  Bancocollegium 
sollte  der  schon  im  Diplome  eingesetzten  kaiserlichen  Banco- 
deputation  unterstehen. 

Von  einer  gedeihlichen  Thätigkeit  dieser  Behörde  konnte  indes 
nicht  die  Rede  sein. 

Abgesehen  von  der  ungenügenden  Dotation  der  Anstalt  war 
ihre  Einrichtung  nämlich  überhaupt  nicht  danach  angethan,  das 
Vertrauen  der  Handelswelt  zu  erwerben.  Besonders  verderblich 
erwiesen  sich  jene  Bestimmungen  der  Statuten,  welchen  die  Absicht 
zu  Grunde  lag,  das  Privatcapital  zwangsweise  in  die  Bank  zu 
leiten,  und  den  Anweisungen  auf  die  Bankguthaben  (Giroposten),  die 
man  Bancozettel,  Girozettel,  auch  Bancoassegni  oder  Banco- 
partite  nannte,  einen  Zwangscurs  zu  verschaffen,  indem  dieser 
Versuch,  einen  „Papierhandel"  einzuführen  —  wie  es  in  den  Quellen 
hfisst  —  den  Credit  ruinirte  und  den  Handel  hemmte-).   Allerdings 

*)  Das  CoUeg  bestand,  ausser  dem  Präsidenten  Fürsten  Liechtenstein  und 
dem  Vicepräsidenten  Grafen  Abensberg-Traun ,  aus  4  Hof kammerräthen ,  dem 
Stadtrichter  Tepser  und  den  Bankiers  Seiter,  BeUini  und  WaUstorf.  Letztere 
bezogen  je  750  fl.  Gehalt  (s.  Bancofundationsact). 

'-)  Referate  d.  M.  B.  Dep.  vom  8.  3Iai  1723  und  vom  29.  September  1727 
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scheint  man  von  diesem  Versuche  in  Folge  des  allgemeinen  Wider- 
standes gegen  dessen  Durchfuhrung  bald  stillschweigend,  d.  h.  ohne 
ausdrückliche  Aufhebung  der  betreffenden  Bestimmung  abgekommen 
zu  sein^).  Auch  der  Mangel  einer  Statutenbestimmung  über  Ver- 
zinsung und  Bückzahlung  der  Bankguthaben  wirkte  beun- 
ruhigend. 

Die  hiedurch  entstandenen  Schwierigkeiten  erklären  es,  dass 
die  Bancodeputation  schon  im  September  1703  alle  drei  Classen  des 
Handelsstandes-)  aufforderte,  ihre  Bedenken  gegen  die  Banco- 
ordnung  vorzubringen.  Der  Staat  hatte  eben  das  grösste  Interesse 
daran,  der  Bank  möglichst  die  Wege  zu  ebnen,  sei  es  dui'ch 
Widerlegung  solcher  Bedenken,  sei  es  durch  deren  Berücksichtigung. 

Ganz  besonders  war  übrigens  der  Widerstand  der  Handelswelt 
darauf  zurückzuführen,  dass  man  die  Absicht  der  Oppenheimer'schen 
Interessenten,  behufs  Realisirung  ihrer  sehr  bedenklichen  und  wuche- 
rischen Forderungen  mittelst  des  Banco  nicht  nur  über  die  wichtig- 
sten Staatseinnahmen,  sondern  auch  über  Privatcapitalien  zu  ver- 
fügen, sehr  bald  durchschaute,  —  wie  denn  auch  die  Thatsache, 
dass  die  Bank  wegen  jener  Forderungen  mit  fünf  Millionen  belastet 
worden  war,  nicht  lange  verborgen  bleiben  konnte. 

Auch  die  nieder  österreichischen  Stände  erhoben  Protest  gegen 
Errichtung  des  Banco  ^). 

Bei  dem  allgemeinen  Misstrauen  kam  es  soweit,  dass  die  nieder- 
österreichische Regierung  in  einem  Berichte  an  die  Hof  kanzlei  vom 
5.  December  1703*)  die  Anfrage  stellte,  ob  die  Anstalt  noch  fort- 
bestehen solle,  da  der  ganze  Handelsstand  dagegen  Einsprache  er- 
hebe und  nichts  damit  zu  schaffen  haben  wolle.  Wenn  die  Hof- 
kammer dem  gegenüber  darauf  hinwies,  dass  die  tiefe  ZerrüttuDg 
des  Credites  auf  den  Oppenheimer'schen  Bankrott  zurückzuführen 


im  früher  citirten  Saininelbandc.  —  Das  BancocoUeg  bestritt  die  SchädUchkeit 
dieser  Zwangsbestimmung,  da  ja  Jeder,  welcher  Girozettel  empfangen,  wieder 
mit  solchen  zahlen  könne  (!);  s.  Extract  a.  einem  Ref.  des  Bancalcollegs  t.  J. 
1703,  reproducirt  am  3.  Jänner  1709  (Bancalreferatsband). 

^)  Darauf  deutet  der  Umstand,  dass  die  Bestimmung  über  den  Zwangscurs 
der  B.  Papiere  schon  in  der  dem  Diplome  vom  28.  Juni  1703  beiliegenden  zweitea 
Ausgabe  der  Banco-Ordnung  nicht  mehr  enthalten  war. 

2)  B.  A.    vom   14.  September   1703.   —   Der   Handelsstand  zerfiel  in  die 
Classen  der  Niederläger,  Hofbefreiten  und  bürgerlichen  Kaufleute. 

3)  H.  F.  A.  vom  26.  October  1703. 
*)  H.  F.  A.  vom  3.  Jänner  1704. 
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sei,  SO  war  dies  insoferne  gauz  richtig,  als  der  Staatscredit  durch 
das  damals  noch  nicht  aufgehobene  Verbot  auf  die  Assignationen 
Oppenheimers  thatsächlich  sehr  gelitten  hatte.  Der  Banco  del  Giro 
würde  aber,  angesichts  seiner  ungenügenden  Dotation  und  des 
fiscalischen  Characters  einzelner  Statutenbestimmungen  unter  allen 
Umständen,  daher  auch  abgesehen  von  der  Oppenheimer'schen  Krise, 
nur  ein  Scheinleben  geführt  haben,  obgleich  der  Handelsstand  keines- 
wegs eine  grundsätzliche  Abneigung  gegen  Bankinstitute  hegte ^). 

3.  Depositenbank-Project  von  1703. 

Graf  Stai'hemberg,  welcher  bald  nach  Errichtung  des  ohne  sein 
Zuthun  zu  Stande  gekommenen  Banco  del  Giro,  in  einem  Augen- 
blicke der  grössten  Verwirrung  die  Leitung  des  Finanzwesens  über- 
nommen hatte,  empfand  lebhaft,  dass  etwas  geschehen  müsse,  um 
den  durch  die  üeberlastung  der  einzelnen  Gefalle  und  die  Ueber- 
uahme  unerfüllbarer  Verpflichtungen  aufs  Aeusserste  erschütterten 
Staatscredit  wieder  herzustellen.    In  einem  Vortrage,  über  welchen 
die  geheime  (^Mini8ter-)Conferenz  unter  dem  Vorsitze  des  römischen 
Königs  Josef  gegen  Ende  1703  beiieth*),  brachte  der  neue  Hof- 
kammerpräsident'  daher,    unter  Festhaltung    des  Grundgedankens 
seines  früheren  Projectes*)  ein,  mit  dem  Namen  Landgarantie 
bezeichnetes  Creditinstitut  in  Vorschlag,  welches  hauptsächlich  als 
Depositenbank  wirken  sollte. 

Nach  dem  bezüglichen  Entwürfe  wären  alle  Einlagen  mit  S^o 
zu  verzinsen  gewesen,  bei  Beschränkung  des  sonstigen  Darlehens- 
zinsfnsses  auf  6^/q.  Für  jede  Einlage  sei  eine  kaiserliche  Obligation 
auszustellen.  Für  die  Verainsung,  sowie  für  die  termingemässe 
Capitalsrückzahlung  sei  ein  ausgiebiger  Zahlimgsfond  zu  bilden,  und 
Mef&r  ausserdem  die  Bürgschaft  der  Stände  aller  österreichischen 
und  böhmischen  Erbländer  zu  erwirken,  gegen  Einräumung  des 
Retentionsrechtes  an  ihren  Contributionen  für  jede  aus  dem  Titel 
der  Garantie  geleistete  Zahlung.  Für  das  ganze  Institut  sei  ein 
eigenes  Directorium  einzusetzen,  mit  der  Efifectuirung  der  Garantie 


^)  Dies  sehen  wir  daraus,  dass  nach  einigen  Monaten  von  Wiener  und  aus- 
wärtigen Kaufleuten  in  einer  eigenen  Eingabe  um  endliche  Stabilisirung  des 
^^Ivirten  „Banco  del  Giro",  —  worunter  die  zweite  Einrichtung  des  Institutes 
'8-  Seite  191)  gemeint  war,  —  gebeten  wurde.    H.  F.  A.  vom  30.  April  1704. 

*)  Cont  Referat  vom  2.  Dccember  1703  (H.  F.  A.). 

')  S.  oben  Seite  181. 
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und  der  Flüssigmachung  des  Zahlungsfondes  für  jedes  der  betheiligten 
Länder  ein  Specialadministrator  zu  betrauen.  Für  Vorschüsse  auf 
kurze  Frist  habe  der  Director  Wechsel  auszustellen,  sammt  einer 
Garantieurkunde.  Jeder  Gläubiger  könne  über  sein  Guthaben  durch 
Giro  disponiren.  Die  Zahlungspflicht  der  Länder  erlösche  auch 
nicht  durch  Ki*ieg  und  andere  Unfälle.  Alle  Einlagen  seien  fi-ei 
von  Verbot,  Sequestration,  Execution  und  Besteuerung.  Dem  Institute 
sei  ein  besonderer  kaiserlicher  Schutz  zu  gewähren,  welcher  durch 
die  Präsidenten  der  Hofkammer  und  der  beiden  Hofkanzleien  aus- 
geübt werde. 

Zui'  Bildung  des  Zahlungsfondes  wurden  eine  Reihe  von  theils 
schon  bestehenden,  theils  erst  einzuführenden  Abgaben  vorgeschlagen, 
deren  Gesammtertrag  Starhemberg  auf  jährlich  7  bis  8  Millionen 
veranschlagte,  nämlich  der  Fleischkreuzer,  der  Mahlgroschen,  Auf- 
sehläge und  Accisen  auf  Wein  in  Gebinden,  auf  Oel,  Schmalz,  Un- 
schlitt,  Seife,  Wachs,  Fische,  Heu,  Stroh  uud  Baumaterialien,  die 
Besteuerung  von  nicht  zur  Wii'thschaft  gebrauchten  Pferden,  das 
Stempelpapier,  eine  Erbschaf tsgebür  von  1  bis  2^1^  bei  Seiten- 
verwandten und  der  Hälfte  bei  Ascendenten  und  Descendenten,  eine 
1^/oige  Uebertragungsgebür  bei  Besitzveränderung  unbewegUcber 
Güt^r. 

Diesen  Vorsclilägen  lag  unzweifelhaft  manch  gesunder  Gedanke 
zu  Grunde,  vor  Allem  die  Erkenntnis  von  der  Nothwendigkeit  einer 
wirklichen  Dotation  und  demnach  einer  entsprechenden  Ergänzung" 
des  Steuersystems ^);  auch  die  Heranziehung  der  ständischen  Mit- 
haftung wäre  unter  den  damaligen  Verhältnissen  ein  Gewinn  ge- 
wesen. 

Die  Conferenz  verhielt  sich  aber  ablelmend  gegen  das  Project, 
und  begründete  ihre  Haltung  damit,  dass  die  Einfuhrung  neuer 
Accisen  mit  dem  Fortbestande  der  Contributionen  nicht  vereinbar 
sei,  und  die  Leistungsßlhigkeit  der  Länder  vernichten  würde,  zumal 
einzelne  dei*  betreffenden  Objecte  schon  besteueit  seien;  femer  müsse 
man  vorerst  entscheiden,  ob  die  kurz  vorher  eingefühi'te  Girobank 
überhaupt  fortbestehen  solle.  Audi  die  gegen  das  frühere  Project 
Starhembergs  hinsichtlich  des  Zinsfusses  erhobenen  Bedenken  wurden 
wiederholt. 


^)  Die  bezüglichen  Anregungen  des  Projeetes  zeigen  tlieilweise  von  eiüe« 
weitblickenden  Auffassung  der  Steuerpolitik.  Wer  hatte  bisher  an  eine  Er^' 
Steuer  oder  die  Besteuerung  der  Besitzübcrtragungeu  gedacht  I 
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Der  römische  König  Josef,  welcher  den  Vorsitz  führte,  sprach 
sich  jedoch  für  die  „Landgarantie"  aus.  Den  schädlichen  Einfluss 
auf  den  Privatcredit  könne  man  dadurch  beheben,  dass,  sobald  ge- 
nug Einlagen  zu  Stande  gekommen  wären,  der  Zinsfuss  füi*  alte 
und  neue  Einlagen  auf  6*^/0  herabgesetzt  werde.  Jedenfalls  aber 
müsse  man  den  Namen  „Banco"  vermeiden,  da  derselbe  in  Folge 
der  unriclitigen  Fundirung  des  Banco  del  Giio  schon  in  ganz  Europa 
verschrieen  sei. 

Kaiser  Leopold  entschied,  dass  über  das  fragliche  Project  mit 
den  Hofkanzleien  weiter  verhandelt  werden  solle. 

Inzwischen  war  aber  ein  anderes,  von  dem  bereits  früher  er- 
wähnten Abbate  Norbis  herrührendes^)  Project  aufgetaucht,  welches 
die  Girobank  zu  erhalten  und  zu  einem  allgemeinen  Institute  für 
Staatsschuldentilgung  zu  erweitern  strebte.  Ausserdem  lag  ein  An- 
trag des  BancocoUegs  auf  Ersetzung  der  bisherigen  ungenügenden 
Dotation  durch  einen  sicheren  Cameralfond,  womöglich  das  Salz- 
gefäll,  vor-). 

Ueber  alle  drei  Vorschläge  wurde  in  der  Mittelsdeputation  be- 
rathen.    Wie  aus  den  bezüglichen  Referaten  vom  13.  Jänner  und 

3.  April  1704^)  hervorgeht,  fand  der  Vorschlag  Starhembergjs 
keinen  Anklang.  Vielmehr  entschloss  man  sich,  in  der  Meinung, 
üic  Girobank  allein  vermöge  den  Credit  zu  retten,  zu  einer  Combi- 
nation  dei-  Principien  der  beiden  anderen  Anträge.  Vorläufig  hatten 
eben  jene  Persönlichkeiten,  die  eine  fruchtbringende  Umgestaltung 
der  Girobank  für  möglich  hielten,  noch  die  Oberhand  behalten. 

4.  Beorganisirung  der  Girobank  diirch  das  Patent  vom  Jahre  1704. 

Die  im   Vorstehenden  erwähnten  Bestrebungen  fanden  ihren 
Abschluss  in  dem  kaiserlichen  Patente  vom   3.  Juni  1704,   dem 


*)  S.  die  auf  Seite  182  citirte  ^Paraphrasis". 

^  Schon  in  seiner  Sitzung  vom  8.  November  1703  hatte  das  BancocoUeg  auf 
entsprechende  Bealfondirung  der  Anstalt  gedrungen,   da   sich   seine  Mitglieder 
üicht  zu  Dienern  der  Ungerechtigkeit  und  Werkzeugen  der  Täuschung  herzu- 
geben Termöchten;  (aus  den  nicht  mehr  au^ndbaren  Rathsprotocollen  des  Banco- 
<^lleg8,  nach  einer  im  Finanz- Archiv  befindlichen,  aus  dem  Anfange  des  19.  Jahr- 
bonderts  stammenden  handschriftlichen  Zusammenstellung  über  die  Geschichte 
*ler  Wiener  Bank,  von  Johann  Mesmer.   Diese  sehr  fleissige  Arbeit  ist  be- 
Muders  eingehend  in  Bezug  auf  die  Geschichte  der  Cameralgefälle ,  weniger  in 
Bezug  auf  das  Creditwesen).. 

*)  Bancalreferatsband  im  Fin.  Arch. 
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sogenannten  Amplificationspatente,  womit  die  neue  Ordnung 
der  Girobank  verlautbart  wurde  ^). 

Hierin  wurde  die  Anstalt  nach  der  Art  des  von  ihr  zu  machen- 
den Gebrauches  als  „Banco  di  Giro",  nach  ihrem  Zwecke,  der 
Staatsschuldentilgung,  aber  als  „Banco  di  affrancazione",  das 
ist  „Abledig-  oder  Befreiungs-Banco"  bezeichnet.  Die  wesentlichen 
Bestimmungen  des  Patentes  sind  folgende: 

a)  Die  Dotation  wird  von  4  auf  5^2  Millionen  erhöht.  Die- 
selbe ist,  anstatt  aus  dem  Contributionsfonde,  aus  gewissen  Came- 
ralgefällen  zu  bilden,  welche  hiezu  der  Bank  in  unmittelbare 
Verwaltung  übergeben  werden.  Diese  Fonde  sind:  Der  Fleisch- 
kreuzer, der  Tabakappalto,  das  Papiersiegel  (Stämpelgefall) ,  der 
Mehlaufschlag,  eine  neu  einzuführende  Mass-  und  Gewichtstaxe, 
ferner  die  ungarischen  Cameralgefalle  *) ,  endlich  jene  alienirten 
Fonde,  deren  Einlösung  mit  Hilfe  der  Bank  bewirkt  würde. 

Ausserdem  werden  als  Dotation  gewidmet  die  bereits  an  Staats- 
gläubiger ausgefolgten  Anweisungen  (mit  Ausnahme  der  militärischen, 
welche  der  Hofkammer  verbleiben  sollten),  für  welche  den  Gläu- 
bigern neue  Anweisungen  im  gleichen  Betrage  zu  geben  seien.  — 
Die  Bank  hat  die  Dotationsfonde  unabhängig  von  der  Hofkammer 
einzuheben,  den  Ueberschuss  über  57«  Millionen  aber  an  die  Hof- 
kammer abzuführen. 

b)  Die  Hof  kämm  er  wird  Staatsschulden  bis  zum  Betrage 
von  40  Millionen  zur  Tilgung  auf  die  Bank  überweisen, 
welche  diese  Summe  sogleich  gutzuschreiben,  und  die  Abstattung 
vom  1.  December  1704  an  in  12  Jahren  zu  bewirken  hat  Hieza 
sind  im  ersten  Jahre  4,  im  zweiten  und  dritten  je  2^/3,  im  vierten 


*)  Cod.  Austr.  in,  S.  464—467.    Den  Entwurf  hatte   die  Deputation  am 
23.  Mai  vorgelegt  (Bancoref.  Band). 

*)  Zur  Einräumung  des  SalzgefäUes  konnte  man  sich  nicht  entschliessen; 
ebenso  wurde  von  mehreren  anderen  vorgeschlagenen,  theilweise  erst  neu  ein- 
zuführenden Cameraltbnden  abgesehen;  s.  d.  Bancaldcputationsreferate  vom  25.  April 
und  9.  Mai  1704  (Bancoref.  Band).  —  Der  Fleischkreuzer  wurde  1698  all- 
gemein eingeführt,  1701  über  Ansuchen  der  Stände  aufgehoben,  1703  aber  neuer- 
dings eingeführt,  was  vielfach  auf  den  Widerstand  der  Stände  stiess.  —  Das 
Tabakmonopol  bestatfd  schon  seit  1701,  der  Mehlaufschlag  erst  seit  170B. 
—  Der  Papier  st  am  pel,  welcher  schon  1686 — 1693  bestanden  hatte,  aber  durcb 
einen  Papieraufschlag  ersetzt  worden  war,  wurde  1704  wieder  eingeführt.  — 
Die  Einführung  der  Mass-  und  Gewichtstaxe  erfolgte  mit  Patent  Tom 
12.  December  1704  (s.  die  Quellencitate  bei  Mcsmer  a.  a.  0.  S.  20—28). 
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3^/.2,  im  fünften  4^2,  im  sechsten  und  siebenten  je  4,  und  in  allen 
übrigen  Jahren  je  3  Millionen  zu  verwenden.  Weun  aus  Versehen 
eine  nicht  liquide  Fordeiiing  an  die  Bank  überwiesen  wird,  hat 
sich  das  Aerar  nur  an  den  schuldtragenden  Beamten  und  an  den 
ui-sprünglichen  Gläubiger  zu  halten,  nicht  an  den  Cessionar,  der 
die  Forderung  durch  Giro  erwarb. 

c)  Zu  verzinsen  sind  die  im  ersten  Jabre  fälligen  Anweisungen 
mit  4,  die  im  zweiten  und  dritten  fälligen  mit  5,  die  im  vierten, 
fünften  und  sechsten  Jahre  fälligen  mit  6,  die  in  den  drei  nächsten 
Jahren  fälligen  mit  7,  und  die  übrigen  mit  8  ^/q.  Die  Zinsentermine 
sind  viermonatlich. 

•  d)  Bis  zur  völligen  Abstattung  der  überwiesenen  Schulden  ist 

die  Dotation  der  Bank  zu  keinem  anderen  Zwecke  zu  verwenden, 

ausser  wenn  der  Ertrag,  —  eventuell  in  Folge  späterer  Einlage 

neuer  oder  Einlösung  alienii-ter  Fonde,  —  572  Millionen  übersteigen 

sollte.    Entgegenstehende  kaiserliche  Befehle  sind  nicht  zu  befolgen. 

Jedoch  hat  die  Bank  anstatt  der  ihr  zugewiesenen  Fonde  allenfalls 

andere  als  Ersatz  anzunehmen,  und  zwar  mit  den  darauf  haftenden 

Schulden,   welch'  letztere  sodann  in  das  Anweisungsguthaben  der 

Hofkammer  einzubeziehen  sind. 

e)  Acht  Tage  nach  der  Publication  des  Patentes  kann  jeder 
Bancogläubiger  seine  Anweisung  weiter  giriren. 

f)  Die  BancogefäUe  können  duich  Bancoposten  oder  Anwei- 
sungen bezahlt  werden.  Wenn  sie  150  fl.  übersteigen,  müssen 
sie  sogar  zu  zwei  Dritteln  in  solchen  Papieren  erlegt  werden, 
welche   in    demselben  Jahre   fällig    werden,    wie    die   beti'effende 

[    Schuldigkeit. 

\  g)  Der  Bank  wird  eine  Ministerialdeputation  zur  Seite 
gegeben,  welche  unmittelbar  unter  dem  Kaiser  steht.  An  der  Spitze 
dieser  Behörde  verbleibt  Fürst  Johann  Adam  Liechtenstein. 

h)  Die  Bestimmungen  des  alten  Patentes  wegen  des  Zwangs- 
curses  der  Bancopapiere  und  wegen  des  Durchlaufens  aller  Wech- 
^elzahlungen  durch  die  Bank  werden  auf  die  vor  der  Errichtung 
<ler  Anstalt  abgeschlossenen  Geschäfte  eingeschränkt. 

i)  Die  Verbots-  und  Executionsfreiheit  der  Bancoposten 
wird  zu  Gunsten  der  Forderungen  von  Wechslern  und  Kaufleuten 
aufgehoben;  dagegen  wird 

k)  den  Bancoposten  eine  völlige  Steuerfreiheit  gewährt. 
Die  Unbeliebtheit  der  Bank  veranlasste  endlich  die  Anordnung, 

^- tten 81,  Finanzen  OesterreiohB.  13 
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dass  Jene,  welche  gegen  die  Anstalt  unziemlich  reden  oder  schrei- 
ben würden,  durch  das  BankcoUegium  mit  harten  Strafen  zu  be- 
legen seien. 

Alle  sonstigen  Bestimmungen  des  alten  Patentes  blieben  un- 
berührt. 

5.  Die  Girobank  nach  ihrer  Neugestaltuug. 

Gegenüber  dem  Bancopatente  vom  Jahre  1703  bezeichnet  jenes 
vom  Jahre  1704  unstreitig  einen  gewissen  Fortschritt,  indem  hie- 
mit  der  Versuch  einer  zwangsweisen  Heranziehung  des  Privatcapi- 
tals  eingeschränkt,  dafür  aber  die  Ausdehnung  der  Thätigkeit  der 
Bank  als  Schuldentilgungs  -  Institut  auf  alle  Staatsschulden  ein- 
geleitet wurde.  Auch  die  Aenderung  der  Dotation  durch  Widmung 
steigerungsfähiger  Cameralgefälle  erscheint  als  eine  Verbesserung, 
ebenso  die  Aufnahme  von  Bestimmungen  über  die  Verzinsung  und 
Rückzahlung  der  Bancocapitalien,  sowie  über  die  Annahme  der  Banco- 
papiere  bei  Steuerzahlungen. 

Das  Misstrauen,  welchem  die  Bank  überall  begegnete,  war 
aber  so  tief  eingewurzelt,  dass  es  auch  angesichts  der  Neugestal- 
tung der  Anstalt  nicht  wich. 

Dieses  Misstrauen  war  ungeachtet  der  erwähnten  formellen 
Fortschritte  in  der  That  noch  ebenso  begi-ündet,  wie  früher.  An- 
gesichts der  trostlosen  Finanzlage  und  des  fortdauernden  Krieges 
musste  ja  die  thatsächliche  Uebergabe  eines  so  grossen  Theiles 
der  Staatseinnahmen  an  die  Bank  nach  wie  vor  als  unmöglich  er- 
scheinen. So  lange  es  aber  an  einer  Realfundation  fehlte,  hing 
die  ganze  Einrichtung  in  der  Luft. 

Der  Hofkammerpräsident  Graf  Starhemberg  hielt  es  unter 
solchen  umständen  bald  nach  Erlass  des  neuen  Patentes  für  seine 
Pflicht,  sich  zum  Sprachrohr  der  gegen  die  Anstalt  obwaltenden 
Bedenken  zu  machen. 

Dies  geschah  in  einem  au  den  Kaiser  gerichteten  Vortrage 
vom  3.  Juli  1704^). 

In  dieser  zunächst  durch  das  Ansuchen  des  BancocoUegs  um 
Uebergabe  der  Fonde  veranlassten  Vorstellung  bemerkte  Stai-hem- 
berg,  man  habe  ihn  weder  zu  allen  Vorberathungen  zugezogeUf 
noch  ihm  den  Entwurf  des  Patentes  vor  dessen  Publication  mit- 


*)  Banc.   A.   vom   18.  Juli   1704,    wodurch  sich   der  Zweifel  BidermaEi^* 
(Wiener  Stadtbank,  Anm.  33)  an  der  Autenticität  des  Referates  widerlegt. 
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getheilt,  weshalb  er  sein  Gutachten  erst  jetzt  erstatten  könne.  Die 
Errichtung  der  Girobank  sei  auf  Anstiften  Oppenheimers  und  an- 
derer falliter  Kaufleute  erfolgt.  Ihre  Activirung  würde  die  Staats- 
verwaltung, sowie  den  ganzen  Handel  und  Wandel  in  die  grösste 
Verwirrung  bringen,  die  Hofkammer  „über  den  Haufen  werfen" 
nnd  überhaupt  den  völligen  Ruin  der  Monarchie  herbeifuhren.  In 
Folge  der  schlechten  Finanzlage  und  der  drückenden  Schuldenlast 
sei  es  schon  jetzt  kaum  möglich,  die  andringenden  Gläubiger  zu 
befiiedigen.  Die  Ausscheidung  eines  Bankfondes  von  ö^/^  Millionen 
erscheine  daher  als  unthunlich^).  Insoweit  die  zur  Dotation  be- 
stimmten Gefälle  noch  nicht  bestehen,  entbehre  die  Bank  noch 
immer  einer  Realdotation.  Bezüglich  dei*  bereits  bestehenden  Ge- 
fälle aber  mache  sich  das  Gefühl  der  Unsicherheit  geltend,  ob  die- 
i^elben  nicht  etwa  zu  anderen  Zwecken  verwendet  werden.  Die 
Bank  werde  daher  nie  genug  Credit  erlangen,  um  die  Mittel  zur 
Fortsetzung  des  Eiieges  aufzubringen.  Für  die  Parteien  sei  es 
ganz  gleichgiltig,  ob  die  Zahlung,  wie  bisher,  durch  ein  Cameral- 
amt  geschieht,  oder  durch  die  Bank,  welche  auch  nicht  mehr  leisten 
könne.  Durch  die  beabsichtigte  üeberweisung  der  Hypothekar- 
schulden sammt  den  betreffenden  Pfandgefallen  an  die  Bank  werde 
die  Hofkammer  den  XJeberblick  über  die  verfugbaren  Fonde  ver- 
lieren. Ueberhaupt  sei  ein  gedeihliches  Nebeneinanderbestehen  von 
Bank  und  Hofkammer  undenkbar.  Noch  verderblicher  aber  wäre 
die  Aufhebung  der  letzteren  Behörde,  da  die  Bank  keinen  Credit 
habe  und  ihre  Beamten  zum  Theile  bankrott  oder  Gläubiger  Oppen- 
heimers seien,  und  daher  nur  darauf  bedacht  sein  würden,  dass  die 
ihnen  zugewiesenen,  theils  nicht  liquiden,  theils  wucherischen  For- 
derungen Oppenheimers  aus  den  Bankfonden  bezahlt  werden. 

Gestützt  auf  alle  diese  Erwägungen  beantragt  Starhemberg 
die  schleunige  Aufhebung  der  Girobank^).  Mindestens  aber 
müsse  deren  Einrichtung  dahin  abgeändert  werden,  dass  von  der 
anticipativen  üebergabe  eines  Fondes  von  5^.^  Millionen,  und  dem- 
nach auch  von  dem  Tilgungsplane  für  die  40  Millionen  Staats- 


*)  In  der  auf  Seite  182  citirten  „Paraphrasia"  wird  noch  bemerkt,  dass  zur 
Abstossung  der  zu  überweisenden  Schulden  Ton  40  Millionen  in  12  Jahren  ein  Fond 
von  jährlich  2  Millionen  genüge. 

*)  Derselbe  Antrag  wurde  in  der  eben  erwähnten  „Paraphrasis"  gestellt  und 
damit  begründet,  dass  die  Bank  dem  öffentlichen  Interesse  entgegen  erschlichen 
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schulden  abgesehen,  und  der  Bank  nur  nach  Massgabe  der  that- 
sächlich  dahin  überwiesenen  Schuldposten,  beziehungsweise  der  je- 
weilig aufgebrachten  Anlehen  eine  bestimmte  Gefällsquote  als  Fond 
überlassen  werde,  um  der  Hofkammer  die  Gefalle  nicht  vorzeitig 
zu  entziehen.  Die  überwiesenen  Fonde  seien  zwar  durch  die  Bank 
einzuheben,  im  übrigen  aber,  wie  bisher,  durch  die  Hofkammer  zu 
verwalten. 

Diese  Ausführungen  Starhembergs  suchte  das  Bancocolleg  in 
einem  undatirten,  vom  Abbate  Norbis  verfassten  Vortrage^)  zu  ent- 
kräften.   Der  Hofkammerpräsident  sei  zu  den  Vorconferenzen  zu- 
gezogen worden,  blos  den  Patentsentwurf  habe  man  ihm  nicht  mit- 
getheilt    Es  sei  daher  auffallend,  dass  Starhemberg,  —  der  sich 
übrigens  selbst  nicht  als  grundsätzlichen  Gegner  jeder  Bank  be- 
zeichne, —  seine  Bedenken  nicht  früher  eröffnet  habe.  Der  Concui-s 
Oppenheimers  sei  allerdings  eine  Ursache  der  Gründung  des  Banco 
gewesen,  aber  nicht  die  einzige.    Vielmehr  bezwecke  die  Anstalt 
die  Entlastung   der  Cameralämter ,  die  Hebung  des  Handels,  die 
Wiederherstellung  des  Credites  und  die  Beschaffiing  der  Mittel  zor 
Fortsetzung  des  Krieges.   Die  Hofkammer  könne  dies  wegen  Credit- 
mangels  nicht  thun,   die  Schuldübemahme  durch  die  Stände  aber 
stehe  teils  erst  am  Beginne  der  Durchfühning,  theils  sei. sie  schon 
rückgängig  gemacht  worden.   Die  Ueberlassung  von  Gefallen  an  dift 
Bank  sei  nicht  bedenklich,  da  man  ja  auch  bisher  schon  Pfand- 
gläubigem das  Einhebungsrecht  eingeräumt  habe.   Uebrigens  könne 
man  die  durch  die  Bank  eingelösten  Fonde  zu  neuen  Anlehen  be- 
nützen.   Der  VorA\Tirf  bezüglich  der  Befangenheit  der  Bankorgane 
wird  zurückgewiesen,  da  man  die  an&nglich  dem  Bancocolleg  an- 
gehörigen  interessirten  Wechsler  bereits  ausgeschieden  habe*).    Die 
successive  Zuweisung  der  Fonde  nach  Massgabe  der  einzelnen  Gte- 
Schäfte  würde  den  Credit  vernichten.  Dass  die  Bank  ihre  Zahlungen 
erst  im  December  1704  beginnen  solle,  bedeute  nicht,  dass  sie  bis 
dahin  unthätig  sein  werde. 

Die  Mittelsdeputation,  welche  sich  über  die  beiden  Referate  aas- 


*)  F.  Arcb.  ßancalrcl'cratsband. 

-)  Dies  war   iu   der  Tliat  schon  in  Folge  Ref.  vom  14.  Jänner  1704 
schehen.    Uebrigens  hatte  das  BancalcoUeg  noch  kurz  vorher  die  Betheüig^»-'**^ 
der  Wechsler  als  im  Interesse  der  Bank  gelegen,  befürwortet;  s.  Ref.  d. 
collegs  (v.  J.  1703)  reproducirt  3.  Jänner  1709  (Bancalreferatsband). 
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zusprechen  hatte,  bezeichnete  in  ihrem  Gutachten  vom  28.  Juli  1704^) 
die  Darstellung  Starhembergs  auf  Grund  einstimmigen  Beschlusses 
als  unrichtig  und  übertrieben,  und  beantragte  daher  die  Aufrecht- 
erhaltung der  Girobank.  In  diesem  Sinne  entschied  auch  der  Kaiser, 
dass  trotz  aller  Einwände  an  der  Nützlichkeit  des  Banco  nicht  zu 
zweifeln  sei,  und  dass  es  daher  bei  dem  reiflich  überlegten,  nun- 
mehr bereits  publicii-ten  neuen  Patente  verbleiben  solle.  Die  Hof- 
kanimer  habe  daher  der  Bank  die  im  Patente  bestimmten  Fonde 
unverzüglich  zu  übergeben.  Hofkammer  und  Bank  sollten  mit  ver- 
einten Kräften  (unitis  consilüs,  animis  et  viribus)  vorgehen,  bei 
etwaigen  Anständen  aber  an  die  Mittelsdeputation  berichten. 

Dass  die  seit  1703  erfolgten  Girirungen  von  Bancocapitalien 
Oppenheimer  scher  Interessenten  anerkannt  werden  sollten,  war  schon 
vor  der  Publication  des  Patentes  beschlossen  worden-). 

In  den  nächsten  Monaten  begann  die  Girobank,  deren  Thätig- 
keit  bisher  nur  in  der  gelegentlichen  Duichführung  von  Capitals- 
girirungen  bestanden  hatte,  mit  der  allmähligen  Uebernahme  der 
ihr  als  Dotation  gewidmeten  Fonde. 

In  Betreff  der  ungarischen  Cameralgefälle,  deren  Ueber- 
gabe  im  October  1704  eingeleitet  wurde,  ergab  sich  alsbald  eine 
grundsätzliche  Meinungsverschiedenheit  zwischen  der  Bancodeputation 
und  der  ungarischen  Kammer,  indem  letztere  gegen  die  Uebergabe 
dieser  Gefalle  an  die  Girobank  vom  Standpunkte  der  Privilegien 
Ungarns  aus  protestirte,  während  die  Bancaldeputation  dieselbe  als 
unbedenklich  bezeichnete.  Kaiser  Leopold  entschied  über  Antrag 
der  Deputation  vom  15.  December  1704,  dass  die  Uebergabe  durch- 
zuführen sei.  Doch  kam  diese  Entscheidung  thatsächlich  nur  hin- 
sichtlich des  ungarischen  Salzverschleisses,  und  auch  da  nur  theil- 
weise  und  vorübergehend,  zur  Ausführung,  hauptsächlich  in  Folge 
des  Rakoczy 'sehen  Aufstandest). 

Von  den  erbländischen  Gefällen  sind  nur  der  Tabakauf- 
schlag und  der  Fleischkreuzer  der  Bank  wirklich  übergeben 
worden*). 

')  Banc.  Ref.  Band. 

*)  Referat  d.  Mittelsdeputation  vom  3.  April  1704  (Banc.  Ref.  Band). 

8)  H.  F.  A.  vom  23.  October  1704,  Banc.  A.  vom  20.  October  1704  und 
19.  Februar  1705,  Banc.  Ref.  vom  15.  December  1704,  26.  Februar  1705  und 
3.  September  1706. 

*)  Banc.  Ref.  vom   1.  Juli  1705  und  vom  3.  September  1706.    üebrigens 
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Was  zunächst  das  Tabakgefäll  betrifft,  so  wurde  das  seit 
einigen  Jahren  bestandene  Monopol  über  Antrag  der  Bancaldepu- 
tation  im  Jahre  1704  aufgehoben,  die  Erzeugung  und  der  Vertrieb 
des  Tabaks  gegen  eine  bestimmte  Recognitionstaxe  freigegeben  und 
fttr  den  Verbraucli  und  die  Einfuhr  von  Tabak  ein  hoher  Ao&chlag 
festgesetzt.  Die  Hoffnung,  hiedurch  den  Ertrag  zu  steigern,  erfUlte 
sich  nicht;  vielmehr  reichte  der  Ertrag,  welcher  zur  Zeit  des  Mono- 
pols jährlich  70.000  fl.  betragen  hatte,  in  Folge  der  zunehmenden 
Einschwärzungen  kaum  zur  Bestreitung  der  Einhebungskosten  hin^). 

Der  Fleischkreuzer  wurde  der  Bank  durch  eine  Reihe  von 
Patenten  schon  im  October  1704  zugewiesen,  und  von  derselben  im 
Laufe  der  nächsten  Monate  tbatsächlich  übernommen^.  Doch  war 
dieses  Gefälle  damals  in  Folge  des  Widerstandes  der  Stände  noch 
nicht  überall  tbatsächlich  eingeführt.  Auch  ging  die  Einhebung, 
sowie  die  Abfuhr  der  betreffenden  Pachtschillinge  nicht  recht  von 
Statten.  Der  Bioittoertrag  dieses  Hauptbankfondes  erreichte  daher 
im  Jahre  1705  nur  475.030  fl.^).  üeberdies  hatte  die  Bank  hievon 
in  Folge  kaiserlichen  Befehles  wöchentlich  4000  fl.  an  die  Hofküche 
abzuführen*). 

Die  Einführung  des  gleichfalls  für  die  Bank  bestimmten  Stempel- 
papiers wurde  theils  Ende  1704,  theils  im  März  1705  angeordnet, 
verzögerte  sich  jedoch  sehr  in  Folge  des  entschiedenen  Wider- 
standes der  Stände*). 

Auch  der  Mehlaufschlag  und  die  neu  eingeführte  Mass-  und 
Gewichtstaxe  wurden  der  Bank  nie  übergeben. 

Dass  eine  vollständige  und  endgiltige  Uebergabe  der  Ge- 
falle an  die  Bank  nicht  stattfand,  erhellt  aus  wiederholten  Be- 
schwerden des  Bancocollegs,  und  wurde  später  von  der  Regierung 


standen  auch  diese  Gefälle  nicht  aus  allen  Erblanden  zur  Verfügung;  Tirol  blieb 
nämlich  von  der  Girobank  ganz  unberührt. 

1)  Banc.  A.  vom  24.  October  1704  und  14.  Mai  1705,  H.  F.  A.  vom 
29.  Jänner  1705  und  Banc.  Referat  vom  3.  September  1706,  dann  die  QneUen- 
citate  bei  Mesiner  (a.  a.  0.  S.  39—40). 

-)  S.  d.  Quellencitate  bei  Mesmer  (S.  40)  und  diverse  Banc.  A. 

•^)  S.  die  mehrcitirte  „Paraphrasis",  dann  die  Bancaldeput.  Eef.  vom 
14.  October  1704  und  vom  3.  September  1706. 

*)  Banc.  A.  vom  4.  October  1704. 

^)  Banc.  A.  vom  3.  December  1704  und  2.  März  1705,  Bancaldep.  Eef.  vom 
20.  Februar  und  1.  Juli  1705. 
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selbst  zugegeben^).  Angesichts  der  damaligen  Finanzlage  wäre 
eine  solche  wohl  auch  ohne  ^schwere  Schädigung  des  ganzen  Staats- 
credits  nicht  möglich  gewesen. 

Zur  Verwaltung  der  Bancogefälle  in  den  einzelnen  Län- 
dern wurden  7  Banco-Commissionen  mit  je  einem  Banco-Oberein- 
nehmer  bestellt,  welchem  für  jedes  Gefall  ein  Banco -Einnehmer 
unterstand.  Mehrfach  werden  auch  Banco-Ädministratoren  erwähnt 
für  alle  Bancogefälle  eines  Kronlandes;  für  das  Tabakgefälle  bestand 
ein  eigener  Ober-Administrator  in  Wien.  Ausserdem  fungirte  für 
die  Centralcassagebarung  in  Wien  ein  General-Banco-Einnehmer^). 
—  Für  die  Aemter  in  den  Provinzen  wurde  ein  eigenes  Personale 
nicht  bestellt,  da  die  Beamten  der  Hofkammer  und  der  ihr  unter- 
stehenden Stellen  in  Bancosachen  dem  Bancocollegium  zur  Verfügung 
stehen  sollten^. 

Die  Centralverwaltung  in  Wien  zei-fiel  in  das  Bancocolleg, 
bestehend  aus  3  Ministem,  3  Käthen  und  einem  Secretär,  die  Banco- 
kanzlei,  die  Bancobuchhalterei  und  die  Bancocasse^). 

6.  Creditsleistxmgen  der  Girobank. 
Die  Uebernahme  der  auf  den  übergebenen  Cameralfonden  haf- 
tenden Schulden  sollte  successive  nach  Massgabe  der  fortschreitenden 
Uebergabe  der  ersteren  geschehen.  Den  betreffenden  Hypothekar- 
gläubigem, wie  überhaupt  den  von  der  Hofkammer  an  die  Girobank 
überwiesenen  Gläubigem  waren  die  bezüglichen  Banco-Extracte 
unter  Einziehung  der  alten  Hof-  oder  Kriegszahlamtsquittungen 
auszufolgen*).  In  den  Bancoextracten ,  welche  vor  der  Neugestal- 
tung nur  das  Versprechen  der  5  ^/o igen  Verzinsung  enthalten  hatten, 
wurde  seit  1704  auch  die  Capitalsrückzahlung,  allerdings  in  ziem- 
lich unbestimmter  Weise  zugesichert*). 

^)  S.  Banc.  Bef.  aus  dem  Monate  Juni  1705  und  vom  1.  Juli  1705,  dann 
das  Stadtbankpatent. 

*)  Div.  Banc.  A.  von  1704  und  1705. 
')  H.  F.  A.  vom  29.  October  1704. 
*)  Bancabref.  vom  3.  September  1706. 

■^j  Banc.  A.  vom  30.  October  1704.    H.  F.  A.  vom  14.  März  1705  u.  a. 
^  Formularien  von  Girobank-Extracten  (ans  3iisc.  camer.  X), 

a)  Aeltere  Form: 

Nr.  .  .    Extract 

Tou  dem  kayserlichen  aUhier  zu  Wicnn  instituirtcn  Banco. 

Fol.  .  .  .    libr.  E  — 
*ennöge  dessen  unterm  .  .  .  NN.  .  .  pr.  riperto  der  in  denen  repartirten  Büchern  . . 
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Von  dem  früheren  Offerte  der  Oppenlieiraer sehen  Interessenten, 
ein  Darlehen  im  Betrage  ihrer  Bancoguthaben  zu  geben,  war  bald 
nicht  mehr  die  Rede.  Dagegen  verlangte  die  Hotkammer  im  Oc- 
tober  1704,  dass  die  an  den  schon  früher  auf  die  Bank  assignirten 
6  Millionen  betheiligten  Gläubiger  dem  Aerar  für  die  Anerkennung 
ihrer  Bancoposten  zusammen  ein  neues  Darlehen  von  2  Millionen 
Gulden  geben  sollten.  Das  Bancocollegium*)  willigte  hierin  ein 
gegen  Einrechnupg  jener  300.000  fl.,  „welche  von  den  inhibirten 
Oppenheimer*schen  Anweisungen  mit  Gewalt  weggenommen  worden  "• 
seien,  und  gegen  Rückzahlung  des  Vorschusses  binnen  Jahresfrist, 
—  ein  Vorschlag,  welcher  deutlich  zeigt,  dass  die  Bancoverwaltung 
ganz  im  Sinne  der  Oppenheimer'schen  Gläubiger  wii'kte.  üebrigens 
ist  das  fragliche  Zuschussgeschäft  nicht  zu  Stande  gekommen. 

Ende  1704  erklärte  sich  die  Bank  bereit,  das  damals  erwartete 
Darlehen  des  Oberst-Kriegscommissärs  Martini  auf  die  Maut  in 
Tarvis  (Kärnten)  im  Betrage  von  einer  Million  fl.  im  Jahre  1701) 
zurückzuzahlen,  und  bis  dahin  einen,  dem  Ertrage  dieser  Maut 
gleichen  Betrag  vierteljährig  an  die  inneröstereichisclie  Kammer 
abzuführen.  Dieses  Anbot  erliielt  die  Genehmigung  des  Kaisers-), 
gelangte  jedoch  nicht  zui*  Ausführung. 

Anfangs  1705  beantragte  die  Bancaldeputation ,  den  Wechsler 
Achilles  Tursi  in  Rom,  welcher  wegen  früherer  Darlehen  bereits 
den  Titel  eines  kaiserlichen  Thesoriers  besass,  zum  General-Ein- 
nehmer ernennen,  um  eine  vorschussbereite  Capitalskraft  zui*  Seite 

aus  ermelten  kais.  Banco  und  denen  dahin  gewidmeten  Fundis  mit  5Vo  jährl. 
Interesse  zu  haben  und  nach  eigfenem  Belieben  gegen  gewöhnliche  ordentliche 
Ab-  und  Zuschreibung  zu  giriren  hat:  Gulden  ....  (in  Worten  und  Ziffern) 
(Siegel) 
F.  Crory  Anton  Olivieri 

k.  Bancosecretär  k.  Bancobuchhalter, 

b)  Neuere  Form: 
Extract 
von  dem  kayserlichen  Banco  di  Giro  und  d'Affrancazione. 
Vermöge  dessen  unterm  .  .  .  XN.  .  .  von  derjenigen  Quote,  welche  vom  1.  Dc- 
cember  d.  J.  bis  ejusdem  des  folgenden  Jahres  mit  5%  jährlich  in  4  monatlichen 
Ratis  abzustattendem  Interesse  aus  denen  Fundis   dieses  k.  Banco  affranchirct 
werden  solle,   zu  haben:    und  nach  seinem  Belieben  gegen  hiemit  zu  stellende 
ordentliche  Abschreibung  zu  giriren  hat:  Gulden  (in  Worten)  sage  .  .  .  fl.  .  .  kr^ 
(in  Ziffern). 

*)  Banc.  A.  vom  30.  October  1704. 

*)  Bancaldeput.  Kef.  vom  25.  December  1704. 
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ZU  haben  ^).  Der  Genannte  sollte  sich  gegen  einen  Gehalt  von 
5000  fl.  verpflichten,  der  Bank  vom  1.  März  an  zur  Bestreitung 
ialliger  Zinsen-  und  Gehaltszahlungen,  sowie  zur  wöchentlichen  Ab- 
fuhr an  die  Hofküche  nöthigenfalls  Vorschüsse  zu  6^/o  zu  geben. 
Dieser  Verpflichtung  vermochte  Tursi  nicht  nachzukommen,  weshalb 
er  seiner  Function  bald  enthoben  wurde. 

Im  Februar  1705  erbot  sich  ein  gewisser  Ignaz  v.  Steinsberg 
in  Hamburg,  für  die  Girobank,  gegen  Verpfändung  des  Fleisch- 
kreuzers und  Rückzahlung  in  4  Jahresraten,  ein  Darlehen  von 
zwei  Millionen  zu  6^0  aufzubringen,  u.  z.  zur  Hälfte  in  Bargeld, 
zui*  Hälfte  in  liquiden  Banco -Anweisungen.  Das  BancocoIIegium 
ging  auf  diese  Bedingungen  ein,  und  fertigte  auch  ein  diesbezüg- 
liches Versicherungsdecret  aus.  Nach  einigen  Monaten  berichtete 
Steinsberg,  er  habe  das  Capital  bisher  nicht  auftreiben  können,  nun 
aber  eine  hiezu  bereite  Partei  gefunden,  und  bitte  daher  um  die 
RatificationsvoUmacht^).  Da  die  Angelegenheit  jedoch  später  nicht 
mehr  erwähnt  wird,  ist  es  zweifellos,  dass  das  beabsichtigte  An- 
lehen  unterblieb. 

Inzwischen  war  schon  am  18.  März  ITOö'^)  mit  dem  hofbefreiten 
Handeismanne  Richard  Wimmer  ein  Vertrag  abgeschlossen  worden, 
worin  sich  dieser  verpflichtete,  binnen  zwei  Monaten  mit  Hilfe 
seines  Credites  und  jenes  seiner  Geschäftsfi-eunde  der  Bank 
1^2  Millionen  zu  5^/^  vorzustrecken,  gegen  Rückzahlung  in 
8  Jahresraten  und  Anweisung  auf  die  Bancofonde,  insbesondere  auf 
den  Fleischkreuzer.  Hiefür  erhielt  Wimmer  die  bis  dahin  von 
Tursi  bekleidete  Stelle  des  Generaleinnehmers  der  Bank,  femer  das 
Recht,  sich  mit  5®/oigen  Cameralschulden  im  Betrage  von  3  Millionen 
unter  entsprechender  Legitimation  zu  den  Bedingungen  seines  Dar- 
lehens auf  die  Bank  überweisen  zu  lassen.  Endlich  sollte  er  für 
Mühe  und  Kosten  eine  Provision  von  27o  erhalten. 

Bald  darauf  beantragte  jedoch  Starhemberg  in  einer  Minister- 
conferenz  unter  dem  Vorsitze  des  römischen  Königs  Josef^),  man 
möge  das  Fleischkreuzergefall  den  Ständen  auf  ein  Jahr  einräumen, 
da  das  benöthigte  Extraordinarium  von   5  MiUionen  sonst  nicht 


^)  Bancaldeput.  Ref.  vom  30  Jänner  1705. 
^  Banc.  A,  vom  5.  März  und  30.  Juni  1705. 
*)  H.  F.  A.  vom  18.  März  und  Banc.  A.  vom  1.  April  1705. 
*)  H.  F.  A.  vom  7.  April  1705.     Ausser  Starhemberg   und   dem  Herzoge 
^on  Moles  waren  9  Minister  zugegen. 
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durchzusetzen  sein  werde,  die  Contributionsfähigkeit  bereits  erschöpft 
sei,  und  Wimmer  keine  Sicherheit  biete;  die  Bankzahlungen  seien 
inzwischen  zu  suspendiren.  Die  übrigen  Votanten  bekämpften  zwar 
nicht  die  wirkliche  Ueberlassung  des  Ertrages  des  Fleischkreuzers 
an  die  Stände,  wohl  aber  die  Ueberlassung  der  Einhebungsbefugnis. 
Diese  müsse,  im  Hinblicke  auf  den  Vertrag  mit  Wimmer,  wie  über- 
haupt aus  Creditsrücksichten ,  der  Bank  verbleiben,  üebrigens 
solle  man  von  den  Ständen  nur  4  Millionen  begehren.  In  diesem 
Sinne  entschied  auch  der  Kaiser. 

Der  Erfolg  bewies  die  Richtigkeit  der  Anschauungen  Starhem — 
bergs.    Wimmer  vermochte  nämlich  seinen  Vertragsverpflichtungea  ^ 
hauptsächlich  wohl  in  Folge  des  geringen  Credites  der  Girobanfc, 
nicht  nachzukommen,  weshalb  er  am  15.  August  1705  verhaftet 
und  in  strafgerichtliche  Untersuchung  gezogen  wurde  ^). 

Die  Niederlagsverwandten  Poller  und  Wallstorff  gaben  im 
Juni  1705  einen  Voirschuss  von  25.000  fl.  gegen  Amtsquittung  der 
Bancocassa  auf  den  Fleischkreuzer  in  Böhmen,  Mähren,  Ober-  und 
Innerösterreich  ^). 

Ausser  diesem  geringen  Betrage  scheint  die  Girobank,  da  die 
erwähnten  Verhandlungen    scheiterten   und   sich   in    den  Quellea 
nichts  über  anderwärtige  Darlehen  findet,  überhaupt  kein  An- 
lehen  aufgebracht   zu    haben.     Von  wesentlichen  Leistungen», 
der  Anstalt   für    den    Staat   konnte  unter  solchen   Verhältnisserm^ 
natüi'lich  nicht  die  Rede  sein^). 

Angesichts  der  bereits  erörterten  Gebrechen  der  ganzen  Ein-  ^ 
richtung  kann  dieser  Misserfolg  nicht  Wunder  nehmen. 

In  gleichzeitigen  Denkschriften*)  wii-d  als  Ursache  des  Creditr- 
mangels  der  Girobank  in  erster  Linie  die  Priorität  der  Oppen»^' 
heimer'schen  Interessenten  und  ihre  Theilnahme  an  der  Verwaltun  ^ 


*)  Die  Verhandlung  leitete  eine  „aus  Hofkammer  und  BancoooUeg  deputirt« 
Hofcommission";  H.  F.  A.  vom  13.  August  1705. 

2)  Banc.  A.  vom  20.  Juni  1705. 

*)  In  Nr.  174  des  Wiener  Diariums  vom  3.  AprU  1705  wird  aUerdings  er- 
wähnt,  die   Bank   habe  Anfangs  1705   sich   verpflichtet,   der  KriegsverwaltuB^ 
10  Millionen  zu  bezahlen.    Die  Abfuhr  auch  nur  eines  Theiles  dieses  Betra^^ 
war  jedoch  —  wie  Schwabe  (S.  82)  richtig  bemerkt,  ohne  Angreifung  der  Bai^^' 
fonde  nicht  denkbar.  —  Die  Angabe  Bidermanns  (a.  a.  0.  Note  36),   dass     ^^ 
Bank  4*/g  Millionen  als  Ueberschuss  an  das  Aerar  abgeführt  habe,  wurde  ßo'\iO* 
von  Sohwabe  (a.  a.  0.)  widerlegt. 

*)  S.  die  auf  Seite  182  citirten  zwei  Denkschriften. 
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bezeichnet,  welche  neue  Darleiher  in  die  zweite  Reihe  drängen 
würde.  Dazu  komme  der  Mangel  einer  zuverlässigen  Sicherstellung, 
die  Ablehnung  jeder  persönlichen  Mithaftung  seitens  der  Directoren 
und  Gönner  der  Bank,  endlich  der  Umstand,  dass  der  Präses  Fürst 
Liechtenstein  selbst  sich  weder  mit  Einlagen  bei  der  Bank  betheilige, 
noch  auch  Anweisungen  auf  die  Bank  acceptire,  wohl  aber  Andere 
dazu  zwingen  wolle.  In  Folge  aller  dieser  Verhältnisse  scheue 
sich  jeder  Capitalist,  aus  Furcht  vor  dem  Credit-  und  Wechsel- 
monopole der  Bank,  mit  seinem  Gelde  herauszurückeUi  sodass  jetzt 
1000  fl.  schwerer  aufzutreiben  seien,  als  Mher  100.000  fl.  Durch 
dieses  Monopol  werde  auch  die  projectirte  allgemeine  Ueberweisung 
von  Staatsschulden  an  die  Bank  die  Oppenheimer'schen  Interessenten 
in  den  Stand  setzen,  armen  Staatsgläubigem  ihre  Forderungstitel 
zu  geringen  Preisen  abzudrücken,  und  zwar  mindestens  mit  einem 
Gewinne  von  30%.  Es  sei  höchste  Zeit  dem  Chaos  ein  Ende  zu 
machen,  um  das  drohende  allgemeine  Verderben  abzuwenden. 

Das  BancocoUeg  bezeichnete  es  allerdings  in  einem  Vortiage 
vom  Juni  1705  als  einen  Beweis  von  Credit,  dass  sich  von  den 
Banco-Assegni  damals  gegen  1000  Stück  im  In-  und  Auslande  in 
den  Händen  des  Publicums  befanden.  Wie  schwer  diese  Papiere 
aber  an  den  Mann  zu  bringen  waren,  sehen  wir  daraus,  dass  sie 
nach  späteren  ämtlichen  Angaben  bald  auf  40,  ja  selbst  auf  30  des 
Nominalwerthes  fielen^). 

Der  Credit  der  Girobank  war  also  von  Anbeginn  an  ein  ganz 
trostloser.  Dass  hieran  nicht,  wie  das  BancocoUegium  und  die 
diesem  nahestehenden  Kreise  behaupteten^),  die  Animosität  und  die 
Intriguen  der  Hofkammer  die  Schuld  trugen,  liegt  auf  der  Hand. 
Die  Stimmung  zwischen  Hofkammer  und  BancocoUeg  war  allerdings 
eine  ziemlich  gereizte*);  keineswegs  kann  aber  dies  als  ausschlag- 
gebend bezeichnet  werden. 

Die  Passiva  der  Anstalt  beschränkten  sich  in  Ermangelung 
neuerer  Creditsoperationen  im  Grossen  und  Ganzen  auf  die  fast 


»)  Ref.  d.  M.  B.  Dep.  vom  8.  Mai  1723  und  vom  28.  September  1727 
(Banco-Sammelband  Nr.  166/1  D). 

*)  Ref.  d.  Bancaldep.  vom  25.  December  1704,  des  Bancocollegs  vom  Juni 
1705,  des  Fürsten  Liechtenstein  und  des  Bancocollegs  vom  1.  Juli  1705,  ferner 
die  bei  Schwabe  (S.  83)  citirten  Quellen. 

•)  Dies  erheUt  auch  aus  einzelnen  Correspondenzen,  s.  z.  B.  H.  F.  A.  vom 
7-  November  1704. 
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ganz  schon  1703  assignirten  Capitalien  im  Betrage  von  rund 
6  Millionen  Gulden^).  Allerdings  übemahm  die  Bank  auch  die 
Verpflichtung,  die  auf  den  ihr  eingeräumten  Gefallen  haftenden 
Cameralschulden  von  zusammen  rund  3  Millionen  Gulden  in  9  Jahren 
zu  bezahlen*).  Jedoch  wurden  hieflir  die  Banco-Extracte  niemals 
ausgestellt,  sodass  die  diesbezügliche  Verpflichtung  der  Bank  den 
Gläubigern  gegenüber  nie  ins  Leben  trat. 

Die  Verzinsung  jener  6  Millionen  war  die  einzige  wirkliche 
Leistung  der  Girobank.  Mit  den  Edicten  des  BancocoUegs  vom 
30.  März  und  14.  September  1705^)  wurden  nämlich  die  Banco- 
gläubiger  aufgefordert,  am  1.  April  die  erste,  und  am  22.  September 
die  zweite  (am  1.  August  fällig  gewordene)  viermonatliche  Zinsen- 
rate zu  beheben,  und  sich  eine  Woche  vorher  jeder  Capitalsgirirun? 
zu  enthalten.  Der  Zinsenlauf  begann  also  thatsächlich  erst  mit 
1.  December  1704,  anderhalb  Jahre  nach  Errichtung  der  Bank. 

Von  Capitalszahlungen  konnte  natürlich  nicht  die  Bede 
sein.  Die  Anstalt  war  ja  kaum  im  Stande,  ihre  Beamten  zu  be- 
zahlen*). 

Am  5.  Mai  1705  starb  Kaiser  Leopold  L    Sein  Nachfolger 
Josef  I.,  welcher  die  Schäden  der  damaligen  Bankeinrichtung  bereits 
erkannt  hatte,   bestätigte   das  Bankcolleg   nur    provisorisch  in 
seinen  Funktionen  bis   auf  weitere  Verfügung*).     Hierauf  ist  es 
wohl  zurückzuführen,  dass  sich  schon  Mitte  Juni  1705  im  Publicuiix 
das   Gerücht  verbreitete,   die  Bank  solle  aufgehoben  werden  odex" 
mindestens  ihre  Fonde  verlieren.    Letzterem  Gerüchte  lag  übrigens 
die  Thatsache  zu  Grunde,  dass  die  Hofkammer  das  Fleischkreuzer- 
gefall  der  Bank  entziehen  und  zur  Fundirung  ständiger  Beiträg'e 


*)  Dies  wird  vielfach  ausdrücklich  bestätigt,  u.  a.  im  Referate  der  Grafen 
Starhcmberg  und  Weltz  toui  7.  Deceiuber  1705  (H.  F.  A.  v.  29.  Dee.  1705), 
femer  in  den  Edicten  vom  6.  und  12.  August  1706.  Einem  B.  A.  vom  8.  No- 
vember 1708  zufolge  kamen  zu  der  ursprünglichen  Anweisung  von  5.915.385  ä- 
im  Jahre  1705  noch  39.216  fl.  hinzu  (in  3  Posten,  tlieils  für  Militärparteien, 
theils  für  das  Hofzahlamt),  wonach  die  thatsächliche  Belastung  1705 :  5.954.601  ^• 
betrug. 

*)  Banc.  Ref.  vom  1.  Juli  1705. 

3)  Banc.  A.  und  Wiener  Diarium  Nr.  174  und  222  v.  J.  1705. 

*)  Die  Gehalte  des  BancocoUegs  und  der  Bankbeamten  betrugen  jährlicb 
18  350  fl.,  wovon  Ende  1704  noch  13.275  fl,  rückständig  waren;  8.  Banc.  A.  vom 
7.  April  1705  und  Banc.  Ref.  vom  3.  September  1706. 

^)  Zuschrift  der  österreichischen  Hofkanzlei  vom  6.  Mai  1705.   Banc. 
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benutzen  wollte^),  eine  Absicht,  deren  Ausführung  allerdings,  wie 
die  Bankleitung  richtig  bemerkte,  den  Untergang  der  Anstalt  herbei- 
geführt hätte.  Die  Gii'obank  war  aber  unter  den  obwaltenden  Um- 
ständen überhaupt  nicht  mehr  zu  retten,  was  ja  auch  in  dem 
damaligen  Curse  der  Bancopapiere  zum  Ausdrucke  gelangte.  Ange- 
sichts des  letzteren  Umstandes,  sowie  der  bekannten  Provenienz 
der  meisten  Bancoposten  wirkt  es  beinahe  erheiternd,  wenn  die 
Bankleitung  in  ihrem  Referate  vom  1.  Juli  1705  den  drohenden 
Ruin  der  treuherzigen  Gläubiger  an  die  Wand  malt. 

Alsbald  nach  Beginn  der  Vorberathungen  wegen  Errichtung 
einer  neuen,  auf  anderen  Gnindsätzen  beruhenden  Bank'-)  erliess 
Kaiser  Josef  den  mündlichen  Befehl,  dass  mit  allen  weiteren  Zalüungen 
aus  den  Geldern  der  Girobank  eingehalten  werden  solle  *^).  Dem- 
gemäss  wurde  schon  am  10,  September  die  Einstellung  sämmt- 
licher  Bankzahlungen  verfiigt,  wovon  man  allerding  zu  Gunsten 
der  falligen  Zinsenrate  und  einigen  anderen  kleineren  Posten  bald 
abgingt). 

Im  November  wui'den  die  »Bancocassen  beauftragt,  Banco- 
anweisungen  nicht  mehr  an^  Zahlungsstatt  anzunehmen'^).  Hiermit 
hatte  der  Credit  der  Anstalt  den  Todesstoss  erhalten. 

7.  Errichtung  der  Wiener  Stadtbank. 

Kaiser  Josef  I.  überzeugte  sich  bald  von  der  Unmöglichkeit, 
mit  der  damaligen  Girobank  irgend  welche  Erfolge  zu  erzielen. 

Anfangs  Juli  1705  wurde  daher  behufs  Anbahnung  der  er- 
forderlichen Veränderungen  eine  eigene  Hofcommission  unter  dem 
Vorsitze  des  Geheimen  Rathes  Grafen  Georg  Martinitz  mit  der 
Untersuchung  des  Zustandes  der  Bank  betraut®).  Schon  nach 
wenigen  Wochen  verhandelte  dieselbe  über  ein  von  der  Hof  kammer 
vorgelegtes  und  w^rm  befürwortetes  Bankproject,  dessen  Haupt- 
prinzipien in  der  Heranziehung  des  intacten  Credites  der  Stadt 


*)  S.  oben  Seite  201,  ferner  Banc.  Ref.  vom  1.  Juli  1705. 

")  S.  den  nächsten  Abschnitt. 

*)  Rel  d.  BancocoUegs  vom  25.  August  1705. 

♦)  Banc.  A.  vom  10.  und  30.  September  1705. 

*)  Banc.  A.  vom  18.  November  1705. 

•)  Banc  A.  vom  5.  Juli  1705.  —  Mitglieder  waren  der  Hofkanzler  Freih. 
V.  Seilern,  der  böhmische  Kanzler  GtqS  Wratislau,  femer  die  Grafen  Sinzendorf 
und  Starhemberg,  der  niederösterr.  Statthalter  Graf  Weltz,  der  Herzog  v.  Moles 
und  der  Abbate  Norbis. 
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Wien  zur  Accreditirung  der  Bank,  und  in  der  proportionale] 
Bedeckung  aller  Bankvorschüsse  durch  einen  jährlichen  Fond  voi 
lO^/o  des  jeweiligen  Capitals  bestanden^). 

Mit  der  Detailberathung  über  dieses  Project,  welches  zunächs 
nur  ein  ,,  neues  Institut  zur  Bestreitung  der  in  banco  angewiesene] 
6  Millionen"  bezweckte,  wurden  am  2.  September  1705  der  Hof 
kammerpräsident  und  der  niederösterreichische  Statthalter  betraut^] 
ein  Beweis,  dass  der  Einfluss  der  Beformgegner  inzwischen  ge 
brochen  worden  war. 

Schon  im  October  1705  resignirten  die  beiden  Directoren  de 
Girobank,  Fürst  Liechtenstein  und  der  Herzog  von  Moles  auf  ihr 
Stellen.  Der  Kaiser  nahm  diese  Resignation  an  und  übertrug  den 
niederösterreichischen  Statthalter  Grafen  Weltz  mittelst  Hofdecre 
vom  29.  October  1705  die  Direction  der  Anstalt  mit  dem  Auftrage 
ihre  Gebarung  und  die  Verwaltung  ihrer  Fonde  ohne  Unterbrechung 
fortzusetzen,  wozu  ihm  2  Hofkammerräthe  beigegeben  wurden 
Diese  Verfügung  wurde  am  3.  November  verlautbart  *). 

Als  Graf  Weltz  am  1.  November  1705  die  Direction  übernahm 
betrug  der  Cassastand  der  Girobank  66  fl.!  Die  Bankfonde  hattei 
nämlich  in  den  ersten  zehn  Monaten  des  Jahres  417.415  fl.  einge 
tragen,  wovon  417.349  fl.  verausgabt  waren.  Dabei  war  die  Cass( 
noch,  abgesehen  von  den  seit  1.  August  1705  laufenden  Zinsen 
mit  bedeutenden  Zahlungsrückständen  belastet. 


*)  Schon  in  der  mehrerwähnten  „Paraphrasis"  und  dem  späteren  Vor 
trage  Starhembergs  finden  sich  diese  Grundzüge  angedeutet;  doch  betrach 
teten  diese  Denkschriften  noch  eine  12^1  QigQ  Bedeckung  der  Vorschüsse  als  notli 
wendig,  da  die  Stadt  Anfangs  wohl  noch  S%  Zinsen  werde  zahlen  müssen 
Später  werde  sich  diese  Zinsenlast  allerdings  vermindern,  sobald  der  durch  Oppen- 
heimer auf  12^/q  getriebene  Marktzinsfiiss  gefallen  sein  werde.  Uebrigens  em« 
pfelilc  es  sich,  Stadtbanken  in  allen  grösseren  Rcgierungs-  und  Handelsstädte! 
der  Erblande  zu  errichten.  —  Ungefähr  aus  derselben  Zeit  stammt  wohl  auch 
das  undatirte  Project  eines  Impiegho  mit  allhiesiger  löbl.  Stadt  (Mise 
camer.  X).  Hierin  wird  beantragt,  der  Stadt  Wien  einen  Cameralfond  von  jähr- 
lich 300.000  fl.  auf  neun  Jahre  zu  überlassen,  wofür  die  Stadt  dem  Aerar  zu 
üW/o  Zinsen  Darlehen  geben  solle,  deren  Rückzahlung  in  9  Jahren  durch  Be- 
tention der  betreifenden  Dotationsquote  erfolgen  würde.  Hiedurch  kOnne  man 
zwei  Millionen  Gulden  aufbringen.  Von  den  6\/4*^'o  entfalle  Vi^o  als  Vergütung 
Klcr  Manipulationskosten.    Die  Einlagen  seien  durch  Privilegien  zu  begünstigen. 

«)  H.  F.  A.  vom  29.  December  1705. 

»)  Wiener  Diarium  Nr.  235  vom  3.  November  1705  (Schwabe  S.  83),  Banc.  A 
vom  4.  November  1705,  ferner  Banc.  Ref.  vom  3.  September  1706. 
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Nach  längeren,  unter  dem  Vorsitze  des  Obersthofmeisters 
Fürsten  Salm  abgehaltenen  Conferenzberathungen  erstatteten  Starhem- 
bei'g  und  Weltz  am  7.  December  1705  ihr  gemeinschaftliches  Referat 
über  die  projectirte  Reform^),  auf  Grund  dessen  das  kaiserliche 
Diplom  vom  24.  December  1705,  betreffend  die  Errichtung  einer 
Wiener  Stadtbank  erfloss. 

Hiemit  hat  die  selbstständige  Existenz  der  Girobank 
thatsächlich  ihr  Ende  erreicht,  jedoch  bestand  dieselbe 
formell  neben  der  Stadtbank  noch  fort. 

Die  Beziehungen,  welche  sich  hieraus  ergaben,  werden  im 
folgenden  Abschnitte  dargestellt. 

B.  Die  Wiener  Stadibank  von  1706  bis  1711. 

1.  Einrichtung  der  Wiener  Stadtbank. 

Die  Publication  des  am  24. December  1705  erlassenen  Diploms 
wegen  Errichtung  einer  Wiener  Stadtbank  erfolgte  erst  am  8.  März 
1706*).  Diese  Verzögerung  erklärt  sich  dadurch,  dass  das  Insleben- 
treten  der  Anstalt  ein  Uebe reinkommen  mit  der  Stadt  Wien 
voraussetzte,  welches  im  Diplom  als  bereits  abgeschlossen  bezeichnet, 
thatsächlich  aber  erst  am  25.  Februar  1706  perfekt  wurde '^). 


>)  H.  F.  A.  vom  29.  December  1706. 

^  HandschriftUche  Bemerkung  auf  dem  Exemplare  in  Mise,  camer.  X;  — 
&.  auch  Wiener  Diarium  vom  9.  März  1706  (Schwabe  S.  85). 

8)  Der  Inhalt  dieses  Vertrages  ist  uns  in  der  Form  eines,  vom  25.  Februar 
1706  datirten  kaiserlichen  „Briefes"  (Urkunde)  erhalten,  welcher  im  Codex  Aust.  III, 
S.  505  abgedruckt  ist  Mosmer  sucht  nachzuweisen,  dass  dieser  kaiserliche  Brief 
nur  als  Befehl  znm  Vertragsabschlüsse,  nicht  aber  als  der  Vertrag  selbst  zu  be- 
trachten nnd  letzterer  überhaupt  nie  zu  Stande  gekommen  sei.  Diese  Annahme 
widerlegt  sich  schon  dadurch,  dass  ein  etwaiger  Abbruch  der  Verhandlungen 
kaum  hätte  geheim  bleiben  können,  jedenfalls  aber  doch  eine  Spur  hinterlassen 
haben  würde.  Ueberdies  wird  im  Hofdecrete  vom  30.  April  1706,  betreffend  die 
Uebertragung  des  Präsidiums  der  J^Iin.  Bancodeputation  von  Starhcmberg,  der 
„mit  gemeiner  Stadt  allhier  unterm  25.  Februar  dieses  Jahres  aufgerichtete  Con- 
tract**  ausdrücklich  erwähnt.  Die  Stelle  im  kaiserlichen  Briefe,  dass  „ein 
ordentl.  Contract,  wie  hienächst  folgt,  aufgerichtet  werden  möge", 
kann  sonach  keineswegs  in  dem  obigen  Sinne  gedeutet  werden,  zumal  schon  die 
dreifache  Ausfertigung  des  kaiserlichen  Briefes  (je  ein  Exemplar  fitr  Hof kammer, 
Bancodeputation  nnd  Stadt  Wien)  beweist,  dass  wir  es  hier  mit  dem  Vertrage 
«elbst  zu  thun  haben. 
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Diese  Vereinbarung  wurde,  da  ihr  Inhalt  nicht  fUr  das  Pu- 
blicum bestimmt  wai-,  vorläufig  nicht  veröflfentlicht  ^).  Dieselbe  stellt 
sich  lediglich  als  Erläuterung  und  Ergänzung  des  Diplomes  dar 
und  besteht  zwischen  den  beiden  Urkunden  keinerlei  Widerspruch, 
weshalb  der  folgenden  Darstellung  beide  vereint  zu  Grande  ge- 
legt werden. 

Im  Diplome  wird  zunächst  ausdrücklich  einbekannt,  dass  der 
Versuch,  den  Banco  del  Giro  in  vollkommenen  Sta.nd  zu  setzen, 
hauptsächlich   deshalb  gescheitert  sei,    weil  die  hiezu  gewidmeten 
Fonde  aus  verschiedenen  Ursachen  theils  unvollständig,  theils  gar 
nicht  realisirt  werden  konnten.     Um   daher  den  Gläubigem  eine 
grössere  Sicherheit  zu  vei:schaifen,  habe  man  sich  zur  „Eectificirung,* 
Verbesserung  und  Feststellung  des  Bankinstituts"  entschlossen.  Da 
dies  am  besten  geschehen  könne,  wenn  sich  ein  „notorie  acere- 
ditirtes  corpus  civile"  dem  Gläubiger  gegenüber  als  Schuldner 
und  Zahler  verpflichte,  habe  man  den  Banco  der  Stadt  Wien,  deren 
Finanzverwaltung  bekanntlich  eine  sehr  geordnete  sei,  übertragen*) 
und  zwar  nach  Massgabe  folgender  Bestimmungen: 

1.  Die  Stadt  hat  den  „derart  purificirten,  verbesserten  und  fest- 
gestellten Banco"  unter  der  Benennung:  Wiener  Stadt-Banco 
zu  verwalten.  Als  Vergütung  für  die  Verwaltungskosten,  für  Mühe 
und  Gefahr,  sowie  für  Verlust  durch  Einnahme  falschen  Geldes 
erhält  die  Stadt  ein  jährliches  Pauschale  von  15.000  fl. 

2.  Die  von  der  Hofkammer  an  die  Stadt  überwiesenen 
Schulden  hat  letztere  nur  dann  zu  übernehmen,  wenn  die  ihr  ein- 
geräumten Fonde  zur  Zahlung  ausreiclien.  Innerhalb  dieser  Grenze 
verpflichtet  sich  die  Stadt,  alle  ihr  zu  überweisenden  Schulden  an 
Capital  und  Zinsen  nach  Massgabe  der  in  der  Anweisung  der  Hof- 
kammer enthaltenen  Zahlungsbedingungen  zu  acceptiren.  Durch 
diese  Acceptation  erlischt  die  Schuldverbindlichkeit  des  Aerars,  die 
Stadt  wird  Alleinschuldnei-,  und  ist  demgemäss  jedem  Gläubiger 
eine  auf  die  Stadt  lautende  Obligation  auszustellen,  worin  sie 
sich  im  Falle  der  Nichteinhaltung  der  Verbindlichkeiten  der  gericht- 


^)  Der  betreffende  Band  des  Codex  Austr.  erschien  erst  1748. 

-)  In  dem  weiter  unten  zu  erwähnenden  dem  Diplome  zu  Grunde  liegendei 
Projectc  wird  betont,  dass  nur  eine  inländische  Gemeinde  die  erforderliche  Sidio* 
heit  biete,  vorzüglich  aber  die  Stadt  Wien,  welche  notorisch  den  melBten  Cradii^ 
habe,  da  die  bei  ihr  angelegten  Capitalien  „sozusagen  gleich  Baargeld  gehtlMA. 
werden". 
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licheu  Execation  untei*wirft.    In  diesen  Obligationen  kann  aucli  ein 
der  Stadt  eingeräumtes  Grefäll  als  Specialhypotliek  bestellt  werden. 

3.  Die  zur  Bedeckung  der  ersten  Belastung  des  Banco  er- 
forderlichen Fonde  werden  der  Stadt  auf  15  Jahre  in's  Eigen- 
thum  Übergeben.  Später  werden  nach  dem  Verhältnisse  der 
neuen  Anweisungen  jeweilig  neue  Fonde  übergeben  werden.  Die 
Bankfonde  dürfen  vor  Ablauf  der  15  Jalire  unter  keiner  Bedingung 
der  Stadt  entzogen  oder  durch  die  Hofkammer  anderwärtig  ver- 
pfändet werden.  Entgegenstehende  Befehle  liat  die  Stadt  niclit  an- 
zunehmen, und  ist  dieselbe  hierin  von  der  Min.  Banco -Deputation 
kräftig  zu  schützen.  Ueberhaupt  hat  letztere  statutenwidrige  Be- 
lastungen nicht  zu  gestatten. 

4.  Bei  der  Uebergabe  sind  die  Gefälle  nach  ihrem  Minimalertrage 
zu  veranschlagen.  Wenn  ein  Bankgefölle  weniger  einträgt,  als 
bei  der  üebemahme  festgesetzt  wurde,  so  ist  der  Abgang  mit  dem 
etwaigen  Mehrertrage  anderer  Gefälle  zu  compensii-en.  Wenn  der 
Gesammtertrag  der  Bankgefälle  das  Erfordernis  zur  Bestreitung 
der  übernommenen  Passiva,  der  Beamtengehalte  und  des  Pauschais 
von  15.0000  fl.  übersteigt,  ist  der  Ueberschuss  an  die  Hofkammer 
abzuführen. 

5.  Wenn  umgekehrt  der  GeföUsertrag  zur  Besti'eitung  der  er- 
wähnten Ausgaben  nicht  hinreicht,  sind  die  Gefälle  der  Stadt 
über  die  bestimmten  15  Jahre  hinaus  bis  zur  völligen  Befriedigung 
zu  überlassen.  Nur  wenn  der  Ertrag  in  Folge  von  Krieg,  Seuchen, 
oder  anderen  grossen  Landschäden  weit  hinter  dem  Eifordernisse 
zurückbleibt,  hat  die  Stadt  das  Recht,  ihre  Gläubiger  blos  nach 
Massgabe  des  Ertrages  der  Gefalle  zu  befriedigen;  bei  minderen 
Schäden  hat  sie  jedocli  den  Abgang  mit  Hilfe  ihres  Credites  vor- 
schossweise  zu  bestreiten,  um  Beschwerden  der  Gläubiger  zu  ver- 
hüten. In  allen  diesen  Fällen  ist  der  Abgang  eines  Jahres  mit 
dem  Ueberschusse  des  folgenden  Jahres  zu  compensiren. 

6.  Die  Stadt  hat  an  den  Gefallen,  wie  an  ihrem  Eigenthume,  die 
volle  Nutzniessung,  über  die  bezügliche  Gebarung  jedoch  jährlich 
Rechnung  zu  legen.  Ein  Compossessor  der  Hofkammer  führt  eine 
Vormerkung  über  den  Gefallsertrag,  und  achtet  darauf,  dass  die 
Verwaltung  nicht  verschlechtert  werde;  jedoch  steht  ihm  keinerlei 
Verfügungsrecht  zu.  Wenn  die  Verpachtung  der  Gefalle  als  vor- 
theilhaft  erscheint,  darf  sich  die  Stadt  derselben  nicht  widersetzen, 
doch  ist  sie  zu  den  bezüglichen  Verhandlungen  zuzuziehen  und  hat 

Y.  Henii,  Finanzen  OestorreiobB.  1*^ 


210  IV.  Geschichte  der  Wiener  Bankinstitute  1703—1720. 

Über  den  Pachtzins  nach  Massgabe  der  vorstehenden  Bestimmnngen 
zu  verfugen.  Zuwächse  durch  bessere  lEinrichtung  der  G^eftUe,  so- 
wie durch  Einziehung  von  Contrebandsachen  kommen  dem  Aerar 
zu  Gute. 

7.  Die  Stadt  hat  die  Cassa  und  Buchhaltung  der  Bank  nach 
ihrem  Ermessen  einzurichten,  und  die  Gefällsbeamten  zu  ernennen, 
ihren  Gehalt  aber  nur  im  Einvernehmen  mit  der  Hofkammer  zo 
bestimmen. 

8.  Das  Capital  jeder  Stadtbankschuld  ist  binnen  längstens  15 
Jahren  zu  bezahlen,  und  inzwischen  mit  5%  zu  verzinsen 
Eine  höhere  Verzinsung  ist  nicht  gestattet.  Wenn  daher  ein,  aof 
einem  an  die  Bank  überwiesenen  Gefälle  sichergestellter  Gläubig« 
auf  sein  6.  Percent  nicht  verzichten  will,  hat  ihm  die  Hofkammer 
dasselbe  aus  Cameralmitteln  zu  bezahlen.  Die  Zinsen  werden  am 
Ende  jedes  Jahres  fallig. 

9.  Kein  Gläubiger  kann  eine  frühere  oder  grössere  2iahlniig 
verlangen,  als  ihm  nach  seiner  Obligation  zusteht.  Dagegen  kann 
die  Stadt  gegen  vierteljährige  gerichtliche  Kündigung  auch  vor 
der  Fälligkeit  zahlen. 

10.  Eine  erst  zu  Ende  des  Jahres  fallige  Zahlung  an  Capital 
oder  Zinsen  kann  mit  Einwilligung  des  Gläubigers  jederzeit,  ohne 
dieselbe  gegen  sechswöchentliche  Kündigung  schon  im  Laufe  des 
Jahres  geleistet  werden.  In  diesem  Falle  verbleibt  die  Zinsen- 
ersparnis  der  Stadt. 

11.  Wenn  ein  Gläubiger  sein  fälliges  Capital  in  der  Bank 
länger  liegen  lassen  will,  kann  die  Stadt  dies  bewilligen  und  das 
Geld  zur  Abfertigung  anderer  Gläubiger  verwenden. 

12.  Die  Bankcapitalien  sind  frei  von  allen  Steuern  und  Ab- 
gaben, sowie  von  Confiscation  mit  Ausnahme  des  Falles  der  Maje- 
stätsbeleidigung. Bankeinlagen  von  Ausländern  werden  im  Kriegs- 
falle wie  jene  von  Inländern  behandelt,  unterliegen  daher  nicht»  wie 
anderes  Gut  feindlicher  TJnterthanen,  der  Beschlagnahme. 

13.  Jedes  Bankcapital  kann  ganz  oder  in  Theilen  zu  100  fl. 
(Bancoportionen)  verkauft  werden,  wenn  der  Cessionar  dasselbe 
freiwillig  annimmt^).  Hiebei  wird  über  Anmeldung  des  Cedent^ 
entweder  die  Obligation  umgeschrieben,  oder  die  betreffende  Portion 


^)  Der  Zwangscurs,  welcher  die  Girobank  so  sehr  discreditirt  hatte,  wild 
hier  also  ausdrücklich  ausgeschlossen. 
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hieYon  ab-  und  dem  Cessionar  zugeschrieben.  Letzterer  erhält  eine 
neue  Obligation. 

14.  Zur  Aufsicht  ttber  die  Beobachtung  der  Statuten  und  zur 
Entscheidung  etwaiger  Streitigkeiten  wird  eine  Deputation  aus 
der  Hofkammer  und  der  niederösterreichischen  Regierung  gebildet. 
Diese  hat  sich  in  die  Gebarung  der  Stadtbank  nicht  einzumengen, 
sondern  nur,  wenn  etwas  den  Interessen  der  Bank  und  des  allge- 
meinen Credites  Abträgliches  vorkommt,  die  erforderliche  Unter- 
suchung zu  pflegen,  Ton  der  Veränderung  oder  Entziehung  der 
Gefälle  aber  unbedingt  abzusehen. 

Wenn  sich  hinsichtlich  der  Bankgefälle  irgend  Jemand  Ein- 
griffe oder  Benachtheiligungen  erlaubt,  hat  die  Deputation  darüber 
zu  erkennen  und  der  Stadt  zu  ihrem  Rechte  zu  verhelfen.  Auch 
entscheidet  sie  nach  summarischem  Verfahren  bei  Streitigkeiten 
zwischen  der  Bank  und  ihren  Gläubigern,  sowie  zwischen  den  Par- 
teien in  Banksachen,  —  im  ersteren  Falle  ohne  jeden  weiteren  In- 
stanzenzug, im  letzteren  mit  dem  Revisionsrechte  der  Hofkanzlei, 
welche  schleunigst  die  kaiserliche  Entscheidung  einzuholen  hat.  Die 
Revision  hat  jedoch  keine  aufschiebende  Wirkung. 

Was  speciell  das  Verhältnis  der  Wiener  Stadtbank  zu  den 
Gläubigem  der  Girobank  betrifft,  so  sind  die  bezüglichen  Grund- 
sätze in  dem  Referate  der  Grafen   Starhemberg  und  Weltz   vom 

7.  December  1705^)  enthalten,  welches  die  kaiserliche  Genehmigung 
erhielt. 

Hienach  bildet  die  Bezahlung  der  6  Millionen  Girobankschulden 
vorläufig  die  Hauptaufgabe  der  neuen  Bank,  welche  dieselbe  gegen 
einen  Fond  von  10  Percent  übernehmen  solle. 

Hiezu  seien  der  Bank  vorerst  folgende  Gefalle  zu  übergeben: 

1.  Die  Gefälle  der  Haupt-  und  Wassermaut  am  Rothenthurm 
in  Wien«),  veranschlagt  mit  jährUch  110.000  fl., 

2.  jene  der  Tabormaut  in  Wien»)  mit  48.000  fl,, 

3.  die  Pflastermaut  in  Wien*)  mit  2000  fl., 

*)  H.  F.  A.  vom  29.  December  1705. 

*)  Die  Gefälle  waren  theils  Zölle,  theils  yerschicdcne  Aufschläge  und  Maaten, 
grOsBtentheilB  neueren  Ursprungs  (zum  Unterschiede  von  den  alten  Aufschlägen 
des  Handgrafenamtes) ,  theils  Gebüren  für  die  Donauschiffahrt  (s.  Mesmer  a.  a.  0. 

8.  54-61). 

>)  Theils  Zölle  und  Aufschläge,  theils  Brückenmaut  (Mesmer  S.  61—67). 
*)  Gebür  yon  Verkäufen  auf  Marktplätzen  (Mesmer  S.  74—76). 

14* 
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4.  der  neae  Weinaafschlag  in  Wien,  eingefahrt  mit  Patent 
vom  28.  December  1705,  veranschlagt  mit  100.000  fl., 

5.  die  wichtigsten  der  Gefälle  des  niederösterreichischen 
Eandgrafenamtes,  und  zwar: 

a)  das  Biergefäll  in  Wien  mit  15.000  fl., 

b)  der  Getreideaufschlag  in  ganz  Niederösterreich  mitS.OOOfl., 

c)  der  Ochsengriess,  d.  h.  ein  Aufschlag  von  dem  in  Wien 
verkauften  Rindvieh,  mit  36.000  fl., 

6.  der  Mehlaufschlag  mit  15.000  fl., 

7.  die  Toleranzgelder  der  Wiener  Judenschaft  mit6.000fl., 
somit  eine  Gesammtdotation  im  veranschlagten  Betrage  von  340.0001 
Femer  seien  der  Bank  zur  Ergänzung  auf  den  Betrag  von  10% 
der  übernommenen  Girobank-  und  Gefällschulden: 

8.  Der  vom  1.  Jänner  1706  mit  Zustimmung  der  Stände  neuer- 
dings auf  15  Jahre  ausgeschriebene  Fleischkreuzer  fiir  Nieder- 
österreich und 

9.  der  dui'cli  das  Patent  vom   2.  Jänner   1706  neugeregelte 

Tabakaufschlag. 

Die  Stadtbank  habe  nicht  nur  die  Girobankschulden,  sonden 
auch  die  auf  den  ihr  eingeräumten  Gefällen  haftenden 
Schulden  nach  und  nach  zu  bezahlen,  jedoch  diese,  sowie  äberhaoft 
alle  Passiva  nur  gegen  jeweilige  Einräumung  eines  Fondes  von 
10  Percent  auf  15  Jahre  zu  übernehmen. 

Jeder  Girobankgläubiger  müsse  befriedigt  werden  und  döift 
deren  Lage  durch  ihre  Ueberweisung  an  die  Stadtbank  nicht  Te^ 
schlechtert  werden.  Doch  seien  ihre  Forderungen  vor  ihrer  üeba^ 
Weisung  noch  mit  Eücksicht  auf  den  Entstehungsgrund  reiflich  A 
prüfen  und  im  Wege  frei  williger 'Vereinbarung  einzulösen.  Sa 
habe  man  schon  gi'osse  Summen  von  Girobankpapieren  gegen  80*/» 
in  Stadtbankpapieren  angeboten.  Uebrigens  stehe  es  der  Hofkammer 
frei,  die  Gii'obaukgläubiger  auf  die  Stadtbank  zu  überweisen  oder 
auch  aus  anderen  Mitteln  zu  befriedigen. 

Die  Girobank  habe  ihre  Fonde  (Tabakaufschlag  und  Fleisch- 
kreuzer)  unter  genauer  Rechnungslegung  an  die  Hofkammer  abzu- 
treten, und  solle  nacli  Massgabe  der  Uebertragung  ihrer  Passiva  an 
die  Stadtbank  nach  und  nach  eingehen,  endlich  aber  ganz  auf- 
gehoben werden^). 


^)  Die  im  Vorstehenden  geschilderte  Einrichtung  der  Stadtbank  entspricht' 
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Wie  wir  sahen,  hat  die  Einrichtung^  der  Stadtbank  mit  jener 
der  Girobank  nach  dem  zweiten  Diplome  einige  Aehnlichkeit,  inso- 
fern nämlich  auch  die  Stadtbank  die  Aufgabe  hatte,  die  zu  über- 
nehmenden Staatsschulden  aus  bestimmten  Gefällen  innerhalb  einer 
festgesetzten  Frist  zu  tilgen.  Auch  die  Privilegien  der  Papiere 
beider  Banken  waren  ähnlich. 

Im  Grossen  und  Ganzen  ist  jedoch  das  neue  Institut  von  dem 
alten  wesentlich  verschieden.  Insbesondere  begründet  diese  Ver- 
schiedenheit der  Umstand,  dass  die  Stadtbank  nicht  als  eine  Staats- 
anstalt gedacht  war,  dass  vielmehr  für  die  Einhaltung  ihrer  Ver- 
l)hidlichkeiten  eine  Grosscommune  haftete,  deren  Finanzlage  damals 
«me  erfreuliche  war,  dass  diese  juristische  Person  femer  zur  Ueber- 
nahme  von  Schulden  und  zur  Leistung  von  Darlehen  nur  gegen 
Einräumung  eines'  entsprechenden  Zahlungsfondes  verhalten  werden 
konnte,  und  auch  ein  Interesse  daran  hatte,  in  dieser  Beziehung 
jede  Statutenwidrigkeit  hintanzuhalten.  Dieses  Princip  der  percen- 
tuellen  Deckung  befähigte  die  neue  Anstalt,  bei  einer  vorläufig  nur 
gmngen,  die  Staatsflnanzen  wenig  beschwerenden  Dotation,  welche 
mt  alhnählich  nach  Massgabe  der  Creditsleistungen  für  den  Staat 
fiteigen  konnte,  sich  unter  sonst  ungünstigen  Verhältnissen  zu  con- 
«oHdiren.  Dazu  kommt,  dass  man  bei  der  Einrichtung  der  Stadt- 
tank von  allen  Zwangsbestimmungen,  die  sich  bei  der  Girobank  so 
schlecht  bewährt  hatten,  Umgang  nahm,  was  auf  die  öflentliche 
Stimmung  sehr  günstig  wirken  musste. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  erwies  sich  auch  die,  schon  in  den 
Tirsprfinglichen  Statuten  angedeutete  Absicht,  freiwillig  jederzeit 
wfkflndbare  Capitalseinlagen  (sogenannte  Depositen)  gegen  massige 
Verzmsung  heranzuziehen,  deren  Realisirung  in  den  ersten  Jahren 
allerdings  nicht  möglich  war,  später  aber,  als  der  Credit  der  Bank 
lereits  gefestigt  war,  eine  ungeahnte  Bedeutung  gewann  und  die 
Leistungsfähigkeit  der  Anstalt  ausserordentlich  erhöhte. 

Uebrigens  muss  schon  an  dieser  Stelle  betont  werden,  dass  die 
Wiener  Stadtbank  mit  einer  Bank  im  heutigen  Siime   nur  sehr 


Ui  auf  einige  minder  wichtige  Details  vollst&ndig  dem  Inhalte  eines  in  Mise, 
camer.  X  abschriftlich  enthaltenen,  undatirten  Projeetes,  worin  wir  unzweifel- 
kktt  den  Vorschlag  Starhembergs  za  erblicken  haben.  Die  Abweichungen 
beschränken  sich  daranf,  dass  nach  diesem  Projectc  die  Bancoportionen  nicht 
later  500  fl.  betragen,  nnd  die  Bankeinlagen  auch  von  Verbot,  Sequestration 
nd  Execntion  frei  sein  soUten. 
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geringe  Aehnlichkeit  hatte.  Der  Wesenheit  nach  von  vornherein  als 
Institut  zur  Hebung  des  Staatscredites  gedacht,  ist  sie  that- 
sächlich,  auch  zur  Zeit  ihrer  höchsten  Blüthe,  nie  etwas  anderes 
gewesen.  Die  Tilgung  älterer  Staatsschulden  und  die  Heranziehung 
des  Privatcapitals  für  das  Aerar  blieben  immer  der  Hauptzweck 
der  Anstalt.    Diesen  Zweck  hat  sie  auch,  so  gut  es  unter  den  da- 
maligen Verhältnissen  möglich  war,  erfüllt.    Von  den  eigentlichen 
Bankgeschäften  wurden  hiebei  aber  nur  jene  getrieben,  die  geradezu 
unabweisbar  waren,  also  die  Girirung  und  Convertirung  der  Giro- 
bankposten,  die  Aufnahme  von  Anlehen  mit  bestimmten  Bückzah- 
lungsfristen, die  Annahme  kündbarer  Capitalseinlagen,  die  Discon- 
tirung  einzelner  Bankcapitalien.  Das  Darlehensgeschäft  beschränkte 
sich  ausschliesslich  auf  Vorschüsse  an  das  Aerar  ^);  Darlehen  an 
Private  kamen  —  von  einigen  wenigen,  übrigens  bereits  in  die 
spätere  Zeit  fallenden  Ausnahmen  abgesehen  —  nicht  vor;  selbst 
die  Belehnung  von  Staatsschuldverschreibungen  war  nicht  zulässig. 
Ein  regelmässiges  Wechselgeschäft  scheint  sich  gleichfalls  nicht 
entwickelt  zu  haben.    Ebensowenig  konnte  von  einem  Incasso  und 
Contocorrentegeschäfte,  von  einem  Hypothekarcreditgeschäfte  oder 
von  der  Ausgabe  unverzinslicher  Banknoten  die  Rede  sein.    Aach 
dem  Handel  mit  Werthpapieren,  soweit  ein  solcher  vor  der  Aenu- 
der  Inhaberpapiere  denkbar  war,  blieb  die  Stadtbank  ferne. 

Der  Gewinn  der  Anstalt  bestand  daher  lediglich  in  dem  Ueber- 
schusse,  den  die  BankgefäUe  durch  gute  Verwaltung  abwarfen,  und. 
in  der  Ersparnis  durch  zweckmässige  Dispositionen  betreffs  Ver- 
zinsung und  Tilgung  der  Passiva.  Dieser  ganze  Gewinn  kam  aber^- 
dem  Zwecke  der  Bank  entsprechend,  wieder  nur  dem  Staate  zu 
Gute,  dessen  Gefalle  ja  fast  die  einzigen  Activa  der  Bank  bildeten* 

Die  Stadtbank  war  also,   wenngleich   formell   keine  Staats- 
anstalt, so  doch  thatsächlich  ein  reines  Staatscreditinstitut- 

2.  Beginn  der  Thätigkeit  der  Stadtbank. 

Von  den  der  neuen  Bank  gewidmeten  Gefallen  wurden  zuei^st 
jene  des  niederösterreichischen  Handgrafenamtes  demStadt^ 
magistrate  übergeben,  und  zwar  ausser  den  hiezu  ursprünglich  be^ 
stimmten  Gefällen,  nämlich  dem  Getreideaufschlage,  dem  Bier^ 


^)  Darlehen  der  Bank  an  die  Stände  linden  sich  nur  Tereinzelt;   b.  unte: 
Seite  298. 
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gefalle  and  dem  Ochsengriess,  auch  der  Aufschlag  auf  Rinder, 
Zugvieh  und  Schweine  in  ganz  Niederösterreich,  und  der  Boss- 
aufs chlag^).  Gleichzeitig  erfolgte  die  Ueberweisung  des  kürzlich 
von  den  Ständen  auf  15  Jahre  bewilligten,  ebenfalls  vom  Hand- 
grafenamte verwalteten  Fleischkreuzers  in  Niederösterreich  und 
des  neuen  Weinaufschlages.  Der  bezügliche  Befehl  erfloss  am 
22.  März  1706,  die  thatsächliche  Uebergabe  fand  theils  am  1.  April, 
theils  am  1.  Mai  1706  statt«). 

Am  1.  April  1706  begann  die  Stadtbank  ihre  Operationen,  und 
zwar  im  Bathhause  der  Stadt  Wien,  deren  Magistrat  die  Verwal- 
tung der  Bankgefälle  thatsächlich  übernahm  und  demgemäss  hiezu 
eine  eigene  Cassa  und  Buchhalterei  einrichtete. 

Die  Girobank  blieb,  entgegen  der  über  den  Vortrag  vom 
7.  December  1705  erflossenen  kaiserlichen  Resolution,  vorläufig  noch 
fortbestehen.  An  der  Spitze  des  Bancocollegs  stand  seit  1.  Novem- 
ber 1705  der  niederösterreichische  Statthalter  Graf  Weltz,  welcher 
bald  nach  Antritt  seines  Amtes  durch  Auflassung  überflüssiger 
Stellen  12.000  fl.  an  Jahresgehalten  erspart  hatte').  Die  Giro- 
bankcassa  war  wie  früher,  in  einem  Privathause  untergebracht. 
Die  Gefälle  der  Girobank,  nämlich  der  über  Antrag  des  neuen 
Bancocollegs  mit  Patent  vom  2.  Jänner  1706  reorganisirte  Tabak- 
aufschlag*) und  der  Fleischkreuzer  ausserhalb  Nieder- 
österreichs, wurden  nach  wie  vor  Namens  der  Gii'obank  abge- 
sondert verwaltet^. 

^)  Der  Rossanfschlag  wurde  beim  Verkaufe  und  der  Ausfuhr  von  Pferden 
eingehoben  (s.  Mesiner  a.  a.  0.  S.  91). 

«)  Patente  vom  28.  December  1705  und  12.  September  1706  (Cod.  Aust.  IV, 
S.  206  u.  208),  femer  B.  A.  vom  21.,  22.  und  26.  März,  15.  Juni  und  23.  Juli 
1706,  H.  F.  A.  vom  21.  April  1706. 

•)  Ref.  vom  3.  September  1706.  Unter  anderen  wurde  der  oftgenannte 
Abbate  Norbis  aus  dem  Bancocolleg  entfernt,  wodurch  dessen  Gehalt  von  5000  fl. 
entfieL  Die  Bitte  des  Norbis  um  Belassung  seines  Gehaltes  wurde  abgeschlagen, 
da  er  bei  der  Girobank  das  Aerar  vielfach  geschädigt  habe  und  trotz  seiner 
hohen  Besttge  noch  Privatparteien  durch  erzwungene  Contracte  benachtheiligt 
habe;  jedoch  bewilligte  ihm  der  Kaiser  den  halben  Gehalt  als  Pension  (Bancalref. 
V.  31.  Jiüi  1706). 

*)  Cod.  Anstr.  lU,  S.  500  und  Bancalref.  vom  16.  December  1705.  Die 
Abänderung  bestand  in  der  Aufhebung  der  Recognitionstaxe  und  der  Herab- 
setzung der  Auischlagsgebtlr. 

^)  Dies  wird  im  Bancalref.  vom  3.  September  1706  ausdrücklich  bestätigt. 
Uehrigens  wnrde  die  Verwaltung  der  Girobankgefälle  in  den  Provinzen,  wo  dies 
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Allerdings  oblag  dem  obgenannten  Director  des  Bancocollegs 
vorläufig  zugleich  auch  die  Oberleitung  der  Stadtbank,  sodass  von 
Anbeginn  an  von  einer  thatsächlichen  Trennung  beider  Institute 
nicht  die  ßede  sein  konnte.  Auch  wurde  die  Cassa  der  Girobank 
schon  mit  Verordnung  vom  3.  März  1706  durch  das  Bancalcolleg 
unter  besondere  Sperre  genommen,  und  den  betreffenden  Beamten 
nur  ein  kleiner  Geldverlag  zur  Bestreitung  der  täglichen  Ausgaben 
gelassen.  Jedoch  erklärte  das  Bancalcolleg  in  einer  Verordnung  vom 
20.  März  und  in  einem  Edicte  vom  22.  März  1706  ausdrQcklich, 
dass  die  Girobank  neben  der  Stadtbank  mit  ihrer  bisherigen  Dota- 
tion fortbestehen  solle. 

Es  bestanden  also,  wenngleich  die  Girobank  jede  wirkliche 
Selbstständigkeit  verloren  hatte,  zwei  in  Bezug  auf  ihre  Dotation 
formell  getrennte  Banken  nebeneinander. 

Graf  Weltz,  der,  wie  bemerkt,  mit  der  Oberleitung  beider  In- 
stitute betraut  war,  liess  sich  die  Hebung  des  Ertrages  der  Banco- 
gefälle  sehr  angelegen  sein.  Da  dies  ein  fortwährendes  Einver- 
nehmen mit  der  Hofkammer  voraussetzte,  und  überdies  die  Stadt- 
bank im  Sinne  ihrer  Statuten  einer  aus  der  niederösterreichischen 
Regiening  und  der  Hofkammer  delegirten  Deputation  unter- 
stehen sollte,  beantragte  Weltz,  dass  der  Hofkammerpräsident 
Graf  Starhemberg  zum  Condirector  der  Girobank  ernannt, 
und  zugleich  zur  Oberinspection  der  Stadtbank  mit  berufen 
werde.  Dieser  Antrag  wurde  mit  kaiserlicher  Resolution  vom 
30.  April  1706  genehmigt.  Hienach  sollten  die  beiden  Präsidenten 
einander  völlig  gleichgestellt  sein,  bei  Meinungsverschiedenheiten 
aber  unter  dem  Vorsitze  des  Fürsten  Salm  zusammentreten,  und 
daiüber  an  den  Kaiser  berichten*).  Bei  diesem  Anlasse  sprach  der 
Kaiser  seine  Befriedigung  über  den  „Beginn  des  guten  Progresses" 
der  Stadtbank  aus. 

Die  beiden  Präsidenten  bezeichneten  sich  in  ihren  ämtlichen 
Ausfertigungen  als  Ministerial-Bancodeputation.    Dieser  Titel 


nicht  schon  früher  geschehen  war,  Ende  1705  den  Canieralänitern  übertragen; 
8.  B.  A.  vom  20.  November  und  31.  December  1705  und  7.  Jänner  1706,  H.  F.  A. 
vom  31.  December  1705. 

*)  B.  A.  vom  15.  Mai  und  Ref.  vom  3.  September  1706,  ferner  ein  schon 
vom  21.  April  170(J  datirtes  Hofdecret  an  Starhemberg  und  Weltz  (abschriftlich 
in  Mise,  camer.  X). 
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beruhte  zwar  nicht  anf  einer  kaiserlichen  Resolution,  wurde  aber 
bald  allgemein  anerkannt.  Die  Wahl  dieser  Bezeichnung  geschah 
angeblich,  um  einer  Verwechslung  mit  der  bereits  im  März  1706 
eingesetzten,  im  Sinne  der  Statuten  gleichfalls  aus  der  niederöster- 
reichischen Regierung  und  der  Hofkammer  bestellten  Bancodepu- 
tation  in  Streitsachen  (in  contentiosis)  vorzubeugen,  als  deren 
Präsident  der  Vicestatthalter  fungirte^).  Letztere  Stelle  nannte  man 
später  Justiz-Bancodeputation. 

Der  Stadtmagistrat  wai*  der  Min.  Bancodeputation  in  Bank- 
sachen schon  vom  Anbeginn  an  vollständig  untergeordnet^). 

In  Gemässheit  des  Bancodiploms  und  des  Contraktes  vom 
25.  Februar  1706  sollten  die  Bankgefälle  allerdings  der  Stadt  Wien 
ins  Eigenthum  übertragen  werden.  Von  einem  wirklichen  Eigen- 
thumsrechte  konnte  jedoch  nicht  die  Rede  sein,  da  die  Stadt  ja 
durch  den  Contrakt  die  Verpflichtung  übernommen  hatte,  die  Ge- 
falle unter  der  Controle  eines  Hofkammercompossessors  einzuheben, 
hierüber  Rechnung  zu  legen,  und  die  nach  Bestreitung  der  Passiva 
sich  ergebenden  Ueberschüsse  an  die  Hofkammer  abzuführen. 

Ebensowenig  gelangte  die  ui-sprüngliche  Absicht,  dass  in  An- 
sehung der  Stadtbank  die  Stadt  als  Alleinschuldner  auftreten 
sollte,  zur  Ausf&hrung,  indem  der  Stadtmagistrat  den  Gläubigem 
der  neuen  Bank  nicht  Obligationen  der  Stadt  selbst,  sondern  Stadt- 
Banco-Obligationen  ausstellte. 

Für  die  Form  dieser  Obligationen  wurde  von  der  Min. 
Bancodeputation  weder  eine  allgemeine  Vorschrift  aufgestellt,  nocli 
im  Einzelnfalle  eine  bestimmte  Richtschnur  gegeben.  Der  Magistrat 
wählte  daher  jene  Fassung,  welche  eine  unbedingte  Verpflichtung 
der  Stadt  Wien  als  solcher  ausschloss,  indem  er  in  den  Obligationen 
nur  die  Verpflichtung  übernahm,  Capital  und  Zinsen  aus  den  der 
Stadt  eingeräumten  Bancogefällen  zu  bezahlen. 


")  B.  A.  Tom  10.  November  1706,  ferner  niederösterr.  Reg.  Decret  vom 
5.  März  1706  (Mise,  camer.  X). 

•)  Schon  mit  Verordnung  vom  15.  Mai  1706  (B.  A.)  wurde  der  Magistrat 
beauftragt,  die  AnweiBongen  der  beiden  Präsidenten  zu  befolgen,  ohne  deren 
Untenchriften  nichts  zu  „attendiren'',  und  ihre  Entscheidungen  einzuholen.  Ucbcr- 
dies  tritt  die  Thatsache  der  vollen  Unterordnung  in  zahlreichen  Erlässen  und 
Berichten,  namentlich  auch  in  der  Fonn  der  letzteren,  zu  Tage. 
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Die  Stadtbanco- Obligationen  jener  Zeit  hatten  näuilich  nach- 
stehende Foim^): 

„Wir  Bürgermeister  und  Rath  der  Stadt  Wien  bekhennen  hie- 
mit  krafft  dieser  Obligation  vor  uns  und  unsere  Nachkommen,  dass 
wir  die  dem  N.   N.  von   hochlöblicher   kaiserlicher  Min.   Banco- 
deputation  wegen  deren  in  unseren  Händen  habenden  Bancogefählen 
zur  Abzahlung  a  conto  deren  6  Millionen  angewiesenen  (eventuell) 
und  von  ihme  N.  N.  dem  P.  P.  weiteres  cedirten)  ....  (Betrag)  fl. 
richtig  zu  bezahlen  acceptirt  und   angenohmen   haben,     ßeloben 
dannenhero,  zuesagen  und  versprechen  hiemit  vor  uns  und  unsere 
Nachkommen,  dass  wir  diese  ersterwähnte  .  .  .  .  fl.  (z.  B.  zu  Ende 
December  dieses  Jahr   1706)  jedoch  ohne  einige  weitere  Zinsen 
ihme  N.  N.  (oder  P.  P.)   oder  seinen,  dieses  Briefs  getreuen  In- 
habern oder  auch  constituirten  Cessionario  paar  und  ohne  Anstand 
in  guetter,  gangbahrer  Münz  richtig  abführen  und  bezahlen  wolleUi 
wie  wir  denn  auch  diese  Obligation  bey  der  von  uns  hiezu  depu- 
tirten  Banco-Buchhalterey  im  Hauptbuch  Fol ordentlich  ein- 
tragen und  zu  seiner  Sicherheit  vormerkhen  lassen:    Zu  Urkund 
dessen  gemeiner  Statt  hierunter  gestellt   grösseres  Banco-Cassa- 
Secret  -  Insiegl.    —   Actum  Wienn   (Datum).  —  Obstehende  Obli- 
gation ist  in  dem  Hauptbuch  Fol eingetragen.    Georg  Eder, 

Obereinnehmer.   Joh.  Fried.  Resch,  Gegenhandler.    Fürgeschrieben: 
Joh.  Jak.  Koch,  Buchhalter." 

Die  Uebemahme  von  Zahlungsverbindlichkeiten  durch  die  Stadt^ 
bank  erfolgte  auf  Grund  von  Anweisungen,  welche  mit  1.  ApriX 
1706  beginnen,  und  anfangs  durch  das  Bankcolleg,  später  durcb 
die  Min.  Bancodeputation  an  den  Wiener  Stadtmagistrat  al^ 
Administrator  der  Bankgefälle  erlassen  wurden.  Der  Vorgang  hieb^i 
war  insofern  ein  verschiedener,  als  die  betreflende  Post  bald  auf  eit^ 
bestimmtes  Gefall,  bald  auf  die  Gesammtheit  der  Bankgefälle,  spätem 
ausserdem  auch  auf  die  „deponirten  Gelder",  d.  h.  auf  die  Capital»^ 
einlagen  angewiesen  wurde. 

Die  Zahlungsbedingungen  waren  sehr  mannigfaltig.  Di^ 
statutenmässige  Maximalfrist  von  15  Jahren  wurde  nie  überschrittet^- 
Innerhalb  derselben  wurde  aber  für  die  Rückzahlung  bald  eia^ 
gi'össere,  bald  eine  geringere  Anzahl  von  Jahren  festgesetzt,  bald  selbst 


^)  Aus  dem  mit  „Banco-lnBtitutum''  betitelten  Bande  Acta  Mise.  YIII,  flU 
einstimmend  mit  Mise,  oamer.  X  und  mit  mehreren  Bancoacten. 


B.  Die  Wiener  Stadtbank  von  1706—1711.  219 

eine  Frist  von  weniger  als  einem  Jahre.  In  der  Eegel  veitheilte 
sich  die  Sückzahlung  bei  längerer  Frist  auf  sämmtliche  Jahre,  zu* 
weilen  wurde  ihr  Beginn  auf  einige  Jahre  hinausgeschoben;  auch 
kam  es  vor,  dass  das  ganze  Capital  am  Schlüsse  der  Frist  auf  ein- 
mal fällig  wurde  ^). 

Gleich  der  Cassagebarung  war  auch  die  Verrechnung  in 
Folge  des  Fortbestandes  der  Girobank  eine  zweifache. 

Die  eigentliche  Stadtbanco-Buchhalterei  unterstand  dem 
Magistrate.  Daneben  bestand  nach  wie  vor  die  Buchhalterei  der 
Girobank,  die  kaiserliche  Bancobuchhalterei,  gewöhnlich  Giro- 
buchhalterei  genannt,  für  die  Verrechnung  aller  Empfänge  und  Aus- 
gaben der  Girobankcassa  und  für  die  Controle  der  Stadtbanco-Buch- 
halterei Mit  Verordnung  vom  30.  Mai  1706  wurde  der  Girobuch- 
halterei  die  gesammte  Bancogefälls -Verrechnung  abgenommen,  und 
hiefär  eine  eigene  kaiserliche  Bancogefällsamts-Buchhalterei 
errichtet*),  sodass  nunmehr  erstere  blos  die  Creditsgebarung 
der  Girobank  zu  controlii-en  hatte.  Es  fungirten  sonach  thatsäch- 
lich  drei  verschiedene  Bancobuchhaltereien*).  Die  eigentliche  Ver- 
waltung der  Gefälle  besorgte  die,  dem  Stadtmagistrate  unterstehende 
kaiserliche  Bancogefäll- Administration. 

Die  räumliche  Trennung  der  beiden  Bancocassen  wurde  nur 
einige  Monate  lang  aufrecht  erhalten.  Schon  im  August  1706  be- 
schloss  nämlich  die  Min.  Bancodeputation  die  Girobankcassa  aus 
Sicherheitsrücksichten  im  Locale  der  Stadtbancocassa  unterzubringen 
und  mit  dieser  zu  vereinigen.  Diese  Vereinigung,  beziehungsweise 
die  Aufhebung  der  Girobankcassa  und  die  Uebergabe  ihrer 
Gefälle  an  die  Stadtbancocassa  sollte  mit  1.  September  1706  be- 
werkstelligt werden*). 

Bald  darauf  beantragte  die  Min,  Bancodeputation  sogar  die 
volle  Eealvereinigung  beider  Banken,  nämlich  die  üebertragung 
aller  Girobankschulden  an  die  Stadtbank  zur  Zahlung  in  15  Jahres- 
raten, welcher  Vorsclilag  auch  die  kaiserliche  Genehmigung  erhielt^). 
Derselbe  erwies  sich  jedoch  als  undurchführbar.    Die  Gläubiger 


^)  Obige  Darstellung  wird  durch  zahlreiche  Banc.  A.  belegt. 
«)  B.  A.  vom  30.  Mai  1706  und  22.  Februar  1707. 
")  Dies  erheUt  aus  zahlreichen  B.  A. 

*)  B.  A.  vom  18.  und  30. August  und  I.September  1706,   Ref.  vom  3.  Sep- 
tember 1706. 

*)  Eef.  vom  3.  September  1706. 
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der  beiden  Institute  wurden,  wie  bisher,  nach  ganz  verschiedenen 
Grundsätzen  behandelt.  Ja,  die  Girobank  behielt  auch  nach  der 
Aufhebung  ihrer  Cassa  noch  ihre  bisherigen  Gefälle,  ihre  eigenen 
Beamten  und  ihre  getrennte  Rechnungslegung.  Bios  die  Cassa- 
gebarung  der  Girobank  oblag  von  nun  an  dem  Stadtmagistrate, 
an  welchen  demnach  nun  auch  alle  diesbezüglichen  Anweisungen 
ergingen.  Der  Magistrat  bezeichnete  sich  daher  nunmehr  stets  als 
Administrator  des  kaiserlichen  Bancogefällenamtes  oder  auch  der 
kaiserlichen  Bancogefalle. 

üebrigens  war  von  einer  wirklichen  Selbstständigkeit  der  Giro- 
bank natürlich  nicht  melir  die  Rede.  Von  den  Fonden  der  Giro- 
bank wurde  thatsächlich  nui*  der  zur  Verzinsung  ihrer  Passiva  er- 
forderliche Betrag  aus  der  allgemeinen  Gebarung  der  Stadtbank 
ausgeschieden.  Die  beiden  Banken  bildeten  also  eigentlich  nur  ver- 
schiedene Abtheilungen  einer  einzigen  Anstalt,  deren  wesent- 
licher Unterschied  in  der  Natur  der  betreffenden  Schuldurkunden 
bestand  ^). 

Der  Ertrag  der  Bankgefälle  hatte  sich  schon  Ende  August 
1706  bedeutend  gehoben.  Von  den  Gefällen  der  Girobank  war 
der  Tabakaufschlag  auf  6  Jahre  um  jährlich  100.000  fl.  in  Giro- 
bankpapieren verpachtet  worden,  der  Fleischaufschlag  ausserhalb 
Wiens  brachte  mindestens  500.000  fl.  ein.  Die  damaligen  Stadt- 
bankgefälle, nämlich  der  Fleischkreuzer  in  Wien,  der  Weinauf- 
schlag und  die  früher  genannten  Handgrafenamtsgefälle  wurden 
bereits  auf  400.000  fl.  geschätzt^).  Der  Gesammtertrag  aller 
Gefälle  beider  Banken  belief  sich  somit  schon  damals  auf  rund 
eine  Million  jährlich.  Selbstverständlich  bestand  die  Verpflichtung 
der  Girobank,  aus  dem  Ertrage  des  Fleischkreuzers  wöchentlich 
4000  fl.  an  die  Hofküche  abzuführen,  noch  immer  fort. 

Die  Ueberweisung  der  Gefälle  der  Rothenthurm-  und  der 
Tabormaut  an  die  Stadtbank  wurde  schon  im  Juni  1706  ange- 
ordnet, jedoch  erst  am  24.  September,  beziehungsweise  am  20.  October 
1706  vollzogen^).  Die  Uebergabe  der  übrigen,  als  Bankdotation 
bestimmten  Gefälle,  nämlich  des  Mehlaufschlages,  der  Pflastermaut 
und  der  Judentoleranzgelder,  unterblieb  vorläufig. 


*)  Hofk.  Ref.  vom  29.  September  1727  im  Bancosammelbande  166/D. 

2)  Ref.  vom  3.  September  1706. 

^)  H.  F.  A.  vom  18.  Juni,  4.  und  13.  September  1706. 
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In  Gemässheit  der  Bankstatuten  wurden  mit  den  Bankgefallen 
auch  die  Gehalte  der  betreffenden  Cameralbeamten  von  der  Stadt- 
bank übernommen^). 

3.  Behandlung  der  QirobankBohulden  nach  Errichtung  der 

Stadtbank. 

Wie  wir  wissen,  war  die  Stadtbank  von  Anbeginn  an  mit 
Passiven  der  Girobank  im  Betrage  von  rund  6  Millionen  Gulden 
belastet^).  Diese  Belastung  war  aber  keine  unbedingte,  sie  bestand 
vielmehr  nur  in  der  Verpflichtung  der  Stadtbank,  jene  älteren 
Schulden  zu  verzinsen.  Ein  directer  Anspruch  auf  Capitals- 
rllckzahlung  wurde  nicht  anerkannt,  einerseits  mit  Eücksicht  auf 
den  zumeist  sehr  anfechtbaren  Entstehungsgrund  der  betreifenden 
Forderungen,  andererseits  deshalb,  weil  jene  Schulden  sämmtlich 
noch  auf  dem  ersten  Gii'obankpatente  beruhten,  welches  über  die 
Tilgung  nichts  enthielt. 

Die  Leitung  der  Stadtbank  stand  nun  in  Bezug  auf  diese  so- 
genannten „Giroposten"  vor  einer  zweifachen  Aufgabe.  Zunächst 
oblag  es  ihr  nämlich,  den  Credit  dieser  Papiere,  und  hiemit  zugleich 
jenen  der  Bank  und  des  Aerars  selbst  möglichst  zu  heben,  anderer- 
seits aber  musste  sie  auch  auf  die  allmähliche  Verminderung  und 
Abstossung  der  bezüglichen  Zinsenlast  Bedacht  nehmen.  Diese 
doppelte  Aufgabe  bedingte  die  Noth wendigkeit,  unter  gewissen 
Modalitäten  die  Capitalsrückzahlung  der  Giroposten,  beziehungs- 
weise deren  Umwandlung  in  rückzahlbare  Stadtbankschulden 
zu  gestatten. 

Diese  Operation  wurde  schon  mit  Edict  des  BancocoUegs  vom 
22.  März  1706*)  eingeleitet.  Hiemit  wurde  nämlich  verlautbait, 
dass  der  Stadt  Wien  bereits  einige  Fonde  von  grösserem  Erträg- 
nisse übergeben  worden   seien,   und  demnach  an  jene   Girobank- 

*)  B.  A.  vom  14.  Juni  1706. 

*)  Da  die  Girobankschulden  6  Millionen  nicht  ganz  erreichten,  wurde  bald 
i^h  Errichtung  der  Stadtbank  zur  Ergänzung  jener  Summen  von  einer  unein- 
bringlichen Assignation  Oppenheimers  pr.  100.000  fl.  der  Theilbetrag  von  45.39Ü  fi. 
^^  die  Girobank  überwiesen  (H.  F.  A.  v.  18.  Mai  und  14.  Juni  1706,  B.  A. 
^-  B.  Nov.  1708).  Späteren  Ausweisen  zufolge  betrug  die  Belastung  der  Giro- 
bank vor  Beginn  der  Einlösung  und  Ueberweisung  6.020.214  fl.  (Nr.  7  im 
^-  Arch.  Bande  „Banco-Institutum".    Acta  Mise.  VIII). 

')  Banc.  A.  und  Wiener  Diarium  Nr.  275  von  1706;  Schwabe  S.  96.  Die 
^in.  Bancodeputation  war  damals  noch  nicht  constituirt. 
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gläubiger,  welche  die  Ueberweisung  an  die  Stadtbank  wünschen 
sollten,  die  Aufforderung  gerichtet,  sich  hierüber  binnen  acht  Tagen 
zu  erklären.  Auch  wer  seine  Bancoposten  veräussem  wolle,  möge 
sich  behufs  Vermeidung  der  bisherigen  grossen  Verluste  an  den 
Stadtmagistrat  wenden,  der  hiezu  viel  bessere  Mittel  besitze  als  die 
Privaten. 

Hienach  war  also  bezüglich  der  Giroposten  zunächst  von  Fall 
zu  Fall  zu  verhandeln.  Jedoch  scheint  man  hievon  bald  ab- 
gekommen zu  sein. 

In  einer  undatirten,  zweifellos  aus  dem  April  1706  stammenden 
Proclamation  des  mit  der  Leitung  des  Bancocollegs  betrauten  Statt- 
halters Grafen  Weltz^),  wurden  nämlich  für  die  Einlösung  der  Giroposten 
gewisse  allgemeine  Grundsätze  aufgestellt.  Hienach  sollte  jenen 
Gläubigem,  welche  zur  Bezahlung  in  15  Jahresraten  sammt  5^  ^^ 
Zmsen  auf  die  Stadtbank  überwiesen  werden  wollten,  das  Capital 
mit  95%  gerechnet  werden,  was  man  damit  begründete,  dass  die 
Stadtbank  ihre  Zahlungen  schon  1706  begann,  obgleich  ihr  die 
Fonde  erst  in  diesem  Jahre  übergeben  worden  waren.  Wer  40% 
des  Capitals  nachlasse,  werde  noch  im  laufenden  Jahre  bezahlt 
werden,  und  zwar  womöglich  8  bis  14  Tage  nach  der  Anmeldung. 
Jenen  Gläubigern,  welche  mit  der  Bezahlung  einige  Jahre  zuwarten 
wollen,  werde  man  von  den  erwähnten  40^0  ft^  jedes  Jahr  3  bis 
4:^!^  gutschreiben.  Gegen  einen  Barzuschuss  in  der  Hohe  des 
Capitals  werde  die  volle  Giropost  sammt  Zuschuss  zu  Ende  1706 
zurückgezahlt  werden,  gegen  einen  Zuschuss  von  ^/g  des  Capitals 
erfolge  die  Bezahlung  im  Jahre  1709.  Auf  Wunsch  werde  sich 
der  Statthalter  als  Erfinder  aller  dieser  Combinationen,  auch  wegen 
anderer,  nicht  nachtheiliger  Zahlungsmodalitäten  in  Verhandlungen 
einlassen. 

Die  vorstehenden  Normen  wurden  jedoch  bald  in  der  Bichtung 
abgeändert,  dass  man  für  frühere  Bezahlung  höhere  Nachlässe 
verlangte.  Schon  am  19.  April  und  5.  Mai  1706  wurden  nämlich 
jene  Gläubiger,  welche  nicht  öO^/o  Nachlass  offerirt  hatten,  zur  Ge- 
duld verwiesen.  Am  10.  Mai  1706  wurden  folgende  Ueberweisungs- 
grundsätze  aufgestellt*):  Wer  noch  im  Jahre  1706  bezahlt  werden 


^)  Mise,  camer.  X.     Diese   Proclamation   findet  sich   aUerdings   nicht  im 
Wiener  Diarium,  doch  dürfte  an  ihrer  Authenticität  nicht  zu  zweifeln  sein. 
*)  Mise,  camer.  X- 
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wolle,  habe  50®/o  nachzulassen,  wer  bis  1707  warten  wolle,  47%  u.  s.  w., 
für  jedes  Jahr  verlängerter  Frist  um  je  3^0  weniger,  bei  Bezahlung 
nach  14  Jahren,  wie  bisher,  ö^o»  Wenn  jemand  erst  in  einem 
späteren  Jahre  um  die  Ueberweisung  einschreitet,  habe  gleichfalls 
der  nach  Massgabe  der  yoi*stehenden  Grundsätze  entfallende  Nach- 
lass  einzutreten.  Uebrigens  bleibe  es  jedem  Girobankgläubiger  frei- 
gestellt, ob  er  sich  auf  die  Stadtbank  überweisen  lassen  wolle  oder 
nicht,  sowie,  ob  er  die  Ueberweisung  von  Capital  und  Zinsen,  oder 
nur  jene  des  Gapitals  allein  yerlangen  wolle.  Letzteres  wird  damit 
begründet,  dass  die  Zinsenraten  bei  der  Stadtbank  am  Ende  des 
Jahres,  bei  der  Girobank  aber  halbjährig  flüssig  werden. 

Zur  Ablösung  der  auf  die  Stadtbank  successive  zu  überti*agen- 
den  Girobankschulden  wai*en,  nach  einer  Verfügung  der  Ministerial- 
Bancodeputation  vom  15.  Juni  1706,  aus  den  der  Bank  schon  über- 
gebenen  Aufschlägen  auf  Wein,  Bier  und  Fleisch  jährlich  270.000  fl., 
femer  der  Ertrag  der  sonstigen  Gefälle  des  niederöstereichischen 
Handgrafenamtes  mit  jährlich  80.000  fl.  zu  verwenden;  der  Stadt- 
magistrat wurde  daher  beauftragt,  die  bezüglichen  Anweisungen  auf 
diese  Gefälle  zu  acceptiren.  Mit  Verordnung  vom  23.  Juli  1706 
wurden  noch  weitere  40.000  fl.  aus  dem  Ertrage  des  Biergefälls 
diesem  Zwecke  gewidmet. 

Thatsächlich  begann  die  Ablösung  liquider  Giroposten,  beziehungs- 
weise deren  Ueberweisung  an  die  Stadtbank  schon  im  April  1706^). 
Hiebei  mögen  die  obenerwähnten  Grundsätze  wohl  im  Grossen  und 
Ganzen  beobachtet  worden  sein.  Ausnahmsweise  wurden  auch 
günstigere  Bedingungen  bewiUigt^). 

Inzwischen  hatte  sich  aber  der  EIrtrag  der  Bankgefälle  derart 
gehoben,  dass  die  Ministeiial-Bancodeputation  für  die  Bareinlösung 
der  Giroposten  geringere  Capitalsnachlässe  verlangen  zu  sollen  glaubte. 
Mit  Edict  vom  6.  August  1706^)  wurde  daher  kundgemacht, 


*)  Div.  Banc.  A. 

^  So  erhielt  der  Bürgermeister  von  Wien,  Tepser,  für  Giroposten  über 
60.000  fl.  und  ein  Bardarlehon  von  28.200  fl.  sammt  eiigährigen  Zinsen  eine 
Stadtbankanweisung  von  92.610  fl.  (B.  A.  v.  12.  Juli  1706).  —  Wertheimer 
wurde  für  eine  Giropost  von  150.000  fl.,  eine  auf  dem  Handgrafenamte  sicher- 
g-estcllte  Forderung  von  21.425  fl.  und  einen  Barzuschuss  von  128.575  fl.  sammt 
Zinsen  mit  331.875  fl.,  zahlbar  in  12,  am  1.  April  1707  beginnenden  Quartals- 
raten auf  die  Stadtbank  tiberwiesen  (B.  A.  v.  5.  Augnst  1706). 

»)  B.  A.  und  Wiener  Diarium  Nr.  314  von  1706;  Schwabe  S.  96. 
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dass  Girobankgläubiger,  welche  ganz  oder  theilweise  zu  Ende  des 
Jahres  1706  bezahlt  zu  werden  wünschen,  vom  Capitale  statt  50 
nui*  mehr  40  ^/o  nachzulassen  hätten,  wozu  die  Deputation  eine  mög- 
lichst grosse  Summe  zusammenzubringen  trachten  werde.  Gleich- 
zeitig wurde,  um  die  Abwickelung  der  auf  dem  Handgrafenamte 
haftenden  und  mit  diesen  von  der  Bank  übernommenen  Schulden^) 
einzuleiten,  verlautbart,  dass  jene  Gläubiger  dieses  Amtes,  welche 
mit  ihren  Forderungen  zur  statutenmässigen  Abzahlung  binnen 
15  Jahren  auf  die  Stadtbank  überwiesen  werden  wollten,  am  Capitale 
nichts  nachzulassen,  dagegen  auf  den  5^/o  übersteigenden  Zinsen- 
betrag zu  verzichten  hätten,  da  die  Stadtbank  durchgehends  nur 
ö'^iQ  zalüen  werde.  Wer  mit  einer  Forderung  an  die  Girobank  oder 
das  Handgrafenamt  im  Jahre  1708  befriedigt  werden  wolle,  habe 
einen  50  ^/o  igen,  ebenfalls  zu  5  ^/^  verzinslichen  Barauschuss  zu  leisten. 
Wer  weder  einen  solchen  Zuschuss  leisten,  nocli  auf  einen  Theil 
des  Capitals  verzichten  wolle,  werde  mit  Capital  und  Zinsen  zu- 
sammen nach  14  Jaliren  befriedigt  werden. 

Diese  letztere  Bestimmung  wurde  im  Publicum,  und  zwar  wohl 
nicht  ohne  Grund,  dahin  gedeutet,  dass  die  Zinsen  tur  die  ganzen 
14  Jahre  erst  nach  Ablauf  dieser  Zeit  gezahlt  werden  sollten,  was 
einen  sehr  ungünstigen  Eindruck  hervorbrachte.  Um  diesen  zu  ver- 
wischen, erliess  die  Ministerial-Bancodeputation  schon  am  12.  August 
1706,  also  nach  6  Tagen,  ein  neues  Edict*),  worin  sie  erklärte, 
dass  man  jenen  Gläubigern,  welchen  es  zu  beschwerlich  falle,  die 
Zinsen  erst  nach  14  Jahren  zu  beheben,  dieselben  zu  Ende  jedes 
Jahres  auszahlen  werde. 

Zugleich  wurde,  in  der  Absicht,  die  zur  Einlösung  der  Passiva 
und  zum  Beliufe  von  Darlehen  an  den  Staat  erforderlichen  Gelder 
aufzubringen,  zur  Einlage  von  Capitalien,  gegen  von  beiden 
Deputationsvorstehern  unterfertigte  Obligationen,  aufgefordert. 
Wer  auf  die  Jahre  1707  und  1708  gegen  Versichening  auf  den 
Ueberschuss  der  aus  sämmtlichen  Erblanden  einfliessenden  Bancal- 
gefälle  —  mit  Ausnahme  jeuer  aus  Nicderösterrcich,  welche  nur 
zur  Abstossung  der  von  6  gegenwärtig  auf  4\'.2  Millionen  herab- 


^)  Diese  bcliefen  sich  auf  917.4()4  fl.     Von  diesem  Capitale  und  den  be- 
treffenden Zinseuausständen  waten  bis  Ende  August  1706  122.722  fl.  abgezahlt 
(Baue.  Ref.  v.  3.  iSept.  lim), 

')  B.  A.  und  Wiener  Diarium  Nr.  31G  ex  1706;  Schwabe  S.  96, 
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gesunkenen  Girobankschulden  gewidmet  seien  ^)  —  ein  solches  Dar- 
lehen geben  wolle,  werde  für  die  Jahre  1707  und  1708  die  Zinsen 
jährlich  von  10%,  Ar  1709  und  1710  —  da  man  den  Ertrag  der 
Gefälle  von  Jahr  zu  Jahr  zu  steigern  hoffe  —  je  9,  für  1711  und 
1712  je  8,  für  1713  und  1714  je  7,  für  1715  und  1716  je  6  Procent 
erhalten. 

Aus  dieser  Kundmachung  erfahren  wir  zunächst,  dass  die  Stadt- 
bank in  den  wenigen  Monaten  ihres  Bestandes  schon  rund  1.500.000  fl. 
an  Giroposten  gegen  entsprechende  Nachlässe^)  oder  Barzuschüsse, 
theils  bar  eingelöst,  theils  zur  Abzahlung  übernommen  hatte.    Die 
sehr  unklare  Bestimmung  in  Betreff  der  neuen  Einlagen  dürfte  sich 
wohl  nicht  auf  die  Barzuschüsse  bei  Ueberweisung  von  Giroposten 
beziehen,  sondern  überhaupt  dahin  zu  verstellen  sein,  dass  ein  Dar- 
lehen an  die  Stadtbank  in  den  nächsten  zwei  Jahren  mit  10 ^/o u.  s.w. 
von  zwei  zu  zwei  Jahren  bis  1716  stets  um  1"/^  niedriger,  von 
1717  an  aber  nur  zu  5®/o  verzinst  werden  solle*). 

Die  15jährige  Dauer  der  Kückzahlungsfrist  bei  Ueberweisung 
Ton  Gii'oposten,  sowie  die  Bestimmungen  in  Betreff  der  für  frühere 
Zahlung  zu  gewährenden  Nachlässe  erregten  in  den  betheiligten 
Kreisen  allerdings  eine  gewisse  Unzufriedenheit*).  Immerhin  aber 
hob  sich  in  Folge  der  erwähnten  Massregeln  der  Credit  der  Giro- 
papiere bald  derart,  dass  sie  von  40**/^  im  August  1706  bereits  auf 
60<*/„  des  Nennwerthes  gestiegen  waren  •'^). 

Was  nun  die  Verzinsung  der  Giroposten  betrifft,  so  hatte 


^)  Die  niederösterreichischen  GefäUe  bildeten  die  ursprüngliche  Dotation 
der  Bank.  Als  Fond  fär  neue  Darlehen  werden  daher  offenbar  die  der  Bank 
später  einznräamenden  GefäUe  gedacht. 

*)  Die  Capitalsnachlässe  bei  Einlösung  von  Giroposten  beliefen  sich  Ende 
Än^t  1706  bereits  auf  266.813  fl.;  auf  die  Stadtbank  waren  886.268  fl.  über- 
wiesen  worden  (Banc.  Ref.  v.  3.  Sept.  1706). 

*)  Schwabe  (S.  97)  deutet  die  SteUe  so,  dass  hienach  Girobankgläubigem, 
welche  ein  lO^oiges  Darlehen  auf  2  Jahre  gaben,  ihre  Giroposten,  zu  6%  ge- 
rechnet, in  den  folgenden  8  Jahren  Buccessiye  aus  der  Stadtbank  bezahlt  werden 
^Uten.  Diese  Auffassung  scheint  mir  aus  äusseren  und  inneren  Gründen  un- 
^tbar.  In  der  That  streckte  die  Stadt  Wien  der  Bank  einige  Wochen  später 
W.00O  fl.  zu  10«/o  vor  (B.  A.  v.  4.  Oct.  1706). 

*)  Dies  beweist  unter  anderem  ein  Memoriale  von  21  Wechslern  in  Nüm- 
W)  Frankfurt,  Augsburg  und  Köln  yom  1.  October  1706  (Mise,  camer.  II, 
S.1543). 

^)  Bancahref.  yom  3.  September  1706. 

^'  Mensi,  Finansen  Österreichs.  15 
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die  Stadtbank  diesfalls  —  da  ja  die  Lage  der  Girobankgläubiger 
durch  En'iclitung  der  neuen  Anstalt  nicht  verschlimmert   werden 
sollte  —  die  Verpflichtung,  zunächst  die  bereits  auf  Grund  der 
früheren  Einrichtung  erworbenen  Rechte  zu  berücksichtigen.    Die 
Zinsen  für  die  Zeit  vom  1.  August  bis  Ende  December  1705  wurden 
daher  noch  nach  dem  früheren  Ausmasse,  d.  h.  nach  Massgabe  der 
in  den  Giro-Elxtracten  angesetzten  Capitalstermine  zu  4,  5  oder  6% 
gezahlt.     Vom  1.  Jänner  1706  an  wurden  jedoch  durchwegs  5% 
berechnet,  und  zwar  sollten  die  Zinsen  bei  den  Gii'oposten  nun- 
mehi-  halbjährig  fallig  werden,  und  (wie  vorher)  eine  Woche  vor 
jedem  Zinsentermine  die  Capitalsgirirung  unterbleiben^).    Die  Zinsen 
für  das  erste  Halbjahi'  1706  betrugen  123.648  fl.;  ihre  Auszahlung 
wui'de  der  alten  Bankcasse  mit  Verordnung  vom  19.  Juli  1706  auf- 
getragen, vom  nächsten  Monate  an  aber  durch  die  Stadtbankcassa 
besorgt. 

Mit  Edict  der  Ministerial-Bancodeputation  vom  3.  November 
1706^)  wurde  für  alle  noch  nicht  auf  die  Stadtbank  überwiesenen 
Giroposten  die  ö^/^ige  Verzinsung  zugesichert,  und  zwar  vom 
1.  Jänner  1707  an  in  Quartalsraten. 

In  den  ersten  Jahren  wurden  die  Girobankgläubiger  zur  Zinsen- 
behebung jeweilig  mittelst  eigener  Edicte  aufgefordert,  worin  der 
Zeitpunkt,  von  welchen  an  die  Behebung  erfolgen  sollte,  angegeben 
war.  Für  die  4  Termine  des  Jahres  1707  wurden  diese  Edicte 
ei*st  einige  Zeit  nach  Ablauf  des  betreffenden  Quartals  erlassen, 
und  die  Behebungstermine  demnach  2  bis  4  Wochen  nach  Eintritt 
der  Fälligkeit  anberaumt  •%  was  die  damalige  Geldknappheit  der 
Bank  beweist.  In  der  That  musste  das  erforderliche  Geld  in  der 
Eegel  zum  Theile  durch  Vorschüsse  aufgebracht  werden*).  Im 
Jahre  1708  ei-flossen  die  Edicte  bereits  einige  Tage  vor  Eintritt 


^)  Edict  vom^l2.  Jänner  1706  (Banc.  A.).    Die  Auszahlung  der  Zinsen 
Ende  December  1705  erfolgte  hienach  mit  Ende  Jänner  1706. 

*)  Banc.  A.  vom  3.  November  1706  und  Wiener  Diarium  vom  15.  Jänner  1707: 
Schwabe  S.  97. 

8)  Banc.  A.  vom  20.  Jänner,  4.  April,  23.  Juli  und  17.  October  1707  nnd 
18.  Jänner  1708.  Im  Edicte  vom  4.  April  wird  die  Verzögerung  mit  der  E^ 
richtung  des  Wiener  Versatzamtes  begründet. 

*)  So  die  Vorschüsse  des  Wechslers  Schier  zur  Bestreitung  der  ersten  3  Qaw- 
tale  von  1707,  zu  25.009  fl.,  17.500  und  12.000  fl.  Das  Zinsenerfordemii  wtf 
im  ersten  Quartale  63.102  fl.,  im  vierten  59.506  fl.  (B.  A.  v.  17.  April,  23.  JA 
24.  Oct.  und  1.  Nov.  1707,  dann  v.  21.  Jan.  1708). 
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der  Fälligkeit,  und  die  Zinsentermine  wurden  entweder  mit  voller 

PimktlicUceit  eingehalten,  oder  nur  um  1  bis  2  Tage  überschritten  ^). 

Mit  dem  Edicte  vom  3.  November  1706  wurden  zugleich  neue 

Begünstigungen  für  die  Girogläubiger  („die  in  Bancosachen 

gemachte  Regulation  und  respective  Ampliation")  verlautbart  ^),  was 

man  damit  begründete,  dass  sich  der  Ertrag  der  ursprünglich  der 

Stadt  zugewiesenen,    sowie   der  ihr  später  von  der  Hofkammer 

ubergebenen  Fonde  in  Folge  von  Verbesserungen  der  Verwaltung 

bedeutend  gehoben  habe. 

Hienach  hatten  sich  jene  Girobankgläubiger,  welche  die  Ueb er- 
weisung an  die  Stadtbank  wünschten,  hiezu  bei  der  Min. 
B&ncodeputation  anzumelden.  Die  Zahlung  sollte  entweder  in 
15  Jahresraten  abzugsfrei  zu  9  Vs^^/o  jährlich  für  Capital  und  Zinsen 
erfolgen,  oder  nach  11  Jahren  auf  einmal  mit  155 ^/o  für  Capital 
und  Zinsen,  oder  schon  im  laufenden  Jahre  1706  mit  65 ^/^  des 
Capitals  und  den  seit  1.  Juli  laufenden  Zinsen,  also  gegen  einen 
Nachlass  von  35  ^/o- 

Zugleich  wurde  den  bereits  auf  die  Stadtbank  überwiesenen 
oder  später  zu  überweisenden  Gläubigem,  sofeme  sie  ein  schnellere 
Bezahlung  wünschen  sollten,  die  Wahl  zwischen  drei  verschiedenen 
Combinationen  freigestellt.  Nach  der  ersten  derselben  erhielt  man  bei 
Bezahlung  im  ersten  Jahre  fiir  Capital  und  Zinsen  73  7^,  im  zweiten 
80%,  im  dritten  87  ^Z^,  im  vierten  94,  im  fünften  102,  im  sechsten  110, 
im  siebenten  118,  im  achten  127,  im  neunten  136,  im  zehnten  145®/o.  — 
Nach  der  zweiten  Art  war  für  die  frühere  Bezahlung  einZuschuss 
zu  erlegen,  und  zwar  für  Bezahlung  im  ersten  Jahre  300,  im 
zweiten  Jahre  200,  u.  s.  w.  bis  zum  zehnten  Jahre  100,  bezw.  80, 
60,  50,  40,  30,  20  und  10 ^/o  des  Capitals,  wogegen  für  das  alte 
Capital  sammt  Zuschuss  und  Zinsen  von  beiden  Posten  im  ersten 
Jahre  420,  beziehungsweise  bei  späterer  Zahlung  330,  230,  216, 
200, 195,  189,  182,  174  und  1657^  zurückgezahlt  werden  sollten.  — 
Nach  der  dritten  Zahlungsart  sollten  jene  Gläubiger,  welche  eine 
nachträgliche  Abküi*zung  eines  bereits  vereinbarten  Fälligkeits- 
termines  (Stornirung)  wünschten,  bei  Abkürzung  um  1  Jahr  für 

*)  B.  A.  vom  23.  März,  27.  Juni,  20.  September  und  28.  December  1708. 
^  Erfordernis  sank  bis  zum  4.  Quartale  auf  56.359  fl.  (B.  A.  v.  31.  Dec.  1708). 

*)  Da  sich  viele  Girobankgläubiger  in  Deutschland  befanden,  wurde  das 
^ict  vom  3.  November  1706  auch  in  Köln  und  Augsburg  publicirt  (B.  A.  v.  15. 
^i  24.  Jänner  1707). 

ift* 
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.^ft  ''■  '  2  Jabr«  787«  ü.  8.  w.,  für  jedes  weitere 

'" .  ;  and  Ziosea  ^  j^  sofortiger  Bezablang  von  auf  15  Jahre 

iX<""  ^'^  p'^S^'dBber  527,  erhalten»).    Wer  nur  die  Ver- 

[ggemeseaen  Pof^  jjfonate  wollte,  hatte  sich  für  jeden  Monat 

Ue  dies^  ße^stigungen  sollten  vorläufig  für  die  Jahre  1706 
1^07  freiten  9  etwaige  Aenderongen  aber  künftig  mindestens  einen 
Monat  vor  Ende  des  Jahres  kundgemacht  werden.    Zugleich  wies 
die  Min.  Bancodeputation  darauf  hin,  dass  es  ihr  bereits  gelungen 
sei,  den  Curs  der  Giropapiere  von  40  auf  über  65^/o  zu  heben,  und 
erklärte  sich  bereit,  diese  Papiere  von  Anfang  1707  an  zu  70®/„ 
lü  übernehmen.     Femer  wurde  die  pünktliche  Einhaltung  aller 
Übemommenen  Verbindlichkeiten  zugesagt.  Endlich  wurden  Pächtern 
der  Bankgefälle  und  allen  sonstigen  Schuldnern  der  Bank  frei- 
gestellt, ihre  Zahlungen  in  Giropapieren  zum  Curse  von  65,  bezw. 
70^/0,  eventuell  nach  Massgabe  der  Stomirungsvorschrift  zu  leisten. 

Anfangs  December  1706  war  der  Curs  der  Giropapiere  schon 
auf  80 ^/o  gestiegen^). 

Das  Ergebnis  der  vorstehend  dargestellten  Entwickelung  lässt 
sich  dahin  zusammenfassen,  dass  die  Stadtbank  schon  im  ersten 
Jahre  ihres  Bestandes  für  die  Ueberweisung  und  Einlösung  von 
Giroposten  allmählich  immer  günstigere  Bedingungen  gewährt« 
und  hiedurch  den  Werth  der  Giropapiere  von  30  bis  40  auf 
65  bis  70^0  und  darüber  hob. 

Der  Umsatz  von  Giroposten  (die  Girirung)  belief  sich  im 
Monate  durchschnittlich  auf  eine  Million  Gulden,  was  als  ein  Beweis 
von  der  steigenden  Beliebtheit  dieser  Papiere  angesehen  wurde*). 
Schon  mit  Edict  vom  2.  August  1706  musste,  um  die  zur  Ab- 
wickelung der  anderen  Geschäfte  erforderliche  Zeit  zu  gewinnen, 
die  Bancobuchhalterei  angewiesen  werden,  an  Sonn-  und  Feiertagen,  « 
femer  an  Mittwochen  und  Samstagen  die  Anmeldung  von  Girimngen 
nicht  entgegenzunehmen. 

Der  Vorgang  bei  der  Ueberweisung   von  Giroposten 
bestand  darin,   dass  die  Min.  Bancodeputation  den  Wiener  Stadt- 

*)  Der  Unterschied  zwischen  der  ersten  und  dritten  Tilgongsart  liegt  darin, 
dass  erst«re  das  ganze,  auf  mehrere  Jahre  repartirte  Capital,  letztere  die  in  dea 
einzehien  Jahren  fällig  werdenden  Raten  betrifft. 

2)  Bancalref.  vom  9.  December  1706. 

^)  Bancalref.  vom  9.  December  1706. 
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magistrat  anwies,  die  betreffende  Post  in  Capital  und  Zinsen  aus 
den  ihm  eingeräumten  Bancogefallen  zu  bezahlen  und  die  erforderliche 
Amtsobligation  dafüi*  ausfertigen  zu  lassen,  wogegen  der  Giroextract 
einzuziehen  war.     Ebenso  wurden  auch  bei  der  üeberweisung 
von  Staatsschuldposten  an  die  Bank  die  kaiserlichen  Obligationen 
oder  Zahlamtsquittungen  eingezogen.   Der  Betrag  der  zu  bezahlen- 
den Zinsen  wurde  in  der  Obligation  mit  der  betreffenden  Capitalsrate 
zusammengezogen  und  somit  der  Gesammtbetrag  jeder  einzelnen 
Bäte  ziffermässig  angegeben. 

Ausnahmsweise  wui*den  Giroposten,  anstatt  durch  die 
Stadtbank,  dui*ch  die  Hofkammer  zur  Zahlung  übernommen, 
und  zwar  sogar  zum  vollen  Nennwerthe.  Da  Letzteres  eine  besondere 
Begimstigung  war,  musste  sich  der  Gläubiger  dafür  zu  einer  ent- 
Bprechenden  Gegenleistung  herbeilassen,  beispielsweise  zum  Verzichte 
auf  die  Verzinsung  gleichzeitiger  neuer  Darlehen^). 

Andererseits  wurden  aber  nicht  selten  auch  nach  Emchtung 
der  Stadtbank  noch  Staatsgläubiger  mit  ihrer  Einwilligung  auf 
die  Girobank  überwiesen*).  Cameralschuldforderungen,  welche 
nur  einen  Verzinsungsanspruch  gewährten,  nämlich  jene  aus 
Stiftongs-  und  anderen  still  liegenden  Capitalien,  wurden,  sofern  sie 
aof  den  der  Stadtbank  übergebenen  Gefällen  hafteten,  stets  auf  die 
Girobank  übertragen^).  Bei  rückzahlbaren  Staatsschulden  erfolgte 
die  Üeberweisung  ausnahmsweise  in  einem  das  Schuldcapital  über- 
steigendem Betrage*),  in  Berücksichtigung  des  relativen  Verkehrs- 
werthes  der  betreffenden  Schuldurkunden  und  der  Girobankpapiere. 

4.  Brhöhung  der  Bankdotation  1707  und  1708. 

Wie  schon  aus  dem  raschen  Steigen  des  Curses  der  Giropapiere 
erhellt,  war  der  Credit  der  Stadtbank  im  ersten  Halbjahre  ihres 
Bestandes  ein  verhältnismässig  günstiger.    Dies  erklärt  es  auch, 


»)  H.  F.  A.  vom  2.  April  1706. 

«)  H.  F.  A,  vom  10.  Juli  1706. 

')  So  z.  B.  eine  ursprünglich  theils  auf  dem  Handgrafenaratc,  theils  auf 
der  Bothenthurmmaut  sichergesteUte  Forderung  der  Carmeliter  von  196.000  fl. 
(6.  A.  V.  15.  Febr.  1707).  Allerdings  kam  auch  bei  solchen  Giroposten  eine  nach» 
tr&gliche  Ueberweisang  an  die  Stadtbank  vor,  bezw.  die  Umwandlung  in  ein 
rückzahlbares  Capital  (z.  B.  B.  A.  v.  8.  Febr.  1708). 

*)  So  wurde  der  Wechsler  Bertermann  für  eine  Cameralschuldpost  von 
362.923  fl.,  die  er  im  Cessionswegc  billig  erworben  hatte,  mit  400.000  fl.  auf 
die  Girobank  überwiesen  (H.  F.  A.  v.  8.  Febr.  1707). 
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Capital  und  Zinsen  80,  um  2  Jahre  78^/o  u.  s.  w.,  für  jedes  weitere 
Jahr  um  2®/o  weniger,  bei  sofortiger  Bezahlung  von  auf  15  Jahre 
angewiesenen  Posten  daher  52^/^  erhalten^).  Wer  nur  die  Ver- 
kürzung um  einige  Monate  wollte,  hatte  sich  für  jeden  Monat 
1^/4^/0  abziehen  zu  lassen. 

Alle  diese  Begünstigungen  sollten  vorläufig  für  die  Jahre  1706 
und  1707  gelten,  etwaige  Aenderungen  aber  künftig  mindestens  einen 
Monat  vor  Ende  des  Jahres  kundgemacht  werden.  Zugleich  wies 
die  Min.  Bancodeputation  darauf  hin,  dass  es  ihr  bereits  gelungen 
sei,  den  Curs  der  Giropapiere  von  40  auf  über  65^/o  zu  heben,  und 
erklärte  sich  bereit,  diese  Papiere  von  Anfang  1707  an  zu  70"/o 
zu  übernehmen.  Femer  wurde  die  pünktliche  Einhaltung  aller 
übernommenen  Verbindlichkeiten  zugesagt.  Endlich  wurden  Pächtern 
der  Bankgefälle  und  allen  sonstigen  Schuldnern  der  Bank  frei- 
gestellt, ihre  Zahlungen  in  Giropapieren  zum  Curse  von  6ö,  bezw. 
70  ^/ot  eventuell  nach  Massgabe  der  Stomirungsvorschrift  zu  leisten. 

Anfangs  December  1706  war  der  Curs  der  Giropapiere  schon 
auf  80 ^/o  gestiegen^). 

Das  Ergebnis  der  vorstehend  dargestellten  Entwickelung  lässt 
sich  dahin  zusammenfassen,  dass  die  Stadtbank  schon  im  ersten 
Jahre  ihres  Bestandes  für  die  Ueberweisung  und  Einlösung  von 
Giroposten  allmählich  immer  günstigere  Bedingungen  gewährt« 
und  hiedurch  den  Werth  der  Giropapiere  von  30  bis  40  anf 
65  bis  70%  und  darüber  hob. 

Der  Umsatz  von  Giroposten  (die  Girirung)  belief  sich  im 
Monate  durchschnittlich  auf  eine  Million  Gulden,  was  als  ein  Beweis 
von  der  steigenden  Beliebtheit  dieser  Papiere  angesehen  wurde*). 
Schon  mit  Edict  vom  2.  August  1706  musste,  um  die  zur  Ab- 
wickelung der  anderen  Geschäfte  erforderliche  Zeit  zu  gewinnen, 
die  Bancobuchhalterei  angewiesen  werden,  an  Sonn-  und  Feiertagen, 
femer  an  Mittwochen  und  Samstagen  die  Anmeldung  von  Girimngen 
nicht  entgegenzunehmen. 

Der  Vorgang  bei  der  Ueberweisung  von  Giroposten 
bestand  darin,   dass  die  Min.  Bancodeputation  den  Wiener  Stadt* 


^)  Der  Unterschied  zwischen  der  ersten  und  dritten  Tilguigsart  liegt  dtfin. 
dass  erstere  das  ganze,  auf  mehrere  Jahre  repartirte  Capital,  letstei«  die  in 
einzelnen  Jahren  fällig  werdenden  Raten  betrifft. 

2)  Bancalref.  vom  9.  December  1706. 

»)  Bancalref.  vom  9.  December  1706. 
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magistxat  anwies,  die  betreffende  Post  in  Capital  und  Zinsen  aus 
den  ihm  eingeräumten  Bancogefällen  zu  bezahlen  und  die  erforderliche 
Amtsobligation  dafüi*  ausfertigen  zu  lassen,  wogegen  der  Giroextract 
einzuziehen  war.  Ebenso  wurden  auch  bei  der  üeberweisung 
von  Staatsschuldposten  an  die  Bank  die  kaiserlichen  Obligationen 
oder  Zahlamtsquittungen  eingezogen.  Der  Betrag  der  zu  bezahlen- 
den Zinsen  wurde  in  der  Obligation  mit  der  betreffenden  Capitalsrate 
zusammengezogen  und  somit  der  Oesammtbetrag  jeder  einzelnen 
Rate  ziffermässig  angegeben. 

Ausnahmsweise  wui'den  Giroposten,  anstatt  durch  die 
Stadtbank,  dui*ch  die  Hofkammer  zur  Zahlung  übernommen, 
und  zwar  sogar  zum  vollen  Nennwerthe.  Da  Letzteres  eine  besondere 
Begünstigung  war,  musste  sich  der  Gläubiger  dafür  zu  einer  ent- 
sprechenden Gegenleistung  herbeilassen,  beispielsweise  zum  Verzichte 
auf  die  Verzinsung  gleichzeitiger  neuer  Darlehen^). 

Andererseits  wurden  aber  nicht  selten  auch  nach  Errichtung 
der  Stadtbank  noch  Staatsgläubiger  mit  ihrer  Einwilligung  auf 
die  Girobank  überwiesen*).  Cameralschuldforderungen,  welche 
nur  einen  Verzinsungsanspruch  gewährten,  nämlich  jene  aus 
Stiftungs-  und  anderen  still  liegenden  Capitalien,  wurden,  sofern  sie 
auf  den  der  Stadtbank  übergebenen  Gefallen  hafteten,  stets  auf  die 
Girobank  übertragen^).  Bei  rückzahlbaren  Staatsschulden  erfolgte 
die  Üeberweisung  ausnahmsweise  in  einem  das  Schuldcapital  über- 
steigendem Betrage^),  in  Berücksichtigung  des  relativen  Verkehrs- 
verthes  der  betreffenden  Schuldurkunden  und  der  Girobankpapiere. 

4.  Brhöhimg  der  Bankdotation  1707  und  1708. 

Wie  schon  aus  dem  raschen  Steigen  des  Gurses  der  Giropapiere 
erhellt,  war  der  Credit  der  Stadtbank  im  ersten  Halbjahre  ihres 
Bestandes  ein  verhältnismässig  günstiger.    Dies  erklärt  es  auch, 


')  H.  F.  A.  vom  2.  April  1706. 
«)  H.  F.  A.  vom  10.  Juli  1706. 

*)  So  z.  B.  eine  ursprünglich  theils  auf  dem  Handgrafenanite,  thcils  auf 
\  der  Bothenthuimmant  sichergesteUtc  Forderung  der  Carmeliter  von  196.000  fl. 
\  (B.  A.  y.  15.  Febr.  1707).  Allerdings  kam  auch  bei  solchen  Giroposten  eine  nach- 
trägliche Ueberweisang  an  die  Stadtbank  vor,  bezw.  die  Umwandlung  in  ein 
rtckzahlbares  Capital  (z.  B.  B.  A.  v.  8.  Febr.  1708). 

*)  So  wurde  der  Wechsler  Bertermann  für  eine  Cameralschuldpost  von 
362.923  fl.,  die  er  im  Cessionswege  billig  erworben  hatte,  mit  400.000  fl.  auf 
*e  Girobank  überwiesen  (H.  F.  A.  v.  8.  Febr.  1707). 
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Capital  und  Zinsen  80,  um  2  Jahre  78^/o  u.  s.  w.,  für  jedes  weitere 
Jahr  um  2^/o  weniger,  bei  sofortiger  Bezahlung  von  auf  15  Jahre 
angewiesenen  Posten  daher  52^^  erhalten^).  Wer  nur  die  Ver- 
kürzung um  einige  Monate  wollte,  hatte  sich  für  jeden  Monat 
1^/4^/0  abziehen  zu  lassen. 

Alle  diese  Begünstigungen  sollten  vorläufig  für  die  Jahre  1706 
und  1707  gelten,  etwaige  Aenderungen  aber  künftig  mindestens  einen 
Monat  vor  Ende  des  Jahres  kundgemacht  werden.  Zugleich  wies 
die  ^lin.  Bancodeputation  darauf  hin,  dass  es  ihr  bereits  gelungen 
sei,  den  Curs  der  Giropapiere  von  40  auf  über  65^/o  zu  heben,  und 
erklärte  sich  bereit,  diese  Papiere  von  Anfang  1707  an  zu  70"/., 
zu  übernehmen.  Femer  wurde  die  pünktliche  Einhaltung  aller 
übernommenen  Verbindlichkeiten  zugesagt.  Endlich  wurden  Pächtern 
der  Bankgefälle  und  allen  sonstigen  Schuldnern  der  Bank  frei- 
gestellt, ihre  Zahlungen  in  Giropapieren  zum  Curse  von  65,  bezw. 
70^/0,  eventuell  nach  Massgabe  der  Stomirungsvorschrift  zu  leisten 

Anfangs  December  1706  war  der  Curs  der  Giropapiere  schon 
auf  807o  gestiegen^). 

Das  Ergebnis  der  vorstehend  dargestellten  Entwickelung  lässt 
sich  dahin  zusammenfassen,  dass  die  Stadtbank  schon  im  ersten 
Jahi*e  ihres  Bestandes  für  die  Ueberweisung  und  Einlösung  von 
Giroposten  allmählich  immer  günstigere  Bedingungen  gewährte 
und  hiedurch  den  Werth  der  Giropapiere  von  30  bis  40  anf 
65  bis  70%  und  darüber  hob. 

Der  Umsatz  von  Giroposten  (die  Girirung)  belief  sich  im 
Monate  durchschnittlich  auf  eine  Million  Gulden,  was  als  ein  Beweis 
von  der  steigenden  Beliebtheit  dieser  Papiere  angesehen  wurde*). 
Schon  mit  Edict  vom  2.  August  1706  musste,  um  die  zur  Ab- 
wickelung der  anderen  Geschäfte  erforderliche  Zeit  zu  gewinnen, 
die  Bancobuchhalterei  angewiesen  werden,  an  Sonn-  und  Feiertagen,  . 
femer  an  Mittwochen  und  Samstagen  die  Anmeldung  von  Girimngen 
nicht  entgegenzunehmen. 

Der  Vorgang  bei  der  Ueberweisung  von  Giroposten 
bestand  darin,   dass  die  Min.  Bancodeputation  den  Wiener  Stadt- 


*)  Der  Unterschied  zwischen  der  ersten  und  dritten  Tilgungsart  liegt  darin 
dass  erstere  dos  ganze,  auf  mehrere  Jahre  repartirte  Capital,  letztere  die  ib  do^i 
einzelnen  Jahren  fäUig  werdenden  Raten  hetrifft. 

*)  Bancalref.  vom  9.  Decemher  1706. 

3)  Bancalref.  vom  9.  Decemher  1706. 
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magistrat  anwies,  die  betreffende  Post  in  Capital  und  Zinsen  aus 
den  ihm  eingeräumten  Bancogefallen  zu  bezahlen  und  die  erforderliche 
Amtsobligation  dafür  ausfertigen  zu  lassen,  wogegen  der  Giroextract 
einzuziehen  war.  Ebenso  wurden  auch  bei  der  Ueberweisung 
von  Staatsschuldposten  an  die  Bank  die  kaiserlichen  Obligationen 
oder  Zahlamtsquittungen  eingezogen.  Der  Betrag  der  zu  bezahlen- 
den Zinsen  wurde  in  der  Obligation  mit  der  betreffenden  Capitalsrate 
zusammengezogen  und  somit  der  Gesammtbetrag  jeder  einzelnen 
Bäte  ziffermässig  angegeben. 

Ausnahmsweise  wui*den  Giroposten,  anstatt  durch  die 
Stadtbank,  dui*ch  die  Hofkammer  zur  Zahlung  übernommen, 
und  zwar  sogar  zum  vollen  Nennwerthe.  Da  Letzteres  eine  besondere 
Begünstigung  war,  musste  sich  der  Gläubiger  dafür  zu  einer  ent- 
sprechenden Gegenleistung  herbeilassen,  beispielsweise  zum  Verzichte 
auf  die  Verzinsung  gleichzeitiger  neuer  Darlehen^). 

Andererseits  wurden  aber  nicht  selten  auch  nach  Eirichtung 
der  Stadtbank  noch  Staatsgläubiger  mit  ihrer  Einwilligung  auf 
die  Girobank  tiberwiesen*).  Cameralschuldforderungen,  welche 
nur  einen  Verzinsungsanspruch  gewährten,  nämlich  jene  aus 
Stiftnngs-  und  anderen  still  liegenden  Capitalien,  wurden,  sofern  sie 
auf  den  der  Stadtbank  übergebenen  Gefallen  hafteten,  stets  auf  die 
Girobank  übertragen*).  Bei  rückzahlbaren  Staatsschulden  erfolgte 
die  Ueberweisung  ausnahmsweise  in  einem  das  Schuldcapital  über- 
steigendem Betrage*),  in  Berücksichtigung  des  relativen  Verkehrs- 
werthes  der  betreffenden  Schuldurkunden  und  der  Girobankpapiere. 

4.  Erhöhung  der  Bankdotation  1707  und  1708. 

Wie  schon  aus  dem  raschen  Steigen  des  Curses  der  Giropapiere 
erhellt,  war  der  Credit  der  Stadtbank  im  ersten  Halbjahre  ihi*es 
Bestandes  ein  verhältnismässig  günstiger.    Dies  erklärt  es  auch, 


*)  H.  F.  A.  vom  2.  April  1706. 

*)  H.  F.  A.  vom  10.  JuU  1706. 

*)  So  z.  B.  eine  ursprünglich  thclLs  auf  dem  Handgrafenanite,  thcils  auf 
to  Bothenthurmmaut  sichergesteUte  Forderung  der  Carmeliter  von  196.000  fl. 
(B.  A.  Y.  15.  Febr.  1707).  Allerdings  kam  auch  bei  solchen  Giroposten  eine  nach- 
ti&gUche  Ueberweisung  an  die  Stadtbank  vor,  bezw.  die  Umwandlung  in  ein 
rtckzahlbares  Capital  (z.  B.  B.  A.  v.  8.  Febr.  1708). 

*)  So  wurde  der  Wechsler  Bertermann  für  eine  Cameralschuldpost  von 
362.923  fl.,  die  er  im  Cessionswege  billig  erworben  hatte,  mit  400.000  fl.  auf 
^^  Girobank  überwiesen  (H.  F.  A.  v.  8.  Febr.  1707). 
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dass  Graf  Weltz,  welcher  augenscheinlich  nur  die  augenblicklichen 
Verhältnisse  in  Betracht  zog,  in  seinem  Referate  vom  3.  September  ITOG 
hinsichtlich  der  Zukunft  der  Anstalt  die  überschwänglichsten  Hoff- 
nungen aussprach.  Vorausgesetzt,  dass  die  Bankgefälle  einen  hin- 
länglichen Ertrag  abwerfen,  werde  der  Curs  der  Giropapiere  bald 
dem  Nennwerthe  gleichkommen;  es  sei  daher  vorauszusehen,  dass 
diese  Papiere  wie  Bargeld  umlaufen  würden.  Hiedurch  werde  die 
Zinsenzahlung  von  selbst  aufhören,  (man  dachte  offenbar  wieder  an 
eine  Art  Papiergeld),  ausländisches  Capital  zu  nur  5®/©  in  die  Bank 
strömen,  und  das  Aerar  in  die  Lage  versetzt  werden,  sich  der 
Bankfonde  im  Nothfalle  zu  bedienen. 

Es  stellte  sich  jedoch  bald  heraus,  dass  die  Bankleitung  in 
dem  Bestreben,  die  Zinsenlast  der  Girobank  zu  reduciren,  und  den 
Cui's  ihrer  Papiere  zu  heben,  Fehler  begangen  hatte,  welche  den 
Aufschwung  der  neuen  Anstalt  lähmen  mussten. 

Der  Vortheil  der  Capitalsnacblässe,  gegen  welche  die  Girobank- 
gläubiger bei  der  Ueberweisung  auf  die  Stadtbank  günstigere 
Zahlungsbedingungen  erhielten,  wurde  nämlich  durch  die  meist  sebr 
bedeutende  Verkürzung  der  Zahlungsfristen  insofern  mehr  als 
aufgewogen,  als  letztere  die  Einhaltung  der  Fälligkeitstermine  im 
hohen  Grade  erschwerte. 

Die  Barzuschüsse,  mit  Hilfe  welcher  die  Min.  Banco- 
deputation  die  erforderlichen  Geldmittel  zu  beschaffen  gedachte, 
scheinen  anfangs  nicht  in  dem  erwarteten  Umfange  eingeflossen  za 
sein.  Darauf  deutet  der  Umstand,  dass  man  später  günstigere 
Bedingungen  hiefür  gewährte.  Diese  Zuschussgeschäfte,  welche 
man,  —  wie  später  ähnliche  Operationen  der  Bankalität,  —  als 
Negotien  bezeichnete,  widersprachen  dem  Geiste  der  Bankstatuten, 
da  hienach  die  Giroposten,  wie  überhaupt  alle  Bankschulden  in 
15  Jahresraten  bezahlt  werden  sollten^).  Abgesehen  hievon  halfen 
solche  Mittel  zwar  für  den  Augenblick,  wurden  aber  ihrerseits 
wieder  eine  Quelle  neuer  Verlegenheiten.  Die  für  diese  Geschäfte 
im  Edicte  vom  3.  November  1706  aufgestellten  Bedingungen  waren 
nämlich  so  beschaffen,  dass  sich  hienach  bei  Zuschüssen  auf 
kurze  Frist  thatsächlich  eine  weit  höhere  Capitalsverzinsung  ergab, 
als  bei  solchen,  die  erst  nach  längerer  Zeit  rückzahlbar  sein  sollten-)- 

^)  Ref.  d.  Min.  Bancodeputation  vom  8.  Mai  1723  (Banco-Sammelband)  ua 
vom  29.  September  1727  (ebenda). 

*)  Wenn  nämlich  der  aus  der  Nachlassscala  resultirende  Capitalswerth  eii^ 
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Da  es  den  Gläubigem  somit  vortlieilhaft  erscheinen  musstej  sich 
nur  auf  kurze  Fristen  einzulassen,  wurde  ein  grosser  Theil  der 
Zuschüsse  schon  Ende  1707  zur  Rückzahlung  fäUig,  was  die  Lage 
der  Bank  bald  sehr  bedenklich  gestaltete. 

Dabei  kam  der  Gewinn  aus  diesen  Geschäften  und  die  Ab- 
kürzung der  Zahlungsfristen  gi'össtentheils  Leuten  zu  Gute,  welche 
die  Girobankpapiere  zum  Curse  von  40  bis  60^/^  gekauft  hatten^). 

Die  gedachten  Creditsoperationen  hatten  die  Verbindlichkeiten 
der  Stadtbank  so  sehr  erhäht,  dass  der  Ertrag  der  Bankgefalle 
nicht  hinreichen  konnte,  um  die  in  den  nächsten  Jahren  fällig- 
werdenden bedeutenden  Zahlungen  zu  bestreiten.  Dazu  kam  noch 
der  Umstand,  dass  die  Bank  in  den  ersten  neun  Monaten  ihres 
Bestandes  schon  300.000  fl.  dem  Aerar  für  Kriegszwecke  bar  vor- 
geschossen hatte,  abgesehen  von  anderwärtiger  Benützung  ihres 
Credites  zur  Bedeckung  des  Kriegserfordernisses.  Diese  statuten- 
widrige Schwächung  des  Cassastandes  war  um  so  bedenklicher,  als 
von  den  ursprünglich  auf  der  Girobank  und  auf  den  übernommenen 
Gefällen  haftenden,  nunmehr  die  Stadtbank  belastenden  Schulden 
von  zusammen  8  Millionen  zur  selben  Zeit  schon  ein  Capital  von 
2.683.515  fl.  mit  grossentheils  sehr  kurzen  Zahlungsfristen  auf  die 
Stadtbankgefälle  überwiesen  worden  war^),  —  eine  Schuldenlast, 
die  sich  durch  die  ziffermässig  nicht  bekannten  Zuschüsse  und 
anderwärtigen  neuen  Darlehen  noch  bedeutend  vermehrte.  Ueber- 
dies  war  vorauszusehen,  dass  in  Folge  des  Edictes  vom  3.  November 
1706  ein  grosser  Theil  der  Bankgefalle  nicht  bar,  sondern  in 
Bankpapieren  erlegt  werden  würde. 

Die  Ministerialbancodeputation  musste  daher  bald  nach  der 
üebergabe  der  Rothenthurm-  und  Tabormaut- Gefälle  eine  aber- 
malige Erhöhung  der  Dotation  in  Erwägung  ziehen. 

Zunächst  einigte  sie  sich  mit  der  Hofkammer  dahin,  dass  das 
Umgeld  in  Wien  und  im  Bezirke  unterm  Gebirg  von  Wien^)  der 

Giropost  zu  Grunde  gelegt  wird,  ergibt  sich  nach  der  Znschussscala  (s.  oben  S.  227) 
für  einen  Zuschoss  bei  Rückzahlung  nach  einem  Jahre  eine  Verzinsung  von 
l^-,a^/o,  nach  2  Jahren  von  12 Va*  Da<*h  3  von  14*  3,  nach  4  von  ISVsi  ^^^  ^ 
von  12  Vs  (u.  8.  w.  abnehmend),  nach  10  Jahren  von  10  Percent. 

*)  Reflexiones  über  den  Wiener  Stadt-Banco,  vom  7.  April  1708,  ohne  Unter- 
schrift (Beüage  z.  H.  F.  A.  v.  17.  Aug.  1705). 

*)  Bancalref.  vom  9.  December  1706. 

*)  Das  Umgeld  (Ohmgeld)  war  eine,  schon  seit  dem  14.  Jahrhunderte  be- 
stehende Abgabe  von  allen  verkäuflichen  Getränken.    Der  Bezirk  „unterm  Gebirg 
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Bank  mit  allen  Rechten  und  Lasten  vom  1.  Mai  1707  auf  15  Jahre 
überlassen  werde,  was  der  Kaiser  Ende  1706  genehmigte. 

Das  Umgeld  in  Wien  befand  sich  seit  1642  im  Pfandbesitze 
der  Stadt,  welche  aus  diesem  Anlasse  1707  noch  200.152  fl.  zu 
fordern  hatte.  Diese  Schuld  sollte  nun  aus  der  Stadtbank  in 
15  Jahren  abgestattet  und  das  Umgeld  hiezu  als  Zahlungsfond 
gewidmet  werden^).  Das  Umgeld  unterm  Gebirg  von  Wien  war 
dem  Wiener  JesuitencoUeg  um  9000  fl.  verpfändet;  die  Aufkündigung 
dieses  Capitals  wurde  noch  1706  eingeleitet-}.  Die  wirkliche  Ueber- 
nahme  des  Umgeldes  unterblieb  jedoch*),  wahrscheinlich  in  Folge 
von  Einlüsungsschwierigkeiten. 

Inzwischen  waren  die  auf  den  früher  aufgenommenen  (JefäUen 
haftenden  Schulden  von  rund  2  Millionen  Gulden  am  12.  März  1707 
bereits  vollständig  an  die  Stadtbank  zur  Zahlung  überwiesen  worden. 
Da  sonach  neue  Verbindlichkeiten  statutengemäss  nur  gegen  Ein- 
räumung weiterer  Fonde  übernommen  werden  konnten,  drang  die 
Min.  Bancodeputation  auf  abermalige  Dotationserhöhung*).  Schon 
vorher  hatte  Kaiser  Josef  I.  über  ihren  Antrag  angeordnet,  dasj», 
um  behufs  Eintreibung  der  Bankgefälle  den  wirksamen  Beistand 
der  politischen  und  Militärbehörden  zu  sichern,  den  Sitzungen  der 
Min.  Bancodeputation  nach  Beschaffenheit  der  Sache  auch  die  Hof- 
kanzleien  und  der  Hofkriegsrath  beizuziehen  seien*). 

Die  obgedachten  Anregungen  blieben  insofern  nicht  erfolglos, 
als  der  Bank  in  den  Jahren  1707  und  1708  noch  eine  Reihe  neuer 
Gefalle  eingeräumt  wurde. 

Die  erste  dieser  Vereinbarungen,  nämlich  der  zwischen  der 
niederösterreichischen  Regierung  und  der  Ministerial-Bancodeputation 
geschlossene  Contract  vom  31.  December  1706®)  betraf  den  seit 
1698  bestehenden  Brenn-  und  Bauholzaufschlag  in  Wien, 
Klosterneuburg,  Korueubui'g   und  Stockerau,  dessen  Ertrag  schon 


von  Wien^  umfasst  die  UmgebuDg  Wiens  auf  der  Südseite  der  Donau  (s.  Mes- 
nier  S.  119  ff.). 

^)  B.  A.  vom  15.  März,  30.  September  und  12.  December  1707. 

-)  B.  A.  vom  10.  November  1706. 

*)  Das  Umgeld  konunt  ini  Ausweise  über  den  Ertrag  der  BancogefäUc  für 
1707  und  1708  (B.  A.  v.  29.  Jänner  1710)  nicht  vor. 

*)  B.  A.  vom  12.  und  31.  März  1707. 

^)  Bancalref.  vom  9.  December  1706  und  kaiserl.  Resolution  hierüber. 

•;  Recessenfascikel  B,  Nr.  654. 
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Kaiser  Leopold  dem  neuen  Wiener  Armenhause  in  der  Alser- 
strasse   gewidmet  hatte.     Die  Armenhausverwaltung  beabsichtigte 
nämlich  ein  Versatzamt  (Mons  pius)  und  ein  Fragamt  (Auskuufts- 
bureau  über  Verkaufeoflferten  u.  dgl.)  zu  enichten,  eine  Absicht, 
welche  mit  kaiserlichem  Patente  vom  14.  März  1707^)  zur  Aus- 
führung kam.    Behufs  Beschafinng  der  hiezu  erforderlichen  Geld- 
mittel wurde  der  Holzaufschlag  mit  dem  obengedachten  Contracte 
mit  allen  Hechten  und  Lasten  der  Stadtbank  käuflich  überlassen. 
Der  Kaufpreis  sollte  in  dem  zu  5^!^  capitalisirten,  nach  Abzug  der 
Eiubringungskosten  von  1892  fl.  erübrigenden  Durchschnittsertrage 
der  nächsten  6  Jahre  bestehen,  vorläufig  aber  auf  Abschlag  des- 
selben der  Betrag  von  400.000  fl.  in  5®/oigen,  binnen  längstens 
15  Jahren  in  Monatsraten  rückzahlbaren  Stadtbank -Anweisungen 
erlegt  werden.    Nach  Ablauf  der  ersten  6  Jahre  sei  ein  allfalliger 
£rtragsüberschuss  zu  diesem  Betrage  hinzuzufligen,  der  etwaige 
Abgang  aber  abzuziehen.   Dem  Armenhause  verbleibe  der  Aufschlag 
bis  zur  völligen  Bezahlung  des  Kaufpreises  als  Realhypothek  ver- 
schrieben, und  zwar  mit  dem  Compossessrechte.    Letzteres  höre  auf, 
wenn  nach  Ablauf  der  ersten  6  Jahre  der  Rest  des  Capitals  bar 
oder  in  Stadtbankobligationen  erlegt  sein  werde.  Falls  die  Zahlungs- 
termine nicht  eingehalten,  oder  die  Stadtbankgefälle  der  Verwaltung 
der  Stadt  Wien  entzogen  würden,  erlösche  der  Contract,  und  sei 
der  Holzaufschlag  dann  der  niederösterreichischen  Regierung  wieder 
zurückzugeben.    Wegen  etwaiger  Erhöhung  des  Gefallsertrages  sei 
von   beiden    Contrahenten    unter    Zuziehuug    des    Wiener    Stadt- 
oiagistrates  zu  verhandeln. 

Wie  aus  den  vorstehenden  Vertragsbedingungen  erhellt,  konnte 

die  Min.  Bancodeputation  für  die  nächsten  Jahre  auf  einen  directen 

Gewinn  aus  dem  Holzaufschlage  nicht  rechnen.    Der  unmittelbare 

Vortheil  der  Uebemahme  dieses  Fondes  bestand  daher  eigentlich 

nnr  in  der  Hofihung,  den  Ertrag  des  Gefälles  in  Zukunft  zu  heben. 

Üebrigens  scheint  dem  Geschäfte  insbesondere  die  Absicht  zu  Grunde 

gelegen  zu  sein,   das  neuerrichtete  Versatz-  und  Fragamt  als 

Organ  zur  Einlösung  der  Girobankpapiere  zu  benützen.    Die  Min. 

Bancodeputation  ertheite  dem  Armenhause  nämlich  mit  Verordnung 

^om  4.  Februar  1707   auf  15  Jahre   die  Erlaubnis,  jene  Papiere 


']  Cod.  Aiujtr.  ni,  S.  Ö31. 
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mittelst  des  Versatzamtes  im  Namen  und  für  Rechnung  der  Stadt- 
bank gegen  eine  Provision  von  1  ^/ ^  einzulösen  ^). 

Der  Holzaufschlag  befand  sich  indes  nicht  lange  im  Besitze 
der  Stadtbank.    Schon  mit  Contract  vom  31.  December  1708*),  also 
nach  2  Jahren,  wurde  dei*selbe  nämlich  wieder  dem  Armenhause 
zurückgegeben,  und  zwar  mit  der  Wirkung  vom  1.  Jänner  1709  an. 
Die  Stadtbank  hatte  bis  dahin  an  auf  dem  Holzaufschlage  haftenden 
Zahlungen  für  Gehalte,  Stiftungen  und  Almosen  96.432  fi.  bestritten, 
wovon  das  Armenhaus  26.393  fl.  als  Uebergenuss  mit  6%  Zinsen 
vom  Tage  der  Rückübemahme  an  zurückzahlen  sollte.  Dagegen  ver- 
pflichtete sich  die  Bank,  dem  Armenhause  gewisse  Almosengelder 
von  51.000  fl.  in  Quartalsraten  zu  1500  fl.  zu  bezahlen,  ferner  die 
dem  Armenhause  durch  Kaiser  Leopold  bewilligte  Jahresrente  von 
6000  fl.  mit   100.000  fl.  zu  capitalisiren,  und  dieses  Capital  von 
1722  an  mit  8  Quartalsraten  zu  bezahlen,  bis  dahin  aber  mit  B^;, 
zu  verzinsen.     Hierüber  sei  dem  Armenhause  eine  auf  die  Stadt 
Wien  selbst  lautende  Obligation  auszufolgen.  Hinsichtlich  der  durch 
das  Versatzamt  eingelösten  Giroposten  solle  das  Armenhaus  wie 
jeder  andere  Inhaber  solcher  Papiere  behandelt  werden. 

Der  eigentlich  zur  Rothenthuimmaut  gehörige  Papieraufschlag 
wurde  der  Stadtbank  mit  1.  Jänner  1707  übergeben*). 

Der  schon  ursprünglich  als  Bankdotation  in  Aussicht  genommene 
Mehlaufschlag  in  Wien  wurde  der  Bank  von  der  niederöster- 
reichischen Regierung  mit  Contract  vom  2.  Jänner  1707  übergeben, 
jedoch  nur  pachtweise.  Hiemit  übernahm  die  Bank  die  Verpflich- 
tung, aus  dem  Ertrage  dieses  Gefalls  monatlich  3000  fl.  an  da» 
kaiserliche  geheime  Kammerzahlamt  abzuführen  und  überdies  die 
hievon  bisher  bestrittenen  Gehaltszulagen  der  niederösterreichischßü 
Regierungsbeamten  von  jährlich  21.192  fl.  zu  bezahlen,  während  der 
Ueberschuss  zur  Verfügung  der  Min.  Bancodeputation  stehen  soDte. 
Jedoch  hatte  der  Mehlaufschlag  ein  Gefall  der  niederösterreichischen 
Regierung  zu  verbleiben,  letztere  daher  die  diesfäUige  Gebanintr 
des  Stadtmagistrates  zu  überwachen.  Ueber  etwaige  Aenderungea 
sei  im  Einvernehmen  mit  dem  Magistrate  zu  berathen.  Der  Con- 
tract solle  3  Jahre  dauern,  und  hierauf,  wenn  nicht  vierte^ährig^ 


»)  B.  A.  vom  4.  Februar,  14.  März,  o.  April,  17.  Mai,  4.  Juni  und  28.  Sep- 
tember 1707. 

2)  Fascikel  Bancalreeesse  Nr.  1. 

3)  B.  A.  vom  10.  Februar  1707. 
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Kündigung  erfolge,  wieder  auf  3  Jahre  verlängert  werden.     Bei 
Nichteinhaltung  der  Gehaltsraten  falle  das  Gefall  an  die  Regierung 
zurück.  Im  Falle  der  Aufhebung  der  Bank  oder  ihrer  städtischen  Ver- 
waltung verbleibe  der  Gefallsüberschuss  zur  Verfügung  des  Kaisers^). 
Mit  Contract  vom  22.  September  1707  wurden  der  Stadtbank 
die  Illuminations-  und  die  Wasserbaugefälle  in  Wien^)  in 
Folge  Ah.  EntSchliessung  vom  December    1706   mit  allen  Lasten 
auf  3  Jahre  eingeräumt,  insbesondere  mit  der  Verpflichtung,  die 
Beleuchtung  der  Stadt  und  die  Wasserbaukosten  hievon  zu  bestreiten, 
und  mit  dem  Beisatze,  dass  der  Vertrag,  wenn  er  nicht  im  letzten 
Quartale  gekündigt  würde,  als  auf  weitere  drei  Jahre  verlängert 
zu   betrachten  sei.    Bezüglich  der  lUuminationsgefäUe  wurde  zu- 
gleich vereinbart,  dass  die  hierauf  sichergestellte,  schon  Ende  1706 
zur  statutenmässigen  Abstattung  an  die  Stadtbank  assignirte  Forde- 
rung der  Stadt  Wien  von  152.516   fl.  durch   das  Aerar  im  Falle 
der  Rückübemahme  der  Gefälle  wieder  übernommen  werden  solle. 
Im  Jahre   1711   wurde   der   Vertrag  seitens  der  Bank  gekündet, 
worauf  die  niederösterreichische  Regierung  die  Gefalle  zurücküber- 
nahm, jedoch  mit  der  Bedingung,  dass  die  Bank,  welcher  der  üeber- 
Bchuss  dieser  Gefälle  wegen  ihrer  darauf  geleisteten  Darlehen  zu- 
komme, einen  Compossessor  zu  halten  befugt  sein  soUe.  Die  Gefalle 
trugen  gegen  1718  jährlich  41.000  fl.,  doch  hatte  die  niederöster- 
reichische Regierung  so  viele  Ausgaben  hievon  zu  bestreiten,  dass 
von  der   obenerwähnten  Forderung    der  Stadt  Wien    1724   noch 
U7.025  fl.  aushafteten,  welche  dann  zur  Zahlung  auf  die  Stadtbank 
überwiesen  wurden*).  Gleichzeitig  mit  den  Illuminations-  und  Wasser- 
baugefäUen  war  auch  der  Mehlaufschlag  seitens  der  Min.  Banco- 
deputation  gekündet  worden. 

')  Bancalref.  vom  6.  Aug:u8t  1707,  Banc.  A.  vom  28.  December  1706,  16. 
nnd  23.  Februar  1707,  Contract  im  Rece^ssenfascikel  B,  Nr.  655. 

^)  Die  sogpnaimten  Illuminationsgefälle,  deren  Ertrag  zur  Bestreitung 
der  Kosten  der  Beleuchtung  Wiens  bestimmt  war,  waren  die  Aufschläge  auf  Be- 
lenchtungsmaterialien  und  auf  den  ausserhalb  Niederösterreichs  erzeugten  Wein; 
die  Wasserbaugefälle,  welche  zur  Erhaltung  des  Wiener  Donaucanals  ein- 
gehoben wurden,  waren  der  Zillenaufschlag,  der  Rossgroschen  und  der  Inslicht- 
^assergebäu-AufBchlag.  S.  den  Contract  im  Recessenfascikel  B  des  Fin.  Arch. 
<'^>.  667). 

')  Bancalref.  vom  6.  August  1707,  12.  August  1718  und  2.  März  1724.  B.  A. 
^offl  29,  December  1706,  vom  14.  April  und  7.  Mai  1708,  23.  Juü  1711.  12.  Mai 
^'^^-  Hofkammer-Ref.  vom  6.  August  1718  bei  den  undatirten  Bancalref.  Nr.  173. 
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Ausser  den  erwähnten  Gefällen  wurde  im  Jahre  1707  noch 
der  Grenz-Weinaufschlag,  welcher  von  dem  in  den  Vierteln 
ober  und  unter  dem  Manhardsberge  erzeugten  Weine  bei  der  Aus- 
fuhr aus  Niederösterreich  zu  entrichten  war,  dei*  Stadtbank  über- 
lassen, und  zwar  in  Folge  Ah.  Resolution  vom  1.  März.  Nachdem 
dieses  Gefäll  dem  Fürsten  Schwai*zenberg  vei'pfändet  war,  übernahm 
die  Bank  die  Verpflichtung,  aus  dem  Eiirage  desselben  vorerst  die 
bezügliche  Pfandforderung  von  91.669  fl.  sammt  laufenden  Zinsen, 
und  zwar  zu  6^/o  zu  bezahlen,  bis  dahin  aber  dem  Pfandgläubiger 
den  Mitbesitz  zu  gestatten.  Die  thatsächliche  Uebergabe  erfolgte 
erst  im  Herbste  1707 1). 

Femer  wurde  in  demselben  Jahre,  und  zwar  bereits  mit  Ah. 
Resolution  vom  19.  Jänner  beschlossen,  den  Weintaz  in  der  Graf- 
schaft Görz,  welcher  bis  dahin  den  dortigen  Ständen  verpachtet 
war,  nach  Ausgang  der  Pacht,  nämlich  nach  3  Jahren  der  Stadt- 
bank gegen  Abstattung  der  darauf  haftenden  Passiven  zu  überlassen  -)■ 
Thatsächlich  erfolgte  die  Uebergabe  schon  1707. 

Endlich  erging  im  September  1707  auch  der  Auftrag  an  den 
Stadtmagistrat,  das  niederösterreichische  Zimentirungsgefäll  imd 
die  schon  ursprünglich  als  Bankfond  bestimmte  Wiener  Pflaster- 
maut zu  übernehmen,  auf  welch'  letzterer  29.000  fl.  Schulden  hafteten^). 
Doch  scheint  diese  Uebemahme  nicht  stattgefunden  zu  haben*). 

Alle  bisher  erwähnten  Bankfonde  waren  Cameralgefälle.  Mit 
Ah.  EntSchliessung  vom  21.  März  1707  wurde  aber  auch  ein  Theil 
der  Contributionen  der  Bank  gewidmet.  Hienach  sollte  nämlicli 
die  Bank  im  Jahre  1707  für  Armeezwecke  1.500.000  fl.  vorstrecken 
und  hiefiir  vom  nächsten  Jahre  an  auf  15  Jahre  150.000  fl.  aus 
den  ordentlichen  und  ausserordentlichen  Contributionen  der  Erb- 
lande, (ausschliesslich  Tirols  und  Vorderösterreichs)  erhalten,  und 
zwar  nach  einem  bestimmten  Vertheilungsmassstabe*).  Jener  Betrag* 
war  jeweilig  in  Quaitalsraten  an  die  Bank  abzuführen,   mit  Aus- 


*)  B.  A.  vom  1.  März,  4.  August  und  4.  November  1707. 

«)  B.  A.  vom  19.  Jänner,  4.  Februar  und  11.  Mai  1707. 

**)  B.  A.  vom  3.  und  14.  September  1707. 

*)  In  den  B.  A.  findet  sich  keine  Spar  von  der  wirklichen  Uebergabe.  Aucb 
kommen  diese  Gefälle  in  dem  Ausweise  über  den  Ertrag  der  Bankgefälle  von 
1707  und  1708  nicht  vor  (B.  A.  v.  29.  Jänner  1710). 

^)  H.  F.  A.  vom  22.  März  1707.  —  Der  Vertheilung  wurde  der  allgemeine 
Contributionsmassstab  zu  Grunde  gelegt. 
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schluss  jedes  Verbots  \mä>  jeder  sonstigen  Einwendung,  sowie  ohne 
Rücksicht  auf  ältere  Rechte.  Zur  Sicherstellung  der  Bank  war  die 
Zustimmung  der  Stände  iu  dieser  Verfügung  nothwendig.  Dieselben 
machten  diesfalls  yidfdch  Schwierigkeiten,  und  stellten  zum  Theile 
unannehmbare  Bedmgungen.  Die  Min.  Bancodeputation  bestand 
aber  auf  der  unbedingten  Acceptation,  sowie  darauf,  dass  die  Con- 
tributionsquote  jeweilig  aus  den  ersten  zwei  Quartalen  bar  aus- 
geschieden werde  ^).  Die  Hofkammer  disponirte  über  die  von  der 
Bank  übemonunen  IV«  Millionen  theils  direct,  theils  durch  Ueber- 
weisung  von  Staatsschulden  2). 

Der  Eartenappalto,  welcher  in  dem  staatlichen  Monopole 
des  Eartenhandels  bestand,  wurde  der  Stadtbank  im  Jahre  1708 
eingeräumt,  und  zwar  in  Niederösterreich  im  Jänner,  in  den  übrigen 
Kronländem  im  März.  Die  Bank  übernahm  hiefür  die  Verpflichtung, 
zur  Abstattung  der  Forderungen  des  früheren  Pächters  dieses  Gefalls "). 

Die  ursprünglich  auch  als  Bankfond  in  Aussicht  genommenen 
Judentoleranzgelder  wurden  der  Bank  noch  immer  nicht  über- 
geben. 

Der  Werth  der  in  den  Jahren  1707  und  1708  der  Bank 
übergebenen  Fonde  war  zum  grossen  Theile  augenblicklich 
nur  ein  sehr  geringer,  und  lag  wohl  hauptsächlich  in  der  Mög- 
lichkeit einer  Ertragssteigerung. 

Der  Mehlaufschlag,  die  Illuminations-  und  Wasserbaugefälle 
sowie  der  Holzaufschlag  waren  zui-  Bestreitung  der  Kosten  gewisser 
Agenden  der  politischen  Verwaltung  gewidmet,  es  konnte  also  nur 
der  etwaige  Ertragsüberschuss  für  Zwecke  der  Stadtbank  verwendet 
werden.  Ueberdies  wurde  der  Holzaufschlag  schon  mit  Ende  1708 
dem  Armenhause  zurückgegeben.  Der  niederösterreichische  Papier- 
aufschlag war  an  die  Stände,  der  Grenzweinaufschlag  an  den  Fürsten 
Schwarzenberg,  der  Kartenappalto  an  den  früheren  Pächter  Tognana 


>)  H.  F.  A.  vom  22.  März  1707  und  diverse  B.  A.  von  April  bis  Juli  1707. 

^  So  wnrde  auf  Bechnmig  dieses  Guthabens  Lazarus  Hirschl  mit  einer 
Forderung  von  350.000  fl.  sammt  Zinsen  auf  4  Jahre  an  die  Stadtbank  über- 
wiesen, ebenso  Marchese  Lomellini  mit  einar  Cameralforderung  von  70.266  fl. 
und  einem  Zuschüsse  von  20.033  fl.;  s.  B.  A.  vom  23.  April  und  3.  Mai  1707. 
S.  auch  B.  A.  vom  2.  April,  12.  und  21.  Juli,  28.  December  1707,  10.  Juni 
1708  u.  a. 

»)  H.  F.  A.  vom  16.  Jänner,  B.  A.  vom  8.  Februar,  28.  März  und  14.  Juni 
1708  und  29.  Juli  1709.  —  1710  wurde  das  Monopol  aufgehoben,  und  an  dessen 
Steile  ein  Kartenaufschlag  eingeführt  (Ref.  d.  M.  B.  Deput.  v.  20.  Sept.  1710). 
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verpfändet,  und  zwar  waren  die  betreffenden  Schuldposten  so  be- 
deutend, dass  ans  dem  Ertrage  dieser  Geoellle  zunächst  noch  nichts 
für  die  Stadtbank  erübrigte^).  Abge^jr^hen  von  dem  Weintaz  in 
Görz,  der  nur  jährlich  5000  fl.  eintrug,  stand  der  Bank  von  ihren 
neuen  Fonden  vorläufig  also  nur  die  Contributions&JS*iote  von  150.000  fl. 
zur  Verfügung. 

Dagegen  stieg  der  Ertrag  der  älteren  Bankgefälle  und  hiemit 
der  Gesammtertrag  der  Bankfonde  bereits  in  den  ersten  Jahren 
in  erfreulicher  Weise.  Dieser  letztere  wird  fiir  1707  mit  1.865.600  fl., 
für  1708  bereits  mit  1.974.921  fl.  angegeben-).  Nach  einer  anderen 
Angabe  hätte  der  Ertrag  sänmitlicher  Gefälle  beider  Banken  im 
Jahre  1705  573.217  fl.,  1706  1.052.504  fl.,  1707  1.609.254  fl.,  und 
1708  1.703.016  fl.  betragen»). 

Freilich  hatte  auch  die  Belastung  der  Bank  entsprechend 
zugenommen. 

5.  Sonstige  Creditsoperationen  der  Stadtbank  bis  1708. 

Nebst  der  Abwickelung  der  Girobankschulden  oblag  der  Stadt- 
bank bekanntlich  statutengemäss  auch  jene  der  auf  den  über- 
nommenen Cameralgefällen  haftenden  Schulden.  Die  Summe 
dieser  letzteren  belief  sich  bis  Ende  1707  auf  2.592.792  fl.,  wovon 
auf  das  Handgrafenamt  457.237  fl.,  auf  das  eigentlich  auch  zu  diesem 
Amte  gehörige  Biergefälle  144.676  fl.,  auf  die  Rothenthurmmaut 
858.611  fl.,  die  Tabormaut  388.052  fl.,  die  Illuminationsgefalle 
152.516  fl.,  den  Holzaufschlag  500.000  fl.,  den  Papieraufschlag  425001 


*)  Ausweis  über  den  Ertrag  der  Bancogefälle  von  1707  und  1708  in  B.  A. 
vom  29.  Jänner  1710,  femer  B.  A.  vom  26.  September  1712. 

*)  Hiebei  waren  jene  307.000  fl.  eingerechnet,  welche  die  Bank  seit  1707 
jährlich  gegen  Ersatz  aus  laufenden  Staatseinnahmen  vorschoss weise  als  Deputat- 
gelder  für  die  Kaiserin  Witwe  abzuführen  hatte  (s.  unten  Seite  240).  Die 
Handgrafenamtsgefälle,  welche  1706  nur  461.437  fl.  eingebracht  hatten  (s.  Hisc 
camer.  X)  trugen  1707:  ööO.OOO  fl.,  1708:  621.912  fl.,  der  Ertrag  der  Rothen- 
thurmmaut belief  sich  1707  auf  179.000  fl.,  1708  auf  220.751  fl.,  jener  derTaboi- 
maut  auf  55.000  fl.,  beziehungsweise  59.524.  Der  Mehlaufschlag,  dann  die 
Wasserbau-  und  Illuminationsgefälle  trugen  53.700,  beziehungsweise  55.000  IL 
Dagegen  fiel  der  Fleischkreuzer  in  den  Provinzen  von  618.000  fl.  auf  507.300  fl- 
Der  Tabakappalto  war  um  100.000  fl.  (in  Girobankpapioreu  zu  erlegen)  ver- 
pachtet   S.  den  in  vorstehender  Anmerkung  citirten  Ausweis. 

^)  Nr.  2   im   F.  Arch.  Bande  Banco-Institutum   (Acta   misc.  VIII).     Hie^ 
waren  die  kaiserlichen  Deputatgcldcr  nicht  eingerechnet. 
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den  Tabakaufschlag  37.190  fl.  und  den  Görzer  Weintaz  12.000  fl. 
entfielen^).  Die  Passiva  pes  Handgrafenamtes  werden  übrigens  im 
B.  Referate  vom  3.  Sept^Aaber  1706  mit  917.464  fl.  angegeben,  was 
eine  um  rund  300.000  fl.  höhere  Gesammtbelastung  ergeben  würde. 
Diese  Differenz  erk^tErt  sich  dadurch,  dass  die  obige  Gesammtsumme 
nur  jene  Gefällsschulden  betrifft,  die  auf  die  Stadtbank  selbst 
überwiesen  wurden,  nicht  auch  jene,  die  man  wegen  ihrer  Unauf- 
kündbarkeit  auf  die  Girobank  transferirte. 

Bei  der  Ueberweisung  von  Staatsschulden  auf  die  Bank  wurden 
selbstverständlich  die  früheren  Schuldurkunden  eingezogen.  Wenn 
dieselben  nicht  beigebracht  werden  konnten,  wurde  die  betreffende 
Post  vorläufig  mit  dem  Verbote  der  Capitals-  und  Zinsenzahlung  belegt. 
Alle  solche  ehemaligen  Cameralschulden  hätten  durchwegs  in 
15  Jahresraten  abgestossen  werden  sollen.  Jedoch  wurden  hiefür 
schon  von  Anbeginn  an  nicht  selten  bedeutend  kürzere  Zahlungs- 
fristen bewüligt*.) 

Sehr  bald  begann  die  Stadtbank  aber  dem  Aerar  theils  mit 
directen  Vorschüssen,  theils  durch  selbständige  üebernahme 
von  Zahlungsverbindlichkeiten  auszuhelfen. 

Schon  im  ersten  Jahre  ihres  Bestandes  streckte  die  Bank  dem 
Staate  zu  Kriegszwecken  300.000  fl.  bar  vor*). 

Ausserdem  übernahm  die  Min.  Bancodeputation  im  Jahre  1706 

v.J^    die  Verpflichtung,  zur  Disposition   der  Hofkammer  2  Millionen 

zu  bezahlen^).    In  diese  Summe  wurden  wohl  die  meisten  einzelneu 

^•1    Vorschüsse  und  Schuldübemahmen  dieses  Jahres  eingerechnet*);  in 


*)  S.  Ausweis  Nr.  7  in  dem  F.  Arch.  Bande  ^Banco-Institutum"  (Acta 
misc.  Vm). 

•)  So  wurde  z.  B.  der  Director  des  BancocoUegs,  Graf  Weltz,  bald  nach 
Srrichtung  der  Stadtbank  mit  einer  älteren  Forderung  von  125.000  fl.  auf  die 
HandgrafenamtsgeföUe  zur  Zahlung  in  5  Jahresraten  repartirt  (B.  A.  y.  1.  April, 
wid  H.  F.  A.  V.  20.  Mai  1706). 

«)  H.  F.  A.  vom  19.  August  und  1.  November  1706. 

*)  H.  F.  A.  vom  1.  October  1706. 

^)  So  wurden  z.  B.  an  die  Stadtbank  überwiesen:  eine  Forderung  der 
Kaiaerin  Witwe  von  336.076  fl.  aus  Deputatsrtickständen  und  Vorschüssen  her- 
'^nd,  und  das  Heiratsgut  der  Kaiserin,  woran  ihr  nur  die  Nutzniessung  zu- 
stand, letzteres  daher  nur  zur  Verzinsung,  femer  ein  Vorschuss  der  Kaiserin 
^itwe  in  Juwelen  im  Werthe  von  138.600  fl.  (H.  F.  A.  v.  21.  Aug.  u.  9.  Nov. 
1706),  —  sodann  föUige  Forderungen  des  Wechslers  Gamba  und  des  Juden  Simon 
^Hel  von  120.107  und  304.439  fl.,  letztere  gegen  einen  Barzuschuss  von 
^000  fl.  (H.  F.  A.  V.  3.  Juni,  30.  Sept.  und  5.  Oct.  1706),  —  eine  durch  Ces- 
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mehreren  Fällen  wird  dies  ausdrücklich  erklärt.  Immerhin  aber 
übersteigt  die  damalige  Gesammtleistung  aer  Bank  jene  2  Millionen, 
auf  deren  Reclinung  noch  Anfang  1707bc  Zahlungen  übernommen 
wurden^),  um  ein  Bedeutendes.  > 

Im  Jahre  1707  übernahm  die  Bank  die  Zd^iiung  von  IV«  Mil- 
lionen für  das  Aerar,  gegen  Ueberlassung  einer  jährlichen  Con- 
tributionsquote  von  150.000  fl.-).  Der  Erlag  erfolgte  theils  in  Barem, 
theils  durch  Uebernahme  verschiedener  Zahlungen  för  Staatszwecke 
beziehungsweise  durch  Abstattung  von  Staatsschulden,  besonders 
solcher,  die  auf  den  Contributionen  hafteten.  Derartige  Zahlungen 
wurden  aber  keineswegs  sämmtlich  in  die  obige  Summe  eingerechnet. 
Zweifelhaft  erscheint  dies  z.  B.  bezüglich  der  Uebernahme  einer 
Forderung  der  Firma  Gaun  und  Zanchoni  von  144.767  fl.,  femer 
jener  des  Marchese  Lomellini  von  70.266  fl.,  welche  von  dem  nieder- 
österreichischen Salzamte  auf  die  Stadtbank  überwiesen  wurde  und 
einer  Forderung  des  Juden  Hirschl  von  350.000  fl.*). 

Für  die  Uebernahme  einer  Oppenheimer'schen  Forderung  von 
130.000  fl.  wurde  der  Bank  die  Vermögenssteuer  und  das  Contri- 
butionsextraordinarium  Oberösterreichs  von  1707  eingeräumt*). 

Ueberdies  übernahm  die  Bank  1707  die  Verpflichtung,  die 
Deputatgelder  der  Kaiserin  Witwe  von  jährlich  307.000  i 
vorschussweise  abzuführen,  gegen  Einräumung  der  hiezn  gewidmeten 
Quoten  von  Cameralgefallen  ^). 

Die  übernommenen  Schuldposten  wurden  in  der  Regel,  den 
Statuten  gemäss,  auf  15  Jahre  repartirt,  doch  kamen  auch  hier 
zuweilen  Fristen  von  nur  wenigen  Jahren  vor*).  Insbesondere 
wurden  die  auf  die  Bank  assignirten  Forderungen  von  Hofparteien, 
welche  theils  aus  Gehalts-  und  Pensionsrückständen,  theils  ans 
Lieferungen  herrührten,  grösstentheils  auf  5  oder  7  Jahre,  zum 
Theile  aber  auch  auf  1,  2  oder  3  Jahre  assignirt'). 


sion  von  Oppenheimer  erworbenen  Forderung  Michl's  von  Ö04.791  fl.  (H.  F.  A. 
V.  19.  Dccember  1706)  u.  s.  w. 

*)  H.  F.  A.  vom  10.  Februar  1707  u.  a. 

«)  S.  oben  Seite  236. 

3)  H.  F.  A.  vom  19.  Jänner,  28.  März,  1.  April  und  15.  October  1707. 

*)  H.  F.  A.  vom  15.  März  und  dessen  Abänderung  vom  30.  April  1707. 

*)  B.  A.  vom  27.  August  1707,  10.  Jänner  1708  u.  a. 

«)  z.  B.  H.  F.  A.  vom  1.  April  1707. 

^  Die  bezügliche  Assignation    betrug    im  Jahre   1707    rund    824.000 
(H.  F.  A.  V.  20.  Nov.  1706  und  B.  A.  v.  2.  März  1707). 
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Anch  in  Bezug  auf  den  Zinsfuss  wurden  bei  der  Uebemahme 
von  Staatsschulden  die  Statuten  nicht  immer  eingehalten,  indem 
man  anstatt  5^/^  nicht  selten  6^/o  bewilligte^).  Ausnahmsweise 
geschah  dies  selbst  bei  Ueberweisung  von  Giroposten*).  Eine  der- 
artige Statutenverletzung,  welche  später  hinsichtlich  der  Stadtbank- 
capitalien  zur  Regel  wurde,  war  aber  geradezu  unvermeidlich,  da 
es  bei  der  Höhe  des  damaligen  Ma^ktzinsfusses  unmöglich  gewesen 
wäre,  zu  57o  Gteld  aufzutreiben. 

Zu  den  bedeutenden  Creditsleistungen  für  den  Staat  reichte 
der  Ertrag  der  BancogeföUe  selbstverständlich  nicht  hin,  zumal  die 
Bank  durch  die  statutenwidrige  Abkürzung  der  Rückzahlungster- 
mine  für  die  übernommenen  Schulden  ihre  Cassabestände  schon 
anderwärtig  übermässig  in  Anspruch  nahm.  Die  erforderUchen 
Mittel  mussten  daher  zum  grossen  Theile  durch  Aufnahme  von 
Anlehen  beschafft  werden.  Hauptsächlich  geschah  dies  durch 
als  Gegenleistung  für  die  Abkürzung  der  Zahlungsfristen  gewährte 
Zuschuss-Darlehen*);  doch  kamen  sehr  bald,  wenngleich  anfangs 
nur  in  geringem  Umfang,  selbstständige  Darlehen  vor. 

Die    erste   ausdrückliche  Aufforderung   zu    solchen  Darlehen 
findet  sich  im  Edicte  vom  12.  August  1706*).      Hienach  sollten 
den  betreffenden  Darleihern  von  beiden  Präsidenten  der  Min. 
Bancodeputation  unterfertigte  Obligationen  ausgefolgt  wer- 
den, zum  Untei'schiede    von   den,   bei  Uebernahme  von  Schulden 
durch  die  Stadtbank  ausgestellten  Stadt-Banco-Obligationen.    Dies 
prlcisirte    die   Min.   Bancodeputation    in    einer  Verordnung   vom 
25.  August  1706  dahin,  dass  bei  neuen  Darlehen  oder  Zuschüssen 
^e  Rückzahlung  aus  den   übrigen  Bareinlagen  und  den  GefäUs- 
eingängen  erfolgen,  die  bezügliche  Versicherung  aber  nur  von  der 
Hill  Bancodeputation  ertheilt  werden  solle.    Hiedurch  wollte  man 
offenbar  die  Statutenwidrigkeit  verhüllen,  die  darin  lag,  dass  für 
solche  Darlehen  unter  Umständen  eine  5  ^Iq  weit  übersteigende  Ver- 
j    zinsnng  gewährt  wurde. 

Von  den  selbstständigen  Darlehen  des  Jahres  1707  wären  jene 
des  Wechslers  Schier  zu  erwähnen,  welche  grösstentheils  zur  Be- 


')  z.  B.  H.  F.  A.  vom  26.  Juli  und  24.  September  1706,  B.  A.  vom  15.  Sep- 
tember 1706  u.  a. 

*)  z.  B.  B.  A,  vom  19.  August  1707. 
')S.  obeu  S.  222  ff.  uud  227. 
')  S.  oben  S.  224. 

^*  ^ensi,  Finanien  Oesterreiohi.  16 
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streitung  der  Girobankzinsen  bestimmt  waren,  mit  l^/o  monatlich 
verzinst  und  in  kui^zen  Fristen  zurückgezahlt  wurden^). 

Die  Zuschussdarlehen  kamen,  den  bezüglichen  Grundsätzen 
gemäss,  theils  bei  Ueberweisung  von  Giroposten,  theils  bei 
Ueberweisung  von  Staatsschulden  vor,  theils  auch  bei  Ab- 
kürzung der  Zahlungsfristen  von  bereits  durch  Stadtbankobliga- 
tionen bedeckten  Forderungen; .  theils  wurden  mehrere  solche  Ge- 
schäfte mit  einander  combinirt.  Der  Betrag  des  Zuschusses 
entsprach  nicht  immer  der  betreflFenden  Norm*). 


^)  B.  A.  vom  1.  August,  15.  September,  16.  October  und  1.  November  1707. 

')  S.  z.  B.  Baue.  A.  vom  28.  März  1707.  Von  einzelnen  Zuschussgeschäften 
des  Jahres  1707  wären  nachstehende  zu  erwähnen: 

Lazarus  Hirschl  wurde  mit  einer  1708  fäUigen  Stadtbankobligation  von 
35.900  fl.|  einer  durch  Cession  erworbenen  Cameralpost  von  20.000  fl.  and  einem 
neuen  Darlehen  von  23.100  fi.  zur  Zahlung  auf  die  in  den  ersten  3  Quartalen 
des  Jahres  1708  einlangenden  DeputatgefäUe  der  Kaiserin  angewiesen,  später, 
mit  einer  auf  1708  bis  1710  assignirten  Post  von  152.929  4.  und  einem  Zuschüsse 
von  87.728  fl.  auf  den  Ertrag  der  Bancogefälle  in  Ober-  und  Innerösterreich, 
Böhmen  und  Schlesien,  und  zwar  bis  Ende  März  (B.  A.  v.  27.  Aug.  und  31.  Oct. 
1707). 

Eine  Giropost  Wert  heimers  von  300.000  fl.  wurde  mit  einem  Zuschüsse 
von  150.000  fl.  auf  die  Stadtbank  überwiesen,  und  zwar  soUten  von  1708  bis 
1712  jährlich  50.000  fi,  aus  den  Tabormautgefälien  bezahlt,  eventueU  aus  der 
Generalbancocasse  ergänzt  werden,  wofür  das  Specialpfandrecht  an  jenen  Gefallen 
eingeräumt  wurde.  Je  100.000  fl.  waren  1709  und  1710  aus  dem  Fleischkreuzer- 
gefiUle  in  Bdhmen  und  Mähren  zu  bezahlen.  Zugleich  verpflichtete  sich  Wert- 
heimor,  die  etwaigen  Abgänge  an  den  Zinsenraten  der  Giroposten,  fBr 
welche  die  gedachten  GeföUe  specieU  gewidmet  waren,  jeweilig  vonustrecken 
(B.  A.  V.  1.  Dec  1707).  Das  Geschäft  wurde  jedoch  später  einverständlich  ab- 
geändert, da  Wertheimer  die  Girobankextracte  nicht  beizubringen  vermochte. 

Nach  dem  bezüglichen,   am  18.  Februar  1709  abgeschlossenen  Vergleiche 
sollte  Wertheimer   anstatt  der  Giroposten   195.000  fl.  bar  (ohne  Compensation 
mit  Gegenforderungen)  gegen  Q^lo  Zinsen  vorstrecken.   Die  ursprüngliche  Assigni- 
tion  von  250.000  fl.  auf  die  Tabormaut  blieb  aufrecht,  während  die  restlichen 
200.000  fl.  anstatt  auf  den  Fleischkreuzer  von  Böhmen  und  Mähren,  mit  166.000  i 
auf  die  kaiserlichen   Deputatquoten   aus   dem   böhmischen  Deputirtenamte  nnd 
dem  schlesischen  Salzamte,  und  mit  34.000  fl.  auf  den  Fleischkreuzer  in  Ober- 
österreich, und  zwar  sämmtlich  auf  das  Jahr  1712  assignirt  wurden.    Der  Ab- 
schluss  dieses  für  die  Bank  unvortheilhaftcn  Geschäftes  mag  wohl  dadurch  unter- 
stützt  worden  sein,   dass  Wertheimer  kurz  vorher  der  Bank  ein  ßV^iges  im 
Jahre  1711  in  4  Quartalsraten  rückzahlbares  Darlehen  gegeben  hatte,  wofür  ihock 
die  Eincassirung  von  schon  im  Jahre  1708  fäUig  gewordenen  Assignationen  au'H 
Länder-Bancalgefälle  gestattet  wurde  (B.  A.  v.  18.  Sept.  1708,  17.  u.  18.  Febr-ai 
1709). 
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Abgesehen  von  den  Girobankschulden  zu  6.020.214  fi.  und  den 
Schulden  der  an  die  Bank  überti*agenen  Gefälle  von  zusammen 
2.592.792  fl«  hatte  die  Stadtbank  seit  ihrer  Errichtung  bis  Ende 
1707  5.211.664  fl.  zur  Zahlung  für  das  Aerar  Übernommen,  im 
Oanzen  also  13.824.670  fl.^). 

Die  thatsächlichen  Barzahlungen  der  Stadtbank  betrugen 
im  Jahre  1706,  mit  Ausschluss  der  Girobankzinsen,  1.408.988  fl., 
wovon  auf  Zinsen  113.766  fl.,  auf  Capitalsraten  678.284  fl.,  und  auf 
verschiedene  Zahlungen  für  die  Hofkammer  616.938  fl.  entfielen. 

Im  Jahre  1707  wurden  an  Girobankzinsen  (5  Quartale) 
278.821  fl.,  an  Zinsen  der  mit  den  Gefallen  übernommenen  Schulden 
90.933  fl.,  und  an  das  Armenhaus  wegen  des  Holzaufschlags  72.566  fl. 
bezahlt.  Als  Deputat  der  Kaiserin  Witwe  wurden  307.000  fl.  ent- 
richtet, an  die  Hofkttche  208.000  fl.,  an  den  Magistrat  als  Verwal- 
tongspauschale  15.000  fl.,  an  Gehalten  politischer  Behörden  und 
verschiedener  Hofämter  119.000  fl.,  und  an  Capital  und  Zinsen  von 
Stadtbankschulden  1.468.149  fl.,  —  zusammen  also  2.559.469  fl.*) 

Die  Schulden  der  Girobank  beliefen  sich  Ende  Jänner  1708 
noch  auf  4.846.506  fl.  Die  Stadtbank  war  damals  an  Capital 
und  Zinsen  zusammen  mit  8.378.177  fl.  belastet,  welche  Summe 
sich  auf  die  Zeit  von  1708  bis  1722  vertheilte,  zum  grössten  Theile 
aber  bereits  in  den  ersten  Jahren  fällig  wurde.  Ausserdem  waren 
nach  dem  damaligen  Stande  an  laufenden  Ausgaben  jährlich 
982.541  fl.  zu  bestreiten,  wovon  auf  die  Girobankzinsen  242.000  fl. 
entfielen*). 


1707  wurde  auch  ein  Grosshändler  Meyer  mit  einer  Giropost  von  170.000  fl. 
einer  Stadtbankobligation  von  20.000  fl.  undt  einem  Barzuschusse  von  70.000  fl. 
anf  die  Jahre  1708  bis  1712  repartirt,  und  zwar  aaf  den  schlesischen  Flcisch- 
kreozer  (B.  A.  v.  ö.  Dec.  1707). 

Im  Jahre  1708  wurde  u.  a.  eine  Giropost  von  40.000  fl.  mit  einem  1711 
und  1712  fälligen  Stadtbankcapitale  von  209.820  fl.  und  einem  neaen  Darlehen 
Ton  70.055  fl.  auf  1708  bis  1711  repartirt  (B.  A.  v.  3.  Jan.  1708). 

*)  Nr.  7  im  P.  Arch.  Bande  „Banco-Institutum"  (Acta  misc.  VIII). 
*)  Ausweis  in  Mise.  cam.  X. 

")  Nr.  1  des  in  der  vorletzten  Anmerkung  citirten  Bandes.  Die  Gehalte  der 
Hinisterial-Bancodeputation  sammt  Kanzlei,  Buchhaltungen  und  Justizdeputation 
betrogen  41.800  fl.,  wozu  noch  das  Verwaltungspauschale  des  Magistrates  kam. 
Voi  den  übrigen  laufenden  Ausgaben  entfielen  13.400  fl.  auf  die  Gehalte  der 
^ntbeamten  in  Wien,  40.958  fl.  auf  Gehalte  politischer  Behörden,  der  Rest  auf 
^'®  kaiserlichen  Deputate  und  andere  Beiträge  für  den  Hofstaat. 

16* 
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Abgesehen  von  der  mehrerwähnten  Abkürzung  der  Zahlungs- 
fristen für  das  ganze  Capital  ergab  sich  znweilen  auch  dadurch 
eine  Verschiebung  der  Termine,  dass  man  bei  auf  15  Jahre  repar- 
tirten  Capitalien  ohne  Veränderung  der  Gesammtfrist  die  einzehien 
Baten  modificirte,  und  zwar  durch  Erhöhung  der  Katen  für  die 
ersten  Jahre  ^).  Selbstverständlich  wurden  bei  jeder  Abänderung 
der  Zahlungsbedingungen  von  bereits  angewiesenen  Capitalien  die 
betreffenden  Obligationen  umgeschrieben^). 

6.  Krise  der  Stadtbank  im  Jahre  1708. 

Die  mehrerwähnten  Nachlass-  und  Zuschussgeschäfte,  sowie  die 
Uebemahme  mehrfacher  Verbindlichkeiten  für  den  Staat  hatten  die 
Lage  der  Stadtbank  schon  im  Jahre  1707  zu  einer  momentan  un- 
günstigen gestaltet.  Die  Bank  war  mit  so  bedeutenden,  in  kurzen 
Fristen  fölligen  Beträgen  belastet,  dass  die  Einhaltung  der  Zah- 
lungstermine ungeachtet  des  steigenden  Ertrages  der  Bancogefalle 
immer  schwieriger  und  Anfangs  1708  für  einen  Theil  der  Bank- 
schulden ganz  unmöglich  wurde  ^. 

Schon  am  9.  Februar  1708  wurde  daher  der  Stadtmagistrat 
angewiesen,  ausser  den  Zinsen,  den  fälligen  Capitalien  der  Bar- 
darlehen und  den  ordentlichen  Ausgaben*)  ohne  Weisung  der 
Min.  Bancodeputation  nichts  auszuzahlen.  Dies  bedeutet  die  Ein- 
stellung der  Capitalsrückzahlung  für  die  von  der  Stadt- 
bank übernommenen  Schulden  der  Girobank  und  des  Aerars. 
In  der  That  wurde  bald  darauf  verschiedenen  Stadtbankgläubigern 
die  Auszahlung  fälliger  Capitalsraten  verweigert*). 


*)  z.  B.  Banc.  A.  vom  12.  November  1707. 

«)  z.  B.  Banc.  A.  vom  29.  October  1707. 

')  Dass  die  Krise  der  Bank  die  Folge  der  statatenwidrigen  Verkttiznng 
der  Zahlungstermine  war,  wird  in  den  „Eeflexiones  über  den  Wiener  Stadtbanco" 
vom  7.  April  1708  ausdrücklich  bestätigt  Es  heisst  daselbst,  diese  Wirthschaft 
sei  notorisch  und  scandalös.  Die  Bank  werde  auf  diese  Art  nicht  zu  Credit 
kommen.  Ja,  wenn  sie  sogleich  zahlen  müsste,  wäre  sie  bankrott  und  die  Gläubiger 
hätten  keinen  Eegress,  weil  die  Stadt,  anstatt  unbedingter  Obligationen,  nar 
Amtsrecognitionen  ausgestellt  habe. 

*)  Unter  den  ordentlichen  Ausgaben  verstand  man  die  Gehalte,  die  auf  decv- 
Bankgefällen  haftenden  Stiftnngsgelder,  die  Abfuhr  an  die  Hofkttche  und  da^ 
Deputat  der  Kaiserin  Witwe. 

*)  B.  A.  vom  10.  März  1708. 
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Die  Min.  Bancodeputation  mosste  daher  die  Prolongirung 
fälliger  Capitalien  in  Betracht  ziehen. 

In  dem  bezüglichen  Decrete  vom  10.  März  1708  wurde  be- 
merkt, die  Verweigerung  der  Rückzahlung  könne  die  Befürchtung 
hervorrufen,  dass  man  von  den  Statuten  abweichen  und  fällige  Ter- 
mine nicht  einhalten  wolle,  wodurch  „nicht  allein  die  bisher  mit 
^^ssem  Nutzen  des  Banco  gepflogene  Operation  und  Negotiation 
in  das  Stocken  gerathen,  sondern  auch  de^r  in  etwas  herbeigeschaffte 
Oredit  wiederum  entfallen,  mithin  der  Banco  selbst  allerhand  ge- 
fährlichen Zufällen  exponirt,  und  auf  die  Spitze  gesetzt  werden 
dürfte^.  Um  dieser  Gefahr  vorzubeugen,  habe  der  Magistrat 
wöchentlich  Ausweise  vorzulegen  über  die  um  Capitalszahlung  ein- 
geschrittenen Parteien,  worin  dieselben  nach  der  Priorität  ihrer 
Forderungen  zu  reihen  seien.  Femer  sei  wöchentlich  ein  Pare  des 
Ausweises  über  die  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Bank  dem 
Min.  Bancodeputationsrathe  von  Tepser^)  vorzulegen  und  mit  ihm, 
nach  Einvernehmung  der  Partei  über  die  Modalitäten  der  Be- 
friedigung, allenfalls  über  die  Prolongirung  der  Zahlungstermine 
zu  verhandeln,  bis  dahin  aber  jede  Capitalszahlung  zu  sistiren. 

Uebrigens  waren  in  den  Provinzen  im  April  1708  vorüber- 
gehend sogar  alle  Bankzahlungen  sistirt     Mit  Verordnung 
vom  21.  April  wurden  nämlich  die  Bancogefällsadministrationen^) 
beauftragt^ .  vom  1.  Mai  an  den  assignirten  Parteien  bis  auf  weitere 
Weisung  nichts  auszuzahlen,  da  derzeit  „eine  gewisse  Bepartition 
imd  Ausarbeitung  sämmtlicher  Bancogefalle^^  im  Werke  sei,  —  was 
offenbar  nur  ein  Vorwand  war.    Schon  am  28.  April  wurde  diese 
Verordnung  jedoch  wieder  aufgehoben,  da  die  beabsichtigte  Aus- 
arbeitung schon  beendet  und  der  hiebei  wahrgenommene  Anstand 
behoben  sei.    Die  ZahlungseinsteUung  kann  also,  wo  sie  überhaupt 
begann,  höchstens  einige  Tage  gedauert  haben. 
I  Behufs  Vereinfachung  des  Prolongiiimgsverfahrens  wurde  der 

^      Magistrat  mit  Verordnung  vom  22.  Mai  1708  ermächtigt,  in  allen 


i 


^)  Diese  Stelle  wurde  dem  Regierungsrathe  und  Bttrgenneister  Tepser  fttr 
seine  besonderen  Verdienste  um  die  Einrichtung  der  ganzen  StadtbankTerwaltung 
«^bon  1707  verüehen  (B.  A.  v.  29.  Nov.  1707). 

s)  Als  solche  fungirten:  in  Wien  das  BankgefäUsamt,  in  Graz  die  inner- 
^terreichische  Hof  kanimer,  in  Böhmen  das  Deputirtenamt,  in  Mähren  und  Schlesien 
^^e  Administratoren,  in  den  übrigen  Ländern  gritestentheils  die  Stände  (B.  A. 
^-  ^1.  u.  28.  April  1708}. 
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jenen  Fällen,  wo  die  Partei  die  Prolongimng  gegen  Bewilligung 
eines  sechsten  Zinsenpercentes  für  die  fällige  Post  zugestehen 
wolle,  hierauf  ohne  weiters  einzugehen. 

Die  Prolongirung  nahm  bald  bedeutende  Dimensionen  an;  im 
zweiten  Halbjahre  1708  kam  dieselbe  für  mehr  als  400.000  fl.  an 
fälligen  Posten  zu  Stande.  Die  Ersti*eckungsfrist  betrug  gewöhn- 
lich 3  Jahre  ^).  Ausnahmsweise  kam  auch  eine  nur  einjährige  Frist 
vor;  in  solchen  Fällen  wurde  aber  die  höhere  Verzinsung  nicht 
immer  bewilligt^).  Zinsenrückstände  wurden  stets  sofort  bar  be- 
glichen. Der  Form  nach  war  die  Prolongirung  eine  freiwillige,, 
thatsächlich  aber  zum  grossen  Theile  eine  erzwungene.  Darüber, 
welche  Capitalien  in  dieselbe  einbezogen  wurden,  entschied  in  der 
Begel  die  Priorität  der  Forderung*).  Zuweilen  geschah  die  Pro- 
longirung auch  dadurch,  dass  die  Min.  Bancodeputation  bei  neuen 
Darlehen  die  Einrechnung  fälliger  Stadtbanco- Obligationen  in  da» 
Darlehenscapital  gestattete^). 

Vereinzelte  Prolongirungen  waren  schon  1707  vorgekommen. 
Hier  hatte  es  sich  jedoch  nicht  um  schon  fällige,  sondern  um  dem- 
nächst fällig  werdende  Capitalien  gehandelt,  für  deren  freiwillige 
mehrjährige  Erstreckung  die  Bank  ausnahmsweise  selbst  Giroposten 
zum  vollen  Nennwerthe  übernahm*). 

Angesichts  der  dargestellten  Geldknappheit  war  es  für  die 
Bank  sehr  misslich,  dass  der  Pachtschilling  für  verpachtete  Bank- 
gefälle vielfach  nicht  in  Bargeld,  sondern  in  Bankpapieren  erlegt 
wurde.  Die  Min.  Bancodeputation  verordnete  daher  am  7.  Februar 
1708,  dass  der  Pachtschilling  für  den  Fleischkreuzer  in  Böhmen 
bar  erlegt  werden  müsse,  eine  Verfügung,  welche  den  Bankcredit 
selbstverständlich  nur  ungünstig  beeinflussen  konnte. 

Inzwischen  war  der  Verkehrswerth  der  Stadtbank-Obligationen 
bereits  so  sehr  gesunken,  dass  es  vortheilhaft  erschien,  solche 
Effecten  billig  zu  erwerben,  um  dann  deren  Uebertragung  auf 
die  Girobank  durchzusetzen,  deren  Papiere  wenigstens  eine  sichere 
Verzinsung  gewährten.    Dabei  mag  wohl,  ausser  der  Furcht,  da» 


1)  Zahlreiche  B.  A. 

2)  B.  A.  vom  19.  October  1708. 
»)  B.  A.  vom  16.  Juni  1708. 

*)  z.  B.  Banc.  A.  vom  28.  November  1708. 

»)  So  z.  B.  B.  A.  vom  20.  Juni  1707  (Prolongirung  von  31.000  fl.  auf  5  Jahre 
gegen  volle  Uebemahmc  einer  Giropost  von  lO.COO  fl.). 
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Capital  zu  yerlieren,  auch  der  Umstand  mitgespielt  haben,  dass 
Girobankpapiere  ohne  jede  Formalität  durch  einfaches  Giro  ver- 
äussert  werden  konnten.  Diese  Capitalsüberweisung,  welche  haupt- 
sächlich Besoldungsrttckstände  betraf,  geschah  allerdings  nicht  in 
sehr  grossem  Umfange^).  Immerhin  aber  stand  dieselbe  mit  dem 
normalen  Verhältnisse  zwischen  den  beiden  Banken  so  sehr  im 
Widerspruche,  dass  in  solchen  Geschäften  allein  schon  ein  Symptom 
einer  bedenklichen  Krise  zu  erblicken  war. 

Am  18.  Mai  1708  wendete  sich  die  Min.  Bancodeputation  an 
die  Hofkammer  mit  dem  Ersuchen  um  Ueberlassung  neuer  Gefälle, 
da  die  Bankgefälle  durch  Anweisungen  bereits  völlig  erschöpft  seien. 
Die  Hof  kammer  war  aber  vorläufig  nicht  in  der  Lage,  hierauf  ein- 
zugehen. 

Die  Min.  Bancodeputation  suchte  die  Krise  darauf  zurück- 
zuführen^), dass  die  Stadt  Wien  „ihren  Credit  nicht  interponiren, 
noch  weniger  einige  Gelder  auf  ihren  Credit  aufbringen  oder  ver- 
schaflFen"  wolle,  dass  der  Magistrat  femer  die  Obligationen  bisher 
nicht  den  Statuten  gemäss,  nämlich  unbedingt  (simpliciter),  sondern 
mit  der  Clausel  „aus  den  ihm  eingeräumten  Bancogefällen^  aus- 
gefolgt habe,  weshalb  man  diese  Obb'gationen  mehr  fär  blosse  Amts- 
recognitionen  gehalten  habe. 

Der  Stadtmagistrat  erwiderte  hierauf,  er  habe  die  Bürgschaft 
für  die  Stadtbankschulden  nicht  übelnehmen  können,  da  er  nicht 
befugt  sei,  den  Ertrag  der  Bancogefälle  mit  den  Einnahmen  der 
Stadt  zu  vermengen,  die  Bank  vielmehr  nur  insoweit  zu  vertreten 
habe,  als  die  eingeräumten  Fonde  reichen.  Die  Ausstellung  clausu- 
lirter  Obligationen  sei  deshalb  erfolgt,  weil  die  Gefälle  durch  die 
Min.  Bancodeputation  übermässig  assignirt  worden  seien. 

Letztere  Behauptung  war  nun  allerdings  in  dieser  Allgemein- 
heit unbegründet     Eine  alsbald  angestellte  Untersuchung   ergab 

^)  Die  üebertraguog  von  der  Stadtbank  auf  die  Girobank  kam,  abgesehen 
von  vereinzelten  PäUen  ans  dem  Jahre  1707  (z.  B.  B.  A.  v.  2.  Juni  1707),  haupU 
sächlich  in  der  Zeit  vom  Jänner  bis  Juli  17018  vor.  Die  bezüglichen  Capitalien 
beliefen  sich  in  dieser  Zeit  auf  kanm  70.000  fl.  Die  üebertragung  von  der  Giro- 
bank anf  die  Stadtbank  wurde  dabei  immer  seltener,  um  oft  Monate  hindurch 
ganz  aufzuhören. 

')  Die  folgenden  Ausführungen  fassen  auf  dem  Hofkanzleidecrete  vom  7.  Juni 
1708,  dessen  Original  ich  nicht  zu  finden  vermochte.  Eine  Abschrift  s.  in  dem 
F.  A.  Bande  „Banco  Institutum**  (Acta  misc  VIII  bei  Nr.  7),   femer  in  Mise. 

.Aovn        TL  f 
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Dämlich,  dass  weder  die  Stadtbank,  noch  die  Girobank  über- 
lastet war,  dass  vielmehr  der  Ertrag  der  BancogefiQle  hinreichte, 
um  bis  1723  alle  Passiva  abzustossen,  dass  die  Stadt  daher  durch 
die  Anweisungen  nicht  gefährdet  worden  sei 

Wohl  aber  war  auf  die  nächsten  4  Jahre  (1707  bis  1710) 
bedeutend  mehr  angewiesen,  als  durch  den  Ertrag  der  Gtefälle 
bedeckt  war. 

Es  wurde  daher  wegen  der  Mittel  der  Abhilfe  zwischen  Hof- 
kammer und  Ministerial-Bancodeputation  unter  Zuziehung  des  Stadt- 
magistrates berathen,  wobei  nachstehender,  von  Kaiser  Josef  I.  am 
7.  Juni  1708  genehmigter  Vergleich  zu  Stande  kam:  a.  Die  Stadt 
Wien  kann  nicht  verhalten  wei'den,  alle  auf  die  erwähnten  4  Jahre 
überwiesenen  Posten  zu  bezahlen.  Die  Ministerial^ancodeputation 
wird  daher  ermitteln,  wieviel  die  Stadt  nach  Massgabe  der  ihr  ein- 
geräumten Gefälle  jährlich  zu  bezahlen  hat  —  b.  Die  Ministerial- 
Bancodeputation  soll  die  Zustimmung  der  assignirten  Gläubiger  zu 
einer  entsprechenden  Prolongirung  der  übermässig  zusammen- 
gedrängten Zahlungstermine  zu  erlangen  suchen,  und  zwar  derart, 
dass  die  Stadt  die  Anweisungen  acceptiren  und  die  Zahlungen 
leisten  könne.  —  c.  Der  Magistrat  ist  verpflichtet,  den  angewiesenen 
und  übernommenen  Creditsparteien  künftig  Obligationen  ohne 
Clausel  statutengemäss  auf  den  Namen  der  Stadt  lautend  aus- 
zustellen, jedoch  nur  dann,  wenn  die  Statutenmässigkeit  der  be- 
treffenden Anweisung  ausser  Zweifel  steht.  Es  ist  daher  wöchent- 
lich zwischen  Ministerial-Bancodeputation  und  Magistrat  commissionell 
zu  verhandeln,  hiebei  jeweilig  wegen  der  Anweisung  das  Erforde^ 
liehe  vorzukehren  und  erst  dann  die  Anweisung  zu  erlassen.  — 
d.  Wenn  das  Oberkammeramt  der  Stadt  Wien  in  Folge  staiter 
Oapitalsaufkündigungen  nicht  in  der  Lage  ist,  fällige  Zahlungen 
zu  leisten,  ist  der  Magistrat  ermächtigt,  die  zur  Erhaltung  des 
beiderseitigen  Credites  erforderlichen  Beträge  aus  den  Bankgefällen 
zu  nehmen.  Umgekehrt  erklärt  der  Magistrat,  dass  er  bestrebt 
sein  werde,  die  Bank  durch  Barvorschüsse  oder  in  anderer 
Weise  mit  seinem  Credite  zu  unterstützen.  —  e.  Die  Stadt  ist  zur 
Rückstellung  der  eingeräumten  Gefälle  insolange  nicht  verpflichtet, 
als  nicht  sämmtliche  mit  unclausulirten  Obligationen  bedeckten 
Schuldforderungen,  einschliesslich  jener  aus  Vorschüssen  der  Stadt,  in 
Capital  und  Zinsen  völlig  abgestossen  sind.  Zur  grösseren  Sicher^ 
Stellung  sind  der  Stadt  die  Gefälle  der  Rothenthurm-  und  Tabor- 
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maut,  sowie  des  Handgrafenamtes  als  ßealhypothek  in  Händen  zu 
belassen,  nnd  behält  sie  auf  alle  Fälle  auch  nach  Ablauf  der  15  Jahre 
das  Compossessrecht  hieran  bis  zur  gänzlichen  Abstossung  der 
Schulden. 

In  Gemässheit  dieser  Vereinbarung  gab  es  somit  nunmehr 
zweierlei  Arten  von  StadtbankgefäUen,  nämlich  gewöhnliche,  und 
solche,  an  denen  die  Stadt  ein  Specialpfandrecht  hatte. 

7«  Creditsoperationen  der  Stadtbank  von  1708  bis  1711. 

Die  Vereinbarung  vom  Juni  1708  hob  den  Credit  der  Stadt- 
bank wenigstens  soweit,  dass  die  Ueberweisung  von  Stadtbank- 
scholden  an  die  Girobank  fast  völlig  aufhörte.  Immerhin  konnte 
von  erheblichen  Creditsleistungen  der  Bank  für  das  Aerar  vorläufig 
noch  keine  Rede  sein,  sodass  die  einige  Monate  vorher  begonnenen 
Verhandlungen  wegen  eines  Bankdarlehens  von  3  Millionen  resul- 
tatlos blieben^). 

DieProlongirung  fälliger  Posten  wurde  selbstverständlich  fort- 
gesetzt, war  aber  dem  Credite  nicht  mehr  so  abträglich  wie  früher, 
da  der  Stadtmagistrat  den  betreffenden  Gläubigern  nunmehr,  anstatt 
der  bisherigen    clausnlirten    Obligationen,    unclausulirte  Ober- 
kammeramts-Obligationen  ausstellte,  wodurch  sich  die  Stadt  als 
Selbstschuldner  erklärte^).    Diese  Obligationen  schienen  im  Ver- 
gleiche zu  den  früher   ausgefertigten,    sogenannten  Stadt-Banco- 
Obligationen  eine  grössere  Sicherheit  zu  bieten,   da  ja  die  Stadt 
if    Wien  mit  allen  ihren  Einnahmen  für  die  Einhaltung  der  Termine 
haftete.     Ihr   Verkehrswerth    war   daher   auch   ein    entsprechend 
höherer;  nach   einer   allerdings  nicht  ganz  zuverlässigen  späteren 
Notiz  wurden  nämlich  die  Obligationen  der  Stadtbank  damals  zu 
80,  jene  des  Oberkammeramtes  zu  88®/o  gehandelt^). 

Bei  der  Prolongirung  wurde  für  jeden  der  neuen  Zahlungs- 
termine je  eine  derartige  Obligation  ausgestellt.    Dasselbe  geschah. 


t* 


»)  H.  F.  A.  vom  8.  Mai  1708. 

")  Für  diese  neue  Art  von  Stadtbankobligationen  finden  sich  in  den  QueUcn 
^^cncliiedene  Bezeichnimgen,  als:  Gemeiner  Stadt  Wien  Oberkammeramts-Obliga- 
tionen,  --  gewöhnliche  Stadt-Oblig.,  —  Kammeramts-Oblig.,  —  absolute  8tadt-0.-K.- 
A.-Oblig.,  —  absolute,  anf  die  Stadt  lautende  Oblig.,  —  absolute  Oblig.  von  gemeiner 
Stadt,  —  unclausulirte  Stadt-Oblig.,  —  Stadtobligationen  (schlechtweg)  u.  dgl. 

*)  „Hanpt-Bancal-Schrift**,  verfasst  vom  Bancogef&lls-Amtsregistrator 
^ölwhn  am  26.  April  1713,  zur  Rechtfertigung  seines  Gebarens  (Mise.  eam.  X). 
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wenn  Giroposten,  oder  Capitalien,  welche  blos  durch  Wechsel- 
briefe der  Ministerial-Bancodeputation^)  bedeckt  waren,  auf  die 
Stadtbank  überwiesen  worden.  Eine  solche  Ueberweisong  worde 
daher  nunmehr  gewöhnlich  erst  nach  erfolgter  Zustimmung  des 
Magistrates  verfugt  Hiebei  wurde,  wie  bei  der  Prolongirung 
fälliger  Posten,  ein  sechstes  Zinsenpercent  bewilligt,  dieses  je- 
doch, um  den  Schein  der  Statutenmässigkeit  zu  wahren,  nicht  bei 
der  Stadtbank,  sondern  bei  der  Girobank  angewiesen®). 

Bei  Aufnahme  neuer  Darlehen  wurden  in  der  Begel  nach 
wie  vor  Cassarecognitionen,  d.  h.  clausulirte  StadtbankobligationeB, 
zuweilen  jedoch  auch  Oberkammeramts-Obligationen^  ausgefertigt* 

Die  Girobank  bestand  in  der  bisherigen  Weise  fort  Ihre 
Schulden  wurden  bald  durch  Ueberweisung  an  die  Stadtbank  ver- 
mindert, bald  durch  neue  Anweisungen  —  namentlich  von  Cameral- 
Zahlungsrückständen,  mitunter  auch  von  Gnadengaben  —  vermehrt, 
wobei  man  den  betreffenden  Gläubigem  die  gewöhnlichen  Giro- 
Extracte  ausstellte.  Die  Bareinlösung  von  Giroposten  gegen  Gapitals- 
abzug  kam  nur  mehr  selten  vor. 

Die  Zinsen  der  Girobank  wurden  wie  früher  vierteljährig, 
und  zwar  in  der  Begel  nun  mit  voller  Pünktlichkeit,  gegen  Quittung 
bezahlt,  wozu  man  nach  wie  vor  mittelst  eigener  Edicte  aufforderte. 
Eine  Einstellung  der  Zinsenzahlung  und  der  Capitalsgirirung  e^ 
folgte  nur  im  Falle  des  gerichtlichen  Verbotes*). 

Mit  kaiserlicher  Besolution  vom  3.  Jänner  1709  wurde  der 
Stadtbank  der  Genuss  ihrer  Gefälle  um  3  Jahre  verlängert» 
also  von  1720  bis  Ende  1723.  Dies  wurde  zum  Theile  damit 
begründet,  dass  die  Bank  den  Fleischkreuzer  in  Inneröst«rreich 
und  Schlesien,  kürzlich  auch  in  Böhmen  wieder  an  die  Hofkammer 
zurückgestellt,  ihre  Dotation  somit  geschmälert  hatte '^). 


^)  Hierunter  dürften  jene,  mit  der  Unterschrift  der  beiden  Präsidenten  Ye^ 
sehenen  Schuldurkunden  zu  yerstchen  sein,  weiche  das  Edict  vom  12.  August  1706 
für  gewisse  Darlehen  versprach. 

«)  Div.  B.  A.  von  1708  bis  1711. 

*)  z.  B.  Banc.  A.  vom  7.  und  18.  Februar  1709. 

^)  Im  Falle  des  Verbotes  erliess  die  Ministerial-Bancodeputation  über  Reqii^  1 
sition  der  aus  B^gierung  und  Kammer  bestellten  Bancodeputation  in  JustizsachoB  ' 
den  Vollzugsauftrag  an  den  Magistrat  und  zwar  sowohl  bei  Girobank-  wie  bd 
Stadtbankpapieren  (Div.  B.  A.). 

^)  B.  A.  y.  3.  Jänner  1709  und  das  undatirte  B.  Ref.  Nr.  33  des  B.  Ref. 
Bandes. 
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Selbstverständlich  mosste   die  Ministerial-Bancodeputation  be- 
strebt sein,  möglichst  bald  zur  Wiederau&ahme  der  Auszahlung  aller 
lalligen  Eaten   schreiten  zu  können.     Dies  bedingte,  da  der  Er- 
trag der  Bancogefälle  hiezu  noch  lange  nicht  ausreichte,  die  Noth- 
wendigkeit,  sich  in  anderer  Weise  Geld  zu  verschaffen,  was  angesichts 
der  damaligen  Zwangslage  natürlich  nur  zu  ungünstigen  Bedingungen 
geschehen  konnte.    Namentlich  verstanden  es  die  Besitzer  von  Giro- 
bankpapieren,  welche  dieselben  meist  sehr  billig  gekauft  hatten, 
sich  ihrer  bei  dieser  Gelegenheit  vortheilhaft  zu  entledigen. 

So  wurde  Lazarus  Hirschl  anfangs  1709  für  ein  Darlehen  von 
1.400.OOO  fl.  in  Girobankpapieren,  wovon  */,  sofort,  und  ^|^  sammt  5®/o 
Zinsen  zur  Hälfte  nach  einem  Jahre,  zur  Hälfte  nach  zwei  Jahren  er- 
legt werden  sollten,  auf  15  Jahre  auf  den  von  den  böhmischen  Ständen 
für  die  Ueberlassüng  des  Fleischkreuzers  zu  entrichtenden  Pacht- 
Schilling  von  jährlich  140.000  fl.  assignirt^).  Dieses  Geschäft,  welches 
bei  dem  damaligen  Curse  der  Girobankpapiere  von  rund  66  ®/o  -)  ein  für 
die  Bank  sehr  unvortheilhaftes  wai*,  stellt  sich  zum  Theile  eigentlich 
als  verhüllte  Prolongirung  heraus.  Am  22.  Mai  wurde  Hirschl 
nämlich  ermächtigt,  in  die  erste  Darlehensrate  alle  seine  fälligen 
Forderungen  aus  Barvorschüssen  und  an  Zinsen  einzurechnen,  ja 
selbst  die  in  den  nächsten  Monaten  verfallenden  Assignationen  auf 
Undercassen.  Hiefür  übernahm  Hirschl  allerdings  die  Verpflich- 
tung, der  Stadtbank  bis  Ende  1709  ihren  jeweiligen  Monatsbedarf 
znr  Abfertigung  der  Creditsparteien  gegen  vorherige  Bekanntgabe 
bar/  vorzuschiessen.  Gleichzeitig  lieh  er  40.000  fl.  zur  Bestreitung 
der  Girobankzinsen,  gegen  Bückzahlung  in  den  3  letzten  Monaten 
des  Jahres  *). 

Die  Ministerial-Bancodeputation  liess  sich  zu  solchen  Geschäften 

wohl  nur  deshalb  herbei,   weil  sie  durch  Veräusserung  der  Giro- 

bankpapiere  ihre  Cassabestände  zu   stärken  gedachte.    Wie  sehr 

dies  nothwendig  war,  erhellt  daraus,  dass  nicht  alle  Besitzer  von 

r  Stadtbankobligationen  in  die  Prolongirung  unter  den  angebotenen 

Bedingungen  einwilligen  wollten.     Einige  solche  Parteien,  welche 

&D  seit  1707  fälligen  Posten  zusammen  150.000  fl.  zu  fordern  hatt^, 

drangen  so  ungestüm  auf  Bezahlung,   dass  die  Minist erial-Banco- 


')  B.  A.  vom  9.  Jänner  1709. 

^  B.  A.  vom  18.  Februar  und  6.  September  1709. 

«)  B.  A.  vom  22.  Mai  1709. 
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depntation  den  Stadtmagistrat  am  26.  Jänner  1709  beauftragte, 
diese  Gläubiger  zu  bewegen,  gegen  Erhöhung  der  Zinsen  auf  8  oder 
9^/o  jährlich,  eventuell  selbst  auf  l^o  monatlich,  mit  der  Bezahlung 
einige  Zeit  zu  warten.  Wenn  dies  nicht  gelinge,  müsse  man  das 
erforderliche  Geld  anderwärts  gegen  die  ei*wähnten  Zinsen  auf- 
nehmen. 

Der  Umfang  der  Prolongirungsgeschäfte  belief  sich  im  Jahre 
1709  auf  rund  500.000  fl.,  wobei  es  sich,  wie  im  Vorjahre,  durch- 
wegs um  solche  Capitalien  handelte,  die  aus  Zuschuss-  und  Nach- 
lassnegotien  herrührten^). 

Um  einen  Ueberblick  über  die  wirkliche  Finanzlage  der  Bank 
zu  ermöglichen,  legte  der  Magistrat  über  Auftrag  der  Ministerial- 
Bancodeputation  im  Herbste  1709  einen  allgemeinen  Voranschlag 
für  die  nächsten  3  Jahre  vor®). 

Hierin  wurde  der  voraussichtliche  Abgang  im  Ordinariam 
für  1710  mit  131.421,  für  1711  mit  B21.961  und  für  1712  mit 
439.871  fl.,  im  Ganzen  also  mit  1.049.323  fl.  berechnet»),  wovon 
249.912  fl.  auf  Forderungen  der  Stadt  Wien  entfielen.  Da  letztere 
zur  Prolongirung  bereit  war,  verminderte  sich  der  unbedeckte  Be- 
trag des  Erfordernisses  auf  843.341  fl.  Dabei  blieben  jedoch  die 
Forderungen  aus  BaiTorschüssen  der  Stadt  von  1706  bis  1709 
von  zusammen  195.566  fl.,  bezüglich  welcher  der  Magistrat  gleich- 
falls zuwarten  wollte,  ausser  Betracht,  ebenso  mehrere,  an  andere 
Parteien  rückständige  Posten  von  zusammen  circa  100.000  fl.,  derea 
Prolongirung  man  ebenfalls  hoffte. 

Das  ausserordentliche  Erfordernis,  nämlich  jenes  f&r  die 
auf  der  Bothenthurm-  und  Tabormaut,  dann  auf  dem  Handgrafies- 
amte  sichergestellten  Capitalien,  femer  für  die  aus  der  üeberweisiuc 
von  Giroposten  gegen  Nachlass  oder  Zuschuss  entstandenen  Schnldei) 
wurde  für  1710  mit  378.876  fl.,  für  1711  mit  372.585  fl.,  für  1712 
mit  288.420  fl.,  im  Ganzen  daher  mit  1.039.881  fl.  beziffert,  w 
durch  sich  der  Gesammtabgang,  abgesehen  von  den  obenerwähnten, 


>)  B.  A.  vom  15.  October  1709. 

«)  B.  A.  V.  29.  October  1709. 

>)  Das  Erfordernis  wurde  mit  1.974.938,  beziehungsweise  mit  2.S98.478  ulj 
2.316.387  fl. ,  die  Bedeckung  mit  1.843.517,  beziehentlich  für  1711  und  1712 
je  1.876.517  fl.  veranschlagt.    Die  Höhe  des  ErfordemisBes  fttr  1711  und  1( 
erklärt  sich  durch  die  bereits  erfolgten  Prolongirongen. 
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protongirten  Posten  von  zusammen  rund  550.000  fl.,  auf  1.883.222  fl. 
erhöhte. 

Der  Ma^trat  bezeichnete  daher  die  Fortsetzung  der  Pro- 
longirung  als  unvermeidlich.  Auch  würden  sich  die  bereits 
prolongirten  Parteien  sonst  als  benachtheiligt  betrachten.  Die 
Ministerial-Bancodeputation  schloss  sich  dieser  Anschauung  an.  Die 
Prolongirung,  welche  übrigens  auch  bei  noch  nicht  fälligen  Posten 
vorkam,  nahm  daher  ihren  Fortgang,  und  zwar  beliefen  sich  die 
directen  Geschäfte  dieser  Art  mit  Privatparteien  im  Jahre  1710 
auf  rund  450.000  fl. 

Die  Leistungen  der  Stadt  Wien  für  das  mit  ihrem  Namen 
bezeichnete  Creditsinstitut  waren  keineswegs  unbedeutend.  Die 
Barvorschüsse  der  Stadt  betrugen  bis  Ende  1709  im  Ganzen 
281.066  fl.,  wovon  am  30.  September  1710  noch  212.566  fl.  aus- 
hafteten. Ausserdem  hatte  die  Stadt  in  den  Jahren  1708  und  1709 
behufe  Einlösung  fälliger  und  nicht  fälliger  Stadtbankcapitalien 
Oberkammeramts-Obligationen  von  zusammen  558.614  fl.  ausgegeben, 
welche  in  den  Jahren  1708  bis  1718  zahlbar  waren*). 

Ende  1710  hatte  die  Stadt  aus  diesen  beiden  Titehi  332.693  fl. 
und  428.054  fl.,  zusammen  also  760.747  fl.  an  Capital  und  28.127  fl. 
an  Zinsenrückständen  zu  fordern^). 

Natürlich  nahm  die  Bank  nicht  blos  bei  der  Stadt  Vorschüsse 
auf|  sondern  auch  bei  Privaten,  welche  sich  zuweilen  hohe  Zinsen 
ausbedangen  ^). 

BeiUeberweisung  von  Girobankschulden  an  die  Stadtbank, 
die  übrigens  in  Folge  der  Geldklemme  der  letzteren  nicht  mehr 
sehr  häufig  vorkam,  war  die  Bankleitung  nun  bestrebt,  die  Zahlungs- 
termine möglichst  hinauszuschieben.  Jüdische  Capitalisten ,  welche 
Papiere  beider  Banken  besassen,  versuchten  es  jedoch  wiederholt, 
als  G-egenleistung  fUr  ihi*e  Zustimmung  zur  Prolongirung  von  Stadt- 
bankposten die  frühere  Zahlung  von  Giroposten  zu  erlaugen.    Der 


*)  B.  A.  vom  30.  September  1710. 

*)  Ausweis  in  Mise.  cam.  XI. 

*)  So  versprach  Lazarus  Hirschl  mit  Contract  vom  9.  Jänner  1710  bis  Ende 
1710  nach  Bedarf  160.000  fl.  zu  leihen,  gegen  8%  Zinsen  und  Mckzahlnng  aus 
dem  niedeiOsterreichischen  Salzamt,  dem  innerösterreichischen  Hofpfennigamt  und 
der  kaiseriichen  Deputatquote  des  Präger  Deputirtenamtes.  Ausserdem  wurde 
hiemit  eine  Convertining  anderer,  zu  6%  verzinslicher  Assignationen  verbunden 
(B.  A.  V.  9.  Jan,  1710). 
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Magistrat  sprach  sich  entschieden  dagegen  aus,  da  die  Abstossung 
solcher  Capitalien,  um  eine  Ueberlastung  der  Bank  zu  vermeiden, 
erst  nach  6  Jahren  beginnen  könne  ^).  Gleichwohl  finden  sich  noch 
ab  und  zu  derartige  Geschäfte^). 

Seit  Anfang  1711  wurde  die  Ueberweisung  von  Giroposten 
wieder  häufig  gegen  Capitalszuschüsse  bewilligt.  Doch  wai*  man 
nun  vorsichtiger  als  1706,  indem  man  die  Zahlungsfristen  in  der 
Regel  auf  mehrere  Jahre  festsetzte.  Je  nach  der  relativen  Grösse 
des  Zuschusses  war  die  Frist  länger  oder  kürzer.  Im  Durchschnitt 
betrug  dieselbe  3  bis  4  Jahre;  doch  kamen  auch  eii\jährige  Fristen 
vor.  Die  Zahlung  erfolgte  entweder  auf  einmal  oder  in  Quartals- 
raten. Giropost  und  Zuschuss  wurden  jeweilig  in  einer  Ober- 
kammeramts-Obligation  zusammengefasst.  Für  die  Verzinsung  des 
Zuschusses  wurden  stets  ein  aus  der  Girobank  zu  entrichtendes 
sechstes  Percent  bewilligt^). 

Offenbar  um  den  durch  die  Prolongirungen  erschütterten  Credit 
der  Stadtbank  zu  befestigen,  wurde  seit  Ende  1710  zuweilen  die 
Bareinlösung  von  noch  nicht  fälligen  Stadtbankposten, 
d.  h.  deren  Discontirung  bewilligt,  und  zwar  gewöhnlich  2  bis 
3  Monate  vor  der  Fälligkeit.  Der  Abzug  betrug  in  der  Regel  1®/» 
für  jeden  Monat  ^),  doch  kamen  anfangs  auch  höhere  Abzüge  vor*). 
Uebrigens  handelte  es  sich  dabei  stets  um  massige  Capitalien,  deren 
frühere  Bezahlung  den  Gassastand  nicht  sehr  zu  schwächen  yer- 
mochte. 

Der  Ertrag  der  Bankgefälle  belief  sich  einschliesslich  der 
kaiserlichen  Deputatgefalle  und  des  in  Giropapieren  zu  erlegendea 
Tabakpachtschillings  im  Curswerthe  von  66.000  fl.,  1709  auf 
1.995.748,  1710  auf  1.985.224  fl.,  wovon  jedoch  der  an  die  Hof- 
kammer zurücküberlassene  Ertrag  des  Fleischkreuzers  in  Böhmen 
von  140.000  fl.  abzuziehen  war.  Die  Ausgaben  betrugen  1709: 
2.065.510  fl.,  worunter  93.293  fl.  ordentliche  Amtsausgaben,  229.2134 
Girobankzinsen,  677.136  fl.  für  Bezahlung  von  Stadtbankcapitaliea, 
219.187  fl.  für  Zinsen  solcher  Capitalien,  23.893  fl.  an  die  Pfimd- 


^)  B.  A.  vom  6.  September  1710. 
«)  So  z.  B.  Banc.  A.  vom  26.  Jänner  1711. 
»)  B.  A.  vom  23.  Jänner,  9.,  16.  und  25.  Februar,  15.  und  20.  Mftn,  diflil 
10.  April  1711  u.  a. 

*)  B.  A.  vom  11.  December  1710,  22.  nnd  25.  Februar  und  20.  Mftn  ITlLj 
'')  B.  A.  vom  28.  und  29,  November  1710. 


^ 
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gläubiger  des  Grenz,  Wein-  und  des  Papieraufschlages,  der  Rest 
Zahlungen  für  Hofstaat  und  politische  Verwaltung^).  Die  Ausgaben 
yon  1710  sind  nicht  bekannt.  Der  nicht  durch  den  Gef&Ilsertrag 
bedeckte  Theil  des  Erfordernisses  musste,  soweit  nicht  die  Pro- 
longirung  eintrat,  selbstverständlich  durch  Anlehen  bestritten  werden. 

Die  Schuldenlast  beider  Banken  zusammen  belief  sich  Ende 
December  1710  auf  11.184.801  fl.,  wovon  gegen  4  Millionen 
die  Girobank  betrafen^). 

In  Folge  der  fortschreitenden  Prolongii*ung  hatte  sich  die 
Finanzlage  der  Bank  allmählich  gebessert.  Die  höhere  Verzinsung 
der  prolongirten  Capitalien  und  die  nach  der  Untersuchung  vom 
Jahre  1708  unzweifelhafte  Capitalssicherheit  hatten  die  Gläubiger 
nachgerade  damit  versöhnt,  dass  sie  mit  der  Bezahlung  fälliger 
Posten  einige  Jahre  zuwarten  mussten  —  zumal  die  ßückzahlung 
thatsächlich  nie  völlig  eingestellt  war,  vielmehr  einen  keineswegs 
unbedeutenden  Umfang  erreichte.  Der  Credit  der  Stadtbank  war 
daher  —  zum  Theile  wohl  auch  in  Folge  der  erwähnten  Discon- 
tirongen  —  zu  Anfang  1711  ein  recht  günstiger  und  der  Verkehr  mit 
Bankpapieren  ein  steigender,  was  u.  a.  daraus  hervoi*geht,  dass  bei 
der  Bank  am  16.  Jänner  1711  eine  eigene  Sensalenstelle  er- 
richtet wurde. 

Die  Anstalt  hatte  sich  somit,  als  Kaiser  Josef  I.  am  17.  April 
1711  starb,  von  den  Folgen  ihrer  ersten  Krise  bereits  genug  er- 
liolt,  um  für  die  Zukunft  zu  den  besten  Hoffnungen  zu  berechtigen. 

C.  Die  Wiener  Stadtbank  von  1711  bis  1720. 

1.  Die  Stadtbank  unter  der  Regentschaft  der  Kaiserin  Eleonore. 

Als  Kaiser  Josef  I.  starb,  weilte  sein  Bruder  Karl  noch  in 
Spanien.  Die  verwitwete  Kaiserin  Mutter  Eleonore  übernahm  daher 
vorläufig  die  Regentschaft  in  den  habsburgischen  Erblanden,  um 
dieselbe  bis  zur  Ankunft  des  neuen  Kaisers  zu  führen. 

Die  Begentin  befahl  alsbald,  dass  ihr  über  die  Finanzlage 
berichtet  werde.  Die  Hof  kammer  wendete  sich  daher  am  12.  Mai  1711 
an  die  Min.  Bancodeputation  mit  dem  Ersuchen  um  Uebermittlung 


^)  S.  die  AuBweise  im  F.  Arcb.  Bande  „Banco-Institutum'^  (Acta  Mise.  YIII). 
Yon  den  Stadtbankzinsen  waren  86.444  fl.  solche  von  Geigen  Capitalien. 
')  S.  Ausweise  in  Mise,  camer.  XI. 
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einer  Darstellung  der  ganzen  Einrichtung  beider  Banken,  insbe- 
sondere ihrer  Activa  und  Passiva. 

Der  bezügliche  Ausweis  wurde  am  23.  Juni  1711  ausgefertigt^). 
Hienach  hafteten  damals  auf  der  Girobank  noch  3.255.316  fL, 
während  die  Stadtbank  an  Capital  und  Zinsen  ihrer  Schulden,  sowie 
an  ordentlichen  und  ausserordentlichen  Ausgaben  bis  Ende  1723 
mit  zusammen  20.669.301  fl.  belastet  war,  was  ein  Gesammt- 
passivum  von  23.924.617  fl.  ergibt.  Hiebei  waren  die  ordent- 
lichen Ausgaben  mit  jährlich  994.090  fl.  beziflfert,  wovon  178.711  fl. 
auf  die  Girobankzinsen,  der  Best  aber  auf  die  Verwaltungsauslagen 
und  die  Zahlungen  an  den  Hofstaat  entflelen. 

Der  Ertrag  der  damaligen  Bancogefälle  wurde  für  die 
Zeit  bis  1723  mit  zusammen  24.394.708  fl.  veranschlagt,  wonach 
bis  dahin  die  Abstossung  sämmtlicher  Schulden  und  ein  Ueberschuss 
von  rund  Va  Million  zu  gewärtigen  war. 

Abgesehen  von  der  bereits  erwähnten  BQckgabe  des  Mehl- 
aufschlages, sowie  der  Bluminations-  und  Wasserbaugefälle  an  die 
niederösterreichische  Begierung  -),  blieben  die  Bankfonde  unverändert 
Bezüglich  der  Abfuhr  der  Bancogefällsgelder  aus  den  Lände^ 
cassen  an  die  Bancohauptcassa  wurde  verfügt,  dass  dieselbe  vom 
1.  Jänner  1712  an,  statt  wie  bis  dahin,  durch  eigene  Unternehmer, 
durch  den  Magistrat  selbst  besorgt  werde,  gegen  eine  Provision 
und  Kostenvergütung  von  l^U^loj  was  übrigens  für  die  meisten 
Länder  erst  ein  Jahr  später,  und  überhaupt  nicht  für  alle  Banco- 
gefälle zur  Ausführung  gelangte^). 

Sonst  ergaben  sich  in  der  Einrichtung  beider  Banken  keine 
Veränderungen. 

Die  Prolongirung  fälliger  Capitalsraten  wurde  noch  fort- 
gesetzt, doch  in  stets  abnehmenden  Umfange,  so  dass  sie  sich  im 
Jahre  1711  nur  mehr  auf  rund  300.000  fl.  belief. 

Um  das  für  die  Einhaltung  der  Zahlungstermine  erforderliche 
Gteld  zu  beschaffen,  wurden  bei  Ueberweisung  von  Giroposten  noch 
immer    gegen    entsprechende    Bar  Zuschüsse   kürzere    Zahlungs* 
termine  bewilligt,  ebenso  auch  bei  Ueberweisung  von  Cameralschnlden  - 
Die  Bedingungen  waren  hiebei  ähnlich,  wie  in  der  letzten  Zei 


^]  Mise  camer.  XI;  s.  auch  H.  F.  A.  vom  12.  Mai  und  B.  A.  y.  24.  Juli  171 

')  B.  A.  vom  23.  Juli  1711;  s.  Seite  235. 

ä)  B.  A.  Tom  21.  Jänner  und  21.  October  1712. 
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Kaiser  Josefs  I.,  zeigten  aber  immer  mehr  das  Bestreben,  die  Zahlang* 
möglichst  weit  hinauszuschieben^),  indem  die  Giropost  sammt  dem 
Zuschüsse  anstatt  ratenweise,  häuäg  erst  nach  4  bis  5  Jahren,  in 
einem  Falle  sogar  erst  nach  10  Jahren  fällig  werden  sollte. 

Ueberhaupt  war  der  Credit  der  Bank  unverkennbar  in  einer 
langsamen,  aber  unausgesetzten  Kräftigung  begriffen.  —  Abgesehen 
von  allen  anderen  Symptomen  erhellt  dies  schon  daraus,  dass  die 
Min.  Bancodeputation  über  eine  Anfrage  des  Magistrates  vom 
12.  Mai  1711  entschied,  im  Falle  der  Nichtbehebung  fälliger 
Capitalien  seien  keine  Verzugszinsen  zu  entrichten,  da  das  Geld 
zui*  Behebung  bereit  liege,  und  die  Partei  sich  in  mora  accipiendi 
befinde.  So  selbstverständlich  uns  eine  derartige  Verfügung  auch 
vom  Rechtsstandpunkte  aus  erscheinen  mag,  so  wäre  sie  doch 
widersinnig  gewesen,  wenn  die  Bank  noch  Ursache  gehabt  hätte, 
den  Andrang  der  Gläubiger  zu  scheuen. 

Auch  eine  Verfügung  der  Min.  Bancodeputation  vom  1.  Juli  1711 
beweist  die  Zunahme  des  Credites.     Hiemit  wui*de  nämlich   dem 
Magistrate  ein  Gutachten  der  Bancobuchhalterei  mitgetheilt,  wonach 
die  1711  und  1712,  allenfalls  überhaupt  die  bis  1715  fälligen  Capi- 
talien nicht  wie  bisher  nur  auf  3  Jahre,  sondern  auf  länger  prolon- 
girt  werden  sollten,  bis  der  Cassastand  deren  successive  Abstattung  ge- 
statten würde.   Die  betreffenden  Posten  seien  ohnehin  grösstentheils 
durch  üebemahme  von  Girobankschulden  ohne  Capitalsabzug  entstan- 
den. '  Es  liege  daher  auch  keine  Verpflichtung  vor,  vom  Verfallstage  an 
6^0  Zinsen  zu  bezahlen,  da  die  noch  auf  der  Girobank  haftenden 
Posten  auch  nur  zu  ö*'/^  verzinst  würden.    Es  schilBn  also  bereits 
thunlich,  den  Gläubigern    ungünstigere  Prolongirungsbedingungen 
vorzuschlagen.    Gleichzeitig  wurde  auch  schon  die  allmähliche  Ab- 
stattung der  restlichen  Girobankschulden  in's  Auge  gefasst, 
lind  für  deren  Beginn  das  Jahr  1718  in  Aussicht  genommen  2). 

Allerdings  war  der  Zinsfuss  für  Bankanlehen  ohne  Ver- 
bindung mit  anderwärtigen  Vortheilen  für  den  Darleiher  noch  immer 
ein  sehr  hoher.  So  musste  die  Bank  dem  Juden  Michl  für  einen 
nach  2  Monaten  fälligen  Vorschuss  8®/o  zahlen').  Im  December  1711 


'j  B.  A,  vom  20.  Mai,  15.  und  20.  Juni,  3.  November,  15.,  18.  und  29.  Dc- 
<^heT  1711,  21.  Jänner  1712  u.  a. 

V  B.  A.  vom  1.  und  10.  Juli  1711. 
')  -B.  A.  vom  24.  JuU  1711. 

•  if  e  a  ^  I  ^  Finanzen  Oesterreichi.  1 7 
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nahm  der  Magistrat  vorbehaltlich  der  Genehmigung  der  Min.  Banco- 
deputation  einen  Vorschoss  von  24.000  fl.  auf,  und  begrttndete  dies, 
sowie  einige  gleichzeitige  Znschussgeschäfte  in  seinem  (diesbezüglichen 
Berichte^)  damit,  dass  man  demnächst  100.000  fl.  brauche  und 
hiefür  allenfalls  12%  zahlen  müsste.  Gleichwohl  konnte  damals 
von  einer  eigentlichen  Zwangslage  nicht  mehr  die  Bede  sein,  da 
der  Magistrat  erst  kurz  vorher  die  Ablehnung  eines  unvortheilhaften 
Zuschussgeschäftes  mit  dem  Bemerken  beantragt  hatte,  dass  man 
solcher  Geschäfte  nicht  bedürfe^). 


2.  Die  Stadtbank  in  den  ersten  Begierungsiiahren  llarls  VL 

Nach  längeren  Verhandlungen  wurde  Karl  IH  von  Spanien  in 
Frankfurt  am  22.  December  1711  zum  römischen  Kaiser  gekrönt, 
worauf  er  sich  bald  in  seine  Erblande  begab,  um  daselbst  die 
Regierung  zu  übernehmen. 

In  der  Einrichtung  der  beiden  Wiener  Banken  blieb  vorläufig 
Alles  unverändert.  Neben  den  Giro-Extracten  und  den  seit  1708 
ausgegebenen  Wiener  Oberkammeramts -Obligationen  standen  die 
früheren  Stadtbanco- Obligationen  noch  immer  im  Verkehre^. 

Die  Abstossung  der  mit  den  Stadtbankgefällen  über- 
nommenen Schulden  hatte  in  den  letzten  Jahren  ungeachtet  der 
Prolongirung  Fortschiitte  gemacht.  Die  auf  den  Gefällen  des 
Handgrafenamtes,  der  Bothenthurm-  und  Tabormaut  haften- 
den Posten  waren  Anfangs  März  1712  bereits  durchwegs  in  Stadt- 
bankschulden convertirt,  zum  grossen  Theile  auch  schon  getilgt 
worden.  Ein  auf  der  kaiserlichen  Eartenfabrik  lastendes  Capital 
von  33.552  fl.  wurde  1712  auf  die  nächsten  6  Jahre  zur  Zahlung 
angewiesen,  der  bezügliche  Zinsenausstand  von  12.428  fl.  aber  auf 
die  nächsten  6  Monate^). 

Auch  die  Ueberweisung  der  Giroposten  nahm  ihren  Fort- 
gang, und  zwar  in  der  bisherigen  Weise,  gegen  entsprechende 
Gapitalszuschüsse.  Wenn  hiebei  die  Partei  die  betreffenden 
Girobankpapiere  nicht  sofoi*t  beizubringen  vermochte,  hatte  sie  hiefSr 
vorläufig  nach  einem  jeweilig  vereinbarten  Curse  (Anfangs  1712 
z.  B.  zu  66^/,)  die  Valuta  zu  erlegen,  deren  Betrag  von  der  Stadt- 


»)  B.  A.  vom  12.  December  1711. 

«)  B.  A.  vom  13.  October  1711. 

»)  B.  A.  vom  8.  Juni  1714. 

*)  B.  A.  vom  14.  März  und  26.  September  1712. 
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bank  nach  Massgabe  des  seinerzeitigen  Erlages  der  Giro -Extr acte 
wofür  man  eine  bestimmte  Frist  vereinbarte,  zurückzuzahlen  war^). 
Da  die  Giroposten  zum  vollen  Nennwerthe  gegen  Oberkammenunts- 
Obligationen  umgetauscht  wurden,  welche  einen  weit  höheren  Ver- 
kehrswerth  besassen,  waren  solche  Geschäfte  unter  allen  Umständen 
für  die  betreffende  Partei  sehr  vortheilhaft.  Dabei  bot  sich  die 
Möglichkeit  eines  noch  grösseren  Gewinnes,  falls  die  Differenz 
zwischen  den  beiderseitigen  Oursen  bis  zum  Zeitpunkte  des  Erlages 
der  Girobankpapiere  steigen  sollte. 

Ausnahmsweise  wurden  Giroposten  auch  ohne  Zuschuss  zum 
vollen  NenAwerthe  auf  die  Stadtbank  überwiesen,  wobei  man  jedoch 
längere  Zahlungsfristen  festsetzte-). 

Die  Auszahlung  der  Giro  Zinsen,  welche  noch  immer  durch 
eigene  Edicte  angekündigt  wurde,  erfolgte  bis  1713  durch  einen 
Beamten  der  Girobuchhalterei,  der  die  hiezu  erforderlichen  Beträge 
jeweilig  von  der  Stadtbanco-Hauptcassa  erhob.  Mit  Verordnung 
vom  26.  September  1713  wurde  dieser  Vorgang  wegen  incorrecter 
Gebarung  des  betreffenden  Functionärs  abgestellt,  und  sollte  nun- 
mehr die  Girobuchhalterei  blos  die  Quittung  numeriren,  be- 
ziehungsweise der  Partei  die  Anweisung  an  die  Gassa  ertheilen, 
letztere  aber  die  Auszahlung  unmittelbar  bewerkstelligen®).  Gemäss 
Verordnung  vom  2.  Juni  1714  war  die  Quittung  vor  der  Auszahlung 
auch  noch  von  der  Banco-Grefallsbuchhalterei  zu  liquidiren,  welche 


^)  So  wurde  z.  B.  anlässlich  eines  Anfangs  1711  abgeschlossenen  Geschäftes 
mit  Abrh.  Spitzer,  auf  Grund  dessen  derselbe  filr  ein  Girocapital  von  100.000  fl. 
und   einen  Ziuiehufls  im  gleichen  Betrage  bereits  Oberkammeramts-Obligationen, 
zahlbar  1714  und  1715,  erhalten  hatte,  fOr  erstere  Post  nachträglich  am  31.  Jänner 
1712  der  vorläufige  Erlag  der  Valuta  substituirt.    Bei  dem  gleichzeitigen  Ab- 
schlüsse eines  zweiten  Geschäftes  zu  denselben  Beträgen  wurde  diese  Substituirung 
sofort  vereinbart.    Die  ümwechslung  der  Valuta   gegen  die  Giropapiere   sollte 
1716  in  Quartalsfristen  stattfinden.   In  dem  zweiten  Falle  sollte  der  Barzuschuss 
aunahmBweise,  statt  mit  6,  imtl^li^YeiziDst  werden,  und  die  Bückzahlung  der 
Stadt-Obligationen  theiLi  nach  3,  theils  nach  4  Jahren  erfolgen.    Thatsächlich 
edegte  Spitzer  die  Giro-Extracte  schon  Ende  1713,  weshalb  ihm  über  die  früher 
vorgestreckte  Valuta   von  133.333  fl.   IVt^lf^ge  im  Jahre   1716   fäUige   Ober- 
Vanuneramts- Obligationen  ansgesteUt  wurden   (B.  A.  v.  31.  Jänner  1712   und 
18.  Dec.  1713). 

^)  So  wurde  z.  B.  eine  Giropost  des  Grafen  Sinzendorf  von  150.000  fl.  im 
Jahre  1714  auf  1721—1724  zur  Zahlung  überwiesen  (B.  A.  v.  16.  Mai  1714). 
*)  Hofk.  Bef:  vom  29.  September  1727  (im  Banco-Sammelbande  Nr.  IßßfD). 

17* 
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ZU  Folge  Verordnung  vom  18.  October  1714  überhaupt  sämmtliche 
Activa  und  Passiva  beider  Banken  zu  verbuchen  hatte. 

DieDiscontirung  von  noch  nicht  fälligen  Stadt-Banco-Obliga- 
tionen,  d.  h.  deren  frühere  Einlösung  gegen  einen  Abzug  von  17o  per 
mese,  seit  1714  von6^/o  jährlich,  kam  nun  öfters  vor,  und  wurde  zuweilen 
auch  vom  Magistrate  gegen  nachträgliche  Genehmigung  der  Min, 
Bancodeputation  bewilligt.  Durch  solche  Discontirungen  wurde  eine 
effective  Zinsenersparnis  erzielt,  da  man  die  Mittel  hiezu  aus  den 
augenblicklich  verfügbaren  Cassabeständen  entnahm^).  Ausnahms- 
weise wurde  auch  die  abzugsfreie  Auszahlung  eines  erst  nach 
Jahren  fälligen  Bankcapitals  bewilligt*). 

Dagegen  wurde  nun  die  Capitalsprolongirung,  welche  noch 
immer  gewöhnlich  auf  3  Jahre,  ausnahmsweise  aber  auch  auf  kürzere 
Fristen  erfolgte,  in  Folge  der  gebesserten  Verhältnisse  immer 
seltener,  um  endlich  fast  ganz  zu  verschwinden.  Im  Jahre  1712 
wurden  noch  fällige  Raten  von  etwa  150.000  fl.  prolongirt,  im 
nächsten  Jahre  betrug  die  Summe  kaum  zwei  Drittel  dieses  Be- 
trages, 1714  nur  mehr  etwa  35.000  fl.  In  Gemässheit  des  im 
Jahre  1711  aufgestellten  Grundsatzes  wurde  nunmehr  auch  nach 
der  Prolongirung  die  5®/^ige  Verzinsung  beibehalten. 

Das  Hauptverdienst  an  der  eingetretenen  Consolidirung  gebührt 
dem  Grafen  Starhemberg,  welcher  nach  dem  im  Jahre  1711 
erfolgten  Ableben  des  Statthalters  Grafen  Weltz  die  alleinige 
Oberleitung  der  Bank  übernommen^),  und  sofort  sein  Haupt- 
augenmerk darauf  gerichtet  hatte,  die  Einhaltung  aller  Zahlungs- 
termine zu  ermöglichen*). 

Solange  Weltz  lebte,  hatte  ihm  Starhemberg,  obgleich  er  mit 
seinen  mehrfach  statutenwidrigen  Massregeln  nicht  einverstanden 
war,  „aus  verschiedenen  Gründen  nicht  heftig  opponiren  wollen," 


^)  B.  A.  vom  10.  December  1712. 

')  So  wurde  der  Magistrat  am  1.  Juni  1712  angewiesen,  ein  nach  9  Jahren 
fälliges  Bancocapital  des  Grafen  Franz  GaUas  schon  von  1712 — 1716  za  bezahlen. 
Am  2.  Jänner  1713  wurde  die  sofortige,  abzugsfreie  Bezahlung  einer  erst  nach 
4  Jahren  fäUigen  Stadtbankforderung  der  Kaiserin  Witwe  verfügt. 

*)  Zum  Coadministrator  wurde  an  Stelle  des  Grafen  Weltz  Graf  Kheven- 
hüller  ernannt  (Undatlrtes  Bancoreferat  Nr.  45);  jedoch  trat  derselbe  neben 
Starhemberg  nicht  besonders  hervor. 

*)  Min.  Bancodep.  Bef.  vom  8.  Mai  1723  (Bancosammelband  Nr.  166/D). 
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und  sich  somit  an  der  Oberleitung  der  Bank  nur  wenig  betheiligt ^). 
Dagegen  sind  alle  wichtigeren  Massregeln  der  Min.  Bancodeputation 
seit  1711  auf  die  Initiative  Starhembergs  zurückzuführen.  Insbe- 
sondere seit  seiner  Demission  als  Hofkammerpräsident  (1715) 
widmete  sich  dieser  Staatsmann  ausschliesslich  der  Stadtbank,  die 
unter  seiner  Leitung  bald  zu  einer,  angesichts  der  damaligen  Ver- 
hältnisse ausserordentlichen  Blüthe  gelangen  sollte,  —  nicht  zum 
geringsten  Theile  in  Folge  des  gi'ossen  persönlichen  Credites 
Starhembergs,  welchen  das  Publicum  auf  die  von  ihm  geleitete 
Anstalt  übertrug. 

Mit  Edict  vom  16.  Juli  1714  verlautbarte  die  Min.  Banco- 
deputation, dass,  wenn  eine  Partei  ein  fälliges  Stadtbankcapital 
nicht  behebe,  noch  auch  erkläre,  dasselbe  gegen  fortlaufende  Ver- 
zinsung liegen  zu  lassen,  die  Verzinsung  mit  dem  Fälligkeitstage 
erlösche.  Diese,  der  Entscheidung  vom  12.  Mai  1711  entsprechende 
Verfügung  wird  damit  begründet,  dass  die  Bankgläubiger  fällige 
Capitalsraten  oft  viele  Monate,  ja  selbst  ein  Jahr  lang  zu  beheben 
anterliessen  und  dann  dennoch  die  Zinsen  beanspruchten.  Jedenfalls 
beweist  diese  Massregel,  dass  die  fälligen  Capitalsraten  nunmehr 
stets  pünktlich  ausbezahlt  wurden,  und  dass  an  der  Sicherheit  des 
Oapitals  Niemand  mehi*  zweifelte. 

Uebrigens  findet  sich  schon  im  Jahre  1712  die  erste  Spur  von 
freiwilligen  Capitalseinlagen.  In  einem  Berichte  des  Magistrates 
vom  August  dieses  Jahres  wird  nämlich  bemerkt,  die  Stadtbank  sei 
für  dieses  Jahr  allerdings  sehr  überladen,  doch  könne  man  noch 
weitere  Lasten  übernehmen,  da  „bisher  hin  und  wieder  von  den 
Parteien  Anticipationen",  zum  Theile  in  namhaften  Beträgen,  ein- 
gingen, und  dies  hoffentlich  fortdauern  werde  ^). 

Derartige  Einlagen  wurden,  wie  aus  den  späteren  Acten  her- 
vorgeht*), zu  6^/o  in  vierteljährigen  Baten  verzinst,  und  waren 
jederzeit  sofort  nach  Sicht,  oder  gegen  vorherige  Kündigung 
rückzahlbar.  Die  bezüglichen  Stadtbanco-Obligationen  wurden  vom 
Jfagistrate  ohne  vorherige  Anweisung  der  Min.  Bancodeputation 
*Qsgefertigt,  und  zwai*  wie  es  scheint,  in  ähnlicher  Form,  wie  vor 
1708  für  alle  Stadtbankschulden. 


^)  Aus  der  Information  Starhembergs  an  Kaiser  Karl  VI.  dto.  Frankfurt, 
^ecember  1711  (s.  Seite  127,  Anm.  6). 
*)  B.  A.  vom  29.  August  1712. 
*)  Z.  B.  Banc.  A.  vom  9.  August  1715. 
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Um  für  die  Bedingungen  der  Capitalseinlagen  einen  festen 
Massstab  zu  geben,  beauftragte  die  Min.  Bancodeputation  den  Magi- 
strat am  27.  October  1714,  auf  Sicht  rückzahlbare  Einlagen  unter 
1000  fl.  über  Anmeldung  jederzeit  anzunehmen,  solche  von  1000  bis 
5000  fl.  nur  nach  Beschaffenheit  der  Sache  und  nach  Thunlichkeit; 
Einlagen  von  5000  bis  25.000  fl.  seien  nur  gegen  vierteljährige^), 
und  solche  über  25.000  fl.  nur  gegen  halbjährige  Kündigung  anzu- 
nehmen. Diese  Kündigungsfristen  seien  in  die  Obligation  ein- 
zuschalten. 

Sobald   sich    die  Stadtbank   von  den  Folgen  der  Krise    des 
Jahres  1708  erholt  hatte,  war  es  angesichts  der  Finanzlage  des 
Staates  selbstverständlich,  dass  ihr  Credit  seitens  der  Hofkammer 
für  Zwecke  des  Aerars  in  Anspruch  genommen  wurde.    So  kam  es 
denn  seit  1713  häufig  zur  Uebernahme  von  Staatsschulden  durch 
die  Bank,  sowie  zu  Darlehen  derselben  an  den  Staat.    Hiebei 
wurde  der  Bank,  abgesehen  von  den  unten  zu  erwähnenden  statuten- 
widrigen Belastungen  der  Girobank,  vorläufig  allerdings  immei-  der 
statutenmässige  Zahlungsfond  übergeben,  sodass  in  dem  normalen 
Verhältnisse  zwischen  Activen  und  Passiven   eine  Störung  nicht 
eintrat    Der  Zinsfuss  betrug  bei  allen  Bankdarlehen  gleichmässis 
6^/o,  was  bei  der  Höhe  des  damaligen  Marktzinsfusses  fbr  da^ 
Aerar  einen  wesentlichen  Vortheil  bedeutete.    Bei  der  Uebemahnie 
von  Staatsschulden  wurden  den  Gläubigem  unter  Einziehung  d&r 
betreffenden  Schuldurkunden  5^/oige  Oberkammeramts-Obligationeii 
ausgestellt. 

Die  Verträge  über  Creditsleistungen  für  Staatszwecke  wurden, 
gleichviel,  ob  dieselben  für  die  Girobank,  oder,  —  was  die  Bagel 
bildete,  —  für  die  Stadtbank  eine  Verpflichtung  begründeten,  zwischen 
Hofkammer  und  Min.  Bancodeputation  abgeschlossen  und  vom 
Kaiser  genehmigt.  Häufig  wurde  der  Vertrag  einfach  durch 
kaiserlichen  Befehl  ersetzt^).  Ein  unmittelbarer  Vertragsibschluss 

^)  Wenige  Jahre  später  finden  sich  bereits  sehr  häufig  kürzere  EttndigUDgs- 
ü'isten,  so  Ton  14  Tagen,  1  Monat  oder  2  Monaten. 

')  So  wurde  die  Bank  beispielsweise  Ende  1711  angewiesen,  die  Apanage 
der  Kaiserin  Witwe  WiUiebnine  Ton  jährlich  aOO.OOO  fl.  ausEuaahkn,  nnd  ndh 
hiefiir  zu  Vs  &us  den  böhmischen  Zoll-  und  Ungeltsgefällen,  zu  Vt  ^^  <^en  kais. 
Euchlgeldem,  zn  ^Z,  aus  den  Gefällen  des  böhmischen  DeputirtenainteB,  des  Hof- 
pfennigamtes in  Graz,  des  niederösterr.  Salzamtes,  des  schleBischen  Bentamtes  '^ 
und  der  schlesischen  Salzadministration  schadlos  zu  halten  (K,  Bei  t.  17.  Not.  ^ 
und  1.  Dec.  1711,  im  Fase,  der  k.  Befehle). 
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mit  dem  Wiener  Stadtmagistrate  fand  nur  selten  statt.  In  der 
ganzen  Periode  vor  1717  kam  ein  solcher  Fall  nur  ein  einziges 
Mal  vor,  und  zwar  anlässlich  eines  Vertrages,  welcher  nicht  nur 
den  Magistrat  als  Administrator  der  BancogefäUe,  sondern  die  Stadt 
Wien  selbst  als  Inhaberin  der  Bank  verpflichtete. 

Am  1.  October  1713^)  schloss  nämlich  die  Hofkammer  mit  dem 
Magistrate  einen  Vertrag  ab,  wodurch  sich  die  Stadt  Wien  vermöge 
einer  zwischen  ihrem  Oberkammeramte  und  der  Stadtbank  ge- 
troffenen Vereinbarung  als  Inhaberin  der  Bank  verpflichtete,  mehrere 
Staatsschuldposten  von  zusammen  370.784  fl.  den  betreffenden, 
von  der  Hof  kammer  bekannt  zu  gebenden  Parteien  in  verschiedenen 
Terminen  vom  31.  März  1714  bis  31.  December  1717  durch  das 
Oberkammeramt  zu  bezahlen  und  demnach  die  entsprechenden^  auf 
dieses  Amt  lautenden  Obligationen  auszustellen.  Die  Rückzahlung 
des  obigen  Betrages  wurde  combinirt  mit  jener  einer  Forderung 
von  215.180  fl.,  welche  nicht  der  Stadt,  sondern  der  Stadtbank  des- 
halb zustand,  weil  sie  am  10.  März  1713  eine  aus  dem  Vorjahre 
stammende  Darlehensforderung  des  Fürsten  Lubomirski  von  200.000  fl. 
sammt  Zinsen  und  Nebengebfiren  anstatt  der  Hofkammer  bezahlt 
hatte.  Mit  dem  erwähnten  Vertrage  wurde  nämlich  zur  Rück- 
zahlung der  beiden  Posten  von  zusammen  585.964  fl.  sammt  6^/^ 
Zinsen  und  V'u^U  Pauschalvergütung  für  Wechselagio,  Transport- 
kosten und  Münzverlust  das  von  den  Ständen  Mährens  für  Staats- 
schuldentilgungszwecke auf  10  Jahre  bewilligte,  sogenannte  Decennal- 
Impegno  bestimmt,  und  sonach  im  Gesammtbetrage  von  1.330.000  fl. 
dem  Stadtmagistrate  auf  10  Jahre,  das  ist  von  1714  bis  1723  mit 
dem  Bemerken  fiberlassen,  dass  hievon  zunächst  die  Forderung  der 
Stadt  Wien  beglichen  werden  solle  ^.  Hierüber  sollte  das  Kriegs- 
zahlamt dem  Magistrate  jährlich  eine  von  den  Ständen  einzulösende 
Amtsquittung,  und  ausserdem  sofort  eine  allgemeine  Amtsrecognition 
ausstellen.  Da  die  Decennalgelder  im  ersten  Jahre  zur  Bestreitung 
der  itti  Vertrage  übernommenen  Zahlungsverbindlichkeiten  nicht  aus- 
reichten, versprach  die  Stadt  Wien,  den  Abgang  vorläufig  aus  ihren 
sonstigen  Mitteln  gegen  6^/oige  Verzinsung  vorzuschiessen.    Die 


^)  H.  F.'  A.  Tom  5.  Jänner  1714,  ferner  den  Contract  im  Fascikel  der 
Bancoreoesse. 

*)  Die  einiehien  Jahresraten  nahmen,  dem  jährlichen  Zinsenhetrage  ent- 
sprechend,  von  160.000  bis  106.000  11.  ab. 
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Hofkammer  verzichtete  auf  die  Befugnis  einer  anderwärtigen  Ver- 
pfandung des  Decennalquantums. 

Nachdem  dieser  Vertrag  nicht  nur  die  Stadt  Wien,  sondern 
auch  die  Bank  verpflichtete,  wurde  darin  die  Grenehmigung  der  Min. 
Bancodeputation  vorbehalten,  welche  am  10.  November  1713  er- 
folgte. Die  kaiserliche  Eatification  wurde  nachträglich  am  8.  De- 
cember  ertheilt^). 

Uebrigens  kam  die  üeberweisung  von  Cameralgefällen 
an  die  Stadt  Wien  (anstatt  an  die  Stadtbank)  noch  einige  Male 
vor.  So  wurde  der  Stadt  mit  den  Ah.  Entschliessungen  vom  8.  Fe- 
bruar und  3.  März  1714 -)  zur  Abstattung  zweier  Vorschüsse  von 
21.005  und  2000  fl.  sammt  6®/o  Zinsen  der  üeberschuss  des  Mehl - 
aufschlages  überlassen,  ferner  mit  kaiserlichem  Befehle  vom 
19.  April  1714  der  Betrag  von  105.000  fl.  aus  dem  Ertrage  des 
niederösterreichischen  und  mährischen  Salzamtes,  zahlbar 
am  1.  April  1715,  wofür  die  Stadt  sich  verpflichtet  hatte,  ver- 
schiedene, neuentstandene  Staatsschuldposten  von  zusammen  100.000  fl. 
sammt  5^/o  Zinsen  an  dem  gedachten  Tage  zu  bezahlen^. 

Die  freiwilligen  Capitalseinlagen  nahmen  im  Jahre  1714 
hauptsächlich  wohl  in  Folge  der  endlichen  Wiederherstellung  des 
Friedens,  so  rasch  zu,  dass  sich  die  Min.  Bancodeputation  der  Hof- 
kammer gegenüber  mit  Note  vom   20.  Juli   1714  erbot,  den  ge- 
steigerten Bankcredit  zur  allmählichen  Einlösung  verpfändeter 
Cameralgefälle  zu  benützen.  Die  bezüglichen  Operationen  wurden 
in  der  That  bald  darauf  in  Angrifi*  genommen,  indem  die  Stadtbank 
noch  im  Jahre  1714  die  Maut  zu  Himberg  in  Niederösterreici 
sammt  den  dazu  gehörigen  Teichwirthschaften  gegen  Ablösung  der 
darauf  haftenden  Pfandschuld  von  60.000  fl.  auf  15  Jahre  über- 
nahm^). 

Femer  streckte  die  Bank  in  Folge  kaiserlichen  Befehles  vom 
1.  September  1714  der  Hof  kammer  zur  Abstattung  einer  Forderung 
Wertheimers  200.000  fl.  vor  gegen  üeberlassung  von  jährlich  20.000  fl. 
sammt  Zinsenraten  aus  den  böhmischen  Zoll-  und  Umgelds- 


^)  B.  A.  vom  10.  November  1713,  H.  F.  A.  vom  5.  Jänner  1714,  u.  d.  Con- 
tract  am  cit.  Orte. 

«)  H.  F.  A.  vom  8.  Februar,  B.  A.  vom  15.  Februar  und  17.  Mai  1714. 

3)  H.  F.  A.  vom  19.  Aprü  und  B.  A.  vom  26.  April  1714. 

*)  B.  A.  vom  19.  Juli  1714.   Das  Object  wurde  alsbald  um  jährlich  4600 
verpachtet  (B.  A.  vom  11.  Oet.  1714). 
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gefallen,  worauf  jene  Forderung  assignirt   war,  und  zwar  auf 
10  Jahi-e^). 

Der  Girobank  wurde  1713,  behufs  Abstattung  einer  Wechsel- 
forderung  Emanuel  Oppenheimers  von  500.000  fl.  sammt  5  7o  Zinsen 
vom  1.  Juli  1713  an,  eine  Quote  von  jährlich  50.000  fl.  aus  dem 
Decennalquantum  Böhmens    sammt  jeweilen    Zinsenraten   auf 
10  Jahre  überlassen^).    Mit  kaiserlichem  Befehl  vom  5.  März  1714 
wurde  die  Min.  Bancodeputation  angewiesen,  dem  Marchese  Erba 
und  Fürsten  Odescalchi  zusammen  468.865  fl.  in  der  Girobank  gut- 
zuschreiben und  vom  1.  April  an  zu  verzinsen,  gegen  Ueberlassung 
des  hiezu  erforderlichen  Betrages  aus  dem  jälirlichen  Ertrage  der 
östeiTeichischen  Cameralherrschaft  Ungarisch  Altenburg,  welche 
nunmehr  unter  die  Oberleitung  der  Min.  Bancodeputation  gelangte^). 
Die   steigende  Leistungsfähigkeit   der   Bank   veranlasste    die 
Begierung  zu  erhöhten  Ansprüchen.    Mit  Ende  1712  nimmt  daher 
die  Ueberweisung  ärarischer  Zahlungsrückstände  auf  die 
Girobank  derart  überhand,  dass  sie  die  Verminderung  der  Giro- 
bankschulden  durch  Transferiiiing  auf  die  Stadtbank  bei  Weitem 
überwog.    Anfangs  erfolgte  eine  solche  Ueberweisung  besonders  für 
die  sehr  beträchtlichen  Gnadengaben  an  hohe  Würdenträger  aus 
dem  Hofstaate  des  verstorbenen  Kaisers  Josef  I.*);  mit  kaiserlichem 
Befehl  vom  12.  Juni  1714  wurde  dieselbe  für  Gehalts-  und  Pensions- 
rückstände von  Hofbeamten  im   Gesammtbetrage  von  595.889  fl. 
verfugt*).    Eine  entsprechende  Dotationserhöhung  scheint  mit  diesen 
Ueberweisungen  nicht  verbunden  gewesen  zu  sein.    Ausnahmsweise 
wurden  hiebei,  anstatt  5,  6^/^  Zinsen  bewilligt,  insbesondere,  wenn 
es  sich  um  ein  Mher  6®/oiges  Capital  handelte*). 

Das  Ansinnen  der  Hofkammer,  auch  Zinsenausstände  auf 
die  Girobank  zu  übernehmen,  lehnte  die  Bancodeputation  mit  der 
Begründung  ab,  dass  solche  Bückstände  dann  verzinst  werden 
nifissten,  was  statutenwidrig  und  überhaupt  bedenklich  sei*^. 

*)  H.  F.  A.  und  B.  A.  vom  1.  September  1714. 
«)  H.  F.  A.  vom  19.  und  28.  Juli,  B.  A.  vom  26.  Juli  1713. 
•)  B.  A.  vom  1.  Juni  1714. 

*)  Darunter  zwei  zu  je  50.000  fl.,  eine  zu  40.000  fl.  piv.  B.  A.  v.  Nov. 
[      ^^^  Dec.  1712). 

*)  H.  F.  A.  vom  12.  April  und  12.  Juni,  B.  A.  vom  1.  August  1714.   Auch 
^^ter  kamen  ähnliche  Ueberweisungen  vor,  wenngleich  nur  für  kleinere  Posten. 
*)  B.  A.  vom  15.  September  1714. 
"^  B.  A.  vom  2.  Juni  1713. 
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In  Folge  der  bedeutenden  Neubelastungen  stiegen  die  Giro- 
bankschulden, welche  sich  Mitte  1711  nur  mehr  auf  ungefähr  3^/^ 
Millionen  belaufen  hatten,  derart,  dass  Ende  September  1714  allein 
die  eigentlichen  Giroposten  3.959.571  fl.  betrugen.  Ausserdem  hatte 
die  Girobank  die  auf  sie  überwiesenen,  jedoch  nicht  durch  Giro-Ex- 
tracte  bedeckten  Forderungen  yon  Hofsparteien  zu  verzinsen,  femer 
das  sechste  Zinsenpercent  von  den  prolongirten  Stadtbank- 
capitalien  zu  entrichten.  Diesen  zwei  neuen  Kategorien  von  Giro* 
bankschulden  entsprach  nach  dem  damaligen  Stande  eine  Zinsenlast 
von  jährlich  39.225  fl.^). 

Die  Creditsleistungen  der  Stadt  Wien  für  die  Stadtbank 
waren,  solange  anderwärtige  Zuflüsse  im  Bedarfsfalle  nicht  immer 
zur  Verfügung  standen,  noch  sehr  beträchtliche.  Ende  1713  hatte 
die  Stadt  aus  diesem  Titel  eine  fällige  Forderung  von  1.016.306  fl., 
wovon  548.500  fl.  auf  Bardarlehen,  374.021  fl.  auf  die  durch  die 
Stadt  eingelösten,  bis  30.  Juni  1713  fällig  gewordenen  Bancocapitalien, 
93.785  fl.  auf  seit  1.  Juli  1713  fällige  Zinsen  entflelen.  An  erst 
später  fällig  werdenden  Stadtbankposten  hatte  die  Stadt  234.161  fl. 
an  sich  gebracht,  sodass  ihr  Guthaben  rund  1^4  Millionen  betrog. 
Dabei  waren  die  zahlreichen  Vorschüsse  zur  Bezahlung  fälliger 
Baten  der  für  die  Bank  ausgestellten  Oberkammeramts-Obligationen 
nicht  mit  eingerechnet. 

Durch  die  damals  in  Wien  herrschende  Pest  wurden  die  Wttd 
der  Stadt  in  aussergewöhnlichem  Masse  in  Anspruch  genommen. 
Da  dies  den  Credit  des  Oberkammeramtes  zu  gefährden  drohte,  bat 
der  Magistrat  um  eine  entsprechende  Abschlagszahlung  ans  denr 
Ertrage  der  Bankgefälle  ^).  Ob  diesem  Ansuchen  entsprochen  wm^e,. 
ist  nicht  zu  ersehen.  Uebrigens  war  die  gleichzeitig  ausgesprochene^ 
Befürchtung  einer  Massenaufkündigung  von  Bankeinlagen  jedenüdlS' 
übertrieben.  Der  Stand  der  Einlagen  wurde  nämlich,  wie  m&  der 
früheren  Darstellung  hervorgeht,  durch  die  Pest  höchstens  yorUM^ 
gehend  beeinflusst,  da  die  Bankcassa,  obgleich  der  Gefällsertrag  in 
Folge  der  Seuche  sank,  alle  Anweisungen  honorirte*).  Gtegen  Ender 
1714  nahmen  die  verfügbaren  Cassabestände  der  Stadtbank  sogai^ 
so  zu,    dass   die  Min.  Bancodeputation  behufs  Verminderung  iec^ 

*)  B.  A.  vom  30.  September  1714. 
«)  B.  A.  vom  30.  December  1713. 

^)  Ans  einem  Promcmoria    wegen  Bestätigung   des  Bflrgenneistere  TrunT^ 
V.  Guttenberg  f.  d.  Jahr  1715  (Mise,  camer.  XI). 
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Zinsenlast  die  sofortige  Bezahlung  von  noch  nicht  fälligen 
Posten  im  Gesammtbetrage  von  396.893  fl.  anordnen  konnte.  Hie- 
bei  hatte,  da  die  Bezahlung  nicht  auf  Verlangen  des  Gläubigers 
erfolgte,  ein  Abzug  nicht  stattzufinden;  jede  Post  war  bis  zum 
Zahlungstage  zu  verzinsen^).  Um  dieselbe  Zeit  bemerkt  die  Depu- 
tation in  einem  Vortrage,  die  Summe  der  Einlagscapitalien  wachse 
so  sehr,  dass  man  wegen  deren  sicherer  Verzinsung  in  Verlegenheit 
komme  ^.  Zum  nicht  geringen  Theile  ist  dieses  Zuströmen  des 
Anlagecapitals  wohl  einfach  eine  Folge  davon,  dass  im  Jahre  1714 
der  langjährige  Erbfolgekrieg  beendet  wurde,  was  einen  allgemeinen 
wirthschaftUchen  Aufschwung  ermöglichte. 

Andererseits  wurden  nun  aber  auch  die  Schuldner  der  Bank 
zur  pünktlichen  Erfüllung  ihrer  Verbindlichkeiten  verhalten.  Nach 
einer  Verordnung  vom  3.  December  1714  hatten  nämlich  alle  jene 
Bankschuldner,  welche  nicht  längstens  binnen  14  Tagen  nach  den 
Fälligkeitstermine  zahlten,  unbedingt  Verzugszinsen  zu  entrichten. 

3.  Die  Stadtbank  von  der  Errichtung  der  Banoalit&t  (1715)  bis  zur 
Einsohränkung  der  stadtisohen  Mithaftung  (1717). 

Wie  an  anderer  Stelle  gezeigt  wird*),  knüpfte  einer  der  Finanz- 
reformversuche in  der  letzten  Zeit  des  spanischen  Erbfolgekrieges 
insofern  an  die  bereits  damals  bewährte  Bankorganisation  an,  als 
eine  Zeit  lang  die  Absicht  bestand,  die  Bank  zur  Staatscentralcassa 
und  zum  alleinigen  Staatscreditinstitute  umzugestalten,  beziehungs- 
weise zu  erweitem.  Dieser  Vei*such,  welcher  in  dem,  wahrscheinlich 
nicht  dnmal  publicirten  „Banco-Confirmations-  und  Extensions- 
Diploma''  vom  24.  März  1713  unternommen  wurde,  gelangte  jedoch 
nicht  zur  Ausfähi*ung.  Dagegen  liegt  der  Inhalt  dieses  Diploms, 
insoweit  er  nicht  die  Wiener  Banken  betrifft,  dem  Patente  vom 
24.  December  1714  wegen  Errichtung  der  Üniversal-Bancalität 
zu  Grunde.  Durch  diese,  erst  im  Frühjahr  1715  ins  Leben  ge- 
tretene Neuorganisation  wurde  die  Einrichtung  der  Stadt-,  wie  der 
Girobank  vorläufig  allerdings  nicht  berührt.  Immerhin  aber  unter- 
liegt es  keinem  Zweifel,  dass  die  BancalitM  nach  der  Absicht  der 
betreffenden  Begierungski*eise  bestimmt  war,  nach  und  nach  die 
Stadtbank  fiberflüssig  zu  machen. 


*)  B.  A.  vom  15.  December  1714. 

*)  Bancalref.  Nr.  94,  resolT.  31.  Dec.  1714. 

3)  Abschnitt  IX. 
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Auch  ergaben  sich  alsbald  vielfache  Beziehungen  zwischen  Bank 
und  Bancalität.  In  der  ersten  Periode  (1715 — 1716)  hatte  nämlich  die 
Hof  kammer,  wie  an  der  betreffenden  Stelle  gezeigt  wird,  in  Staatscredit- 
sachen,  also  auch  bei  den  einschlägigen  Verhandlungen  mit  der 
Bank,  nicht  mehr  zu  sagen,  als  das  Bancal-Gubernium.  Als 
aber  diese  Behörde  im  Jahre  1716  aufgehoben  wurde,  entstand  in 
der  Finanzconferenz  eine  neue  oberste  Instanz  in  Finanzangelegen- 
heiten, welche  thatsächlich  bald  auch  in  Banksachen  zu  entscheiden- 
dem Einflüsse  gelangte.  Abgesehen  hievon  machte  sich  der  Bestand 
der  Bancalität  fiir  die  Bank  auch  insofern  sehr  f&hlbar,  als  der 
Credit  der  letzteren  desto  mehr  für  Staatszwecke  in  Anspruch  ge- 
nommen wurde,  je  mehr  sich  jener  der  ersteren  verschlimmerte. 

Im  Jahre  1714  hatte  sich  die  Stadtbank,  wie  bemerkt,  bereits 
vollkommen  consolidirt.  Der  Ertrag  der  Bankgefälle  stieg  in 
Folge  vortheilhafter  Verpachtungen  unausgesetzt.  Für  das  Jahr 
1715  wurde  derselbe,  abgesehen  von  den  durchlaufenden  Deputat- 
geldern  der  beiden  verwitweten  Kaiserinnen  von  460.000  fl.  auf 
rund  1.900.000  fl.  präliminirt  ^).  Nach  einer  späteren  Angabe  hätte 
sich   derselbe   allerdings  nui*  auf  ungefähr   1.650.000  fl.   belaufen. 

Die  Schuldenlast  der  Bank  betrug  einschliesslich  der  Giro- 
bankschulden von  etwa  47^  Millionen  Gulden,  Ende  1714  12.805.983  fl^ 
in  den  ersten  Monaten  des  nächsten  Jahres  nur  mehr  rund  11. 300.000  i, 
und  wäre  deren  successive  Tilgung  nach  dem  damaligen  Stande  der 
Bankgefälle  bis  1728  möglich  gewesen^).  Die  statutenmässige  Be- 
deckung war  also  reichlich  vorhanden.  Allerdings  war  die  Cassa 
lur  1715  mit  Anweisungen  von  2.736.785  fl.  belastet,  so  dass  sich 
noch  immer  ein  bedeutender  Abgang  ergeben  hätte.  Die  frei- 
willigen Capitaleinlagen  stiegen  aber  gleichzeitig  in  solchem 
Masse,  dass  dieser  Abgang  nicht  die  mindeste  Besorgnis  erregen 
konnte.  Anfangs  1715  betrugen  die  Einlagen  angeblich  bei^eits 
ungefähr  4  Millionen^).    Diese  rasche  Zunahme  des  öffentlichen  Ver- 

^)  Hievon  entfielen  auf  den  Fleischkreuzer  528.000  fl.,  auf  den  Tabak- 
aufschlag 66.000  fl.,  auf  die  Gefälle  des  Handgrafenamtes,  der  beiden  Wiener 
Mauten  und  den  Wiener  Getränkeaufschlag  850.000  fl.,  auf  den  Salzamtsbeitrag 
und  die  Herrschaft  Ung.  Altenburg  128.000  fl.  (Präliminare  pro  1715  in  Mise, 
camer.  XI). 

*)  S.  die  Tabelle  im  Anhange,  femer  die  Vorstellung  der  Min.  Bancodepi- 
tation  vom  25.  Mai  1730  im  F.  Arch.  Bande  166/1  D. 

^)  Entgegnung  auf  den  Bericht  des  Bancobuchhalters  Kirchner  über  ein^^i 
„wahrhaften  StadtbancofaU"  im  F.  Arch.  Bande  166/D. 
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IS  ist  einerseits  darauf  zurückzuführen,  dass  die  Bank  bald 
Wiederkehr  des  Friedens  allen  ihren  Verbindlichkeiten  aufs 
lichste  nachgekommen  war,  andererseits  aber  auf  die  Coulance 
r  Rückzahlung  von  Einlagen,  indem  man  kleinere  Capitalien 
Verlangen  sofort,  grössere  nach  Ablauf  einer  massigen  Kün- 
gsfirist  auszahlte. 

Jnter  solchen  Umständen  war  die  Min.  Bancodeputation,  nach- 
lie  Prolongirung  schon  1714  thatsächlich  aufgehört  hatte,  an- 
1715^)  in  der  Lage,  deren  förmliche  Einstellung  zu  decretiren, 
em  Bemerken,  dass  nunmehr  alle  fällig  werdenden  Capitalien 
unterschied  termingemäss  zu  bezahlen  seien, 
dessenungeachtet  betrug  der  Cassastand  der  Bank  Anfangs 
ät  1715  rund  800.000  fl. ,  wozu  noch  fallige  Activa  von 
30  fl.  kamen  ^).  Dies  erklärt  sich  dadurch,  dass  jene  Parteien, 
en  eine^percentige  Oberkammeramts-Obligation  zurückgezahlt 
3,  sich  beeilten,  das  erhaltene  Geld  zu  6^0  bei  der  Stadtbank 
L  Aufkündigung  einzulegen,  wozu  auch  die  kurzen  Kündigungs- 
n  verlockten.  Ein  solches  Bückströmen  fälliger  Gelder  musste, 
Ereulich  dasselbe  auch  als  ein  Zeichen  blühenden  Credites  war, 
1  der  hiemit  verbundenen  Erhöhung  der  Zinsenlast  denn  doch 
iken  erregen. 

inlässlich  der  Verhandlungen  wegen  Bückzahlung  der  rest- 
L  Schulden  der  Bothenthurm-  und  Tabormaut,  sowie 
[andgrafenamtes  von  zusammen  638.933  fl.  beanti*agte  daher 
(ancogefällsbuchhalterei^),  die  Cassa  solle  behufs  Einschrän- 
der  Einlagen  die  Parteien  an  den  Bürgermeister  weisen, 
er  ihre  Zustimmung  zu  einer  nur  ö^/^igen  Verzinsung  zu  er- 
n  trachten  möge.  Wenn  diese  nicht  zu  erzielen  sei,  möge  man 
zugestehen,  aber  nur  unter  dem  Scheine  einer  ausnahmsweisen 
QStigung. 

Der  Magistrat  beantragte  vor  allem  die  sofortige  Aufkündung 
Bezahlung  des  bereits  fälligen  Theiles  der  obigen  Schulden 
395  fl.).  Bezüglich  der  schon  früher  prolongirten  Posten 
.538  fl.)  und  der  erst  später  fällig  werdenden  Baten  (271.000  fl.) 
len  Gläubigem  die  Behebung  freizustellen.    Wenn  nun  die  aus- 


')  B.  A.  vom  28.  März  1715. 
'}  B.  A.  vom  9.  August  1715. 
^)  B.  A.  vom  9.  August  1715. 
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gezahlten  Beträge  wieder  als  Einlagen  zurückströmen,  seien  sie  zur 
Einlösung  verpfändeter  Gefälle  und  Domänen  zu  verwenden. 
Femer  empfehle  es  sich,  Giroposten  im  G^esammtbeti*age  von 
jährlich  200.000  fl.  zum  Curse  von  75^/o,  allenfalls  dem  augenblick- 
lichen Werthe  entsprechend  noch  billiger,  im  Namen  der  Stadt  nach 
und  nach  insgeheim  einzulösen,  zumal  die  betreffenden  Parteien, 
meist  Kaufleute  und  Juden,  ihr  Geld  nicht  zu  6%  u^  die  Stadt- 
bank legen,  sondern  anderwärts  höher  verzinsen  würden.  Ein  Cassa- 
bestand  von  400.000  fl.  sei  ohnedies  für  die  täglichen  Auszahlungen 
erforderlich.  Der  Nachtheil  aus  der  höheren  Verzinsung  des  Restes 
werde  aber  durch  den  Gewinn  an  Capital  und  Zinsen  in  Folge  der 
Einlösung  der  Giroposten  aufgewogen.  Die  vorgeschlagene  Beduc- 
tion  der  Einlagszinsen  wäre  dem  Gredite  sehr  schädlich.  Ander- 
wärts müsse  man  selbst  Pfandschulden  zu  6^0  verzinsen,  während 
bei  den  Bankeinlagen  keine  weitere  Sicherstellung  gewährt  werde. 
Die  Zinsenreduction  würde  daher  nicht  nur  den  neuen  Einlagen 
ein  Ende  machen ;  sondern  auch  eine  Massenkündigung  der  alten 
zur  Folge  haben,  da  Jedermann  eine  Ausdehnung  der  Massregel 
auf  frühere  Einlagen  befürchten  würde. 

Der  Vorschlag  der  Buchhalterei  ist  in  der  That  nicht  zur  Ans- 
führung  gelangt.  Die  Ansprüche,  welche  die  Staatsverwaltung  an-, 
lässlich  des  bald  darauf  ausgebrochenen  Türkenkrieges  an  die  Stadt- 
bank stellen  musste,  waren  so  bedeutend,  dass  von  einer  Einschrlüi- 
kung  der  Einlagen  nicht  weiter  die  Rede  sein  konnte.  Vielmehr 
sah  sich  die  Min.  Bancodeputation  veranlasst,  geradezu  im  ent- 
gegengesetzten Sinne  vorzugehen.  So  wurde  der  Magistrat  aa 
10.  Juli  1716  angewiesen,  Einlagen  unter  2000  fl.  über  Verlangen 
auch  vor  der  Fälligkeit  zurückzuzahlen. 

Auch  ausländische  Capitalseinlagen  kamen  vor,  doch  vor- 
läufig nur  ausnahmsweise.  Das  Abfahrtsgeld,  welches  damals 
noch  von  den  in  das  Ausland  gehenden  Erbschaften  der  im  Inlande 
verstorbenen  Ausländer  erhoben  wurde,  schreckte  nämlich  im  All- 
gemeinen von  solchen  Einlagen  ab.  Dies  erhellt  daraus,  dass  ein- 
zelne ausländische  Capitalisten  nur  gegen  ausdrückliche  Befreinng 
vom  Abfahrtsgelde  Einlagen  anboten.  Diese  Bedingung  wurde  von 
der  österreichischen  Hofkanzlei  über  Antrag  der  Min.  Banco- 
deputation in  einem  speciellen  Falle  zugestanden,  und  zugleich  eina 
allgemeine  diesbezügliche  Norm  in  Aussicht  gestellt  Jedoch  wnnl^ 
die  Befreiung,  ungeachtet  wiederholter  Anregungen,  erst  Ende  17LT 
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»rincipiell  gewährleistet,  und  zwar  unter  Ausschliessung  der  von 
Lusländ^m  im  Inlande  erworbenen  Capitaiien  ^). 

In  der  Einrichtung  der  G-irobank  ergaben  sich  in  dieser 
^eriode  einige  Aenderungen.  Bekanntlich  erstreckte  sich  die  Com- 
»etenz  der  Girobuchbalterei  seit  Errichtung  der  Stadtbank  auch 
kuf  die  Censur  der  Gefallseingänge  dieser  letzteren.  Am  14.  De- 
^mber  1714  verordnete  nun  die  Min.  Bancodeputation,  dass  mit 
l.  Jänner  1715  eine  voüe  Trennung  der  Vorbuchung  beider 
Banken  eintreten  solle.  Die  Girobuchbalterei  habe  daher  von  allen, 
den  Conto  der  Stadtbank  betreffenden  Posten  ganz  abzusehen.  Diese 
Hassregel  ermöglichte  eine  Beduction  des  Personals  der  Buch- 
halterei*). 

Die  Girirung  von  Giroposten  sollte,  einer  Verordnung  vom 
14.  November  1716  zufolge,  nur  mehr  dann  zulässig  sein,  wenn 
^tweder  beide  Parteien  bei  der  Girobuchbalterei  erscheinen,  oder 
eine  von  der  girirenden  Partei  eigenhändig  ausgestellte  und  ge- 
siegelte Vollmacht  oder  Gession  beigebracht  wird. 

Die  Bestimmung,  dass  die  Girirung  eine  Woche  vor  jedem 
Zinsentermin  nicht  gestattet  sei,  wurde  am  15.  März  1715  dahin 
abgeändert,  dass  eine  solche  Girirung  künftig  zulässig  sein  solle, 
aber  nur  mit  der  Wirkung  vom  ersten  Tage  des  nächsten  Monates  an. 
Die  Uebertragung  von  Girobankschulden  an  die  Stadt- 
bank wurde  fortgesetzt,  und  zwar  zu  den  verschiedensten  Be- 
dingungen.    Gewöhnlich   vertheilte   man  die  Zahlung   hiebei  auf 
Büttdestens  fünf  Jahre,  bei  Ueberweisung  von  aus  Zinsenausständen 
von  Hofschulden  entstandenen  Giroposten  sogar  auf  10  bis  20  Jahre  ^). 
Für  die  überwieseneu  Posten  wurden  nach  wie  vor  Oberkam- 
oieramts- Obligationen  der  Stadt  Wien  ausgestellt.    Dieselben  ent- 
hielten übrigens  keineswegs  immer  fixe  Zahlungstermine.  Ausnahms- 
weise wurde  nämlich  blos  im  Allgemeinen  die  Zahlung  ftir  den 
Zeitpmikt  des  seinerzeitigen  Beginnes  der  allgemeinen  Girobank- 
Bchnldentilgung  zugesagt^),  eine  Bedingung,  welche  die  rechtliche 


^)  B.  A.  vom  4.  September  1716,  25.  Februar  und  4.  December  1717  uud 
26.  Februar  1718. 

*)  B.  A.  vom  14.  December  1714  und  31.  Jänner  1715. 

*)  B.  A.  vom  ö.  und  17.  Jänner  und  3.  April  1716,  20.  November  1716, 
6.  Min  und  16.  April  1717,  u.  a. 

^)  So  mr  die  Giropoet  des  Hof kammerratiies  von  Eiapf  pr.  300.000  fl. ,  für 
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Wirkung  der  Uebertragong  beinahe  aufhob.    Auch  kam  die  üeber- 
weisung  gegen  „stÄdtgebräuchliche  Auf  kündung"  vor^). 

Die  sofortige  Capitalszahlung  wurde  in  der  Regel  nur 
gegen  einen  Abzug  von  307o  bewilligt,  und  zwar  ermächtigte 
Starhemberg  den  Magistrat  im  October  1715,  unter  dieser  Be- 
dingung Giroposten  bis  zum  Gesammtbetrage  von  100.000  fl.  ein- 
zulösen^). Solche  Einlösungen  waren  nun  sehr  vortheilhaft,  da 
man  hiezu  in  Folge  des  steigenden  Credites  der  Stadtbank  blos 
verfügbare  Cassabestände  verwendete,  anstatt,  wie  früher,  ungün- 
stige Anlehen  zu  contrahiren.  Kleinere,  aus  HofzahlungsrQckstän- 
den  entstandene  Girobankschulden  wurden  ausnahmsweise  von  der 
Stadtbank  auch  ohne  Abzug  zur  sofortigen  Zahlung  übernommen'). 

Die  Ueberweisung  von  Hofzahlungsrückständen  und 
Gnadengaben  an  die  Girobank,  welche  natürlich  blos  die  Ver- 
zinsung dieser  Beträge  zum  Gegenstande  hatte,  findet  sich  anch 
in  dieser  Periode  nicht  selten*).  Doch  achtete  die  Min.  Banco- 
deputation  stets  darauf,  dass  in  jedem  solchen  Falle  ein  entspre- 
chender Zahlungsfond  eingeräumt  werde.  Die  Versuche  der  Hof- 
kanzlei und  der  Hofkammer,  diese  Schranke  zu  durchbrechen,  wur- 
den daher  consequent  zurückgewiesen*). 

Immerhin  nahm  die  Belastung  der  Girobank  in  Folge  de^ 
artiger  Transactionen  nur  sehr  langsam  ab,  da  den  überwiesenen 
Hofparteien  Giro-Extracte  ausgefolgt  werden  mussten.  So  betrugen 
die  eigentlichen  Giroposten  Mitte  1715:  4.719.611  fl.,  Ende  1716: 
4.586.822  fl.  Die  Zinsen  für  die  überwiesenen,  jedoch  noch  nicht  mit 
Giro-Extracten  betheilten  Ho^arteien  beliefen  sich  im  1.  Quartid 
1715  auf  7.248  fl.;  ein  Jahr  später  war  diese  Post  bereits  hinweg- 
gefallen. Das  6.  Zinsenpercent  der  prolongirten  Stadtbankposten 
wurde   gleichfalls  noch  von  der  Girobank  bestritten;   Ende  1716 


welche  allerdings  später  bestimmte  Termine  festgesetzt  wurden  (B.  A.  v.  9.  J&n. 
1716  u.  22.  Jan.  1717). 

^)  B.  A.  vom  12.  October  1715. 

^)  B.  A.  vom  27.  Juni  und  2.  November  1715. 

»)  B.  A.  vom  24.  Jänner  1715  und  18.  März  1717. 

*)  Die  Zinsen  wurden  hiebei  nicht  vom  Tage  der  Ueberweisnng,  sonder 
von  der  Fälligkeit  des  Capitals  an  berechnet. 

^)  B.  A.  vom  18.  Jänner  und  22.  November  1715  und  vom  26.  September 
1716.  —  Ausnahmsweise  wurden  auch  Capitalien,  die  auf  Cameral&mtem  haftet^irsi 
auf  die  Girobank  überwiesen  (B.  A.  v.  10.  Sept.  1716). 
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^ar  diese  Last  nur  mehr  ganz  geringfügig,  da  fast   alle  prolon- 
irten  Capitalien  bereits  gezahlt  waren  ^). 

Im  Falle  des  Verlustes  von  Girobank-Extracten  war  deren 
Lmortisirung  bei  der  aus  Regierung  und  Kammer  bestellten 
Justiz- Bancodeputation  anzusuchen,  welche  hierauf  den  Besitzer 
Dittelst  Edict  zur  Geltendmachung  seiner  Rechte  aufforderte"  Die 
)ezügliche  Edictalfiist  betrug  3  Monate,  bei  ausländischen  Parteien 
)  Monate.  Wenn  der  verlorene  Extract  innerhalb  dieser  Frist 
licht  beigebracht  wurde,  war  derselbe  null  und  nichtig;  doch  konnte 
die  Ausfertigung  eines  Duplicates  nur  gegen  Erlag  einer  Caution 
im  gleichen  Betrage  beansprucht  werden-). 

Die  Einrichtung  der  Stadtbank  blieb,  abgesehen  von  der 
oberwähnten  Trennung  der  Verbuchung,  im  Grossen  und  Ganzen 
vorläufig  unverändert.  Nur  in  Bezug  auf  die  Zinsentermine  der 
Bardarlehen  trat  eine  Aenderung  ein,  indem  die  Zinsen  vom 
1.  Jänner  1717  an  nicht  mishr  in  Jahres-,  sondern  in  Viertel- 
jahrsfristen, und  zwar  immer  je  einen  Monat  nach  Fälligkeit 
der  Girobankzinsen  fallig  werden  sollten**). 

Die  Versuche  der  Hofkanzlei,  die  durch  Bankpapiere  bedeckten 
Capitalien  von  Kirchen  und  Stiftungen  der  geistlichen  Deci- 
mation  zu  unterziehen,  wui-den  von  der  Min.  Bancodeputation 
unter  Hinweis  auf  die  statutenmässige  Steuerfreiheit  der  Bank- 
capitalien  zurückgewiesen*). 

Aus  Anlass  specieller  Vorkommnisse  wurde  am  14.  December 
1716  allen  Beamten  beider  Banken  sowie  des  Magistrates 
die  Betheiligung  an  Bankgeschäften  und  an  deren  Vermitt- 
lung bei  Verlust  des  Dienstpostens  verboten. 

Dem  Präsidenten  der  Min.  Bancodeputation  Grafen  Starhem- 
berg  wurde  anlässlich  seines  Rücktrittes  vom  Präsidium  der  Hof- 
kammer sein  Gehalt  von  30.000  fl.  belassen*^).  Ende  1715  wurde 
flun  überdies,  in  Anerkennung  seiner  Verdienste  um  die  Hebung 
des  Barikcredites  durch   kaiserliche   EntSchliessung  ein  jährlicher 


')  B.  A.  vom  SLMärz  und  30.  Juni  1715,  31.  März  und  29.  December  1716. 
*)  B.  A.  vom  5.  August  und  25.  September  1716. 
')  B.  A.  vom  10.  December  1716. 
)  B.  A,  vom  3.  December  1716. 
")  S.  D'Elvert,  z.  ößterr.  Verwaltungsgeschichte,  Brunn,  1880  (S.  691). 

^'  ^e  n  «i,  FinaMen  Oesterreiohfl.  18 
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Gehaltszuschuss  von  1500  fl.  aus  dem  Beinertrage  der  Bankgefalle 
bewilligt^). 

Die  der  Stadt  Wien  für  die  Besorgung  der  Bankverwaltung 
statutenmässig  zustehende  Pauschalyergütung  von  15.000  fl. 
wurde  wegen  der  bedeutenden  Zunahme  der  Geschäftslast  1715 
auf  17.000  fl.  erhöht  2). 

Für  die  successive  Tilgung  sämmtlicher  Schulden  beider 
Banken  entwarf  man  1716  auf  Grund  des  damaligen  Ertrages  der 
Bankgefälle  von  jährlich  rund  2.150.000  fl.  einen  eigenen  Tilgnngs- 
plan.  Hienach  betrugen  am  1.  Juli  1716  die  Schulden  der  Stadt- 
bank 8.636.178  fl.,  jene  der  Girobank  4.629.176  fl.,  und  wäre  die 
Abstossung  dieser  Schuldenlast  bis  Ende  1725  zu  gewärtigen  ge- 
wesen, mit  Berücksichtigung  der  sonstigen,  auf  die  Bank  angewie- 
senen Zahlungsposten,  welche  sich  für  diese  Zeit  zusammen  auf 
7.409.450  fl.  beliefen. 

Was  insbesondere  die  Tilgung  der  Girobankschulden  betrifft, 
so  gedachte  man  dieselbe  nach  Abstossung  aller  Stadtbankschulden 
sofort  in  Angriff  zu  nehmen^). 

4.    Creditsleistungen  der  Stadtbank  in  der  unter  3  bOBeiohneten 

Periode. 

In  Gemässheit  des  Rastatter  Friedens  hätte  Kurbayem  in  alle 
seine  früheren  Rechte  wieder  eingesetzt  werden  sollen.  Dies  hätte 
unter  anderen  auch  das  Wiederaufleben  des  früheren  Pfandbesitzes 
Bayerns  an  der  Wassermaut  zu  Stein  an  der  Donau*)  wegen 
einer  alten  Forderung  von  248.000  fl.  bedingt.  Da  die  kaiserliche 
Regierung  eine  solche  Massregel  begreiflicherweise  vermeiden  wollte, 
wurde  die  Einlösung  der  verpfändeten  Maut  beschlossen,  wozu  der 
damalige  blühende  Stand  des  Einlagsgeschäftes  bei  der  Stadtbank 
die  beste  Gelegenheit  bot*). 

Mit  kaiserlichem  Befehle  vom  31.  Decembef  1714  wurde  daher 
die   genannte  Wassermaut  und   das   gleichfalls  stark  verschuldete 


*)  B.  Ref.  vom  1.  December  und  B.  A.  vom  14.  Deccmber  1715. 

«)  M.  B.  Dcp.  Ref.  Nr.  50,  undatirt. 

*j  B.  A.  vom  26.  Juni,  10.  September  und  30.  December  1716.   Der  Tiigungs- 
plan  lieget  bei  H.  F.  A.  vom  3.  Juni  1713. 

*j  Dieselbe  wurde  von  den  zu  Wasser  ankommenden  Waaren  erhoben.  AucIä. 
das  sogenannte  Zillenrecht  bestand  in  Stein. 

'^)  B.  Ref.  Nr.  94,  resolvirt  31.  December  1714. 
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Schlüsselamt  zu  Krems  ^)  der  Stadtbank  vom  1.  Jänner  1715 
auf  15  Jahre  gegen  die  Verpflichtung  überiassen,  die  hierauf  haf- 
tenden Pfandschnlden  von  zusammen  582.735  fl.^)  abzulösen  und 
bis  dahin  mit  6®/o  zu  verzinsen.  Hiebei  wurde  der  Ertrag  dieser 
Qefalle  mit  zusammen  39.000  fl.  angesetzt,  und  demnach  zur  Er- 
gänzung der  statutenmässigen  Bedeckung  von  jährlich  rund  60.000  fl. 
der  Bank  noch  der  inzwischen  bereits  aus  der  Pfandschaft  der 
niederösterreichischen  Stände  eingelöste  Papieraufschlag  mit  jähr- 
lich 5000  fl.,  der  1716  aus  der  Schwarzenberg'schen  Pfandschaft 
frei  werdende  Grenzweinaufschlag  im  Viertel  Ober  und  Unter  dem 
Mannhartsberge  mit  jährlich  10.000  fl.  und  die  bis  dahin  von  der 
Stadtbank  an  den  Hof  abzuführende  Quote  von  6000  fl.  aus  dem 
Ertrage  der  Itothenthurmmaut  überlassen.  Demgemäss  übernahm 
die  Stadtbank  die  Verpflichtung,  binnen  15  Jahren  an  Capital  und 
Zinsen  zusammen  900.000  fl.  zu  bezahlen,  was  der  Ablösung  der 
obigen  Passiva  mit  6^/^  Zinsen  ungefähr  entsprach*). 

.  Die  Ablösung  wurde  thatsächlich  sehr  bald  in  Angriff  ge- 
nommen. Schon  am  9.  März  1715  verfügte  die  Min.  Bancodepu- 
tation,  um  den  namhaften  Cassavorrath  zur  Ersparnis  der  Zinsen- 
last zu  benützen,  die  sofortige  Auszahlung  eines  auf  der  Wasser- 
maut sichergestellten  Capitals  des  Freiherm  von  Partenfeld  von 
120.000  fl.  Mit  kaiserlichem  Befehl  vom  4.  März  1715  wurde  die 
Bank  beauftragt,  ausser  den  obigen  900.000  fl.  noch  eine,  in  erster 
Linie  auf  das  niederösterreichische  Salzamt,  und  blos  subsidiär  auf 
die  Wassermaut  Stein  sichergestellte  Forderung  Partenfelds  von 
74.000  fl.  sammt  6^/^  Zinsen  zur  Rückzahlung  in  den  Jahren  1731 
und  1732  zu  übernehmen,  wofür  der  Bank  die  obigen  Gefälle 
nöthigenfalls  auch  über  die  15  Jahre  hinaus,  bis  zum  völligen  Er- 
sätze in  Händen  belassen  werden  sollten.  Im  Falle  der  Unzuläng- 
lichkeit des  Ertragesr  jener  Gefalle  waren  die  Zinsen  aus  dem 
üeberschusse  des  Mehlaufschlages  zu  bestreiten*).    Uebrigens  wurde 


')  Das  Schlüsselam);  hatte  verschiedene  indirecte  Abgaben  cinzuheben,  ins- 
besondere die  Zölle  von  der  Ein-,  Aus-  und  Durchfuhr  von  Waaren  im  Viertel 
Ober  dem  Mannhartsberge,  gewisse  mautämtUche  Aufschläge,  femer  die  Brücken- 
maut zu  Stein  u.  s.  w.  (s.  Mesmer  a.  a.  0.  11,'  S.  23 — 2ö). 

«)  H.  F.  A.  vom  31.  December  1714  und  B.  A.  vom  24.  Jänner  1715.  Aus 
letzterer  Quelle  ergibt  sich  der  Gesammtbetrag  der  übernommenen  Schulden. 

3)  B.  A.  vom  24.  Jänner  und  H.  F.  A.  vom  4.  März  1715. 

*)  H.  F.  A.  vom  4.  und  B.  A.  vom  9.  März  1715. 

18* 
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eines  der  assignirten  Gefälle,  nämlich  der  Papieraufschlag,  schon 
1716  aufgehoben  1). 

Die  Einlösung  verpfändeter  CameralgefäUe  durch  die  Stadtbank 
wurde  bald  noch  weiter  ausgedehnt. 

So  wurde  die  Bank  mit  kaiserlichem  Befehle  vom  7.  Mäi-z  1715 
beauftragt,  die  Maut  zu  Schottwien  und  den  Taz  zu  Trais- 
kirchen,  welche  an  den  Grafen  Walsegg  verpfändet  waren,  durch 
Barerlag  des  bezüglichen  Schuldrestes  von  6.942  fl.  einzulösen, 
wofür  diese  Gefälle  der  Bank  übergeben  werden  sollten.  Die  Ein- 
lösung erfolgte  schon  im  April  1715 -). 

Kurz  vorher  übernahm  die  Bank  den,  einer  Frau  von  Engels- 
hofen  seit  1694  für  15.000  fl.  verpfändeten  kaiserlichen  Ge- 
treidekörner-Zehend  in  Schwechat  unter  Bezahlung  des  Schuld- 
capitals.    Hier  lag  eine  Cession  seitens  der  Pfandbesitzerin  vor'). 

Die  Maut  zu  Schwechat  befand  sich  seit  1640  für  12Ö.OO0i 
im  Pfandbesitze  der  Graf  Trautmannsdorf  sehen  Fideicommis-Erben. 
Im  Sommer  1715  wurde  der  Pfandschilling  seitens  der  Hof  kammer 
gekündet  und  mit  den  Pfandbesitzeni  vereinbart,  dass  die  Rück- 
zahlung nicht  nach  dem  5.  October  geschehen  solle.  Die  Einlösung 
erfolgte  durch  die  Stadtbank,  welcher  hiefür  das  Gefäll  auf  1 5  Jahre 
übergeben  wurde^).  Auch  die  Einlösung  des  verpfändeten  Tazes 
zu  Kaiserebersdorf  wurde  um  dieselbe  Zeit  durch  Kündigung 
des  bezüglichen  Pfandschillings  eingeleitet*). 

Femer  wurde  die  Cameralherrschaft  Ungarisch  Altenburg, 
von  deren  Ertrage  seit  1714  jährlich  23.000  fl.  zur  Bestreitung 
einer  übernommenen  Zinsenzahlung  an  die  Girobank  abzuführen 
waren,  Ende  1715  als  Deckung  für  ein  Darlehen  von  100.000  1 
und  für  etwaige  künftige  Vorschüsse  der  Stadtbank  auf  15  Jalii*e 
mit  der  Befugnis  übergeben,  die  hiezu  gehörigen  Pfandschaften 
einzulösen.  Da  dem  erwähnten  Darlehen  ein  jährlicher  Fond  von 
10.000  fl.  entsprach,  hatte  die  Bank  aus  dem  Ertrage  der  HeiTSchaft 
vorläufig  nur  33.000  fl.  zu  beziehen,  den  Rest  aber  an  das  Aerar 


*)  Laut  Taxordnung  für  den  Viehaufschlag,  Fleischkreuzer,  Getreide-  nn^ 
Rossaufschlag  vom  Jahre  171ß  (F.  Arch.  Patenten-Saminlung). 
-)  B.  A.  vom  3.  Aprü  und  19.  JuU  1715. 
»)  B.  A.  vom  18.  März  1715. 
*)  B.  A.  vom  19.  Juli  und  20.  September  1715. 
'')  B.  A.  vom  5.  August  1715. 


C.  Die  Wiener  Stadtbank  von  1711—1720.  277 
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)zafuhren^).  Eine  der  Altenburger  Pfandschaften,  nämlich  das  an 
m  Grafen  Harrach  um  50.000  fl.  verpfändete  Dorf  Halbthurn, 
orde  schon  1717  eingelöst,  iidemdie  Bank  den  Pfandschilling  in 
Monatsraten,  die  Meliorationskosten  von  30.000  fl.  binnen  2  Jahren 
bezahlen  übernahm^). 

Auch  jene  Quoten  von  Bankgefällen,  welche  die  Bank  aus 
iheren  Titeln  an  den  Hof  abzufuhi*en  hatte,  wurden,  —  da  man 
3  Einräumung  neuer  Fonde  begreiflicherweise  doch  möglichst 
schränken  wollte,  —  zur  statutenmässigen  Fundirung  neuer 
editsoperationen,  insbesondere  einiger  6®/oiger  Darlehen  der  Bank 
r  das  Aerar  benützt. 

Dies  geschah  im  Jahre  1715  namentlich  hinsichtlich  der  von  der 
.nk  für  die  Hofküche  zu  entrichtenden  sogenannten  Hofkuchl- 
Ider  von  jährlich  104.000  fl.  Zunächst  wurde  die  Bank  anlässlich 
T  Uebernahme  der  Verpflichtung,  die  dem  Grafen  Starhemberg 
i  seinem  Rücktritte  vom  Hof  kammerpräsidium  bewilligte  Gnaden- 
be  von  100.000  fl.  in  acht  Quartalsraten  sammt  6%  Zinsen  zu 
zahlen,  ermächtigt,  durch  15  Jahre  je  10.000  fl.  aus  den  Hof- 
ichlgeldem  zurückzubehalten*).  —  Nach  wenigen  Monaten  streckte 
e  Bank  der  Bancalität  für  Militärzwecke  zuerst  500.000  fl.,  dann 
}0.000  fl.  vor,  gegen  Einräumung  der  restlichen  84.000  fl.  des 
wähnten  Fondes  auf  15  Jahre*). 

Ende  1715  gab  die  Bank  abermals  ein  Darlehen  von  300.000  fl. 
e^en  Ueberlassung  von  jährlich  31.000  fl.  aus  der  Air  das 
Deputat  der  Kaiserin  Amalie  gewidmeten  Fleischkreuzerquote 
^n  100.000  fl.*). 

In  Folge  kaiserlichen  Befehls  vom  15.  März  1716  kam  hiezu 
in,  ebenfalls  tiir  Kriegszwecke  bestimmtes  Darlehen  von  507.846  fl. 
egen  Zuiücklassung  der  für  die  Kaiserin  Amalie  bestimmten 


*)  H.  F.  A.  vom  5.  September,  B.  A.  vom  4.  October  und  2.  November  1715. 

^  B.  A.  vom  3.  April  1717. 

«)  H.  F.  A.  vom  14.  und  B.  A.  vom  18.  Mai  1715. 

*)  H.  F.  A.  vom  20.  und  22.  August,  B.  A.  vom  17.  und  30.  August  1716. 

*)  BL  F.  A.  und  B.  A.  vom  20.  December  1715.  ^  Die  Deputatgelder  für  die 
^iden  verwitweten  Kaiserinnen  Eleonore  und  Amalie  bestanden. in  ge- 
wissen Quoten  aus  dem  Ertrage  des  Deputirtenamtes  in  Prag,  des  böhmischen 
renzzoll-  und  Umgeldsgefölls,  des  Innerösterreichischen  Hofpfennigamtes,  des 
'iilesischen  Bentam.tes  und  der  Salzämter  in  Wien  und  Breslau.  Dieselben  be- 
'ugen  1715  zusammen  460.000  fl.,  und  bildeten  eine  durchlaufende  Post  der 
ankcassa  (s.  d.  Voranschlag  für  1715  in  Mise,  camer.  XI). 
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Küchengelder  von  jährlich  69.000  fl.  auf  10  Jahre,  und  Prolon- 
girung  der  hiezu  gewidmeten  Gefälle,  nämlich  des  Fleisch- 
kreuzers  und  des  Weinaufschlages,  welche  der  Bank  bis  1720 
zustanden,  um  weitere  15  Jahre.  Ueber  diese  Prolongirung  wurde 
der  Bank  ein  eigenes  kaiserliches  Versicherungsdecret  ausgefertigt^). 

Die  bedeutenden  Kosten  des  Türkenkrieges  nöthigten  die  Hof- 
kammer bald  zu  weiteren  und  stets  wachsenden  Ansprüchen  an  den 
Credit  der  Stadtbank.  Man  musste  daher,  um  dies  ohne  Statuten- 
verletzung zu  ermöglichen,  sich  wieder  zur  Einräumung  neuer 
Fonde  entschliessen. 

So  wurde  der  Bank  im  Juni  1716  für  ein  abermaliges  Darlehea 
von  3.00.000  fl.  zu  6%  die  geistliche  Decimation,  welche  der 
Klerus  auf  Grund  einer  päpstlichen  Bulle  drei  Jahre  hindurch  zu. 
entrichten  hatte,  überlassen,  und  zwar  in  erster  Linie  der  Ertrag- 
dieser  Steuer  aus  Nieder-  und  Oberösterreich,  allenfalls  auch  jeiiöi- 
aus  den  übrigen  Erblanden*). 

Um   dieselbe  Zeit  erging  an   die  Bank  der  Auftrag,  die  im 
Rastatter  Frieden  liquidirte  Forderung  Kurbayerns  von  816.021  ft 
sammt  dem  damals  erwarteten  Darlehen   dieses  Reichslandes  von 
einer  Million  und  6*^/o  Zinsen  gegen  eine  entsprechende  jährliclie 
Bedeckung  zur  Zahlung  in   15  Jahren  zu  übernehmen.    Da  sich 
jedoch  die  Verhandlungen  wegen  jenes  Anlehens  zerschlugen,  ver- 
pflichtete sich  die  Min.  Bancodeputation  Anfangs  August  1716,  selbst 
eine  Million  für  Kriegszwecke  vorzustrecken,  und  hievon  150.0001 
sofort,  und  550.000  in  5  gleichen  Monatsraten,  den  Rest  aber  erst 
nach  Eintreibung  der  in  Böhmen  und  Mähren  rückständigen  Bank- 
gefallsgelder  zu  erlegen.    Dieser  Vorbehalt  wird  damit  begründet, 
dass  die  Bank  durch  die  bedeutenden  Darlehen  der  letzten  Zeit  za 
sehr  erschöpft  sei,  um  noch  weitere  bestimmte  Verpflichtung^  zu 
übernehmen.  Als  Zahlungsfond  wurden  der  Bank  aus  diesem  Anlasse 
folgende  Gefälle  auf  15  Jahre  überlassen:   der  mährische  Vieh- 
aufschlag  mit  einem  veranschlagten  Ertrage  von  jährlich  50.000 fl., 

—  der  Biertaz  und  das  Umgeld  in  Mähren,  beziehungsweise 
die  hiefür  zu  entrichtende  Abfindungssumme  von  jährlich  22.000  fl.« 

—  der  bisher  durch  die  Stadtbank  an  das  kaiserliche  Zeughaus 
und  die  kaiserliche  Jägerei  abzuführende  Betrag  von  jährlict»- 


»)  H.  F.  A.  vom  15.  März,  B.  A.  vom  17.  April  und  2.  Mai  1716. 
«)  H.  F.  A.  vom  28.  und  B.  A.  vom  30.  Juni  1716. 
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24.000  fl.,  —  endlich  die  Judentoleranzgelder  von  jährlich 
6000  fl.  Der  allfällige  Abgang  sollte  aus  anderen  Mitteln  ergänzt 
werden  ^). 

Um  die  Abfahr  des  Darlehenscapitals  möglichst  zu  beschleu- 
nigen, nahm  die  Min.  Bancodeputation  schon  im  September  bei 
Abraham  Ulm  ein  Anlehen  von  200.000  fl.  zu  VaVo  monatlich 
auf,  dessen  Bückzahlung  aus  den  oberwähnten  BancogefäUsrück- 
ständen  erfolgen  sollte.  Zugleich  verpflichtete  sich  die  Bank,  eine 
auf  dem  niederösterreichischen  Salzamte  sichergestellte  For- 
derung Ulms  von  239.000  fl.  von  1721  an  in  8  Quartalsraten 
sammt  67o  Zinsen  abzustatten,  gegen  Ersatz  der  Zinsen  aus  dem 
Salzamte  ^). 

Ende  1716  wird  ein  Bankdarlehen  von  270.000  fl.  auf  den 
von  den  niederösterreichischen  Ständen  bewilligten  Anti- 
cipationsfond  erwähnt").  Hierunter  dürfte  wohl  das  Decemal- 
quantum  Niederösterreichs  zu  verstehen  sein. 

Die  Darlehen  der  Stadtbank  für  den  Feldzug'  von  1716  be- 
zifferte Starhemberg  in  der  Sitzung  der  Finanzconferenz  vom 
6.  September  1716  bereits  mit  3  Millionen  Gulden. 

Anfang  1717  wurde  abermals  eines  der  wichtigsten  Cameral- 
gefälle  als  Fond  für  eine  gi-össere  Creditsoperation  der  Städtbank 
aasersehen,  nämlich  die  Extraordinar-Tranksteuer  in  Böhmen. 
Dieselbe  wurde  seit  langer  Zeit  von  den  Ständen  jeweilig  auf  eine 
Reihe  von  Jahren  bewilligt,  so  von  1703  bis  1717,  dann  wieder 
nach  längeren  Verhandlungen  auf  weitere  15  Jahre,  und  zwar  im 
Betrage  von  jährlich  500.000  fl.*).  In  Folge  kaiserlichen  Befehles 
vom  19.  Februar  1717  übernahm  nun  die  Bank  die  Verpflichtung, 
dem  Aerar  für  Kriegszwecke  ein  Darlehen  von  2  Millionen 
Gulden  zu  geben  und  überdies  verschiedene  Staatsschuldposten 
im  Gesammtbetrage  von  2.558.682  fl.  sammt  den  betreffenden 
Zinsen   (theils  4,  theils  5  und  6^/^)  zur  Zahlung  zu  übernehmen. 


*)  H.  F,  A.   vom   28.  Juni   und   11.  August,  B.  A.   vom   30.  Juni   und 
11«  August  1716. 

*)  K.  Bef.  vom  31.  August  (H.  F.  A.)  und  B.  A.  vom  4.  September  1716. 

•)  B.  A.  vom  29.  December  1716. 

*)  F.  C.  Prot,  vom  26.  September,  2.  und  16.  December  1716,  30.  Jänner 
ond  22.  Februar  1717. 
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gegen  Einräomung  von  jährlich  400.000  fl.  aus  dem  Ertrage  des 
gedachten  Gefälles  vom  1.  Jänner  1717  an  auf  15  Jahre  ^). 

Hinsichtlich  der  einzelnen,  durch  das  erwähnte  Geschäft  über- 
nommenen Schuldposten  wurden  die  Zahlungstemine  erst  später 
festgesetzt,  und  zwar  in  sehr  verschiedener  Weise*). 

Ein  erheblicher  Theil  der  überwiesenen  Schulden  wurde  über- 
haupt nicht  auf  die  Stadtbank,  sondern  auf  die  Girobank  über- 
tragen^), d.  h.  die  Bank  übernahm  hiefur  blos  die  Verpflichtung 
zur  Verzinsung,  nicht  auch  jene  zur  Rückzahlung.  Dies  dürfte 
wohl  die  Thatsache,  dass  die  aus  dem  erwähnten  Anlasse  über- 
gebenen  Fonde  das  statutenmässige  Minimum  von  10% 
der  Belastung  nicht  ganz  erreichten,  theilweise  erklären. 
Immerhin  bleibt  aber  die  fragliche  Differenz  zum  Theile  ungerecht- 
fertigt. Der  kaiserliche  Befehl  vom  19.  Februar  1717  steht  also 
gewissermassen  an  der  Spitze  jener,  durch  den  Druck  der  Staats- 
nothlage  erzwungenen  statutenwidrigen  Belastungen,  welche 
den  erfreulichen  Aufschwung  der  Stadtbank  schon  wenige  Jahre 
später  vielfach  beeinträchtigen  sollten. 

Vorläufig  war  übrigens  durch  die  im  Vorstehenden  angeführten 
Verträge  die  Dotation  der  Bank  bedeutend  vergrössert  worden, 
was  den  Credit  der  Anstalt  umsomehr  förderte,  als  damals  in 
Uebereinstimmung  mit  den  Bankstatuten  wiederholt  erklärt  wurde, 
dass  alle  Bank  gefalle  für   die    darauf  angewiesenen  Schulde 


0  H.  F.  A.  vom  19.  Februar,  B.  A.  vom  26.  Februar  uad  F.  C.  Prot  Tom 
22.  und  23.  Februar  1717. 

*)  So  wurde  für  die  oberwähnte  Forderung  Bayerns  von  816.000  fl.  eine  m 
15  Jahresraten  zahlbare  Stadtbank-Obligation  von  800.000  fl.  ausgestellt,  und  dff 
Rest  bar  beglichen.^  Von  der  Forderung  der  Schweizer  Regim^ter  pr.  600.0001 
wurde  ^'g  sofort  bezahlt,  über  den  Rest  aber  eine  in  4  Jahresraten  lahlUM 
Stadtbank-Obligation  gegeben  (B.  A.  v.  9.  u.  25.  Juni  1717). 

^)  Die  Forderung  der  portugiesischen  Jesuiten  von  400.000  fl.,  welche  Eaistf 
Karl  VI.  noch  als  König  von  Spanien  contrahirt  hatte,  soUte  arsprflnglich  sammt 
4%  Zinsen  auf  die  Stadtbank  überwiesen  werden.  Doch  wurde  sie  nur  auf  die 
Girobank  übertragen,  und  zwar  gleichfalls  blos  zu  4Vo)  zahlbar  2u  Händen  des 
Jesuitenmandatars  Pater  Fonseca  (F.  C.  Prot.  v.  26.  Sept  und  9.  Nov.  1717).  - 
Auch  die  dem  Hofkammer -Vicepräsidenten  Grafen  Mollardt  bewilligte  Gnaden- 
gäbe  von  80.000  fl.,  welche  ebenfalls  bei  dem  erwähnten  Anlasse  überaommeiL 
worden  war,  wurde  auf  die  Girobank  überwiesen  (H.  F.  A.  v.  6.  Aug.  u,  B.  ^ 
V.  25.  Sept.  1716). 
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irisch  haften,  und  dass  die  Bank  bis  znr  gänzlichen  Schulden- 
g  im  Besitze  der  Gefälle  verbleiben  solle*). 

5.  EinBchränkung  der  Haftung  der  Stadt  Wien. 

is  in  das  Jahr  1716  hinein  übte  die  Stadt  Wien  das  Eecht,  die 
en  des  ihi*  unterstehenden  BancogefäUsamtes  selbst  zu  ernennen 
1  beeiden,  unangefochten  aus.  Mit  einer  am  7.  Februar  1716 
men,  nicht  vom  Präsidenten  Starhemberg  selbst  gefertigten 
Inung  der  Min.  Bancodeputation  wurde  nun  diese  Uebung  abge- 
und  der  Magistrat  beauftragt,  die  Beamten  nur  der  Deputation 
ichlagen,  welcher  das  Emennungsrecht  zustehe.  Die  ernannten 
;en  seien  daher  nicht  in  der  städtischen  Rathsstube,  sondern 
►cale  des  Gefallsamtes  selbst  zu  beeidigen.  Diese  Verfugung 
it  dem  Geiste  der  Bankstatuten  wohl  kaum  in  Einklang  zu 
m;  doch  erklärt  sich  dieselbe  dadurch,  dass  sich  bekanntlich 
len  Bancodeputation  und  Magistrat  von  Anbeginn  an  ein  jede 
che  Autonomie  des  Letzteren  in  Banksachen  ausschliessendes 
Itnis  herausgebildet  hatte.  Der  Magistrat  wehrte  sich  be- 
icherweise  gegen  die  gedachte  Einschränkung  unter  Berufung 
e  Statuten  und  die  bisherige  Praxis*).  Die  bezüglichen  Schritte 
i  jedoch  keinen  Erfolg. 

Im  die  Zeit  dieses  Conflictes  und  zweifellos  in  Folge  desselben 
?  sich  eine  wichtige  Aenderung  des  Rechtsverhältnisses 
;hen  Stadtbank  und  Stadt,  und  zwar  in  aller  Stille,  ohne 
iesfalls  eine  ausdrückliche  principielle  Verfügung  auffindbar  wäre, 
inlässlich  der  Uebei-tragung  einer  Staatsschuldpost  auf  die 
)ank  wui'de  nämlich  in  einer  Anweisung  vom  22.  April  1717 
kt,  dass  der  betreffenden  Partei  in  Folge  einer  mit  dem 
träte  für  diesen  speciellen  Fall  getroffenen  Verein- 
g  noch  eine  Oberkammeramts -Obligation  ausgestellt 
n  solle. 

Mese  Anweisung  war  nun  die  letzte,  auf  Grund  welcher  der 
;trat  in  Sachen  der  Stadtbank  eine  solche  Obligation  aus- 
te.  In  allen  späteren  Anweisungen  wird  nämlich  blos  die 
llung  der  bis  1708  üblich  gewesenen  Stadtbanco-Obliga- 


')  B.  A.  vom  17.  und  30.  August  1715  und  22.  April  1716,  H.  F.  A.  vom 
ini  und  11.  August  1716  und  19.  Februar  1717. 
•)  B.  A.  vom  29.  Jänner  und  30.  April  1717. 
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tionen  angeordnet.  Hiemit  war  der  Magistrat  der  Verpflichtung, 
bei  Belastungen  der  Stadtbank  für  die  Stadt  selbst  eine 
Haftung  zu  übernehmen,  thatsächlich  entbunden,  wodurch 
auch  alle  übrigen,  die  Rechte  und  Pflichten  der  Stadt  betreffenden 
Bestimmungen  der  Vereinbarung  vom  Jahre  1708  liinfallig  wurden. 

Mitte  1717  verschwand  also  der  letzte  Rest  der  städtischen 
Autonomie  in  Banksachen.  Selbstverständlich  war  hiebei  von  Rück- 
wirkung keine  Rede,  sodass  die  Rechte  der  Gläubiger  aus  früher 
ausgestellten  Stadt -Obligationen  von  der  Aenderung  der  Verhak- 
nisse unberührt  blieben. 

Es  waren  daher  von  nun  an  dreierlei  Arten  von  Stadtbank- 
papieren nebeneinander  im  Umlaufe,  nämlich  alte,  vor  Mitte 
1708  ausgestellte  Stadtbanco-Obligationen,  femer  die  zwischen 
1708  und  1717  ausgestellten  Oberkammeramts-  (oder  Stadt-) 
Obligationen,  endlich  neue  Stadtbanco-Obligationen. 

Abgesehen  hievon  blieb  die  Einrichtung  der  Wiener  Stadtbank 
im  Grossen  und  Ganzen  auch  jetzt  unverändert.  • 

Die  Darlehen  der  Bank  an  den  Staat  wurden,  wie  bisher, 
mit  6^/o  verzinst,  ebenso  die  Capitalseinlagen  des  Publicumsbei  . 
der  Bank,  und  in  der  Regel  auch  die  auf  die  Bank  überwiesenen 
Staatsschulden.  Bei  den  Capitalseinlagen  wurde  jedoch,  wenn 
die  Partei  ihre  Einlage  schon  nach  wenigen  Tagen  wieder  behob, 
von  der  Zinsenberechnung  der  Geringfügigkeit  wegen  gewöhnlich 
abgesehen.  Auch  verzichteten  die  Einleger  bei  der  Capitalsbe- 
hebung  gegen  Nachsicht  der  Kündigungsfrist  häufig  ganz  auf  den 
Zinsenbezug  ^). 

Die  dem  Stadtmagistrate  für  die  Einziehung  der  Bank- 
gefällsgelder  aus  den  Ländercassen  im  Jahre  1712  bewilligte 
Provision  von  lV47o  wurde,  als  sich  1717  ein  Kaufmann  erbot, 
die  Einhebung  gegen  eine  nur  Va^/oig®  Vergütung  zu  besorgen, 
auf  ^IJ^Iq  herabgesetzt^). 

Um  dieselbe  Zeit  wurde  das  Verbot  der  Bankgeschäfte 
für  Bankbeamte  wegen  mehrfacher  Uebertretungen  desselbea 
strengstens  eingeschärft'). 

Die  Uebertragung  von  Giroposten  auf  .die  Stadtbank 


^)  B.  A.  V.  16.  November  1719. 

•-)  B.  A.  vom  25.  Februar  und  7.  Mai  1717. 

»)  B.  A.  vom  7.  Mai  1717. 
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nahm  im  Jahre  1717  einen  bedeutenden  Umfang  an.  Allein  in  den 
ersten  neun  Monaten  dieses  Jahres  betrugen  die  betreffenden  Capi- 
talien  zusammen  620.0ÖÖ  fl.  Insoweit  es  sich  hiebei  um  Capitalien 
handelte,  welche  erst  nach  Errichtung  der  Stadtbank  vom  Aerar 
auf  die  Girobank  überwiesen  worden  waren,  war  die  Uebertragung 
an  die  Stadtbank  eigentlich  nur  dann  Statut engemäss,  wenn  zugleich 
eine  entsprechende  Dotationserhöhung  stattfand.  Dies  scheint  jetzt 
aber  nur  ausnahmsweise  der  Fall  gewesen  zu  sein. 

Als  daher  der  Armeelieferant  Emanuel  Oppenheimer  junior  „zur 
Eettung  seines  und  seiner  Gläubiger  Credites"  bat,  ihn  mit  einer 
Million  in  Giroposten  zur  Zahlung  in  4  bis  5  Jahren  abzugsfrei 
auf  die  Stadtbank  zu  überweisen,  und  die  Hofkammer  dieses  An- 
suchen im  Interesse  des  Vollzuges  der  betreffenden  Lieferungs- 
verträge befürwortete,  sprachen  sich  der  Magistrat  und  die  Min. 
Bancodeputation  unter  Hinweis  auf  die  namhaften  früheren  Credits- 
leistungen  der  Stadtbank  dagegen  aus,  zumal  die  Bankfonde  für 
die  nächsten  6  Jahre  schon  durch  anderwärtige  Zahlungen  vollauf 
in  Anspruch  genommen  seien.  Höchstens  könne  man  bis  1723  jähr- 
lich Viö  des  Capitals,  und  die  restlichen  ^/j  in  den  darauffolgenden 
2  Jahren  abstatten.  Auf  dieser  Grundlage  kam  denn  auch  Ende 
1717  eine  Vereinbarung  zu  Stande^). 

Auch  im  nächsten  Jahre  wollte  die  Hofkammer  die  Ueber- 
tragung von  Giroposten  ohne  entsprechenden  Fond  durchsetzen. 
Die  Min.  Bancodeputation  weigerte  sich  nun  aber  entschieden,  darauf 
einzugehen,  da  die  Stadtbank  schon  eine  Schuldenlast  von 
12  Millionen  zu  tragen  habe,  und  daher  eine  solche  statuten- 
widrige Neubelastung  die  Rechte  anderer  Gläubiger  verkürzen 
würde-).  Nun  liess  sich  die  Hofkammer  herbei,  bei  der  Ueber- 
weisung  von  Staatsschulden  an  die  Girobank,  die  übrigens  nicht 
mehr  so  häufig  vorkam^)  wie  früher,  den  zur  Bestreitung  der  5  ^/o igen 
Zinsen  erforderlichen  Betrag  aus  Staatsmitteln  abzutreten,  und  für 
den  Fall  der  nachträglichen  Transferii'ung  des  betreffenden  Capitals 


*)  M.  B,  Dep.  Ref.  vom  28.  November  1717,  B.  A.  vom  15.  October  und 
30.  December  und  H.  F.  A.  vom  5.  December  1717. 

«)  B.  A.  vom  12.  Mai  1718. 

*)  B.  A.  vom  16.  Juli  und  26.  December  1717,  vom  8.  Juli  und  10.  De- 
cember 1718. 
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auf  die  Stadtbank  die    statutenmässige  Erhöhung   dieses  Fondes 
zuzusagen  ^). 

Wie  in  früheren  Jahren  wurde  die  Abstattung  der  übernommenen 
Giroposten  auch  nun  gewöhnlich  auf  längere  Zeit  vertheilt-),  und 
demnach  die  sofortige  Einlösung  in  der  Regel  nur  gegen  ent- 
sprechenden Capitalsabzug  bewilligt. 

Im  Jahre  1719  gestattete  der  günstige  Gassastand  der  Stadt- 
bank, diese  Einlösung  in  grösserem  Umfange  in  Angriff  zu  nehmen. 
Mit  Edict  vom  4.  März  1719  wurde  daher  verlaütbart,   dass  man 
jene  Giroposten,  welche  bis    Mitte  des  Monats  zur  BareinlSsung 
angemeldet  würden,  bis  zum  Gesammtbetrage  von  100.000  fl.  sofort 
mit  75  ^/o  ihres  Nennwerthes  ausbezahlen  werde.  Dieser  Einlösungs- 
curs  schien  dem  Publicum  offenbar  nicht  als  entsprechend,  da  maa 
hievon  im  Ganzen  nur  für  28.754  fl.  Gebrauch  machte.    Mit  Edict 
vom  1.  Juni  1719  wurde  deshalb  der  Magistrat  angewiesen,  Giro- 
posten bis  zum  Gesammtbetrage  von  200.000  fl.  über  Anmeldung  zum 
Curse  von  80*^/o  sofort  zu  bezahlen,   und  dieser  Cours  für  weitere 
200.000  fl.  mit  Edict  vom  9.  August  1719  auf  85  ^'^  erhöht«).  Neben- 
bei bemerkt,  zeigen  diese  Daten,  wie  sehr  sich  der  Credit  der  Giro- 
bankpapiere, deren  Curs  Anfang  1717  noch  zwischen  60  und  70 
schwankte^),  seither  gehoben  liatte. 

Kleinere,  aus  Gehaltsrückständen  von  Hofparteien  u.  dgl.  ent- 
standene Giroposten  wurden  zuweilen  auch  ohne  Abzug  sofort 
eingelöst'*). 

Der  Stand  der  Girobankschulden  nahm  von  1717  an  Iwt 
ununterbrochen  ab.  Ende  März  1717  betrug  derselbe  noch  4.500.9941 
Ende  December  1719  rund  4.150.000  fl.,  Ende  December  1720  un- 
gefähr 3.850.000  fl«). 

Ende   1717   scheint  die  volle  physische  Vereinigung  der 


*)  H.  F.  A.  vom  12.  September  1718  u.  a. 

'^  B.  A.  vom  5.  Mai  1717  u.  a.    Zuweilen  finden  sich  auch  kürzere  Fristen; 
8.  B.  A.  vom  9.  Februar  und  9.  October  1719  und  2.  November  1720.    Eine  so- 
fortige Rückzahlung  kam  bei  eigentlichen  Giroposten  nur  ganz  an8nahm8wei:$e     | 
vor.    s.  B.  A.  vom  22.  November  1720. 

^)  B.  A.  vom  4.  März,  1.  Juni,  1.  Juli  und  9.  August  1719. 

*)  H.  F.  A.  vom  12.  Februar  1717. 

'^)  B.  A.   vom   17.  Februar,   31.  März,   30.  Juni   und  27.  October  1719^ 
1.  Februar,  30.  März,  28.  Juni,  31.  October,  29.  November  und  7.  December  1730- 

«)  B.  A.  vom  31.  März  1717,  29.  December  1719  und  31.  December  1720- 
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adtbancocasse  mit  der  Girobank  stattgefunden  zu  haben^); 
j  Verbuchung  blieb  jedoch  noch  immer  eine  getrennte. 

6.  CreditBleiBtimgen  der  Bank  von  1717  bis  1720. 

Die  Extraordinar-Tranksteuer  in  Böhmen,  von  welcher 
n  Schlüsse  der  vorigen  Periode  eine  Quote  jährlicher  400.000  fl. 
^'  Bank  überlassen  worden  war,  wurde  alsbald  noch  zur  Fundirung 
iner  Reihe  anderer  Creditsoperationen  benützt. 

So  wurde  im  Frühjahr  1717  eine  Cameralforderung  der  Fiima 
Fenzel  und  Zinesi  von  66.596  fl.  gegen  Einräumung  von  jährlich 
000  fl.  aus  dem  Reste  des  Tranksteuergefälls  sammt  6  ^/^  Zinsen 
uf  die  Stadtbank  gewiesen,  welche  sich  verpflichtete,  das  Capital 
innen  6  Jahren  in  Quartalsraten  zurückzuzahlen,  gegen  einen  nach 
Lblauf  dieser  Frist  rückzahlbaren  Barzuschuss  von  150.000  fl.*-). 
Jald  darauf  übeinahm  die  Bank  eine  Quote  von  100.000  fl.  von  der 
^hepaktenforderung  der  Kaiserin  Amalia  pr.  250.000  fl.,  mit  der 
'erpflichtung  40.000  fl.  in  10  Jahresraten  zu  bezahlen,  60.000  fl. 
u  b^JQ  anliegen  zu  lassen,  und  zwar  gegen  Ueberlassung  weiterer 
000  fl.  aus  dem  jährlichen  Ertrage  des  erwähnten  Gefälles^).  Mit 
aiserlichem  Befehl  vom  17.  Juni  1717  wurde  eine  Forderung  des 
Vankfurter  Wechslers  Rost  von  150.000  fl.  sammt  6  **  o  Zinsen  zur 
Rückzahlung  in  12,  von  1718  an  beginnenden  Quartalsraten  auf  die 
tadtbank  überwiesen,  und  zwar  gegen  Einräumung  von  jährlich 
6.00O  fl.  aus  dem  Ertrage  der  Tranksteuer*).  Weitere  30.000  fl. 
OS  diesem  Fonde  erhielt  die  Bank  bald  dai'auf  für  ein  Darlehen 
n  das  Militärärar  von  300.000  fl.  *),  sodass  die  Anstalt  nun  jährlich 
n  Ganzen  456.000  fl.  aus  jenem  Gefalle  zu  beziehen  hatte*).  Nicht 
tnge  darauf  wurde  ein  auf  der  böhmischen  Tranksteuer  haftendes 

')  V^ährend  nämlich  bis  5.  Dec.  1717  die  Casse  der  Girobank  mit  „Banco- 
auptcasse"*,  jene  der  Stadtbank  mit  „St adtbancocasse"  bezeichnet  wurde, 
werden  von  dem  erwähnten  Zeitpunkte  an  beide  Ausdrücke  gleichbedeutend  mit 
em  früher  nicht  üblichen  „Stadtbancohauptcasse  gebraucht. 

*)  B.  A.  vom  22.  April  1717. 

')  H.  F.  A.  vom  10.  und  B.  A.  vQm  21.  Mai  1717. 

*)  H.  F.  A.  vom  17.  und  B.  A.  vom  25.  Juni  1717. 

^)  B.  A.  vom  14.  Juü  1717.  —  Im  Jahre  1716  beüef  sich  der  Ertrag  der 
böhmischen  E.  Ord.  Tranksteuer  auf  533.870  fl.,  jener  der  beiden  anderen,  vom 
'>ölimi8chen  Deputirtenamtc  administrirten  Gefälle  (Erbtaz  und  Salzgefäll)  auf 
l-^8o.73l  fl.  (B.  A.  V.  14.  Aug.  1717). 

'■)  S.  oben  Seite  279  und  280. 
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Capital  von  305.193  fl.  sammt  6  ^/o  Zinsen  zur  Zahlung  in  15  Jahren 
auf  die  Stadtbank  angewiesen^). 

Von  anderen  Leistungen  der  Bank  aus  dem  Jahre  1717  wären 
zu  erwähnen:  der  Vorschuss  von  190.000  fl.  auf  die  E.  O.  Contri- 
butionen  Niederösterreichs  von  1717  und  1718^),  die  Uebemahme 
zweier  Staatsschuldposten  von  213.942 -fl.  zu  67o  ^^^  157.065  fl.  zu 
5^/„  zur  Zahlung  in  7,  beziehungsweise  10  Jahren  aus  dfem  Reste 
des  der  Bank  schon  1714  eingeräumten  mährischen  Decennal-Contri- 
butionsordinariums  ^),  femer  drei  Darlehen  von  zusammen  700.000  i 
gegen  Einräumung  von  jährlich  lO^/o  aus  dem  Ertrage  des  nieder- 
österreichischen und  mährischen  Salzamtes  auf  15  Jahre, 
unter  Controle  eines  Bankcompossessors*). 

Am  12.  April  1717  war  die  Stadtbank  mit  10.172.852  fl. 
an  Capital^  und  454.481  fl.  an  jährlichen  Zinsen  belastet.  Der 
Bruttoertrag  der  Bankggefälle  belief  sich  1716  auf  1.553.435  fl., 
der  Reinertrag  auf  1.473.298  fl.*). 

Von  Anfang  1716  bis  Ende  September  1717  streckte  die 
Stadtbank  dem  Staate  über  5  Millionen  vor*). 

Eine  so  starke  Inanspruchnahme  musste  selbstverständlich  eine 
bedeutende  Schwächung  des  Cassastandes  bewirken.  Dabei  nahm 
in  Folge  des  Türkenkrieges  die  allgemeine  Geldknappheit  so  sehr 
zu,  das»  der  Marktzinsfuss  vorübergehend  auf  12  ^/^  stieg,  was  zahl- 
reiche Kündigungen  von  Bankeinlagen  herbeiführte.  So  kam  es, 
dass  der  verfügbare  Cassastand  am  9.  November  1717  auf  548.940  fl. 
gesunken  war.  Da  nun  die  Bank  selbst  unter  normalen  Verhält- 
nissen einen  Cassavorrath  von  rund  500.000  fl.  benöthigte,  musste 
eine  abermalige  Abfuhr  grösserer  Summen  an  das  Aerar  sehr  be- 
denklich erscheinen.  Als  daher  die  Hofkammer  wieder  ein  Dar- 
lehen von  350.000  fl.  verlangte,  erhob  der  Magistrat  Vorstellungen 
hiegegen,  jedoch  vergebens.  Mit  kaiserlichem  Befehl  vom  21.  Novem- 
ber 1717  wurde  nämlich  der  Bank  ein  Darlehen  in  diesem  Betrage 
gegen  Sicherstellung  auf  die  Remontengelder  der  Länder  pro  1718 


*)  B.  A.  vom  2().  November  1717. 
'')  B.  A.  vom  10.  Juni  1717. 
3)  H.  F.  A.  vom  20.  Juni  und  16.  Jnli  1717. 

*)  H.  F.  A.  vom  7.  August,   30.  September  und  20.  October,  B.  A.  vom 
11.  August,  8.  und  21.  Ootober  und  5.  November  1717. 
•^)  H.  F.  A.  vom  20.  September  1717. 
«)  B.  A.  vom  15.  October  1717. 
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ferlegt^).  Bald  darauf  haben  sich  die  Einlagen  offenbar  wieder 
was  gehoben,  indem  die  Bank  um  Neigahr  1718  auf  die  ausser- 
dentlichen  Contiibutionen  Niederösterreichs  370.000  fl.  vorschoss^). 

Immerhin  aber  waren  die  Kündigungen  anfangs  1718  noch  so 
ufig,  dass  eine  abermalige  Abnahme  des  Cassastandes  befürchtet 
3rden  musste.  Die  Girobank  war  durch  Ueberweisung  von  ära- 
}chen  Passiven,  und  zwar  theilweise  ohne  Fond,  daher  statuten- 
idrig,  sehr  stark  belastet  worden.  Der  Schuldenstand  der 
iadtbank  betrug  10.300.000  fl.,  welche  zwar  durch  die  einge- 
nmten  Gefalle  statutenmässig  bedeckt,  zum  grossen  Theile  aber 
irart  zur  Zahlung  angewiesen  waren,  dass  der  auf  15  Jahre  ver- 
eilte Fond  hiezu  für  die  ersten  Jahre  kaum  ausreichte.  Allein  im 
thre  1717  waren,  —  zum  Theile  in  Folge  Ueberweisung  von  Giro- 
sten,  —  Stadtbanco- Obligationen  von  über  3^9  Millionen  ausge- 
ben worden,  die  nun  in  Folge  der  ungünstigen  Lage  des  Gew- 
irktes allerseits  feilgeboten  wurden. 

Als  daher  die  Hof  kammer  neuerdings  ein  Darlehen  von  500.000  fl. 
rlangte,  wollten  sich  Magistrat  und  Min.  Bancodeputation  hierauf 
T  gegen  vollständige  Ueberlassung  des  niederösterreichischen 
id  mährischen  Salzamtes  einlassen^). 

Diese  fand  zwar  vorläufig  noch  nicht  statt,  doch  wurde  der 
mk  alsbald  für  eine  Keihe  von  Darlehen  der  grösste  Theil  des 
Izamtsgefälles  eingeräumt.  Mit  Vertrag  vom  11.  Februar  1718*) 
rpflichtete  sich  nämlich  die  Bank,  gegen  pfandweise  Ueberlassung 
n  jährlich  50.000  fl.  aus  den  Einnahmen  des  gedachten  Salz- 
ites  auf  15  Jahre  das  verlangte  Darlehen  von  500.000  fl.  zu 
ben,  und  hievon  300.000  fl.  sofort,  den  Rest  ehethunlichst  zu  er- 
jen.  Die  erwähnte  Jahresquote  solle,  sammt  dem  der  Bank  schon 
.  Vorjahre  verschriebenen  Beti-age  jährlicher  70.000  fl.  dem  Bank- 
mpossessor  vom  Salzamte  vor  allen  anderen  Auszahlungen  Über- 
ben werden,  und  zwar  bis  zur  völligen  Tilgung  der  Forderung, 
[gleich  versprach  die  Bank,  nach  Zulass  des  Cassastandes  zu  den 
mlichen  Bedingungen  weitere  2  Millionen  vorzustrecken.    Doch 

*)  H.  F.  A.  und  B.  A.  vom  21.  November  1717. 

')  B.  A  von  30.  December  1717  und  1.  Jänner  1718. 

«)  B.  A  vom  11.  Februar  1718. 

*)  S.  Fase.  Bancorecesse.  —  Der  Vertrag  wurde  diesmal  zwischen  Hof kammer 
1  Stadtmagistrat  direet  abgeschlossen,  jedoch  im  Einvernehmen  mit  der  Min. 
ncodeputation,  —  der  zweite  Fall  dieser  Art  (s.  Seite  263). 
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solle  hierübei*  von  Fall  za  Fall  mit  der  Min.  Bancodeputation  unter 
Einvernehmung  des  Magistrates  verhandelt  werden.  Dieses  letztere 
Capital  wurde,  da  sich  der  Cassastand  der  Bank  bald  wiedei*  nach- 
haltig hob,  in  den  Monaten  Februar  bis  August  1718  thatsächlich 
erlegt,  und  zwar  in  9,  dem  Betrage  nach  sehr  ungleichen  Einzel- 
darlehen ^). 

Ausserdem  lieh  die  Bank  zu  denselben  Bedingungen  in  den  Mo- 
naten August  bis  October  1718  in  4  Posten  noch  weitere  1.010.000  fl.*); 
femer  wurde  im  Juli  desselben  Jahres  eine  Giropost  von  25.000  fl. 
zur  Zahlung  in  den  Jahren  1724  und  1725  mit  6^/^  Zinsen,  gegen 
jährliche  Abfuhr  von  2.500  fl.  aus  dem  Salzamte  auf  die  Stadt- 
bank überwiesen*). 

Bis  December  1718  hatte  die  Stadtbank  4.250.000  fl.  auf  das 
Salzamt  dargeliehen,  und  demnach  15  Jahre  lang  jährlich  10% 
dieser  Summe*  zu  beziehen*). 

Die  Einnalimen  dieses  Cameralamtes  wurden  jedoch  gleichzeitig 
auch  zur  Fundirung  von  Neubelastungen  der  Girobank  benützt 
So  wurde  die  Min.  Bancodeputation  mit  kaiserlichem  Befehl  vom 
12.  September  1718*^)  beauftragt,  dem  Abraham  Spitzer  für 
ein  in  drei  Raten  zu  erlegendes,  77«  Voigts  Darlehen  von  400.0001 
in  der  Girobank  600.000  fl.  gutzuschreiben  und  bis  Ende  1723  mit 
5*V„  zu  verzinsen.  Von  1724  bis  1731  werde  das  Capital  von 
400.000  fl.  durch  den  Staatsschatz,  beziehungsweise  durch  die  Banca- 
lität  zurückgezahlt  werden;  die  Verzinsung  der  Giropost  sei  nach 
Massgabe  des  noch  aushaftenden  Capitalsrestcs  pro  rata  fortzusetzen. 
Der  zur  Verzinsung  erforderliche  Betrag  sei  der  Bank  aus  dem 
Salzamte  auszufolgen.  Bei  der  Capitalsrückzahlung  habe  Spitzer 
jeweilig  Giro-Extracte  nach  dem  Verhältnisse  von  3  zu  2  zurück- 
zustellen*).  Im  November  1718  wurde  eine,  auf  schlesische  Cameral- 


0  H.  F.  A.  vom  13.  Februar,  25.  März,  13.  und  23.  April,  30.  Mai,  8.  und 
21.  Juni,  18.  Juli  und  1.  August.  —  B.  A.  vom  30.  März,  12.  und  30.  Apiü, 
3.,  11.  und  27.  Juni,  23.  Juli  und  2.  August  1718. 

*)  H.  F.  A.  vom  1.  August,  9.  September  und  27.  October,  B.  A.  vom  2. 
und  19.  August,  14.  September  und  27.  October  1718. 

»)  B.  A.  vom  29.  Juli  1718. 

■*)  H.  F.  A.  vom  12.  Dezember  1718.  —  Die  bisher  erwähnten  Salzamts- 
darlehen  würden  zusammen  4.235.000  fl.  ergeben. 

**)  Vertrag  vom  12.  September  1718  im  Eccessenfascikel  C.  Nr.  271. 

^)  H.  F.  A.  vom  12.  und  B.  A.  vom  16.  September  1718.  —  Anlässlich  dci 
Staatsschuldenübcrnahme  vom  Jahre  1721  wurde  auch  diese  Schuld  von  400.000  iL 
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allen  sicha*gestellte  Staatsschnldpost  von  346.000  fl.  zur  5  ^/oigen 
-zinsang  auf  die  Girobank  übertragen,  gegen  Abfuhr  der  be- 
benden Bäte  aus  dem  Salzamte  ^). 

Die  Creditaleistungen  der  Stadtbank  in  den  Jahren  1717  und 
8  beschränkten  sich  nicht  auf  die  bisher  erwähnten,  für  die 
rhältnisse  jener  Zeit  gewiss  sehr  namhaften  Darlehen. 

Nebst  dem  Extraordinari  -  TranksteuergefäU  wurde  auch  die 
on  seit  1624  bestehende  ordentliche  Tranksteuer  in  Böh- 
n  (auch  Erbtaz  genannt),  deren  Einhebung  gleichfalls  dem  Prager 
ratirtenamte  oblag,  frühzeitig  als  Fond  für  Bankdarlehen  yer- 
idet.  Für  einen  Vorschuss  von  300.000  fl.  wurden  der* Bank 
ilich  jährlich  30.000  fl.  aus  dem  Ertrage  dieses  GtefUls  vom 
)ctober  1717  an  auf  15  Jahre  eingeräumt^).  Im  nächsten  Jahre 
mahm .  die  Bank  die  Forderung  des  kaiserlichen  Botschafters 
ifen  Gallas  in  Bom  von  324.961  fl.  gegen  statutenmässige  Fun- 
mg  aus  der  ordentlichen  und  ausserordentlichen  böhmischen 
inksteuer^). 

Anlässlich  der  Austragung  der  langjährigen  Differenzen  in  Be- 
f  der  sogenannten  Yicedomsquote^)  wurden  die  Weinaufschläge 


:li  die  Stadtbank  übernommen,  und  zwar  zur  Zahlung  von  1724  bis  1731. 

der  Rückstellung  der  Giro-Extracte  wurde  hielte!  durch  Vertrag  vom  2.  Juni 
3  Umgang  genommen,  die  Spitzer  angeblich  wegen  seines  geschwächten 
Utes  hiesu  nicht  im  Stande  war.  Doch  verpflichtete  er  sich,  hiefftr  sogenannte 
itär-Bestzettel  von  900.000  fl.  zum  halben  Nennwerthe  gerechnet  einzu- 
n,  und  zwar  durchwegs  liquide  Posten;  ausserdem  lieh  er  gleichzeitig  der 
calität  60.000  fl.  zu  6%  ^^  ^  Quartalsraten.  Die  Stadtbanco-Obligationen 
«n  erst  nach  Einlegung  der  obigen  Restzettel  ausgefolgt  werden  (Contract 
Etecessenfasc.  C  Nr.  367).  Der  Stadtbank  waren  aus  diesem  Anlasse  jährlich 
00  fl.  durch  die  Bancalität  m  erfolgen  (B.  A.  v.  1.  Febr.  1724). 

')  Act  vom  12.  November  bei  H.  F.  A.  vom  7.  September  1718. 

»)  B.  A.  vom  30.  August  1717. 

»)  B.  A.  vom  10.  December  1717. 

*)  Kaiser  Leopold  hatte  den  Ständen  NiederUsterreichs  die  Abgaben  der 
erthanen  der  dem  niederösterreichischen  Viced^mamte  unterstehenden  Domänen 
rlassen.  1665  entstand  zwischen  den  drei  oberen  und  dem  vierten  Stande 
i\i  wegen  des  Mitgenusses  an  dieser  sogenannten  Vicedomsquote,  welchen 
iser  Josef  I.  1708  zu  Gunsten  des  vierten  Standes  entschied.  Im  Recess  vom 
December  1717  verzichtete  das  Aerar  als  Gläubiger  und  Rechtsnachfolger  des 
Kiten  Standes  auf  den  Ersatz  der  durch  die  drei  oberen  Stände  ungebührlich 
Kogenen  Quoten,  welche  sich  Ende  1712  schon  auf  1.228.116  fl.  beliefen 
^  C.  Prot»  Y.  18.  Jänner  1717)  gegen  eine  Abfindung  von  36.000  fl.  und  die 

V*  Henii,  Finanzen  Oeaterreichs.  19 
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ZU  Ybbs  und  Struden,  sowie  der  niederösterreichiscbe  Grenz- 
weinaufschlag den  Ständen  Ende  1717  auf  10  Jahre  überlassen, 
und  zwar  gegen  einen  Pachtschilling  von  jährlich  62.000,  bezw. 
20.000  fl.  Diese  Aufschläge  sollten  den  Ständen  lastenfrei  über- 
geben und  mit  1.  Jänner  1728  aufgehoben  werden.  Femer  wurde 
bestimmt,  dass  der  alte  Viehaufschlag,  welcher  der  Stadtbank 
bis  Ende  1720  eingeräumt  war,  mit  diesem  Zeitpunkte  aufgehoben 
werden  solle.  Hiegegen  verlängerten  die  Stände  die  Bewilligung 
des  Fleischkreuzers  von  1720  bis  1740  und  jene  des  Wiener 
Linienweinaufschlages  auf  immer^). 

Der  letzterwähnte  Aufschlag,    sowie   der  Pachtzins    für   die 
übrigen  Weinaufschläge   von  jährlich  82.000  fl.  wurde   nun  mit 
kaiserlichem  Befehl  vom  2.  August  1718  auf  die  Dauer  der  Bewü- 
ligung  der  Stadtbank  überlassen.  Hiefttr  übernahm  die  Bank,  welche 
den  Grenzweinaufschlag  schon  früher  eingelöst  hatte,  die  auf  den 
Aufschlägen  zu  Ybbs  und  Struden  haftenden  Schulden  mit 
der  Verpflichtung,  Capital  und  Zinsen  termingemäss  zu  bezahlen, 
und  die  Zinsen  der  nicht  rückzahlbaren  Cautions-,  Stiftungs-  und 
Fideicommisscapitalien')  nach  Ablauf  der  ersten  10  Jahre  aus  dem 
permanenten  Wiener  Weinaufschlage  zu  bestreiten.    Letzterer  war 
in  den  betreffenden  Stadtbank-Obligationen  als  Pfand  zu  bezeichnen. 
Wie  hoch  sich  die  fraglichen  Schulden  zur  Zeit  der  Uebemahme 
beliefen,  ist  nicht  ersichtlich;  Ende  1716  hatten  sie  1.920.000  fl.  be- 
tragen.   Die  Maut  zu  Ybbs  allein  war  1718   mit  697.343  fl.  be- 
lastet*). 

Das  Aequivalent  für  die  drei  Landweinaufschläge  wurde  that- 


im  Texte  erwähnten  sonstigen  Zugeständnisse.    In  Zukunft  aoUe  die  Vicedoma' 
quote  jedoch  aUen  4  Ständen  zu  Gute  kommen. 

^)  Die  Wcinaufechläge  zu  Ybbs  und  Struden  hatten  durchschnittUch  88.000  fl. 
im  Jahre  eingetragen,  der  Wiener  Weinaufschlag  60.000,  der  alte  Viehaufschlag 
20.000,  der  Fleischkreuzer  307.000  fl.  (F.  C.  Prot.  t.  18.  Jan.  1717). 

^)  Darunter  ein  Graf  Collalto^sches  Fideicommisscapital  von  328.460  fl- 
mit  einem  Zinseuausstande  von  134.000  fl.  Dieses  Capital  rührte  grßsstentheil^ 
aus  einer  kaiserlichen  Gnadengabe  von  450.000  fl.  her,  welche  einem  Vorfahren 
Collaltos  1629  und  1631  verUchen  worden  ,war  (F.  C.  Prot.  v.  27.  Apiil  1722)- 

3)  F.  C.  Prot,  vom  18.  Jänner  1717,  B.  A.  vom  2.,  9.  und  17.  August  17lB. 
Recess  vom  17.  Deccmber  1717  und  kaiserlicher  Befehl  vom  2.  Augast  1718 
Fase.  Bancorecesse  Nr.  4. 
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sächlich  bis  zu  deren  Aufhebung,  welche  anstatt  1728,  erst  1748 
erfolgte,  von  der  Wiener  Stadtbank  bezogen^). 

Mit  dem  zwischen  Hofkammer  und  Stadtmagistrat  abgeschlos- 
senen Vertrage  vom  12.  December  1718^)  Übernahm  die  Stadtbank 
die  Verpflichtung,  eine  von  dem  Generalieutenant  Markgrafen  Lud- 
wig von  Baden  durch  Cession  an  Abraham  Ulm  übergegangene 
Forderung  von  275.000  fl.  an  Capital  sammt  einem  mit  125.000  fl. 
verglichenen  Zinsenausstande  und  einem  neuen  Darlehen  Ulms  von 
800.000  fl.  anstatt  des  Aerars  in  8  Jahren  in  Qnartalsraten  zurück- 
zuzahlen und  mit  Ausnahme  des  Zinsenausstandes  zu  5^/^  zu  ver* 
Zinsen.  Hiefür  sollten  der  Bank  eine  Reihe  von  CameralgefäUen 
vom  1.  Jänner  1719  bis  zur  vollen  Tilgung  der  hierauf  haftenden 
Schulden,  unbedingt  aber  mindestens  auf  15  Jahre,  überlassen  wer- 
den, nämlich  jene  der  Hauptmaut  zu  Linz  und  der  ihr  unter- 
stehenden Filialmautämter,  ferner  die  Maut  zu  Ybbs  und  der 
dortige  Aufschlag  auf  trockene  (d.  h.  auf  dem  Landwege  an- 
kommende) Güter,  die  Grenzmaut  zu  Ungarisch -Br od  in 
Mähren  und  der  Wiener  Mehlaufschlag*).  Der  Reinertrag  dieser 
Gefälle  wurde  mit  jährlich  104.000  fl.  veranschlagt,  welche  durch 
16.000  fl.  aus  dem  niederösterreichischen  Salzamte  auf  die 
statutenmässige  Summe  ergänzt  werden  sollten.  Starhemberg  hielt 
es  anlässlich  dieser  bedeutenden  Belastung  der  seiner  Leitung  an- 
vertrauten Anstalt  für  seine  Pflicht,  in  der  Finanzconferenz  die 
Nothwendigkeit  der  Herstellung  des  Gleichgewichtes  im  Staatshaus- 
halte, beziehungsweise  einschneidender  Ersparungsmassregeln  ein- 
dringlichst zu  betonen,  damit  nicht  die  Verschlechterung  der  Staats- 
finanzen den  Ruin  der  Stadtbank  nach  sich  ziehe.  Der  Erfolg 
seiner  Anregungen  war  zunächst  leider  nui-  ein  geringer*). 

Uebrigens  begann  die  Bank  alsbald  die  Abstattung  djer  auf  den 
erwähnten  Gefällen  sichergestellten  Staatsschulden.  Hinsichtlich  der 
Schulden  der  Linzer  Hauptmaut  wurde  die  Rückzahlung  schon  im 
März  1719  angeordnet,  jedoch  den  Gläubigem  freigestellt,  das 
Capital  zu  6^/^  bei  der  Stadtbank  liegen  zu  lassen*). 


»)  B.  A.  vom  23.  Juni  1728,  10.  Juli  1731  und  30.  October  1748. 
•)  H.  F.  A.  und  B.  A.  vom  12.  December  1718.    Recess  im  Banco-Sammel- 
bande  166/D. 

*)  Bisher  hatte  die  Bank  nur  den  Ueberschuss  des  Mehlaufschlages  bezogen. 
*)  S.  unten  im  IX.  Abschnitte.     >     •  ... 

*)  B.  A,  vom  18.  März  1719. 

19* 
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Von  den  dieser  Hanptmaut  unterstehenden  Aa&chlägen  waren 
jene  zu  Vöcklabruck  und  Englhardszell,  sowie  der  Sensen- 
appalto  dem  Grafen  Salaburg  für  eine  Forderung  von  316.334  fl. 
verpfändet,  ebenso  auch  der  Tabakaufschlag  in  Oberösterreich. 
Alle  diese  Gefälle,  deren  jährlicher  Ertrag  damals  durchschnittlich 
kaum  21.000  fl.  betrug,  wui*de  der  Bank  in  Folge  kaiserlichen  Be- 
fehles vom  22.  Juli  1719  überlassen,  worauf  sie  sofort  deren  Ein- 
lösung bewerkstelligte^). 

Die  Maut-  und  ümgeldgefälle  zu  Enns  in  Oberösterreicb, 
woyon  ^/a  der  Stadt  Enns  g^örte,  während  ihr  der  Best  um 
20.000  fl.  verpfändet  war,  wurden  der  Bank  erst  1721  eingeräumt, 
worauf  die  Stadt  eine,  auf  den  Pfandschilling  lautende  Stadtbank- 
Obligation  erhielt^). 

Im  Jahre  1719  finden  sich  zunächst  verschiedene  Vorschusse 
im  Gesammtbetrage  von  734.320  fl.  auf  die  von  den  Ständen  der 
Erblande  für  dieses  Jahr  bewilligten  Recruten-  und  Remonten- 
gelder^).  Ausserdem  lieh  die  Bank  240.000  fl.  gegen  Ueberlassnng 
des  Beitrages  Niederösterreichs  von  jährlich  66.666  fl.  zu  dem,  vo& 
der  Gesammtheit  der  Erblande  für  die  Jahre  1719  bis  1723  bewil- 
ligten, sogenannten  Quinquennale  extraordinarium  von  jährlich 
600.000  fl.,  und  zwar  auf  die  nächsten  4  Jahre,  wor&ber  die  Stände 
eine  Yersicherungserklärun^  ausstellten^). 

In  Folge  kaiserlichen  Befehles  vom  29.  Jänner  1719  lieh  die 
Bank  130.658  fl.  gegen  Rückzahlung  aus  dem  von  den  Ständen 
Niederösterreichs  für  die  Ueberlassnng  der  Weinaufschläge  und  der 
Tabormaut  durch  10  Jahre  zu  entrichtenden  Pachtschillinge,  femer 
200.000  fl.  gegen  statutenmässige  Fundirung  aus  dem  nach  Abzug 
der  sonstigen  Passiva  verfügbaren  Ertragsreste  der  böhmischen 
Grenzzoll-  und  Umgeldsgefälle  von  jährlich  70.000  fl.*). 

Abgesehen  von  den  bisher  erwähnten,  sehr  bedeutenden  Da^ 


*)  B.  A.  vom  5.  August  1719  und  20.  Jänner  1720. 

*)  B.  A.  vom  11.  Februar,  20.  April  und  14.  Juni  1721. 

^)  Hievon  entfielen  auf  die  Quoten  Niederösterreichs  184.320  fl.,  auf  jene 
Böhmens  350.000  fl.,  auf  jene  Mährens  und  Schlesiens  je  100.000  fl.;  8.  H.  F.  A. 
vom  13.  Jänner,  22.  und  29.  März,  B.  A.  vom  21.  Jänner,  29.  Mäxx,  1&,  18.  und 
27.  Aprü  1719. 

*)  B.  A.  vom  18.  und  29.  März.  H.  F.  A.  vom  22.  Mftxz  1719. 

*)  B.  A.  vom  3.  Februar  1719. 
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lehen  war  die  Bank  in  Folge  ihres  blühenden  Credites  in  der  Lage, 
dem  Aerar  auch  in  anderer  Weise  auszuhelfen,  so  durch  unver- 
zinsliche Vorschüsse  zum  Ankaufe  von  Silber  behufe  Vermün- 
^^^gj  gegen  Bttckzahlung  aus  dem  Prägungsproducte^),  —  durch 
Bezahlung  yon  dem  Aerar  an  Zahlungsstatt  für  öffentliche  Ab- 
gaben überlassenen  Stadtbank  -  Obligationen  vor  Eintritt  der 
Fälligkeit*),  und  durch  Einlösung  verpfändeter  Staats- 
domänen. Li  letzterer  Beziehung  wäre  zu  erwähnen  die  ESnlösung 
des  zur  Herrschaft  Ungarisch -Altenburg  gehörigen  Marktes  Neu- 
sie dl,  welche  unter  Bückzahlung  des  Pfandschillings  von  80.000  fl. 
im  Jahre  1717  erfolgte,  femer  die  im  Jahre  1719  übernommene 
Verpflichtung,  die  dem  Grafen  Starhemberg  um  114.100  fl.  verpfän- 
dete Herrschaft  Hatvan,  falls  der  Pfandschilling  bis  Ende  März 
1720  nicht  aus  Staatsmitteln  bezahlt  sein  sollte,  bar  einzulösen, 
und  die  Einlösung  einiger  zur  Herrschaft  Ungarisch-Altenburg 
gehöriger,  verpfändeter  Dörfer  und  Marktflecken  um  187.500  fl« 
(1720) »). 

Wie  werthvoll  so  namhafte  Leistungen  für  die  Staatsfinanzen 
waren,  lässt  sich  ermessen,  wenn  man  berücksichtigt,  dass  der 
Credit  der  üniversalbancalität,  welche  ursprünglich  bestimmt  war, 
die  Stadtbank  in  den  Schatten  zu  stellen,  gleichzeitig  immer  mehr 
jsank^),  80  dass  der  Staatscredit  ohne  die  nachhaltige  Unterstützung 
durch  die  Bank  auf  Jahre  hinaus  völlig  vernichtet  worden  wäre. 
Es  ist  daher  begreiflich,  dass  die  kaiserliche  Regierung  bestrebt 
war,  die,  durch  die  stets  steigende  Betheiligung  des  in-  und  aus- 
ländische Capitals  an  der  Stadtbank  genährte  Leistungsfähigkeit 
dieses  Creditinstitutes  auch  fürderhin  für  Staatszwecke  auszunützen, 
und  zwar  durch  Begründung  einer  dauernden  Beitragspflicht 
der  Bank. 

Die  bezügliche  Vereinbarung  zwischen  Hof  kammer,  Stadtmagi- 
strat und  Min.  Bancodeputation  wurde  am  29.  Juni  1719  vom 
I^aiser  genehmigt^).  Hiemit  verpflichtete  sich  die  Bank,  bei  Fort- 
dauer ihres  günstigen  Credites  der  Hofkammer  und  Bancalität  mit 


»)  DiT.  B.  A.  Ton  1718  u.  fif. 

*)  B.  A.  vom  17.  September  1718,  binsichtlich  des  Betrages  von  120.000  fL 
»)  B.  A.  vom  12.  November  1717,  19.  Mai  1719  und  22.  April  1720. 
*)  S.  unten  im  IX.  Abschnitte. 

*)  Contract  vom   29.  Juni  1719,   im   F.  Arch.  Bande   Nr.  166  D,  femer 
H.  F.  A.  vom  29.  Juni  und  B.  A.  vom  5.  Juli  1719. 
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einem  jährlichen  Beitrage  von  500.000  fl.  auszuheifen,  als  Gegen- 
leistung  für  die  ihr  gleichzeitig  bewilligte  Prolongirung    der 
Bankgefälle  auf  15  Jahre.   Aus  letzterer  berechnete  man  näm- 
lich, da  der  Ertrag  der  Gefälle  hinreichend  erschien,  um  die  bis- 
herigen Bankschulden  bis  1731  zu  tilgen,  einen  bedeutenden  Ueber- 
schuss  für  die  Bank.    Zugleich  wurde  der  Bank,  beziehungsweise 
dem  Stadtmagistrate  als  deren  Administrator,  das  Bealpfandrecht 
an    ihren    sämmtlichen  Gefällen   unter    der   freien   Direction    der 
Min.  Bancodeputation  eingeräumt.     Wenn  der  Ertrag  der  Gefalle 
nach  Ablauf  der  15  Jahre  zur  Abstattung  aller  Bankschulden  nicht 
hinreichen  würde,  solle  die  Bank  bis  zur  völligen  Tilgung  im  Be- 
sitze der  Gefälle  verbleiben,  umgekehrt  aber,  falls  die  Schulden- 
tilgung vor  jenem  Zeitpunkte  beendet  sein  sollte,  die  Gefalle  früher 
der  Hof  kammer  zurückstellen.   Zu  weiteren  Aushilfen  sei  die  Bank 
nur  verpflichtet  gegen  Abzug  von  dem  jährlichen  Beitrage  von 
500.000  fl.,  oder  Einräumung  der  entsprechenden  Fonde  in  neaeo 
Gefallen.    Da  der  zu  den  Bankgefallen  gehörige  Fleischkreuzer  in 
den  meisten  Ländern  bald  erlöschen  werde,  habe  die  Hofkammer 
bei  den  Ständen  dessen  neuerliche  Bewilligung  durchzusetzen. 

In  demselben  Vertrage  wurde  die  ordentliche  und  ausser- 
ordentliche Tranksteuer  in  Böhmen,  wovon  der  Bank  bisher 
jährlich  618.000  fl.  verschrieben  waren,  der  Anstalt  nunmehr  ganz 
überlassen,  wofür  sich  dieselbe,  da  der  Ertrag  dieses  Gefälles 
jene  518.000  fl.  nach  dem  Durchschnitte  der  letzten  5  Jahre  mn 
63.500  fl.  überstieg,  verpflichtete,  nach  Massgabe  ihres  Cassastandes 
ein  Darlehen  von  630.000  fl.  an  die  Bancalität  abzuführen. 

Endlich  wurden  alle  Bankprivilegien  auf  15  Jahre  verlängert 
und  den  Bankeinlagen  aus  dem  Auslande  neuerlich  die  Be- 
freiung vom  Abfahrtsgelde  zugesichert. 

Der  vorstehende  Vertrag  bildet  einen  wichtigen  Markstein  in 
der  Geschichte  der  Wiener  Stadtbank.  Hiemit  wurde  nämlich  zum 
ersten  Male  das  bis  dahin  festgehaltene  Princip  der  per- 
centuellen  Bedeckung  für  Leistungen  der  Bank  an  den 
Staat  preisgegeben,  und  die  Prolongirung  der  Gefälle  als 
Surrogat  hiefür  hingestellt.  Die  Bank  musste  also  auf  die  ihr 
statutengemäss  zustehende  Erhöhung  der  Dotationssumme  ver- 
zichten und  sich  dafür  mit  einer  Anweisung  auf  die  Zukunft  be- 
gnügen. So  lange  der  Stand  der  freiwilligen  Capitalseinlagen  nichts 
zu  wünschen  übrig  liess,  war  dies  nicht  unmittelbar  bedenklich 
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wenn  aber  die  Kündigungen  die  Neueinlagen  tiberwogen,  musste 
eine  solche  Dotationsverschiebung  die  momentane  Zahlungsfähigkeit 
der  Bank  gefährden. 

Alsbald  nach  Abschluss  des  Vei*trages  vom  29.  Juni  1719 
machte  die  Hofkammer  von  dem  ihr  darin  eingeräumten  Rechte 
Gebrauch,  den  Anspruch  auf  die  jährliche  Beihilfe  von  500.000  fl. 
selbst  wieder  zur  Sicherstellung  neuer  Bankvorschtisse 
zu  bentitzen,  und  zwar  zu  verschiedenen  Bedingungen.  Schon  Ende 
Juli  1719  übernahm  die  Bank  ein  Darlehen  von  200.000  fl.  gegen 
Rückzahlung  in  8  Quartalsraten  durch  Abzug  von  jenem  Jahres- 
beiträge, wenige  Wochen  später  ein  solches  von  600.000  fl.  gegen 
Abzug  von  jährlich  60.000  fl.  aus  jenem  Fonde  durcli  15  Jahre^). 
Im  October  desselben  Jahres  streckte  die  Bank  500.000  fl.  vor, 
und  zwar  gegen  einfache,  in  12  Quaitalsraten  zahlbare  Bancalitäts- 
assecurationen ').  Bei  Nichteinhaltung  der  Fälligkeitstermine  sollte 
der  Bank  die  statutenmässige  Quote  von  der  Jahresaushilfe  überlassen 
werden.  Dieselbe  Subsidiarhypothek  wurde  auch  für  einen  Bank- 
vorschuss  von  250.000  fl.  auf  die  böhmischen  Recruten-  und  Re- 
montengelder  von  1719  bestellt,  und  zwar  für  den  Fall,  als 
die  Zahlung  aus  letzteren  nicht  bis  Ende  März  1720  bewirkt 
würde'). 

So  bedeutende  fortgesetzte  Darlehen  waren  nur  deshalb  mög- 
lich, weil  die  Stadtbankpapiere,  dank  der  seit  Jahren  stets 
pünktlichen  Einhaltung  aller  Termine,  im  Inlande  und  im  Deutschen 
Beiche  wie  Bargeld  angenommen  und  „von  fremden  Ministem 
und  Kaufleuten"  vielfach  gekauft  wui'den*).  Starhemberg  liess 
sich  jedoch  durch  den  momentanen  günstigen  Cassastand  nicht  ab- 
halten, gegen  weitere  Belastungen  der  Anstalt  ohne  Ein- 
räumung einer  statutenmässigen  Bedeckung  nach  Kräften 
Einsprache  zu  erheben.  Als  daher  die  Hofkammer  gegen  Ende 
1719  abermals  2^4  Millionen  verlangte,  erklärte  er  unter  Hinweis 
auf  die  bisherigen  ausserordentlichen  Leistungen  der  Bank,  die 
Uebemahme  weiterer  Lasten  sei  insolange  unth unlieb,  als  man  der 


*)  H.  F.  A.  vom  29.  Juli  und  1.  September,  B.  A.  vom  7.  September  1719. 
*)  Ueber  die  Bancalitätscassecurationen  s.  im  IX.  Abschnitte. 
^  H^  F.  A.  vom  3.  October  und  4.  November,  B.  A.  vom  3.  October  und 
JG.  November  1719. 

*)  F.  C.  Prot,  vom  27.  October  1719. 
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Bank    nicht    entsprechende   Fonde    hiefür    einznrJUimen    in    der 
Lage  sei^). 

Noth  kennt  aber  kein  G^bot  Angesichts  der  bedenklichen 
Krise  in  den  Staatsfinanzen  musste  sich  daher  die  Min.  Banco- 
deputation  anfangs  1720  abermals  zu  einer  bedeutenden  Aushilfe 
herbeilassen. 

Auf  Grund  des  Vertrages  yom  29.  Juni  1719  hatte  die  Bank 
bis  dahin,  abgesehen  von  der  ersten  Jahresrate  von  500.000  fl.,  zu- 
sammen bereits  2  Millionen  vorgeschossen.  Mit  Becess  vom 
6.  Februar  1720^  übernahm  sie  nun  die  Verpflichtung,  noch  eine 
Million^)  vorzustrecken,  gegen  Abzug  von  lO^/o  der  ganzen  3  Mil- 
lionen von  der  jährlichen  Schuldigkeit  von  500.000  fl.  Femer  wurde 
vereinbart,  dass  die  Bank  gegen  analoge  Bedeckung  aus  den  rest- 
lichen 200.000  fl.  nach  Zulass  des  Cassastandes  noch  weitere  2  Mil- 
lionen vorschiessen  werde,  worüber  von  Fall  zu  Fall  mit  der  Hof- 
kammer zu  verhandeln  sei 

Durch  diese  neue  Vereinbarung  wurde  also  der  frühere  Vertrag 
eigentlich  dahin  abgeändert,  dass  die  Bank  für  die  blosse  Pro- 
longirung  ihrer  Gefälle  auf  15  Jahre  5^3  Millionen  zu  bezahlen 
übernahm,  welcher  Verpflichtung  sie  bis  Anfangs  1721  thatsächlich 
nachkam  ^). 

Ausserdem  wurde  der  kürzlich  errichteten,  von  Kaiser  Karl  Tl. 
mit  vielen  Privilegien  ausgestatteten  Orientalischen  Compagnie  im 
Jahre  1720  die  Summe  von  100.000  fl.  als  Einlage  zu  6% 
gegen  Prolongirung  der  Gefälle  bis  zur  Bückzahlung  gutge- 
schrieben *). 

Auch  gegen  einfache  Quittung  der  Bancalität  wurden  Yo^ 
Schüsse  geleistet*). 

Eine  effective  Dotationserhöhung  trat  im  Jahre  1720  nur  in 
sehr  geringem  Masse  ein.  Ei-wähnenswerth  wäre  die  im  August  1720 
erfolgte  Uebernalime  einer  Bancalitätsschuldpost  von  90.000  fl.  zur 


*)  F.  C.  Prot,  vom  17.  December  1719. 

^  Fase.  Bancorecesse  Nr.  7  und  H.  F.  A.  vom  6.  Fjebruar  1720. 

^)  Diese  Million  war  bereits  in  4  Raten  vorschussweise  erlegt  worden 
(B.  A.  vom  15.  und  26.  Jänner,  3.  und  5.  Februar  1720). 

^)  H.  F.  A.  vom  9.  October  1720  und  3.  Jänner  1731  und  Becess  voia 
11.  Februar  1721. 

*)  H.  F.  A.  vom  28.  und  B.  A.  vom  29.  August  1720.. 

^  z.  B.  Banc.  A.  vom  23.  Februar  1720. 
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Bezahlung  in  4  Monatsraten,  gegen  Einräomung  der  statutenmässigen 
Bedeckung  aus  dem  der  Bank  ohnehin  schon  zum  grössten  Theile 
yerpfändeten  niederösterreichischen  Salzamte^). 

Der  Tabakaufschlag,  welchen  der  Magistrat  namens  der 
Girobank  zu  verwalten  hatte,  war  seit  Jahren  um  jährlich  66.000  fl« 
verpachtet  Anfangs  1720  wurde  derselbe,  unter  Erhöhung  des 
Pachtschillings  auf  jährUch  103.000  fl.,  auf  die  Jahre  1722  bis  1727 
neu  verpachtet  Wegen  dieses  Fondszuwachses  musste  die  Stadt- 
bank der  Hofcassa  200.000  fl.  vorstrecken«). 

Die  im  Vorstehenden  dargestellten  Creditsleistungen  der  Stadt- 
bank zeigen  uns,  welche  Bedeutung  das  Institut  für  den  Staatscredit 
erlangt  hatte. 

Nach  einem  Ausweise  aus  dem  Jahre  1730^  betrugen  in  den 
Jahren  1715  bis  1720  die  baaren  Vorschüsse  der  Bank  an 
den  Staat,  für  welche  in  irgend  einer  Form  ein  Fond  eingeräumt 
wurde,  zusammen  18.385.354  fl.  Gleichzeitig  wurden  an  Staats- 
schulden gegen  Fond  übernommen  4.132.288  fl.,  und  ohne 
jede  Bedeckung  bezahlt  505.689  fl.  (grösstentheils  erst  seit  1719); 
für  Einlösung  von  Cameralgefällen  verausgabte  die  Bank 
579.842  fl.  Hienach  hätte  die  Gesammtleistung  für  den  Staat 
23.603.173  fl.  betragen*). 

Die  vorstehenden  Daten  sind  in  Bezug  auf  die  Gesammtsumme 
im  Grossen  und  Ganzen  jedenfalls  richtig.  Das  Verhältnis  zwischen 
Bardarlehen  und  Schuldübemahme  wird  aber  in  einem  früheren 
Ausweise,  welcher  die  Zeit  von  Anfang  1715  bis  Ende  Juli  1719 
zum  Gegenstande  hat^),  wesentlich  anders  dargestellt  Hienach 
betrugen  in  dieser  Zeit  die  Bardarlehen  11.505.801  fl.,  an  Staats- 
schulden wurden  6.585.116  fl.  übernommen  und  für  Einlösung  von 
Cameralgefällen  ohne  Fond  385.135  fl.  verausgabt,  was  für  die 
gedachte  Periode  eine  Gesammtleistung  von  18.476.052  fl.  ergibt. 

Was  insbesondere  die  überommenen  Staatsschulden  betiifft, 


^)  B.  A.  vom  29.  August  1720. 

*j  Be£  der  Hin.  Bancodep.  yom  10.  Februar  1720,  Recess  Yom  29.  Februar 
1720  (Fkio.  Baaoo-Becewe). 

•)  F.  Aich.  Band  166/D. 

^)  HioYon  entfielen  auf  das  Jahr  1715  rund  2.200.000  fl.,  auf  1716  rund 
4.300.000,  uf  1717  rund  2.200.000,  auf  1718  6.200.000,  auf  1719  4.300.000  und 
auf  1780  mad  4.400.000  fl. 

*)  Undatirter  Ausweis  im  1.  Fase,  der  Bancaldiplome. 
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SO  waren  hierunter  2.920.856  fl.  an  Cameral-  und  3.664.260  fl.  an 
Militärschulden  ^). 

Die  Gesammtleistung  der  Stadtbank  von  1706  bis 
November  1719  hatte  Starhemberg  mit  22*/^  Millionen  beziffert, 
wovon  auf  Bardarlehen  14^/^,  auf  die  Uebemahme  von  Staats- 
schulden 8  Millionen  entfielen^). 

« 

Der  Gesammtschuldenstand  der  Bank  belief  sich,  ein- 
scWiesslich  der  Girobankschulden,  Ende  1720  auf  30.345.608  fl., 
im  Februar  1721  nur  mehi-  auf  28.810.885  fl.  Der  Ertrag  der 
Bancogefälle,  welcher  sich  unter  der  Verwaltung  der  Min.  Banco- 
deputation,  namentlich  durch  vortheilhafte  Verpachtungen,  bedeutend 
gehoben  hatte,  wurde  gleichzeitig  auf  jährlich  3.587.424  fl.  veran- 
schlagt, welcher  Betrag  ausgereicht  hätte,  um  sämmtliche  Schulden 
bis  1730  zu  tügen»). 

Die  Bilanz  der  Bank  war  also  damals  eine  keineswegs  ungünstige, 
obgleich  1719  und  1720  rund  6  Millionen  ohne  effective  Fonds- 
erhöhung an  das  Aerar  abgeführt  worden  waren. 

Uebrigens  war  die  Bank  während  der  erwähnten  Periode 
wiederholt  in  der  Lage,  ausser  dem  Aerar  auch  den  Ständen 
einzelner  Kronländer  Darlehen  zu  geben. 

Den  Ständen  Niederösterreichs  lieh  die  Bank  1716  und  1717 
zusammen  400.000  fl.  zu  nicht  näher  bekannten  Bedingungen,  1719 
100.000  fl.  zu  67o  gegen  Rückzahlung  in  den  näxshsten  2  Jahren 
und  Verpföndung  eines  liquiden  Guthabens  des  Landes  an  das 
Aerar  von  200.000  fl.,  welches  1721  fällig  wurde.  Den  Ständen 
Oberösterreichs  wurde  auf  ihre  liquide  Forderung  an  das  Aerar 
von  500.000  fl.,  welche  von   1720  an  in   10  Jahresraten  dorck 


')  Hievon  wurden  mit  der  böbmischen  Trankstener  übernommen  3.112.853  fl., 
mit  der  Herrschaft  Ung.  Altenburg  499.990  fl.,  mit  verschiedenen  GefäUsämten 
in  Niederösterreich  1.820.849  fl.,  mit  den  Mauten  und  Aufischlägen  in  Linz, 
Vöcklabruck,  Englhartszell  und  Ybbs,  dem  Sensenappalto  und  Tabakaufschlag  in 
Oberösterreich  und  der  Grenzmaut  in  Ung.  Brod,  716.334  fl.  femer  gegen  Rück- 
Überlassung  des  Hof  küchenbeitrages  140.000  fl.,  gegen  Einräumung  verschiedener 
GeföUsüberschüsse  128.009  fl.,  endlich  ohne  Fond  166.080  fl. 

2)  F.  C.  Prot,  vom  17.  December  1719. 

')  Contract  vom  11.  Februar  1721  im  Fase.  Bancorecesse,  ferner  Vorstellung 
der  Min.  Bancodeputation  vom  25.  Mai  1730  im  F.  Arch.  Bande  166/D,  dann  die 
TabeUe  im  Anhange. 


j 


C.  Die  Wiener  Stadtbank  von  1711—1720.  299 

itentioa  von  der  Contribution  getilgt  werden  sollte,  ein  Vorschuss 
n  500.000  fl.  bewilligt  0. 

Unter  Hinweis  auf  diese,  mit  kaiserlicher  Ermächtigung  zu 
ande  gekommenen  Geschäfte  ersuchten  Ende  1719  auch  begüteile 
*iyatpersonen  um  ß^/^ige  Bankdarlehen,  was  die  Min.  Banco- 
putation  befürwortete,  da  hiedurch  den  Wuchereien  der  Juden 
rgebeugt  und  die  Fructificirung  der  grossen  Cassabestände  der 
Luk  befördert  würde-).  Indes  scheint  es  vorläufig  hievon  abge- 
mmen  zu  sein. 


')  B.  A.  vom  1.  und  19.  April,  dann  3.  Mai  1719,  F.  C.  Prot,  vom  17.  April 
19.  —  Die  betreffenden  Guthaben  der  Stände  ergaben  sich  aus  der  Verrechnung 
rer  Leistungen  an  das  Aerar. 

-)  Bancalref.  vom  15.  December  1719. 


V.  Yerpfändnng  von  Cameral^literii. 


1.  FfEmdBohaften  in  Tirol  imd  Vorderösterreioh^). 

Der  bedeutende  landesfürstliche  Besitz  an  Herrschaften  und 
Realgerechtigkeiten  in  Tirol  und  Vorderösterreich  wurde  zum  weit- 
aus grössten  Theile  schon  im  Laufe  des  16.  und  17.  Jahrhunderts 
verpfändet,  besonders  während  der  selbstständigen  Begierung  durch 
die  Erzherzoge  der  stejrrischen  Linie.  Im  18.  Jahrhunderte  ergab 
sich  dahei'  wegen  Mangels  an  entsprechenden  Pfandobjecten  ftst 
nie  mehr  Gelegenheit  zu  derartigen  Creditsoperationen.  Der  durch 
jene  Verpfändungen  geschaffene  Zustand  erhielt  sich  aber,  —  da 
die  Finanzlage  eine  Einlösung  nicht  gestattete,  —  im  Grossen  joi 
Ganzen  bis  tief  in  die  theresianische  Zeit  hinein,  und  wfirde  daher 
in  der  vorliegenden  Darstellung  selbst  dann  nicht  fibergangot 
werden  dürfen,  wenn  derselbe  nicht  wiederholt  zu  eigenen  Ve^' 
Handlungen  Anlass  gegeben  hätte. 

Die  einschlägigen  Rechtsverhältnisse  fussten  durchwegs  auf 
landesfürstlichen  Verpflichtungsurkunden;  je  nach  der  Natur  des 
betreffenden  Rechtes  Kauf-  oder  Pfandbrief  (auch  Pfandver- 
schreibung) genannt. 

Gewisse  Merkmale  sind  allen  Fällen  gemeinsam:  die  Uebergabe 
des  Objectes  in  den  wirklichen  Besitz  und  Genuss  des  betreffen- 
den Contrahenten  gegen  Erlag  der  vereinbarten  Summen,  des 
Kauf-  oder  Pfandschillings,  in  welchem  übrigens  auch  die 
durch  den  Uebemehmer  eingelösten  älteren  Pfandschillinge  einge- 


^)  Die  nachfolgende  DarsteUung  ftisst  auf  den  Acten  des  beittglieheii  Special- 
fascikels  im  k.  u.  k.  BeichBfinanzarchiye. 
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rechnet  ▼nrden^),  —  femer  die  Vererblichkeit  der  durch  den 
Vertrag  erworbenen  Rechte,  —  endlich  der  Rechtsvorbeh&lt  des 
Lande^Rirsteii,  das  Object  gegen  Bäckstellong  des  Kauf-  oder  Pacht- 
schillings wieder  einzulösen. 

Im  Uefarigen  finden  sich  aber  in  Bezug  auf  Inhalt  und  Form 
die  mannig&chsten  Verschiedenheiten. 

Zunächst  mflssen  wir,  wie  bereits  angedeutet,  unterscheiden 
zwischen  Kauf-  und  Pfandbestellungsverträgen. 

Erstere  waren  beiweitem  die  selteneren.  Gleichwie  bei  anderen 
Kaufverträgen  erwarb  auch  hier  der  Käufer  dasEigenthumsrecht 
am  Kaufobjecte  mit  allen  daran  haftenden  Rechten  und  Verbindlich- 
keiten. Dies  bedingte  auch  im  Gegensatze  zu  den  Pfieindschaften 
im  engeren  Sinne,  das  Veräusserungsrecht 

Gleichwohl  war  dieses  Eigenthumsrecht  kein  unbeschränktes. 
Von  dem  in  der  Begel  vorkommenden  ausdrücklichen  Vorbehalte 
der  landesf&rstlichen  Hoheiten  und  Begalien  wäre  hier  abzusehen, 
da  derselbe  allgemein  staatsrechtlicher  Natur  ist,  und  lediglich  die 
Fortdauer  der  aus  dem  ünterthanenverhältnisse  entspringenden 
Verpflichtungen  zum  Gegenstände  hat  Von  privatrechtlicher  Be- 
deatong  ist  aber  der  zeitliche  Charakter  jenes  Eigenthumsrechtes. 
Dasselbe  war  nämlich  wie  bereits  erwähnt,  beschränkt  durch  das 
Bückkauf sr echt  des  Staates,  welches  entweder  zu  jeder  Zeit*)» 
eyentaell  also  auch  sofort,  oder  erst  nach  einer  gewissen  Beihe  von 
Jahren*),  oder  erst  nach  dem  Tode  des  ersten  Käufers^)  ausgeübt 
werden  konnte,  in  beiden  Fällen  aber  meistens  an  eine  vorherige 
Kündigung^)  gebunden  war.  Durch  den  Vorbehalt  dieses  Bückkaufs- 
rechtes  wurde  das  Becht  des  Käufers  zu  einem  blossen  Nutzungs- 
eigeftihnme.    Demgeoiäss  enthielten  auch  die   meisten   derartigen 


^)  Zuweilen  wurde  auch  anstatt  einer  Remuneration  für  geleistete  Dienste 
eine  Pfandschaft  eingeräumt;  in  solchen  Fällen  wurde  für  den  Fall  der  Einlösung 
cinJEtemuneratiöns-Schilling  bestimmt;  s.  Donationsbrief  Über  den  Burghof  Eematen 
ntr  Graf  EXad^  (1721). 

*)  S.  Kaufbriefe  über  die  Herrschaft  Castelpfimdt  (1678),  das  Gericht  Schönna 
1502),  das  Urbar  zu  Vellenberg  (1738). 

*)  Z.  B.  nach  20  Jahren  in  Gemässheit  der  Kaufbriefe  über  die  Herrschaften 
HeoBfels,  Lieu  und  Uttenheim  (16ö3  u.  1654). 

«)  S.  d.  Kaufbriefe  über  das  Gericht  Schönna  (1502). 

^)  Eine  Anmahme  s.  z.  B.  in  den  Kaufbriefen  über  Castelpftmdt  (1573)  und 
Vellenberg  (1738).  —  Bezü^ch  der  Kündigungsfristen  s.  unten. 
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Kaufbriefe  die  ausdrückliche  Bestimmung,  dass  der  Käufer  die  be- 
treffenden- Gebäude,  Realitäten,  heiTscliaftlichen  Real-  und  Juris- 
dictionsrechte,  —  also  die  Substanz  des  Kaufobjectes,  —  unge- 
schmälert erhalten  solle. 

Bei  den  Pfandschaften  im  engeren  Sinne  blieb  der  Staat 
Eigenthümer  des  Pfandobjectes,  an  dem  der  Pfandgläubiger  blos 
den  Pfandbesitz  erwarb,  allerdings  zu  Folge  der  hiebei  üblichen 
ausdrücklichen  Vereinbarung,  mit  dem  Rechte  der  Vererbung. 
Die  Veräusserung  der  Pfandbesitzrechte  war  zwar  nicht  ausge- 
schlossen, bedurfte  jedoch  der  Zustimmung  des  jeweiligen  Landes-» 
herrn^). 

Der  Pfandbesitz  hatte  durchwegs  den  Charakter  der  Anti- 
chrese,  d.  h.  der  Pfandgläubiger  hatte,  anstatt  von  seinem  Darlehns- 
capitale  die  Zinsen  zu  beziehen,  den  Nutzgenuss  am  Pfandobjeete 
In  der  Regel  war  diese  Nutzniessung,  —  abgesehen  von  dem  auch 
hier  üblichen  Vorbehalte  der  landesfiu'stlichen  Hoheiten  und  Regalien, 
—  eine  unbeschränkte,  d.  h.  der  Pfandgläubiger  konnte,  selbst- 
yei*ständlich  unbeschadet  seiner  Pflicht,  die  Substanz  des  Pfand- 
objectes ungeschmälert  und  überhaupt  im  Wesentlichen  unTe^ 
ändert  zu  erhalten,  dessen  Verwaltung  und  Bewirthschaftung  nach 
eigenem  Ermessen  einrichten,  ohne  über  den  Ertrag  Rechnung 
zu  legen. 

In  manchen  Fällen  aber  wurden  vom  Schuldcapitale  bestimmte 
Zinsen  (gewöhnlich  zu  5^/o)  vereinbart  und  demgemäss  auch  im 
Pfandbesitzer  die  Verpflichtung  auferlegt,  über  den  Ertrag  jährBch 
Rechnung  zu  legen,  und  den  nach  Abzug  der  Zinsen  idlenfftUs 
erübrigenden  Ueberschuss  an  das  Aerar  abzuführen,  während  andere^ 
seits  ein  etwaiger  Abgang  aus  anderen,  hiezu  jeweilig  gewidmetai 
Staatseinnahmen  zu  ersetzen  war*). 

Auch  wo  eine  solche  Verrechnungspflicht  nicht  vereinbart  war, 
wurden  zuweilen  einzelne  der  mit  dem  Pfandobjecte  verbundenen 
Realrechte  von  dem  Verfugungsrechte  des  Pfandbeaitzers  aus- 
genommen, namentlich  in  Bezug  auf  Jagd,  Fischerei  und  Gterichä* 
barkeit. 


^)  S.  z.  B.  die  Ratifioation  des  Verkaufs  der  Pfan^errschaft  BattenboSf 
(1649). 

^)  S.  die  Pfandbriefe  über  die  Herrschaften  Gufidaun,  Stain  auf  d.  BittA 
und  Villands  (1619),  dann  das  Gericht  Jaggberg  (1666). 


1^ 
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Grössere  Bauführungen  (Neu-,  Um-  und  Zubauten)  waren  in 
r  Kegel  an  die  landesfurstliche  Genehmigung  gebunden.  Dafür 
,tte  das  Aerar,  wenn  hiedurch  eine  Wertherhöhung  des  Pfandes 
Lelioration)  eintrat,  oder  ein  durch  unabwendbare  Gewalt  (Feuers- 
•unst  u,  dgl.)  zerstörtes  Gebäude  wiederhergestellt  wurde,  die 
ächgewiesenen  Baukosten  bei  der  Einlösung  des  Pfandobjectes 
em  Pfandbesitzer  zu  vergüten. 

Für  den  aufrechten  Bestand  der  verpfändeten  Rechte  übernahm 
ie  oberösterreichische  (Tiroler)  Hof kammer  häufig  ausdrücklich  die 
Tewähr-  und  Vertretungsleistung. 

In  den  meisten  Fällen  wurde  eine  gewisse  Frist,  Pfandzeit 
;enannt,  vereinbart,  innerhalb  welcher  die  Einlösung  ohne  Zu- 
timmung  des  Pfandgläubigers  nicht  stattfinden  sollte.  Manche,  be- 
»nders  ältere  Verträge,  enthalten  jedoch  die  ausdrückliche  Be- 
itimmong,  dass  das  Pfandobject  durch  das  Aerar  jederzeit  eingelöst^) 
wden  könne.  Die  Dauer  der  Pfandzeit  wechselte  zwischen  4  und 
10  Jahren^).  Vereinzelt  wurde  dieselbe  auch  von  der  Lebensdauer 
ies  ersten  Pfandbesitzers  oder  seiner  nächsten  Nachkommen  ab- 
längig  gemacht^). 

Nach  Ablauf  der  Pfandzeit  wurde  das  Pfandobject  in  der  Regel 
n  einem  jederzeit  ablösbaren;  vereinzelt  wurde  jedoch  für  den  Fall  der 
oit  Ablauf  der  Frist  unterbliebenen  Aufkündung  eine  stillschweigende 
^rolongirung  auf  eine  abermals  mehrjährige  Frist  vereinbart*), 
ind  nach  Ablauf  dieser  letzteren  eventuell  wieder  eine  gleiche  Pro- 
ongirung.  Uebrigens  wurde  nach  Ablauf  der  Frist  oder  auch  später 


^)  S.  die  Pfandbriefe  über  das  Schloss  Sigmundskron  (1538),  die  Herrschaften 
tajn  unterm  Löwenberg  (1599),  Rattenberg  (1649),  Kaltem  und  Leimburg  (1672), 
t.  Petersberg  und  Neuborg  am  Rhein  (1679)  und  das  Gericht  Jaggberg  (1656). 

*)  4  Jahre :  s.  die  Herrschaften  Gufidaun,  Stain  auf  dem  Ritten  u.  s.  w.  (1619);  — 
)  Jahre:  die  Herrschaft  Alträsen  (1652);  —  13  Jahre:  die  Herrschaft  Hörten- 
erg  (1633);  —  15  Jahre:  die  Herrschaft  Neuhaus  (1585);  —  20  Jahre:  die  Herr- 
ihaften  Freundsberg  und  Schwaz  (1709),  Heimfels  (1654),  Landegg  (1747),  Utten- 
eim  (1653),  die  Vogtei  Feldkirch  (1708);  —  25  Jahre:  das  Urbar  zu  Bozen  u.  s.  w. 
1744),  Jurisdiction  zu  Simonswald  (1681),  Herrschaft  Thauer  (1706) :  —  30  Jahre: 
lohe  Gerichtsbarkeit  auf  der  Herrschaft  Rheinfelden  (1680);  —  40  Jahre:  Herr- 
iciiaft  Ehingen,  Schalklingen  und  Perg  (1681). 

*}  S.  die  Herrschaften  Glums,  Mals  und  Ulten  (1594). 

*)  Z.  B.  von  4  zu  4  Jahren  bei  den  Herrschaften  Gufidaun,  Stain  auf  dem 
bitten  u.  s.  w.  (1619);  nach  25  Jahren  eine  zehnjährige  Prolongimng  bei  dem 
^rW  zu  Bozen  n.  s.  w.  (1744). 
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nicht  selten  eine  ausdrückliche  Prolongirung  bewilligt^),  zaweUen 
jedoch  unter  Vorbehalt  eines  unentgeltlichen  Heimfallsrechtes  Ar 
den  Staat ""). 

Bei  Pfandschaften,  wie  bei  mit  Rückkau&recht  yerkaoften  Ob- 
jecten  wurde  die  Ablösung  gewöhnlich  von  einer  vorausgehenden 
Kündigung  innerhalb  der  hiezu  stipulirten  Kündigungsfrist 
abhängig  gemacht.  Wo  eine  diesbezügliche  Bestimmung  in  den 
Vertrag  nicht  aufgenommen  wurde  ^),  nahm  man  stillschweigend  die 
übliche  halbjährliche  Frist  an.  Uebrigens  kamen  auch  Kün- 
digungsfristen von  V4*)»  */**)  ^^d  1  Jahr*)  vor. 

Abgesehen  von  Pfandzeit  und  Kündigungsfrist  findet  sich  zu- 
weilen noch  eine  andere  zeitliche  Beschränkung  des  Einlösungs- 
rechtes, indem  man  theils  mit^,  theils  ohne^)  Festsetzung  von 
Kündigungsfristen  ausbedang,  dass  die  Ausübung  jenes  Bechtes,  be- 
ziehungsweise der  Bückerlag  des  Pfandschillings,  nur  an  bestimm- 
ten Tagen  statthaft  sei. 

Das  Kündigungsrecht  wurde  entweder  beiden  Theilen")  vorbe- 
halten, oder  blos  einseitig  dem  Aerar;  in  der  Begel  geschah  Letzteres. 

Die  Einlösung  geschah  durch  Bückzahlung  des  Pfemdschilliogs 


^)  S.  die  Herrschaften  Alträsen  (1679)  nach  10  Jahren  auf  5  Jahre,  Heir- 
Bchaft  Heimfels  (1654}  lange  nach  Ablauf  der  20jährigen  Frist  prolongirt  auf 
10  Jahre. 

')  So  wurden  die  Herrschaften  Sterzing  und  Moos  1709  bis  1731  mit  dieMm 
Vorbehalte  prolongirt,  worauf  man  später  gegen  entsprechende  Erhöhung  des 
Pfandschillings  verzichtete  (F.  C.  Prot.  v.  10.  Jan.  1729). 

^)  So  bei  den  Herrschaften  Ehingen  und  Schelklingen  (1681),  St  Petersberg 
und  Neuburg  am  Rhein  (1679),  Stain  unterm  Löwenberg  (1599),  Qionig,  Mal£ 
und  Ulten  (1594),  dem  Schloss  Sigmundskron  (löHS),  Burghof  Kematen  (1721). 

«)  S.  die  Herrschaft  Neuhaus  (1585). 

^)  S.  die  Herrschaften  Heimfels  und  Lienz  (16ö3  und  16&4). 

^  S.  die  Herrschaften  Freundsberg  und  Schwaz  (1709),  Gufidaun  und  St&ifl 
a.  d.  Ritten  (1619),  Hörtenberg  (1633),  Landegg  (1747)  und  Thauer  (1706). 

^  Mit  Kündigungsfristen:  Ablösung  ein  Monat  vor  oder  nach  Martioif 
8  Tage  vor  oder  nach  Lichtmess,  zwischen  LichtmesB  und  Johannistag,  n 
St.  Andrä,  am  1.  Februar,  am  4.  November;  —  s.  die  Kauf-  und  Pfiuidbriefe  flr 
die  Herrschaften  Heimfels  (1664),  Lienz  (16ö3),  Kaltem  und  Leimbmg  (1678), 
Neuhaus  (1585),  Rattenberg  (1649),  Uttenheim  (1653),  Gericht  SchOnna  (1502). 

^)  Ohne  Kündigungsfrist:  Ablösbar  zwischen  Weihnachten  und  Lichtmeis; 
s.  die  Herrschaft  Stain  unterm  Löwenberg  (1599). 

^)  S.  die  Urbar  zu  Bozen  (1744),  die  Herrschaft  Freundsbeig  und  Schwtf 
(1709),  Gufidaun,  Stain  auf  d.  Ritten  u.  s.  w.  (1619),  Landegg  (1747). 
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und  der  etwaigen  Meliorationskosten,  und  zwar  je  nach  der  be- 
treffenden Vertragsbestimmung  entweder  in  guter  gangbarer 
Münze  j  odei'  in  jener  Valuta,  in  welcher  der  Erlag  geschehen  war  ^). 
Im  ei-steren  Falle  war  der  Nominalwerth  massgebend,  im  letzteren 
das  innere  Werthverhältnis  zwischen  der  Währung  des  Erlags  und 
jener  der  Einlösung.  Für  den  Fall,  als  das  Pfandobject  nach  der 
Einlösung  wieder  verpfändet  oder  verkauft  werden  sollte,  wurde 
dem  Pfandbesitzer  und  seinen  Nachkommen  zuweilen  ein  Vorzugs- 
recht eingeräumt^). 

Wenn  im  Ertrage  einer  bereits  ablösbar  gewordenen  Pfand- 
schaft eine  Steigerung  eintrat,  wurde,  wenn  möglich,  eine  Erhöhung 
des  Pfandschillings  (Auction)  veranlasst,  sei  es,  dass  sich  der 
bisherige  Pfandbesitzer  zu  einer  entsprechenden  Nachzahlung  herbei- 
liess,  oder  dass  die  Pfandschaft  eingelöst  und  hierauf  anderwärtig 
imi  einen  höheren  Betrag  verpfändet  wurde.    Namentlich  seit  1703 
bildete  diese  Auction  der  tirolischen  Pfandschillinge  den  Gegenstand 
längerer  Verhandlungen.    Der  Erfolg  derselben  war  jedoch,  bei  dem 
Wideretreben  der  Interessenten,  nur  ein  langsamer**)  und  geringer, 
da  man  im  Verhältnisse  zu  den  alten  Pfandschillingen  gewöhnlich 
nur  sehr  unbedeutende  Nachzahlungen  erzielte. 

Bei  der  Verpachtung,  Verpfändung  und  Veräusserung  von  Staats- 
gütern waren  die  hiemit  betrauten  Beamten  oft  so  weit  gegangen, 
selbst  Staatshoheitsrechte,  wie  die  hohe  Gerichtsbarkeit,  mit 
abzutreten*).  Um  diesem  Missbrauche  zu  steuern,  wurde  die  Com- 
nussion,  welche  für  Tirol  behufs  Verpachtung  von  Gefällen,  Allo- 
dialishniDg  kleinerer  Lehen,  Auction  der  Pfandschillinge  und  Auf- 
nahme neuer  Darlehen  auf  Pfandschaften  im  October  1706  unter 


')  So  bei  den  Herrschaften  Kaltem  und  Lainbnrg  (1672),   St.  Petersberg 
vnd  Neubarg  am  Bhein  (1679). 

«)  So  bei  der  Herrschaft  üttenheim  (1653). 
•)  H.  F.  A.  vom  3.  Juli  1703. 

*)  Unter  solchen  Bedingungen  erwartete  man  z.  B.  1703  nach  einem  Projectc 

des  Hof  kammerrathes  Andler  von  der  deutschen  Eitterordens-Commende  in  Constanz, 

den  Prälaten  yon  Salmanns  weil,  Wiblingen  und  Eoggeburg,  und  dem  Grafen 

Fttgger  zusammen  rund  600.000  fl.  an  Darlehen  (H.  F.  A.  v.  25.  Mai  1703).   Das 

Geschäft  kam  aber  jedenfalls  nur  für  einen  Theil  dieser  Summe  zu  Stande.    Ob 

QAd  in  wiefern  hiemit  die  gleichzeitige  Verhandlung  wegen  eines  Darlehens  des 

Mittaten  von  Kempten  im  gleichen  Betrage  auf  verschiedene  yorderösterreichische 

Dom&nen  znsammenhftngt,   ist  nicht  ersichtlich.     H.  F.  A.  vom  28.  April  und 

25.  Jiüi  1703. 

V.  If  enti,  FinanMii  Oestcrreichi.  20 
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der  Leitung  des  Hofkammerrathes  Baron  Eriechbaum  eingesetzt 
worden  war,  angewiesen,  künftig  in  allen  Fällen,  wo  das  Staats- 
interesse in  Betracht  kam,  vor  dem  Vertragsabschlüsse  an  die  Hof- 
kammer zu  berichten  ^). 

Die  Summe  der  Pfandschaftscapitalien  in  Tirol  und  den  Vor- 
landen belief  sich  am  Ende  des  17.  Jahrhunderts  angeblich  auf 
3.638.491  fl.«). 

Vielfach  waren  jedoch  die  Bechtstitel  der  Pfandschaftsinhaber 
nicht  ganz  zweifellos.  Mit  Hofdecret  vom  2.  August  1719  wurde 
daher  befohlen,  alle  diese  Inhaber  zum  urkundlichen  Nachweise  ihrer 
Bechtstitel  zu  verhalten,  und  zwar  allenfalls  unter  Androhtong  der 
Einziehung  des  Pfandobjectes.  Gleichzeitig  wurde  neuerdings  die 
Erhöhung  der  Pfandschillinge  ins  Auge  gefasst,  und  daher  die  Er- 
mittlung des  Ertrages  derselben  angeordnet,  wedialb  man  von  den 
Pfandinhabem  Fassionen  abverlangte. 

Die  bezüglichen  Erhebungen  zogen  sich  durch  viele  Jahre  hin- 
aus, da  sich  die  Feststellung  der  Rechts-  und  Ertragsverhältnisse, 
zum  Theile  in  Folge  des  Widerstandes  der  Pfandinhaber,  welche 
nicht  einmal  sämmtlich  Inländer  waren,  ungemein  verzögerte.  Der 
materielle  Erfolg  war  auch  diesmal  nur  ein  unbedeutender.  Immer- 
hin wurde  nun  aber  in  das  P£andschaftswesen  Ordnung  gebracht 

Im  Jahre  1723  betrugen  die  Pfandschaftscapitalien  in  Tirol 
ungefähr   2.200.000  fl.,  in  den  Vorlanden  ungefähr  2.400.000  fl.^ 

Zum  Abschlüsse  gelangten  die  oberwähnten  Verhandlungen  erst 
nach  mehr  als  4  Jahrzehnten^). 

Inzwischen  war  die  Einlösung  der  wichtigeren  vorderöster- 
reichischen Pfandschaften  in  Angriff  genommen  worden.  Hin- 
sichtlich der  Herrschaft  Hochberg,  welche  dem  Baron  Ulm  1702 
für  400.000  fl.  auf  40  Jahre  antichi-etisch  verpfändet  worden  war, 
begannen  die  bezüglichen  Verhandlungen  schon  1717.  Zwei  Jahre 
später  beantragte  die  Finanzconferenz,  sofenie  der  Pfandschafts- 
inhaber, welcher  vor  Ablauf  der  Pfandzeit  nicht  zur  Abtretung 

>)  H.  F.  A.  vom  3.  December  1706. 

')  Egger,  Geschichte  Tirols  (S.  466)  nach,  wie  er  sagt,  nicht  ganz  ver- 
lässlichen Angaben. 

»)  Bericht  des  H.  E.  Bathes  Germeten  im  F.  Arch.  BibL  Bande  Nr.  17/D. 

^)  Die  Anetionsanträge  im  betreffenden  Fascikel  sind  zwar  leider  nicht 
datirt,  doch  ergibt  sich  durch  Schriftvergleichung,  dass  selbe  aus  der  Zeit 
zwischen  1747  und  1763  stammen. 


2.  Pfandschaften  in  den  übrigen  Erblanden.  307 

gezwangen  werden  konnte,  in  die  volle  Ablösung  einwillige,  die 
Herrschaft  demselben  unter  billigen  Bedingungen  als  Lehen  weiter 
zu  belassen,  den  Best  der  400.000  fl.  aber  bar  auszuzahlen.  That^ 
sächlich  erfolgte  die  Einlösung  bald  darauf  und  zwar  um  180.000  fl., 
offenbar  in  der  hier  angedeuteten  Weise  ^). 

Die  seit  1629  der  gräflichen  Familie  Schaumburg  um  130.000  fl. 
verpfändeten  Herrschaften  Staufen  und  Kirchhöfen  im  Breisgau 
worden  1721  um  100.000  fl.  eingelöst,  wobei  die  Hofkammer  die 
hierauf  schon  von  früher  her  haftenden  Cameralschulden,  welche  in- 
zwischen der  PfiEkndschaftsinhaber  verzinst  hatte,  wieder  zurück- 
übemahm*).  Zu  dieser  Ablösung  gab  der  Bischof  von  Chur  ein 
4%iges  Darlehen  von  76.000  fl.  gegen  pfandweise  antichretische 
Ueberlassung  der  Herrschaft  Kirchhöfen,  Abfuhr  des  nach  Abzug 
der  Zinsen  verbleibenden  Ertragsüberschusses  an  das  Aerar,  eventuell 
Ergänzung  des  Abganges  und  zwar  mit  dem  Vorbehalte  der  Ab- 
lösung nach  einjähriger  Kündigung^;. 

Im  Jahre  1723  wollte  die  österreichische  Hofkanzlei  auch  die 
gräflich  Fugger'schen  Pfandschaften  (Schaffhausen  u.  s.  w.)  ein- 
lösen. In  der  Finanzconferenz  wurde  hiegegen  geltend  gemacht, 
dass  die  erforderliche  Summe  von  215.000  fl.  durch  Anlehen  beschafft 
werden  müsste.  Die  bezügliche  kaiserliche  Resolution  bezeichnete 
die  Ablösung  jedoch  als  nützlich,  da  man  die  freigemachten  Herr- 
schaften um  das  Doppelte  der  Ablösungssumme  verkaufen  könne  ^). 
Die  endliche  Austragung  dieser  Angelegenheit  ist  nicht  ersichtlicL 

2.  Pftodsohaften  in  dem  übrigen  Erblanden. 

Wir  haben  im  Vorstehenden  die  Verhältnisse,  welche  sich  bei 
der  Verpfändung  der  Cameralgüter  in  Tirol  und  den  Vorlanden 
herausgebildet  haben,  ausführlicher  geschildert,  weil  die  Darstellung 
der  geschichtlich  gewordenen  Zustände  in  einer  einzelnen  Provinz 
weit  mehr  geeignet  sein  dürfte,  von  dem  Wesen  und  der  Bedeutung 
der  Pfandschaften  ein  klares  und  richtiges  Bild  zu  geben,  als  dies 
«ine  verallgemeinemde  Einleitung  vermöchte.  Auch  ist  das  Quellen- 
material  gerade  für  jenes  Gebiet  von  besonderer  Reichhaltigkeit. 


V  *)  F.  C.  Prot,  vom  18.  Februar  1717,  19.  Juni  1719  und  1.  Februar  1723. 

^  F.  C.  Prot,  vom  17.  JuH  1720  und  vom  1.  Februar  1723. 
")  F.  C.  Prot,  vom  12.  Juni  1721. 
*)  F.  C.  Prot,  vom  1.  Februar  1723. 
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In  den  übrigen  Kronländern  haben  sich  die  einschlägigen  Ver- 
hältnisse znm  Theile  anders  entwickelt  als  in  Tirol,  und  zwar  lassen 
sich  die  bezüglichen  Verschiedenheiten  im  Allgemeinen  dahin  zu- 
sammenfassen, dass  hier  der  Pfandbesitz  in  der  Regel  minder 
unbeschränkt  war  als  dort.  Auch  lagen  hier  die  Dinge  insofern 
einfacher,  als  in  den  meisten  Erbländem  seit  langer  Zeit  nur 
mehr  wenige,  und  zumeist  unbedeutende  Staatsgüter  bestanden,  — 
dort  aber,  wo,  —  wie  in  Böhmen,  —  ausgedehnte  CameralherrschafteD 
vorhanden  waren,  die  Anzahl  derselben  eine  so  geringe  war,  dass  von 
der  Mannigfaltigkeit  der  Tiroler  Zustände  von  vomhein  keine  Rede 
sein  konnte.  Zum  grossen  Theile  ist  jener  Unterschied  wohl  auch 
auf  die  Verschiedenheit  der  sonstigen  geschichtlichen  Entwickelung 
zurückzuführen. 

Wie  in  Tirol,  wurde  auch  in  den  übrigen  Erbländem^)  dem 
Pfandgläubiger  in  der  Regel  der  Besitz  und  Genuss  des  Pfand- 
objectes  eingeräumt.     Vereinzelt  kam  allerdings  auch  ein  blosses 
Pfandi^echt  ohne  antichretischen  Pfandbesitz  vor,  wenigstens  für  die 
Zeit  bis  zur  Fälligkeit  des  Schuldcapitals.   Auch  findet  sich  ausser 
der  speciellen  Verpfändung  der  betreffenden  Herrschaften   häufig 
noch  das  zu   jener  Zeit  bei  den  verschiedenen   Darlehensformen 
übliche  Generalpfandrecht  an  sämmtlichen  Domänen,  Gefällen, 
Contributionen  u.  s.  w.,  dessen  Werth  natürlich  ein  sehr  proble^ 
matischer  war,  —  zuweilen  auch  eine  Cumulirung    mit  anderen 
Specialhypotheken. 

Der  antichretische  Pfandbesitz,  die  Pfandnutzung,  hatte  den 
Zweck,  die  Zahlung  der  laufenden  Zinsen,  —  sofeme  für  diese  nicht 
ein  anderer  Fond  angewiesen  war,  —  und  die  allmähliche  Capitals- 
abstattung  zu  ermöglichen.  Von  der  Verpflichtung  zur  Rechnungs- 
legung wurde  hier,  —  im  Gegensatze  zu  Tirol,  —  fast  nie 
abgesehen  und  daher  immer  ein  bestimmter  Darlehenszinsfuss  ver- 
einbart. 

Die  Pfandnutzung  war  entweder  eine  unmittelbare,  d.  h.  der 
Pfandbesitzer  hatte  sich  aus  dem  Ertrage  des  Objectes  gegen  jähr- 
liche Verrechnung  zahlhaft  zu  machen,  —  oder  eine  mittelbare^ 
indem  ihm  das  Object  gegen  einen  festen  jährlichen  Pachtzins 
übergeben  wurde,  welcher  im  Compensationswege  zui*  Zinsenzahlungt 


^)  Ein  näheres  Eingehen  auf  die  wenig  geregelten  Verhältnisse  in  Ungar 
müssen  wir  uns  hier  versagen. 
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eventaell  auch  zur  successiven  GapitalstUgung  zu  verwenden  war. 
In  den  Fällen  der  letzteren  Ai*t  hatte  der  Gläubiger  die  Auslagen  für 
Steuern,  dann  für  Verzinsung  und  Rückzahlung  älterer  Hypothekar- 
schulden nur  vorschussweise  für  das  Aerar  zu  bestreiten,  gegen 
Einrechnung  in  den  Pachtzins.  Wenn  das  nachgewiesene  Erträgnis 
der  Herrschaft  den  Pachtzins  überstieg,  war  der  Ueberschuss  von 
einem  gewissen  Betrage  an  vom  Schuldcapitale  abzuschreiben;  sofern 
aber  der  Ertrag  den  Pachtschilling  nicht  erreichte,  der  Abgang 
aus  anderen  Mitteln  zu  ergänzen. 

Von  der  Pestsetzung  bestimmter  Fristen  für  die  Capitalsrück- 
zahlung  wurde  häufig  abgesehen  und  der  Pfandbesitz  sodann  ein- 
fach bis  zur  vollen  Befriedigung^  an  Zinsen  und  Capital  eingeräumt. 
Für  das  Aerar  wurde  stets  das  Kündigungsrecht  vorbe- 
halten, zumeist  mit  halbjähriger  Kündigungsfrist.  Jedoch  hatte 
dasselbe  erst  nach  einer  bestimmten  Frist  einzutreten. 

Die  Einlösung  der  Pfandschaften  wai*  bei  der  schlechten 
Finanzlage  natürlich  stets  mit  Schwierigkeiten  verbunden,  welche 
nicht  selten  zum  Verkaufe  des  Pfandobjectes  an  den  Inhaber  führten. 
Doch  bestand  im  Allgemeinen  die  Tendenz,  den  Pfandbesitz,  wenn 
irgend  möglich,  nicht  zu  verlängern,  sondern  eher  zu  verkürzen. 
Zu  einer  nachträglichen  Erhöhung  der  Pfandschillinge  war  daher 
Uer,  wegen  der  thatsächlich  kürzeren  Pfandfristen  weniger  Anlass 
vorhanden.  Die  Steigerung  der  Pfandschaften  wurde^gegen  Ende 
des  spanischen  Erbfolgekrieges  für  die  Erbländer  als  allgemeine 
Uassregel  ins  Auge  gefasst  und  demnach  deren  genaue  Ermittlung 
und  Verzeichnung  angeordnet*).  In  welchem  Umfange  diese  Absicht 
verwirklicht  wurde,  ist  jedoch  nicht  ersichtlich. 

Ausser  der  Verpfändung  von  Staatsgütern,  kam,  wie  in  Tirol, 
^uch  anderwärts  zeitweilig  die  Veräusserung  mit  dem  Rück- 
kaufsrechte des  Aerars  vor. 

3.  Insbesondere  über  die  Verpfandung   der  Cameralherrschaften 

in  Böhmen. 

^)  Verpfändung  von  Pardubitz,  Podiebrad  und  Brandeis. 

Wie  bereits  an  anderer  Stelle  bemerkt  wurde,  war  in  den  ersten 
Jahren  des  spanischen  Erbfolgekrieges  der  damalige  Hofkammer- 
präsident Qraf  Salaburg  angesichts  des  aufs  tiefste  gesunkenen 

*)  H.  F.  A.  vom  16.  December  1712  ,uiid  20.  Juli  1713. 
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Staatscredites  wiederholt  genöthigt,  theils  dem  Aerar  aus  eigenen 
Mitteln  Vorschüsse  zu  geben,  theils  die  Aufbringung  von  solchen 
mit  Hilfe  seines  Credites  zu  ermöglichen. 

Als  Salaburgs  Demission  unvermeidlich  geworden  war,  worden 
seine  Forderungen  an  das  Aerar  mit  einer  Million  Gulden 
liquidirt,  und  zur  Sicherstellung  der  Bückzahlung  dieses  Capitals 
sammt  6^/0  Zinsen  mit  kaiserlicher  Obligation  vom  21,  Juni  1703, 
ausser  der  Generalhypothek  auf  alle  Cameral-  und  Militäreinknnfte, 
einerseits  die  königlichen  Eammergüter  Brandeis,  Pardubitz  mit 
Smrkowitz,  und  Podiebrad  mit  Eolin  in  Böhmen  sammt  allem  Zu- 
gehör  als  Specialhypothek  verschrieben,  andererseits  gewisse,  noch 
unter  dem  niederösterreichischen  Vicedomamte  stehende  Ungelts- 
gefälle  in  den  Bezirken  Baden,  Wilhelmsburg  und  Her- 
zogenburg in  Niederösterreich. 

Hinsichtlich  der  böhmischen  Cameralherrschaften  wurde  be- 
stimmt, dass  hierüber  ein  Pachtvertrag  abzuschliessen  sei,  kraft 
dessen  Salaburg  in  den  Besitz  und  Genuss  jener  Güter  eingewiesen 
und  darin  sammt  seinen  Erben  und  Rechtsnachfolgern  bis  zur  völ- 
ligen Abstattung  des  Schuldcapitals  sammt  Zinsen  belassen  werde, 
wozu  er  sich  aus  dem  mit  der  böhmischen  Kammer  zu  vereinbaren- 
den Pachtzinse  ohne  weitere  Rechnungslegung  bezahlt  machen  solle. 
Falls  ein  solcher  Pachtvertrag  binnen  14  Tagen  nicht  zu  Stande 
komme,  seien  die  Güter  dem  Gläubiger  in  antichretischen  Pfand- 
besitz gegen  Verrechnung  zu  übergeben.  Bei  der  Einlösung  seien 
sämmtliche  Objecte  inventargemäss  und  in  undeteriorirtem  Zustande 
wieder  der  Kammer  zurückzustellen.  Uebrigens  sei  der  Pachtzins^ 
allenfalls  der  zu  veirechnende  Domänenertrag  womöglich  nur  zur 
Capitalstilgung  zu  verwenden,  während  die  Zinsenzahlung  aus 
den  Gefällen  des  böhmischen  Deputirtenamtes  geschehen  solle. 

Die  niederösterreichischen  Umgelder  seien  dem  Gl&ubiger 
gegen  einen  zu  vereinbarenden  jährlichen  Pauschalbetrag,  welcher 
vom  Obligationscapitale  abzuschreiben  sei,  in  freien  Besitz  und  Ge- 
nuss zu  übergeben^). 

Soferne  der  jährliche  Ertrag  der  verpfändeten  Kammergfiter 
aus  irgend  einem  Grunde  100.000  fl.  nicht  erreiclie,  solle  der  Ab- 


')  Zugleich  wurde  Salaburg  ermächtigt,  falls  das  in  Aussicht  stehende  Dar^ 
leben  der  Gebrüder  Joanelli  pr.  80.000  fl.  zu  Stande  komme,  dieses  Capital  auf 
Abschlag  der  1.000.000  fl.  einzuziehen. 


■ 
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gang  durch  eine  andere  sichere  Hypothek  bestritten  werden,  ins- 
besondere aus  den  Einnahmen  des  böhmischen  Deputirtenamtes. 

Wenn  sich  zeigen  sollte,  dass  die  liquiden  Bestforderungen 
Salaburgs  in  Wirklichkeit  weniger  als  eine  Million  Gulden  betragen, 
sei  die  Differenz  von  der  Hofbuchhalterei  abzuschreiben^). 

Das  Pfandrecht  wurde  in  der  böhmischen  Landtafel  einverleibt» 
Jedoch  blieb  die  Obligation,  insoweit  sie  die  böhmischen  Kammer- 
guter  zum  Gegenstände  hatte,  vorläufig  ein  blosses  Papier,  da  sich 
der  Abschluss  des  Pachtvertrages  aus  verschiedenen  Gründen  lange 
verzögerte,  gleichwohl  aber  auch  die  für  diesen  Fall  vorgesehene  Be- 
sitzeinweisung gegen  Verrechnung  des  Pfandertrages  nicht  erfolgte^). 

Erst  am  20.  Mai  1705,  also  nach  fast  zwei  Jahren,  kam  der 
Pachtvertrag  zu  Stande*). 

Hienach  waren  die  verpfändeten  Güter  dem  Bevollmächtigten 
Salaburgs,  Grafen  Pschehorsowky,  mit  1.  Juli  1705  in  den  Pacht- 
besitz zu  übergeben,  welcher  bis  zur  völligen  Tilgung  des  Schuld- 
capitals  sammt  Zinsen  andauern  sollte.  Der  Pachtschilling  wurde 
mit  jährlich   100.000  fl.  festgesetzt    Hievon  waren  zunächst  die 


^)  Uebrigens  enthielt  die  kaiserliche  Obligation  eine  ausdrückliche  Bestätigung 
aller  früheren  Obligationen  über  Salaburgs  Forderungen,  mit  Ermächtigung  für 
denselben,  sich  auf  Grund  dieser  Schuldbriefe  aus  den  bezüglichen  Staatseinkünften 
bezahlt  zu  machen  und  seine  AmtsverfÜgungen  danach  einzurichten,  —  ein  Bei- 
^tz,  der  angesichts  der  bereits  beschlossenen  und  14  Tage  später  vollzogenen 
Enthebung  Salaburgs  allerdings  gegenstandlos  war. 

*)  Am  11.  Juni  1704  wurde  die  böhmische  Kammer  angewiesen,  den  Pacht- 
vertrag mit  dem  Mandatar  Salaburgs,  dem  Deputirtenamts-Inspcctor  Grafen 
Pschehorsowsky  abzuschliessen ,  —  wenn  derselbe  aber  nicht  zu  Stande  komme, 
^d  die  Kammer  die  Rückzahlung  des  Capitals  nicht  selbst  übernehmen  könne« 
die  Kammergttter  dem  genannten  Mandatar  mit  1.  Juli  1704  in  Besitz  und  Gc- 
DQ88  zu  übeiigeben.  Obgleich  die  böhmische  Kammer  hiegegen  VorsteUung  erhob 
und  namentlich  betonte,  dass  sie  den  Ertrag  jener  Güter  nicht  entbehren  könne, 
enttichied  der  Kaiser,  dass  es  bei  der  Verpachtung  verbleiben  solle.  Nun  schlug 
die  böhmische  ELammer  einen  anderen,  angeblich  eine  frühere  Capitalsabstattung 
(nnilglichenden  Tilgungsplan  vor.  Salaburg  wollte  jedoch  hierauf  nicht  eingehen. 
^r  Befehl  wegen  Abschluss  des  Pachtvertrages  wurde  daher  am  26.  September 
1704  wiederholt.  Da  sich  dieser  Yertragsabschluss  noch  immer  verzögerte,  er- 
gingen im  Sinne  der  Obligation  am  20.  December  1704  und  am  27.  Jänner  1706 
Aoftrige  an  die  böhmische  Kammer,  dem  Mandatar  Salaburgs  vorläufig  gegen 
Verrechnung  den  Besitz  der  Herrschaften  einzuräumen.  Diese  Weisung  wurde 
jedoch  nicht  vollzogen  (s.  böhm.  F.  A.  v.  11.  Juni,  26.  Sept.  u.  20.  Dec.  1704,- 
'•  27.  Jan.  1706  u.  H.  K.  Beferat  bei  böhm.  F.  A.  v.  27.  Mai  1705). 

")  BöhuL  F.  A.  vom  27.  Mai  1705. 
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vom  Pachtinhaber  vorschussweise  zu  bestreitenden  Steuern  und  Ab- 
gaben, Reparaturs-  und  Meliorationskosten  abzuziehen,  femer  die 
Zahlungen  für  Verzinsung  und  Tilgung  der  auf  den  Gütern  haften- 
den Hypothekarforderungen  der  dortigen  Wirthschaftsbeamten  von 
11.250  fl.^),  der  dortigen  Unterthanen,  Städte,  Dörfer  und  Kirchen 
pr.  66.963  fl.^)  und  der  Stadt  Kuttenberg  pr.  8000  fl.  Der  Rest 
war  vom  Obligationscapitale  (1  Million)  abzurechnen  und  daher  bis 
zu  dessen  vollständiger  Abstattung  zurückzubehalten.  Bezüglich 
der  Zinsen  habe  es  bei  der  in  der  Obligation  festgesetzten  Zah- 
lung aus  dem  Deputirtenamte  zu  verbleiben.  Wenn  auf  diese  Weise 
nach  10  Jahren  noch  ein  Theil  des  Capitals  aushaften  sollte,  trete 
das  halbjähilge  Kündigungsrecht  des  Aerars  ein,  und  seien  die 
Herrschaften  dann  allenfalls  gegen  bare  Bezahlung  des  Capitals- 
restes  zurückzustellen.  Etwaige  frühere  Abstattungen  aus  anderen 
Mitteln  seien  gleich  dem  Pachtzinse  vom  Capitale  abzuschreiben. 

Bei  ungewöhnlichen  Unglücksfällen  (Pest,  feindlicher  Einfall 
n.  dgl.)  habe  ein  entsprechender  Nachlass  am  Pachtzinse  einzutreteiit 
und  zwar  derart,  dass  nur  der  nachweisbare  Ertrag  vom  Capitale 
abgeschrieben  werde.  Andererseits  sei  ein  etwaiger  Ertragsüber- 
schuss  über  110.000  fl.  zur  Abschreibung  zu  verwenden;  üeber- 
schüsse  bis  zu  10.000  fl.  sollten  dem  Pächter  verbleiben. 

Zugleich  wurde  vereinbart,  dass  über  den  Ertrag  halbjährig 
Rechnung  gelegt,  und  der  Pachtvertrag  in  die  Landtafel  einver- 
leibt werden  solle"). 

Dieser  Pachtvertrag  wurde  von  Kaiser  Josef  I.  am  27.  Mai 
1705  ratiflcirt.  Der  Hof  kammerpräsident  Graf  Starhemberg  hatte 
denselben  nur  im  Hinblicke  auf  die  wiederholten  Besolutionen  Kaiser 
Leopolds  befürwortet,  da  er  es  für  sehr  nachtheilig  hielt,  das  Haupt- 
kleinod der  böhmischen  Krone  aus  den  Händen  zu  geben. 

')  1702  wurden  durch  den  Präsidenten  der  böhmischen  Kammer,  Grafen 
Schlickh,  bei  den  Beamten  der  dortigen  Cameralhenschaften  100.000  fl.  ausbracht, 
welche  zweifellos  in  den  nächsten  Jahren  zum  Theile  zurückgezahlt  wurden  (s. 
H.  F.  A.  V.  30.  Juni  1702). 

')  Diese  zahlreichen  kleinen  Darlehen  waren  im  Herbste  1703  gegeben  worden^ 

mit  6Vo  zu  verzinsen,  und  in  4,   nach  zwei  Jahren   beginnenden  Jahresraten 

zurückzuzahlen.    Hiebei  wurde  für  jede  einzelne  Herrschaft  eine  Obligation  aus- 

gestellt,   unter  Specifirung  der  Antheile  der  einzelnen  Theilnehmer  (böhm.  F.  A. 

•V.  8.  Oct.  1703). 

')  Die  Einverleibung  erfolgte  am  4.  September  1705.  .  S.  die  Clausel  a 
einer  Vertragsabschrift  im  böhmischen  F.  A.  vom  27.  Mai  1705. 
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Mit  1.  Juli  1705  worden  die  verpfändeten  Kammergüter  dem 
Grafen  Pschehorsowsky  thatsächlich  übergeben^).  Gleichwohl  be- 
gann die  Capitalsabstattong ,  wie  wir  ans  späteren  Ausweisen^) 
wissen,  erst  im  Jahre  1707. 

Das  böhmische  Depntirtenamt,  dem  der  genannte  Mandatar 
Salaborgs  vorstand,  hätte  das  Schuldcapital  bekanntlich  vom  1.  Juli 
1703  an  verzinsen  sollen,  an  welcher  Verpflichtung  auch  durch 
den  Abschluss  des  Pachtvertrages  nichts  geändert  wurde.    Gleich- 
wohl hatte  Salaburg  mit  Ende  1705  noch  keine  Zinsen  erhalten^). 
Zum  Theile  erklärte  sich  dies  dadurch,   dass  Pschehorsowsky  in 
den  Jahren  1704  und  1705  auf  Rechnung  jener  Zinsenzahlung  aus 
der  Cassa  des  ihm  anvertrauten  Amtes  90.000  fl.  im  Namen  Sala- 
borgs behob,  und  für  sich  selbst  verwendete,  d.  h.  veruntreute! 
Allerdings  stellte  er  hierüber  nach  drei  Jahren  dem  Sohne  und 
Erben  Salaburgs  eine  eigene  Obligation  aus,  und  zahlte  bis  Anfang 
1718  von  dem    unrechtmässig  angeeigneten  Betrage   thatsächlich 
40.500  fl.    zurück.     Immerhin   aber   kennzeichnet  es   die  Eechts- 
anschauungen  jener  Zeit,  dass  ein  Mann,  der  sich  einen  derartigen 
Amtsmisbrauch  zu  Schulden  kommen  liess,  nicht  nur  nicht  in  straf- 
gerichtliche Untersuchung  gezogen,    sondern  selbst   in  Amt  und 
Würden  belassen  wurde. 

Zur  Abstattung  des  auf  diese  Weise  entstaudenen  Zinsenaus- 
standes mussten  nun  Anfangs,  nebst  anderen  Mitteln,  auch  die  Er- 
fragnisse der  Pfandherrschaften  theilweise  herangezogen  werden» 
I    Was  den  Beginn  der  Capitalstilgung  verzögerte. 

So  kam  es,  dass,  obgleich  die  Herrschaften  während  der  Sala- 
bnrg'schen  Pfandpacht  jährlich  um  nind  20.000  fl.  mehr  trugen 
als  vorher*),  die  Hoffnung  der  Hofkammer,  dass  das  Capital  in 
10  Jahren  getilgt  sein  werde,  dennoch  nicht  in  Erfüllung  ging. 
Vielmehr  waren  nach  den  gelegten  Rechnungen  vom  Capitale  Ende 
Juni  1710  noch  192.156  fl.  ausständig,  mit  Ende  Juni  1718  noch 
rund  60.000  fl.*),  wobei  allerdings  die  Salaburg'sche  Bestforderung 


. 


')  F.  C.  Prot  vom  27.  April  1718. 

^  Beilage  zum  böhmischen  F.  A.  Tom  27.  Mai  1705  (Ausw.  v.  Jahre  1716). 
^  Böhm.  F.  A.  vom  23.  December  1705. 
*)  P.  C.  Prot,  vom  14.  Juni  1718. 

*)  F.  C.  Prot  vom  27.  April  1718.  —  Nach  einer  anderen  Berechnung  wäre 
^6  Capitalstilgung  schon  mit  Ende  1716  abgeschlossen  gewesen.    Salaburg  jun. 
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gegen  Pschehorsowsky  von  49.500  fl.  auf  den  ärarischen  Schold- 
conto  übernommen  wurde ^),  selbst verständlicb  unter  Wahrung  des 
Begressrechtes  gegen  den  bisherigen  Schuldner^). 

Die  Auf  kündung  wai*  schon  1716  erfolgt.  Demungeachtet  hätte 
die  Rückgabe  der  verpfändeten  Herrschaften  dem  Vertrage  ge- 
mäss nur  gegen  Bückzahlung  des  Capitalsrestes  erfolgen  müssen. 
Bei  Uebernahme  der  erwähnten  49.500  fl.  wurde  jedoch  aosbednngent 
dass  die  Abtretung  schon  mit  Ende  Juni  1718  erfolgen  solle,  gegen 
Ausstellung  einer  einfachen  Versicherungsurkunde  über  den  Capi« 
talsrest  von  ungefähr  60.000  fl.,  nach  vorheriger  Abrechnung. 

Nun  ergab  aber  diese,  erst  im  nächsten  Jahre  zum  Abschlüsse 
gelangte  Abrechnung  das  unerwartete  Resultat,  dass  das  Aerar 
durch  die  Bechnungslegung  während  der  Salaburg'schen  Pfandpacht 
um  eine  bedeutende  Summe  benachtheiligt  worden  war.  Nach  den 
Berechnungen  der  zur  Bückübemahme  der  Güter  entsendeten  Com- 
mission  hatte  nämlich  Salaburg,  ausser  dem  Capital  von  einer  Mil- 
lion, 538.889  fl.  an  successiven  Zinsen  und  11.840  fl.  an  Zinses- 
zinsen  (zufolge  einer  speciellen  kaiserlichen  Bewilligung  wegen  der 
verzögerten  Zinsenabfuhr)  zu  fordern  gehabt  In  Wirklichkeit  wll^ 
den  aber  während  der  Pfandpacht  mit  Einrechnung  der  vom  Depa- 
tirtenamte  bezahlten  Zinsen  um  281.624  fl.  mehr  eingenommen');  — 
d.  h.  Oraf  Salaburg  jun.  war  bereits  Mitte  1716  mit  seiner  ¥o> 
derung  befriedigt  gewesen  und  hatte  daher  den  Pachtertrag  dun^ 
zwei  Jahre  ungebürlich  genossen!  Ob  Salaburg  seiner  hierans  ent- 
springenden, und  auch  decretirten  Ersatzpflicht  jemals  nachkam,  ist 
nicht  ersichtlich. 

prot^stirte  jedoch   hiegegcn,    unter  Hinweis  auf  die  SnsenTerkttnningen  nsd 
mehrere,  einen  Pachtzinsnachlass  begründende  ünf&Ue. 

^)  Es  geschah  dies  nur  aus  Büligkeitsrücksichten,  im  Hinblick  anf  die  Hilft; 
welche  der  yerstorbene  Salaburg  in  schwerer  Zeit  mittelst  seines  eigenen  GrediMf 
dem  Aerar  zugewendet  hatte.  Eine  rechtliche  Verpflichtung  zu  einer  derartige* 
Uebernahme  wurde  nicht  anerkannt,  da  Salaburg  seiner  Zeit  PschehoiBowsky  il* 
Schuldner  angenommen  hatte  (s.  F.  C.  Prot.  v.  27.  April,  resolv.  29.  Mai  1718). 

^)  Dem  Grafen  Pschehorsowsky  war  1713  eine  Gnadengabe  von  100.000  i 
bewilligt,  und  deren  Auszahlung  auf  bessere  Zeiten  versprochen  worden.  Anstatt 
diese  Gnadengabe  des  Amtsmissbrauchs  wegen  als  verfallen  ra  eriÜ&ren,  bemerkte 
die  Finanzconferenz,  das  Aerar  werde  sich  hieraus  fttr  die  Uebemahme  der 
obigen  49.500  fl.  regressiren  können  (!). 

^j  Grössteuthcils  ist  diese  Differenz  wohl  auf  die  obenangedeuteten  Abiüge 
Salaburgs  zuräckzufilhren ;  eine  absichtliche  Verschweigung  von  TCialrflnffAn  gcheuit 
nicht  stattgefunden  zu  haben  (s.  böhm.  F.  A.  v.  23.  Sept.  1719). 
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Durch  den  Salaburg'schen  Pfandpachtbesitz  waren  die  drei 
mmer^ter  in  einen  „deplorablen^  Zustand  vei^etzt  worden.  Die 
rrschaften  waren  in  den  ersten  Jahren  nach  der  Ablösung  so 
'wahrlost,  dass  man  zu  unumgänglichen  Bauherstellungen  und 
.terialanschaffiingen  115.000  fl.  ausgeben  musste.  Der  Schaden, 
i  die  masslose  Wälderabstockung  angerichtet  hatte,  war  ein 
»erordentlicher  ^). 

Auch  nach  dem  Aufhören  der  Salaburg'schen  Pfandpacht  konnte 

Hof kammer  über  die  drei  Kammergüter  noch  nicht  frei  ver- 
^n,  indem  dieselben,  abgesehen  von  den  oberwähnten  kleineren 
riehen*),  deren  Abstattung  noch  während  jener  Pfandpacht  er- 
g^te,  seit  mehreren  Jahren  noch  mit  einer  anderen  grösseren 
rpothek  belastet  waren. 

Im  Jahre  1713*)  wurden  nämlich  verschiedene  Forderungen 
3  kaiserlichen  Botschafters  in  Rom,  Grafen  Gallas,  mit  zusammen 
0.000  fl.  zu  6^/o  verzinslich  pauschalirt  und  hievon  100.000  fl. 
f  die  Contributionscontingente  der  gräflichen  Herrschaften  in 
)hmen,  und  zwar  für  die  nächsten  vier  Jahre  assignirt,  f&r  die 
)rigen  200.000  fl.  aber  dem  Gläubiger  das  Becht  eingeräumt,  nach 
blösung  der  Salaburg'schen  Hypothek  seinerseits  die  erwähnten 
errschaften  ebenfalls  um  jährlich  100.000  fl.  zu  pachten  und  sich 
IS  diesem  Pachtzinse  hinsichtlich  der  etwa  abgelösten  Salaburg- 
'hen  Restforderung,  wie  hinsichtlich  jener  200.000  fl.  sammt  Zinsen 
[irch  Compensation  bezahlt  zu  machen. 

Als  nun  mit  Ende  Juni  1718  die  Pfandpacht  Salaburgs  ablief, 
ätte  Graf  Gällas  nach  den  bezüglichen  Versicherungsdecreten  in 
ieselbe  eintreten  sollen. 

Die  gemachten  Erfahrungen  hatten  jedoch  die  Schädlichkeit 
)Icher  Tilgungsformen  bewiesen.  Die  Finanzconferenz  entschied 
ch  daher  nach  längeren  Verhandlungen^)  in  der  Sitzung  vom 
i.  Juni  1718  über  Antrag  des  Hofkammerpräsidenten  Grafen 
^allsegg  für  die  sofortige  Einlösung.  Jedoch  seien  die  Pfandherr- 
Jhaften  hierauf  nicht  wieder  unter  die  Verwaltung  der  böhmischen 
Kammer    zu    stellen,    unter  welcher  der  Ertrag  noch   bedeutend 


*)  P.  C.  Prot,  vom  30.  Juni  1722  u.  16.  Juni  1723. 

')  S.  oben  Seite  312. 

•)  B6hm,  F.  A.  vom  13.  Juni  1713. 

*)  F.  C.  Prot,  vom  3.  und  18.  Mai  1717. 
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geringer  gewesen  war,  als  während  der  Pfandpacht,  sondern  durch 
einen  eigenen  icaiserlichen  Herrschaftsinspector  zu  administriren. 
Die  Uebeinahme  erfolgte  thatsächlich  mit  Ende  Juni  1718^). 

Was  nun  die  Form  der  Ablösung  betrifft,  so  beanspruchte 
Gallas,  dessen  Forderung  sich  durch  den  Zinsenausstand  inzwischen 
auf  274.000  fl.  erhöht  hatte,  eine  Stadtbanco  -  Obligation  über 
250.000  fl.,  zahlbar  in  einem  Jahre,  ferner  bis  zar  Abstattung  des 
Restes  eine  von  der  böhmischen  Hof  kanzlei  zu  übernehmende  Zah- 
lung von  jährlich  6000  fl.  aus  der  Herrschaftscassa,  sichergestellt 
durch  ein  hieran  zu  belassendes  Compossessrecht. 

Hierauf  wurde  jedoch,  um  die  Einlösung  nicht  zu  verzögern, 
nicht  eingegangen.  Dagegen  wurde  Gallas  Ende  1718  mit  seiner 
ganzen  an  Capital  und  Zinsen  bis  Ende  Juni  1720  auf  324.961  fl 
berechneten  Forderung,  zur  Abstattung  in  Quartalsraten  vom 
31.  December  1718  bis  Ende  Juni  1720  an  die  Wiener  Stadtbank 
gewiesen*),  welche  ihre  hierüber  ausgestellten  Obligationen  bereits 
mit  Ende  Juni  1719  vollständig  einlöste^). 

Die  ärarische  Verwaltung  der  Herrschaften  erwies  sich  als 
sehr  vortheilhaft,  indem  sich  der  Ertrag  hiedurch  schon  in  den 
ersten  Jahren  bedeutend  hob*). 

Im  Jahre  1722  lieh  Lob  Sinzheim  400.000  fl.  zu  B^o»  rück- 
zahlbar in  14  Quartalsraten.  Hievon  wurden  300.000  fl.  auf  den 
Ertrag  der  Cameralherrschaften  Pardubitz,  Podiebrad  und  Brandeis 
sichergestellt,  jedoch  ohne  Pfandbesitz  des  Gläubigers,  100.000  i 
aber  mit  einem  in  den  gleichen  Fristen  zahlbaren  Zuschlage  von 
250.000  fl.  för  Militärrestforderungen  von  500.000  fl.  auf  die  Con- 
tributionsrückstände.  Sinzheim  erhielt  daher  Versicherungsdecrete 
über  300.000  fl.  und  über  350.000  fl.*).  Das  Dai-lehenscapital  wurde 
theils  für  das  laufende  Cameralerfordemis,  theils  zur  Tilgung  von 
Militärschulden  verwendet. 


0  F.  C.  Prot.  Tom  26.  Juni  1718. 

«;  Böhm.  F.  A.  Tom  10.  December  1718. 

»)  Böhm.  F.  A.  Tom  15.  Juli  1719. 

*)  F.  C.  Prot.  Tom  30.  Juni  1722. 

^)  Abr.  Spitzer  hatte  auf  die  gleichen  Zahlungsfristen  ebenfaUs  400.000  L 
offerirt,  verlangte  aber  den  wirklichen  Pfandbesitz  der  Herrschaften  und  einen 
höheren  Zuschlag  älterer  Posten.   Sein  Anbot  wurde  daher  zurückgewiesen.  Auck>> 
das  Sinzheim^sche  Darlehen   wurde   als   unvortheilhaftes  Zuschlagsgesch&ft  dlx>^ 
ungern  genehmigt  (F.  C.  Prot.  v.  27.  Aug.  u.  H.  F.  A.  v.  14.  Nov.  1722). 


[ 
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Pachtzins  fiir  Pardubitz,  Podiebrad  und  Brandeis  jährlich  75.000  fl., 
für  Zbirow,  Totschnik,  Eöniginhof  nnd  Miroschau  45.000  fl.^). 

Die  Hypothek  auf  die  böhmischen  Cameralherrschaften,  welche 
dem  Fürsten  Lubomirski  1737  für  ein  Darlehen  von  300.000  fl. 
zagesagt  wurde,  gelangt  nicht  zur  Wirksamkeit,  da  man  hiefür 
bald  einen  anderen  Cameralfond  einräumte^). 

Im  Jahre  1740  wurde  die  Herrschaft  Pardubitz  den  Gebrüdem 
Palm  für  ein  Darlehen  von  150.000  fl.  zu  6^/o,  rückzahlbar  in 
3  Jahresraten,  mit  dem  Compossessrechte  verpfändet'). 

Ausser  den  bisher  genannten  böhmischen  Cameralherrschaften 
wäre  hier  noch  Pürglitz  zu  erwähnen,  welches  seiner  Zeit  an 
äsm  Grafen  Waldstein  mit  dem  Bückkaufsrechte  des  Aerars 
?eraussert  worden  war.  1734  offerirten  die  Erben  Waldsteins 
200.000  fl.  für  den  Verzicht  auf  dieses  Kückkaufsrecht.  Die  Herr- 
schaft wurde  von  Einigen  auf  500.000  fl.,  von  Anderen  auf  800.000  fl., 
ja  auf  eine  Million  Gulden  geschätzt;  der  Ertrag  war  durchschnitt- 
lich 32.000  fl.  Unter  solchen  Umständen  erschien  es  für  das  Aerar 
sehr  wünschenswerth,  den  Bückkauf  zu  bewerkstelligen.  Der  Bück- 
kaalspreis  hätte  aber  vertragsmässig  400.000  fl.  betragen;  ausser- 
dem wären  für  Meliorationen  rund  100.000  fl.  zu  ersetzen  gewesen. 
Hiezu  fehlte  es  dem  Aerar  wie  auch  der  Wiener  Stadtbank  an 
Mittehi,  zumal  der  Zinsfuss  damals  8  bis  9^/o  betrug.  Die  Finanz- 
eonferenz  beschloss  daher  über  Antrag  der  Hofkammer,  das  ge- 
dachte Offert  im  Hinblick  auf  den  dringenden  Geldbedarf  anzu- 
ndunen,  was  der  Kaiser  genehmigte^). 

4«  Sonstige  Ffandsohaften. 

Ausserhalb  Tirols  und  Böhmens  spielte  die  Domänen  Verpfändung 
im  18.  Jahrhunderte  nur  mehr  eine  geringe  Bolle,  da  die  meisten 
SUÄtsgüter  in  den  übrigen  Provinzen  bereits  veräussert  waren. 

Auf  das  schlesische  Eammergut  Neusatz  sammt  Zubehör 
»kreckte  ein  Graf  Gilged  1703  und  1707  zusammen  207.000  fl.  vor 
8%en  halbjährige  Kündigung  nach  3  Jahren,  mit  Subsidiarpfand- 
^ht  auf   die   schlesischen  Zölle  und  Verbrauchsabgaben*).     Im 


')  F.  C.  Prot.  Tom  5.  Decembcr  1729. 

')  H.  F.  A.  vom  18.  und  28.  April  1737. 

*)  Böhm.  F.  A.  vom  28.  October  1740. 

*}  F.  C.  Prot,  vom  25.  Mai  1734. 

*;  Obligationen  vom  26.  September  1703  und  15.  Mai  1707. 
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zwar  mit  dem  Hechte  der  antichretischen  Ptandnatzang.  AojBserdem 
wurde  die  GeneraUij-pothek  an  allen  Cameral-  und  Militäreinkünften 
der  böhmischen  Länder  eingeräumt,  femer  das  Specialpfimdrecht 
an  dem  Contributionscontingente  der  Liechtenstein'achen  Gftter  in 
Böhmen  und  ^lähren.  Ob  dieser  Pfandbesitz  sich  fOr  das  Aerar 
ebenso  unvortheilhaft  erwies,  wie  dies  meistens  der  Fall  war, 
ist  nicht  ersichtlich.  Durch  den  früheren  Pfandpftchter,  Grafen 
Pschehorsowsky  waren  die  genannten  Herrschaften  aufs  äusserste 
ausge^saugt  worden  *j. 

Anlässlich  der  Einlösung  der  Salaburg'schen  Pfandschaften 
wurde  die  Hof  kammer  mit  kais.  Resolution  vom  16.  JoU  1718  be- 
auftragt, auch  die  Freimachung  der  übrigen  verpfändeten  Cameral- 
herrschaften  in  Böhmen  einzuleiten.  Zum  Vollzuge  dieses  Befehls 
war  ein  Jahr  später  noch  nichts  veranlasst  worden-).  Die  böhmische 
Kammer  wurde  daher  über  Beschluss  der  Finanzconferenz  zur 
schleunigen  Durchführung  der  bezüglichen  Verhandlungen  beanftragt 
Gleichwohl  wurde  die  Liechtensteinische  Hypothek  erst  1722  gänz- 
lich rückgezahlt  "*). 

Im  Jahre  1722  erbot  sich  ein  Graf  Bredau,  gegen  Verleihung 
der  Würde  eines  geheimen  Rathes  auf  sämmt liehe  böhmischen 
Cameralherrschaften  ein  Darlehen  von  200.000  fl.  zu  geben, 
und  zwar  wollte  er  die  Domänen  für  einen,  den  bisherigen  Pachtzins 
um  15.000  fl.  übei-steigenden  Zins  auf  10  Jahre  pachten,  wobei  für 
Verzinsung  und  CapitalstUgung  jährlich  20.000  fl.  vom  Pachtzinse 
abzuziehen  gewesen  wären.  In  der  Erwägung,  dass  der  Darlehens- 
betrag mit  dem  Werthe  des  gewünschten  Pfandpachtobjectes  (über 
7  Millionen)  ganz  ausser  Verhältnis  stand,  sowie  im  IHnblicke  auf 
die  erwiesene  Unvortheilhaftigkeit  der  früheren  derartigen  Geschäfte 
wurde  dieses  Ofi'ert  über  Antrag  der  Hofkammer  von  der  Finanz- 
conferenz zurückgewiesen^).  Uebrigens  kam  das  Darlehen  später 
mit  anderwärtiger  Sichei-stellung  zu  Stande. 

Bis  1729  wui-den  die  fraglichen  Herrschalten  von  ärarischen 
Organen  verwaltet.  In  Folge  kais.  Resolution  vom  1.  Juli  1729 
wurden  dieselben  jedoch  wieder  verpachtet,  und  zwar  betrug  der 


'i  F.  C,  I^rot.  vom  30.  Juni  1722. 

-)  F.  ('.  J'rot.  vom  16.  Juli  1718  und  26.  Juni  1719. 

■-■•)  Böhm.  F.  A.  vom  U.  Juli  1722, 

■^)  F.  C.   Pr(it.  vom  30.  Juni  1722. 
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Pachteins  für  Pardubite,  Podiebrad  und  Brandeis  jährlich  75.000  fl., 
für  Zbirow,  Totschnik,  Eönig^inhof  und  Miroschau  45.000  fl.^). 

Die  Hypothek  auf  die  böhmischen  Cameralherrschaften,  welche 
dem  Fürsten  Lubomirski  1737  für  ein  Darlehen  von  300.000  fl. 
zugesagt  wurde,  gelangte  nicht  zur  Wirksamkeit,  da  man  hiefür 
bald  einen  anderen  Cameralfond  einräumte^). 

Im  Jahre  1740  wurde  die  Herrschaft  Pardubitz  den  Gebrüdem 
Palm  für  ein  Darlehen  von  150.000  fl.  zu  6^/o,  rückzahlbar  in 
3  Jahresraten,  mit  dem  Compossessrechte  verpfiLndet^). 

Ausser  den  bisher  genannten  böhmischen  Gameralherrschaften 
wäre  hier  noch  Pürglitz  zu  erwähnen,  welches  seiner  Zeit  an 
*  einen  Grafen  Waldstein  mit  dem  Bückkauf srechte  des  Aerars 
veräussert  worden  war.  1734  oflferirten  die  Erben  Waldsteins 
200.000  fl.  für  den  Verzicht  auf  dieses  Bückkaufsrecht.  Die  HeiT- 
schaft  wurde  von  Einigen  auf  500.000  fl.,  von  Anderen  auf  800.000  fl., 
ja  auf  eine  Million  Gulden  geschätzt;  der  Ertrag  war  durchschnitt- 
lich 32.000  fl.  Unter  solchen  Umständen  erschien  es  für  das  Aerar 
sehr  wünschenswerth,  den  Bückkauf  zu  bewerkstelligen.  Der  Bück- 
kanüspreis  hätte  aber  vertragsmässig  400.000  fl.  betragen;  ausser- 
dem wären  für  Meliorationen  rund  100.000  fl.  zu  ersetzen  gewesen. 
Hiezu  fehlte  es  dem  Aerar  wie  auch  der  Wiener  Stadtbank  an 
Mittehi,  zumal  der  Zinsfuss  damals  8  bis  9^/o  betrug.  Die  Finanz- 
eonferenz  beschloss  daher  über  Antrag  der  Hofkammer,  das  ge- 
dachte Offert  im  Hinblick  auf  den  dringenden  Geldbedarf  anzu- 
ndunen,  was  der  Kaiser  genehmigte^). 

4.  Sonstige  Ffandsohaften. 

Ausserhalb  Tii'ols  und  Böhmens  spielte  die  Domänen  Verpfändung 
im  18.  Jahrhunderte  nur  mehr  eine  geringe  Bolle,  da  die  meisten 
Staatsgüter  in  den  übrigen  Provinzen  bereits  veräussert  waren. 

Auf  das  schlesische  Eammergut  Neusatz  sammt  Zubehör 
•treckte  ein  Graf  Gilged  1703  und  1707  zusammen  207.000  fl.  vor 
gegen  halbjährige  Kündigung  nach  3  Jahren,  mit  Subsidiarpfand- 
tftcht  auf  die   schlesischen  Zölle  und  Verbrauchsabgaben*).     Im 


')  F.  C.  Prot.  Tom  5.  December  1729. 

*)  H.  F.  A.  vom  18.  und  28.  April  1737. 

^)  Böhm.  F.  A.  vom  28.  October  1740. 

*)  F.  C.  Prot,  vom  25.  Mai  1 734. 

')  Obligationen  vom  26.  September  1703  und  15.  Mai  1707. 
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Jahre  1710  wurde  diesem  Staatsgläubiger  für  ein  neues  Darlehen 
von  50.000  fl.,  dessen  Bückzahlung  nach  völliger  Abstattang  jener 
207.000  ä.  beginnen  sollte,  die  ebenfalls  in  Schlesien  gelegene 
Herrschaft  Kosel  in  Pfandbesitz  übergeben^).  Drei  Jahre  vorher 
war  diese  letztere  Herrschaft  dem  Präsidenten  der  schlesischen 
Kammer,  Grafen  Neydhardt,  för  ein  in  3  Jahren  rückzahlbares 
Darlehen  von  41.000  fl.  in  gleicher  Weise  verpfändet  worden-). 

Gegen  Verpßlndung  des  Dorfes  Halbthum,  welches  zu  der/ dem 
niederösterreichischen  Vicedomamte  unterstehenden  Herrschaft  Ung. 
Altenburg  gehörte,  lieh  Alois  Graf  Harrach  (1701)  50.000  fl.  zur 
Ablösung  einer  älteren  Hypothek  des  Grafen  Boucquoy.  Später 
wurde  die  ganze  Herrschaft  dem  Fürsten  Odescalchi  für  300.000  flL 
verpföndet  (1705),  und  hiebei  neue  darauf  zu  Gunsten  des  Earme- 
literklosters  haftende  Hypothek  von  139.000  fl.  auf  das  niederöster- 
reichische Salzamt  übertragen^). 

Für  eine,  in  4  Quartalsraten  rückzahlbare  Forderung  des 
Grafen  Ea-ntzau  von  20.000  Reichsthalern  wurde  1708  ausser  dem 
niederösterreichischen  und  mährischen  Salzgefälle  auch  die  Donau- 
insel  Tschakathurn  in  Ungarn  als  Realhypothek  mit  dem  Rechte 
des  Besitzes  und  Genusses  überlassen*). 

Bezüglich  der  landesfürstlichen  Grafschaft  und  Burg  Cilli 
in  Steiermark,  welche  sich  seit  1585  für  ein  Darlehen  von  26.000  fl. 
im  Pfandbesitze  der  Grafen  von  Wagensperg  befand,  wurde  die 
Pfandschaft  gegen  Erhöhung  des  Pfandschillings  um  4000  fl.  1709 
auf  40  Jahre  nach  Ablauf  der  mit  1723  erlöschenden  Pfandzeit 
prolongirt.  Jedoch  wurde  die  Einlösung  schon  1733  beschlossen; 
die  Pfandsumme  sollte  hiezu  durch  ein  anderes  Darlehen  zu  5"/o 
aufgebracht  werden**). 

Das  kaiserliche  Haus  in  Hamburg  war  seit  1684  ver- 
pfändet. Die  bezüglichen  Hypothekarforderungen  von  zusammen 
36.000  Mark  waren  1711  und  1712  grösstentheils  durch  Cession 
an  den  Kardinal  Graf  Schönbom  übergegangen.  1716  lieh  der 
kaiserl.  Gesandte  in  Hamburg,  Graf  Fuchs,  zur  Ablösung  dieser 


'j  Obligation  vom  15.  December  1710. 
2)  Obligation  vom  1.  October  1707. 
'•^)  H.  F.  A.  vom  29.  December  1701  und  1.  April  1705. 
*)  Obligation  vom  1.  November  1708.  —  Wegen  Verpfändung  anderer  un- 
garischer Oameralgüter  b.  auch  Abschnitt  VIIF. 
'^)  F.  C.  Prot,  vom  4.  Februar  1733. 
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Hypotheken  20.000  fl.  gegen  Einräumung  des  Rechtes  der  Pfand- 
nutzung an  Zinsesstatt  und  halbjährige  Kündigung^). 

Die  Herrschaft  Eggenburg  in  Nieder östen-eich,  welche 
s&mmt  den  dortigen  Maut-  und  Umgeldsgefällen  1623  dem  Wiener 
JesuitencoUegium  mit  dem  Rückkaufsi*echte  des  Aerars  zur  anti- 
chretischen  Nutzung  für  ein  Darlehen  von  25.061  fl.  überlassen 
worden  war,  wurde  Ende  1723  nach  vorheriger  Kündigung  unter 
Backzahlung  des  PfandschiUings  eingelöst^). 

Ende  1734  wurden  den  Gebrüdem  Salm  für  einen  zunächst 
auf  damalige  holländische  Quecksilberdarlehen  sichergestellten  Yor- 
schuss  von  800.000  fl.  subsidiär  die  Grafschaften  Kirchberg  und 
Weissenhorn  verpfändet.  Die  Gläubiger  sollten,  falls  die  ßück- 
zahlnng  nicht  bis  Ende  1735  erfolgen  würde,  das  Compossessrecht 
erhalten.  Für  den  Fall  des  Verkaufes  der  Grafschaften  wurde  das 
Pfandrecht  auch  auf  den  zu  erzielenden  Kaufschilling  ausgedehnt^). 


»)  H.  F.  A.  vom  21.  Jänner  1716  und  12.  August  1719. 
")  F.  C.  Prot  vom  1.  December  1723. 
^-  »)  H.  F.  A.  vom  31,  December  1734. 

f 
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VI.  Zwangsanlebeo. 


1.  Einleitung. 

Durch  die  langjährigen  Kriege  und  die  hiemit  verbundene  Ve 
mehrung  des  Schuldenstandes  bei  gleichzeitiger  Verarmung  der  B 
yölkerung  sank  der  Staatscredit  zeitweilig  so  tief,  dass  es  oft  nie 
möglich  war,  die  Mittel  zur  Bestreitung  des  dringendsten  Bedarf 
beziehungsweise  des  Mehrerfordemisses  über  die  laufenden  Staa 
einnahmen,  lediglich  im  Wege  freiwilliger  Darlehensverlräge 
bestreiten.  Konnte  die  Hof  kammer  ja  doch  während  des  spanisch 
Erbfolgekrieges  häufig  selbst  zu  den  drückendsten  Bedingung 
kein  Geld  auftreiben! 

In  solchen  Fällen  erübrigte,  —  sofeme  man  nicht  durch  V» 
kauf  von  Staatseigenthum  Abhilfe  schaffen  wollte  oder  konnte, 
nichts,  als  zu  Zwangsanlehen  zu  schreiten. 

Abgesehen  hievon  empfahl  sich  eine  derartige  Bedeckuni 
massregel  auch  in  minder  kritischen  Momenten  durch  die  Erwägai 
dass  das  Aerar  durch  Anleihen,  deren  Bedingungen  die  Regien) 
einseitig  feststellt,  geringere  Lasten  übernehme  als  durch  gewöl 
liehe,  auf  freiem  Uebereinkommen  beruhende  Creditsgeschäfte.  E: 
lieh  kommt  auch  noch  in  Betracht,  dass  durch  die  Zwangzanleil 
hauptsächlich  solche  Kreise  betroffen  wurden,  deren  entspreche! 
Heranziehung  zur  Deckung  der  Staatsbedürfoisse  bei  dem  une 
wickelten  und  ungerechten  Besteuerungssysteme  jener  Zeit  in  ande 
Weise  nicht  möglich  war,  dass  jene  Anlehen  daher,  insoweit  ( 
Darleiher  hiedurch  zu  einer  minder  günstigen  Fructificirung  seil 
Capitals  genöthigt  wurde,  gewissermassen  als  Steuersurrogat  wirkte 

Allgemeine  Zwangsanlehen  kamen  nämlich  ungeachtet  d 
steten  Finanznoth  während  der  ganzen  Periode  nicht  vor,  vielmei 
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at  man  mit  den  bezüglichen  Anfordeiiingen  immer  nur  an  mehr 
der  weniger  vermögliehe  und  meist  ungenügend  besteuerte  (phy- 
ische  oder  juristische)  Personen  heran,  so  dass  jede  derartige  Credits- 
^peration  nur  numerisch  eng  begrenzte  Ei*eise  traf.  Hiedurch 
wurden  aber  die,  von  der  heutigen  Finanzwissenschaft  richtig  be- 
tonten  socialpolitischen  Nachtheile  der  Zwangsdarlehen  im  hohen 
Grade  verringert. 

Als  Subjecte  der  Zwangsanlehen  finden  wir  entweder  die  Ge- 
sammtheit  der  reichen  oder  mindestens  vermöglichen  ünter- 
thanen,  oder  einen  bestimmten  Stand,  oder  endlich  gewisse  Kate- 
gorienjuristischer Personen,  wie  Kirchen,  Pfründen  und  geistliche 
Stiftungen. 

Unter  den  Zwangsdarlehen  einzelner  Stände  sind  besonders  jene 
des  Clerus  hervorzuheben,  welche  entweder  der  Geistlichkeit  im 
Allgemeinen,  oder  nur  dem  Prälatenstande  auferlegt  wurden.  Auch 
die  anbefohlenen  Judenschaftsdarlehen  gehören  zudieser  Kategorie. 

Bei  besonderen  Anlässen  wurde  auch  einzelnen  vermöglichen 
Personen  mittelst  kaiserlichen  Handschreibens  ein  entsprechendes 
Darlehen  anbefohlen,  so  z.  B.  die  Vorstreckung  von  an  Minder- 
jährige angefallenen  Verlassenschaftscapitalien^). 

Wie  dies  schon  im  Worte  liegt,  ist  das  charakteristische  Haupt- 
merkmal des  Zwangsdarlehens  dessen  ünfreiwilligkeit. 

Dieser  Begriff  lässt  aber  die  mannigfaltigsten  Abstufungen  zu. 
So  finden  sich  zunächst  Zwangsanlehen,  bei  welchen  der  betreffen- 
den Person  die  Darlehenspflicht  hinsichtlich  eines  bestimmten  Be- 
trages, unter  aUgemeiner  gleichmässiger  Feststellung  der  Bedingungen 
bezüglich  der  Verzinsung  und  Rückzahlung,  der  Erlagsfrist,  Sicher- 
stellung u.  s.  w.  auferlegt  wird. 

Nicht  immer  ging  man  aber  in  dieser  Weise  vor.  Namentlich 
n  Bezug  auf  die  Höhe  der  einzebien  Beiträge  liess  man  sich  nicht 
«Iten  zu  Verhandlungen  herbei.  Ueberhaupt  war  die  Intensität 
les  behördlichen  Zwanges  eine  so  verschiedene,  dass  sich  zuweilen 
leute  nicht  mehr  erkennen  lässt,  ob  es  sich  um  ein  wirkliches 
^wangsanlehen,  oder  um  eine,  innerhalb  eines  gewissen  Ki*eises  und 
zu  gleichen  Bedingungen  eingeleitete  freiwillige  Anleihe  handelt. 

Bei  dem  reinen  Zwangsanlehen,  dessen  Charakter  ein  schlecht- 


^)  S.  z.  B.  die  Anlage  der  Tschernin'schen  Papillarcapitalien  (s.  Seite  167). 
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weg  obligatorischer  ist,  erscheint  der  Schuldner,  —  der  Staat  —  in 
Betreff  der  Anlehensbedingungen  nicht  an  die  Zustinunung  des 
Gläubigers  gebunden.  Die  Folge  davon  ist,  dass  der  Zinsfuss  solcher 
Anlehen  sich  immer  unter  dem  jeweiligen  Marktzinsfusse  bewegt, 
dass  die  Eückzahlung  auf  möglichst  lange  Zeit  vertheilt  wird,  und 
dass  die  etwa  eingeräumte  Hypothek  in  der  Begel  keine  besonders 
werthvolle  ist. 

2.   Zwangsanlehen  bei  vermögliohen  Unterthanen  überhaupt. 

a)  Anlehen  vom  Jahre  1702. 

Schon  am  Anfange  des  spanischen  Erbfolgekrieges  war  die 
Finanzlage  der  Monarchie  eine  solche,  dass  man  ein  Zwangsanlehen 
in's  Auge  fassen  musste.  So  erfloss  denn  schon  im  Frühjahre  1701 
eine  kaiserliche  Resolution,  welche  die  Aufnahme  einer  solchen  An- 
leihe bei  den  „Potentioribus"  in  Innerösterreich  bezweckte. 

In  der  That  wurde  die  österreichische  Hofkanzlei  am  14.  Mai 
1701  ersucht,  ein  Verzeichnis  solcher  wohlhabender  Pei'sonen,  unter 
Bekanntgabe  des  von  jedem  Einzelnen  zu  fordernden  Betrages  ein- 
zusenden. Doch  blieb  die  Sache  vorläufig  blos  Project.  Erst  1702 
drängte  die  steigende  Finanznoth  zu  energischer  Durchführung  der 
bereits  grundsätzlich  beschlossenen  Massregel. 

Die  Ausschreibung  erging  mittelst  gleichlautender  individueller 
Handschreiben  („kaiserlicher  Handbriefel").  Dieselben  enthielten  zu- 
nächst eine  sehr  eingehende  Begründung,  woran  sich  der  Auftrag 
an  die  „locupletiores  particulares"  schloss,  den  ihnen  bezeichneten 
Darlehensbetrag  —  gewöhnlich  die  Hälfte  des  Jahreseinkommens,  — 
zu  6  ^Iq  Zinsen,  gegen  Rückzahlung  in  6,  nach  2  STahren  beginnenden 
Jahresraten  vorzustrecken,  und  zwar  zur  einen  Hälfte  in  4,  zur 
anderen  in  8  Wochen.  Für  Verzinsung  und  Rückzahlung  wurden 
die  ordentlichen  Contributionen  des  betreffenden  Jahres  verschrieben^). 
Der  Betrag  sollte  in  das  General-Kriegszahlamt  „unweigerlich  und 
unfehlbar,  und  zwar  ob  sunmium  in  mora  periculum  ohne  einzige 
Deprecation"  abgeführt  werden.  Eine  ausdrückliche  Zwangsdrohnng 
fand  jedoch  vorläufig  noch  nicht  statt.  Diese  Handschreiben  wurden 


^)  Ursprünglich  hatte  die  Hofkammer  beantragt,  für  die  einzehien  Dar- 
lehensbeiträge entsprechende  Quoten  der  neuerworbenen  Landstriche  in  Süd- 
Ungarn  an  Zahlungsstatt  zu  überweisen,  was  die  Miuister-Conferenz  mit  Recht 
als  undurchführbar  bezeichnete  (H.  F.  A.  y.  1.  Aug.  1700). 
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durch  das  Eriegszahlamt  zugestellt,  üeber  die  einzelneu  Beiträge 
wurden  Amtsquittungen  ausgefertigt,  bei  Beträgen  über  100  fl. 
auch  kaiserliche  Obligationen  nach  einem  allgemein  festgesetzten 
Formulare^). 

Die  ersten  Handschreiben  ergingen  im  Mai,  und  zwar  an  31 
adelige  Grossgrundbesitzer  mit  zusammen  601.000  fl.^)  und  28  Hof- 
kammerbeamte mit  zusammen  76.000  fl.  Zwei  weitere  Consignationen, 

—  betreffend  den  niederen  Adel  und  Bürgerstand  mit  98.000  fl.  in 
56  Posten  und  mehrere  höhere  Staatsbeamte  mit  117.000  fl-  in 
36  Posten,  —  wurden  behufs  Ausfertigung  der  Handschreiben  am 
24.  Juni  mit  dem  Ersuchen  an  die  Hof  kanzlei  übersendet,  den  Wiener 
Magistrat  und  die  ober-  und  innerösterreichischen  Landesstellen 
zur  Anzeige  der  ihnen  noch  sonst  bekannten  Capitalisten  zu  be- 
auftragen; den  Prälaten  Niederösterreichs  seien  300.000  fl.*)  aufzu- 
erlegen, jenen  in  Ober-  und  Innerösterreich  eventuell  400.000  fl., 
beziehungsweise  200.000  fl.  Auch  später  wurden  noch  derartige 
Verzeichnisse  hinausgegeben,  z.  B.  am  14.  September  eines  über 
11  Personen  mit  zusammen  167.000  fl.,  und  über  21  Personen  ohne 
Angabe  des  Betrages. 

Zur  Einbringung  der  ausgeschriebenen  Darlehen  wurden 
eigene  Commissäre  entsendet,  welche  die  Säumigen  vorladen, 
allenfalls  zur  sofortigen  Uebemahmserklärung  schriftlich  auffordern, 
und,  ausser  bei  übermässiger  Höhe  des  verlangten  Betrages  keine 
Entschuldigung  gelten  lassen  sollten.  Auch  hatten  diese  Commissäre 
bezüglich  der  noch  einzubeziehenden  Personen  die  geeigneten  An- 
träge zu  stellen^). 

Ungeachtet  wiederholter  Aufforderungen,  und  obgleich  Fidei- 
commissbesitzern  zur  Aufbringung  der  verlangten  Summen  sogar  die 
Belastang  der  Fideicommissgüter  gestattet  wurde,  ging  es  mit  dem 
Erläge  der  einzelnen  Quoten  lange  nicht  recht  vorwäi-ts.  Allerorts 
weigerte  man  sich  unter  den  verschiedensten  Vorwänden,  der  kaiser- 
lichen Aufforderung  im  vollen  Umfange  nachzukommen^).   Als  daher 

»)  H.  P.  A.  vom   16.  Mai,   1.  Juli,   9.  September  und  16.  November  1702. 
*)  Darunter  Fürst  Liechtenstein  mit  150.000  fl.;  s.  H.  F.  A.  vom  16.  Mai  1702. 
')  Die  Veranlagung  dieses  Betrages  wnrde  in  der  That  eingeleitet.    H.  F.  A. 
vom  31.  August  1702. 

*)  H.  P.  A.  Tom  9.  JuU  1702. 
.  *)  H.  F.  A*  vom  27.   und  30.  August,  vom  3.  und  19.  December   1702. 

—  In  OberOsterreich  machte  man  überall  die  Abfuhr  der  Quoten  von  der  vor- 
herigen Annahme  der  Bttckzahlungs-Anweisung  durch  die  Stände  abhängig,  wes- 
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von  einzelnen  Ländern  anstatt  der  individuellen  Eintreibung  die 
Pauschalabfindung  angeregt  wurde,  ging  die  Staatsverwaltung 
welche  den  sofortigen  Empfang  einer  kleineren  Summe  begreiflicher 
weise  der  blossen  Möglichkeit,  nach  längerer  Zeit  den  ganzen  grösserei 
Betrag  einzubringen,  vorzog,  gerne  darauf  ein.  Der  erste  Schrit 
in  dieser  Richtung  geschah  von  den  Ständen  Oberösterreichs 
welche  220.000  fl.  offerirten,  schliesslich  aber  270.000  fl.  bewilligter 
In  Niederösterreich  wurden  die  mit  300.000  fl.  präliminirtei 
Zwangsdarlehen  des  Prälatenstandes  mit  150.000  fl.  panschalirl 
Diese  Summe,  sowie  die  von  der  Stadt  Wien  vorgestreckten  100.000  fl 
und  die  übrigen  in  Niederösten-eich  bereits  eiiegten  Beträge  wurde 
sodann  von  den  niederösterreichischen  Ständen  gegen  Cession  d.i 
betrefienden  Obligationen  acceptirt,  beziehungsweise  in  deren  zu 
Abfindung  übernommenes  Pauschaldarlehen  von  600.000  fl.  einge 
rechnet^).  In  Steiermark  betrug  die  Abfindungssumme  120.000  i, 
in  Kärnten  42.000  fl.  und  in  Krain  60.000  fl.*^).  Die  mit  der 
Einbringung  der  Quoten  betrauten  Hofcommissionen  hatten  nunmehr 
in  den  genannten  Ländern  nur  mehr  bezüglich  der  nicht  unter  die 
Stände  gehörigen  Capitalisten  zu  fungiren.  üebrigens  verzögerte 
sich  die  Abfuhr  der  Pauschalbeträge  vielfach  so  sehr,  dass  mit  dei 
Einzeleinhebung  gedroht  werden  musste^). 

Bei  der  zwangsweisen  Eintreibung  der  individuellen  Erlags 
rückstände  ging  man  keineswegs  gleichmässig  vor.  Man  theüt^ 
nämlich  die  Beitragspflichtigen  in  drei  Classen:  Mit  den  Parteien  de 
l.Classe  wurde  über  den  Erlag  einzeln  verhandelt,  die  der  2.  wurdei 
nachdi'ücklich  betrieben,  jenen  der  3.  Classe  waren,  wenn  sie  gegen  dei 


halb  an  diese  hiezu  die  Aufforderung  erging.  In  Böhmen  war  Ende  Novembei 
1702  noch  gar  nichts  erlegt,  weshalb  der  Wechsler  Seiter  mit  der  Einbringimi; 
betraut  wurde.  In  Innerösterreich  wurde  vielfach  statt  baren  Geldes  Ge* 
treide  abgeführt;  bis  12.  Juli  wurden  daselbst  im  Ganzen  209.000  fl.  acceptirt 
—  Von  den  Hofkammerbeamten  waren  so  viele  säumig,  dass  den  Bestanten  di( 
Bezüge  gesperrt  werden  mussten. 

^)  Die  Wiener  Niederlags verwandten  und  die  Verpachtungscompagnie  dei 
Rothenthnrmmant  übernahmen  statt  ihrer  Quoten  die  Verpflichtung,  binnen  3  Mo- 
naten 200.000  fl.,  gegen  Rückzahlung  in  10  Monatsraten  aus  dem  Ertrage  dei 
Mautgefälle  vorzustrecken;  doch  verzögerte  sich  der  Erlag  bedeutend  (H.  F.  A. 
V.  24.  Juli  1702  und  5.  Febr.  1703). 

')  H.  F.  A.  vom  9.  und  28.  September,  2.  und  M),  October,  und  iS.yo- 
vember  1702,  dann  23.  Jänner  1703. 

«)  H.  F.  A.  vom  28.  September  1702  und  16.  Februar  1703. 
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Erlag  remonstrirt  und  sich  widerspenstig  gezeigt  hatten,  unter 
Zurückweisung  aller  Einwürfe  verschärfte  kaiserliche  Handschreiben 
zuzustellen;  allenfalls  wai*  mit  Militärexecution  vorzugehen^). 

Nach  Ausschreibung  der  Vermögenssteuer  von  1703  glaubten 
Viele,  die  rückständigen  Zwangsdarlehensquoten  hätten  nunmehr 
zu  entfallen.  Die  Hofkanzlei  wurde  daher  wiederliolt  ersucht,  Jene, 
die  den  offenrten  Betrag  noch  nicht  erlegt,  oder  zu  wenig  an- 
geboten, oder  gar  keine  Erklärung  abgegeben  Iiatten  oder  fort- 
wähi-end  depredrten,  unter  Androhung  der  militärischen  Execuüon 
zum  Erläge  des  Geldes  binnen  14  Tagen  aufzufordern^).  Diese  Mass- 
regeln blieben  jedenfalls  nicht  ohne  Erfolg;  doch  wurde  durch  den 
Gtosammtertrag  des  Zwangsdarlehens  die  präliminirte  Summe  von 
3  Millionen  zweifellos  bei  weitem  nicht  erreicht*). 

b)  Silber-Collecta  vom  Jahre  1703. 

Ein  ganz  eigenailiges  Zwangsdarlehen  wurde  unter  dieser  Be^ 
Zeichnung  mit  Patent  vom  29.  August  1703^)  ausgeschrieben.  Hie- 
nach  hatte  jeder  Vasall,  ünterthan  oder  Einwohner  die  Hälfte 
seines  zur  Vermögenssteuerbemessung  einbekannten  ungemünzten 
Silber«,  behufs  dessen  Ver münzung,  in  natura  abzuliefern,  oder 
den  Geldwerth  zu  erlegen.  Die  diesbezügliche  Erklärung  war 
binnen  acht  Tagen  bei  der  zuständigen  Vermögenssteuercommission 
abzugeben;  der  Erlag  sollte  innerhalb  der  nächsten  14  Tage  er- 
folgen, bei  Strafe  von  lO^/o  des  Werthes,  nöthigenfalls  weiterenZwangs- 
mitteln;  Pauschalabfindungen  waren  ausgeschlossen.  Die  Kriegs- 
zahlamtsquittungen  über  die  erlegten  Beträge  wurden  kaiserlichen 


>)  H.  F.  A.  vom  3.  October  1702. 

•)  H.  P,  A.  vom  14.  März,  11.,  15.  und  30.  Aprü  1703. 

■)  Als  ein  gleichzeitiger  Versuch,  formell  freiwiUige  Darlehen  mittelbar  zu  er- 
swingen,  wäre  der  im  Vortrage  der  Hittelsdeputation  vom  1.  Jänner  1702  enthaltene 
VorschlBg  bemerkenflwerth,  den  Nennwerth  der  Münzen  um  ^/^  zu  vermindern.  Es 
werde  dch  dann  Jedermann  beeilen,  sein  Bargeld  noch  vor  der  Entwerthung  dem 
Staate  zu  günstigen  Bedingungen  vorzustrecken,  den  Erlass  eines  Münzausfuhr- 
verbotes vorausgesetzt 

*)  S.  Cod.  Austr.  II.  Bd.  Die  kaiserl.  Resolution  war  schon  am  2.  August 
erflossen  (H.  K.  Ref.  vom  13.  Juli  1703).  Die  Massregel  wurde  im  Patente  bo- 
grUndet  durch  den  Hinweis  auf  die  grossen  Erfordernisse  für  die  Armeen  im 
Beiche  und  in  Italien,  den  völligen  Mangel  an  Bargeld  und  die  Unmöglichkeit, 
bei  der  ohnehin  hohen  Belastung  der  Unterthanen  den  Bedarf  durch  Steuer- 
erhöhongen  cn  decken. 
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Obligationen  gleichgestellt  Die  Bückvergfitong  des  Silberwerthc 
sollte  in  ö,  vom  Erlagstage  an  laufenden  Jahresraten  geschehe] 
und  zwar  aus  der  gleichzeitig  publicirten  Universal-Salzsteigerunf 
d.  h.  aus  dem  Ertrage  der  Erhöhung  des  Salzpreises. 

Dieses  Patent  stiess  in  der  Durchfuhrung  auf  die  grösste 
Schwierigkeiten.  Vor  allem  beschwerten  sich  die  Stände  über  di 
neue  Finanzmassregel,  was  die  Hofkammer  veranlasste,  nachträg 
lieh  eine  6%ige  Verzinsung  des  Silbercapitals  zu  versprechei 
und  hienach  eine  entsprechende  Abänderung  des  Patentes  publicire 
zu  lassen^).  Aber  auch  nach  dieser  Erleichterung  der  Ursprung 
liehen  Bedingungen  hatte  die  Silbercollecte  keinen  besonderen  Er 
folg.  Vielmehr  brachte  sie  im  Ganzen  nur  450.672  fl.  ein^),  wa 
theils  auf  den  allgemeinen  Widerstand  und  die  geringe  Opferwillig 
keit  der  Beiti*agspflichtigen,  beziehungsweise  auf  die  geringe  Energj 
in  der  Eintreibung,  theils  darauf  zurückzuführen  ist,  dass  die  Meiste] 
seit  der  Vermögenssteuerfatirung  bereits  ihr  Silber  verkauft  hatten^. 

c)  Zwangsanlehen  von  1705  und  1706. 

Eine  neue,  auf  1.000.000  fl.  berechnete  „ab  opulentioribus  zu 
prästirende"  Zwangsanleihe  wurde  Ende  1705*)  ausgeschrieben. 

Nach  dem  diesbezüglichen  Obligationsformulare  waren  inner- 
halb der  1701  recessirten  12  Jahre,  also  bis  1712,  nur  die  6**/oigen 
Zinsen,  von  diesem  Zeitpunkte  an  aber  das  Capital  in  5  Jahres- 
raten aus  der  Militärbewilligung  des  betreffenden  Landes  abzu- 
statten, und  zwar  sollte  sich  jeder  Darleiher  eventuell  aus  seiDem 
eigenen  Contributionscontingente  gegen  vierteljährige  Verrechnung 
bezahlt  machen*).  Der  Zinsenlauf  begann  mit  15.  Jänner  1706*). 
Die  Aufforderung  zum  Erläge  geschah  wie  früher  mittelst  kaiser- 
lichem „Handbriefl''.   Der  Erfolg  war  verhältnismässig  günstig,  der 


»)  H.  F.  A.  vom  2.,  11.  und  22.  October  1703. 

«)  H.  F.  A.  vom  23.  September  1704  und  vom  2.  September  1716. 

^)  Vielfach  mag  dies  wohl  nur  eine  Ausflucht  gewesen  sein.  • 

*)  H.  F.  A.  vom  11.  December  1705.  Die  wesentlichen  Gnmdzüge  findet 
sich  bereits  in  einem  H.  E.  Referate  vom  6.  November  1705  (Mise,  camer.  H') 
—  In  dem  Werke:  „Feldzüge  des  Prinz  Eugen",  VIII,  S.  55,  wird  dieses  Anlehen 
irrig  als  freiwilliges  bezeichnet. 

*)  H.  F.  A.  vom  23.  Jänner  1706.  Die  ursprünglich  beabsichtigte  Fundirung 
auf  den  Ertrag  des  Fleischkreuzcrs  unterblieb  wegen  des  geringen  Credites  dieses 
OefäUes  (s.  H.  F.  A.  v.  11.  Dec.  1705). 

•)  böhm.  F.  A.  vom  18.  Juni  1707. 
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Gesammtertrag  belief  sich  auf  1.667.000  fl.^),  wozu  Böhmen  674.000  fl.«), 
Mähren  358.000,  Schlesien  138.000,  Niederösterreich  280.000  und 
Oherösterrdch  217.000  fl.  beitrug.  Ausserdem  dürfte  Inneröster- 
reich rund  30.000  fl.  erlegt  haben.  Im  Ganzen  hatten,  als  noch 
ungefähr  ^/^  der  Gesammtsumme  ausständig  war,  143  Personen  bei- 
getragen ®).  Gegen  900.000  fl.  wurden  durch  Vermittlung  des 
Wechslers  Schreyvogel  aufgebracht,  welcher  das  Capital  gleich  bei 
Uebemahme  der  zu  realisirenden  Obligationen  bar  vorstreckte,  hie- 
fiir  P/o  Provision  erhielt,  und  bei  der  Eintreibung  durch  die  be- 
hördlichen Executionsorgane  unterstützt  wurde*). 

An  diesem  Zwangsdarlehen  war  auch  der  Prälatenstand  be- 
theiligt, namentlich  in  den  österreichischen  Erblanden,  wo  er  die 
meisten  und  grössten  Beiträge  leistete*). 

d)  Zwangsdarlehen  der  Beamtenschaft  vom  Jahre  1706. 

Oewissermassen  als  Fortsetzung  des  eben  besprochenen  Zwangs- 
darlehens erscheint  jenes,  welches  im  Jahre  1706  einem  Theile  der 
Staatsbeamten  auferlegt  wurde*). 

Die  Vorstände  mehrerer  Cameralämter  wurden  nämlich  mittelst 
individueUer  kaiserlicher  Handschreiben  vom  20.  Mai  1706  beauf- 
tragt, binnen  6  Wochen  eine  bestimmte  Sunmie')  gegen  6^/oige 
Verzinsung  und  Rückzahlung  in  5,  nach  dem  Friedensschluss  be- 
ginnenden Jahresraten  aus  den  von  ihnen  verwalteten  Gefällen  auf- 


*)  H.  F.  A.  vom  1.  September  1708;  nach  späteren  Angaben  war  das 
Geaammterträgnis  1.688.Ö00  fl.  (s.  H.  F.  A.  v.  2.  Sept.  1716  u.  3.  Juni  1718). 
h  dem  Werke:  „Feldzlige  des  Prinzen  Eugen",  VIII,  S.  55,  wird  der  Ertrag 
»Bit  3.061.500  fl.  berechnet,  a\if  welcher  Grundlage,  ist  nicht  ersichtlich. 

•)  In  Böhmen  war  der  Ertrag  etwa  100.000  fl.  hinter  der  Vorschreibung 

wröckgeblieben  (böhm.  F.  A.  v.  1.  u,  2,  Jan.  1706,  H.  F.  A.  v.  23.  Jan.  1706). 

'  ^)  Darunter  die  Filrsten  Schwarzenberg  und  Liechtenstein  mit  100.000  fl., 

beziehungsweise  150.000  fl.;  s.  H*  F.  A.  Tom  23.  Jänner  und  1.  Mai  1706  und 

böhm.  F.  A.  vom  1.  Jänner  1706. 

*)  H.  F.  A.  Tom  23.  März  und  14.  Mai  1706,  böhm.  F.  A.  vom  18.  Juni  1707. 
»)  Böhm.  F.  A.  vom  20.  April  1706. 

*)  In  diese  Kategorie  gehört  übrigens  auch  die  im  Jahre  1704  resolvirte 
,     »Amtfltaxe'',  (Seite  96). 

I  ^  In  Niederösterreich,  Mähren,  Schlesien  und  Glatz,  betrug  die  Vorschreibung 

l     «aainmcn  125.000 fl.;  s.  „Feldzüge  des  Prinzen  Eugen",  Vm,  S.55,  —  Die  Salz- 

1    Warnten  in  Ghnunden  hatten  15.000  fl.  zu  erlegen,  die  innerösterreichischen  Cameral- 

I  Warnten  mindestens  80.000  fl.  (s.  H.  F.  A.  v.  27.  Juni,   böhm.  F.  A.  v.  20.  Mai 

I  1106  u.  Mise,  camer.  IV.) 
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zubringen,  und  zwar  soweit  möglich  auf  eigenen  Credit,  allenfalls 
mit  theilweiser  Veranlagung  auf  die  Untergebenen.  Jeder  Darleiher 
erhielt  eine  als  Obligation  zu  betrachtende  Eriegszahlamtsqnittung 
und  den  Anspruch  auf  Ablösung  der  Forderung  durch  seinen  Amts- 
nachfolger^). 

Der  weitergehende  Vorschlag  der  Hofkammer,  jeder  Staats- 
beamte solle  ein  Darlehen  im  vollen  Betrage  seines  Jahresgehaltes 
gegen  Rückzahlung  nach  Ableben  oder  nach  der  Diensteseathebung 
des  Darleihers  geben,  scheint  nicht  zur  Ausfuhrung  gelangt 
zu  sein-). 

Der  Erlag  der  vorgeschriebenen  Darlehenssummen  wurde  durch 
die  Androhung  der  Dienstesenthebung  erzwungen. 

e)    Zwangsanlehen  im  Jahre  1735. 

Der  Feldzug  des  Jahres  1736  nöthigte  abermals  zur  Ausschrei- 
bung eines  allgemeinen  Zwangsdaiiehens  (Subsidium  praesentaneom) 
der  wohlhabenderen  Unterthanen  geistlichen  und  weltlichen  Standes, 
welche  mit  Hofdecret  vom  3.  September  1735  angeordnet  wurdet 

Hienach  waren  die  Beitragspflichtigen  nach  dem  Verhältnisse 
ihrer  Leistungsfähigkeit  in  drei  Classen  zu  theilen,  welchen  Beiträge 
von  2000,  1000  und  500  fl.  entsprachen.  Die  Vorschreibung  und 
Einhebung  oblag  einer  eigenen  Hofcommission,  welche  der  Ciassi- 
rung  die  Beitragsverzeichnisse  vom  Jahi-e  1703  zu  Grunde  zu  legen 
und  diese  nach  Massgabe  der  ihr  bekannten  Verhältnisse  zu  er- 
gänzen hatte.  Jeder  Beitragspflichtige  war  von  der  zu  zahlenden 
Summe  mittelst  einer  gedruckten  Aufforderung  zu  verständigen. 
Die  in  Wien  Anwesenden  hatten  ihren  Beitrag  unbedingt  binnen 
14  Tagen  nacli  der  Zustellung  zu  erlegen,  die  Uebrigen  binnen 
vier  Wochen.  Anstatt  Bargelder  konnte  auch  ungemttnztes  Silber 
zu  einem  bestimmten  Curse  erlegt  werden.  Das  Capital  sollte 
durch  die  Wiener  Stadtbank,  für  deren  Rechnung  auch  der  Er- 
lag  stattfand,  mit  5®/o  verzinst,  und  von  1739  an  binnen  10  Jahren 


^)  Hierin  erinnert  die  Massregcl  an  die  eigentlichen  Amtsdarlchen. 

*)  Ref.  vom  26.  Februar  1706.  Mise,  caiiicr.  IV.  —  üebrigens  waren  ver- 
einzelte Zwangsanleben  bei  Cameralbeamten  schon  früher  Torgekommen.  So 
wurden  z.  B.  .die  Beamten  des  Deputirtenamts  in  Prag  im  Juni  1706  beauftrag 
binnen  4  Wochen  bei  sonstiger  Entlassung  zusammen  200.000  fl.  zu  erlege* 
(kaiserl.  Handschreiben  v.  21.  Juli  1705,  3Ii8c.  cam.  IV}. 

»)  B.  A.  vom  15.  September  1735. 
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in  Qaartalsraten  rückgezahlt  werden.  Hierüber  war  jedem  Dar- 
leiher eine  Stadtbanco- Obligation  auszufertigen.  Für  die  Verthei- 
lung  der  Bückzahlungsfristen  auf  die  einzelnen  Beiträge  war  die 
Reihenfolge  des  Erlages  massgebend.  Gegen  etwaige  Säumige  sollte 
ohne  Ansehen  der  Person  mit  dem  Verbote  der  Zinsen  von  ihren 
Staatsschuldforderungen,  eventuell  mit  der  Sequestration  ihres  Ein- 
kommens vorgegangen  werden,  und  zwar  allenfalls  zuerst  gegen  die 
Vornehmsten  des  Landes  oder  der  Stadt,  ohne  jeden  Instanzenzug» 
Doch  war  diese  Drohung  vorläufig  in  die  Aufforderungsschieiben 
nicht  aufzunehmen.  Das  Ausschreibungspatent  vom  15.  September 
1735^)  enthielt  denn  auch  keine  diesbezügliche  Bestimmung. 

Was  den  Gesammtertrag  dieses  Zwangsanlehens  betrifft,  so  er- 
wartete man  An£a.ngs  nur  1  Million  fl.,  weshalb  hiefür  nur  ein  Zah- 
lungsfond von  jährlich  100.000  fl.  bestimmt  wurde.  Der  wirkliche 
Ertrag  liess  aber  diesen  Voranschlag  weit  hinter  sich  zurück. 
Schon  im  November  1735  wurde  derselbe  mit  voraussichtlich  rund 
2  Millionen  fl.  berechnet.  Thatsächlich  belief  sich  derselbe  auf  bei- 
läufig 2.400.000  fl. 

Die  Gesammtsumme  wurde  nach  dem  Verhältnisse  der  Beiträge 
jedes  einzelnen  Landes,  und  innerhalb  jeder  Landesquote  nach  der 
Reihenfolge  des  Erlages  auf  die  stipulirten  10  Jalire  in  Monats- 
raten vertheilt'). 

f)  Zwangsdarlehen  vom  Jahre  1739. 

Zur  Bestreitung  der  Kosten  des  Türkenkriegs  wurde  im  Jahre 
1739,  ausser  einem  speciell  dem  Clerus  auferlegten  Zwangsdarlehen''), 
auch  ein  allgemeines  Zwangsdarlehen  der  wohlhabenden  ünter- 
thanen  (Subsidium  praesentaneum  opulentiorum)  ausgeschrieben,  und 
zwar  im  Betrage  von  1.200.000  fl.,  gegen  b^l^ige  Verzinsung, 
and  Rückzahlung  in  10,  mit  dem  Jahre  1742  beginnenden  Jahres- 
raten. Verzinsung  unb  Tilgung  wurde  wie  1735  von  der  Stadtbank 
übernommen,  weshalb  jedem  Darleiher  nach  Erlag  seiner  Quote 
eine  Stadtbanco-Obligation  ausgefolgt  wurde.    Bis  Ende  December 


*)  Cod.  Austr.  IV. 

•)  B.  A.  vom   15.  September   und   22.  November  1735,   Banoorecess   vom 
^-  Februar  1736. 

')  S.  unten  Seite  336. 
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1739  waren  im  Ganzen   1.216.700  fl.  eingezahlt  worden^).    Ueber 
den  Repartitionsmassstab  ist  nichts  bekannt. 


3.    Specielle  Zwangsdarlehen  der  Gtoistliohkeit. 

a)  Kirchensilberanleihe  vom  Jahre  1704. 

Während  des  Feldzuges  von  1703  war  die  Lage  der  Armee 
in  materieller  Beziehung  vielfach  eine  geradezu  verzweifelte.  Die 
Berichte  des  Prinzen  Eugen  schildern  uns  in  beweglichen  Worten 
den  Mangel  an  Proviant,  Montur  und  Munition,  die  Unmöglichkeit 
die  Soldrückstände  auszuzahlen,  kurz  die  Entbehrungen  der  Truppen 
an  allem  Nötigen*).  Dabei  waren  die  Finanzen  noch  aus  der  Zeit 
des  erst  kürzlich  zurückgetretenen  Hof  kammerpräsidenten  Salabnrg 
her  in  einer  beispiellosen  Verwirrung,  und  der  Staatscredit  in  Folge 
der  Oppenheimer'schen  Katastrophe  fast  ganz  verschwunden.  So 
war  es  denn  sehr  naheliegend,  dass  man  daran  dachte,  auch  solche 
Geldmittel  dem  dringenden  Staatsbedarfe  dienstbar  zu  machen,  über 
welche  man  bisher  nicht  zu  verfügen  gewagt  hatte. 

Von  der  „Silbercollecta"  vom  Jahre  1703^  war  das  Kirchen- 
silber bisher  befreit  gewesen.  In  einem  Vortrage  vom  2.  October 
1703,  welchen  der  römische  König  Josef  als  Präses  der  Mittels- 
deputation an  seinen  kaiserlichen  Vater  erstattete,  wui'de  nun  auch 
die  Einbeziehung  der  reichen  Silberschätze  der  Kirchen  in  jene 
Silber-Zwangsanleihe  angeregt.  Der  Kaiser  konnte  sich  jedoch  erst 
über  einen  neuerlichen  Antrag  Josefs  vom  27.  October  1703*)  ent- 
schliessen,  diesen  Vorschlag  in  der  Conferenz  vom  12.  Jänner  1704 
zu  genehmigen.  In  der  äussersten  Not  müsse  man  eben  allerdings 
auch  die  Kirchenschätze  angreifen. 

Hienach  sollte  alles  den  Kirchen  gehörige  Silber  und  Gold 
abgeliefert  werden,  gegen  Obligation  oder  Recognition,  mit  b^/^igex 
Verzinsung  und  Versicherung  der  Rückzahlung  in  6,  nach  Friedena- 


1)  Hievon  entfielen  auf  Niederösterreich  586.200  fl.,  Oberösterreich  77.000  fl., 
Innerösterreich  71.(X)0fl.,  Böhmen  263.000,  Mähren  113.000  und  Schlesien  106.5000.. 
Cs.  H.  F.  A.  V.  23.  Oct.  1739  u.  5.  Jänner  1740). 

*)  S.  Amcth,  Prinz  Eugen  I,  und  „Feldzüge  des  Prinzen  Eugen",  heraus- 
gegeben vom  österreichischem  Generalstabe,  Bd.  V.  und  VL 

'»)  S.  oben  Seite  327. 

*)   H.  F.  A.  vom  2,  October  1703  und  vom  24.  Jänner  1704, 
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iluss  begümenden  Jahresraten  aus  der  jährlichen  Contributions- 
wrilligung  ^). 

Der  Widerstand  der  Geistlichkeit  gegen  diese  Massregel  war 
L  allgemeiner,  der  Clerus  stützte  sich  eben  auf  seine  Privilegien, 
i  zeigte  ungeachtet  der  schweren  Nothlage  der  Monarchie  nur 
ringe  Opferwilligkeit.  Der  Jesuitenorden  z.  B.,  welcher  allerdmgs 
ereilen  freiwillig  dem  Staate  Geld  lieh,  sträubte  sich  entschieden 
yen  die  Ablieferung  seiner  reichen  Silberschätze.  Als  man  ihm 
ihalb  mit  der  Erneuerung  eines  früheren  Gesetzes  drohte,  wonach 
I  Güter  der  neueintretenden  Mitglieder  nicht  dem  Orden,  sondern 
r  Familie  des  Betreffenden  oder  dem  Fiscus  zufielen,  erhob  der 
pst  in  Wien  Protest  dagegen,  obgleich  er  die  Besteuerung  der 
rchen  in  Frankreich  genehmigt  hatte.  Durch  diese  Parteilichkeit 
rletzt,  liess  der  Kaiser  hierüber  in  Rom  gerechte  Beschwerde 
liren^). 

Gegen  die  strenge  Durchführung  der  Kirchensilberanleihe  wurde 
^besondere  das  Bedenken  erhoben,  es  sei  unthunlich  die  Altäre 
uz  von  Silbergefässen  zu  entblössen.  Angesichts  der  drängenden 
)th  beschloss  man  jedoch  die  bereits  begonnene  Einhebung  fort- 
isetzen.  Die  östeiTeichische  Hof kanzlei  wurde  daher  wiederholt  um 
tchdrückliche  Beschleunigung  der  Abfuhr  durch  ExecutionsmasS'^ 
geln  ersucht*).  Gleichwohl  war  der  Erfolg  im  Verhältnisse  zu 
im  Reichthume  vieler  Kirchen  und  Erlöster  nur  ein  geringer.  Die 
irchensilberanleihe  trug  nämlich  im  Ganzen  blos  478.531  fl.  ein, 
Oven  auf  die  böhmischen  Länder  139.273  fl.,  auf  Nieder-  und 
berösterreich  222.626  fl.,  und  auf  Innerösterreich  117.632  fl.  ent- 
ölen ^).  Diese  Ziffern  zeigen,  dass  das  Silber  grösstentheils  nur  aus 
Jchen  Kirchen  nach  Wien  einfloss,  deren  Clerus  in  nächster  Be- 
ehung  zum  Hofe  stand,  daher  füglich  keinen  Widerstand  leisten 
onnte*). 

»)  H.  F.  A.  vom  14.  März  1704. 

«)  S.  Feldzüge  des  Prinzen  Eugen,  VI.  Bd.,  S.  69,  nach  QueUen  des  Hof- 
ad  Staatsarchivs. 

*)  H.  F.  A.  vom  9.  und  28.  Februar,  13.  März,  11.  und  23.  September  und 
.  November  1704,  femer  Mittelsconferenz  vom  6.  und  7.  März  1704  (Mise, 
amer.  II). 

*)  H.  F.  A.  vom  1.  September  1708. 

*)  S.  Feldzüge  des  Prinzen  Eugen,  VI,  S.  69.  —  Üebrigens  war  das  Aerar 
Viüiiend  der  Kriegsdauer  sehr  unpünktlich  in  der  Zahlung  der  entsprechenden 
Pilsen,  s.  z.  B.  H.  F.  A.  vom  12.  Februar  1711. 
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1739  waren  im  Ganzen   1.216.700  fl.  ein'     al^re  1710. 
den  Repartitionsmassstab  ist  nichts  be'  ^tlern  nur  ein  .gutwillige^-      | 

ji-e  1710  vom  Clerus  der  Ev^»- 

3.   8peololl6  ZwuM'' 

^.Hiserlichen  geheimen  Conferenz  v«»^'" 

a)  Eirehensi^'   ^^;i  Provinzen  beschlossen,  da  wegen  der 

TiTiiv-^  ji  j      -r    .-^-'C für   die  übrigen   Länder  noch  Verhau«!- 
Wabrena  des  ^  'Vj.'^  '       /^    -i.  i     nx         i.  ^  •  i        n    . 
in  materieUer  B'     ■^'''''^^-  Capital  sollte  nach  Fnedensschlu:?s 

Berichte  den  "-  >-  ;;^r//.vpotliek  eingeräumten  Contribution  der  be- 
ll     lÄ    f        ^^///''''/'^«rückbczalilt   und  bis  dahin  mit  6*/o   verzinsf 
dip  Sr'     -  //''  '""''iMri^i'^^^   erhielt  eine    kaiserliche  Obligation,  bei 
■'■'av/'    ^^tr&g^^  ^"^®  Kriegszahlamtsquittung    mit   Obligations- 
••^^^./t'/'  .^  Anleihe,  auf  welche  man  sofort  nach   ihrer  Aas- 
itif^ '''  ^  \ wschüsse  aufiiahm ,  brachte  nur  sehr  wenig  ein.   In 
yt'/"^*  ..^,(.erreich   wurden   die  verlangten  45.000  fl.   statt  von  den 
*^'***^*ien  u'^^  ^^®"™  Jesuitenconvent,  vom  Lande  selbst  vorgestreckt. 
P'    die  übrigen  Länder  sind  die  Dat^n  lückenhaft.    In  Steiermark 
^^^U-tig  ^^  Vorschreibung  40.000  fl.,  in  Kärnten  24.(X)0  fl.,  in  Kraia 
löOOO  fl-»  in  Görz  und  Fiume  2500  fl.,   wovon  Mitte   1711  erst 
rund  ^U  wirklich  eingeflossen  waren.     In   Böhmen,   Mähren  und 
Schlesien  gingen  bis  Juli   1710   78.<30<)  fl.  ein,   in   Böhmen  allein 
^ar  der  Endertrag  63.602  fl.«). 

c)  Prälatendarlehen  vom  Jahre  1713. 

In  die  Kategorie  der  indirecten,  in  der  Form  freiwilliger  Ad- 
lehen  verhüllten  Zwangsanlehen  gehört  auch  jenes,  welches  auf  die 
unter  der  Bezeichnung  „Decennal-Impegno"  im  Jahre  1713  recessirte 
ständische  Schuldübernahme  beim  Prälatenstande  aufgenommen  wurde, 
und  zwar  zu  6"  ^,  verzinslich,  gegen  Rückzahlung  in  10  Jahres- 
raten von  1714  an  aus  dem  Decennalquantum  des  betreffenden 
Landes. 

Die  diesbezüglichen  kaiserlichen  Handschreiben  ergingen,  nach- 
dem uine  allgemeine  Aufforderung  mittelst  Hofdecrets  bereits  voran- 
gegangen war,  zuerst  an  die  Aebte  der  Klöster  NiederösteiTeichs. 


'.  II.  F.  A.  vom  2().  Ai.ril  1710. 

-;  II.  F.  A.  vom  2Cu  April.  2().  Septembor  und  10.  November  1710. 
=•}  H.  F.  A.  vom    30.  April.    '2{y.  September,    10.  und  12.  November  IHO, 
'2\K  Mai  1711.  iiu.l  10.  Ort.  1713,  böhm.  F.  A.  vom  5.  JuU  1710. 
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ner  kam  das  Darlehen  auch  bald  in  dem  Verlanen  Betrage  von 
XOX)  fl.  zu  Stande^),  und  wui'de  den  Prälaten  wegen  der  raschen 
bringung  l^j^  als  Prämie  belassen. 

In  den  übrigen  Ländeni,  ferne  von  der  persönlichen  Einwirkung 
ofes,  war   der  Erfolg  ein  weit  langsamerer  und  geringerer^ 
auch  die  Mitwirkung  der  Hofkanzleien  wie  gewöhnlich  an 
i  wünschen  übrig  Hess.  In  Innerösterreich  wurden  im  August 
.o  fl.  verlangt,  woran  mindestens  die  Hälfte  in  2  bis  3  Monaten 
erlegt  werden   sollte.    Doch  scheint  die  Hofkammer  über  die  hie- 
gegen  seitens  der  betreffenden  Prälaten  vorgebrachten  Vorstellungen 
von  dem  bezüglichen  Verlangen  abgestanden  zu  sein  ^).  Der  Prälaten- 
stand Oberösterreichs  entschloss   sich   nach  langen  Verhandlungen 
zu  einem  Beitrage  von  100.000  fl.,  die  übrigens  erst  in  den  letzten 
2  Recessjahren   (1722   und   1723)   zurückgezahlt  werden  sollten^). 
In  den  Ländern  der  böhmischen  Krone  scheint  es  zu  keiner  Ver- 
einbarung gekommen  zu  sein*). 

d)  Prälatendarlehen  vom  Jahre  1733. 

Zur  Deckung  für  eine  Schuld  des  Staates  an  die  Wiener  Stadt- 
bank wurden  Ende  1733  beim  Prälatenstande  der  Erblande  Anlehen 
gegen  5^/oige  Verzinsung  und  Rückzahlung  in  10  von  1739  an 
laufenden  Jahresraten  aufgenommen,  wovon  auf  die  Prälaten  Nieder- 
Ssterreichs  312.500,  auf  jene  Oberösterreichs  187.500  fl.,  auf  jene 
Innerösterreichs  317.000  und  auf  jene  der  böhmischen  Länder  zu- 


»)  H.  F.  A.  vom  6.  April,  und  Obligation  vom  16.  April  und  24.  Mai  1713. 
Von  einzelnen  Beiträgen  wären  zu  erwähnen  jene  des  Bischofs  von  Wien  pr. 
M.00O  fl.,  des  Domcapitels  pr.  10.000  fl.,  des  JesuitencoUegiums  pr.  50.000  fl. 
Üeber  ein  Viertel  der  Sunune  wurde  durch  Vorschtlsse  schon  einige  Wochen 
früher  verfügt.    (H.  F.  A.  v.  30.  März,  10.  April  und  13.  Juli  1713). 

3)  H.  F.  A.  vom  14.  August  und  26.  November  1713,  31.  Jänner  und 
30.  Februar  1714.  —  Die  Prälaten  beriefen  sich  auf  ihre  finanzieUe  Nothlage; 
ihr  Credit  sei  bereits  ganz  verloren,  selbst  wenn  sie  Geld  auftreiben  könnten, 
hätten  sie  die  Kündigung  ihrer  alten  Hypotheken  zu  gewärtigen;  man  möge  das 
])turlehen  daher  auf  den  gesammten  Clerus  umlegen. 

»)  H.  F.  A.  vom  13.  September  1713. 

*)  Gleich  aUen  anderen  ordentlichen  und  ausserordentlichen  Einnahmen 
^Tdc  auch  dieses  Prälatendarlehen  das  Object  mehrfacher  Anticipationen;  s. 
«•  B.  den  Voxschuss  von  Graun  und  Zanchoni  pr.  400.000  fl.  (H.  F.  A.  v.  2.  u. 
16.  Mai  1713),  s.  ferner  oben  Anmerkung  1. 
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sammen  300.000  fl.^),  entfielen.  Als  Hypothek  wurde  die  durch  die 
Recesse  festgesetzte  Contribution  des  betreffenden  Landes  bestimmt, 
und  insbesondere  jedem  Darleiher  das  Retentionsrecht  auf  sein  eigenes 
Contributionscontingent  eingeräumt.  Die  Obligationen  wurden  aaf 
gedruckten  Formularien  im  Namen  des  Kaisers  ausgefertigt,  die 
Beiträge  aber  zu  Händen  der  Stadtbank  erlegt^). 

Auch  hier  lag  kein  eigentliches  Zwangsanlehen  vor,  obgleich 
die  bezüglichen  Verträge  wohl  nicht  ohne  beträchtliche  Pression  zq. 
Stande  kamen,  worauf  schon  die  für  den  Gläubiger  minder  günstigen 
Bedingungen  hindeuten.  Uebrigens  wurde  in  einzelnen  Fällen  von 
der  ursprünglich  verlangten  Summe  ein  Theil  nachgesehen  ^. 

e)  Darlehen  des  Clerus  vom  Jahre  1739. 

Der  Türkenkrieg  vom  Jahre  1739  nöthigte  die  Regierung,  kein 
Mittel  unversucht  zu  lassen,  um  den  gesteigerten  Anforderungen 
finanziell  gerüstet  gegenüber  zu  stehen.  So  wurde  denn  u.  a.  aber- 
mals der  Weg  des  Zwangsanlehens  beschritten  und  demnach,  nebst 
einem  allgemeinen  „Subsidium  praesentaneum  opulentiorum"^)  eine 
augenblickliche  Aushilfe  (Subsidium  praesentaneum)  des  Clerus  aus- 
geschrieben, welche  auf  1.200.000  praeliminirt  war. 

Der  Geistlichkeit  der  deutschen  Erblande  wurden  750.000  i 
auferlegt,  jener  der  böhmischen  Länder  311.000  fl.,  jener  Ungarns 
170.000  fl.»).  Der  Zinsfuss  betrug  ö^o-  Die  Capitalsrückzahlnng 
sollte  für  den  Clerus  der  deutschen  Erblande  in  10,  ni^h  5  Jahren 
beginnenden,  für  jenen  der  böhmischen  Lande  in  5,  nach  10  Jahren 
beginnenden  Jahresraten  geschehen. 


>)  Hiebei  war  ein  Darlehen  der  böhmischen  Jesuiten  von  160.000  fl.  ein- 
gerechnet. 

2)  H.  F.  A.  vom  10.  November  1733,  böhm.  F.  A.  vom  10.  October  1733, 
13.  Februar  und  20.  März  1734;  Obligationsformular  vom  11.  JUnner  1734  ii 
der  Patentsammlung  des  Finanzarehives:  femer  Ausw.  über  den  Schuldenstand  u.8.w. 
in  den  Prandau'schen  Acten,  Fase.  lU,  Nr.  4. 

')  So  z.  B.  dem  Propste  vom  Spital  am  Pyhm  in  Ober^toterreich  (öO.OOO  i 
von  100.000),  B.  A.  vom  6.  Februar  1734. 

*)  S.  oben  Seite  331. 

'^)  Auf  Niederösterreich  entfielen  200.000  fl.,  auf  OberOsterreich  und  Steie^ 
mark  je  100.000  fl.,  auf  Kärnten  40.000  fl.,  auf  Krain  16.000  fl.,  auf  Vo^de^ 
Österreich  60.000  fl.  Ausserdem  hattxin  verschiedene  Klöster  und  geistliche  Oiden 
in  den  deutschen  Erblanden  295.000  fl.  zu  erlegen.  In  Böhmen  worden  dea 
Clerus  130.000  fl. ,  in  Mähren  90.000  fl. ,  in  Schlesien  91.000  fl.  yorgeschriebeii. 
Von  der  Quote  Böhmens  erlegten  die  dortigen  Jesuiten  100.000  fl. 


l£    - 
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Für  die  deutschen  Erblande  ttbemahm  die  Wiener  Stadtbank 
die  Verzinsung  und  Bückzahlnng,  weshalb  jeder  Darleiher  gegen 
Einlegnng  der  Bancalitätsquittung  über  den  Erlag  des  Capitals 
einen  „gewöhnlichen  Banco-Extract''  erhielt.  In  den  böhmischen 
Ländern  wnrde  dem  Clems  über  seine  Bitte  das  mit  den  Ständen 
vereinbarte  Tabakgefälle  als  Specialhypothek  eingeräumt;  jeder 
einzelne  Darleiher  erhielt  eine  auf  einem  gedruckten  Formulare 
ausgefertigte  kaiserliche  Obligation,  worin  auch  die  Gesammtvor- 
schreibung  für  das  betreffende  Land  angegeben  war. 

Das  Aiüehen  war  zwar  im  allgemeinen  ein  erzwungenes; 
gleichwohl  wui'de  über  die  Feststellung  der  Höhe  der  einzelnen 
Quoten  vielfach  mit  Klöstern  und  geistlichen  Stiftungen  gütlich 
verhandelt  und  in  einzelnen  FäUen  wegen  ungünstiger  Vermögens- 
verhältnisse der  Erlag  nachgesehen^). 

4.  Zwangsdarlehen  der  Judensc^aft. 

Von  den  hieher  gehörigen  Massregeln  wäre  zunächst  die  im 
Jahre  1704  verfugte  Einhebung  vom  Zwangsdarlehen  bei  den  unter 
dem  Schutzprivilegium  der  Familie  Oppenheimer  inbe- 
griffenen Juden  in  Wien,  Pressburg  und  Eisenstadt  zu  erwähnen, 
welche  in  11  Posten  zusammen  205.000  fl.  einbrachte.  Diese  An- 
leihe wurde  damit  begründet,  dass  jene  Juden  die  christlichen 
Handelsleute  durch  ihre  Concurreuz  namhaft  schädigten.  Es  wurde 
eine  67<4g6  Verzinsung  zugesagt,  die  Capitalsrückzahlung  und 
Sicherstellung  sollte  von  Fall  zu  Fall  vereinbart  werden.  Den 
Säumigen  wurde  die  Entziehung  des  Schutzes  ja  sogar  die  Aus- 
treibung angedroht^). 

Zu  einer  weiteren  Judenschafts -Zwangsanleihe  kam  es  im 
Jahre  1711,  anlässlich  der  Eaiserkrönung  Karls  VI.  in  Frankfurt. 
Zur  Deckung  der  bezüglichen  Reisekosten  wurde  nämlich  von  den 
Erbländem  ein  Subsidium  itinerarium  von  zusammen  1.383.000  fl. 
bewilligt').    Dieses  Reisegeld  hatte  überall  den  Charakter  einer 


^)  Fttr  diti&en  Abschnitt  s.  die  H.  F.  A.  vom  7.  und  10.  Mai,  19.  Juni  und 
20.  Juli  1739,  dann  böhm.  F.  A.  vom  13.Aug:ust  1739,  ferner  Elvert,  U,  S.104, 
endlich  das  gedruckte  Obligationsformular  in  der  Patentensammlung  des  Fin. 
Archives. 

«)  H.  F.  A.  vom  9.  AprU  1704. 

*)  Von  NiederOsterreich,  dessen  Beitrag  nicht  ersichtlich  ist,  wird  hier  ab- 

T.  Memi,  FiiiaQseii  Oetterreichi.  22 
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foimeU  freiwilligen  Beisteuer  der  Stände,  mit  einer  einzigen  Auf 
nähme:  Der  Wiener  Judenschaft  wurde  nämlich,  anstatt  von  ili 
einen  entsprechenden  Beitrag  zu  jener  Beisteuer  zu  verlangen,  ei 
Zwangsdarlehen  von  200.000  fl.  auferlegt,  gegen  5®/^ige  Vei 
zinsung  und  Bückzahlung  in  4  Jahresraten  von  1713  an.  Mit  de 
Repartition  und  Einhebung  dieser  Summe  wurde  eine  eigen 
Commission  betraut.  Die  beiden  reichsten  Wiener  Juden,  Oppei 
heimer  und  Wertheimer,  wurden  wegen  ihrer  vielen  sonstige 
Vorschüsse  an  den  Staat  vom  Erläge  befreit  Es  kamen  daher  ii 
Ganzen  nur  148.000  fl.  zusammen,  wozu  neun  jüdische  Eaufleul 
beitrugen.  Auch  dieser  Erfolg  trat  erst  ein,  nachdem  der  Zinsfiu 
auf  6*^/o  erhöht  worden  war.  Die  ursprünglich  für  die  Capital 
rückzahlung  festgesetzten  Fristen  wurden  in  den  bezüglichen  Olli 
gationen  dahin  abgeändert,  dass  die  Tilgung  1715  beginnen,  md 
dann  in  3  Jahren  durchgeführt  werden  sollte.  Verzinsung  and 
Rückzahlung  hatte  aus  den  böhmischen  Accisen,  eventuell  aus 
anderen  Contributionsmitteln  zu  geschehen^). 

Aus  Anlass  des  Türkenkrieges  vom  Jahre  1717  wurde  dei 
Wiener  Judenschaft  abermals  ein  Zwangsdarlehen  auferlegt 
Diesmal  hatte  die  Massregel  einen  allgemeinen  Charakter,  und  sollte 
dieselbe,  der  bezüglichen  kaiserl.  Resolution  vom  13.  Juli  1717* 
zufolge,  gegen  alle  in  Wien  aufenthaltsberechtigten  Juden,  gleicli 
viel  ob  sie  selbst  ein  Schutzprivilegium  besassen,  oder  in  jenen 
eines  anderen  Juden  inbegriffen  waren,  ausnahmslos  und  mit  Strenge 
durchgeführt  werden.  Die  bezüglichen  Quoten  wurden  nach  Mass 
gäbe  der  Vermögensverhältnisse  der  Einzelnen  festgesetzt,  und  zwa 
grösstentheils  in  üebereinstimmung  mit  den  Offerten  der  Betreffen 
den.  Im  Ganzen  betrug  die  Vorschreibung  1.237.000  fl.*).  De: 
Erlag  hatte  bis  24.  Juli  zu  geschehen,  bei  Vermeidung  einer  Geld- 
strafe von  1000  Species-Ducaten.    üebrigens  wurde  anstatt  Bargeld 

gesehen.  H.  F.  A.  vom  30.  Juni,  18.  und  22.  Juli,  10.  und  21.  October  1711, 
böiim    F.  A.  vom  11.  Juni  und  28.  September  1711. 

*)  H.  F.  A.  vom  20.  September  1711  und  vom  19.  Februar  1712. 

2)  Fin.  Conf.  Prot,  vom  13.  Juli  1717.  Im  Principe  war  die  Sache  schon 
früher  beschlossen  gewesen.  In  der  Fin.  Conf.  Sitzung  wurde  daher  bereits  ^^ 
die  Offerten  der  einzelnen  Beitragspflichtigen  verhandelt. 

»)  Hievon  entfielen  auf  die  Familie  Wertheimer  500.000  fl.,  auf  HirschJ« 
Erben  177.000  fl.,  auf  Simon  Michl,  Nathan  Oppenheimer,  Hey  Lehmann,  Abr. 
Ulm,  Lob  Sinzhcim  und  Spitzer  je  75.000  fl.,  auf  Adolf  Schlesinger  30.000  i 
und  auf  alle  anderen  Juden  zusammen  80.000.  fl. 
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aach  die  Prolongirang  fälliger  oder  demnächst  fällig  werdender 
Bancalitäts-Assecorationen  angenommen  —  eine  Begünstigung,  von 
welcher  die  Jaden  in  grossem  Umfange  Gebrauch  machten.  Die 
Capitalsräckzahlung  sollte  in  10,  vom  1.  Jänner  1718  an  laufenden 
Qaartalsraten  stattfinden;  Einigen  wurden  jedoch  günstigere  Be- 
dingungen bewilligt.'  Auch  diesmal  war  eine  eigene  Hofcommission 
mit  der  Eintreibung  betraut^). 

Im  Jahre  1727  schritt  man,  anlässlich  der  damaligen  Erhöhung 
des  Militärerfordemisses,'  neuerdings  zu  einer  Zwangsanleihe  bei 
der  Wiener  Judenschaft^). 

Diesmal  wurden  im  Ganzen  660.000  fl.  verlangt,  welche  sich 
aaf  10  Parteien  vertheilten.  Die  betreffenden  Capitalien  waren  mit 
6^0  zu  verzinsen.  Die  Rückzahlung  hatte  binnen  2  Jahren  in 
Quaitalsraten  zu  geschehen,  und  zwar  aus  den  Contributionen  der 
Länder.  Im  April  1729  waren  hievon  noch  drei  Beiträge  von  zu- 
sammen 131.250  fl.  ausständig,  weshalb  deren  Erlag  durch  die 
Hofkanzlei  betrieben  wurde. 

Im  Jahre  1734  werden  sogenannte  freiwillige  Darlehen  der 
Jadenschaft  Böhmens  und  Mährens  erwähnt,  und  zwar  gab 
die  Prager  Judenschaft  200.000  fl.,  die  böhmische  Landesjudenschaft 
und  die  mährische  Judenschaft  je  100.000  fl.,  —  sämmtlich  zu  6**/o, 
innerhalb  5  Jahren  in  Quartalsraten  rückzahlbar.  Ob  und  inwie- 
ferne  der  Abschluss  dieser  Anleihen  auf  einen  gewissen  Zwang 
zorückzuführen  ist,  lässt  sich  gegenwärtig  nicht  mehr  beurtheilen. 
üebrigens  scheinen  die  betreffenden  Sunmien  auf  die  einzelnen 
Hitglieder  der  Judenschaft  repartirt  worden  zu  sein.  Hierauf 
deutet  der  Umstand,  dass  die  Judenschaftsvorsteher  von  der 
böhmischen  Hofkanzlei  die  Ermächtigung  zur  Aufbringung  des 
Geldes  er¥arken  mussten*). 

Auch  das  Darlehen  von  50.000  fl.,  welches  die  böhmische 
Judenschaft  für  die  Bestätigung  ihrer  Privilegien  durch  Kaiser 
Josef  I.  geben  musste,  gehört  hieher*). 

*)  H.  F.  A.  vom  19.  und  22.  Juli  1717. 

*j  Kaiserliche  Kesolution  vom  7.  März  1727,  s.  die  H.  F.  A.  vom  7.  März 
öQd  29.  November  1727,  und  vodi  10.  Februar  und  12.  April  1729. 

^)  Böhm.  F.  A.  vom  3.  April,  1.  Juni,  27.  Juli  und  21.  August  1734. 

*)  Die  näheren  Bedingungen  dieses  Darlehens  kennen  wir  nicht;  s.  F.C.  Prot. 
^om  17.  März  und  1.  April  1718. 
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YIL  Änlehen  im  Anslande. 


A.  Einleitung. 

Da  selbst  in  normalen  Zeiten  zwischen  den  Einnahmen  oiul 
Ausgaben  unseres  Staates  ein  höchst  ungünstiges  Verhältnis  be^ 
stand,  ist  es  selbstverständlich,  dass  die  Hofkammer  in  Kriegs-^ 
fällen  zur  Deckung  des  ausserordentlich  gesteigerten  Erfordernissen 
um  jeden  Preis  ausländische  Capitalien  heranzuziehen  bestrebt  sein. 
musste.  Es  war  dies  um  so  unvermeidlicher^  als  im  Inlande  wegeiE 
der  geringen  Entwickelung  von  Handel  und  Industrie  nur  weni^ 
Wohlstand  vorhanden  war,  und  die  einheimischen  Contribuenteim 
überdies  durch  die  vielen  Feldzüge  bereits  in  anderer  Weise  so  sehr 
in  Mitleidenschaft  gezogen  waren,  dass  ihnen  die  Capitalskraft  za 
entsprechenden  gleichzeitigen  Bardarlehen  fehlte. 

Der  Begriff  „Ausland^  ist  bekanntlich  bei  complicirten  Staats« 
rechtlichen  Verhältnissen  ein  sehr  relativer.   Bei  einer  historischen 
Darstellung  kann  dieser  Begriff  selbstverständlich  nur  im  Sinne  der 
damaligen  territorialen  Gestaltung  verstanden  werden.   Im  engeren 
Sinne  waren  hienach  für  unsere  Monarchie  nur  jene  Länder  ab 
Ausland  zu  betrachten,  welche  weder  unmittelbar  noch   mittelbar 
unter  dem  Scepter  der  Habsburger  standen.    In  diesem  Sinne  ge- 
hörte also  das  ganze  römische  Reich  deutscher  Nation  für  Ödster- 
reich  solang'e  zum  Inlande,  als  die  Kaiserwürde  bei  der  Habsbnrgi- 
schen  Dynastie  verblieb.    Seit  der  Ausbildung  der  landesherrlichea 
Gewalt  in  den  Gebieten  der,  bekanntlich  ebenso  zahlreichen,  als  an 
Macht  und  Bedeutung  ungleichen  Beichsstände  war  aber  das  Beich 
zu  einem  blossen  Schatten  geworden,   und  zwar  derart,  dass  die 
Einflussnahme  des  Kaisers  immer  mehr  beschränkt  wurde,  und  init 
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dem  Sinken  der  Centralgewalt  allmählich  auch  das  Bewosstsein  der 
staatsrechtlichen  Zusammengehörigkeit  schwand.  Für  die  Yerwal- 
tungsgeschichte,  und  somit  auch  für  die  Finanzgeschichte  Oester- 
reichs  ist  also  das  römische  Reich  in  seinen  ausserösterreichischen 
Gebieten  schon  seit  den  letzten  Zeiten  des  Mittelalters  ebenso  Aus- 
land wie  irgend  ein  anderer  Staat. 

Nicht  minder  werden  wir  aber  für  den  Zweck  unserer  Dar- 
stellung auch  jene  Länder  als  Ausland  bezeichnen  mfissen,  welche 
zwar  dem  Kaiser  als  Landesherm  unterstanden,  jedoch  nicht  zu  den 
alten  österreichisch-ungarischen  Erblanden  gehörten,  sondern  ledig- 
lich als  Bestandtheile  des  damaligen  Seiches  der  spanischen 
Habsburger  aus  dem  Titel  des  Erbrechtes  erworben  worden  waren, 
mit  den  fibrigen  Erblanden  aber  nie  in  eine  innere  organische  Ver- 
bindung traten,  und  sonach  stets  ganz  selbstständig,  ohne  gemein- 
same Centralstellen  regiert  wurden,  wie  die  ehemals  spanischen 
Niederlande  und  gewisse  italienische  Besitzungen,  deren  Auto- 
nomie, wie  bekannt,  thatsächlich  eine  weit  grössere  war,  als  selbst 
jene  Ungarns. 

Während  des  spanischen  Erbfolgekrieges  mussten  zu  Anlehens- 
operationen  im  Auslande  mit  Bücksicht  auf  die  Gruppirung  der 
Mächte,  wie  auf  die  verhältnismässige  Armuth  der  übrigen  Länder 
zunächst  die  Seemächte  England  und  die  yereinigten  Nieder- 
lande in  Betracht  kommen,  namentlich  letztere,  deren  reiche  Eauf- 
leute  damals  im  Welthandel  noch  die  erste  Stelle  einnahmen.  Dem- 
geg^fiber  war  die  Betheiligung  des  gesammten  übrigen  Auslandes 
an  den  damaligen  Creditsoperationen  naturgemäss  eine  minder  be- 
deutende. Dieses  Verhältnis  bestand  im  Allgemeinen  auch  später 
fort;  doch  stieg  die  Bedeutung  des  englischen  Geldmai-ktes  für  den 
dsterreichischen  Staatscredit  mit  der  colonialen,  commerciellen  und 
industriellen  Entwickelung  des  Inselreiches. 

Grossere  Anleihen  konnten,  ausser  in  den  beiden  genannten 
Staaten,  nur  noch  in  der  Bepublik  Genua  und  den  ehemals  spani- 
schen Niederlanden  zu  Stande  gebracht  werden. 

Die  Creditsoperationen  im  Auslande  waren  entweder  Darlehen 
der  betreffenden  Landesfürsten,  wie  dies  insbesondere  im  Deut- 
sehen  Reiche  der  Fall  war,  —  oder  Subscriptionsanlehen,  letz- 
teres namentlich  in  den  Seestaaten,  —  oder  endlich  Vorschüsse  von 
aasländischen  Bankiers,  mit  welchen  die  Hofkanmier  in  Ge- 
schäftsverbindung stand. 
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Eine  Hypothek  wurde  durchwegs  verschrieben,  und  zwar 
dienten  als  solche  bald  die  Contributionen  einzelner  Erbländer 
unter  Bürgschaft  der  Stände  für  die  Einhaltung  der  bezüglichen 
Zahlungsverpflichtungen,  bald  Staatsdomänen  (im  Reiche  und  in 
der  Schweiz),  —  bald  endlich  der  Ertrag  gewisser  Regalien.  Von 
letzteren  war,  da  die  Subscriptionsanlehen  durch  Vermittlung  von 
Bankhäusern  zu  Stande  kamen,  namentlich  das  Bergwerksregal 
beliebt,  indem  bei  Verpfändung  von  Bergwerksproducten ,  das  g^^ 
wohnlich  dem  repräsentirenden  Hause  überlassene  Monopol  des  Vet:^^ 
kaufs  der  letzteren  Gelegenheit  zu  bedeutendem  Handelsgewinne  bot. 

Hinsichtlich  aller  hierher  gehörigen  Einzelfragen  wird  behuß 
Vermeidung  von  Wiederholungen  auf  die  folgende  Darstellung,  so^e 
auf  die  allgemeinen  Bemerkungen  über  das  damalige  Creditweseo 
vei-wiesen  *). 


B.  Anlehen  in  Holland. 

I.  Quecksilber-Anlehen. 

1.  Anlehen  von  1701  und  1702. 

Bei  dem  fortwährenden  Geldbedarfe  der  Hof kammer  ist  es  be- 
greiflich, dass  die  Erträgnisse  des  Quecksilberbergwerkes  in  Idrifl 
schon  früh  als  Object   für   bedeutende  Creditsoperationen  dienen 
mussten,  zumal  der  dortige  Bergwerksbetrieb  ein  sehr  ergiebiger, 
und  der  Preis  des  Pi'oductes,  wegen  der  verhältnismässigen  Seltenheit 
seines  sonstigen  Vorkommens,  ein  sehr  hoher  war.    Es  war  nahe- 
liegend, dass  für  Vorschüsse  auf  diesen  Fond  in  erster  Linie  ein 
Handels  Volk  von  der  damaligen  Bedeutung  der  Holländer  in  Be- 
tracht kam,  und  zwar  umsomehr,  als  sich  die  dortigen  Eaufleute 
schon    früh    des  Quecksilberhandels  bemächtigten,   und  daher  in 
der  Lage  waren,  sich  für  ihre  diesbezüglichen  Forderungen  ans 
dem  Erlöse   bezahlt  zu  machen.     Ein  solches  Verhältnis  bracht» 
auch  für  das  Aerar,  so  bedenklich  die  Monopolisirung  des  Queck^ 
silberverschleisses  an  und  für  sich  war,  doch  wenigstens  den  Vor— 
theil  mit  sich,  dass  die  betreffenden  Gläubiger  selbst  ein  Interesse 
daran  hatten,  den  Verkauf  zu  fördern. 


^)  S.  oben  Abschnitt  ü. 
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So  kam  es  denn;  dass  die  Niederländer  schon  seit  1669  über 
las  Idi'ianer  Quecksilber  verfligten*).  Kurz  vor  Ende  des  sieb- 
iehnten  Jahrhunderts  wurden  in  den  Niederlanden,  und  zwar  durch 
/'ermittlung  des  Grosshändlers  Wilhelm  Gedeon  Deutz  von  Assen- 
lelft  in  Amsterdam,  welcher  den  Titel  eines  kaiserlichen  Queck- 
lüberfactors  führte,  —  unter  Garantie  der  Gteneralstaaten  zwei  der- 
irtige  Anlehen  aufgenommen,  eines  im  Jahre  1695  von  1.240.000  fl. 
hein.  (=  1.550.000  fl.  holländisch)  und  eines  im  Jahre  1698  von 
)40.000  fl.  rhein.  (=  800.000  fl.  holländisch)«). 

Der  Ausbruch  des  spanischen  Erbfolgekrieges  im  Jahre  1701 
veranlasste  die  Hof  kammer  neuerlich  ein  Anlehen  auf  das  Idrianer 
Quecksilber  ins  Auge  zu  fassen. 

Da  von  den  beiden  vorhergegangenen  Anlehen  zu  Ende  März 
.701  noch  1.089.778  fl.  rhein.  unbezahlt  aushafteten  ^),  konnte  man 
ron  einer  neuen  Creditsoperation  auf  den  Quecksilberfond  allerdings 
ceine  besonders  grosse  Summe  erwarten.  Der  kaiserliche  Queck- 
iilbercorrespondent*)  von  Pestaluzzi  hielt  sogar  jeden  diesbezüglichen 
Versuch  für  aussichtslos,  da  die  Abstattung  der  alten  Quecksilber- 
schulden vor  4  bis  5  Jahren  nicht  möglich  sei.  Man  beschloss 
daher,  zwar  800.000  fl.  rhein.  (=  1  Million  fl.  holländisch)  zu 
verlangen,  sich  jedoch  allenfalls  auch  mit  vier  Fünftel  dieser  Summe 
zu  begnügen. 

Mit  Hofdecret  vom  1.  Juli  1701 '^)  wurde  Pestaluzzi  nach  den 
Niederlanden  gesendet,  um  die  diesfälligen  Verhandlungen  zu  führen. 
Zugleich  erging  an  den  kaiserlichen  Gesandten  in  Haag,  Grafen 
ßoess,  der  Auftrag  den  genannten  Unterhändler  nach  Kräften  zu 
unterstützen,  insbesondere  in  Bezug  auf  die  Erwirkung  der  Garantie 


*)  Dies  wird  im  Contracte  vom  6.  October  1724,  betreffend  die  Uebernahme 
der  Quecksilberschulden  durch  die  Stadtbank,  ausdrücklich  bemerkt. 

^  H.  F.  A.  vom  13.  September  1712  und  diverse  Act^n  im  Quecksilber- 
Fascikel  Nr.  18.328  des  Fin.  Archivs.  Subsidiär  wurde  im  Jahre  1700  an- 
lässlich der  Kupferanleihe  von  1.050.000  fl.  holl.  das  Quecksilber  sämmtlicher 
kaiserl.  Bergwerke  als  Pfand  verschrieben  (s.  unten  Seite  365). 

')  Ausweise  der  Quecksilberbuchhaltung  im  Quecksilber-Fascikel. 

*)  Der  Bergwerksbetrieb  in  Idria  stand  unter  der  innerösterreichischen  Hof- 
kammer  zu  Graz,  der  commerciellc  Theil  des  Quecksilbergeschäftes  wurde  aber 
^on  einer  unter  der  österr.  Hof  kanzlei  stehenden  eigenen  „Quecksilber-Correspon- 
^enz''  besorgt. 

*)  Quecksilber-Fascikel,  wo  auch  alles  folgende,  soweit  nicht  anders  au- 
sgegeben. 
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der  Generalstaaten.  Nach  der  dem  kaiserlichen  Unterhändler  hiebei 
ertheilten  Instruction  sollte  derselbe  trachten,  1  Million  fl.  hoU.  za 
erlangen,  und  zwar  womöglich  zu  4,  höchstens  aber  wie  bisher  zu 
5^/o.    Die  bezüglichen  Verhandlungen  waren  mit  der  Witwe  Deuz 
und  ihrem  Sohne  zu  führen.    Als  Fond  zur  Verzinsung  und  Bäck- 
zahlung sei  nicht  mehr  als  das  schon  für  die  früheren  Anlehen  ver- 
schriebene Quantum  von  jährlich    800  Lägl  Quecksilber  zu   150 
Wiener  Pfund  zuzugestehen,  und  auf  eine  Ermässigung  des  bis- 
herigen Verkaufspreises  nicht  einzugehen,  ausser  wenn  sich  di^ 
Firma  Deuz  herbeilasse,  von  Zeit  zu  Zeit  das  Quecksilber  selbst 
an  Zahlungsstatt  zu  übernehmen,  in  welchem  Falle  der  Preis  bi^ 
auf  54  Stüber   holländisch   für   ein    Wiener   Pfund   herabgesetcr 
werden  könne.     Dem  Aerar  sei  das  halbjährige  Eündigungsrect^i 
vorzubehalten. 

Fast  erheiternd  wirkte  es,  zu  sehen  mit  welchen  Kunstgriffen 
man  den  schlauen  Kaufleuten  in  Amsterdam  beizukommen  suchte 
So  wurde  Pestaluzzi,  um  die  Zustimmung  zu  den  erwähnten  Be- 
dingungen zu  erlangen,  angewiesen,  bei  der  Verhandlung  zu  er- 
klären, es  habe  vor  einiger  Zeit  „eine  gewisse  Partei"  sich  erboten, 
1  Million  und  darübei*  zu  nur  4^/o  vorzustrecken,  und  überdies  das 
Quecksilber  an  Zahlungsstatt  anzunehmen;  man  habe  sich  jedoch  mit 
dieser  Partei  nicht  eingelassen,  weil  man  den  Nutzen  aus  dem  Queck- 
^ilbergeschäfte  lieber  den  HoUändem  zukommen  lassen  wolle,  als 
Anderen.    Wie  konnte,  man  annehmen,  dass  eine  solche  Vorspiege- 
lung zu  einer  Zeit  Glauben    finden   werde,   wo    der  Credit  der 
Monarchie  tief  erschüttert  und  fast  die  ganze  Quecksilberproduction. 
bereits  auf  Jahre  hinaus  den  Holländern  verpfändet  war!  Uebrigeas 
fühlte  man  von  vorneherein,  dass  die  erwähnte  Fiction  in  Amster- 
dam nicht  verfangen  werde.     Pestaluzzi  wurde  daher  beauftragt, 
sich  hiebei  nicht  viel  aufzuhalten,  sondern  zui*  Erleichterung  des 
Abschlusses   hauptsächlich  auf  die  pünktliche  Erfüllung   der  bis- 
herigen Verpflichtungen  hinzuweisen. 

Der  dringende  Geldbedarf  veranlasste  bald  darauf  einen  aaf 
Grund  einer  Specialberathung  zwischen  Hofkammer  und  Hofkanzlei 
erflossenen  kaiserlichen  Befehl  an  Pestaluzzi,  anstatt  800.000  fl. 
womöglich  1  Million  fl.  rheinisch  aufzubringen*),  jedoch  derart, 


^)  Hofdccret  vom  16.  Juli  1703,  Quecksilber-Fascikel. 
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dass  dem  Kaiser  freie  Hand  bleibe,  die  ganzen  Scholdcapitalien  ab- 
zulösen, oder  noch  mehr  aa£ziuiehmen.  Zugleich  sei  die  Firma  Deuz 
zu  sondiren,  ob  man  von  den  Besitzern  der  alten  Schuldtitel  die 
Zustimmung  dazu  erlangen  könne,  dass  von  der  Capitalsrückzah- 
lung  vorläufig  abgesehen,  und  daher  lediglich  die  Zinsenzahlung 
fortgesetzt  werde.  Auch  bei  dem  neuen  Anlehen  sei  die  Rückzah; 
InQg  auf  längere  Zeit  hinauszuschieben,  und  der  Firma  Deuz  für 
diesen  Fall  die  Verleihung  eines  vollständigen  Verkaufsmonopols  in 
Aussicht  zu  stellen,  —  vor  allem  aber  der  Abschluss  möglichst  zu 
beschleunigen. 

Bald  darauf  berichtete  Pestaluzzi,  dass  ungeachtet  aller  Be- 
mühungen kein  G^ld  zu  erhalten  sei,  so  lange  die  Q-arantie  der 
Greneralstaaten  nicht  feststehe.    Diese  war  aber,  einem  Berichte  des 
Gresandten  Gi'afeu  Goöss  vom  3.  August  1701  zufolge,  sehr  schwer 
zuL  erlangen,  da  gleichzeitig  Schweden  und  Eurpfalz  in  Holland 
^^egen  bedeutender  Anlehen  verhandelten,  und  der  Bathspensionär 
Heinsius  daher  ein  weiteres  solches  Geschäft  als  „dem  Hauptwesen 
schädlich^  betrachtete.  Dieses  Bedenken  hatte  Goess  laut  Hofdecret 
vom  13.  August  1701  mit  der  Erklärung  zu  widerlegen,  dass  der 
Kaiser  den  Krieg  zum  Besten  Europas  und  der  Niederlande  foi*t- 
zusetzen  beabsichtige,  und  hiezu  das  Qeld  benöthige.    Ueberdies  sei 
der  Quecksilberhandel  für  die  dortigen  Kaufleute  gewinnbringender 
^  irgend    ein   anderes  Vorschussgeschäft.     Gleichwohl   hielt    es 
Heinsius  nicht  einmal  für  möglich,  den  Interessenten,  wie  dies  vor- 
dem for  Spanien  geschehen,  die  Execution  durch  die  holländische 
fi^erung  zuzusagen,  und  rieth  derselbe  daher,  man  solle  mit  Deuz 
womöglich  ohne  Garantie  abzuschliessen  trachten.     Dieser   hatte 
^ber  dem  kaiserlichen  Gesandten,  welcher  ihn  aufgefordert  hatte, 
^  Greschäft   „schmackhaft  zu  machen"",  erklärt,  er  könne  ohne 
Staatsgarantie  nichts  ausrichten^). 

Obgleich  sonach  das  Zustandekommen  des  Anlehens  noch  sehr 
fraglich  war,  nahm  die  Hofkammer  dennoch  keinen  Anstand,  schon 
im  Spätsommer  1701  400.000  fl.  an  Vorschüssen  gegen  seinerzeitige 
Rückzahlung  aus  den  betreffenden  Eingängen  au&unehmen. 

Da  man  die  Verzögerung  der  Angelegenheit  und  die*  hieraus 
entstehende  „Disreputation  und  Miscredit",  ob  mit  Recht  oder  nicht, 
Pestaluzzi  zur  Last  legte,  beschloss  die  Hofkammer  im  December 

*)  Bericht  d.  Gr.  Goess  vom  3.  August  1701  (Quecks.  Fase). 
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1701  an  Stelle  desselben  den  Hofkammerrath  Baron  Pechmann  mit 
der  Unterhandlung  zu  betrauen,  welcher  hiezu  schon  im  Sommer 
in  Aussicht  genommen  war  und  sich  bei  den  früheren  Anlehen  be- 
währt hatte  ^).  Die  Hofkanzlei  kam  jedoch  nicht  mehr  in  die  Lage, 
dem  Ansinnen  um  Erlassung  der  bezüglichen  Befehle  an  Pestalozzi 
zu  entsprechen,  da  inzwischen  ein  Bericht  desselben  einlangte, 
welcher  den  Erfolg  für  die  nächste  Zeit  in  Aussicht  stellte. 

Um  die  Jahreswende  von  1701  auf  1702  wurde  die  lang  er- 
strebte Garantie  von  den  Generalstaaten  endlich  bewilligt^). 

Gleichwohl  war  vom  Anlehenscapitale  Mitte  1702  kanm  die 
Hälfte  erlegt  worden,  weshalb  am  15.  Juli  an  Graf  Goöss  die 
Weisung  erging,  den  Erlag  des  Restes  zu  betreiben.  Derselbe  ver- 
zögerte sich  jedoch  zum  Theile  noch  bis  in  das  Jahr  1703  hinein, 
so  dass  die  Hofkammer  genöthigt  war,  über  das  ganze  Capital  nach 
und  nach  durch  Aufnahme  von  Voi-schüssen  zu  disponiren'). 

Die  über  dieses  Anlehen  im  October  1701  ausgestellte  kaiserliche 
Obligation  enthält  zunächst  eine  Bestätigung  und  Bekräftigung 
jener  über  die  Darlehen  von  1695,  1698  und  1700.  Sodann  wird 
erklärt,  dass  das  neue  von  wegen  der  Generalstaaten  empfangene 
Capital  von  500.000  fl.  Reichsthaler,  gleich  1.250.000  fl.  holl.  läng- 
stens binnen  10  oder  12  Jahren  zurückbezahlt,  inzwischen  aber 
mit  5^/o  pro  rata  verzinst  werden  solle,  vorbehaltlich  des  Rechtes 
des  Aerars,  die  ganze  Schuld  gegen  halbjährige  Kündigung  früher 
abzulösen.  Hiefür  werden  als  Generalhypothek  verschrieben 
alle  Güter  und  Einkünfte  des  Kaisers,  das  Vermögen,  und  selbst 
die  Personen  der  ünterthanen,  mit  dem  Rechte,  hierauf  in  jeder 
Weise  und  überall  Execution  zu  führen,  —  als  Specialhypothek 
aber  alles  Quecksilber  aus  dem  Bergwerke  zu  Idria,  wovon  bis  zu 
völliger  Tilgung  der  Schuld  wie  bisher  jährlich  mindestens  800 
Pässer  zu  150  Pfd.  an  die  Witwe  Deuz  und  deren  Sohn  nach  Amster- 
dam zu  liefern  seien.  Für  den  Fall  als  diese  Verpflichtung  nicht 
erfüllt  werde,  ermächtige  der  Kaiser  seine  Nachfolger,  alle  Reichs- 

*)  H.  F.  A.  vom  15.  December  1701  und  d.  Quecks.  Fase.  Acten. 

')  Diese  Garantie  dilrfte  wohl  mit  jener,  welche  anlässlich  der  Anlehensyerhand* 
lungen  von  1706  (s.  unten  S.  353)  ertheilt  wurde,  den  gleichen  Inhalt  gehabt  haben. 

^)  Oppenheimer  wurde  auf  das  Darlehenscapital  mit  650.000  fl.  asdigfnirt, 
Pestaluzzi  mit  50.000  fl.,  Seiter  und  Pieri  mit  26.000  fl.,  Gaun  und  Zanchoni 
mit  265.522  fl.  (H.  F.  A.  v.  1.  Juli,  21.  und  27.  Aug.,  14.  Sept.,  7.  OcU  und 
12.  Nov.  1701,  9.  Febr.  und  25.  April  1703). 
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ände  nnd  fremden  Eegierungen,  alles  in  ihrem  Bereiche  befindliche 
Irianer  Quecksilber  zu  Gunsten  der  holländischen  Gläubiger  mit 
eschlag  zu  belegen.  Auch  verzichte  der  Kaiser  für  diesen  Fall 
if  den  Yortheil  der  successiven  Capitalsabstattung,  und  könne 
iun  der  ganze  Capitalsrest  auf  einmal  exequirt  werden.  Deuz 
Elbe  den  Verkauf  des  Quecksilbers  zu  besorgen,  den  Erlös  zur 
insenzahlung  und  Capitalstilgung  zu  verwenden,  und  hierüber 
albjährig  Rechnung  zu  legen. 

2.  Queoksilberanleihe  des  Jahres  1704  von  625.000  fl.  hell. 

Anlässlich  der  Eupferanleihe  von  2  Millionen  fl.  hell,  im  Jahre 
.703^)  wurde  subsidiär  auch  alles  Quecksilber  aus  den  Bergwerken 
n  Ungarn  und  Siebenbürgen  verpfändet,  was  man  später  als  eine 
wesentliche  Belastung  des  Quecksilberfondes  empfand*).  Anderer- 
seits war  es  im  Jahre  1703  nicht  einmal  möglich,  das  den  hollän- 
üschen  Gläubigem  schon  seit  Jahren  verschriebene  Quecksüber- 
quantum  von  jährlich  800  Fässern  rechtzeitig  nach  Amsterdam  zu 
liefern,  was  zu  wiederholten  Beschwerden  des  holländischen  Ge- 
sandten Anlass  gab^).  Unter  solchen  Verhältnissen  war  es  für  die 
kaiserliche  Regierung,  deren  finanzielle  Verlegenheiten  durch  die 
Fortdauer  des  Krieges  immer  zunahmen,  sehr  peinlich,  schon  im 
nächstfolgenden  Jahre  abermals  in  den  Niederlanden  Credit  suchen 
zu  müssen. 

Schon  im  Jänner  1704  ersuchte  der  Generallieutenant  Mark- 
graf Ludwig  von  Baden  die  Generalstaaten ,  gegen  Bürgschaft  der 
Kurfürsten  von  Mainz  und  von  der  Pfalz  dem  Kaiser  250.000  Reichs- 
thaler (zu  2  fl.  rhein.)  vorzustrecken.  Die  Generalstaaten,  verstimmt 
ober  das  Ausbleiben  der  Zinsenzahlung  von  dem  vorjährigen  An- 
khen,  bezeichneten  diese  Sicherstellung  jedoch  als  nicht  genügend. 

üeber  Andeutung  des  Rathspensionärs  Heinsius  wurde  nun 
durch  kaiserliches  Rescript  vom  2.  Februar  wieder  eine  Hypotliek 
anf  das  Idrianer  Quecksilberbergwerk  in  Aussicht  genommen,  und 
^ar  für  ein  Anlehen  von  1  Million  fl.  rhein.*).   Mit  Hofdecret  vom 


')  S.  unten  Seite  367  u.  £f. 

*)  F.  C.  Prot,  vom  5.  September  1719  und  13.  September  1724. 
•)  S.  Quecks.  Fase,  pro  1703. 

*)  S.  Feldzüge  des  Prinzen  Eugen,  VI,  79,  nach  Acten  des  k.  u.  k.  Hof- 
°D<i  StaatearchivB. 
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12.  Februar  1704^)  erging  daher  an  Graf  Gto^ss  der  Auftrag,  wegen 
eines  Darlehens  in  diesem  Betrage,  mindestens  aber  von  500.000  fl^ 
und  zwar  zu  den  bisherigen  Bedingungen,  schleunigst  mit  den 
Generalstaaten  zu  verhandeln,  und  hiebei  besonders  zu  betonen,  dass 
das  Geld  für  die  gemeinsame  Sache  verwendet  werden  solle,  und 
dass  die  Lieferung  der  800  Fässer  Quecksilber,  wie  dies  bis  1702 
geschehen  und  1703  nur  durch  widrige  Zufälle  verhindert  worden 
sei,  pünktlich  erfolgen  werde. 

Ursprünglich  wurde  hiebei  auch  eine  Betheiligung  der  eng- 
lischen Capitalisten  in's  Auge  gefasst,  und  sollte  QoSss  daher 
hierüber  auch  bei  der  englischen  Regierung  Schritte  thun.  In  der 
That  erbat  er  sich  diesfalls  die  Mitwirkung  Marlboroughs.  Dieser 
meinte  aber,  die  englischen  Kaufleute  würden  sich  mit  einer  Hypo- 
thek in  Amsterdam  nicht  begnügen;  man  solle  daher  einen  Theü 
des  Quecksilbers  nach  London  schicken.  Dies  war  aber  ohne  Zu- 
stimmung der  holländischen  Interessenten,  welchen  ja  der  ganze 
Fond  verschrieben  war,  nicht  möglich. 

Letztere  machten  nun  ihre  Einwilligung  davon  abhängig,  dass 
ilinen  ausser  den  bisherigen  800  Fässeni  noch  jene  für  den  italie- 
nischen Handel  bestimmten  200  Fässer  jährlich  überlassen  werden, 
welche  bis  dahin  auf  Grund  eines  Vertrages  von  1701  an  die  Ge- 
brüder Zuani  in  Italien  geliefert  worden  waren-).  Hierauf  konnte 
man  aber  nicht  eingehen,  da  der  Erlös  jener  200  Fass  zur  Deckung 
der  Kosten  des  Bergwerksbetriebs  (jährlich  etwa  90.000  fl.)  unent- 
behrlich war.  Goess  wurde  daher  am  22.  März  angewiesen,  dies 
der  niederländischen  Regierung  mit  dem  Beifügen  vorzustellen,  dass 
schon  bei  Fortdauer  der  Lieferung  von  800  Fass  die  Tilgung  der 
älteren  Schuldcapit  allen  in  zwei  Jahren  zu  gewärtigen  sei. 

*)  Aus  dem  Quecks.  Fase,  pro  1704,  wie  alles  folgende,  wo  nicht  anders 
un  gegebt 'II. 

*)  Der  bezügliche  Vertrag  hatte  sich  als  nicht  vortheilhaft  erwiesen.  An- 
fangs 1704  wurde  daher  dessen  Kündigung  angeordnet,  um  bessere  Bedingungen, 
eventuell  auch  in  Italien  ein  Anlehen  auf  jene  200  Fass  QuecksilbeT  su  er- 
langen. Ein  darüber  hinausgehender  Antrag  der  innerösterreichischen  Hofkammer 
wurde  zurückgewiesen,  da  den  Holländern  alles  Idrianer  Quecksilber  mit  Aus- 
nahme jener  200  Fass  und  des  für  den  Verbrauch  in  den  Erblandon  und  im 
Keichc  erforderlichen  Quantums  verschrieben  worden  sei  und  ein  Bruch  des  kais. 
Wortes  vennieden  werden  müsse.  —  Der  neue  Vertrag  mit  den  Oebrftdcra  Zuani 
kam  im  Mai  1704  zu  Stande;  hienach  waren  nur  mehr  120  Fass  nach  Italien  zu 
liefern. 
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Mitüerweile  zerschlagen  sich  die  wegen  einer  Betheflignng 
glands  zwischen  den  beiden  Seemächten  geführten  Verhandlungen, 
dmit  war  also  der  Anlass  jener  Mehrfordemng  von  200  Fass 
Lwegge&lleiL  Gleichwohl  wollte  Denz  hievon,  wie  OoSss  am 
.  April  berichtet,  nicht  abstehen.  Das  Kupfer  und  Quecksilber 
s  Ungarn  sei  jetzt  wegen  des  Bakoczy'schen  Aufstandes  nicht 
rfügbar;  zur  Bestreitung  der  Zinsen  von  der,  rund  5.000.000  fl.^) 
tragenden  Summe  aller  holländischen  Darlehenscapitalien  komme 
Danach  nur  das  Idrianer  Quecksilber  in  Betracht.  Hiezu  reiche 
er  der  Erlös  aus  dem  niederländischen  Handel  nicht  hin.  Man 
^ge  ihm  (Deuz)  daher  entweder  auch  den  Quecksilberhandel  in 
nedig  überlassen,  oder  einen  anderen  Fond  fär  die  Zinsenzahlung 
iräumen. 

Nun  wurde  Goi^ss  angewiesen,  zu  betonen,  dass  die  Eriullung 
les  Begehrens  den  Kaiser  der  Mittel  zur  Foitsetzung  des  Bergwerks- 
triebes berauben  und  daher  jede  weitere  Quecksilberlieferung 
möglich  machen  würde.  Der  Kaiser  werde  sich  daher,  wenn  auf 
ßsem  Punkte  bestanden  werden  sollte,  genöthiget  sehen,  ein  nur 
LS  Rücksicht  für  die  Holländer  zurückgewiesenes  anderweitiges 
ngebot  zur  Ablösung  der  holländischen  Schulden  gegen  üeber- 
ssimg  des  Quecksilberverschleisses  anzunehmen. 

Diese  Drohung  wagte  6o6ss  allerdings  nicht  anzubringen,  in 
er  richtigen  Erkenntnis,  dass  er  hiemit  keinen  Glauben  finden, 
ndererseits  aber  die  Amsterd&mer  Kauf leute  aufs  äusserste  erbittern, 
nd  hiedurch  jede  Möglichkeit  weiterer  Darlehen  zerstören  würde. 

Jedoch  drohte  der  kaisei*liche  Gesandte  mit  dem  Abbruche  der 
^ethandlungen.  Mehr  aber  als  dies  wirkte  wohl  das  gleichzeitige 
Zugeständnis,  in  Zukunft  anstatt  der  bisherigen  800,  jährlich  900 
*'ass  nach  Amsterdam  zu  senden.  Unter  dieser  Bedingung  wurden, 
lachdem  nunmehr  auch  Deuz  und  der  holländische  Gesandte  in 
Vien  für  die  Anschauung  der  Hofkanzlei  gewonnen  worden,  die 
^eralstaaten  endlich  im  Mai  1704  bestimmt,  von  jener  Forderung 
abzustehen. 

Hiemit  war  aber  erst  eine  Schwierigkeit  aus  dem  Wege  ge- 
tämat.     Gleich   bei  Beginn   der  Verhandlungen  erklärte  nämlich 


^)  Obiger  Betrag  ist  übrigens  zu  hoch  gegriffen,  da  die  Kupferschulden  nur 
ungefähr  2  MiUioncn  betrugen,  und  von  den  älteren  Quecksilberschuldcn  un- 
getähr2V,.Mmionen  fl.  holl.  aushafteten. 
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Deuz,  er  vermöge  das  Geld  nur  danu  aufzutreiben,  wenn  man  ent- 
weder 6  7o  Zinsen  bewillige,  oder  das  Anlehen  in  der  Form  eines 
12^/oigen  Leibrentenkaufs  einrichte.  Dieses  Verlangen  wurde 
damit  begründet,  dass  die  Theil-Obligationen  aus  den  früheren  An- 
leihen wegen  der  ungarischen  Bebellion  und  der  Gefährdung  der 
ungaiischen  Bergwerke  in  Amsterdam  zu  einem  Curse  von  96  bis 
97  ^/g  verkäuflich  seien,  daher  niemand  die  neuen  Schuldtitel  zum 
Paricurse  übernehmen  werde. 

Von  der  6  ^/o  igen  Verzinsung  war  bald  nicht  mehr  die  Bede. 
Hatte  man  ja  damals  noch  Hoffiiung  die  Hälfte  der  ganzen  Summe 
gegen  nur  5  ^/o  in  England  zu  erhalten.  .  Anders  verhielt  es  sielt 
mit  der  Leibrentenfrage.    Der  kaiserliche  Gesandte  bestätigte  in 
seinem  Berichte  vom  16.  April  selbst,  dass  flir  ö^/^ige  „Loosrenten" 
(d.  h.  rückzahlbare  Papiere)  jetzt  niemand   100  ®/o  geben  werde. 
Er  habe  daher  in  diesem  Punkte  nicht  widersprechen  wollen,  zumal 
die  Leibrenten  in  4  bis  6  Jahren  abgelöst  werden,  oder  in  12  Jahren 
von  selbst  in  b^l^ige  „Loosrenten"  verwandelt  werden  könnten,  und 
man  seitens  der  Generalstaaten  hierauf  bestehen  verde.    Die  Hof- 
kanzlei bemerkte   hiezu   allerdings,    der   oberwähnte  Cursfall  sei 
nur  durch  die  Discreditirung  des  ungarischen  Quecksilbers  veran- 
lasst worden,  während  es  sich  jetzt  um  jenes  aus  Idria  handle; 
auch  werde  der  Kaiser  bald  wieder  Herr  der  ungarischen  Berg- 
städte sein.    Goess  hielt  es  jedocli,  seinem  Berichte  vom  30.  Mai 
zufolge,  nicht  für  angezeigt,  in  diesem*  Punkte  dem  Verlangen  der 
Holländer  entgegenzutreten,  um  nicht  den  Erfolg  in  anderen  Punkten 
zu  gefährden.     Nachgiebigkeit  war  hier  auch  umsomehr  geboten, 
als  die  holländische  Begierung  gerade  selbst  ein  Anlehen  von  4  M- 
lionen  zu  nur  4^/o  aufnehmen   wollte.    Uebrigens  versprach  Dem 
einen  möglichst  grossen  Theil  des  Anlehens  in  5  ^/o  igen  Loosrenten  ' 
zu  begeben,  und  von  Fall  zu  Fall  nur  im  Einvernehmen  mit  Go€ss 
auf  Leibrenten  einzugehen,  diese  Subscriptionsform  daher  möglichst 
zu  beschränken.  In  dieser  Voraussetzung  entschloss  sich  der  Kaiser 
über  Antrag  der  Hofkanzlei  Anfangs  Juni,  in  der  Leibrentenfrage 
naclizugeben. 

Am  27.  Juni  berichtete  Goäss,  bis  jetzt  habe  noch  niemand 
Leibrenten  verlangt,  und  werde  er  trachten,  das  ganze  Capital  in 
Loosrentenform  aufzubringen;  freilich  werde  es  dann  langsamer 
eingehen.  Den  Holländern  war  also  hauptsächlich  nur  darmn  ä 
thun  gewesen,  in  diesem  Punkte  freie  Hand  zu  bekommen. 
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Die  G^neralstaaten  hatten  aber  die  Ertheilang  der  Staats- 
arantie  noch  an  eine  andere  Bedingung  geknüpft.  Sie  verlangten 
ämlich,  dass  ein  Vertreter  der  Gläubiger  auf  Kosten  des  Kaisers 
ach  Idria  entsendet  werde,  um  die  Versendung  des  Quecksilbers 
u  überwachen.  Auch  in  diesem  Punkte  musste  6o6ss  nach  längeren 
Verhandlungen  nachgeben.  Uebrigens  handelte  es  sich  auch  hier 
nmächst  mehr  nur  um  die  Einräumung  des  Rechtes  zur  Bestellung 
sines  solchen  Inspectors,  als  um  dessen  sofortige  Ausübung.  Dazu 
bun,  dass  ein  vom  Kaiser  besoldeter  Functionär  nicht  allzusehr 
fon  den  Generalstaaten  abhängig  sein  konnte. 

Mit  Hofdecret  vom  5.  Juni  1704  wurde  Groöss  daher  ermächtigt, 
laf  diese  Bedingung  einzugehen,  jedoch  zugleich  angewiesen,  sich 
iber  die  etwaige  Zweckmässigkeit  der  Bestellung  eines  kaiser- 
ichen  Controlors  zur  Ueberwachung  des  Quecksilberverkaufes 
in  Amsterdam  zu  äussern.  Diese  Massregel,  welche  man  aus  Miss- 
trauen  gegen  Deuz  in's  Auge  gefasst  hatte,  bezeichnete  Goäss  als 
fiberflüssig,  da  der  Umfang  des  Verkaufes  aus  den  Büchern  nach- 
weisbar sei,  welche  Deuz  auf  Verlangen  jederzeit  einem  kaiserlichen 
Gesandten  vorlegen  werde.  Zudem  sei  derselbe  ein  Mann  von 
zweifelloser  Ehrlichkeit  Schon  früher  hatte  der  Gesandte,  als  man 
ihm  auftrug,  dem  Deuz  das  kaiserliche  Missfallen  darüber  auszu- 
drucken, dass  er  in  der  Verhandlung  mehr  sein  Interesse  als  jenes 
des  Aerars  wahre,  auf  die  sociale  Stellung  des  Mannes  hingewiesen, 
und  bemerkt,  es  sei  besser,  ihn  „zu  cultiviren,  als  zu  disgustiren". 
Dass  er  sein  Interesse  suche,  sei  natürlich. 

Um  die  erforderliche  Zustimmung  der  Generalstaaten  zu  er- 
langen, musste  noch  über  eine  Beschwerde  der  Stadt  Amsterdam 
gegen  die  zollämtliche  Durchsuchung  ihrer  Waren  auf  dem  Land- 
wege baldige  Abhilfe  zugesagt  werden. 

Nun  endlich  in  den  letzten  Tagen  des  Juni  1704,  wurde  jene 
Zustimmung  ertheilt,  jedoch  nur  für  ein  Capital  von  500.000  fl.  rhein. 
=  625.000  fl.  holL,  was  Goess  von  Anbeginn  an  als  das  Aeusserste 
bezeichnet  hatte.  Auch  von  dieser  Summe  wurden  noch  160.000  fl. 
Aein.  für  Schiffs-  und  Pulverlieferungen  in  Abzug  gebracht 

Die  kaiserliche  Obligation,  ausgestellt  am  10.  Juni  1704,  wurde 
Qiit  Decret  vom  16.  Juli  an  Goess  gesendet.  Hierin  wurde  bestätigt, 
iass  das  Schuldcapital  unter  Garantie  der  Generalstaaten  durch 
verschiedene  „Particulares,  theils  in  den  Niederlanden,  theils  ander- 
wärts wohnend",  vorgeschossen  worden  sei,  und  zwar  theils  auf 
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Loosrenten  zu  5  ^/o,  theils  auf  Leibrenten  zu  12  ^/q.  Letztere  sollten 
in  längstens  12  Jahren  in  5^/oige  Loosrenten  convertirt  und  hiedurch 
rückzahlbar  werden;  jedoch  unbeschadet  des  früheren  Ablösnngs- 
rechtes  des  Aerars.  Die  Bestimmungen  hinsichtlich  der  Hypothek 
waren  identisch  mit  jenen  der  früheren  Anlehen;  nur  wurde  ausser 
dem  Idrianer  Quecksilber  auch  jenes  aus  Ungarn  und  Siebenbürgen 
verschrieben,  und  die  jährlich  zu  liefernde  Menge  in  Folge  der 
eben  geschilderten  Verhandlungen  auf  900  Fass  erhöht  Auch 
sonst  enthielt  die  Obligation,  abgesehen  von  dem  Punkte,  betreffend 
das  Eecht  der  Generalstaaten,  einen  Vertreter  nach  Idria  zu  ent' 
senden,  die  bis  dahin  üblichen  Bedingungen. 

Angesichts  des  oberwähnten  Curses  der  alten  Schnldtitel  ist 
wohl  anzunehmen,  dass  Deuz  die  neuen  Theil-Qbligationen  unter 
Pari  begeben  musste. 

3.  Anlehensverhandlungen  in  den  Jahren  1706  und  1706. 

Gegen  Ende  1705  wurde  mit  beiden  Seemächten  wegen  eines 
gemeinsamen  Anlehens  von  mindestens  300.000  Reichsthalem  (gleich 
600.000  fl.  rhein.)  verhandelt.  Zwei  Drittel  hieyon  sollten  in 
England^)  aufgebracht  werden,  ein  Drittel  in  den  Niederlanden. 

Die  Geschichte  der  bezüglichen  Verhandlungen*)  ist  besonders 
lehrreich,  und  beleuchtet  die  damaligen  Creditsverhältnisse  von  ver^ 
schiedenen  Seiten. 

So  unbedeutend  nämlich  auch  der  Betrag  von  200.000  fl. 
rheinisch  im  Vergleiche  zu  den  früheren  holländischen  Darlehen 
war,  so  stiess  man  bei  den  bezüglichen,  wie  zwei  Jahre  früher 
durch  den  kaiserlichen  Gesandten  in  Haag,  und  zwar  diesmal  mit 
Unterstützung  Lord  Marlboroughs  geleiteten  Verhandlungen  von 
vorneherein  auf  bedeutende  Hindernisse. 

Eine  Hauptscliwierigkeit  ergab  sich  daraus,  dass  zur  Zahlung 
der  Zinsen  der  ungarischen  Kupferschulden  noch  immer  keine  An- 
stalten getroffen  waren,  was  den  Credit  ausserordentlich  schädigte. 
Goess  musste  daher  die  Concession  machen,  dass  von  dem  neuen 
Darlehen,  45.000  fl.  zur  Zahlung  jener  Zinsenrückstände  pro  1704 
abzuziehen  seien,  und  hatte  Mühe,  das  gleiche  Begehren  hinsichtlich 
des  Zinsenrückstandes  pro  17(J5  zurückzuweisen. 

>)  S.  unten  Seite  391. 

")  Durchwegs  nach  Acten  im  Quecksilbcr-Fascikel. 
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Mit  Beschluss  der  Generalstaaten  vom  7.  Jänner  1706  wui-de 
nun  allerdings  die  erforderliche  Staatsgarantie  bewilligt.  Die 
bezügliche  Erklärung  enthielt  die  Ermächtigung  für  den  General- 
einnehmer Ellemet,  das  Capital  von  200.000  fl.  rhein.  zu  Lasten 
des  Kaisers  aufzunehmen,  femer  das  Versprechen,  für  die  Erfüllung 
der  Obligationsbedingungen  Sorge  zu  tragen,  nöthigenfalls  die  ge- 
eigneten Executionsschritte  zu  unternehmen,  und  im  Falle  von 
Beschwerden  wegen  unterbliebener  Zahlung  falliger  Zinsen,  die 
letzteren  binnen  4  Monaten  nach  Anbringung  der  Beschwerde  selbst 
zu  bezahlen,  jedoch  nur  zu  4^/„.  Zugleich  wurde  den  Darlehens- 
capitalien  die  Steuerfreiheit  zugesichert. 

Nach  der  am  26.  Jänner  1706  ausgestellten  kaiserlichen  Obli- 
gation sollte  das  ganze  Capital  sammt  5^/o  Zinsen  so  bald  als 
möglich  zurückgezahlt  werden.  Als  Specialhypothek  wurden  hiefür 
in  erster  Linie  die  Contributionen  der  Staaten  Italiens  bestimmt 
mit  dem  Beifügen,  dass,  falls  die  Rückzahlung  aus  diesem  Fonde 
nicht  bis  Ende  Juni  1706  möglich  sein  sollte,  dieselbe  in  den 
nächstfolgenden  6  Monaten  zu  geschehen  habe,  und  zwar  aus  den 
Einkünften  der  deutschen  und  böhmischen  Erblande.  Nur  für  den 
Fall  der,  freilich  von  vonieherein  fast  zweifellosen,  Nichteinhaltung 
dieser  Termine  wurde  der  Ei-trag  aller  kaiserlichen  Quecksilber- 
bergwerke als  Specialhypothek  verschrieben.  Die  sonstigen  Be- 
dingungen stimmten  mit  jenen  der  früheren  Anlehen  überein.  Die 
Zusage  des  Gesandten  liinsichtlich  des  Abzuges  der  Zinsen  der 
Kupferschuld  wurde  genehmigt.  Das  Anlehen  war  demnach  so  gut 
wie  abgeschlossen. 

Als  es  sich  nun  aber  um  die  Ausflihrung  der  getroffenen  Ver- 
einbarungen handelte,  eingaben  sich  plötzlich  neue  Schwierigkeiten. 
Deuz  erklärte,  er  sei  durch  den  geringen  Ertrag  des  Quecksilber- 
yerkaufes  genöthigt  gewesen,  zur  Zahlung  der  Zinsen  von  den 
bisherigen  Schuldcapitalien  160.000  fl.  holl.  aus  Eigenem  vorzu- 
strecken, und  furchte,  dass  der  Verkaufsertrag  bis  zum  Friedens- 
schlüsse immer  mehr  zurückgehen  werde.  Das  neue  Geschäft  gefalle 
ihm  daher  gar  nicht  Gleichwohl  versprach  er,  dasselbe  zu  fiirdern, 
namentlich  aber  die  andringenden  Gläubiger  wegen  der  Capitals- 
abstattung  zu  beschwichtigen,  die  Zinsenzahlung  pünktlich  zu  be- 
sorgen, und  mit  seinem  diesbezüglichen  Vorschusse  bis  auf  später 
zu  warten.  Deuz  erwirkte  nun  eine  Resolution  der  Generalstaaten 
(vom  20.  Februar  1706),  wodurch  er  ermächtigt  wurde,  behufs  Ver- 
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ziüsuDg  nnd  Bäckzahlung  des  neuen  Darlehens  die  italieniscl 
Contribntionen  einzuheben,  und  falls  diese  nicht  hinreichen  sollt 
hiezu  den  Quecksilbererlös  zu  verwenden.  Wegen  seiner  eigei 
Vorschüsse  solle  ihm  das  Pfandrecht  an  dem  Quecksilber  ein 
räumt  werden. 

Diesen  Beschlüssen  wurde  mit  kaiserlichem  Bescripte  ^ 
29.  März  zugestimmt. 

Dagegen  wurde  die  dem  Deuz  weiters  ertheilte  Ermächtigu 
sich  für  seine  Vorschüsse  vor  allen  anderen  Gläubigern  , 
dem  Quecksilbererlöse  bezahlt  zu  machen,  als  mit  erworbei 
Bechten  dritter  Personen  unvereinbar,  abgelehnt. 

Ungeachtet  jener  Besolution  verzögerte  sich  auch  die  Ai 
fertigung  der  nöthigen  Vollzugsaufträge  der  holländischen  Beg 
rung.  Einige  Bathsdeputirte  waren  nämlich  bei  den  ältei 
Schulden  persönlich  interessirt,  und  widersetzten  sich  daher  grui 
sätzlich  einer  weiteren  Belastung  des  verpfändeten  Foudes.  D< 
war  somit  nicht  in  der  Lage,  sich  zur  Zahlung  der  Zinsen  < 
neuen  Anlehens  aus  dem  Quecksübererlöse  zu  verpflichten.  Diese 
aus  eigenen  Mitteln  zu  bestreiten,  weigerte  er  sich  aber  entschied 
da  er  beim  Quecksilbergeschäfte  ohnehin  schon  mit  400.000  fl. 
theiligt  sei. 

Unter  solchen  Umständen  sah  sich  Goess  zu  dem  Antrage  vi 
anlasst,  für  diese  Zinsenzahlung  einen  anderen  Fond,  oder  die  Büi 
Schaft  eines  wohlaccreditirten  Wechslers  zu  verschaffen.  Hierül 
wurde  der  Gesandte  angewiesen,  den  HoUändeni  zu  eröffnen,  das»  6 
Anlehenscapital  in  der  Generalrepartition  der  erbländischen  Cont 
butionen  pro  1706  und  1707  zur  Bückzahlung  angesetzt  sei.  1 
nun  dessenungeachtet  und  trotz  der  Unterstützung  Mariboroug 
noch  immer  einer  der  persönlich  betheiligten  einflussreichen  De 
tirten  seine  Zustimmung  verweigerte,  und  die  iibrigen  Delegir 
sich  über  diesen  Einspruch  nicht  hinwegzusetzen  wagten,  wurde 
Verhandlung,  einem  Berichte  vom  21.  Mai  1706  zufolge,  resultat! 
abgebrochen. 

Wie  Goess  hiebei  unter  der  Hand  erfuhr,  hatte  die  holiändi» 
Begierung  das  Zustandekommen  des  Geschäftes  überhaupt  nie  en 
lieh  gewollt.  Vielmehr  hatten  die  ganzen  Verhandlungen  nur  ^ 
Zweck  gehabt,  England  zum  Erläge  seines  Antheiles  von  20OJ 
Beichsthalem,  den  man  für  einen  unentgeltlichen  Beitrag  hielt, 
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veranlassen.    So  war  denn  der  Erfolg  der  langen  und  mühevollen 
Verhandlangen  gleich  Null  gewesen^). 

4.  Spätere  Sohioksale  der  alten  Queoksilbersohulden. 

Von  dem  Capitale  der  drei  ältei*en  Quecksilberanlehen  von  zu- 
sammen 2.880.000  fl.  rhein.  waren  Mitte  1704  noch  1.996.400  fl.  rhein. 
ausständig-). 

Durch  die  Anleihe  von  1704  erhöhte  sich  die  Summe  der  eigent- 
lichen Quecksilberschulden  auf  2,496.400  fl.  rhein.  (=  3.120.500  fl. 
hol!.).  Diese  Schuldenlast  war  für  das  Aerar  eine  Quelle  fortwäh- 
render Verlegenheiten,  da  die  Obligation  „beschwerlich  und  disrepu- 
tirlich"  war'^j.  So  lange  der  Krieg  dauerte,  war  an  eine  Wieder- 
aufnahme der  sistiiten  Capitalstilgung  nicht  zu  denken.  Reichte 
ja  doch  der  Erlös  aus  dem  Verschleisse  des  QuecksUbers  in 
Amsterdam,  wie  bereits  ei*\^'ähnt,  nicht  einmal  zur  Bestreitung  der 
vollständigen  Zinsenzahlung  hin. 

Unter  solchen  Verhältnissen  war  es  ein  schwerer  Schlag  für 
das  Aerar,  als  sich  im  Jahre  1705  die  Noth wendigkeit  ergab,  den 
Verkaufspreis,  der  bisher  etwa  63  Stüber  pro  Pfiind  betragen 
hatte,  beträchtlich  herabzusetzen,  um  die  ConcuiTenz  der  Engländer, 
welche  plötzlich  .ostindisches  Quecksilber  auf  den  holländischen 
Markt  warfen,  aus  dem  Felde  zu  schlagen.  Wie  Goäss  unterm 
29.  Mai  1705  berichtet,  hielten  sich  die  Kaufleute  in  Amsterdam 
anfänglich  für  befugt,  diese  Preisherabsetzung  ki-aft  ihi'es  Pfandrechtes 
einseitig  vorzunehmen.  Schliesslich  anerkannten  sie  zwar  das  Recht 
des  Kaisers,  darüber  als  Eigenthümer  des  Pfandes  mit  zu  ent- 
scheiden, verlangten  jedoch  gleich  eine  Preisermässigung  auf  50, 
eventuell  40  Stüber.  Hierauf  wollte  man  begreiflicherweise  nicht 
ohne  weiters  eingehen. 

Die  Quecksilber -Correspondenz,  —  deren  Administration  nun- 
mehr, nachdem  Pestaluzzi  1704  wegen  Kränklichkeit  enthoben 
worden,  der  Hofkammeirath  Tinti  zu  besorgen  hatte,  —  wurde 
daher  mit  Kescript  vom  25.  Juni  1705  angewiesen,  den  Preis  für 
1  Pfund  immer  um  1  Stüber  niedriger  anzusetzen,  als  den  jeweiligen 


*)  Natürlich  wurde  nun  die  von  Gofess  bereits  ausgefolgte  Obligation  wieder 
eingezogen. 

')  Buchhaltungsausweis  im  Quecksilber-Fase ikel. 
»)  H.  F.  A.  vom  5.  März  1723. 
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von  Deuz  wöchentlich  bekanntzugebenden  Verkaufspreis  der  os^ 
indischen  Waare,  und  erst  dann  wieder  mit  einer  Preiserhöhung 
vorzugehen,  wenn  die  letztere  ganz  vom  Markte  verdrängt  sein 
werde.  Wenn  ostindisches  Quecksilber  in  den  Erblanden  vorkommen 
sollte,  sei  es  zu  confisciren.  Gleichzeitig  wui'de  wegen  der  Queck- 
silbereinfuhr aus  England  im  diplomatischen  Wege  Beschwerde 
erhoben. 

Doch  scheinen  diese  Massregeln  keinen  Erfolg  gehabt  zu  haben, 
da  die  Einfuhr  des  ostindischen,  oder  richtiger  des  von  der  englisch- 
ostindischen  Compagnie  nach  Europa  gebrachten  chinesischen  Queck- 
silbers auch  in  den  beiden  nächsten  Jahren  andauerte^).  Im 
Jahre  1707  schlug  daher  Deuz  vor,  den  gewöhnlichen  Verkaufs- 
preis, welcher  bereits  auf  48  Stüber  pro  Pfund  gefallen  war,  auf 
40  bis  38  Stüber  herabzusetzen,  der  ostindischen  Compagnie  aber 
das  Quecksilber  um  3(5  Stüber  anzubieten,  um  hiedurch  ihre  Con- 
currenz  zu  beseitigen,  lieber  Antrag  der  innerösterreichischen  Hof- 
kammer wurde  jedoch  vorerst  hierauf  nicht  eingegangen,  sondern 
ein  Hofkammerrath  nach  Amsterdam  gesendet,  um  über  die  Preis- 
verliältnisse  und  den  Umfang  der  asiatischen  Einfuhr  Erhebungen 
zu  pflegen,  und  allenfalls  wegen  eines  Einfuhrverbotes  mit  den 
Generalstaaten  zu  verhandeln.  Zugleich  sollten,  da  der  nachge- 
wiesene Erlös  aus  dem  Quecksilberverkaufe  nicht  entfernt  den 
diesbezüglichen  Erwartungen  entsprach,  über  die  Grösse  des  in 
Amsterdam  deponirten  Vorrathes  und  über  die  Gebarung  des  Hauses 
Deuz  in  Bezug  auf  die  Zahlung  der  Zinsen  von  den  Theilobligationen 
Nacliforschungen  eingeleitet  werden. 

Ueber  das  Ergebnis  dieser  Verhandlungen  sind  wii*  nicht  in- 
formirt.  Jedenfalls  aber  trat  eine  wesentliche  Besserung  im  Absätze 
des  Quecksilbers  nicht  ein.  Bis  1719  betrug  der  jährliche  Brutto- 
erlös im  Durchschnitt  nur  180.000  fl.,  wovon  nach  Abzug  der 
Transportkosten  nicht  genug  erübrigte,  um  die  ganze  beträchtliche 
Zinseiilast  zu  bestreiten. 


^)  1706  cntstaud  das  (Jcrüebt.  das  betreffende  Quecksilber  stamme  nicht 
aus  Asien,  vielmehr  sei  von  den  Holländern  ein  Theil  des  nach  Amsterdam  ge- 
lieferten Idrianer  Quecksilbers  heimlich  nach  England  geführt  und  von  dort  auf 
ostindischen  Schiffen  zurück  verfrachtet  worden,  um  eine  Preiscnuässigung  zu 
erzwingen.  Die  hierüber  eingeleiteten  Erhebungen  ergaben  die  CTrundlosigkeit 
dieses  Gerüchtes.    S.  Quccks.  Fase,  pro  1706. 
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So  betrug  denn  der  Zinsenausstand  von  allen  vier  Anlehen  im 
Uli  1719  499.117  fl.  holL^).  An  Capital  hafteten  noch,  wie  15  Jahre 
orher,  3.120.500  fl.  unbezahlt  aus,  wozu  die  Forderung  des  Hauses 
3euz  wegen  vorschussweise  bestrittener  Zinsen  von  187.715  fl. 
feam;  der  Werth  des  grösstentheils  unverkäuflichen  Quecksilber- 
vorraths  in  Amsterdam  betrug  rund  2  Millionen  Gulden. 

Es  wurde  daher  durch  Vermittlung  des  Banquiers  Schreyvogel 
mit  den  Gläubigern  ein  Vertrag  wegen  Uebernahme  eines  ge- 
wissen Quecksilberquantums  an  Zahlungsstatt  abgeschlossen, 
md  mit  kaiserl.  Resolution  vom  28.  September  1719  ratificirt  Hie- 
lurch  verpflichteten  sich  die  Gläubiger,  zunächst  den  damaligen 
Juecksilbervorrath,  femer  bis  zur  völligen  Tilgung  der  ganzen  Schuld 
ährüch  1000  Fass  (zu  150  Wiener  Pfund)  zum  Preise  von  336  fl. 
ioll.  an  Zalilungsstatt  zu  übernehmen.  Das  Quecksilber  sei  auf 
Kosten  und  Gefahr  der  Hofkammer  nach  Wien,  Breslau  oder 
Regensburg  abzuliefern,  und  zwar  zu  Händen  des  gleichzeitig  von 
beiden  Seiten  bestellten  Administrators  Schreyvogel.  Der  Hof kammer 
Wieb  das  Recht  vorbehalten,  eventuell  den  Quecksilberfond  durch  ent- 
sprechende Barzahlungen  abzulösen. 

Dieser  Vertrag,  von  welchem  man  die  Tilgung  in  16  bis  17 
Jahren  erwartet  hatte,  trat  aber  nie  ins  Leben,  da  es  die  Gläubiger, 
*-  wie  in  einem  späteren  Hofkammerreferate^)  betont  wird,  — 
darauf  abgesehen  hatten,  das  schon  seit  1669  ausgeübte  Monopol 
d^  Quecksilberhandels  auch  fernerhin  zu  behalten. 

So  vergingen  Jahre  mit  erfolglosen  Verhandlungen^).    Anfangs 


^)  H.  F.  A.  vom  28.  September  1719. 

2)  Ref.  vom  13.  Februar  1723  im  H.  F.  A.  vom  11.  Mai  1723. 
')  Der  zur  Inventirung  des  Quecksilbervorrathes  1719  nach  Amsterdam  ge- 
endete Hofkammcrdelegirte  schlug  den  5  Delegirten  der  Gläubiger  zuerst  vor, 
^«ü  i^anzen  Vorrath  von  7000  Fass  zu  einem  billigen  Preise  an  Zahlungsstatt 
^1  fibemehmen,  gegen  Sistirung  weiterer  Lieferung  bis  nach  beendetem  Verkaufe 
^^  Vorrathes.     Die  Deputirten   boten   nur  die  Hälfte   des  Marktpreises.    Nun 
^Wug  man  ihnen  die  Uebertragung  der  ganzen  Schuld  auf  einen  anderen  Fond 
^^^  einer  Zinsenreduction  auf  4^/,)  und  den  Verkauf  des  Vorrathes  auf  ärarische 
Dehnung  vor.     Auch  dies  wurde  abgelehnt.     Ebenso  die  weiteren  Vorschläge 
^^n  Uebernahme  von  jährlich  1000  Fass  zum  Preise  von  40  Stüber  pr.  Pfund,. 
und  wegen  Uebertragung  einer  Capitalsquote  von  1  Million  Gulden  auf  das  steirische 
'^^llc  mit  4%iger  Verzinsung,  —  endlich  der  Antrag,  wonach  der  Vorrath 
Wü  Gläubigem  zu  36  Stttber  pr.  Pfund  überlassen,  und  der  hiedurch  nicht  be- 
deckte Rest  durch  die  Wiener  Stadtbank  in  15  bis  18  Jahren  getilgt  worden  wäre. 
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1723  beantragte  die  Hofkammer  mit  Rücksicht  auf  die  Grösse  d( 
Metallvon'athes,  dass  solange  hiervon  noch  etwas  unverkauft  vo] 
banden,  kein  Quecksilber  mehr  nach  Holland  gesendet,  dafür  ab( 
der  jährliche  Erlös  füi*  das  in  anderen  Ländern  verkaufte  Quecl 
Silber  gleichfalls  zur  Tilgung  verwendet  wei'de.  Wegen  Abstattnn 
des,  mittlei-weile  auf  320.000  fl.  herabgeminderten  Zinsenausstandc 
sei  eine  Vereinbarung  auf  8  bis  10  Jahresraten  zu  treffen;  di 
laufenden  Zinsen  seien  von  5  auf  i^j^  zu  reduciren,  da  der  Zinsfns 
bei  sicheren  Capitalsanlagen  in  Holland  nur  2^«  bis  3**;^  betrag 
Behufs  der  Capitalstilgung  sei  auf  den  Quecksilberfond  oder  ai 
die  schlesischen  Canieral-Contributionen  ein  namhaftes  Anlehf 
aufzunehmen,  der  Quecksilberverkauf  aber  der  ostindischen  Coji 
pagnie  zu  tibertragen;  auch  möge  man  der  Firma  Deuz  ihre  Provisio 
von  zusammen  3^/„  auf  V!^  reduciren. 

Um '  die  Zustimmung  der  Gläubiger  zu  diesen  Voi*schlägeD  zi 
erlangen,  wurden  im  Juni  1723  zwei  Hofkammerräthe  nach  Amster 
dam  entsendet.  Ihre  Bemühungen  blieben  jedoch  erfolglos.  Dh 
Hofkammer  entschied  sich  daher,  damit  der  Quecksilbervorratl 
nicht  abermals  vermehrt  werde,  dafiir,  zur  Bestreitung  der  Zinsen 
rate  für  das  zweite  Halbjahr  1723,  anstatt  der  stipulii-ten  Metall 
quantitäten,  den  entsprechenden  Barbetrag  abzufiihren  ^). 

Dem  Hofkammerräthe  Schmerling  gelang  es  zwar,  mit  dei 
Bankier  Clifford  behufs  theilweiser  Abstattung  der  Quecksilbei 
schulden  ein  Anlehen  von  Vj^  Million  Gulden  holl.  abzuschliessen  ^ 
Doch  wurde  der  bezügliche  Vertrag  aus  den  am  betreffenden  Ort' 
angegebenen  Gründen  nicht  ratificiit,  und  zwar  imisomehr,  als  be 
reits  eine  Offerte  der  Wiener  Stadtbank  vorlag,  womit  sie  sici 
bereit  erklärte,  dem  Aerar  zur  Tilgung  jener  Schulden  sogleich 
800.000  fl.  rhein.  gegen  statutenmässige  Deckung  zu  überlassen 
und  zur  Abstattung  des  Restes  nach  Bedarf  in  Zukunft  beizutragen. 

Auf  Grund  dieses,  über  Antrag  der  Hofkammer  vom  Kaiser 
im  Princip  genehmigten  Voi-schlages  wurde  zwischen  Hofkaminer 
und  Min.  Bancodeputation  endlich  ein  Uebereinkommen  getroffeui 
welches  in  dieser  Angelegenheit  alle  weiteren  Verhandlungen  ent- 
behrlich machte.  Durch  diesen,  mit  kaiserlicher  Besolution  voin 
6.  October  1724  ratificirten  Vertragt)  verpflichtete  sich  die  Stadt- 

')  H.  F.  A.  vom  19.  Mai  1724,  wo  auch  das  Folgende. 

«)  S.  unten  Seite  381. 

*)  S.  den  Banco-Sammelband  Nr.  166  P.  im  Fin.  Arch. 
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l>ank,  zur  Tilg^g  eines  Theiles  des  Quecksilberscbuldenrestes  von 
3.120.500  fl.  hoU.  (=  2.496.400  fl.  rhein.)  dem  Aerar  1  Mülion  Gulden 
rhein.  zur  Verfügung  zu  stellen,  zu  diesem  Zwecke  ein  ihr  im  Aus- 
lande angebotenes  Dailehen  von  800.000  ä.  rhein.  aufzunehmen, 
und  diesen  Betrag,  sowie  die  übrigen  200.000  fl.  nach  Amsterdam 
zu  remittiren.  Für  den  sodann  noch  aushaftenden  Capitalsrest  von 
1.870.500  fl.  holL  (=  1.496.400  fl.  rhein.)  sollte  den  Gläubigern 
das  in  Amsterdam  lagernde  Quecksilber  im  beiläufigen  Werthe  von 
1.900.000  fl.  holl.  an  Zahlungsstatt  überlassen,  der  etwaige  Abgang 
aber  durch  die  Stadtbank  bestritten  werden.  Bis  nach  beendetem 
Verkaufe  des  an  Zahlungsstatt  übernommenen  Quecksilbers  sollte 
die  Bank  die  Zinsen  pro  rata  fortbezahlen,  und  zwar  wie  bisher 
zu  5%.  Femer  übernahm  die  Bank  die  successive  Bezahlung  der 
Kestforderung  des  Deuz  für  vorschussweise  geleistete  Zinsenzah- 
lungen von  82.658  fl.  holl.,  sowie  die  Verpflichtung,  den  Zhisenaus- 
stand  von  312.000  fl.  nach  Abrechnung  der  allenfalls  von  den  Gläu- 
bigem hiei*an  zu  gewährenden  Nachlässe,  in  2  bis  li  Jahren  ab- 
zuführen. 

Andererseits  trat  die  Bank  in  die  Rechte  der  bisherigen  Gläu- 
biger. Es  wurde  ihr  daher  bis  zu  ihrer  gänzlichen  Befriedigung 
ui  Capital  und  Zinsen  der  Quecksilberversclüeiss  in  Holland  ^  j  über- 
lasen und  sollte  ihr  das  hiezu  erforderliche  Metallquantum  gelie- 
fert werden.  Jedoch  behielt  sich  das  Aerar  den  Gewinn  aus  dem 
QuecksUberhandel,  sowie  aus  etwaigen  Zinsennachlässen  vor.  Die 
Erzeugung  und  der  Transport  des  Quecksilbers  wai*  durch  eine 
eigene  gemeinsame  Gommission  zu  überwachen.  Nach  ilu*er  völligen 
Befriedigung  hatte  die  Bank  den  Quecksilberfond  dem  Aerar  zu- 
r&ckzustellen. 

Hiemit  wurde  in  das  verfahi*ene  Quecksilberschuldenwesen 
ehdUch  Ordnung  gebracht. 

Schon  im  August  1724,  also  noch  vor  der  Ratification  des 
Vertrages,  hatte  die  Stadtbank  den  Betrag  von  1  Million  nach 
Amsterdam  an  die  Firma  Deuz  remittirt,  welche  denselben  zur  Be- 
friedigung der  Gläubiger  zu  verwenden  hatte.  Hiebei  wurde  ab- 
gemacht, dass  sich  die  Letzteren  in  Zukunft  mit  4^;\,  Zinsen  be- 
sangen, nnd  auch  von  dem  bisherigen  Zinsenausstande  bei  dessen 
sofortiger  Bezahlung  den  fünften  Theil  nachlassen  sollten-). 

')  Für  die  übrigen  Länder  behielt  sich  das  Aerar  die  Verkaufsbefugnis  vor. 
2}  F.  C.  Prot  vom  1.  September  17?4. 
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Anfangs  1726  waa^en  die  Capitalsreste  der  Anlehen  von  1698 
und  1704  bereits  abgestattet*).  Im  October  1734  hafteten  von  allen 
Quecksilberschulden  noch  600.000  fl.  holL  aus,  welche  ans  dem 
neuen  gleichartigen  Anlehen  von  1734  getilgt  wurden*). 

5.  Anlehen  von  2.400.000  fl.  rhein.  aus  dem  Jahre  1734. 

Fast  ein  Jahrzehent  nacli  der  Uebernahme  der  alten  Qneck- 
silberschulden  dui*ch  die  Wiener  Stadtbank  sah  sich  die  Hof  kammer 
anlässlich  des  angesichts  der  damaligen  politischen  Verhältnisse 
ganz  ausserordentlichen  Finanzbedarfes,  genöthigt,  abermals  eine 
Creditsoperation  auf  den  noch  immer  nicht  gänzlich  eingelösten 
Quecksilberfond  ins  Auge  zu  fassen. 

.  Mit  Instruction  vom  31.  October  1733  wurde  daher  Hofkammer- 
rath  Hillebrand  von  Prandau  nach  Holland  gesendet,  nm  daselbst 
ausser  einem  Anlehen  auf  den  schlesischen  Contributionsfond  ^),  auch 
ein  solches  auf  die  Erträgnisse  des  Idrianer  Quecksübei'werkes  auf- 
zunehmen, und  zwar  im  Betrage  von  P/o  Millionen  Gulden  rhein.  zu 
4  bis  5^\;„  rückzahlbar  erst  nach  Abstattung  des  damals  noch  mit 
700.000  fl.  aushaftenden  alten  Schuldenrestes.  Der  kaiserliche  Be- 
vollmächtigte Minister  Graf  Sinzendorf  und  der  kaiserliche  Agent 
Aldenwereld  wurden  beauftragt,  den  Delegirten  bei  den  Verhand- 
lungen zu  unterstützen. 

Es  zeigte  sich  bald,  dass  die  gleichzeitige  Transaction  über 
zwei,  nach  den  Verhältnissen  jener  Zeit  beträchtliche  Anleihen  der 
Sache  nui*  abträglich  sei.  Hillebrand  wurde  daher  bald  angewiesen, 
die  Unterhandlungen  wegen  des  Quecksilberanlehens  bis  zum  völligen 
Erläge  der  Contributionsfonds- Anleihe  einstweilen  ruhen  zu  lassen^). 

Dies  geschah  denn  auch,  üebrigens  zogen  sich  die  Verhand- 
lungen auch,  nachdem  jenes  andere  Geschäft  unter  Dach  gebracht 
worden,  noch  sehr  in  die  Länge. 

Zunächst  zögerten  die  Generalstaaten  mit  der  Ertheilong  der 
erforderlichen  Erlaubnis.  Oesterreich  sei  ihren  Unterthanen  noch 
von  früher  her  sehr  viel  schuldig;  Holland  werde  durch  Darlehen 
an   das  Ausland  von   Geld  entblössf^);   auch   werde   hiedurch   zu 

1)  H.  F.  A.  Tom  10.  April  1726. 

2)  S.  Seite  362. 

3)  S.  hierüber  unten  Seite  384. 
*)  H.  F.  A.  vom  8.  Mai  1734. 

*)  Wie  vorsichtig  solche  Behauptungen  aufeunehmen  sind,  zeigt  eine  An- 
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Gunsten  anderer  StaAten  ein  Präcedens  geschaflfen.    Doch  wurde 
endlich  der  Consens  ertheilt^). 

Aber  auch  in  anderer  Beziehung  ergaben  sich  Schwierigkeiten. 

Der  Bankier  Cliflfbrd,    durch    dessen   Vermittlung    wiederholt 

anderweitige  Anlehen  contrahirt  worden  waren*),  zeigte,  da  man 

ihn  beim  letzten  Contributionsfond-Anlehen  übergangen  hatte,  wenig 

Lust,  sich  zu  Modificationen  seiner  unannehmbaren  Offerte,  wonach 

das  Capital  zu  6%  zu  verzinsen  gewesen  wäre,  herbeizulassen. 

Von  anderer  Seite,  nämlich  von  den  Interessenten  der  alten 

Kupferschuld,  wurden  allerdings  2  Millionen  zu  4^/^  offerirt,  doch 

Wos  unter  der  Bedingung,  dass  ihren  Beschwerden  über  die 

Gr  ebarung  des  Deuz  bezüglich  jener  alten  Schuldreste  abgeholfen 

^^rde.    Derselbe  habe  nämlich  den  Besitzern  ö^/^iger  Theilschuld- 

verschreibungen  nur  37oj  jenen   der   2®/j^igen  Papiere  gar  keine 

Zinsen  gezahlt  und  behauptet,  hiezu  von  den  Generalstaaten  wegen 

seiner  Verluste   beim   Kupferhandel    ermächtigt    worden    zu    sein. 

F"eraer  verlange  er  von  den  Parteien  eine  ungebürliche  Sensarie 

v'on  ^/^^/f,.    Auch  seien  die  von  ihm  besorgten  holländischen  Obli- 

grationstexte    nicht    correct^.     Hillebrand    beantragte    daher   am 

30.  October  1734  die   Convocation   der  Kupfer  gläubiger,  um  mit 

^nen  über  die  Mittel  zur  Einstellung  jener  Missbräuche  schlüssig 

^  werden.    Bei  der  Subscription  über  das  neue  Quecksilberanlehen 

^öge  man  den  königlichen  Agenten  Aldewereld  behufs  Mitfertigung 

der  Theilobligationen  zuziehen*). 

Mittlerweile  war  nach  längeren  Verhandlungen  zwisclien  der 
Bofkammer  und  den  Bevollmächtigten  des  Wilhelm  Gideon  Deuz 
^  Wien  am  10.  October  1734  ein  Vertrag  zu  Stande  gekom- 
inen,  betreffend  die  Aufbringung  eines  Anlehens  von  3  Millionen 
Gulden  holl.  (=  2.400.000  fl.  rhein.),  —  also  beträchtlich  mehr, 
^  ursprünglich  angestrebt  worden,  —  und  zwar  zu  nachstehenden 
Bedingungen.  Eine  Million  wird  auf  b^ioige  „Losrenten",  der  Rest 


8*be  HiUcbrands  in  seinem  Berichte  vom  30.  October  1734,  wonach  der  gewöhn- 
liche Äjüagezinsfuss  in  Holland  nur  2^!^%  betrug.  Ge^nss  kein  Beweis  Ton 
^Idknapphcit 

')  H.  F.  A.  vom  30.  December  1734. 

'}  S.  unten  Seite  375—383. 

!)  H.  F.  A.  vom  8.  Mai  und  30.  December  1734. 

*)  H.  F.  A.  vom  30.  December  1734. 
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auf  Leibrenten  begeben,  bei  welch  letzteren  das  Capital^  we 
der  Einleger  über  50  Jaiire  alt  ist,  mit  9®/^,  sonst  mit  8**/o 
verzinsen  ist.  Denz  wii'd  das  Anleheu  im  Namen  des  Kaisers  dm 
öfifentliche  Subscription  placiren,  und  den  Interessenten,  deren  }. 
tlieile  durch  100  fl.  theilbar  sein  müssen,  Äntheilscheine  (Reeog 
tionen)  ausstellen.  Die  Becognitionen  über  die  Leibrenten  sj 
unveräusserlich  und  unvererblich;  die  Zinsen  hievon  laufen  nur 
zum  Todestage;  Deuz  hat  daher  jedesmal  eine  ämtliche  Bestätigu 
über  Leben  und  Alter  des  Rentners  beizubringen.  Als  Hypoth 
werden  zunächst  die  in  Amsterdam  lagernden  Vorräthe  an  Idriar 
Quecksilber  bestellt;  weitere  3300  Fass  sind  hiezu  bis  Ende  17 
zu  liefern,  in  den  nächsten  zwei  Jahren  je  1500,  dann  jährlich 
zur  Abstattung  aller  Quecksilberschulden  je  500  Fass.  Das  Am 
übernimmt  die  Kosten  der  Lieferung,  sowie  die  Gefahr  der  \ 
major,  und  ersetzt  etwaige  Abgänge.  Den  Verkauf  besorgt  Deu 
um  aus  dem  Erlöse  die  Zinsen-  und  Capitalszahlungen  zu  b< 
streiten.  Der  Minimalpreis  des  Quecksilbers  wird  mit  40  Stüb< 
banco  pr.  holl.  Pfund  festgesetzt.  Die  zuerst  einlangenden  600.000 
werden  zur  Tilgung  der  noch  haftenden  alten  Quecksilberschuldt 
verwendet.  Bei  der  Ueberwechslung  des  Capitals  wurde  1  fl.  ho 
für  4672  Kr.  rhein.  gerechnet,  statt  für  48  Kr.,  was  dem  Verhäl 
nisse  zwischen  den  beiden  Währungen  entsprach.  Der  Emission 
curs  stellte  sich  also  auf  nicht  ganz  97  "/^,  des  Nominal werthes. 

Um  zur  Subscription  anzulocken,  sollte  Deuz  a  conto  der  A 
leihe  binnen  4  Wochen  nach  Erhalt  des  Originalvertrages  400.000 
holl.  vorstrecken.  Für  die  Aufbringung  des  Capitals  erhielt -er  eii 
Provision  von  l^'o  ^^  Losrenten  und  V2**/o  ^^  Leibrenten,  ffir  d 
Tilgung  der  alten  Reste  l^/o,  —  für  den  Quecksilberverschleii 
eine,  je  nach  der  verkauften  Menge  von  2  bis  b^l^  steigenc 
Provision. 

Sofort  nach  Aufbringung  des  ganzen  Leibrentencapitals  soll 
Deuz  ein  Verzeichnis  der  betreffenden  Theilnehmer  vorlegen;  ferni 
hatte  er  halbjährige  Ausweise  einzusenden  über  die  verstorbene 
Leibrentner,  und  über  jene,  die  keine  Zinsen  behöben. 

Anlässlich  des  Abschlusses  dieses  Vertrages  wurde  dem  Jndc 
Hii'schl  Spitz  in  Wien,  der  sich  als  Mandatar  des  Deuz  (wohl  nicl 
gegen  seinen  eigenen  Vortheil)  Verdienste  hierum  erworben  hati 
sein  Scbutzprivilegium  auf  10  Jahre  verlängert,  —  eine  Gunst,  v 
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deren  Gewährung  der  holländische  Gesandte  seine  Zustinimung  ab- 
hängig gemacht  hatte  ^). 

Von  dem  vertragsmässigen  Ziffemverhältnisse   zwischen  den 
LiOS-  und  Leibrentencapitalien  wurde  bald  abgegangen.    Schon  mit 
Decret  vom  17.  November  1734  wurde  nämlich  Deuz  nachträglich 
ermächtigt,  das  Gesamtcapital  nach  Gelegenheit  auf  die  beiden 
Kategorien  zu  vertheilen,  bezw.  zu  begeben.    Ursprünglich  hatte 
die  Hofkammer  beabsichtigt,  das  ganze  Capital  auf  Leibrenten  zu 
elociren*),  was  ganz  begreiflich  war,  da  ein  Leibrenten- Anlehen  •  zu 
8  bis  9^!t)    erfahrnngsmässig   einem    nur  4 ^/o igen   rückzahlbarem 
gleichkam.   Uebrigens  machte  die  Begebung  des  Anlehens  nur  sehr 
langsame  Fortschritte.    Bis  Februar  1736  war  dieselbe  erst  unge- 
fähr zur  Hälfte  durchgeführt«). 

Selbstverständlich  war  das  Quecksilberanlehen  wieder  das  Ob- 
ject  anderer  Creditsoperationen^). 

6.  Anlehen  des  Jahres  1739  von  800.000  fl.  holL 

Das  Militärdeficit  des  Jahres  1739  belief  sich  auf  mehr  als 
6  Mülionen  Gulden.  Da  die  zu  dessen  Deckung  bestimmten  ausser- 
ordentlichen Einnahmen,  nämlich  die  Brabanter  Anleihe  und  das 
ßttbffldium  praesentaneum ,  nicht  hinreichten,  wui-de  wieder  an  den 
ftosländischen  Credit  appellirt. 

Die  Unterhandlungen  wegen  eines  Anleliens  von  800.000  fl. 
boU.  auf  den  Quecksilberfond  wurden  durch  den  damals  wegen  des 
Brabanter  Darlehens  in  den  Niederlanden  weilenden  Hofkanimer- 
rath  Hillebrand  von  Prandau  eingeleitet.  Bis  Juni  1739  war  hier- 
auf schon  von  mehreren  Seiten  subscribirt  worden,  und  zwar  im 
6esammtbeti*age  von  550,000  fl.  Die  bezüglichen  Zeichnungen  wur- 
den jedoch  annullirt,  da  die  Hofkammer  mittlerweile  mit  dem  Ver- 

»)  H.  F.  A.  vom  ao.  October  1734. 

^)  Ein  dieBbesttg^ichcr  Vertrag  war  Bchon  am  15.  September  1734  mit  Deuz 
gesphlossen,  und  bald  darauf  Tom  Kaiser  ratificirt  worden,  als  ein  Bericht 
Aldewerelds  einlief,  der  zur  Acccptirung  beider  Rentengattungen  führte. 

'^)  H.  F.  A.  vom  19.  Februar  1736. 

*)  Mit  700.000  fl.  waren  hierauf  die  Gebrüder  Palm  assignirt,  und  zwar  für 
einen  I0«/oigeH  Vorschuss  von  oOO.OOO  fl.  (H.  F.  A.  v.  31.  Doc.  1734),  mit  einer 
^UioQ  die  Reichsproviantadmodiation  zu  Händen  der  Firma  Ead  und  Hösslin  in 
'^'^cn,  welche  Anfangs  1736  Obligationen  dieses  Anlehens  über  diese  Summe 
iregen  2«/<,  Rabatt  an  Zahlungsstatt  für  ihre  9% igen  Natural-  und  Barvorschüsee 
^^^m  (H.  F.  A   V.  19.  Febr.  1736). 
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treter  der  Firma  Deuz,  Lob    Sinzheim,   in  Wien  unmittelbar  ab- 
geschlossen hatte  ^). 

Hienach  war  das  Capital  mit  5V/;,  zu  verzinsen,  während  der 
Zinsfuss  nacli   den  Hillebrandschen   Verliandlungen  nur   4^/^  be- 
tragen hätte.    Die  Mittel  zur  Zinsenzahlung  waren,  da  der  Queck- 
silberertrag noch  durch   die  Tilgung  der  letzten  Anleihe  in  An- 
spruch genommen  war,  vorläufig  aus  anderen  Cameralfonden  zu  be- 
streiten.    Jedoch  waren  schon  6  Monate  nach  Erlag  zur  SicLer- 
stellung  der  Gläubiger  2400  Fass  Quecksilber  nach  Amsterdam  zu 
senden.    Die  Provisionssätze  waren  dieselben  wie  1734.     Was  die 
Darlehensurkunden  betrifft,   so  wurde  über  den  Theilbetrag  von 
500.000  fl.   eine  kaiserliche   Obligation  ausgestellt,  bezüglich  des 
Restes  aber  Sinzheim  durch  ein  kaiserliches  Autorisations-Instru- 
ment  ermächtigt,  denselben  „bei  jenen  Parteien,  so  an  den  3  Mil- 
lionen Theil  haben",  aufzubringen,  d.  h.  bei  den  Interessenten  der 
1734er  Anleihe. 

Sinzheim,  welcher  damals  an  das  Aerar  ungefähr  A^j^  Millionen 
zu  fordern  hatte,  —  zu  ^/g  im  Schuldensysteme,  zu  */«  beim  Bancal- 
und  Cameralaerar,  —  begelirte  für  seine  Vermittlung  beim  Zu- 
standekommen des  Geschäftes,  mit  falligen  Bancalitätspapieren 
über  200.000  fl.  auf  das  Anlehenscapital  assignirt  zu  werden.  Dies 
wurde  jedoch  nur  bezüglich  der  Hälfte  des  gedachten  Betrages  be- 
willigt, in  Ansehung  des  Restes  aber  Mos  flir  den  Fall  versprochen, 
dass  Sinzheim  die  Firma  Deuz  zu  einer  Erhöhung  des  Gapitals  auf 
1  Million  fl.  hoU.  bewege.  Ob  diese  Massregel,  durch  welche  man 
das  Interesse  des  Unterhändlers  in  geschickter  Weise  an  jenes  des 
Aerar  knüpfte,  von  Erfolg  war,  wissen  wir  nicht. 


II.   Eupferanlehen. 

1.  Anlehen  im  Jahre  1700  von  1.050.000  fl.  holl. 

Die  Erträgnisse  der  Kupferbergwerke  zu  Schmöllnitz  und 
Neusohl  in  Ungarn  bildeten  einen  der  wichtigsten  unter  den 
ohnehin  kärglichen  Einnahmen,  welche  der  Kaiser  aus  Ungarn  zog. 
Die  Gestehungs-  und  Verwaltungskosten  waren  aber  so  bedeutende. 


*)  Berichte  vom  12.  und  30.  Juni  im  H.  F.  A.  vom  18.  August  1739,  da. 
Hofk.  Ref.  vom  23.  Mai  1739. 
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lass  sich  aas  dem  Betriebe  jener  Werke  oft  nui*  ein  ganz  geringer 
Reingewinn  ergab.  Dazu  gesellte  sich  die  Ungunst  der  politischen 
Verhältnisse,  die  geringe  Autorität  der  kaiserlichen  Eegierung  in 
Ungarn,  die  Rebellionslust  der  Magnaten,  die  ewig  di-ohende  Türken- 
gefahr, —  durchwegs  Momente,  welche  den  Ertrag  der  Kupfer- 
bergwerke nicht  als  einen  Darlehensfond  von  besonderer  Sicherheit 
erscheinen  Hessen.  Bei  den  auf  diesen  Fond  aufgenommenen  An- 
lehen wurden  daher  in  der  Begel  andere  Staatseinkünfte  als  Subsidiär- 
pfand  verschrieben. 

Insbesondere  kamen  in  den  Niederlanden  im  18.  Jahrhunderte 
Darlehen  gegen  eine  derartige  doppelte  Sicherstellung  zu  Stande. 

Zunächst  gehört  hieher  das  Anlehen  von  1700. 

Dasselbe  war  ursprüngüch  auf  800.000  fl.  rhein.  (=  1.000.000  fl. 
holL)  projectirt,  und  sollte  durch  Vermittlung  des  Bankiers  und 
kaiserlichen  Quecksilberfactors  Deuz  in  Amsterdam  aufgebracht 
werden,  welchem  liiefür  VaVo  Provision,  ^/lo^l^  Münzumwechslungs- 
gebür,  und  ^/^  ^j^  Sensarie  zugesagt  wurden.  Als  Hypothek  wurde 
das  Kupfer  der  ungarischen  Werke  und  zwar  vorerst  nui'  dieses 
allein  in's  Auge  gefasst. 

Allerdings  betrug  die  Schuldenlast  dieser  Bergwerke  bereits 
Diehrere  Hunderttausend  Gulden,  zu  deren  allmählicher  Tilgung  aus 
dem  Kupfererlöse  ein  jährlicher  Betrag  von  74.000  fl.  auf  10  Jahre 
gewidmet  war.  Da  aber  die  Aufnahme  des  Anlehens  in  Holland  als 
'inumgänglich  nothwendig  erschien,  wurde  die  Hofkammer  ermächtigt, 
jene  Tilgungsrate  von  nun  an  aus  anderen  Mitteln  zu  bestreiten^). 

Die  schon  anfangs  1700  eingeleiteten  Verhandlungen  geriethen 
iüde^  bald  in's  Stocken,  da  die  bis  dahin  in  ähnlichen  Fällen  meistens 
gewährte  Gamntie  der  Generalstaaten  nicht  zu  erlangen,  und  ohne 
diese  das  Geld  nur  äuserst  schwer  aufeubringen  war.  Deuz  ver- 
sprach allerdings,  die  gewünschte  Summe  dessenungeachtet  auf- 
zutreiben, jedoch  nur  wenn  subsidiär  auch  die  Erträgnisse  des 
Quecksilberbergwerkes  in  Idria  zur  Sicherstellung  der  Gläubiger 
verschrieben  würden*). 

Nach  längerem  Zaudern  ging  die  Hofkammer  auf  diese  Sub- 
sidiärverpfandung  ein.  Hiebei  wurde  zunächst  nur  die  Verschreibung 
^^  Quecksilbers  aus  den  kaiserlichen  Bergwerken  im  Allgemeinen 

^        V  -Referat  vom  9.  Jänner  1700;  s.  Resol.  im  H.  F.  A.  vom  20.  Juni  1700. 
y    3T.  F.  A.  vom  14.  und  21.  April  und  20.  Juni  1700  und  10.  September  1701 . 
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ohne  specielle  Hervorhebang  jenes  von  Idria  in  Aussicht  genommen, 
weil  man  die  hiezu  erforderlichen  Verhandlungen  mit  der  Hofkaazlei 
vermeiden  wollte,  und  küi*zlich  in  Siebenbürgen  QuecksUbergruben 
aufgeschürft  worden  waren.  Schliesslich  wurde  jedoch  die  aus- 
drückliche Subsidiärverpfändung  des  Productes  der  Idrianer  Werke 
bewilligt  ^). 

Der  Obligationsentwurf  wurde  schon  am  1:  März  1700*)  aus- 
gefeiügt,  im  April  jedoch  in  einigen  Punkten  modificirt    Hienach 
und   nach  einem   diesfalls  Anfangs   1701    zu  Stande  gekommeneo 
Verti'age  mit  Deuz  hatte  Letzterer  ein  Capital  von  1.050.000  fl.  holl. 
(anstatt  der  früher  in  Aussicht  genommenen  1.000.000  fl.)')  sucoes- 
sive  von  ,,Particularpersonen''  aufzunehmen,  und  hierüber  im  Namen 
des  Kaisers  entsprechende  Theil-Obligationen  auszustellen,  und  zwar 
gegen  ö^/^ige  Verzinsung.     Die  Capitalsrückzahlung   soUte  nach 
4  Jahren  beginnen,  und  binnen  weiteren  4  Jahren  zum  Abschlösse 
gelangen.  Ausser  der  üblichen  Qeneralhypothek^)  wurde  als  Spedal- 
hypothek  zunäclist  das  Kupfer  aus  den  ungarischen  Bergwerken  ver- 
schrieben, mit  der  Verpflichtung,  bis  zur  völligen  Capitalstilgung  jälu^ 
lieh  mindestens  4000  Centner  dieses  Metalls  auf  Kosten  des  Aeran 
an  die  Firma  Deuz  nach  Amsterdam  zu  liefern,  welche  gegen  eise 
Provision  von  2  ^j^  das  Kupfer  jeweilig  an  den  Meistbietenden  Tor^ 
kaufen  und  aus  dem  Erlöse  die  Auszahlung  der  Zinsen-  und  CSapitab- 
raten  an  die  einzelnen  Interessenten  bestreiten  sollte.    Für  dea 
Fall  der  Unzulänglichkeit  des  Kupferfondes  wurde,  wie  oben  be- 
merkt, das  Idrianer  Quecksilber  als  Subsidiarpfand  bestellt 

Um  die  Aufbringung  des  Geldes  zu  erleichtem,  verpflichtete 
sich  die  Hofkammer,  dem  Deuz  auf  Verlangen  jederzeit  einen,  d£i 
vierjährigen  Zinsen  entsprechenden  Betrag  an  Kupfer  oder  Bar* 
geld  als  Pfand  für  die  Erfüllung  der  Darlehensveii)indlichkeiten  iü 
Händen  zu  lassen'^). 

1}  Referat  vom  8.  Juni  1700  im  H.  F.  A.  vom  20.  Juni. 

-)  S.  Qucckf.  Faüc.  18328  (1700). 

•^}  Diese  Erhöhung   des  Anlcheuscapitals    wurde  vereinbart,   um  das  Agfc> 
(iMigefähr  5%)  hereinzubringen;  s,  H.  F.  A.  vom  21.  April  1700. 

*)  S.  oben  Seite  346. 

*)  H.  F.  A.  vom  14.  und  21.  April  1700.  —  Gegen  diß  Au&ahme  dies»«* 
Bedingung  hatte  sich  die  Hofkammer  Anfangs  gesträubt,  da  es  nachtheflis  ^^ 
fin  Capital  von  200.000  il.  jahrehmg  unverzinst  liegen  zu  lassen.  Uebrigeix.«  e^ 
klärte  Deuz  vertraulich,  er  werde  von  der  ihm  eingeräumten  Befugnis  liOc\^eB> 
bis  zur  Hälfte  jenes  Betrages  Gebrauch  machen. 
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Das  Capital,  —  fbr  welches  Deuz  den  einzelnen  Subscribenten 
^Particularobligationen'S  und  zwai-  mit  Benützung  gedruckter  Blan- 
kett«  ausstellte,  —  wurde  ei-st  in  der  Zeit  vom  1.  Mai  bis  1.  October 
1701  succesive  an  das  Aerar  abgeführt. 

2.  Anlehen  des  Jahlres  1703  von  2  Millionen  Golden  holL 

Die  Quecksilberanticipation  des  Jahres  1701  war  noch  nicht 
völlig  unter  Dach  gebracht,  als  man  in  den  Niederlanden  wieder 
ein  neues  Anlehen  auf  den  Ertrag  der,  bereits  1700  verpfändeten, 
ungarischen  Kupferbergwerke  anstrebte. 

Mit  Rescript  vom  9.  December  1701^)  wui-de  nämlich  der  Hof- 
kammerrath  Baron  Pechmann  beauftragt,  auf  diesen  Fond  mindestens 
500.000  IL  rhein.,  womöglich  aber  mehr,  und  zwar  zu  5,  höchstens 
6*^,  aufisubringen.  Zugleich  solle  er  sich  unter  der  Hand  er- 
kundigen, ob  nicht  auf  dasselbe  Pfandobject  in  Verbindung  mit  den 
fiiebenbürgischen  Kupferbergwerken  ein  viel  grösserer  Betrag  auf- 
genommen werden  könne,  und  zwar  etwa  bei  den  portugiesischen 
Juden  in  Holland,  da  die  übiigen  Unterthanen  der  Oeneralstaaten 
ausser  der  allgemeinen  Garantie  immer  zugleich  eine  effective  Special- 
bypothek  verlangten.  Hauptsächlich  sei  auf  möglichste  Hinaus- 
Bchiebung  der  Rückzahlungstermine  zu  sehen. 

Die  hiemit  eingeleiteten  Darlehensverhandlungen  zogen  sich 
iber  sehr  in  die  Länge*). 

Erst  gegen  Ende  1702  kam  zwischen  dem  kaiserlichen  Unter- 
händler und  dem  Bankier  Johann  Deuz  ein  Vorverti'ag  zu  Stande*), 
wonach  derselbe  versprach,  für  eine  Anleihe  von  2  Millionen  hoU. 
Gulden  die  G^arantie  der  Generalstaaten  zu  erwirken,  hierauf  nach 
Bnlangen  der  kaiserlichen  Obligation  die  Detailbegebung  zu  besorgen, 
tad  hiezu  die  von  den  Generalstaaten  auszustellenden  Theil-Obliga- 
tionen  zu  contrasigniren,  beziehungsweise  die  Beiträge  der  einzelnen 
Theilnehmer  einzuheben  und  an  Pechmanu  abzuführen.  Bezüglich 
der  Provision  fttr  die  Capitalsaufbiingung,  der  ümwechslungsgebür 
^d  der  Sensarie  wurden  hiebei  dieselben  Bedingungen  vereinbart 

')  H.  F.  A. 

')  Am  5.  Mai  1702  erging  ein  Hofkammcrdecrct  an  einen  gewissen  Hugo 
^e  Keizdalc,  worift  ihm  für  den  Fall  der  Aufbringung  der  versprochenen  3  Mil- 
*^en  eine  ProTision  von  1%  versprochen  wurde;  Pechmann  soUte  die  Verhand- 
«n^en  fähren.    Dieses  Offert  wird  jedoch. später  nicht  mehr  erwähnt. 

'}  H.  F.  A.  vom  6.  October  1702. 
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wie  1701,  für  die  nach  auswärts  zu  remittirenden  Beträge  überdies 
eine  Provision  von  ^Is^U* 

Die  Generalstaaten  beeilten  sich  aber  keineswegs  mit  der  Er- 
theilung   der   unbedingt   noth wendigen    „gewöhnlichen"    G^antie. 
Auch  die  diesfalls  „ob  summum  periculum  in  mora  wegen  Ermög- 
lichung eines  zeitlichen  Feldzuges  in  Italien^   im  diplomatischen 
Wege  unter  Hinweis  auf  das  eigene  Interesse  der  Niederlande  An- 
fangs   1703   ergangene  Betreibung^)    blieb    vorerst  erfolglos.    In 
Holland  nahm  man  besonders  daran  Anstoss,  dass  von  der  voriges 
Kupferanleihe  noch  nichts  abgestattet  worden  war-). 

Endlich  gelang  es,  die  Schwierigkeiten  zu  beheben,  und  am 
15.  Mai  1703  wurde  der  Vertrag  perfect*). 

Der  schon  am  1.  März  1703  ausgestellten  kaiserlichen  Obligatio!) 
zufolge  betrug  das  Darlehenscapital  2  Millionen  Gulden  holL 
(=:  1.600.000  fl.  rhein.),  wovon  die  eine  Hälfte  in  b^^JQigen  „Loos- 
renten",  die  andere  in  12"/oig6n  Leibrenten  bestand. 

Erstere   gewährten   einen  Anspruch    auf  Capitalsrückzalilung, 
letztere  nicht.    Die  einzelnen  Leibrentencapitalien,  (zwischen  6000    ^ 
und  24000  fl.)  sollten  binnen  12  Jahren  in  ablösbare  Renten  con- 
vertirt  werden. 

Abgesehen  von  der,  bereits  anlässlich  der  Quecksilberanlehen 
erwähnten  Generalhypothek,  wurde  hiefür  die  Specialhypothek  ein- 
geräumt auf  den  Ertrag  der  ungarischen  Kupferbergwerke,  so- 
wie auf  alles  ungarische  und  siebenbürgische  Quecksilber. 
Diese  Metalle  seien  an  die  Ordre  des  Deuz  nach  Amsterdam,  Ham- 
burg oder  einen  sonst  von  ilim  bestimmenden  Ort,  unter  Controle 
seines  in  die  Bergwerke  zu  entsendenden  Mandatars,  abzuführen,  und 
zwar  jälirlich  mindestens  6000  Centner  Kupfer  und  300  Centner 
Quecksilber.    Deuz  habe  den  Verkauf  der  Metalle  zu  besorgen,  und 
aus  dem  Erlöse  derselben   die  Zinsen   und  Leibrenten  halbjährig, 
die  Capitalsbeträge  aber  nach  Massgabe  des  verfugbaren  Betrages 
an   die  einzelnen  Theilnehmer   auszuzahlen.     Hiefur  werde  durch 
die   Generalstaaten  die  Haftung   übernommen.     Die  vom   Kupfer- 
anlehen  des  Jalires  1701  nocli  ausständigen  810.000  fl.  hoU.  seiea, 
insoweit  deren  Tilgung  nicht  durch  den  Verkauf  des  in  Amsterdam 


*)  H.  F.  A,  vom  12.  Jäaner  1703. 

3)  H.  F.  A.  vom  14.  März  1703. 

»)  H.  F.  A.  vom  13.  September  1712. 
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vorräthigen,  auf  260.000  fl.  geschätzten  Kupfers  bewerkstelligt  werden 
könne,  aus  dem  neuen  Darlebenscapitale  abzustatten. 

Für  den  Verkauf  des  Kupfers  hatte  Deuz  nach  dem  Vor- 
verträge eine  Provision  von  2,  eventuell  3^/^  zu  erhalten,  für  die 
Auszahlung  aus  dem  Erlöse  je  1",^,,  endlich  noch  den  Ersatz  der 
Kosten  der  Seeversicherung  für  den  Transport  des  Metalls  von 
Hamburg  nach  Amsterdam.  Dem  holländischen  Generaleinnehmer 
EUemet  war  für  seine  Mühewaltung,  wie  von  anderen  Mächten, 
eine  Gratification  von  ^U^U  zugesagt  worden. 

Die  druckenden  Bedingungen,  welche  sich  das  Aerar  bei  der 
Contrahirung  dieses  Anlehens  gefallen  lassen  musste,  zeigen  wie 
sehr  der  Staatscredit  damals  gesunken  war. 

3.    Spätere  Schicksale  der  Kupferschulden. 

a)  Die  Erfüllung  der  durch  das  Anlehen  von  1703  übernommenen 
Verbindlichkeiten  stellte  sich  bald  als  unmöglich  heraus. 

Gleich  anfangs  traten  in  der  Zinsenzahlung  Verzögerungen 
ein,  so  dass  man  zur  Beruhigung  der  Gläubiger  im  diplomatischen 
Wege  die  pünktliche  Einhaltung  der  Termine  zusagen  zu  müssen 
glaubte^).  Mit  den  Fortschritten  der  Rakoczyschen  Rebellion  in 
Ungarn,  welche  die  Ausbeutung  der  Kupferbergwerke  und  die  Ab- 
fuhr des  Metalls  verhinderten,  geriethen  die  Zahlungen  aber  voll- 
ständig ins  Stocken-). 

Bis  15.  Mai  1712  waren  an  Zinsen  und  Leibrenten  erst  415.306  fl. 
loll.  gezahlt  worden,  und  betrug  der  diesbezügliche  Rückstand 
1.091.836  fl.  holl.  Eine  Capitalstilgung  hatte,  —  abgesehen  von 
dem  Ableben  einiger  Leibrentner  —  überhaupt  nicht  stattgefunden'*). 
Für  den  Zinsenausstand  wollte  man  den  Gläubigem  später  die 
Knpfervorräthe  an  Zahlungsstatt  überlassen;  die  Holländer  Hessen 
fflch  hiezu  aber  nicht  herbei.  Auch  das  Project,  die  Generalstaaten, 
in  deren  Interesse  der  Krieg  ja  niclit  minder  als  in  jenem  des 
Kaisers  geführt  worden  sei,  zur  üebemahme  des  Ausstandes  zu 
^wegen,  wurde  bald  fallen  gelassen*). 

')  H.  F.  A.  vom  16.  Jänner  1704. 

^^  Die  Zinsenraten  für  1704  wurden  von  Deuz  vorschussweisc  bestritten, 
J^fle  ?om  1.  Mai  1705  verspätet  aus  subsidaren  Mitteln  bezahlt;  s.  H.  F.  A.  vom 
^'  October  1704  und  30.  September  1705. 

^)  H.  F.  A.  vom  13.  September  1712. 
*)  H.  F.  A.  vom  18.  October  1715. 

''*  ^  enii,  Fioanzen  Oesterreichs.  24 
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Andererseits  verlangten  die  Gläubiger,  dass  der,  mittlerweile 
auf  1.2(54.083  fl.  hoU.  (=  1.011.667  fl.  rliein.)  angewachsene  Zinsen- 
rückstand capitalisirt  und  sodann  mit  4^/o  verzinst  werde.  Ob- 
gleich dieser  Antrag  durch  den  kaiserlichen  Gesandten  Baron  Heems 
befürwortet  wui'de,  lehnte  die  Hofkammer  denselben  am  14.  Sep- 
tember 1715  mit  dem  Bemerken  ab,  dass  der  Zahlungsfond  dem 
Aerar  viele  Jahre  lang  durch  feindliche  Gewalt  entzogen  gewesen 
sei,  der  Ausstand  übrigens  nunmehr  bald  abgestattet  werden  könne. 

Da  indes  der  Kupfervorrath  unverkäuflich  war,  und  die  Gläubiger 
auf  der  Capitalisirung  des  Zinsenausstandes  beharrten,  nachdem 
ferner  filr  eine  Bai*abstattung  desselben  thatsächlich  die  Mittel 
felilten,  und  den  Generalstaaten  vertragsmässig  das  Recht  zastand, 
alle  Effecten  österreichischer  Unter tlianen  mit  Beschlag  zu  belegen, 
—  wurde  nach  längeren  Verbandlungen  \)  endlich  mit  kaiserlicher 
Resolution  vom  23.  Februar  1717 -)  die  Capitalisimng  bewilligt^ 
und  zwar  mit  dem  Bemerken,  dass  das  hiedurch  entstandene  Capital 
zu  2"/o  verzinst  werden  solle. 

Es  wurde  demnach  am  27.  August  1717  eine  kaiserliche  Obliga- 
tion über  die  ober  wähnte  Summe,  zu  2*7o  verzinslich  vom  1.  Mai 
1715  an^),  ausgestellt,  (-apitalsrückzahlungen  sollten  zunächst  von 
dieser  2**/oigen  Schuld,  und  erst  nach  dei-en  Tilgung  von  dem 
5*^^  igen  Stammcapitale  abgeschrieben  Averden. 

b)  Dem  Vertrage  gemäss  sollten  die  12  böigen  Leibrenten 
bis  längstens  Ende  1715  in  5%ige  Loosrenten  convertirt  werden. 
Ueber  diese  Convei*tii-ung  wui-de  auch  tliatsächlich  schon  früh  ver- 
handelt; zur  Ausführung  gelangte  dieselbe  aber  erst  Mitte  1717, 
anlässlich  der  eben  dargestellten  Capitalisirung  des  Zinsenausstandes. 
l)(3r  Vorgang  hiebei  bestand  darin,  dass  von  dem  ursprünglichen 
( )l)ligationscapitale  über  2  Millionen  Gulden  hell,  eine  Million  abge- 
schrieben, und  andererseits  für  die  am  1.  Mai  1715  noch  am  Leben 


^1  Inzwischen  liattc  dir  Gesandte  der  Generalstaaten  in  Wien,  Uamel 
Bruininx.  gegen  Sicherj^tellung  auf  das  ungarische  Kupfer  1714  20.000  fl.  zu  6*/^ 
auf  «.in  lialbes  Jahr  vorgestreckt  (H.  F.  A.  v.  6.  Aug.  1714). 

2)  H.  F.  A.  vom  23.  Februar  1717. 

^'1  Nach  der  kaiserlichen  Resolution  hätte  die  Verzinsung  erst  mit  1.  Jänner 
1717  beginnen  sollen.  Ueber  Ersuchen  des  liolländischen  Gesandten  wurde  später 
der  1.  Mai  1715  als  Anfangstermin  bestimmt,  weil  die  Frist  zur  Conycrtirung 
der  Leibreuten  vertragsmässig  mit  Ende  April  1715  abgelaufen  war;  s.  F. C.Prot. 
V.  9.  Juli  1717. 
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gewesenen  Leibrentenbesitzer,  daher  —  mit  Rücksicht  auf  die  durch 
Todesfälle  eingetretene  Capitalsverminderung  von  175.137  fl.  —  über 
ein  5"/oig^  rückzahlbares  Capital  von  824.683  fl.  eine  neue  Obliga- 
tion ausgestellt  wurde  ^). 

Nach  Durchführung  der  erwähnten  Operationen  zerfiel  die 
Kupferschuld  an  die  Holländer  also  in  drei  Kategorien,  deren  jede 
durch  eine  eigene  Obligation  bedeckt  war:  Die  ui*sprünglichen 
o*^/„igen  Loosrenten  pr.  1  Million,  die  aus  der  Convertirung  der 
Leibrenten  entstandenen,  gleichfalls  5  ^/^  igen  Loosrenten  von  824.6830., 
und  ein  durch  Capitalisirung  des  Zinsenausstandes  gebildetes  2^/^iges 
Capital  von  1.264.583  fl.  hoU. 

c)  Bis  in  die  dreissiger  Jahre  trat  nun  im  Capitalsstande  weiter 
keine  Veränderung  ein.  Die  Zinsen  wurden  mehr  oder  weniger 
pünktlich  gezahlt,  eine  Capitalstilgung  fand  aber  nicht  statt. 

Erst  1733  wurde  dieselbe  in  Angrifi^  genommen.  Die  hol- 
ländischen Gläubiger,  welche  zum  Theile  am  Verkaufe  des  ver- 
pfändeten Metalles  unmittelbai*  betheiligt  waren,  verlangten  nämlich 
eine  Herabsetzung  des  vereinbarten  Kupferpreises.  Diese 
wollte  die  Hof  kammer  nur  gegen  Reduction  der  Zinsen  von  5  auf 
4  **/o  bewilligen.  Hiezu  wai-  aber  wieder  die  Zustimmung  des  anderen 
Theiles  nicht  zu  erlangen.  Mit  Rücksicht  hierauf,  nachdem  über- 
dies auch  das  Gebaren  der  Firma  Deuz  gegenüber  den  Gläubigem 
zu  mehrfachen  Beschwerden  Anlass  gegeben  hatte  ^),  wurde  die  Ab- 
stattnng  des  ganzen  Capitals  durch  Vermittlung  der  Wiener  Stadt- 
bank beschlossen  "^j. 

Der  bezügliche  Contract  mit  der  Stadtbank  kam  am  6.  Juli 
1733  zu  Stande^).  Hienach  übernahm  die  Bank  die  Verpflichtung, 
das  ganze  Schuldcapital  successive  einzulösen,  und  hiemit  Mitte 
August  1733  zu  beginnen.  Zuerst  sollte  die  aus  den  Leibrenten 
entstandene  5®/oige  Obligation  von  824.683  fl.  eingelöst  werden, 
hierauf  die  ältere  Loosrentenobligation  über  1  Million  Gulden,  endlich 
die  aus  der  Capitalisirung  des  Zinsenausstandes  entstandene  2^/^  ige 
Obligation  über  1.264.583  fl.  Während  also  zur  Zeit  der  Capitali- 
sirung noch  der  Entstehungsgrund  dieses  Capitals  als  massgebend 


0  H.  F.  A.  Tom  17.  Juni  und  27.  August  1717. 
')  S.  Seite  361. 

»)  H.  F.  A.  vom  6.  und  10.  Juni  173.S. 

*)  Nr.  18  des  Stadtbanco-Samiueibande»  Nr.  166/D.  iin  Fiu.  Archiv. 

24* 
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betrachtet  und  daher  dessen  Tilgung  vor  den  beiden  anderen 
Kategorien  versprochen  wurde,  —  hatte  man  1733  vor  Allem  die 
Nothwendigkeit  im  Auge,  die  höher  verzinslichen  Capitalien  zuerst 
abzustossen. 

Zugleich  wurden  die  Erträgnisse  der  ungarischen  Kupferwerke 
der  Bank  als  Pfand  gewidmet,  und  zwar  derart,  dass  alles  nicht 
in  Ungarn  selbst  consumirte  Kupter  von  der  Hofkammer  zur  Dis- 
position der  Bank  an  den  gemeinsam  bestellten  Kupferadministrator 
Schreyvogel  nach  Breslau  geliefert,  der  aus  dem  Verkaufe  zu  er- 
zielende Erlös  zur  Bestreitung  der  Zinsen-  und  Capitalszahlnngen 
verwendet  und  der  allfallige  Ueberschuss  an  das  Aerar  abgeführt 
werde.  Das  Pfandrecht  habe  erst  mit  der  völligen  Tilgung  der 
Schuld  zu  erlöschen.  Der  bisher  von  den  liolländischen  Öläubigem 
zur  Bestreitung  der  Kupfergewinnungskosten  geleistete  Vorschuss 
von  monatlich  10.000  fl.  sei  von  nun  an  durch  die  Stadtbank  zu 
übernehmen.  Die  Capitalsrückzahluug  hatte  durch  Vermittlung 
der  Firma  Deuz  zu  geschehen,  und  zwar  gegen  eine  Provision 
von  l"/„^j. 

Schon  einige  Monate  nach  Abschluss  dieses  Vertrages  war 
mehr  als  die  Hälfte  des  Stammcapitals  getilgt,  indem  am  15.  No- 
vember 1733  von  den  ursprünglichen  2  Millionen  nur  mehr  829.400  fl. 
aushafteten. 

Auffallend  ist  es,  dass  die  Hofkammer  die  geleisteten  Ab- 
stattungen im  Widerspruche  mit  dem  Vertrage  zuerst  von  der 
Obligation  zu  824.683  fl.  und  hierauf,  anstatt  von  der  anderen 
5"  ,,igen  Obligation,  von  der  2^|^^igen  Obligation  über  1.264.583  fl., 
abschreiben  lassen  wollte-).  Die  letztere  Obligation  wurde  von 
Deuz  eingeschickt.  Jene  zu  824.683  fl.  war  aber  nicht  auffindbar, 
weshalb  der  kaiserliche  Gesandtschaftssecretär  beauftragt  wurde, 
deren  Amortisirung  nach  holländischem  Rechte  zu  erwirken.  Mit 
Rücksicht  hierauf,  nachdem  ferner  ohnehin  die  baldige  Tilgung  der 
ganzen  Schuld  in  Aussicht  stand,  wurde  von  der  Abschreibung  vor- 
läufig ganz  abgesehen '^j. 

Wann  der  Rest  der  Schuld  bezahlt  wurde,  ist  nicht  näher  zu 
ersehen.    200  bis  300.000  fl.  wollte  man  schon  im  November  1734 


•)  If.  F.  A.  vom  10  Juni  1733. 
-)  H.  F.  \.  vom  1«.  Juli  1734. 
3)  H.  F.  A.  vom  17.  September  1734  uinl  19.  Jänner  1735. 
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abführen^).    Jedenfalls  aber  war  die  Tilgung  spätestens  Ende  1737 
beendet  ^). 


III.  Anlehen  auf  den  schlesischen  Gontributionsfond. 

1.  Anlehensverhandlungen  im  Jahre  1710. 

Wenn  inan  sich  vor  Augen  hält,  wie  ungenügend  das  erschöpfte 
Aerar  seinen  Verpflichtungen  aus  den  holländischen  Kupfer-  und 
Quecksilberanlehen  nachkam,  kann  es  nicht  überraschen,  dass  der 
Credit  der  Monarchie  in  Holland  in  hohem  Grade  litt. 

So  erklärt  es  sich  denn  auch,  dass  die  holländischen  Capitalisten 
in  der  zweiten  Hälfte  des  spanischen  Erbfolgekrieges,  ungeachtet 
der  fortdauernden  politischen  Allianz  zwischen  den  beiden  Mächten, 
sehr  zurückhaltend  waren,  und  sich  zu  weiteren  Darlehen  an  das 
österreichische  Aerar  selbst  dann  nicht  gerne  herbeiliessen,  als  man 
ihnen  neue,  bisher  unbelastete  Fonde  zui-  Sicherstellung  bot. 

Ein  solcher  neuer  Fond,  welcher  im  Laufe  der  Jahre  in  der 
österreichischen  Creditsgeschichte  noch  eine  sehr  bedeutende  Rolle 
spielen  sollte,  waren  die  Contributionen  der  Fürsten  und  Stände 
Schlesiens. 

Zum  ersten  Male  wurde  ein  hierauf  sicherzustellendes  Anlehen 
im  Jahre  1710  ins  Auge  gefasst.  Mit  kaiserlichem  Befehle  vom 
3.  Februar  1710  wurde  nämlich  der  damalige  kaiserliche  Pleni- 
potentiar  in  Haag,  Graf  Sinzendorf,  beauftragt,  in  den  vereinigten 
Niederlanden  den  zur  Bezahlung  der  fälligen  Zinsen  der  Kupfer- 
schuld erforderlichen  Betrag  von  ungefähr  345.000  Bancothalern, 
und  ausserdem  noch  weitere  500.000  Bancothaler  aufzunehmen,  und 
zwar  zu  5  bis  6^/o  Zinsen,  gegen  Amortisirung  des  Capitals  in 
6  bis  8  Jahren  aus  den  schlesischen  Contributionen. 

Die  bezüglichen  Verhandlungen  führten  jedoch  nicht  zum  Ziele. 
Die  Hauptschwierigkeit  bestand,  —  wie  der  Rathspensionär  Heinsius 
dem  Gesandten  ausdrücklich  erklärte^),  —  d^rin,  dass  der  kaiser- 

»)  H.  F.  A.  vom  ö.  August  1736. 

-)  In  einem  Legationsberichte  vom  20.  Jänner  1738,  womit  eine  der  drei 
Original-Obligationen  eingesendet  wurde,  heisst  es  nämlich  ausdrücklich,  dass  die- 
selbe von  den  Generalstaaten  ausgefolgt  wurde,  da  Capital  und  Zinsen  ganz  ge- 
tilgt seien. 

»)  Bericht  Sinzendorfs  vom  17.  Jänner  1710  bei  H.  F.  A.  vom  3.  Februar  1710. 
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liehe  Credit  tief  geschwächt  war,  und  dessen  Wiederherstellung  die 
Tilgung  der  fälligen  Schulden  voraussetzte.  Ueberdies  wurde  auf 
holländischer  Seite  noch  auf  den,  wohl  nui-  angeblichen  Geldmangel, 
dann  auf  einen  Beschluss  der  Generalstaaten  hingewiesen,  wonach 
für  Darlehen  an  fremde  Mächte  keine  Staatsgarantie  mehr  ertheilt 
werden  sollte,  da  hiedurch  die  Deckung  des  eigenen  Staatsbedarfs 
erschwert  werde,  und  das  holländische  Aerar  wegen  der  Staats- 
garantie  fiir  die  Quecksilberschulden  schon  wiederholt  belangt  worden 
sei,  ohne  zahlen  zu  können. 

2.  Anlehen  von  1712  bis  1714. 

Nachdem  die  Verhandlungen  wegen  eines  neuen  Anlehens  11^ 
Holland  durch  längere  Zeit  geruht  hatten,  wurde  Mitte  1712  da:5i5 
Project  wieder  aufgenommen  und  zwar,  wie  wir  sehen  werden,  An- 
fangs nur  mit  ganz  ungenügendem  Erfolge. 

Als  Hypothek  wurden  die  Contributionen  Schlesiens  bestellt, 
und  zwar  gegen  üebemahme  der  Zahlungsverpflichtung,  beziehungs- 
weise Bürgschaftsurkunde  der  schlesischen  Füi'sten  und  Stände, 
welche  sich  hiefür  aus  ihren  Militärbewilligungen  zahlhaft  machen 
sollten^).  Man  beabsichtigte  Anfangs  2V^  Millionen  Gulden  hell, 
aufzunehmen,  und  zwar  zu  7^'«  Zinsen,  gegen  Rückzahlung  in  5, 
nach  2  Jahren  beginnenden  abnehmenden  Jahresraten.  Später  wurde 
der  bezügliche  Obligationsentwurf  cassirt,  und  hiefiir  ein  neuer 
ausgestellt,  worin  das  Capital  auf  4  Millionen  erhöht,  die  Zalüungs- 
frist  auf  9  Jahre  erweitert  erscheint. 

Der  kaiserliche  Resident  Baron  Heems  machte  alle  Anstrengungen^ 
um  zu  den  erwähnten  Bedingungen  ein  möglichst  namhaftes  Capitaft 
aufzutreiben.    Besonders  wies  er  auf  die  pünktliche  Einhaltung  der* 
analogen  Verbindlichkeiten  aus  dem  englischen  Anlehen  von  1706  hin. 
Wirklich  fanden  sich  einige  Capitalisten  nicht  ungeneigt.    Der  Ab- 
schluss  des  Geschäfts,  von  welchem  Heems  übrigens  nie  mehr  'dh 
1  Va  bis  2  Millionen  Gulden  erwartete -),  wurde  aber  vor  allem  von  der 
thatsächlichen  Ausfolgung  der   schlesischen  Verpflichtungsurkunde 
abhängig  gemacht,  femer  von  der  Zahlung  oder  CapitalisiiMing  des 
Zinsenausstandes  der  Kupfei-schulden,  von  der  Zahlung  der  Queck- 


^)  H.  F.  A.  vom  12.  August  1712,  welchem  viele  hierher  gehörige  spätere 
Acten  bcilicgen. 

'^)  H.  F.  A.  vom  12.  August  1712. 
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Silberschuldenzinsen  und  der  auf  bayrische  Hypotheken  in  Holland 
aufgenommenen  Vorschüsse  ^). 

Diesen  Wünschen  wurde  allerdings  mit  Hofdecret  vom  12.  August 
1712  insoweit  Rechnung  getragen,  als  die  Capitalisining  des  Zinsen- 
ausstandes der  Kupferschuld,  sowie  die  Convertirung  der  hiezu  ge- 
hörigen Leibrenten  im  Princip  genehmigt,  die  Veräusserung  des 
Quecksilbervorrathes  angeordnet  und  die  Abstattung  jener  bayrischen 
Rückstände  betrieben  wurde.  Demungeachtet  ging  die  Sache  ohne 
die  Garantie  der  holländischen  Regierung  nicht  recht  vom  Flecke, 
zumal  auch  die  gleichzeitigen  holländischen  Staatslotterien  beein- 
trächtigend wirkten,  sowie  die  Intriguen  der  Friedenspartei,  welche 
die  Aufbringung  der  Mittel  zur  Fortsetzung  des  Krieges  bekämpfte^). 

Da  aber  diese  Staatsgarantie  erst  Anfangs  December  1712  und 
nur  für  einen  Theil  des  Gesammtcapitals,  nämlich  für  1  Million  Gulden 
"hoU.,  erwirkt  werden  konnte,  zerfallt  die  ganze  Operation  eigent- 
lich in  folgende  von  einander  wesentlich  verschiedene  Geschäfte*). 

a)  Das  ungarantirte  Anlehen. 

Hievon  waren  statt  der  ursprünglich  erwai-teten  Millionen  bis 
Anfangs  August  1713  nur  130.000  fl.  holl.  eingegangen,  und  zwar 
durch  Vermittlung  des  Bankiers  Clifford  in  Amsterdam,  welcher 
jedem  Theilnehmer  eine  gedruckte  Partialobligation  aushändigte  und 
^/aVo  Provision,  V4'Vo  Wechslercourtage,  sowie  V4^o  Air  Druck 
und  Verbuchung  der  Obligationen  erhielt*).  Nachdem  die  Garantie 
für  1  Million  Gulden  bewiUigt  worden,  brach  man  bezüglich  des 
ungarantirten  Restes  vorläufig  die  Verhandlungen  ab;  der  Verein- 
fachung halber  wurde  sogar  das  ganze  ohne  Garantie  aufgebrachte 
Capital  von  130.000  fl.  bald  nach  Fälligkeit  der  ersten  Zinsenrate 
(1.  Oct.  1713)  zurückgezahlt*).     Die  Cumulirung  dieses  Darlehens 


*)  Bayern  war  damals  bekanntlich  unter  kaiserlicher  Occupation. 

«)  H.  F.  A.  vom  28.  Jänner  1713  und  6.  Jänner  1714. 

^  H.  F.  A.  vom  15.  Jänner  1713. 

*)  Bericht  des  Ges.  Heems  vom  5.  August  1713  und  H.  F.  A.  vom  6.  Jän- 
ner 1714. 

•)  Für  den  Fall  als  die  Gläubiger  die  verfrühte  Rückzahli  ng  nicht  an- 
nehmen woUten,  wurde  die  Hinausgabc  einer  kaiserl.  Obligation  sammt  schle^ischer 
Verpflichtangsurkunde  über  obige  130.000  fl.  gegen  Einziehung  des  laiserl. 
Assecnrationsinstruments  über  die  2^/^  Millionen  angeordnet;  U.  F.  A.  vom 
25.  Angust  1713  und  5.  August  1714. 
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mit  dem  in  Folgendem   besprochenen,   hatte  sich  wegen  da*  Ver- 
schiedenheit der  Contractsbedingungen  als  undurchführbar  gezeigt. 

b)  Das  garantirte  Anlehen  von  1  Million  Gulden  holl. 

Zufolge  der  liierüber  ausgestellten  kaiserlichen  Obligation  vom 
15.  Jänner  1713  war  das  Capital  mit  6 W/o  zu  verzinsen^),  uod 
in  12  Jaliresraten  zu  amoi-tisiren,  vorbehaltlich  frühei'er  KündiguDi^ 
durcli  die  Hofkammer.  Abgesehen  von  der  bei  den  älteren  An- 
lehen erwähnten  Generalhypotliek,  wurden  als  Specialhypothek  ein- 
geräumt die  Einkünfte  und  Contributionen  Schlesiens,  dessen  Stände 
mittelst  Fidejussionsurkunde  die  Zaldungspflicht  übernehmen,  und 
liiezu  entsprecliende  Taxen  ausschreiben  sollten.  Die  holländische 
Regieiiing  erhielt  das  Recht,  zur  Controle  einen  Vertreter  nach 
Breslau  zu  senden.  Subsidiär  wurden  die  Einkünfte  des  Hei'zog- 
thums  Limburg  verschrieben,  welche  den  Generalstaaten  eventuell 
bis  zum  Jahresbetrage  von  120.000  fl.  a  conto  der  Tilgungsquoten 
eingeräumt  werden  sollten. 

Cliiford  übernahm  die  Aufbringung  des  Capitals  bei  holländischen 
Capitalisten.  Auf  diese  Weise  kamen  aber  nur  52.000  fl.  zusammen. 
Erst  als  sich  die  Generalstaaten  der  Sache  selbst  annahmen,  schoss 
Clifford  persönlich  300.000  fl.  a  conto  des  Anlehenscapitals  vor*). 

Endlich  löste  die  holländische  Regierung  den  bezeichneten 
Gläubigern  ihre  Vorschüsse  ab,  und  erlegte  einschliesslich  dieser 
Beträge  a  conto  der  Million  am  1.  Mai  17J3  .  .  774.450  fl.,  für 
welchen  Betrag  sonach  der  holländische  Staat  selbst  als 
Gläubiger  auftrat^). 

Bezüglich  des  Restes  von  225.550  fl.  ergaben  sich  Schwierig- 
keiten. Auf  holländischer  Seite  wollte  man  nämlich  eine  dubiose 
Forderung  auf  Ersatz  von  Fouragegeldern  pro  138.000  fl.  für  die 
im  englischen  Solde  gestandenen  Truppen  dagegen  anrechnen,  ein 
Anspruch,   der   erst   nach   längeren  Verhandlungen   mit   Beschluss 


*j  llicvou  erhielt  Vm'Vo  der  Gcneraleiiinehmer  Hogendorp  als  Provisioa 
(H.  F.  A.  V.  10.  April  1717). 

'')  H.  F.  A.  vom  21.  April  1714. 

3)  IT.  F.  A.  vom  12.  August  1712  und  6.  Jänner  1714.  ürsprünglicli  hatte 
der  General thesaurier  Hop  das  C'apital  durch  eine  holländische  Staatslott^e,  dann 
gegen  Leibrente  zu  8%  oJer  20jährige  Renten  zu  9^0  aufbringen  woUeo,  — 
Hess  sich  aber  schliesslich  überreden,  das  Eintreten  des  hoUändischen  Staates  ala 
unmittelbarer  Gläubiger  zu  erwirken  (H.  F.  A.  v.  12.  Aug.  1712  u.  17.  März  1713). 
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om  30.  August  1714  fallen  gelassen  wurde  ^).  Der  obige  Rest- 
betrag wurde  dann  am  17.  November  1714  liqiüdirt,  worauf  erst 
Je  bis  dahin  zurückbehaltene  Obligation  über  das  ganze  Capital 
on  1  Million  ausgefolgt  wurde®). 

Bezüglich  der  Amortisirung  dieses  Capitals  ergeben  sich 
Zweifel.  Während  nämlich  nach  der  Obligation  jährlich  7i«  ^l^ 
^apitals  getilgt  werden  sollte,  und  auch  ausdrücklich  erwähnt 
wird,  dass  bei  Liquidirung  des  obgedachten  Restes  das  fällige  erste 
I^apitalsz wölftel  abgezogen  wurde,  —  heisst  es  in  späteren  Acten  % 
lass  die  erste  Tilgungsrate  von  Vio  am  1.  Mai  1716  fallig  wurde. 
Da  eine  vertragsmässige  Aenderung  des  Tilgungsplanes  der  Obli- 
gation nicht  ei'sichtlich  ist,  lässt  sich  lediglich  vermuthen,  dass 
man  sich  nach  Abrechnung  jenes  Zwölftels  pr.  83.333\/3  fl.  bezüglich 
des  Restes  pr.  916.666 -/^  fl.  in  den  ersten  zwei  Jahren  thatsächlich 
auf  die  Zinsenzahlung  beschränkte,  was  die  Capitalsraten  bei  Ein- 
haltung der  zwölfjährigen  Tilgungsfrist  auf  ^j^q  des  letzteren  Be- 
trages erhöht  hätte  ^). 

c)  Anlehen  von  2\/o  Millionen  Gulden  hoU.  auf  die  schle- 
sischen  Contributionen  ohne  Staatsgarantie. 

Mit  kaiserlicher  Vollmacht  vom  2.  September  1713  wurde 
Prinz  Eugen  mit  dem  Abschlüsse  eines  Anlehens  zur  Ergänzung 
des  vorigen  auf  den  projectirten  Gesammtbetrag  von  4  Millionen 
Gulden  hoU.  betraut. 

Die  Versuche,  demgemäss  3  Millionen  Gulden  unter  den  Be- 
dingungen der  letzten  Anleihe  von  1  Million  aufzunehmen,  führten  jedoch 
Dicht  zum  Ziele*).  Das  Geschäft  kam  nämlich  laut  der  kaiserlichen 
Obligation  vom  5.  Mai  1714  nur  im  Betrage  von  2^/^  Millionen  Gulden 
zu  Stande.  Von  den  beiden  früheren  Anlehen  derselben  Kategorie 
unterscheidet  sich  dasselbe  durch  den  höheren  Zinsfuss  (8%)  und 
die  kürzere  Zahlungsfrist  (fünf  nach  2  Jahren  beginnende  Jahres- 


')  H.  F.  A.  vom  11.  August  und  6.  Jänner  1714. 

-•  r>ie  am  1.  Mai  1714  fällige  Zinsenrate  wurde  wegen  der  Verzögerung 
im  Erlag  des  Capitalsrestes  erst  nachträglich  hewihlt.    S.  die  vorerst  eit.  Acten. 

')  H.  F.  A.  vom  30.  März  1716  und  10.  April  1717. 

*)  Die  ziifermässigen  Angaben  differiren,  indem  der  Betrag  der  letzten  Rate 
2«  \'io  bald  mit  86.690  fl.  (s.  d.  folgenden  §.),  bald  mit  92.339  fl.  angesetzt  er- 
«•tot  (H.  F.  A.  V.  4.  Mai  1724). 

'')  H.  F.  A.  vom  18.  September  1713. 
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raten),   von  dem  letzten  insbesondere  nocli  durch  den  Mangel  der 
Staatsgarantie.     Der  Zinsenlauf  begann   am    12.   Februar   1714\). 
Die  Aufbringung  des  Capitals-)  wurde  wieder  durch  CliflFord  ver- 
mittelt, welcher  die  ersten  650.000  fl.  nach  Prinz  Eugens  Weisung^ 
den    Rest    und    zwar    bis    August    1714    über   specielle   Aufträge 
successive  abführte*). 

Die  rasche  Begebung   dieses  Anlehens   erklärt  sich  zunächst 
durch  dessen  füi-  die  Gläubiger  vortheilhafte  Bedingungen,   dann 
wohl  auch  durch  den  mittlerweile  erfolgten  Friedensschlüsse),  der 
das  allgemeine  Gefühl  wirthschaftliclier  Unsicherheit  behob,  und  den 
Capitalisten  wieder  Vertrauen  in  die  Zahlungsfähigkeit  Oesterreichs 
einflösste,  weshalb  man  sich  über  den  Mangel  der  Staatsgarantie 
hinwegsetzte. 

In  der  That  war  das  Aerar  diesmal  in  Folge  der  Erleichterung 
des  Militärbudgets  in  der  Lage,  seinen  Verpflichtungen  nach- 
zukommen. Die  Zahlung  des  am  12.  Februai*  1716  fälligen  Capitak- 
fünftels  sowie  der  gleichzeitigen  Zinsenrate  von  200.000  fl.  wurde 
schon  Monate  vorher  sichergestellt*),  und  zwai*  durch  Wechsel  der 
Bankiers  Hilleprand  und  Isenflam  an  Clifford.  Auch  alle  späteren 
Termine  wurden  offenbar  eingelialten.  Wenigstens  wird  in  einem 
Hof-Finanzact  vom  8.  August  1722  bemerkt,  dass  Capital  und 
Zinsen  bereits  abgestattet  seien. 

3.  Anlehen  des  Jahres  1716  von  2.200.000  fl.  holl. 

Anfangs  Mai  1716  wurden  durch  den  kaiserl.  Gesandten  in 
London,  Grafen  Volkhra,  wegen  eines  in  England,  eventuell  in 
Holland  auf  die  schlesischen  Contributionen  aufzunehmenden  An- 
lehens Verhandlungen  eingeleitet. 

Nach  der  bezüglichen  kaiserlichen  Instruction*)  sollten  wo- 
möglich 2  Millionen  Gulden  rhein.  aufgebracht  werden,  und  zwar  gegen 
Rückzaldung  in  5  bis  7,  erst  ein  Jahr  nach  Tilgung  der  vom 
letzten   holländischen  Anlehen  (1714)  noch  haftenden  2  Millionen 

^)  Böhm.  F.  A.  vom  8.  Mai  1714. 

^)  Das  Haus  Gaun  und  Zanchoni  war  hierauf  mit:  1.125.000  fl.   assignirt 
(H.  F.  A.  V.  14.  u.  17.  Juli  1714). 

8)  H.  F.  A.  vom  29.  Mai  und  8.  August  1714. 

*)  Kastattcr  Friede  zwischen  dem  Kaiser  und  Frankreich  vom  6.  März  1714. 

"")  H.  F.  A.  vom  21.  December  1716. 

«j  H.  F.  A.  vom  1.  Mai  1716. 
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riilden  hol!.,  d.  h.  nach  dem  12.  Februar  1721  beginnenden  Jaliresraten. 
Iventuell  begnüge  man  sich  mit  1  Vs  Millionen,  wovon  in  den 
rsten  3  bis  4  Jahren  nur  je  100.000  fl.,  der  Rest  in  3  bis  4 
weiteren  Baten  zurückzuzahlen  sei.  Wenn  auch  dies  unthunlich 
j'm,  sei  nur  1  Million  Gulden  gegen  Rückzahlung  in  6  gleichen  Jahres- 
aten  aufzunehmen.  Als  Zinsfuss  wollte  man  nicht  8*7©  wie  früher, 
•0  man  sich  in  einer  Zwangslage  befand,  sondern  nur  6  bis  6V4'\''o 
ewilligen. 

Diese  letztere  Bedingung  machte  in  England  grosse  Schwierig- 
eiten^),  weshalb  der  Gesandte  angewiesen  wurde,  die  dortigen 
reldleute  unter  Hinweis  auf  die  gewissenhafte  Einhaltung  der  bis- 
erigen  Verbindlichkeiten  zur  Annahme  von  6"/o  zu  überreden, 
nd  8*\/o  allenfalls  nur  unter  Vorbehalt  eines  dreimonatlichen 
^ündigungsrechtes  für  das  Aerar  zuzugestehen.  Von  der  Zinsfrage 
bgesehen,  wui*de  englischerseits  auch  die  vorherige  Regulirung  des 
olltarifs  für  die  Einfuhr  englischer  Tücher  nach  Brabant^)  zur 
Bedingung  der  königlichen  Zustimmung  gemacht,  ohne  welche  sich 
iemand  auf  ein  Darlehen  einlassen  wollte. 

Da  die  kaiserliche  Regierung  derartige  Concessionen  ohne 
iifliclie  Erwägung  nicht  zu  machen  gewillt  war,  wurde  Volkhra 
^auftragt,  die  Verhandlungen  eventuell  abzubrechen.  Der  könig- 
che  Consens  wurde  zwar  dessenungeachtet  ertheilt,  doch  erhob  sich 
an  eine  neue  Opposition,  indem  die  am  Opiumhandel  betheiligten 
iglischen  Kaufleute  Repressalien  der  Pforte  fürchteten,  gegen 
eiche  das  Geld  zur  Verwendung  kommen  sollte'^). 

In  England  war  also  ein  Resultat  nicht  zu  erzielen. 

In  Voraussicht  dieses  ungünstigen  Erfolges  wurde  Hofkammer- 
Uli  Tinti  schon  mit  Erlass  vom  14.  August  1716  nach  Holland 
isendet,  um  das  Anlehen  dort,  und  zwar  höchstens  zu  den 
"sprünglich  für  England  ins  Auge  gefassten  Bedingungen,  wenn 
cht  anders  möglich,  jedoch  auch  zu  8^/^  Zinsen,  abzuschliessen, 
id  hierauf  baldmöglichst,  allenfalls  mit  Zuhilfenahme  seines  eigenen 
edites  eine  Abschlagszahlung  von  mindestens  400.000  fl.  zu  er- 
iken.  Von  einer  Staatsgarantie,  oder  gar  einem  holländischen 
latsdarlehen  wurde  wegen  Dringlichkeit  der  Sache  abgesehen. 

\)  H.  F.  A.  vom  27.  Juni  1716. 

'j  H.  F.  A.  vom  14.  August  1716.  —  Charaktcristiscli  für  die  tnllie  Ent- 
ilung  der  eDglischen  Exportförderungspolitik. 
''}  Beilage  zum  H.  F.  A.  vom  25.  September  1716. 
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Audi  in  Holland  stiess  man  Anfangs  auf  Schwierigkeiten.  Es 
otterii'ten  zwar  drei  Bankiers,  Clifford,  Deoz.and  Surmont,  je  2  Mil- 
lionen Gulden  holL,  doch  wollte  sich  keiner  derselben  vor  Einlanga 
bestimmter  Nachrichten  über  den  Erfolg  der  englischen  Verhand- 
lungen zu  einer  endgiltigen  Erklärung  herbeilass^Q ,  was  auf  eil 
geheimes  Einverständnis  scliliessen  liess^). 

Ueberhaupt  traten  Deuz  und  Surmont  bald  ganz  ausser  Comhi- 
nation,  Ersterer  wegen  seiner  unannehmbaren  Bedingungen,  Letztem 
wegen  zu  geringer  Capitalskraft.  —  So  erübrigte  denn  nur  Clifford, 
mit  welchem  auch  Anfangs  September  auf  2.200.000  fl.  abgeschlossei 
wurde,  und  zwar  durch  Tinti  unter  Intervention  des  Gesandtei 
Baron  Heems.  Die  Bestimmungen  bezüglich  der  Verzinsung  and 
der  Hypothek  waren  dieselben  wie  beim  Anlehen  von  1714.  Dai 
Capital  war  in  4  Jahresraten  zu  tilgen,  deren  erste  am  1 .  December  1 721 
fallig  werden  sollte.  Der  Erlag  des  Capitals  sollte  bis  12.  November  ii 
Amsterdam  geschehen.  Für  die  Aufbringungskosten  erhielt  Clifford 
eine  Provision  von  V  q,  für  jede  Zinsenzahlung^)  und  Capitalstilgung 
',4"  „.  Nachdem  diese  Vereinbarungen  vom  Kaiser  genehmigt  waren, 
wui'de  unterm  4.  October  1716  die  entsprechende  Obligation  aus- 
gefertigt. 

Uebrigens  darf  der  Umstand,  dass  eine  Amsterdamer  Firma 
die  Anleihe  vermittelte,  niclit  zu  der  Annahme  verleiten,  als  wli« 
diese  Anticipation  ausschliesslich  oder  auch  nur  überwiegend  in 
Holland  subscribirt  worden.  Es  unterliegt  vielmehr  keinem  Zweifel, 
dass  das  englische  Capital  hiebei  sehr  stark  betbeiligt  war;  hatte 
ja  schon  Yolkhra  mit  den  Lords  Carteret  und  Cadogan  vereinbart*), 
dass  das  Anlehen  statt  in  England,  in  Holland  auf  den  Namen  des 
Hauses  Clifford  abgeschlossen  werde.  Offenbar  waren  es  politische 
Rücksichten,  welche  die  englischen  Staatsmänner  bestimmten,  zu 
diesem  den  wahren  Ursprung  des  vielleicht  grösseren  Theils  des 
Capitals  verhüllenden  Mittel  zu  greifen. 

Der  vereinbarte  Erlagstermin  wui*de  von  Clifford  allerdings 
niu-  um  einige  Tage  überschritten*).  In  der  Abfuhr  des  Geldes 
an   das  Aerar,  w^elche  das  Bankhaus  Hillebrand  und  Zinesi  zum 


>)  ir.  F.  A.  vom  25.  Öepteniber  1716. 

')  Fin.  CoDf.  Prot,  vom  21.  und  25.  September  1716. 

•'')  Bericht  vom  28.  Juli  1716,  Beilage  zu  H.  F.  A.  vom  25.  September  1716. 

*)  H.  F.  A.  vom  28.  December  1712. 
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Curse  von  1  fl.  holl.  ==  44 ^/^  kr.  rhein.  überaommen  hatte,  traten 
jedoch  bedeutende  Verzögerung^en  ein^),  so  dass  im  März  1717 
erst  2.140.000  fl.  holl.  realisirt  waren.  Nach  dem  erwähnten  Curse 
(ungefähr  92.7 ^/^  des  Nominalwerthes)  ergab  das  ganze  Anlehen 
nur  1.631.666  fl.  40  kr.  rhein.,  während  sich  nach  dem  damaligen 
Amsterdamer  Valutencurse  der  Ertrag  um  ungefähr  28.000  fl. 
rhein.  günstiger  gestellt  hätte.  Zu  einem  so  unvortheilhaften  Gte- 
schäfte  wurde  die  Hofkammer  eben  durch  die  Unmöglichkeit  einer 
anderweitigen  raschen  Ueberwechslung  des  Geldes  gedrängt,  üeber- 
dies  hatte  das  genannte  Bankhaus  Vorschüsse  von  über  500.000  fl. 
in  Anrechnung  zu  bringen. 

i.  Verhandlungen  im  Jahre  1723  wegen  einer  Convertirungsanleihe 

von  1^/^  üillionen  Gulden  holl. 

Die  Bedingungen  der  Cliflbrd'schen  Anleihe  von  1716  waren 
80  drückend,  dass  wir  das  Bestreben  der  Hof  kammer,  sicli  derselben 
baldmöglichst  zu  entledigen,   sehr  begreiflich   finden   müssen.     In 
Folge  des   raschen  Aufschwungs,   den   die  wirthschaftlichen  Ver- 
haltnisse  in   den   Seestaaten   während   der    ersten    Friedensjahre 
genonmien  hatten,  war  der  Zinsfuss  beträchtlich  gesunken,  was  die 
Capitalisten  natüi*lich  veranlasste,  sich  auch  bei  auswärtigen  An- 
\    lagen    mit    einem   geringeren  Zinsertrage   zu   begnügen.     Dieser 
umstand,   sowie   der   durch  die   pünktliche  Einhaltung  der  über- 
nommenen  Verbindlichkeiten    und    besonders    durch    die    heilsame 
Thätigkeit  der  Wiener  Stadtbank  entschieden  gehobene  Staatscredit, 
,  ermöglichten  die  Durchführung  von  Convertirungsoperationen  zum 
K  Zwecke  der  Zinseoreduction  ohne  Verletzung  erworbener  Rechte. 
Solcher   Anlehen,    deren  Capital   ganz    oder   theil weise    dazu 
verwendet  wurde,  ältere,  höher  verzinsliche  Schuldreste  vor  ilu*er 
Fälligkeit    abzustossen,    finden    wir    in    der   zweiten    Hälfte    der 
fiegierung  Karls  VI.  mehrfach. 

Zunächst    wären    hier    die    allerdings    erfolglosen    Anlehens- 

f  rerhandlungen   von   1723   zu   erwähnen,  welche  hauptsächlich  die 

Eeduction  der  57oig®ii  Zinsen  der  alten  Anlehen  auf  4^/„,  ferner 

die   Convertirung  der  Clifford'schen  Anlehen  von  1713  und  1716 

bezweckten. 

Der  bezügliche  Vertrag  wurde  Anfangs  September  1723  von 


»;  H.  F.  A.  vom  6.  November  1716  und  26.  März  1717. 
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dem  liiezu  nach  Holland  entsendeten  Hof  kammerrath  von  Schmerling 
mit  dem  Bankier  Oliftbrd  abgeschlossen^).  Hienach  sollte  das 
Anlehenscapital  1.250.000  fl.  holL  betragen,  der  Zinsftiss  5^/,>.  Als 
Special-Hypothek  wurde  neuerdings  der  schlesische  Contributionsfond 
vereinbart^),  als  Generalhypothek  alle  Einkünfte  und  Domänen  in 
Schlesien.  Die  Capitalsamortisation  sollte  nach  4  Jahren  beginnen, 
und  sich  sodann  auf  4  Jahre  yertheilen. 

Es  wurden  zwei  Obligationen  entworfen,  eine  vom  12.  October  1723 
über  650.000  fl.,  und  eine  vom  12.  März  1724  über  600.000  IL 
hoU.  Füi-  die  erstere  sollten  die  Schuldtitres  über  das  letzte,  erst 
am  12.  September  1724  fällig  werdende  Viertel  pr.  550.000  fl.  holL 
des  1716er  Anlehens  eingezogen  werden,  unter  Einrechnung  der 
8*^/oigen  Zinsen  für  3  Monate  pr.  11.000  fl.;  der  Rest  von  89.000  fl. 
wäre  bar  zu  erlegen  gewesen.  In  die  zweite  Obligation  wollte 
man  einrechnen:  das  9.  und  10.  Zehntel  der  1713er  Anleihe  von 
je  86.690  fl.,  sammt  ö^l^^j^igen  Zinsen  der  ersteren  dieser  zvei 
Raten,  ferner  den  Zinsenausstand  der  alten  Quecksilberanleüien 
(am  15.  Jänner  1724:  346.000  fl.),  dessen  Einlösung  Clifford  über- 
nalmi,  endlich  die  Provision  von  1^/q  des  ganzen  Capitals  fiir 
Cliff'ord;  den  Rest  von  62.702  fl.  hätte  das  Aerar  bar  erhalten*). 

Für  diesen  Präliminarvertrag  sprach  allerdings  der  augenläl- 
lige  Gewinn  durch  die  Reduction  der  Verzinsung  eines  ansehnhchoi 
Capitals  von  8,  beziehungsweise  6^/^  auf  ö^/^.  Abgesehen  davon 
aber,  dass  dieses  Capital  ohnehin  schon  nach  einem  Jahr  Mif 
wurde,  hätte  der  Nachtlieil,  der  mit  der  5%igen  Capitalisirung  des 
Quecksilberzinsenausstandes  verbunden  gewesen  wäre,  jenen  kleinen 
Gewinn  aufgewogen.  Dazu  kamen  die  Bedenken  gegen  die  Neu- 
belastung des  1725  freiwerdenden  schlesischen  Fonds.  Da  über- 
dies seit  1717  den  Holländern  das  Ausleihen  von  Geld  an  fremde 


^)  H.  F.  A.  vom  27.  September  1713. 

')  Die  ursprünglich  ins  Auge  gefassten  Fonde,  nämlich  der  Biergroschen  und 
die  C'ameralbc willigung  Schlesiens,  hatte  die  böhmische  Hof  kanzlei  als  ungenügend 
und  unsicher  bezeichnet  (H.  F.  A.  v.  11.  u.  13.  Mai  1723).  Von  der  Yerschrcibun^ 
des  schlesischen  Contributionsfondes  rieth  diese  HofsteUe  aUerdings  auch  ab,  un^ 
zwar  wegen  dessen  starker  Belastung,  und  der  Nothwendigkeit,  denselben  nachAl>- 
stossung  der  ausländischen  Pfandschulden  zur  Tilgung  der  ständischen  Forderunge  ^ 
(Rctentionsposten)  zu  verwenden. 

'•")  Beilage   zum   H.  F.  A.   vom    11.  Mai  1723   und  Fin.  Conf.  Prot,  vosr: 
11.  Februar  1724. 
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Mächte  ohne  specielle  Ermächtigung  gesetzlich  verboten  war^)  und 
die  Generalstaaten  ihre  hienacli  unbedingt  erforderliche  Zustimmung 
verweigerten,  ferner  der  Hauptzweck  der  Verhandlung,  nämlich  die 
R^duction  des  Zinsfusses  des  alten  Quecksilberanlehens  auf  4®/o, 
nicht  zu  erreichen  war-),  wurde  die  Ratificirung  des  Vertrags  über 
Anrathen  der  Hofkammer  verweigert*).  Freilich  musste  nun  der 
Rest  des  1716er  Anlehens  (550.000  fl.),  nachdem  er  von  Schmerling 
bereits  gekündet  worden,  vorzeitig,  nämlich  mit  12.  December  1723, 
durch  einen  anderwärtigen  kurzfristigen  Vorschuss  auf  den  schle- 
sischen  Fond  bezahlt  werden. 

Anfangs  Mai  1724  waren  die  Anlehen  von  1712,  1714  und 
1716  ganz,  jenes  von  1713  bis  auf  die  letzte,  erst  1725  fällige 
Rate  getilgt. 

Clifförd,  welcher  die  Aufnahme  und  Amortisiiamg  aller  dieser 
Capitalien  vermittelt  hatte,  beanspruchte  1724  unter  dem  Titel  der 
Provision  16.000  fl.,  erklärte  jedocli,  er  wolle  sich  anstatt  dessen 
auch  mit  einer  Allerhöchsten  Auszeichnung  begnügen.  In  der 
That  wurde  ihm  ein  in  Diamanten  gefasstes  Portrait  des  Kaisers 
verliehen*). 

5.  Anlehensverhandlungen  von  1729. 

Der  schlesische  Contributionsfond  hatte  sich  schon  wiederliolt 
als  Hypothek  för  Staatsanleihen  bewährt.  Man  trat  daher  Anfangs 
1729  wieder  in  Amsterdam  wegen  eines  hierauf  siclierzustellenden 
Anlehens  von  1^/^  Millionen  Gulden  rhein.  in  ünterliandlung,  und 
zwar  diesmal  mit  dem  von  den  Quecksilber-  und  Kupferanlehea 
her  bekannten  Hause  Deuz. 

Nach  dem  bezügliclien  Obligationsentwurfe  hätte  Deuz  diesen 
Betrag  in  Verbindung  mit  anderen  Capitalisten  zu  6^/^  auf  8  Jahre 
geliehen,  in  deren  4  letzten  die  Rückzahlung  in  Quartalsraten  zu 
geschehen  gehabt  hätte.    Die  schlesischen  Fürsten  und  Stände  über- 


*)  H.  F.  A.  vom  22.  September  1723. 

*)  S.  oben  Seite  358. 

■»)  H.'  F.  A.  vom  4.  März  und  Fin.  Conf.  Prot,  vom  11.  Februar  1724. 

^)  Die  HofkaDimer  hatte  nur  ein  mit  Diamanten  besetztes  „Symbolum"^  im 
Werthe  von  3000  fl.  beantragt.  Die  Finanzconferenz  entschied  sich  aber  für  die 
ii5here  Auszeichnung,  da  Cliifords  Bruder  englischer  Lord  bei.  und  in  Holland  die 
Bankiers  eine  hochgeachtete  Stellung  einnähuicm  (Fin.  Conf.  Prot.  v.  27.  Män^ 
u.  H.  F.  A.  V.  4.  Mai  1724). 
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nahmen  die  Zahlungsverpflichtung  wie  gewöhnlieh  durch  eine  Bürg- 
schaftsurkunde,  wofür  ihnen  der  Kaiser  mehrfache  Concessionen 
einräumte  ^). 

Dieses  Anlehen  kam  aber  nicht  in  Holland  zu  Stande,  sondem 
als  CoUectivdarlehen  wohlhabenderer  Personen  in  den  böhmischen 
Ländern,  übrigens  zu  den  mit  Deuz  vereinbarten  Bedingungen  und 
nicht  ohne  Betheiligung  holländischen  Capitals^). 

6.  Anlehen  der  Jahre  1733  und  1734  von  2  Millionen  und 

400.000  Gulden  rhein. 

Mit  Instruction  vom  31.  October  1733  wurde  Hofkammerrath 
Hillebrand  von  Prandau  nach  Holland  gesendet,  um  daselbst  ausser 
einem  Quecksilberanlehen  von  V/o  Millionen  Gulden  rhein.*)  wieder 
ein  Anlehen  auf  den  schlesis.chen  Contributionsfond  aufzunehmen,  uad 
zwar  im  Betrage  von  2  Millionen  Gulden  rhein.  (=•  2^/3  Millionen 
Gulden  holl.)  zu  5  bis  6^/^,  rückzahlbar  in  mindestens  4,  im  Jahre 
1739  beginnenden  Jahresraten.  Allenfalls  sei  auch  vorbehaltlich 
der  kaiserlichen  Ratification  zu  ungünstigeren  Bedingungen  abzu- 
schliessen.  Wenn  sich  der  Erlag  hinausziehe,  sei  das  Geld  einst- 
weilen durch  schwebende  Schulden  zu  realisiren. 

Hierüber  kam  noch  1733  eine  Vereinbarung  zu  Stunde,  und 
zwar  in  Wien  mit  den  Bevollmächtigten  des  Bankiers  Wilhelm  Deuz, 
nämlich  dem  Juden  Spitz,  und  dem  ausserordentlichen  holländischen 
Gesandten  *), 

Hienach  sollte  das  Anlehenscapital  durch  Deuz  bei  verschie- 
denen Capitalisten,  theils  in  Holland,  theils  anderwärts  aufgebracht 
werden.    Die  Verzinsung  war  eine  67oige,  die  Tilgung  sollte  von 
1738  an  in  5  Jahresraten  durch  Vermittlung  der  Firma  Deuz  er- 
folgen.   Wie  gewöhnlich  stellten  die  schlesischen  Stände  gegen  Ein- 
räumung des  Regressrechtes  an  den  Contributionen,  die  Bürgschafts- 
ui-kunde  aus.    Für  die  Aufbringung  des  Capitals  erhielt  Deuz  P> 
Provision,  ebensoviel  für  die  Abfuhr  jeder  Zinsen-  und  Tilgungsrate'^)- 
Ueber  Verlangen  der  Holländer  wurden  5  kaiserliche  Obligationen, 
und  ebensoviel  ständische  Instrumente  ausgestellt,  jedoch  nur  ein «2 

^)  H.  F.  A.  vom  10.  Jänner  und  böhm.  F.  A.  vom  28.  März  1729. 

■2)  Böhm.  F.  A.  vom  19.  September  1719. 

'■'')  S.  oben  Seite  8G0. 

*)  H.  F.  A.  vom  22.  und  30.  December  1733. 

■•;  H.  F.  A.  vom  3.  Jiinner  1734. 
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kaiserliche  Assecorationsurkande.  Die  Documente  wurden  Deoz  am 
4.  März  1734  übergeben.  Jede  Obligation  lautete  auf  einen  anderen 
Rückzahlungsterroin,  weshalb  sie  später  bei  der  Tilgung  successive 
eingezogen  wurden^). 

Wegen  der  Modalitäten  des  Erlags  wurde  gleichzeitig  in  Amster- 
dam durch  Hillebrand  und  in  Wien  mit  den  obgenannten  Manda- 
taren des  Deuz  verhandelt*).  Je  Vs  des  Capitals  wurde  nach  Wien, 
Augsburg  und  Frankfurt  remittirt,  der  Rest  zur  Disposition  des 
Aerars  in  Amsterdam  deponirt. 

Bis  Ende  Februar  1734  wurden  1  Million  Gulden  abgeführt,  bis 
Ende  April  1.600.000  fl. ;  wann  die  Anleihe  complet  wurde,  ist  nicht 
ersichtlich.  Uebrigens  scheint  sich  Deuz  diesmal  nicht  sehr  bemüht 
zu  haben,  da  von  den  ganzen  2V2  Millionen,  einem  späteren  Be- 
richte zufolge,  ungefähr  1.300.000  fl.  durch  von  Sardi,  Marchese 
Rubi  und  die  kaiserliche  Gesandtschaft  aufgebracht  wurden^. 

Ausser  diesem  Anlehen  wurde  im  Laufe  des  Jahres  1734  noch 
sin  zweites  auf  die  Einkünfte  Schlesiens  aufgenommen,  und  zwar 
liesmal  wieder  durch  Vermittlung  des  Bankiers  Clifford.  Laut 
ler  bezüglichen  kaiserlichen  Obligation  vom  16.  August  1734*)  be- 
trug das  Capital  500.000  fl.  holl.  (=  400.(  00  fl.  rhein.).  Die  Be- 
dingungen waren  dieselben  wie  beim  272  Millionen -Anlehen;  nur 
«rurde  als  Fond  für  die  Zinsenzahlung  ausdinicklich  der  schle- 
dsche  Biergroschen  eingeräumt,  der  Contributionsfond  also  nur 
Sr  das  Capital  verpfändet. 

7.  Anlehen  des  Jahres  1736  von  3  ^/^  Millionen  Gulden  holl. 

Die  schon  anlässlich  der  Verhandlungen  von  1723  besprochenen 
Verhältnisse  hielten  mit  kurzen  Unterbrechungen  bis  zu  den  schle- 
sischen  Kriegen  an.  Namentlich  kennzeichnet  sich  diese  Periode 
durch  eine  entschieden  sinkende  Tendenz  des  Zinsfusses.  Es  lag 
laher  nahe,  diese  günstigen  Chancen  wiederholt  zu  Convertirungs- 
)perationen  in  dem  bei  der  Darstellung  jener  Verhandlungen  au- 
sgedeuteten Sinne  auszunützen. 

Diesem  Bestreben  entsprang  auch  jenes  Anlehen  von  3^^  Mil- 


»)  H.  F.  A.  vom  8.  Mai  1734  und  böhni.  F.  A.  vom  5.  Jänner  1740. 
*)  H.  F.  A.  vom  3.  Jänner  und  8.  Mai  1734. 
«)  H.  F.  A.  vom  8.  Mai  und  30.  Deceinber  1734. 
*)  Böhm.  F.  A. 

V.  Menti,  Fiiuuuen  Oeaterreioha.  25 


386  ^^11-  Aulcheu  im  Auslande. 

lionen  Gulden  holl.,  welches  am  17.  August  1736  zum  Cui*3e  von 
46^/2  fl.  rhein.  für  1  fl.  holl.  mit  Deuz  contraMrt  wurde.     Hienach 
sollte  das  Capital  nach  Erwirkung  des  Consenses  der  Generalstaat^ 
mit  thnnlichster  Beschleunigung  aufgebracht  werden.  Die  Zinsen  waren 
5^/oig^),  in  Quartalsraten  fallig,  die  Capitalsruckzablung  sollte  nach 
10  Jahren  beginnen,  und  dann  in  5  Jahren,  und  zwar  in  Semestral- 
raten  geschehen.     Als  Hypothek  wurden  wieder  die  schlesischen 
Contribntionen  verschrieben,  ferner  subsidiär  alle  dortigen  Staats- 
einkünfte und  Domänen.    Wie  bei  den  älteren  Anleihen  dieser  Art* 
wurde  auch  diesmal  die  Obligation  unter  Anschluss  der  bezüglichen 
ständischen  Bürgschaftsurkunden  ^)  ausgefertigt,  und  zwar  wieder  je 
eine  für  jeden  Zahlungstermin,  nämlich  5  Stück  zu  je  700.(XX)  fl.  — 
Für  die  Aufbringung  des  Capitals  wurde  eine  höhere  Provision  be- 
willigt als  bisher,  nämlich  je  1 7o  fiir  j^de  Zinsen-  und  fftr  jede  Til- 
gungszahlung.   Zur  Aneiferung  anderer  Capitalisten  übernahm  Deaz 
die  Verpflichtung,   auf  das  zu  begebende  Anlehen  einen  5  ^/o igen 
Vorschuss  von  700.000  fl.  zu  leisten,  welcher  erst  nach  Abfuhr  von 
2.300.000  fl.  des  Capitals  zur  Rückzahlung  fällig  werden  sollte. 

Diesmal  war  der  Eifolg  ein  sehr  günstiger.  Binnen  2  Monata 
waren  bedeutende  Beträge  gezeichnet,  und  Ende  November^)  war 
die  Subscription  beendet.  Ausserdem  kam  zu  den  obigen  Bedin- 
gungen noch  im  Jahre  1737  durch  Vermittlung  des  Deuz  eineAa- 
leihe  von  200.000  fl.  holl.  zu  Stande*). 

Der  Zweck  der  dargestellten  Anleihe  war,  wie  schon  erwähnt- 
die  Convertirung  älterer  Schulden. 

Der  Betrag  von  1.143.333  fl.  rhein.  war  zur  Abstossung  d^^ 
Eeste  von  älteren  holländischen  Contributionsfondsdarlehen  bestimmt:'» 
und  zwar  des  1727  er  Anleh^ensrestes*)  von  50.000  fl.,  der  1731  e:*' 


.    *)  Deuz  hatte  6*^/o  verlangt. 

^  Deuz  hatte  diesmal  verlangt  (H.  F.  A.  v.  29.  AprU  1736),  es  möge  stu^^ 
des  früheren  Vorganges  der  umgekehrte  befolgt  werden,  d.  h.  die  schlesischen^ 
Stände  soUten  die  Obligationen  wie  für  eine  eigene  Landesschnld,  als  Selb»*^ 
schulden  ausstellen,  und  der  Kaiser  nur  die  Bürgschaft  leisten;  dies  würde 
Aufbringung  erleichtern.  Es  ist  begreiflich,  dass  man  hierauf  nicht  eingel»-* 
wollte. 

»)  H.  F.  A.  vom  27.  October  und  21.  December  1736. 

^)  H.  F.  A.  vom  7.  Juni  1737. 

*j  Wenn  hier  nicht  eine  Verwechslung  vorliegt,   handelt  es  sich  ui 
Anlehen,  worüber  uns  nichts  näheres  bekannt  ist. 
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ticipation  von  400.000  fl.^),  und  des  Restes  von  693.333  fl.  aus 

•  1734er  Anleihe«). 

Da  dies  durchwegs  6®/oige  Schulden  waren,  wurde  hiedurch 

*  gedachte  Fond  namhaft  entlastet,  was  man  auch  nicht  unter- 
»,  den  Ständen  gegenüber  hervorzuheben.  Andererseits  war 
^r  die  Neubelastung  so  beträchtlich,  dass  man  den  Ständen  für  die 
bernahme  der  Gkirantie  mehrfache  Begünstigungen  einräumen, 
i  für  den  Fall  der  Unzulänglichkeit  des  Fondes  eine  Schadlos- 
Itungs-  (Rück-)  Bürgschaft  Mährens  erwirken  musste^. 

Der  Rest  von  1.598.333  fl.  rhein.  war  für  die  Abstossung 
lerer  6  bis  9percentiger  Schulden,  sowie  für  die  Einlösung  von 
ncalasseciirationen  und  Bancalextracten  gewidmet,  sollte  also 
±t  blos  zur  Convertirung  höher  verzinslicher,  sondern  zugleich  zur 
nsolidirung  schwebender  Schulden  verwendet  werden,  üebrigens 
irden  hievon  auch  laufende  Zinsen  bestritten*). 

8.  Anlehensverhandlungen  im  Jahre  1738. 

Mit  Decret  vom  5.  December  1737  wurde  der  kaiserliche  Ge- 
uidte  im  Haag,  Graf  Uhlefeld,  beauftragt,  auf  den  schlesischen 
ond  in  Holland  ein  neues  Anlehen  von  3  Millionen  Gulden  holl. 
afeunehmen,  und  zwar  durch  Vermittlung  der  Stadtbank.  Der 
redit  der  letzteren  hatte  aber  damals  schon  seinen  Höhepunkt 
berschritten,  und  scheint  man  auch  im  Auslände  erkannt  zu  haben, 
ass  die  Unabhängigkeit  der  Bank  zu  einer  blosen  Fiction  ge- 
worden war.  Nur  dies  erklärt  es  uns,  dass  der  Gesandte  bald 
arauf  berichtet*),  sowohl  Deuz,  wie  die  um  ihren  Consens  ersuchte 
oUändische  Regierung  schütze  Unbekanntheit  der  Stadtbank  vor. 
as  Geschäft  wurde  denn  auch  fallen  gelassen. 

Wenige  Jahre  darauf  ging  bekanntlich  der  grösste  Theil  Schle- 
ßns  für  die  Monarchie  verloren,  womit  der  schlesische  Contri- 
itionsfond  seine  Bedeutung  für  den  Staatscredit  endgültig  einbüsste. 


^)  Hiemit  dürtte  die  in  Holland  aufgebrachte  Quote  des  IV«  Millionen- An- 
^^^  von  1730  gemeint  sein;  s.  oben  Seite  384. 
*)  Böhm.  F.  A.  vom  1.  August  1736. 
*)  Böhm.  F.  A.  vom  5.  November  1736. 
*)  H.  F.  A.  vom  17.  August  und  27.  October  1736. 
^)  H.  F.  A.  vom  7.  Jänner  1738. 
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IV.  Anlehen  der  Jahre  1737  und  1738  pp.  2'\,  Millionen 
Gülden  hoU.  auf  die  Gontribntionen  Böhmens. 

In  den  letzten  Jahren  der  Regierung  Karls  VI.  war  der  schle- 
sische  Contributionsfond,  wie  wii*  gesehen  haben,  so  stark  mit 
Schulden  belastet,  dass  die  Hofkammer,  als  sich  bald  nach  Zu* 
standebringung  des  auf  diesen  Fond  sichergestellten  Darlehens  von 
1736  abeimals  die  Nothwendigkeit  ergab,  an  den  holländischen 
Geldmai'kt  zu  appelliren,  hiefür  diesmal  eine  andere  Hypothek  in's 
Äuge  fassen  musste. 

Man  entschied  sich  für  die  Contributionen  Böhmens^). 

Nachdem  hierüber  mit  dem  Bankier  Deuz,  beziehungsweise  dessen 
Wiener  Vertreter  Sinzheim  abgeschlossenem  Vertrage  betrug  das 
Capital  2  ^/^  Millionen  Gulden  holl.  Die  Darlehensbdingungen  waren, 
abgesehen  von  der  Verschiedenheit  der  Hypothek,  fast  ganz  identisch 
mit  jenem  der  letzten  Anleihe  auf  den  schlesischen  Contributionsfond. 
Auch  diesmal  übernahm  es  Deuz^  a  conto  des  Geschäfts  zur  An- 
eiferung  der  Capitalisten  einen  Vorschuss  von  ^/^  des  Capitals  zu 
leisten,  welcher  erst  dann  zur  Rückzahlung  fällig  werden  sollte, 
wenn  1.100.000  fl.  dem  Aerar  zugekommen  sein  würden. 

Das  Capital  wurde  auf  5  Obligationen  zu  500.000  fl.  vertheilt^^ 
welche,  wie  bei  den  letzten  Anlehen  auf  den  schlesischen  Fond, 
verschiedene  Zahlungstermine  lauteten.   Es  wurde  hiebei  aber  nicht j 
wie  dies  früher  der  Fall  war,  jede  Obligation  auf  einen  einzigexj 
Termin  gestellt,   sondern  der  Beginn  der,   durchwegs  auf  5  Jahre 
vertheilten  Tilgungsraten  bei  der  ersten  Obligation  auf  das  Jahr 
1747  (d.  h.  10  Jahre  nach  Ausstellung),  bei  jeder  anderen  um  je 
ein  Jahr  später  anberaumt.    Die  Tilgung  hatte  also  bei  der  letzten 
Obligation  1751  anzufangen.    Nach  dem  Wortlaute  der  Obligation 
war  das  Capital  aufzubringen   „durch  Mittel   und  Direction  des 
Wilhelm  Gideon  Deuz  v.  Assendelft,  von  unterschiedlichen  Personen 
und  Particularen  theils  im  Gebiete  der  Staaten  der  vereinigten 
Niederlande,   theils  auch  an  anderen  Orten  wohnhaft."     Die  Obli- 
gationen wurden  sammt  den  dazu  gehörigen  Fidejussions-Urkunden 


*)  H.  F.  A.  vom  21.  December  1736.  —  Schon  zwei  Jahre  vorher  war  der 
damals  wegen  anderer  Anlehen  nach  HoUand  gesendete  Hofkammerrath  Hille- 
brand  angewiesen  worden,  womöglich  auch  diesen  Fond  für  eine  Creditsoperatioiü 
zu  verwerthen;  s.  H.  F.  A.  vom  22.  November  1734. 
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der  böhmischen  Stände  am  15.  Jänner  1737  nach  Amsterdam  ge- 
sendet^). 

Da  indes  die  Qeneralstaaten  den  Consens  zur  Ausschreibung 
dieses  Anlehens  nicht  ertheilen  wollten-),  musste  man  sich  mit  dem 
Consens  der  Provinz  Utrecht  begnügen.    Auch  dieser  wurde  erst 
im  April  1738  gewährt«).  Nachdem  nun  Deuz  schon  300.000  fl.  auf- 
gebracht hatte,  und  der  durch  Tiberius  Beeldsnyder  Matroos 
erwirkte  Utrechter  Consens  sich  sonach  nur  auf  2.200.000  fl.  bezog, 
iBussten  die  alten  Obligationen  für  die  zweite  Emission  pro  rata 
aaseinandergeschrieben  werden*).    Es  wurden  daher  hiefür  je  5  Obli- 
gationen und  Bürgschaftsurkunden  über  60.000  fl.  auf  Deuz,  und 
44O.000  fl.  auf  Beeldsnyder  lautend,  ausgestellt. 

Uebrigens  musste,  da  seit  Abschluss  des  ei*sten  Vertrags  über 

^      Jahr  vergangen  war,  auch  eine  meritorische  Aenderung  vorge- 

öoxumen  werden,  nämlich  die  Hinausrückung  des  Beginns  der  Capitals- 

^üokzahlung  um  je  1  Jahr.    Natürlich  wurde  durch  das  Dazwischen- 

tt-^^ten  des  genannten  Utrechter  Bankiers  auch  ein  Nachtragsvertrag 

^^''^t  Deuz  nothwendig,  der  am  31.  August  1738  zu  Stande  kam. 

hierin  verpflichtete  er  sich,  das  ganze  Capital,  einschliesslich  des 

^^eldsnyderschen  Antheils,  baldigst  in  Utrecht  ohne  Aufrechnung 

^^^iterer  Kosten  (abgesehen  von  der  vereinbarten  Provision)  aufzu- 

^x-ingen,  und  dem  Beeldsnyder  für  Alles  zu  haften.  Letzterer  scheint 

Ä-lso  mehr  nur  ein  Vertrauensmann  des  Deuz  gewesen  zu  sein,  den 

Üeser  zur  Erleichterung  der  Subscription  in  Utrecht  bestellte. 

Was  die  Verwendung  des  Anlehenscapitals  betrifft,  so  diente 
^sselbe  zum  Theile  wieder  zur  Tilgung  älterer  Schulden.   ^/^  hie- 
Von  wurde  nämlich  zur  Abstossung  von  Vorschüssen  Sinzheims  be- 
stimmt, die  in  den  Jahren  1737  bis  40  fällig  geworden  wären*), 
^d  durch  Bancalassecurationen  bedeckt  waren.    Von  den  übrigen 
2  MiUionen  wurden  1.119.716  fl.  hoU.  bis  Mitte  August  1738  von 


^)  H.  F.  A.  yom  14.  Jänner  1737. 

^  AUerdings  waren  demungeachtet  bis  Ende  1737  ca.  800.000  fl.  bedingt 
*DbscTfl)irt  worden  (H.  F.  A.  v.  10.  Jan.  1738),  was,  wie  die  späteren  Vorgänge 
^s^eisen,  grösstentheils  rückgängig  gemacht  wurde. 

*)  H.  F.  A.  vom  8.  April,  30.  Mai  und  7.  August  1737,  30.  April  und 
^-  Kai  1738. 

*)  H.  F.  A.  vom  1.  und  26.  Mai  und  31.  August  1738. 

*)  H.  F.  A.  vom  21.  December  1736. 
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Deuz  abgeführt,  der  ßest  wurde  durch  neue  Vorschüsse  Sinzheiu 
realisirt,  der  hiefür  Bancalassignationen  an  Deuz  erhielt^). 

C.  Anlehen  in  England. 

Die  Interessengemeinschaft,  welche  zwischen  der  englische 
und  der  habsburgischen  Politik  im  ersten  Drittel  des  18.  Jah 
hunderts  bestand,  die  Allianz  beider  Mächte  gegenüber  dem  lande 
gierigen  Frankreich,  vor  allem  aber  der  zunehmende  Reichthu 
Grossbritaniens,  dessen  maritime  Bedeutung  jene  Hollands  bald 
den  Schatten  stellen  sollte,  brachte  es  mit  sich,  dass  die  kaise 
liehe  Hofkammer  bei  der  so  häufigen  Inanspruchnahme  des  Credi 
auch  den  englischen  Geldmarkt  wiederholt  ins  Auge  fiasste.  Sii 
die  auf  diese  Weise  zu  Stande  gekommenen  Anleihen  auch  nid 
so  zahlreich  wie  die  holländischen,  so  ist  ihre  Bedeutung  doch  nicl 
zu  unterschätzen.  Handelte  es  sich  ja  nur  zu  häufig  darum,  wo  imme 
und  um  jeden  Preis  Geld  aufzutreiben. 

Die  Bedingungen  der  englischen  Darlehen  waren  lange  Z( 
hindurch  weit  drückender  als  bei  jenen  in  den  Niederlande 
namentlich  war  der  Zinsfuss  ein  bedeutend  höherer.  Dies  erklä 
sich  theils  aus  der,  damals  noch  geringen  Geldcirculation  Englant 
theils  daraus,  dass  die  Holländer  sich  bei  zwei  Hauptkategori 
von  Anleihen,  nämlich  jenen  auf  die  Quecksilber-  und  Kupferbei 
werke,  durch  den  Gewinn  aus  dem  Handel  mit  dem  Hypothek^ 
objecte  für  den  Empfang  höherer  Zinsen  schadlos  zu  halten  wusst< 

1.  Anlehensverhandliingen  von  1703  und  1704. 

Schon  1702,  also  im  zweiten  Jahre  des  spanischen  Erbfolj 
krieges,  wurde  der  kaiserliche  Gesandte  in  London,  Graf  Wratisla 
beauftragt,  daselbst  ein  Anlehen  von  200.000  Pfd.  Sterl.  zu  6' 
aufzunehmen,  und  zwar  gegen  Verpfändung  der  Einkünfte  von  Ma 
land,  Spanien  und  den  Niederlanden  für  das  Capital,  und  d 
Salz-  und  Mautgefälls,  sowie  der  Einnahmen  aus  der  Verpachtm 
verschiedener  Gefälle  für  die  Zinsen.  Da  wir  dieses  GeschS 
jedoch  nicht  weiter  erwähnt  finden,  ist  dasselbe  oflfenbar  niclit  : 
Stande  gekommen*). 


»)  H.  F.  A.  vom  15.  August  1738. 

2)  H.  F.  A.  vom  28.  November  und  1.  Docember  1702. 
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Zwei  Jahre  später*)  wurde  der  Nachfolger  Wratislaws,  Graf 
Gallas,  mittelst  kaiserlichen  Decretes  vom  17.  September  1704  er- 
mächtigt, in  London  unter  Hinweis  auf  die  Gemeinsamkeit  der 
Intei^essen  und  auf  den  bevorstehenden  Abschluss  eines  Handels- 
vertrags 1.600.000  Pfd.  Sterl.  aufzubringen,  liiezu  bei  allen  Privat- 
personen, Banken  und  Corporationen  beliebige  Beträge  anzunehmen 
und  darüber  anstatt  des  Kaisers  zu  quittiren-).  Ein  Theil  des 
Capitals  sollte  gegen  Leibrenten  placirt  werden,  der  Rest  verzins- 
lich und  rückzahlbar  sein. 

Unklar  ist,  welche  Hypothek  man  hiefftr  einzuräumen  beabsich- 
tigte. Im  Decrete  werden  „zwei  ergiebige  telonia,  banchi  di  depositi 
sive  monti  d'  imprestito^  versprochen;  man  hoffte  also  offenbar,  den 
Credit  des  jungen  Banco  del  Giro  bereits  zur  Fundirung  auswärtiger 
Anlehen  verwerthen  zu  können.    Als  Generalhypothek  werden  alle 
kaiserlichen  Einkünfte  bestimmt,  insbesondere  die  Zölle  von  eng- 
lischen Waren. 

Eine  derartige  Anleihe  kam  jedoch  ungeachtet  längerer  Ver- 
handlungen nicht  zu  Stande. 

2.  Anlehen  von  1706. 

Am  25.  August  1705  beauftragte  Kaiser  Josef  den  Gesandten 
Grafen  Gallas  neuerdings,  den  englischen  Hof  ^)  zu  einem  Darlehen 
zu  bewegen,  und  zwar  sollte  England  im  Vereine  mit  den  General- 
staaten zusammen  3  bis  400.000  fieichsthaler  schleunigst  vorstrecken, 
gegen  Sicherstellung  auf  die  Contributionen,  welche  man  aus  den 
von   der  kaiserlichen  Armee  besetzten  italienischen  Ländern  er- 
wartete, über  Verlangen  allenfalls  auch  auf  die  Contributionen  der 
Erbländer,  überhaupt  auf  alle  möglichen  Hypotheken. 

Nach  mehrwöchentlichen  Verhandlungen  eröfihete  der  englische 
Schatzkanzler  mit  Note  vom   28.  September  1705,  dass  die  Be- 
willigung der  400.000  Thaler  ganz  von  den  Generalstaaten  abhänge. 
Biese  hatten  sich  aber  schon  vorher  nicht  sehr  entgegenkommend 
gezeigt. 


^)  Wegen  der  beabsichtigten  Betheiligung  englischer  Capitalisten  an  dem 
holländischen  Quecksilberanlehen  von  1704  s.  oben  Seite  347  u.  ff. 

*)  H.  F.  A.  vom  17.  September  1704. 

')  Dies  hatte  die  hoUändisehe  Regierung,  welche  sich  wegen  angeblichen 
^^eidmangelß  nicht  in  Darlehensvcrhandlungcn  einlassen  woUte,  schon  im  Jänner 
^'05  nahegelegt. 
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Endlich  erfolgte  eine  allgemeine  Zustimmung  hinsichtlich  ein 
Darlehens  von  300.000  Thaler,  wovon  ein  Drittel  im  Noveml 

1705  erlegt  wurde.  Das  zweite  Drittel  wollte  England  nur  unt 
der  Bedingung  ausfolgen,  dass  Holland  fiir  die  Beschaffung  6 
letzten  Drittels  Sicherheit  gebe,  im  entgegengesetzten  Falle  mib 
England  von  Holland  selbst  den  Ek^satz  des  ei*sten  Drittels  fordei 
Anfangs  1706  wurde  endlich  auch  jenes  zweite  Drittel  erlegt.  D 
auf  Holland  entfallende  letzte  Drittel  sollte  auf  die  Erträgnis 
des  Quecksilberbergwerkes  in  Idiia  sichergestellt  werden;  die  1 
züglichen  Verhandlungen  fährten  jedoch  nicht  zum  Ziele  ^). 

Die  Rückzahlung  des  Darlehenscapitals  scheint  für  Ende  Ji 

1706  vereinbai-t  worden  zu  sein*). 

8.    Anleihe  von  1706  pr.  260.000  Pfd.  Sterl.  auf  den  sohlesisoh 

Contributionsfond. 

Erst  Anfangs  1706  Hessen  sich  einige  englische  Capitalist« 
und  zwar,  wie  wir  aus  der  bezüglichen  kaiserlichen  Obligation  v( 
24.  Februar  1706  wissen,  in  Folge  Vermittlung  der  Regierung 
sowie  des  Lord  Mayor  und  Gemeinderathes  von  London,  herb 
ein  Darlehen  von  zusammen  250.000  Pfd.  Sterl.  zu  übemehm« 
und  zwar  zu  dem  hohen  Zinsfusse  von  8  Percent.  Für  die  Capita 
rückzahlung,  welche  in  5,  nach  2  Jahren  beginnenden  Jahresrat 
stattfinden  sollte,  wurde  die  Generalhypothek  auf  alle  Cameral-  u 


>)  S.  oben  Seite  352  u.  ff. 

«)  S.  Feldzttge  des  Prinzen  Eugen,  VII,  S.  55  und  56,  dann  VIII,  S. 
(nach  Acten  des  Hof-  und  Staatsarchivs),  ferner  den  undatirten  Obligatio 
entwurf  in  Mise,  camer.  IV,  worin,  nebst  der  üblichen  Generalhypothek,  die  C 
tributionen  Italiens,  und  fär  den  Fall,  dass  die  Biickzahlung  hieraus  nicht 
Ende  Juni  1706  erfolgen  sollte,  jene  der  östcrr.  Erblande  subsidiär  als  Spec 
hypothek  bestellt  wurden. 

^)  Da  bis  dahin  in  London  noch  keine  ähnliche  Subscriptionsanleihc 
Stande  gekommen  war,  hielt  man  in  Frankreich  die  diesbezüglichen  Verha 
lungen  für  vüUig  aussichtslos,  so  dass  man  sie  am  französischen  Hofe  selbst 
Lächerliche  zog.  Nachdem  das  Darlehen  aber  Jvon  der  Königin  mit  Patent  is 
26.  Februar  1706  empfohlen  worden,  und  der  Prinz  von  Dänemark,  sowie 
Herzog  von  Marlborough  und  andere  hervorragende  Männer  Englands  bedeute 
Summen  gezeichnet  hatten,  war  der  Erfolg  bald  gesichert;  hauptsächlich  w 
in  Folge  des  persönlichen  Ansehens,  welches  Prinz  Eugen  in  England  gen 
S.  Feldzüge  des  Prinzen  Eugen,  VIII,  S.  56,  nach  Acten  des  Hof-  und  Staj 
archivs. 
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Pr-ovinzialeinkünfte,   und  die  Speciälhypothek  auf  die  Contribu- 
tionen  Schlesiens  eingeräumt.     Die  schlesischen  Stände  über- 
na.limen  zugleich  die  Zahlungsverpflichtung  durch  eine  eigene,  vom 
K£i.iser  ratiflcirte  Schuldurkunde,  wofür  ihnen  ein  kaiserliches  Asse- 
cixrationsinstrument  ausgestellt  wurde  ^),  welches  ihnen  das  Eeten- 
tionsrecht  an  ihren  Contributionsquoten  bis  zum  Betrage  der  je- 
weiligen Zinsen  und  Capitalsraten  zugestand*).    Der  Werth  eines 
Pfund  Sterling  wurde  mit  6  fl.  40  kr.  vereinbart,  worüber  die  Bank 
yon  England  eine  schriftliche  Erklärung  abgeben  sollte.    Bei  dieser 
Ba.iik  hatte  auch  die  Einzahlung  des  Capitals  zu  geschehen,  und 
zi^ar  nach  der  ursprünglichen  Bestimmung,  in  5  Monatsraten  bis 
1.    Juli  1706,  was  später  dahin  abgeändert  wurde,  dass  jede  Rate 
erst  am  8.  des  betreffenden  Monats  fallig  werden  sollte^).    Die  von 
den  betheiligten  Capitalisten  gewählten  5  Vertrauensmänner  garan- 
tirten  ausdrücklich  für  die  Einhaltung  der  Erlagstermine. 

Abgesehen  von  dem  hohen  Zinsfusse,  den  die  englischen  Unter- 
tändler  dem  bedrängten  Aerar  abnöthigten,  war  das  1706  er  An- 
lehen  auch  insofeme  unvortheilhaft,  als  das  Agio  für  Wechsel  von 
Wien  auf  London  30%  betrug,  was  den  mit  6  fl.  40  kr.  verein- 
barten Curs  eines  Pfiind  Sterling  bei  den  Zinsen  und  Capitalsraten- 
zahlungen  auf  effectiv  8%  fl.  loco  Wien  erhöhte*). 

Uebrigens  wurden  alle  Zahlungstermine  pünktlich  eingehalten  *), 
ü^l    was  den  jungen  Credit  Oesterreichs  in  England  wenigstens  vor 
allzuheftigen  Erschütterungen  bewahrte. 

m 

4.  Anlehen  von  1706  pr.  200.000  Duoati  di  Banoo. 

Ausser  dem  vorerwähnten  Anlehen  wurde  1706  noch  eines  in 
England  aufgenommen,  und  zwar  im  Betrage  von  200.000  Ducati 


liiJr 


*)  Böhm.  F.  A.  vom  12.  Mai  1706. 

^  Diese  Form  der  Anlehen  gegen  ständische  Bürgschaft  findet  sich  in  dieser 
Periode  sehr  häufig.    S.  Seite  374  his  390,  397  und  anderwärts. 

»)  H.  F.  A.  vom  5.  Juni  1706. 

*)  Obiges  Wechselagio  musste  die  Hofkaiumer  nämlich  dem  Bankier 
^-  Hobrenthal,  der  die  Batenzahlungen  gegen  Cession  der  schlesischen  Hypothek 
P'^  rata  tempons  übernahm,  vergüten.    Angeblich  kam  derselbe  hiebei  noch  zu 

*wi2,  da  das  Agio  bei  anderen  Rimessen  bis  zu  34^0  betrug  (H.  F.  A,  v.  25.  Mai 

1707). 

")  H:  F.  A.  vom  26.  Mai  1716. 
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di  Banco  =  400.000  fl.  rhein.^)  zu  6Vo  auf  ein  Jahr,  gegen  Sicher- 
Stellung  auf  alle  Einkünfte  und  Domänen,  speciell  die  Contribu- 
tionen  von  Böhmen,  Schlesien  und  Innerösterreich.  Als  Darleiherin 
erscheint  die  Königin  von  England  selbst  angeführt.  Ob  es  sich 
um  einen  Vorschuss  aus  den  Privatmitteln  der  Königin,  oder  aus  dem 
englischen  Staatsschatze  handelte,  ist  nicht  ersichtlich.  Letzteres 
erscheint  aber  im  Hinblick  auf  die  geringe  Höhe  der  englischen 
Kron-Civilliste  und  die  zahlreichen  Einschränkungen  der  diesbezüg- 
lichen Dispositionsbefugnis  des  Monarchen  als  wahrscheinlicher. 

6.  Anleihe  von  1710  pr.  86.950  Pfd.  Sterl. 

Die  nächste  grössere  Creditsoperation  in  England  wurde  An- 
fangs 1710^)  eingeleitet.  Der  kaiserliche  Gesandte  Graf  Gallas 
wurde  nämlich  für  den  Fall  des  Scheiterns  der  gleichzeitigen  Ver- 
handlungen in  Holland  mit  kaiserlichem  Befehle  vom  3.  Februar 
1710»)  beauftragt,  in  England  100.000  Pfd.  Sterl.  aufzubringen, 
und  zwar  höchstens  zu  dem  1706  er  Zinsfuss  (8^/o)  gegen  Capit&ls- 
rückzahlung  in  zwei,  ein  Jahr  nach  Abstossung  des  älteren  Anlehens 
(1.  März  1712)  beginnenden  Jahresraten.  Hiebei  möge  sich  Gallas 
besonders  an  Marlborough  wenden,  unter  Hinweis  auf  die  Noth- 
wendigkeit,  die  kaiserliche  Armee  in  den  Niederlanden  finanziell  za 
unterstützen,  ausserdem  auch  an  die  5  Directoren  des  1706er 
Darlehens. 

Die  Anleihe   kam  nur  im  Betrage  von  86.950  Pfd.*),  welche 


^)  H.  F.  A.  vom  29.  Mai  und  4.  Deccmbcr  1706.  —  Die  bezügliche  kaiser- 
liche Obligation  wurde  am  11.  August  1706  ausgestellt. 

'^)  Allerdings  wurde  der  kaiserliche  Gesandte  Graf  GaUas  auch  im  September 
1708  angewiesen,  in  London,  wie  zwei  Jahre  vorher,  womöglich  ein  Anlehen  von 
250.000  Pfund  Sterling  aufzubringen.  Er  bezeichnete  jedoch  einen  derartigen 
Versuch  als  völlig  aussichtslos.  Ungeachtet  der  Pünktlichkeit,  mit  welcher  die 
Zinsen-  und  (.'apitalsraten  der  1706er  Anleihe  gezahlt  wurden,  seien  Obligationen 
dieses  Anlehens  dennoch  zum  Curse  von  88  bis  90*^;o  ausgeboten  worden,  ohne 
Käufer  zu  finden.  Es  genüge  eben  nicht,  an  einer  Stelle  seinen  Verpflichtungen 
nachzukommen,  man  müsse  dies  übcraU  thun.  S.  Feldzügo  des  Prinzen  fingen, 
X,  S.  67,  nach  Quellen  im  Hof-  und  Staats-Archiv  und  im  Eriegs-ArchiTe. 

*)  Schon  am  4.  Jänner  hatte  Prinz  Eugen  den  Gesandten  beschworen,  er 
möge  wenigstens  dahin  wirken,  dass  die  pro  1709  fälligen  Zinsen  Ton  den 
früheren  Anlehen  gegen  entsprechende  Obligationsurkunden  freiwillig  prolongirt 
würden;  s.  Arneth  Prinz  Eugen,  II,  S.  108. 

*)  Die  bezügliche  kaiserliche  Obligation  wurde  erst  am  29.  October  1710 
an    Stelle    der    ursprünglichen,   bedingt  ausgestellten    Obligation  pr.  100.000, 
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am  28.  April  1710  erlegt  wurden,  zu  Stande.  Das  Capital  sollte 
in  zwei,  mit  Rücksicht  anf  den  Zeitpunkt  des  Erlags  am  28.  April 
fallig  werdenden  Raten  1713  und  1714  zurückgezahlt  werden,  und 
der  Zinsenlauf  mit  28.  April  1710  beginnen.  Alle  Bestimmungen 
über  Zinsfuss,  Hypothek,  sowie  Werthverhältnis  der  englischen  und 
rheinischen  Währung,  sind  mit  jenen  bei  der  1706  er  Anleihe  iden- 
tisch^). Die  Subscription  wurde  diesmal  durch  vier  Commissäre 
vermittelt.  Die  Kosten  betrugen  ausser  Vj^  Provision  und  l^/o 
Disconto  drca  1000  Pfd.  Sterling. 

Die  Abfuhr  der  fälligen  Capitals-   und  Zinsenraten  geschah 
wieder  durch  Vermittlung  v.  Mohrenthals  ^). 

6.  Anlehensverhandlungen  von  1716  und  1719. 

Die  gewissenhafte  Einhaltung  der  übernommenen  Verpflich- 
timgen  hob  den  Credit  Oesterreichs  in  England  nicht  wenig.  Dem- 
ungeachtet  war  es  noch  lange  Zeit  nicht  möglich,  Staatsanleihen 
zum  normalen  Zinsfusse  (5— 6^/o)  daselbst  aufzunehmen.  Aus  diesem 
Grande  mussten  im  Jahre  1716^)  Tür  das  mit  dem  Bankhause 
Clifford  in  Amsterdam  abgeschlossene  Anlehen  von  2  Millionen 
Golden  hol!.,  welches  in  erster  Linie  von  englischen  Capitalisten 
subscribirt  wurde,  wieder  8®/o  Interessen  bewilligt  werden.  Im 
Jahre  1719  wurden  Unterhandlungen  wegen  einer  Anleihe  in  dem, 
f&r  die  damaligen  Verhältnisse  allerdings  enormen  Betrage  von 
15  Millionen  Gulden  eingeleitet. 

Da  dieselben  wegen  der  Härte  der  seitens  der  britischen  Geld- 
männer  gestellten  Bedingungen  scheiterten,  verhandelte  man  auf 
Gruiid  eines  Vorschlags  über  ein  6*^/oiges  Anlehen  von  nur  2  Mil- 
lionen Gulden,  welches  in  8  bis  10  Jahren,  eventuell  früher,  gegen 
halbjähiige  Kündigung  rückzahlbar  sein  sollte.  Als  Hypothek 
wurden  die  böhmischen  oder  schlesischen  Contributionen  in's  Auge 
gtfasst     Aber    auch   dieses  Anlehen*),    dessen  Zweck   die   Con- 


^iehungsweiße  75.000  Pfund,  ausgefertigt.  Letztere  hatten  übrigens  auch  noch 
^ine  Bestimmungen  über  Beginn  der  Verzinsung  und  Erlagstermine  enthalten 
(H.  P.  A,  V.  22.  März  und  2.  Aprü  1710  und  28.  Febr.  1711). 

*)  Dies  gilt  auch  von  der  Bürgschaft  der  schlesischen  Stände,  und  den  aus 
diesem  Anlasse  ausgesteUten  Urkunden  (H.  F.  A.  v.  29.  Oct.  und  28.  Nov..  1710). 

^  H.  P.  A.  vom  26.  Mai  1716. 

^  VergL  oben  Seite  378  ff. 

*)  H.  F.  A.  vom  ö.  October  1719. 
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vertirung  des  S^/o^g^i^»  daher  ungünstigeren  Cliflford'schen  Anlehens 
von  1716  war,  scheint  nicht  zu  Stande  gekommen  zu  sein. 

7.  Anleihe  von  1735  pr.  250.000  Pfd.  Sterl.  auf  den  sohlesischen 

Contributionsfond. 

Anfangs  1734  beabsichtigte  man,  in  England  gegen  Sicher- 
stellung auf  das  für  jährlich  640.000  fl.  verpachtete  TabakgefSUe 
ein  Anlehen  von  300.000  Pfd.  Sierl.  zu  nur  5%,  und  zwar  rück- 
zahlbar in  15  Jahresraten,  aufzunehmen,  und  trat  diesfalls  mit  dem 
Bankhause  Pineiro  in  Verhandlung.  Letzteres  wollte  sich  aber  auf 
solche  Bedingungnn  nicht  einlassen,  weshalb  man  einerseits  eine 
höhere  Verzinsung  (7^/o),  andererseits  die  Sicherstellung  auf  den, 
seit  Jahren  so  häufig  zu  Creditsoperationen  benützten  schlesischen 
Fond  versprach;  die  Capitalsrückzahlung  sollte  nach  zehn  Jahren 
beginnen  (1744)  und  dann  in  6  Jahresraten  erfolgen^).  Auf  Grand 
dieser  Vorschläge  begann  Pineiro  in  London  die  Anleihe  vorzubereiten, 
stiess  aber,  wie  aus  einem  Berichte  des  kaiserlichen  Gesandten 
Grafen  Kinsky^)  heiTorgeht,  auf  erhebliche  Schwierigkeiten,  be- 
sonders in  Folge  französischer  und  spanischer  Intriguen. 

Die  Finanzconferenz  beantragte  in  ihrem,  dui'ch  Kinsky's  Be- 
richte veranlassten  Gutachten,  nur  250.000  Pfd.  (ca.  2  Millionen 
Gulden  rhein.)  aufzunehmen,  und  zwar  entweder  gegen  Rückzahlung 
in  sechs,  1742  beginnenden*)  gleichen  Jahresraten,  oder  bei  früherem 
Tilgungsbeginne,  in  sechs  steigenden  Raten*). 

Wegen  dieser  im  Vergleich  mit  dem  gleichzeitigen  holländischen 
Anlehen  für  die  Darleiher  minder  günstigen  Tilgungsbedingungen 
möge  man  einen  höheren  Zinsfuss  (bis  zu  7®/o)  bewilligen. 

Wie  wir  aus  einem  Berichte  des  Hofkammerratlis  von  Hille- 


1)  H.  F.  A.  vom  16.  April  und  30.  September  1734. 

^)  H.  F.  A.  vom  12.  Juli  1734. 

^)  Vor  1740  könnt«  man  mit  der  Tilg^ung  nicht  beginnen.  Vom  Reinerträge 
der  schlesischen  Cameralfonde  von  ca.  220.000  fl.  standen  nur  180.000  fl.  jährlich 
zur  Verfügung,  was  kaum  flir  die  Zinsen  hinreichte.  Der  Contributionsfond 
Schlesiens  abor  war  mit  über  5  Millionen  älterer  Schulden  belastet,  welche  auf 
lange  hinaus  jährlich  gegen  900.000  fl.  für  Verzinsung  und  Tilgung  in  Anspruch 
nahmen. 

*)  Von  1740  bis  1742  jähriich  25.000  Pfd.,  1743  und  1744  jähriich  60.000  Pfd. 
und  1745  75.000  Pfd.  Sterl. 
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brand^),  welcher  nach  Beendung  seiner  Anfgabe  in  Holland  nach 
London  reiste,  ersehen,  stockten  die  Verhandlungen  mit  Pineiro 
Monate  lang.  Man  unterhandelte  daher  schon  mit  der  Bank  von 
England^  wegen  eines  Anlehens  von  3  bis  4  Millionen  Gulden  zu 
6  ^.  0.  Bevor  es  aber  hierüber  zu  festen  Abmachungen  kam,  traf  das 
kaiserliche  Rescript  vom  30.  September  1734  in  London  ein,  womit 
Kinsky  angewiesen  wurde,  baldmöglichst  mit  Pineiro  abzuschliessen, 
da  man  sonst  auf  eine  gleichzeitige  günstige  Offerte  aus  Antwerpen 
greifen  müsse. 

Die  Bedingungen,  unter  welchen  das  Geschäft  nun  endlich,  und 
2S^ar  unter  Vermittlung  der  Dii-ectoren  der  Bank  von  England*) 
:zii  Stande  kam,  waren  folgende: 

Das  Anlehenscapital  beträgt  250.000  Pfd.  Sterl,  wovon  50.000 

l>€i  der  Subscription,  75.000  am  21.  Februar  und  125.000  am  21.  März 

1735  zu  erlegen  sind.    Die  7  ^/o  igen  Zinsen  laufen  vom  Subsriptions- 

t^e  an.    Das  Capital  wird  von  1741  an  in  5  gleichen  Jahresraten 

zur  Rückzahlung  fallig  (nicht  in  6,  wie  man  beantragt  hatte).    Die 

Provision  beträgt  ein  für  allemal  S^U^Iq,     Als  Hypothek  figui-irt 

der  schlesische  Contributionsfond,  und  zwar  wie  immer,  unter 

Bürgschaft  der  schlesischen  Fürsten  und  Stände,  welche  diesfalls 

die  gewöhnliche  Fidejussionsurkunde  ausstellen*). 

In  der  am  12.  Februar  1735  ausgefertigten  kaiserlichen  Obli- 
gation wurde  der  Königin  von  England,  welche  zum  Anlehen  ihre 
Genehmigung  eiliheilte,  der  Dank  des  Kaisers  ausgesprochen^).  Die 
Subscription  ging  anstandslos  vor  sich,  und  war  angeblich  an  einem 
^^  einzigen  Tage,  nämlich  am  21.  Jänner  1735,  abgesclüossen.  Am 
19.  März  war  das  ganze  Capital  an  den  kaiserlichen  Bevollmäch- 
tigten, Hofkammerrath  Hillebrand,  ausbezahlt,  mit  Ausnahme  von 


X> 


»j  Bericht  vom  30.  October  1734  im  H.  F.  A.  vom  30.  Deccmber  1734. 

^  Die  betreffende  Stelle  ist  unklar;  vielleicht  ist  „Baucc*'  zu  lesen,  was 
^Qf  Verhandlungen  mit  einem  Bankier  dieses  Namens  hindeuten  würde. 

^  Die  Bankdirectoren  wurden  daher  in  der  kaiserlichen  Obligation  nament- 
^   »^1  iich  angeführt. 

*)  In  den  hierüber  ertheiltcn  kaiserlichen  Beversalien  wurde  den  Ständen 
Stattet,  sich  für  die  Zinsenraten  aus  dem  Biergroschen,  und  für  die  Capitals- 
^^^  aus  den  Gontributionen  durch  Retention  schadlos  zu  halten  (böhm.  F.  A. 
^'  9.  Febr.  173Ö). 

'')  H.  F.  A.  vom  8.  und  12.  Februar  1735. 
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25.000  Pfd.  Sterl,  welche  bis  zum  Eintreffen  der  neuen  Obligations- 
documente  von  der  Bank  von  England  zurückbehalten  wurden^). 

8.  Anleihe  von  1737  pr.  320.000  Pfd.  Sterl.  auf  den  KupferfoncL 

Anfangs  1736  begannen  abermals  Verhandlungen  wegen  eines 
in  England  zur  Tilgung  älterer  Schulden  aufzunehmenden  Anlehens« 

Die   erste    diesbezügliche  Offerte   war  jene   des   Bankhauses 
Pineiro.  Dasselbe  offerirte  300.000  Pfd.  Sterl.  zu  7  ^o  Zinsen,  währen^ 
schon  damals  sichere  Anlagen  in  England  nur  37«  bis  4*^/o  trugen, 
und  die  7  ^/oigen  Papiere  des'  Anlehens  von  1735  zum  Curse  von 
113   gehandelt  worden  sein  sollen.    Femer  verlangte  Pineiro  die 
Rückzahlung  in  5,  nach  5  Jahren  beginnenden  Jahresi-aten  aas 
dem  schlesischen  Contributionsfonde,  welcher  in  Folge  der  früheren 
holländi&chen  und  englischen  Darlehen  bereits  mit  jährlich  1.040.000i 
belastet  war.*) 

Da  derartige  Bedingungen  als  unannehmbar  erschienen,  erhielt 
der  kaiserliche  Gesandte  Graf  Kinsky  den  Auftrag,  das  Capital  zu 
6  ®/o  aufzunehmen,  und  hiefur  den  königlichen  Consens  zu  erwirken. 
Erst  im  nächsten  Jahre  wurde  man  mit  den  Directoren  der  Bank 
von  England  wegen  eines  ß^/^igen  Anlehens  auf  das  ungarische 
Kupfer  von  250.000  Pfd.  principiell  einigt).  Damit  war  die  Sache 
aber  keineswegs  entschieden*). 

Zunächst  machte  die  Erwirkung  des  königlichen  Consenses 
Schwierigkeiten,  da  gerade  damals  in  England  die  Herabsetzung 
der  Zinsen  der  eigenen  Staatsschuld  angestrebt  wurde. 

Dann  handelte  es  sich  auch  noch  dai'um,  das  Interesse  der 
früher  auf  den  Kupferfond  angewiesenen  Gläubiger  zu  wahren,  ohne 
den  Werth  der  Hypothek  für  die  neuen  Darleihen  zu  schmälern. 
Den  Bankdirectoren  wui-de  über  eine  diesfäUige  Anfrage  eröffnet, 
dass  der  Fond  mit  1.879.000  fl.  rückzahlbarer  Schulden  belastet 
sei,  wovon  man  1.282.500  fl.  sofort  aus  dem  neuen  Anlehenscapital, 

»j  H.  F.  A.  vom  5.  Februar,  27.  und  30.  März  und  14.  April  1735,  Hof- 
decret  vom  8.  Februar  1735  in  den  Prandau^schen  Acten,  Fase,  ö,  Nr.  4. 

*^)  H.  F.  A.  vom  5.  März  1736.    Die  schlesischen  Ck)ntribationen  betrug©^*^ 
damals  im  Frieden  jähriich  1.530.000  fl. 

^)  Die  Absicht,  ein  Kupferanlehen  im  Betrage  von  2Va  Millionen  fl.  ho^^' 
aufzunehmen,  hatte  schon  1734  bestanden,  als  Hillebrand  wegen  der 
Anlehen  nach  Holland  entsendet  wurde  (H.  F.  A.  v.  22.  Nov.  1734). 

*)  H.  F.  A.  vom  22.  Mai  1737. 
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den  Eest  aber  in  den  nächsten  5  Jahren  tilgen  werde,  bevor  die 
Tügnngstermine  der  neuen  Anleihe  begännen.  Zum  Beweise  der 
Yon  den  Directoren  begehrten  Entlastung  des  Fondes  werde  man 
dem  englischen  Gesandten  in  Wien  die  getilgten  Schuldtitres  vor- 
weisen. Die  Directoren  verlangten  aber,  dass  man  die  alten  Kupfei*- 
gläubiger  zur  Zahlung  an  die  Bank  von  England  assignire,  damit 
letztere  hiedurch  den  Fond  nach  Massgabe  des  Darlehens  selbst 
successive  ablösen  könne.  Hierauf  wollte  man  wegen  der  vielen 
mit  dieser  Einlösungsform  verbundenen  Unzukömmlichkeiten  nicht 
eingehen^).  Indes  einigte  man  sich  bald  dahin,  das  Anlehenscapital 
auf  einen  Betrag  zu  erhöhen,  der  die  sofortige  Ablösung  des  ganzen 
Kupferfondes  ermöglichte,  nämlich  auf  320.000  Pfd.  Sterl.  Es  wurden 
demnach  die  schon  Mher  auf  250.000  Pfd.  ausgestellten  Instrumente, 
and  zwar  die  kaiserliche  Obligation,  der  Vertrag  mit  den  Bank- 
directoren  wegen  der  Provision  (1  "/o  für  den  Erlag,  und  ebensoviel 
f&r  jede  Zinsen-  und  Capitalszahlung),  femer  die  Erklärung,  womit 
die  Gebruder  Palm  als  Kupfer -Administratoren  für  sich  und  ihre 
Nachfolger  die  Zahlungsverpflichtung  übernahmen,  und  die  bezügliche 
kaiserliche  Batiflcation,  —  umgefertigt*). 

Mit  der  vom  15.  Juli  datirten  Obligation  wird  die  Verpflichtung 
ausgesprochen,  das  Capital  von  1743  bis  1752,  das  ist  in  10,  nach 
5  Jahren  beginnenden  Jahresraten,  zu  tilgen.  Ausser  dem  Special- 
Pfandrecht  auf  das  Kupfer  wurde  noch  die  Generalhypothek  auf 
alle  Cameral-  und  Provinzialeinkünfte  eingeräumt.  Die  Zinsen- 
termine waren  halbjälirig,  die  Capitalsraten  sollten  zu  Weihnacht 
fällig  werden.  Der  Erlag  des  Capitals  wurde,  wie  in  der  Obligation 
ausdrücklich  bemerkt  wird,  bis  zur  völligen  Ablösung  des  Kupfer- 
fondes aufgeschoben,  weshalb  man  die  alten  Obligationen,  zu  deren 
Tilgung  das  neue  Anlehen  verwendet  wui-de,  zur  Cassirung  nach 
London  sandte^). 


»)  H.  F.  A.  vom  22.  und  28.  Mai  1737. 

«)  H.  F.  A.  vom  20.  Juli  1737. 

')  Im  Jahre  1743  reichte  der  damals  zur  Befriedigung  eigener  Forderungen 
der  Gebrüder  Pahn  benöthigte  £rtrag  des  Kupfervcrschleisscs  zur  Abstattung 
der  föUigen  Capitals-  und  Zinsenraten  der  englischen  Anleihe  nicht  hin,  weshalb 
man  6000  Centner  Kupfer  an  Zahlungsstatt  nach  England  sandte  (H.  F.  A.  v. 
20.  JuH  1737,  Beilage  a.  d.  J.  1743). 
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9.  Axilehensverhandlmigen  im  Jahre  1738. 

Mit  kaiserlicher  Vollmacht  vom  11.  December  1737  wurde  det^ 
kaiserliche  Resident  in  London,  Regimentsrath  von  Wasner,  beau^. 
tragt,  ein  Anlehen  von  200.000  Pfd.  auf  die  Contributiona  ^ 
Mährens  zu  den  bestmöglichsten  Bedingungen  aufzunehmen,  ur\< 
hiezu  den  königlichen  Consens  zu  erwirken.  Dass  die  hierüber  ej^j, 
geleiteten  Verhandlungen  zu  keinem  Ziele  führten,  ist  zweifellos- 
woran  sie  aber  scheiterten,  ist  nicht  zu  ersehen,  da  die  gau^e 
Angelegenheit  nicht  weiter  erwähnt  wird. 

D.  Anlehen  in  Genua. 

1.  Tilgung  älterer  Anlehen. 

Schon  zwischen  1676  und  1692  hatte  die  Hofkammer  wiederholt 
bei  reichen  Kauf  leuten  und  Adeligen  in  Genua  Anlehen  aufgenommen,    . 
welche  tlieils  auf  das  niederösterreichische  Salzamt,  theils  auf  andere,    ; 
dem    Hofzahlamte   unmittelbar   unterstehende   Gefälle,    theils   auf 
Cameralfonde  in  den  italienischen  Besitzungen  sichergestellt  worden 
waren. 

Im  Jahre  1696  wurde  mit  den  Vertretern  der  Republik  GenuÄ 
abermals  wegen  einer  grösseren  derartigen  Creditsoperation  ve^ 
handelt,  wovon  man  900.000  Ducati  di  Banco  (rund  1.700.000  i 
rhein.)  erwartete.  Ob  dieser  Betrag  voll  einging,  ist  nicht  zu  er- 
sehen ^). 

Die  auf  italienische  Fonde^)  sichergestellten  Anlehen  wurden 
in  den  Jahren  1696  bis  1698  zur  Rückzahlung  fallig,  das  Anlehen 
von  1696  sollte  in  20  Annuitäten  getilgt  werden.  Der  Zinsfiiss 
betrug  theils  5,  theils  6  Percent;  zur  Behebung  war  der  genuesische 
Gesandte  ermächtigt.  Vor  1721  scheint  fast  gar  keine  Capitals- 
tilgung  stattgefunden  zu  haben;  liierauf  deutet  schon  das  fort- 
währende Anwachsen  der  Zinsenrückstände. 

Beim  niederöstereichischen  Salzamte  hafteten  1716  noch 
1.821.080  fl.  an  Capital,  mit  einem  Zinsenausstande  von  531.709  IL 


')  H.  F.  A.  vom  14.  März  1696. 
*)  Für  das  Folgende  s.  die  FId.  Conf.  Prot,  vom  13.  und  17.  Februar,  dani 
28.  und  31.  December  1721. 
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Das  Capital  wurde  1716  von  der  Schuldencomniission  mit  der  ßück- 
zahluügsanweisang  auf  die  Jahre  1724  und  1725  liquidirt. 

Als  nun  1721  anlässlich  der  Uebemahme  von  25  Millionen  an 
Cameralschulden  der  noch  freie  Best  des  niederösterreichischen 
Salzamtserträgnisses  der  Stadtbank  übergeben  wurde,  hatte  die 
letztere,  gleich  den  übrigen  Salzamtsschulden,  auch  die  erwähnte 
Genuesische  Schuld  zur  Zahlung  zu  übernehmen^). 

Der  Genuesische  Gesandte  hatte  jedoch  im  Namen  der  Gläu- 
biger nicht  nur  die  Ueberweisung  der  Schuld  auf  die  Stadtbank 
begehrt,  sondern  überdies  noch  verlangt,  dass  ausser  dem  Capitale, 
EÜs  Ausgleichung  zwischen  der  Valuta  zur  Erlags-  und  Bückzahlungs- 
zeit,  noch  das  seinerzeit  stipulirte  Agio  von  25  ^/o  (455.200  fl.),  dar 
her  ein  Gesammtcapital  von  2.276.000  fl.  als  liquid  anerkannt,  und 
der  Zinsenausstand  mit  150.000  fl.  abgelöst  werde.  Später  er- 
klärten sich  die  Gläubiger  bereit,  falls  obige  2.276.000  fl.  zur  Zahlung 
in  15  Jahren  an  die  Stadtbauk  gewiesen  würden,  einen  Barzuschuss 
im  gleichen  Betrage, .  zu  6  7o  verzinslich  und  in  derselben  Weise 
rückzahlbar,  zu  leisten,  und  sich  für  den  Zinsenausstand  mit  nur 
50.000  fl.,  zahlbar  in  5  Quartalsraten,  zu  begnügen. 

In  den  bezüglichen  Finanzconferenzverhandlungen  wurde  der 
beanspruch  von  einer  Seite  beanständet^),  von  der  Mehrheit  jedoch 
ils  begründet  anerkannt^),  und  daher,  sowie  mit  Bücksicht  auf  die 
[iiquidität  und  längst  eingetretene  Fälligkeit  des  Capitals,  die  Ge- 
lehmigung  des  obigen  Tilgungsvorschlags  beantragt  Auf  diesem 
Beschlüsse  beharrte  die  Conferenz  auch,  als  die  vorläufig  unent- 
schieden gebliebene  Angelegenheit  Ende  1721  neuerlich  in  Berathung 
gezogen  wurde*).  Der  Barzuschuss  von  2.276.000  fl.  sei  in  Monats- 
•aten  zu  100.000  fl.  zu  erlegen. 


^)  H.  F.  A.  vom  18.  Juli  1716,  Bancoiecess  vom  11.  Februar  und  Füi. 
)onL  Prot  vom  17.  Februar  1721. 

")  In  Frankreich  habe  man  die  Genueeer  Darlehensfordemngen  sogar  um  Vi 
lee  Capitals  redncirt,  in  Venedig  den  Zinsenbczug  auf  die  Hälfte  herabgesetzt. 

*)  Seitens  der  Hofkammer  wurde  betont,  dass  das  Agio  zur  Zeit  der 
^apitalflfäUigkeit  (1696—98)  30  bis  3ö<>/o  betragen  habe.  Der  Zuschlag  von  25% 
ei  daher  nur  massig,  und  würden  die  Gläubiger  hiemit  thatsächlich  weniger 
nirttckerhalten,  als  das  Aerar  seinerzeit  empfangen  habe  (F.  C.  Prot  v.  17.  Febr. 
.721). 

*)  F.  C.  P.  vom  28.  und  31.  December  1721.  Der  Pr&sident  der  Min. 
3ancodeputation,  Graf  Starhemberg,  erhob  neuerlich  Bedenken  gegen  die  Höhe 
les  Agios,  welches  jetzt  nur  1579%  betrage;  auch  bringe  der  angebotene  Bar- 

T.  Henii,  Fbuuisen  Oesterreicha.  26 
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in  der  Obligation  als  kaiserl.  Bevollmächtigten  bezeichnen,  ferner 
den  Gläubigem  für  den  Fall  der  Nichtzahlung  das  „jus  incolatus 
ipso  facto"  einräumen,  und  einen  eigenen  Vertreter  der  böhmischen 
Stände  nach  Genua  entsenden,  wurde  nicht  berücksichtigt. 

Der  Erlag  des  Capitals  geschah  durch  die  St  Georgsbank  in 
Gtenua,  und  zwar  bezüglich  der  dui*ch  Wiener  Stadtbankobligationen 
abzuführenden  Hälft«  in  der  Weise,  dass  der  Betrag  von  1.361.303  Lire 
(=  523.578  fl.  rhein.)  dem  kaiserlichen  Gesandten  in  Genua  gut- 
geschrieben wurde,  worauf  die  Stadtbank  die  Obligationen  an  die 
Hofkammer  gegen  Cession  jenes  Guthabens  ausfolgte.  Zur  Zinsen- 
behebung scheint  gleichfalls  die  Bank  in  Genua  bevollmächtigt 
worden  zu  sein*). 

3.  Anleihe  von  1737  pr.  600.000  fl.  auf  die  böhmisehen 

Ck>ntributionen. 

Bald  nach  Abschluss  des  voi*stehenden  Anlehens  wandte  man 
sich  neuerdings  an  Cerisola,  welcher  dessen  Begebung  vermittelt 


0 
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hatte,  und  zwar  mit  dem  Ansinnen,  gegen  eine  Provision  von  2 
ein  Capital  von  500.000  fl.  zu  nur  5®/o  Zinsen  aufzubringen.  Dem 
bezüglichen  Decrete  wurden  liolländische  Zeitungen  beigeschlossen, 
damit  sich  Jedermann  in  Genua  überzeugen  könne,  dass  das  Aerar 
in  Holland  zu  5"/„  Geld  erhalte. 

Ein  solches  Anlehen  kam  Mitte  1737  in  der  That  zu  Stande, 
und  zwar  abermals  gegen  Verpfändung  der  böhmischen  Contribu- 
tionen  unter  Fidejussion  der  Stände,  überdies  gegen  Einräumung 
eines  Subsidiarpfandrechtes  auf  alle  Einkünfte  und  Domänen  des  Staates 
in  Böhmen^).  In  den  ersten  4  Jahi-en  waren  nui'  die  Zinsen  zu 
zahlen,  dann  von  1742  an  in  5  Jahresraten  das  Capital. 

Das  Geld  wurde,  wie  es  in  der  Obligation  heisst,  durch  „ver- 
schiedene wohlhäbige  Unterthanen  der  Republik  Genua"  vorge- 
streckt, und  zwar  mittelst  Anweisung  auf  den  Banco  di  San  Giorgio, 
nach  demselben  Umrechnungsfusse,  wie  beim  vorstehenden  Darlehen. 

4.  Anleihe  vom  Jahre  1738  pr.  800.000  fl.  auf  die  mährlBohen 

Contributionen. 

Im  nächstfolgenden  Jahre  wui'den  in  Genua  auf  die  mährischen 
Contributionen  zwei  Anlehen  zu  je  400.000  fl.  aufgenommen.    Die 


*)  H.  F.  A.  vom  21.  Jänner  und  24.  Aprü  1737, 
-)  H.  F.  A.  vom  19.  Jänner  und  29.  Juni  1737. 
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«ine  der  beiden  Obligationen  lautete  auf  den  General -Feldwacht- 
xneister  Grafen  PaUayicini^),  die  andere  auf  „  mehrere  wohlhäbige 
TJntei*thanen  der  Bepublik  Gtenua.''  Uebrigens  scheint  Pallavicini 
^uch  dieses  Subscriptionsanlehen  vermittelt  zu  haben,  da  er  Anfangs 
'^e  ganz»  800XXX)  fl.  anbot 

Der  Zinsfliss  war  wieder  5^/o,  die  Capitalsrückzahlung  wurde 
.^uf  4,  nach  5  Jahren  beginnende  Jahresraten  vertheilt^). 

In  der  Obligation  war  eine  Fidejussionsurkunde  der  mährischen 

£Hlnde,  sogmiannte  Pamatka,  auch  instrumentum  pamatkale  (!) 

genannt,   beigegeben.    Die  Obligation   für  Pallavicini  wurde  am 

SQ.  Mai  ausgefertigt.     Am  25.,  beziehungsweise  31.  Juli  1738^) 

iKrorde  die  Umschreibung  der  Obligation  sammt  Pamatka  behufs 

Einschaltung  des  G^neralpfandrechts  an  allen  landschaftlichen  Ver- 

willigungen   Mährens   mit   Specialhypothek   auf    die    ordentlichen 

Contributionen  verfDgt.   Die  Obligation  für  das  Subscriptionsanlehen 

wurde  gleich  Anfangs  in  dieser  letzteren  Form  ausgestellt. 

Auch  diesmal  geschah  der  Erlag  nur  theilweise  in  Bargeld. 
Pallavicini  hat  360.000  fl.  im  Baren,  40.000  fl.  in  Assignationen 
tbgeffthrt,  das  Subscriptionscapital  wurde  zu  %  in  öeld,  zu  ^j^  in 
Stadtbancoobligationen  erlegt^). 

E.  Andere  Anlehen  in  Italiea 

Abgesehen  von  Genua  wurden  auch  in  den  übrigen  Theilen 
Oberitaliens,  namentlich  in  dem  zur  spanischen  Erbschaft  gehörigen 
I  Kuländer  Gebiete  in  Zeiten  gesteigerten  Bedarfes  wiederholt  Vor- 
JchDsse  aufgenommen,  jedoch  grösstentheils  mit  Sicherstellung  auf 
4fe  Einkünfte  der  betreffenden  Landesverwaltung,  daher  ohne  Be- 
Isstong  der  erbländischen  Finanzen. 

Der  Zinsfuss  für  diese  Vorschüsse  betrug  gewöhnlich  12<^o» 
aweilen  selbst  18  ^/o*).  Während  des  Erbfolgekrieges  erreichten  die- 
MUbea  mitunter  eine  beträchtliche  Höhe,  z.  B.  für  die  Zeit  vom 


^)  Derselbe  hatte  schon   früher  zuweilen   mit   beträchtlichen   Vorschüssen 
ausgeholfen  (H.  F.  A.  v.  20.  .März  1737). 

•)  H.  F.  A.  vom  11.  Juli  und  böhm.  F.  A.  vom  14.  April  1738. 

•)  Böhm.  F.  A. 

*)  H.  F.  A.  vom  1.  Juli  1738  und  14.  Februar  1739. 

*)  H.  F.  A.  vom  5.  Juli  1709. 
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September  1707  bis  Juni   1709  den  Betrag  von  10.136.000  Lire 
di  Milano  (über  3  Millionen  Gulden  rhein.). 

Die  Hauptgläubiger  waren  die  Wechsler  Gamba,  Bolza,  Brentano, 
Mesmer,  Scliarrifer  und  Comp.^). 

Ende  Mai  1710  waren  die  Einkünfte  des  kaiserlidien  Ober- 
italiens mit  1.268.981  fl.  belastet,  worunter  an  verzinslichen  Schulden 
872.894  fl. 

Mit  wenigen  Ausnahmen^)  handelte  es  sich  hier  durchwegs  um 
schwebende  Schulden,  d.  h.  für  die  Bückzahlung  hafteten  die  laufen- 
den Einkünfte  der  Provinz. 

Die  Verpfandung  erbländischer  Staatseinkünfte  hat  in  Italien, 
abgesehen  von  Genua,  keine  grosse  Rolle  gespielt. 

Allerdings  wurde  1703,  als  es  galt,  alle  nur  erdenklichen  Geld- 
quellen nutzbar  zu  machen,  der  Hofkammerrath  von  Volker  nach 
Italien  entsendet^),  um  daselbst  gegen  Verpfändung  des  Salz-, 
Maut-  und  TabakgefäUs^),  zu  deren  Entlastung  der  Fleischkreuzer 
eingeführt  worden  war,  Anlehen  im  Betrage  von  zusammen  3  Mil- 
lionen Gulden  aufzunehmen,  und  zwar  zu  6  bis  7,  eventuell  selbst 
noch  mehr  Procent  Zinsen,  und  gegen  Eückzahlung  in  mindestens 
15  Jahresraten,  oder  auf  einmal  gegen  einhalbjährige  Kündigung 
nach  15  Jahi-en.  Allenfalls  sollten  anstatt  der  Rückzahlung  mittelst 
eines  ^Monte'^,  d.  h.  eines  der  damals  in  Italien  längst  üblichen 
Benteninstitute,  unauf  kündliche  Rentenscheine  ausgegeben  wei'den.  — 

Der  Delegirte  wurde  charakteristischerweise  beauftragt,  eine 


^)  S.  z.B.  H.  F.  A.  vom  25.  März  1710.  Später  finden  sich  vereinzelt  auch 
Darlehen  von  KirchenfUrsten.  Sq  wurde  z.  B.  1718  mit  dem  Enbischof  tob 
Mailand  wegen  eines  Vorschusses  von  75.000,  event.  105.000  Scadi  Eomani  auf 
den  vom  Mailänder  Clerus  in  den  nächsten  5  Jahren  zu  erlegenden  Tflikenkriegs- 
beitrag  von  150.000  Scudi  yerhandelt;  ob  mit  oder  ohne  Erfolg,  ist  nicht  er- 
sichtlich (H.  F.  A.  V.  2.  Febr.  1718). 

'^)  Eine  solche  bildet  der  Vorschuss  Bolza's  vom  1.  Februar  1714  im  Be- 
trage von  150.000  fl.,  dessen  Rückzahlung  nicht  vor  Juni  1723  verlangt  werden 
sollte  (H.  F.  A.  V.  26.  Aug.  1717). 

^}  Ein  ausftlhrlicher  Auszug  aus  der  betrefifenden  Instruction  ist  abgedruckt 
in:  Feidzüge  des  Prinzen  Eugen,  V,  S.  661—663.  S.  auch  H.F.  A.vom  23.  Sep- 
tember 1703. 

*)  Ausser  obigen,  mit  jährlich  Vs  Million  Gulden  bewertheten  GeßUlen,  deren 
Mitbesitz  die  Gläubiger  erhalten  sollten,  sollte  eventuell  noch  das  Fürstenthum 
Teschen  und  die  Herrschaft  Podiebrad  kauf-  oder  pfandweise  zur  Nutzung  über- 
lassen werden. 
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^Wallfahrt  nach  Loretto  als  Anlass  seiner  Reise  vorzuschützen,  und 
bei  den  Verhandlungen  die  bisherige  Saumseligkeit  in  der  Zinsen- 
zahlung durch  Hinweis  auf  die  vorhandene  Nothlage  zu  entschuldigen, 
die  Einrechnung  der  Zinsenausstäude  in  die  neuen  Darlehenssummen 
zu  gestatten,  für  die  Zukunft  aber  pünktliche  Zahlung  zu  ver- 
brechen. —  Die  meiste  Hoffnung  setzte  die  Hof  kammer  auf  Bologna 
innd  auf  den  Grossherzog  von  Toscana.  In  Genua  sei  die  Begierung 
der  Republik  zwar  nicht  .in  der  Lage,  selbst  sich  an  der  Anleihe 
zu  betheiligen,  doch  könne  man  sie  allenfalls  durch  „Drohungen 
mit  der  allürten  Flotte"  bewegen,  die  Verhandlungen  mit  den 
Privaten  zu  unterstützen. 

Ungeachtet  aller  Bemühungen  scheint  indes  der  Erfolg  nur 
ein  ganz  geringer  gewesen  zu  sein,  da  der  ganzen  Angelegenheit 
nicht  weiter  Erwähnung  geschieht. 

Das   ebengedachte   Project    dürfte    auch    dem    damals   beab- 
sichtigten Anlehen  auf  die  Maut  Tarvis  zu  Grunde  gelegen  sein^). 

F.  Darlehen  aus  dem  Römisehen  Reiche. 

1.  Einleitung. 

I  Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  die  deutscheu  Reichsstände,  deren 

eigene  Finanzen  im  vorigen  Jahrhunderte  in  Folge  der  langjährigen 
Kriege  und  vielfach  auch  in  Folge  des  unverhältnismässigen  Auf- 
wandes der  Landesherren  keineswegs  glänzend  waren,  der  kaiser- 
ßchen  Regierung  nur  vereinzelt  mit  Bargeldvorschüssen  auszu- 
helfen vermochten.  Musste  ja  umgekehrt  gewöhnlich  der  Kaiser 
[  jede  materielle  Unterstützung  seitens  der  Kurfürsten  durch  die 
Zusage  namhafter  Subsidien  erkaufen,  deren  termingemässe  Aus- 
zahlung natürlich  mit  den  grössten  Schwierigkeiten  verbunden  war. 
Dies  erklärt  es  auch,  dass  die  Forderungen  deutscher  Reichsstände 
an  den  E^aiser  häufiger  aus  Subsidienrückständen  herrührten,  als 
ans  Darlehen. 

Demungeachtet  können  die  Capitalien,  welche  der  österreichische 
Staatscredit  besonders  während  des  spanischen  Erbfolgekrieges,  und 
auch   später   in  FäUen    gesteigerten  Bedarfs  aus  dem   deutschen 
Reiche  bezog,  nicht  als  unbedeutend  bezeichnet  werden. 


1)  S.  hierüber  oben  Seite  104. 
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Abgesehen  von  den  gewöhnlich  auf  eine  längere  Reihe  voi 
Jahren  contrahirten  Darlehen  einiger  Reichsstände,  betheiligten  siel 
nämlich  auch  einzelne  Eaufleute  und  Wechsler  durch  häufige  Vor 
Schüsse  an  Gteld  und  Naturalien  an  den  Creditsoperationen  de: 
kaiserlichen  Finanzverwaltung.  Die  auf  diese  Weise  aufgenommene] 
grösstentheils  schwebenden  Schulden  unterscheiden  sich  jedoch  u 
keiner  Beziehung  von  den  übrigen  der  betreffenden  Kategorie.  Aucl 
ist  bei  der  Unvollständigkeit  der  Behelfe  oft  nicht  einmal  die  Pro 
venienz  solcher  Anticipationen,  resp.  der  Wohnort  des  Gläubigers, 
mit  Sicherheit  zu  ermitteln. 

Eine  separate  Darstellung  der  bezüglichen  Vorgänge  wäre 
somit  nicht  angezeigt,  weshalb  wir  diesfalls  auf  die  übrigen  ein- 
schlägigen Abschnitte  verweisen^). 

2.  Darlehen  deutscher  Landesfärsten. 

a)  An  der  Spitze  jener  deutschen  Landesfürsten ,  welche  das 
kaiserliche  Aerar  durch  Darlehen  unterstützten,  stehen  die  Kur 
fürsten  von  der  Pfalz. 

Schon  Kurfürst  Johann  Wilhelm  (1690—1716)  erscheint  ^ 
Gläubiger  des  Kaisers,  allerdings  weniger  aus  dem  Titel  des  Geld- 
darlehens^), als  aus  Rückständen  an  Subsidiengeldem  fiir  gestellte 
Hilfstruppen  und  gelieferten  Proviant,   lieber  seine  diesbezüglichen 
Forderungen  aus  den  Jahren  1698  bis  1706  wurde  1711  ein  Ver- 
gleich abgeschlossen,  wonach  man  ihn  hiefür  mit  einer  Pauschal^ 
summe   von   400.000  fl.    auf  die   böhmischen   Contributionen  der 
Jahre  1714  und  1715  anwies*). 

Dessen  Nachfolger  Carl  Philipp  (Kurfürst  von  1716—1742) 
leistete  dem  Kaiser  während  des  spanischen  Erbfolgekrieges,  daher 
als  Pfalzgraf,  noch  werthvoUere  Dienste.  Im  Jahre  1701  übernahm 
er  es  nämlich,  den  Betrag  von  1.000.000  fl.  zu  6^/o  Zinsen,  g^jöi 
Gapitalsrückzahlung  nach  dreijähriger  Aufkündigung  und  Siche^ 
Stellung  auf  alle  Gefalle  und  Einnahmen  aus  den  schlesischen 
Fürstenthümem  Brieg,  Liegnitz  und  Wohlau  vorzustrecken*),  in 


*)  S.  d.  Aasnahme  auf  Seite  416  (Judenschafts-Darlehen). 
')  Immerhin  kommen  auch  solche  vor,  z.  B.  ein  VorschuBS  Ton  50.000  1 
auf  die  Vermögenssteuer  von  1702. 
^)  II.  F.  A.  vom  6.  April  1711. 
*}  Kais.  Obl.  vom  1.  Juli  1701. 
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^virelcher  Beziehimg  ihm  die  Priorität  vor  allen  anderen  Gläubigem 
und  das  Ciompossessrecht  eingeräumt  wurde.  Allerdings  ist  jenes 
X^arlebenscapital  nie  ganz  erlegt  worden,  indem  1701  blos  775.000  fl., 
und  erst  1705  weitere  150.000  fl.  zu  den  bezeichneten  Bedingungen 
vorgestreckt  wurden,  weshalb  man  die  alte  Obligation  1705  in  eine 
neue  Aber  925XX)0  fl.  umschrieb^). 

Wann  die  Eflndigung  dieses  Capitals  erfolgte,  ist  nicht  ersicht- 
lich.   Thatsache  ist  aber,  dass  hievon  1715  noch  872.147  fl.  un- 
1>ezahlt  aushafteten,  Ober  welchen  Betrag  am  28.  September  1715 
unter  Einziehung  des  alten  Instruments  eine  neue  Obligation  aus- 
gestellt wurde.    Dieser  lag  ein  Vergleich  zu  Grunde,  wonach  das 
Capital  sammt  laufenden  Zinsen  durch  Abfuhr  von  13  in  Quartals- 
raten zu  vertheüende  Jahresquoten  zu  je   100.000  fl.  abgestattet 
werden  sollte^). 

Auch  diese  Bedingungen  wurden  jedoch  Anfangs  nicht  genau 
eingehalten;  denn  nach  zwei  Jahren  waren  noch  810.743  fl.  aus- 
ständig, welche  der  mittlerweile  Kurfürst  gewordene  Gläubiger  an 
das  Bankhaus  Deuz  in  Amsterdam  cedirte.  Letzteres  erhielt  denn 
auch  am  26.  Februar  1717  eine  kaiserliche  Obligation  über  jenen 
Betrag,  worin  die  Bückzahlung,  couform  dem  obigen  Vergleiche,  in 
Quartalsraten  zu  25.000  fl.  versprochen  wurde  ^). 

Gewisse  andere,  in  späterer  Zeit  aus  Naturallieferungen  und 
Tmppenbeistellnng  entstandene  Forderungen  des  Kurfürsten,  wofür 
derselbe  durch  entsprechende  Territoralentschädigung  (Sardinien  oder 
Idinburg)  abgefunden  werden  wollte,  wurden  1719  mit  1  Million 
Thaler  (=  2  Millionen  Gulden)  verglichen,  verzinslich  zu  6^^  und 
räduahlbar  in  40  Quartalsraten^). 

Letztere  Forderung  wiu'de  den  jüdischen  Kaufleuten  Lemle 
Koyses  und  Michel  May  cedirt,  welche  hiefür  unter  Einrechnung 
änes  Zuschusses  von  500.000  fl.,  daher  mit  2V2  Millionen  Gulden 
ioittelst  Bancalassecurationen  den  obigen  Zahlungsmodalitäten  ge- 
mäss repaiiiirt  wui'den.   Ein  Jahr  später  erfolgte  die  üeberweisung 


*)  Böhm.  F.  A.  vom  17.  October  1705. 

4  H.  F.  A.  vom  4.  December  1715. 

^)  Böhm.  F.  A.  vom  26.  Februar  1717.  —  Ein  hieran  vom  Pfalzgrafen  1714 
dem  Kurfürsten  von  Sachsen  für  eine  Forderung  von  200.000  fl.  eingeräumtes 
Saperpfandrecht  wurde  1726  wegen  inzwischen  erfolgter  Tilgung  der  bezüglichen 
Schuld  als  erloschen  erklärt  (F.  C.  Prot.  v.  12.  März  1726). 

*)  H.  F.  A.  vom  9.  October  1719  und  20.  März  1720. 
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des  Capitalsrestes  pr.  1.807.000  fl.  an  die  Wiener  Stadtbank  auf 
Bechnung  der  damaligen  Schuldübernahme  von  25  Millionen,  und 
zwar  zu  5^/o  Zinsen  und  gegen  Tilgung  in  16  Jahren.  Von  dem 
Erläge  des  hiebei  vereinbarten  Zuschusses  von  300.000  fl.  wurde 
später  abgesehen.  Mit  kaiserlicher  Entschliessung  vom  2.  Mai  1723 
wurde  angeordnet,  dass  vom  1.  Jänner  1721  zu  den  vereinbarten 
5^/o  Zinsen  ein  6.  Percent  auszufolgen  sei^). 

Erwähnenswerth  wäre  noch,  dass  1720  eine  Forderung  Karl 
Philipps  von  274.027  fl.  mit  125.000  fl.  verglichen,  und  dieser  Be- 
trag sammt  einem  Zuschüsse  von  275.000  fl.  zu  6^/^  Zinsen  zur 
Rückzahlung  auf  20  Quartalsraten  repartirt  wurde-). 

b)  In  Bayern  wurden  zur  Zeit  der  Occupation  des  Landes 
durch  die  kaiserlichen  Truppen  (1702  — 1715)  wiederholt  auf  die 
dortigen  Cameralgefalle  Vorschüsse  aufgenommen*),  welche  jedoch 
eigentlich  nicht  in  die  Finanzgeschichte  der  österreichischen  Lande 
gehören,  da  sie  eben  nur  Consequenzen  jener  vorübergehenden  Occu- 
pation waren. 

Die  hieraus  sich  ergebende,  mit  816.000  fl.  liquidirte  Eöck- 
ei^atzfordemng  des  bayrischen  Fiscus  hätte  nach  den  Bestimmungen 
des  Eastätter  Friedensvertrages  binnen  5  Jahren  getilgt  werden 
sollen.  Zu  diesem  Zwecke  wurde  Anfangs  wegen  eines  Zuschusses 
von  1  Million  verhandelt.  Da  eine  diesbezügliche  Vereinbarung 
nicht  zu  Stande  kam,  schlug  der  kurbayrische  G^esandte  vor,  das 
Capital  durch  die  Wiener  Stadtbank  bezahlen  zu  lassen,  und  zwar 
entweder  in  15  Jahresraten  mit  5^/o  Zinsen,  oder  auf  einmal  nach 
5  Jahren  mit  6^/o  Zinsen.  Ueber  Antrag  der  Finanzconferenz^ 
erhielt  die  Hof  kammer  mit  kaiserlicher  Resolution  vom  19.  MSR 
1717  den  Auftrag,  nicht  mehr  als  5^0  Zinsen  zn  bewilligen,  osd 
dem  Gesandten  zu  eröffnen,  dass  andere  Bedingungen  nicht  gewflhit 
werden  könnten.  In  der  That  wurde  nun  das  ganze  Capital  zur 
statutenmässigen  Rückzahlung  in  15  Jahresraten  mit  5^/o  Zinsen 


M  H.  F.  A.  vom  10.  Mai  und  3.  December  1721  und  2.  Mai  1723. 

2)  H.  F.  A.  vom  19.  September  1720. 

^)  z.  B.  brachte  Hofkammerrath  von  Seeau  1705  auf  seinen  eigenen  Credit 
100.000  fl.  auf  (H.  F.  A.  v.  3.  April  1705);  der  Wechsler  Euffini  in  Mttncfcci 
lieh  von  1705  bis  1710  zusammen  1.695.945  fl.,  wovon  am  20.  Mai  1710  wä 
254.067  fl.  aushafteten  u.  s.  w. 

*)  F.  C.  Prot,  vom  8.  März  1717,  U.F.  A.  vom  26.  März  und  12.  AngusUTl?. 
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auf  die  Stadtbank  überwiesen,  als  Hauptbestandtheil  einer  damals 
yereinbai*ten  grösseren  üebei-wälzung  von  Staatsschulden. 

c)  Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  Vorschüsse  eines  Staates  an 
einen  anderen  nicht  nur  freundliche  politische  Beziehungen  zwischen 
beiden  voraussetzen,  sondern  auch  ein  relativ  bedeutendes  Ueber- 
wiegen  der  Capitalskraft  des  gebenden,  gegenüber  jener  des  em- 
pfangenden Staatswesens. 

In  ersterer  Richtung  liess  das  Verhältnis  zwischen  der  kaiser- 
lichen Regierung  und  dem  jungen  Königreiche  Preussen  nament- 
lich unter  Friedrich  I.  bekanntlich  wenig  zu  wünschen  übrig,  ge- 
hörte derselbe  ja  doch  als  deutscher  Reichsfurst  zu  den  Bundes- 
genossen des  Kaisers  im  spanischen  Erbfolgekriege.  Wenn  Preussen 
dessenungeachtet  das  österreichische  Aerar,  wie  es  den  Anschein 
hat,  während  jener  ganzen  Periode  eines  politischen  Einvernehmens 
nicht  mit  Darlehen  unterstützte,  so  hängt  dies  wohl  einerseits  mit 
der  inneren  Lage  des,  durch  die  Kriege  des  grossen  Kurfürsten 
überaus  mitgenommenen  Landes,  andererseits  mit  der  bekannten 
Sparsamkeit  Friedrich  Wilhelms  zusammen,  der  seine  Hauptaufgabe 
in  der  Ordnung  der  Verwaltung  und  in  der  Kräftigung  der  Finanzen 
erblickte. 

Uebrigens  wurde  noch  unter  Leopold  I.  mit  Friedrich  I.  von 
Preussen  wegen  eines  Darlehens  von  2  Millionen  Gulden  zu  5®/o 
Terhandelt.  In  dem  bezüglichen  Vortrage  vom  9.  Mai  1703  be- 
antragte die  Hofkammer,  das  Capital  in  10  bis  12  Jahren  zurück- 
zuzahlen, und  hiefftr  die  Million  Contributionen  der  böhmischen 
Länder,  für  die  Zinsen  aber  den  Schwiebuser  Kreis  in  Schlesien, 
und  zwar  mit  dem  Compossessrecht,  als  Hypothek  einzuräumen.  Das 
fragliche  Darlehen  scheint  nicht  zu  Stande  gekommen  zu  sein^),  — 
wahrscheinlich  wegen  der  aus  politischen  Gründen  schwer  annehm- 
baren Bedingung  des  Compossessrechts  für  einen  fi'emden  Landesherrn. 
Durch  mehr  als  30  Jahre  finden  wir  nun  keine  Spur  von 
Creditsbeziehungen  zwischen  den  beiden  Regierungen. 

Um  so  bezeichnender  erscheint  es  daher,  dass  Friedrich  Wilhelm  I. 
in  den  letzten  Jahren  seiner  Regierung,  ungeachtet  seiner  sehr 
wirthschaftlichen  Sinnesart,  gegen  eine  entsprechende  Verstärkung 


^)  Ueber  den  citirten  Vortrag  erfloss  nämlich  keine  Ah.  Kesolution;  auch 
^Q8t  geschieht  der  Angelegenheit  keine  Erwähnung  mehr. 
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seiner  berühmten  Riesengarde  bereit  gewesen  sein  soll,  aUen&lls 
ein  für  die  damaligen  Verhältnisse  beträchtliches  Darlehen  za  nn- 
ge wohnlich  niedrigem  Zinsfusse  zu  gewähren.  Der  im  Jahre  1734 
nach  England  und  Holland  entsendete  Hof  kammerrath  von  Prandau 
berichtet  nämlich,  man  habe  ihm  bei  seiner  Rückreise  in  Berlin 
versichert,  dass  „wo  man  Ihro  Majestät  dem  Könige  20  oder 
24  grosse  Männer  verschaffete,  von  Ihme  dagegen  eine  Antieipation 
von  4  Millionen  Gulden  zu  4*^/^  auf  Wiener  Stadtbancoobligationes 
auf  verschiedene  Jahre  erlangt  werde"  ^). 

Ob  es  sich  hier  um  ein  bloses  Gerücht  oder  um   autorisirte 
Eröffnungen  handelte,  vermögen  wir  nicht  zu  beurtheilen.    Jeden- 
falls   aber  verdient  die  erwähnte  Mittheilung  Prandaus   vor  Ver- 
gessenheit bewahrt  zu  werden,  als  charakteristischer  Beweis  dafür, 
was  für  Factoren  in  jener  Zeit  selbst  bei  rein  finanziellen  Fragen 
in  Betraclit  kamen. 

d)  Die  übrigen  weltlichen  Landesfftrsten  Deutschlands  finden 
wir  nur  selten  als  Gläubiger  des  Kaisers  erwähnt. 

Eine  „alte'',  daher  offenbar  schon  aus  dem  17.  Jahrhunderte 
stammende  Forderung  des  Landgrafen  von  Hessen-Darmstadt 
(Ernst  Ludwig)  pr.  264.601  fl.  wurde  im  Jahre  1703  sichergestellt 
durch  Verpfändung  und  effective  üebergabe  gewisser  Cameralfonde 
in  Ungarn,  nämlich  der  confiscirten  Nyary 'sehen  Güter,  der  Herr- 
schaft Diosgyör,  dann  des  Brauhauses,  einiger  Mühlen,  zweier  Frei- 
häuser und  der  Fischereien  in  Ofen*). 

Im  Jahre  1711  wurde  Herzog  Anton  Ulrich  vonBraanschweig- 
Wolfenbüttel  für  verscliiedene  Vorschüsse  mit  einer  Pauschal- 
forderung von  300.000  fl.  abgefunden,  und  zwar  zu  5^/o.  Die  Bück- 
Zahlung  wurde  in  der  bezüglichen  Obligation  bis  „auf  bessere 
Zeiten'^  in  Aussicht  gestellt,  und  das  Prager  Depntirtenamt  als 
Hypothek  eingeräumt*). 

Im  Jahre  1703,  zur  Zeit  der  ärgsten  Finanznoth,  wurden  auch 
in  Holstein  VerhandluDgen  wegen  eines  Darlehens  eingeleitet,  und 


^)  H.  F.  A.  vom  30.  December  1734.  —  Uebiigeas  fooht  damals  ein 
preussisches  Truppencontingent  im  polmschen  Erbfolgekriege  an  Seite  der  kaiser- 
lichen Armee. 

«)  H.  F.  A.  vom  8.  Mai  1703. 

^)  Mit  einer  Forderung  für  ein  in  den  Jahren  1712 — 1714  beigestelltes 
Reichstruppencontingent  (914.889  fl.)  wurde  Kurbraunschweig  1734  an  den  Reichs- 
tag zu  Regensburg  verwiesen  (F.  C.  Prot.  t.  7.  Jan.  1734). 
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zwar  offenbar  mit  dem  damaligen  Regenten  des  Landes,  Christian 
August,  dem  Coadjutor  des  minderjährigen  Herzogs  Karl  Friedrich« 
Indes  fehlen  hierüber  alle  näheren  Nachrichten^). 

8.  Darlehen  gelBtlioher  Beiohntftnde. 

Von  solchen  ist  aus  der  Zeit  des  spanischen  Erbfolgekrieges 
nicht  viel  überliefert. 

Mit  dem  Kurfürsten  von  Mainz. wurde  1707  wegen  eines  Vor- 
schusses von  100.000  fl.  auf  die  1708er  Reichsbeiträge  der  Hanse- 
städte Hamburg,  Bremen  und  Lübeck  von  137.000  fl.  verhandelt, 
jedoch  erfolglos*). 

Der  Bischof  von  Augsburg,  Pfalzgraf  Alexander  Siegmund, 
lieh  im  Jahre  1709  150.000  fl.  zu  57o. 

Ein  Darlehen  des  Hochstiftes  Münster  aus  dem  Jahre  1714 
im  Betrage  von  IBO.OOO  fl.,  zu  6^/„  verzinslich,  wurde  erst  nach 
einem  Vierte\jahrhundert  sammt  dem  bezüglichen  Zinsenausstande 
von  228.000  fl.  zu  handm  des  Cessionars,  Hofcommissariatssecretär 
von  Prunner,  und  zwar  gegen  einen  neuen  Vorschuss  desselben  von 
222.000  fl.,  zur  Bückzahlung  in  20  Quartalsraten  angewiesen^). 
Das  genannte  Hochstift  hatte  ausserdem  aus  den  Jahren  1713  und 
1714  an  Subsidiengeldem  für  Ueberlassung  von  Hilfstruppen,  dann 
an  Yerpflegskosten  eine  namhafte  Forderung,  welche  im  Jahre  1723 
sanmit  dem  Zinsenausstande  mit  379.179  fl.  liquidirt  wurde*^). 

Der  Bischof  von  Würzburg,  welcher  an  jährlichen  Subsidien 
vertragsmässig  380.000  fl.  bezog,  wurde  1707  mit  einem  diesbezüg- 
lichen Jßückstande  von  464.765  fl.  und  einer  anderen  Forderung 


^)  Ausser  einem  Decrete,  womit  der  Hofzahlmeister  Wisend  für  die  auf 
seinen  und  seines  Amtes  Credit  aufgenommenen  Vorschüsse  auf  jene  Anleihe 
sichergesteUt  wurde  (H.  F.  A.  v.  20.  Juni  1703),  findet  sich  diesfalls  nichts  in 
den  Acten. 

^)  Auch  der  anticipative  Erlag  des  Contingents  durch  die  Hansestftdte  selbst, 
welchen  man  durch  einen  Xachlass  von  13.380  fl.  (für  Zinsen  und  Agio)  zu  er- 
langen hoffte,  scheint  nicht  stattgefunden  zu  haben;  H.  F.  A.  vom  21.  und 
30.  September,  1.  und  8.  Octobcr  17Q7. 

')  H.  F.  A.  vom  29.  December  1719. 

•)  H,  F.  A.  vom  17.  August  1709. 

^)  Beansprucht  waren  an  Capital  346.800  fl.,  an  Zinsenausstand  179.000  fl. 
(F.  C.  Prot.  V.  4.  Jan.  1723).  Die  Differenz  erklärt  sich  durch  unrichtige  An- 
gaben über  die  Stärke  des  Contingents. 
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von  75.000  fl.  zur  Zahlung  in  drei  Jahresraten  auf  die  Contributionen 
Schlesiens  und  Mährens  angewiesen^).  Für  das  erste  Halbjahr  1714 
beanspruchte  der  Bischof  noch  die  Subsidienzahlung  im  vollen  Be- 
trage von  190.000  fl.,  obgleich  dieselbe  nur  bis  zum  Friedensschlüsse 
gebürte,  welcher  schon  am  15.  März  1714  zu  Rastatt  erfolgt  war. 
Nach  langen  Verhandlungen  *  wurde  das  Hochstift  für  diese  Best- 
forderung und  andere  liquide  Posten  von  zusammen  202.104  fl.  im 
Jahre  1735  mit  316.898  fl.  abgefunden,  welcher  Betrag  vom  1.  Jänner 
1738  an  in  24  Quartalsraten '  abgeführt  werden  sollte,  und  zwar 
ohne  Verzinsung-). 

1702  wird  u.  a.  ein  vom  Herzoge  von  Pfalz-Neuburg,  dem 
Grossmeister  des  deutschen  Ordens,  angebotenes  Darlehen  von 
125  bis  130.000  fl.  erwähnt»).  Ob  dasselbe  zu  Stande  kam,  be- 
ziehungsweise ob  aus  den  Mitteln  des  Ordens  und  zu  welchen  Be- 
dingungen, ist  nicht  ersichtlich. 

Auch  in  den  nächsten  Jahrzehnten  waren  die  geistlichen  Beichs- 
stände  für  den  österreichischen  Staatscredit,  im  Verhältnisse  zum 
Beichthume  eines  grossen  Theiles  der  betreffenden  Landesherren  und 
Corporationen,  nur  von  geringer  Bedeutung. 

Der  obgenannte  Bischof  von  Augsburg  lieh  allerdings  Ende 
1719  neuerlich  200.000  fl.  zu  6<>/,„  gegen  Rückzahlung  in  12  Quar- 
talsraten, wofür  er  mit  seiner  früheren  Forderung  an  Capital  und 
Zinsen  auf  die  Jahre  1726  und  1727  zur  Zahlung  angewiesen 
wurde*). 

Von  Vorschtlssen  anderer  geistlicher  Reichstände  ist  uns  jedoch 
aus  dieser  Periode  nichts  überliefert. 

Die  Anlagen  der  Capitalien  einzelner  geistlicher  Stiftungen 
durch  Darlehen  an  das  Aerar  oder  an  die  Wiener  Stadtbank*), 
welche  einen  mehr  oder  weniger  dauernden  Charakter  hatten,  fielen 
nicht  sehr  ins  Gewicht. 


>)  H.  F.  A.  vom  24,  Juli  1707. 

«)  F.  C.  Prot,  vom  7.  November  1733  und  22.  October  1735,  H.  F.  A.  tob 
9.  December  1735. 

3)  H.  F.  A.  vom  16.  Jänner  1702. 
*)  H.  F.  A.  vom  29.  December  1719. 

**)  So  z.  B.  H.  F.  A.  vom   l.  Jänner  1727  betreffs  gewisser  Stiftungen  de» 
Beichskanzlers  Grafen  Schönbom. 
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4.  Anlehen  bei  deutsohen  Beiohsstädten. 

Die  Reichstadt  Augsburg  ging  im  Jahre  1703  ffir  den  Kaiser 
e  Wechselverbindlichkeit  über  65.250  fl.  ein,  gegen  Anweisung 
'  Zinsen  auf  die  Einkünfte  des  Aerars  aus  Tirol  und  Vorder- 
erreich. Da  keine  Zahlung  erfolgte,  betrug  der  Zinsenausstand 
Ende  1720  rund  49.000  fl.  In  Folge  Ah.  Entschliessung  vom 
März  1721^)  wurde  das  Capital  sammt  5^/^  Zinsen  zur  Zahlung 
15  Jahren,  von  1721  angefangen,  an  die  Wiener  Stadtbank  über- 
3sen,  und  statt  des  Zinsenausstandes  eine  Abfertigung  von  4750  fl. 
dUigt. 

Von  den  anderen  deutschen  Reichsstädten  werden  Darlehen 
;t  weit  später  erwähnt. 

Zwei  derselben  kamen  1734  zu  Stande,  nämlich  eines  im  Be- 
•ge  von  250.000  fl.  bei  der  Stadt  Frankfurt,  und  eines  von 
3.000  fl.  in  Nürnberg^). 

Die  Bedingungen  waren  in  beiden  Fällen  ziemlich  die  gleichen, 
ir  Zinsfuss  betrug  5"/^,  die  Capitalstilgung  sollte  nach  8  Jahren 
^nen  und  sich  dann  auf  weitere  10  Jahre  vertheilen.  Capitals- 
d  Zinsenraten  wurden  in  Quartalsterminen  fällig.  Ausser  der 
ineralhypothek  auf  alle  Cameralgefalle  wurde  eine  Specialhypothek 
f  die  böhmischen  Eammergüter  Pardubitz,  Podiebrad,  Brandeis, 
)irow,  Totschnik  und  Presnitz  eingeräumt  und  landtäflich  intabu- 
•t*).  Die  Stadt  Nürnberg  wurde  übrigens  ermächtigt,  das  von 
r  jährlich  an  die  Hof kammer  abzuführende  Reichscontingent  von 
iOO  fl.  auf  Abschlag  der  Zinsen  in  Abrechnung  zu  bringen. 

Im  nächsten  Jahre  wurde  der  bevollmächtigte  Minister  des 
aisers  in  Frankfurt,  Graf  CoUoredo,  beauftragt,  „bei  einigen  dem 
aiser  wohlgesinnten  Reichsständen",  insbesondere  bei  den  Reichs- 
ädten  Köln  und  Frankfurt  Anlehen  aufzunehmen,  und  zwar  im 
etrage  von  400.000  fl.  beziehungsweise  250.000  fl.,  ebenfalls  gegen 


*)  F.  C.  Prot,  vom  27.  Februar  1721. 

*)  K.  Obligation  vom  2.  August  und  31.  December  1734.  In  Frankfurt 
heint  das  Capital  durch  Subscription  bei  Privaten  aufgebracht  worden  zu  sein. 
ierauf  deutet  wenigstens  ein  H,  F.  A.  vom  24.  Februar  1735,  wonach  die  Ver- 
DsuDg  nicht  vom  Tage  des  successiven  Erlags  an  die  Hofkriegscassa,  sondern 
fn  Zeitpunkte  der  Aufbringung  der  Gelder  „von  den  Privaten"  beginnen  sollte. 
Jcrdings  kann  sich  diese  Angabe  auch  auf  das  gleichzeitige  Frankfurter  Juden- 
flehen beziehen. 

3)  H.  F.  A.  vom  18.  October  1734. 
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Verpfändung  der  böhmischen  Kammergüter  ^).  Ob  und  inwiefeme 
die  bezüglichen  Verhandlungen  von  Erfolg  geki*önt  waren,  ist  nicht 
bekannt. 

5.  Sonstige  Darlehen  atis  dem  Reiche. 

Eine  Fordening  des  schwäbischen  Kreises  von  703.661  fl. 
14  Kr.  wurde  durch  Vergleich  vom  7.  März  1701«)  auf  250.000  i 
reducirt,  gegen  Bückzahlung  dieser  Pauschalabfindung  in  5  Jahres- 
raten aus  den  Contributionen  von  Nieder-  und  Oberösterreich,  allen- 
falls aus  anderen,  subsidiären  Mitteln. 

Die  Frankfurter  Judenschaft  lieh  1734  ein  Capital  von 
70.000  fl.  zu  5^/„,  innerhalb  5  Jahren  vom  1.  Jänner  1735  an  in 
Monatsraten  rückzahlbar.  Zur  Sicherstellung  wurde  der  von  den 
Frankfurter  Juden  jälirlich  zu  entrichtende  Opfei-pfennig  verschrieben. 
Eine  kaiserliche  Obligation  wurde  nicht  ausgefertigt,  sondern  blos 
Bancalassecurationen,  auf  den  Namen  des  Aeltesten  der  Judenschaft 
lautend  ^. 

G.  Anlehensverhandlungen  in  der  Schweiz. 

Auch  in  der  Schweiz  suchte  die  Hofkammer  wiederholt  Capi- 
talien  für  Kriegszwecke  zu  beschaffen. 

Mit  Erlass  vom  15.  Juni  1702  wurde  der  niederösterreichische 
Regimentsrath  von  Andler  mit  den  Verhandlungen  behufe  Au&ahme 
eines  Darlehens  von  mindestens  200.000  fl.  beim  Abt  von  St 
Gallen,  dessen  Gebiet  damals  allerdings  noch  nicht  zur  Eidgenos- 
senschaft gehörte,  und  anderen  Prälaten  gegen  Rückzahlung  in 
mehreren  Jahren  und  Versicherung  auf  die  vorarlbergischen  Hen- 
schaften,  eventuell  andere  Cameralgefalle  oderLandtagsbewilligungen^), 
betraut,  wobei  5,  höchstens  6®/o  zu  concediren  seien.  Obgleich  hie- 
für mehrere  Offerten  einliefen,  scheinen  die  Verhandlungen  doch  zu 
keinem  Resultate  geführt  zu  haben,  da  wir  in  den  späteren  Acten 
von  einem  Vertragsabschlüsse  nichts  finden*). 


*)  H.  F.  A.  vom  20.  Mai  und  3.  September  1735. 
«)  Rec.  Fase.  B,  Nr.  475. 
«)  H.  F.  A.  vom  2.  August  1734. 

*)  Man  erwartete  von  den  Aebten  von  St.  Gallen  und  Weingarten  ^^' 
sammen  700.000  fl.  (H.  F.  A.  v.  9.  Aug.  1702  und  7.  April  1703). 

<^)  Laut  eines  Berichtes  Andler's  im  H.  F.  A.  vom  25.  M&i  1703  waren  "^^ 
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Gleichzeitig  wurde  wegen  einer  Schweizer  Anleihe  auf  das 
11er  Salzgefäll  berathen,  wovon  man  sich  1  Million  versprach^), 
tauchten  hiegegen  zwar  mehrfache  Bedenken  auf,  doch  wurde 
'>e  Operation  vom  kaiserlichen  Gesandten  in  der  Schweiz,  Grafen 
utmannsdorf,    sowie   im    Referate    der   Mittelsdeputation    vom 

Mai  1703  befürwortet,  da  das  tirolische  Salz  von  nun  an  in 

Schweiz  grösseren  Absatz  finden  und  die  Eidgenossenschaft 
rdies  als  Staatsgläubigerin  Oesterreichs  an  die  kaiserlichen 
pressen  gekettet  werde.  Der  Kaiser  approbirte  daher  auch  den 
schlag  und  beauftragte  den  Gesandten,  mit  den  Verhandlungen 
rt  zu  beginnen.    Das  Ergebnis  derselben  ist  aus  den  vorliegen- 

Acten  gleichfalls  nicht  zu  entnehmen. 

Dasselbe  gilt  von  der  Anticipation  des  Cantons  Bern  auf 
vorderösterreichische  Herrschaft  Frickthal,    worüber 
Vorberathungen  schon  im  Jahre  1702  begonnen  hatten'-). 

Die  kaiserliche  Resolution  wegen  Einleitung  der  Verhandlungen 
)ss  über  einem  Vortrag  der  Mittelsdeputation  vom  27.  Februar 
3,  worin  auf  die  ausserordentliche  Geldnoth,  den  gesteigerten 
aeebedarf,  das  langsame  Einlangen  der  Steuern  und  Contribu- 
len  hingewiesen  wurde.  Nach  der  Instruction  des  mit  der  Ver- 
dlung  betrauten  Hofkammerrathes  von  Saphorin  vom  9.  März 
i3  sollten  bis  zu  2  Millionen  Gulden  gegen  Rückzahlung  in  5, 
h  zehn  Jahren  beginnenden  Jahresraten  aufgenommen  werden, 
en  Verpfandung  der  Herrschaft  Frickthal,  mit  dem  Rechte  des 
ubigers,  sich  bei  Nichteinhaltung  der  Zahlungstermine  in  den 
itz  dieses  Pfandschillings  zu  setzen,  und  ausserdem  kaiserliche 
3cten  und  die  Personen  österreichischer  Unterthanen  wo  immer 

Beschlag  zu  belegen.  Eventuell  solle  die  Rückzahlung  aus  an- 
en  Mitteln  erfolgen.  Als  Zinsfass  sei  der  bei  holländischen  und 
lUesischen  Anlehen  gebräuchliche  von  5^/^  anzustreben,  und  zwar 
somehr,  als  man  ja  eine  Realhypothek  einräume. 


t  St  GaUen  gegen  Ueberlassung  von  Besitz  und  Genuas  der  Vorarlbergischen 
Qäaen  mindestens  300.000  fl.  zu  gewärtigen.  Der  Prälat  von  Weingarten 
rirte  hienach  156.000  fl. 

')  H.  F.  A.  vom  1.  Jänner  und  12.  April  1702. 

«)  H.  F.  A.  vom  31.  October  1702. 

-    Mensi,  Finanzen  Oesterreichi.  2i 
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H.  Anlehen  in  den  österreichischen 

Niederlanden. 

1.  Verhandlungen  wegen  eines  Anlehens  auf  Annuitäten  1734. 

Als  1734  die  Verhandlungen  wegen  eines  englischen  Anlehens 
auf  den  schlesischen  Contributionsfond  im  Zuge  waren,  erbot  sich 
ein  in  den  Acten  nicht  genannter  Kaufmann  aus  iaitwerpen,  gegen 
Eückzahlung  und  Verzinsung  durch  25  S^/^ige  Annuitäten  eine 
grössere  Anleihe  aufzubringen.  Hierüber  wurde  durch  den  kaiser- 
lichen Gesandten  Grafen  Harrach  verhandelt,  und  Hofkammerrath 
Hillebrand  von  Prandau  mit  dessen  Unterstützung  betraut  Die 
Verhandlungen  fanden  mit  Wissen  der  Statthalterin  der  Niederlande, 
der  Schwester  des  Kaisers,  statt,  an  welche  diesfalls  ein  eigenes 
Begleitschreiben  gerichtet  worden  war^).  Der  Anfeuigs  als  Pfand- 
object  in's  Auge  gefasste  schlesische  Contributionsfond  konnte  nur 
insolange  in  Betracht  kommen,  als  die  gleichzeitig  hierauf  negociirte 
englische  Anleihe  noch  nicht  perfect  war.  Prandau  hatte  aber  den 
Auftrag,  womöglich  auch  auf  die  niederländischen  Finanzen,  nnd 
zwar  gegen  Subsidiarverpfändung  eines  daselbst  bekannten  öster- 
reichischen Cameralgefälles,  dann  auf  die  Contributionen  Böhmens 
und  Mährens,  endlich  auf  den  Ertrag  der  ungarischen  Kupferberg- 
werke zu  den  obigen  Bedingungen  Anlehen  aufzunehmen,  wovon 
man  zusammen  mehrere  Millionen  erwartete. 

Die  Verhandlungen  wegen  der  drei  letztgenannten  Fonde 
führten  erst  nach  Jahren  zu  einem  positiven  Resultate,  indem  1737 
auf  den  böhmischen  Contributionsfond  in  Holland  und  auf  die  nn- 
garischen  Kupferwerke  in  England  Anlehen  zu  Stande  kamen  ^. 
Die  Unterhandlungen  wegen  einer  Landesanleihe  in  den  österreichi- 
schen Niederlanden  bilden  den  Ausgangspunkt  der  im  Folgendea 
dargestellten  Creditsoperation.  Zu  den  in  Antwerpen  offerirten  Be- 
dingungen wurde  jedoch  ein  Geschäft  überhaupt  nicht  abgeschlossen. 

2.  Hennegauer  Anleihe  von  1736  pr.  2^/^  Millionen  Gulden 

Brabanter  Wechselgeld. 

Schon  bevor  der  mit  den  im  Vorstehenden  erwähnten  Verhand- 
lungen betraute  Hofkammerrath  von  Prandau*)  in  Brüssel  ankain 

>)  H.  F.  A.  vom  30.  September  und  22.  November  1734. 

«)  S.  Seite  388  u.  398. 

')  Der  Beginn  der  Verhandlungen  war  bis  nach  Abschluss  der  gleidueitigf* 
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nde  März  1735),  genehmigten  die  Stände  von  Hennegau  über 
tei'vention  der  Statthalterin  die  Aufnahme  eines  Anlehens  auf  die 
rtigen  Finanzen  gegen  Rückverpfändung  eines  österreichischen 
meralgefälles. 

Nach  mehrwöchentUchen  Verhandlungen  kam  die  eigentliche 
Teinbarung  zu  Stande,  wonach  die  Stände  auf  ihren  eigenen  Gre- 
.  2^'2  Millionen  Gulden  Brabanter  Wechselgeld  (=  2.083.333V3  fl. 
Bin.)  zu  3Va  bis  47(i  aufzunehmen  und  dem  Aerar  vorzustrecken 
rsprachen.  Capital  und  Zinsen  sollten  aus  den  ^Moyens  courants^ 
3  Landes  bezahlt  werden,  welche  den  Ständen  hiezu  eingeräumt 
irden.  Wegen  der  hiedurch  den  niederländischen  Finanzen  zu 
insten  des  Wiener  Aerars  erwachsenden  Belastung  wurde  hierauf 
ischen  dem  niederländischen  Bath  und  der  Hof  kammer  ein  Ueber- 
ikommen  abgeschlossen  ^),  wonach  das  Capital  den  niederländischen 
Ganzen  mit  4^/^,  verzinst  werden  und  die  Capitalsrückzahlung 
rch  6®/oige  Annuitäten  geschehen  sollte,  in  welche  auch  die  be- 
iffende  Zinsenrate  einzurechnen  war.  Hiezu  sollten  jährlich 
5.000  fl..rhein.  aus  dem  als  Pfand  bestimmten  Tabakgefälle 
ch  Brüssel  abgeführt  werden*).  Ausserdem  wurde  das  Qeneral- 
andrecht  auf  alle  Cameralgefälle  eingeräumt.  Die  Abfuhr  der 
Igungsraten  hatte  1  Jahr  nach  Erlag  des  ganzen  Capitals  zu  be- 
anen,  welches  sonach  in  ungefähr  27^4  Jahren  gänzlich  abge- 
sittet sein  sollte.  Der  jeweilige  Tabakpächter  sollte  die  Verpflich- 
Dg  übernehmen,  die  Tilgungsquoten  auf  Abschlag  des  Pachtschil- 
igs  in  Quartalsraten  zu  bezahlen. 

Von  dieser  Anleihe  waren  bis  Ende- Juli  1735  nicht  mehr  als 
J0.OOO  fl.  brab.  subscribirt.  Erst  im  März  1736  wurde  der  Er- 
.g  bis  auf  einen  kleinen  Best  vollständig  bewerkstelligt.  Inzwi- 
'hen  behalf  man  sich  durch  Vorschüsse  auf  das  Anlehenscapital^). 

Uebrigens  wurden  im  Jahre  1735  ausser  der  Hennegauer  An- 
ihe  in  den  österreichischen  Niederlanden  noch  weitere  1.200.000  fl. 
ttrch  Darlehen  aufgebracht*). 

iglischen  Anleihe  aufgeschoben  worden,  H.  F.  A.  vom  80.  März  und  14.  April 
735. 

>)  H.  F.  A.  vom  18.  Mai  und  31.  Juli  1735. 

^)  Auf  niederländischer  Seite  verlangte  man  Anfangs  noch  eine  Subsidiär* 
ypothek  auf  die  böhm.  Ck)ntr.f  stand  aber  davon  ab,  da  das  Tabakgefälle  jähr- 
ch  640.000  fl.  an  Pachtschilling  eintrug. 

»)  H.  F.  A.  vom  4.  Juni  1736  und  böhm.  F.  A.  vom  29.  März  1736. 

*)  Einem   Summar  -  Extracte   über   die   Anlehen    von    1731—1744   zufolge 

27* 
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3.  Darlehen  der  niederländischen  Stände  vom  Jahre  1738 
pr.  4  Millionen  Gulden  Brab.  Argent  fort. 

Anlässlich  des  im  Jahre  1737  ausgebrochenen  Türkenkrieges 
kam  im  Jahre  1738  in  den  österreichischen  Niederlanden  ein  all- 
gemeines Ständedarlehen  im  Gesammtbetrage  von  4.003.442  fl.  Bra- 
banter  Argent  fort  (3.333.333  fl.  20  kr.  rhein.)  zu  Stande,  und  zwar 
gegen  Capitalsrückzahlung  und  Verzinsung  mittelst  15jähriger  An- 
nuitäten von  je  360.000  fl.  brab.  (300.000  fl.  rhein.)  aus  dem  Er- 
trage des  Fleischkreuzers  und  des  Tabakgefälls  in  Schlesien, 
und  diesbezügliche  Bürgschaftserkläining  der  schlesischen  Stande, 
welchen  hiefür  das  Retentionsrecht  an  den  eingehenden  Grefalls- 
geldeiTi  eingeräumt  wui*de^).  Subsidiär  wurden  alle  übrigen  Ein- 
künfte und  Staatsdomänen  Schlesiens  verpfändet. 

An  diesem  Darlehen  betheiligten  sich  alle  17  niederländischen 
Provinzen:  An  der  Spitze  stand  Flandern  mit  1.612.500  fl.  und 
Brabant  mit  1.200.000  fl.,  dann  folgte  Luxemburg  mit  313.740  fl. 
Hennegau  leistete  diesmal  nur  262.500  fl.'^)  Der  Zinsfuss  war  4^/^, 
blos  Brabant  begnügte  sich  mit  3  ^/g  ^j^  ^.)  Die  Stände  jeder  Provinz 
erhielten  je  eine  kaiserliche  Obligation  und  eine  schlesische  Fide- 
jussionsurkunde.  Doch  Hessen  sich  die  Stände  zur  gi*össeren  Sicher- 
heit durch  das  niederländische  Gubernium  das  Recht  einräumen, 
sich  unmittelbar  aus  ihren  eigenen  Abgaben  bis  zur  Höhe  der  je- 
weiligen Annuität  im  Retentionswege  bezahlt  zu  machen.  Selbst- 
verständlich fand  das  niederländische  Gubernium  in  den  Zahlbngs- 


(Prandau'sche  Acten,  Fase,  ni,  Nr.  4)  wurden  in  den  kaiserlichen  Niederlanden 
im  Jahre  1735  Anlehen  im  Gesamtbetrage  von  8.283.333  fl.  20  kr.  aufgenommen, 
woraus  sich  die  im  Texte  angegebene  Ziffer  ergibt;  Näheres  ist  darüber  nicht 
ersichtlich. 

*)  Böhm.  F.  A.  vom  20.  Mai  1738  und  Contract  mit  der  M.  B.  Dep.  vom 
selben  Tage  (Rec.  Fase.  C,  Nr.  1190),  ferner  ein  Memoire  Prandau's  vom  October 
1751  über  die  niederländischen  Schulden  (Prandau'sclie  Acten,  Fase,  in,  Nr.  4). — 
Der  schlesische  Fleischkreuzer  war  bereits  der  Wiener  Stadtbank  überlassen 
worden,  musste  daher  zum  Behufc  der  neuen  Verpfändung  vorerst  der  Hof- 
kammer gegen  Prolongirung  aller  übrigen  BankgefäUe  auf  15  Jahre  zurück- 
gegeben werden. 

«)  Im  Juü  1738  war  das  Capital  bis  auf  426.000  fl.  vollständig  erlegt 
(H.  F.  A.  V.  26.  Juli  1738). 

^)  Undatirtc  Auskunft  Prandau^s  über  das  fragliche  Anlehen  (Prandau^sche 
Acten,  Fase,  in,  Nr.  4). 
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raten  aas  Schlesien  Uefür  seine  Bedeckung,  bis  die  Hofkammer 
durch  den  Verlust  dieser  Provinz  genöthigt  wurde,  hiezu  andere 
Mittel  zu  verwenden^). 

4.  Brabanter  Darlehen  von  1739  pr.  3  Millionen  Argent  fort 

(27^  MUlionen  rhein.). 

Im  Jahre  1739  wurde  durch  Intervention  der  Brabanter  Stände 
ein  Anlehen  von  3  Millionen  Argent  fort  aufgenommen,  rückzahlbar 
in   15  Jahren  aus  dem  mit  Nieder-Oestereich  auf  diese  Zeit 
recessmässig    vereinbarten    Contributions-Ordinarium    jährlicher 
600.000  fl.     Hiezu  wurde  von  den  niederösterreichischen   Ständen 
als  jährlicher  Tilgungsfond  eine  Contributionsquote  von  216.000  fl. 
rhein.  (=  259.000  fl.  Brab.  Arg.  fort)  verschrieben  und  abgetreten,  und 
zwar  mittelst  einer  in  die  kaiserliche  Obligation  vom  9.  März  1739 
eingeschalteten  Fidejussionsurkunde.    Subsidiär  wurden,  —  analog 
dem  bei  Verpfändung  der  schlesischen  Contributionen  üblichen  Vor- 
gange —  alle  Staatseinkünfte  und  Domänen  in  Niederösterreich 
verschi'ieben,  insbesondere  aber  der  Weinaufschlag  in  Ybbs  und 
Struden,  im    Viertel  Ober-  und  Unter -Manhardsberg,  dann    der 
Aufschlag  auf  trockene  Güter.    Eventuell  sollten  sich  die  Stände 
Brabants  aus  dem  Erträgnisse  der  dortigen  Domänen  des  Kaisers, 
sowie  der   demselben  zu  bewilligenden  Abgaben  durch  Eetention 
bezahlt  machen. 

In  der  Obligation  erscheinen  die  Stände  Brabants  dem  Aerar 
gegenüber  als  Gläubiger.  In  der  That  aber  fungirten  sie  nur 
als  Zwischenperson,  indem  das  Anlehen  zur  öffentlichen  Sub- 
scription  aufgelegt  wurde,  —  woher  auch  die  Bezeichnung  „Lev6e", 
•-"  die  Stände  also  eigentlich  nur  die  Vermittlung  hatten,  und 
zweifellos  die  einzelnen  Theilobligationen  ausstellten. 

Was  den  Zinsfuss  dieser  Anleihe  betrifit,  so  war  derselbe  ur- 
sprünglich mit  4^/o  vereinbart.  In  Wirklichkeit  aber  gestaltete 
sich  derselbe  niedriger.  Ein  Drittel  des  Capitals  wurde  nämlich 
in  Holland  zu  nur  S^l^^lo  subscribirt^).    Die  übrigen   ^/g  wurden 


^)  S.  die  citlrten  Prandau'schen  Acten. 

^  H.  F.  A.  vom  30.  Mai  und  18.  August  1739.  —  HoUändische  Kaufleute 
tollten  noch  eine  zweite  Mülion  des  Anlehenscapitales  zeichnen,  die  Brabanter 
Sti&de  beschlossen  aber,  die  restlichen  2  Millionen  ganz  in  der  Provinz  aufisu- 

nnnivAn 
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ZU  noch  günstigeren  Bedingungen,  nämlich  zu  S^/,^/^,  aufgebracht, 
und  zwar  grösstentheils  in^Brabant.  Nur  ein  Theilbetrag  von  12.790 
Unzen  Gold^)  wurde  in  England,  anscheinend  durch  Yermittlnng 
der  Bank^),  beigetragen.  Die  Modification  des  Zinsfusses  veran- 
lasste zu  einem  NachU-agscontracte  mit  den  Brabanter  Ständen, 
wonach  in  den  ersten  9  Jahren  der  15jährigen  TilgungsMst  zuerst 
die  holländische,  und  dann  erst  die  minder  verzinsliche  Brabanter 
Quote  zur  Rückzahlung  gelangen  sollte'^). 

Der  Erlag  des  Capitals  war  erst  Mitte  Juli  1739  beendet,  ab- 
züglich eines  Betrages  von  20.000  fl.,  für  die  Kosten  der  Ueber- 
wechslung  des  in  Rotterdam  subscribirten  Capitalsdrittels.  In- 
zwischen behalf  man  sich  durch  Vorschüsse  des  Bankiers  Sardi 
in  Brüssel^). 

I.  Sonstige  ausländische  Darlehen. 

Die  bisher  nicht  genannten  Staaten  sind,  was  sich  theils  durch 
deren  Capitalsarmuth ,  theils  durch  die  politischen  Verhältnisse  er- 
klärt, während  der  ganzen  Periode  nui*  äusserst  selten  in  credit- 
geschäftliche  Beziehungen  zum  österreichischen  Aerar  getreten. 
Manche  hieher  gehörige  Vorgänge  mögen  uns  vielleicht  nicht  über- 
liefert sein;  bedeutendere  und  zahlreichere  Anlehensoperationen 
würden  jedoch  mehrfache  Spuren  hinterlassen  haben. 

Aus  Polen  wurde  im  ersten  Jahre  des  spanischen  Erbfolge- 
krieges von  der  Königin  ein  Darlehen  von  800.000  fl.  in  Aussicht 
gestellt,  worüber  man  dem  Bankier  Wertheimer  die  Verhandlung 
übertrug*).  Bei  dem  Mangel  jeder  weiteren  Nachricht  erscheint 
die  Annahme  gerechtfertigt,  dass  ein  solches  Anlehen  nicht  zu 
Stande  kam. 

Das  schlesische  Fürstenthum  Ohlau  war  schon  vor  1700 
dem  polnischen  Prinzen  Jacob  Sobieski  für  ein  6percentiges  Dar- 


>)  1  Unze  Gold  =  V«  Troypfund  =  31.1  Gramm. 

^)  Die  bezügliche  SteUe  ist  unklar.  Es  heisst  nämlich  in  einem  der  Be- 
richte Hillebrands  „Ton  dem  Banco  in  London",  wo  jedoch  das  massgebende  Wort 
auch  „Bance"  gelesen  werden  könnte ,  was  auf  ein  Bankhaus  dieses  Namens 
deuten  wiirde  (H.  F.  A.  v.  18.  August  1739). 

«)  H.  F.  A.  vom  8.  März  1740. 

*)  H.  F.  A.  vom  18.  Juü  1739. 

'')  H.  F.  A.  vom  27.  October  1701. 
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lehen  von  500.000  fl.  verpfändet  worden.  Dieses  Capital  wurde, 
nachdem  eine  frühere  Aufkündigung  widerrufen  worden  war,  halb- 
jährig gekündet  und  dürfte  die  Ablösung  thatsächlich  erfolgt  sein^). 

Ende  1733  wird  ein  Darlehen  des  russischen  Generals  Grafen 
von  Weisbach  von  100.000  fl.,  sichergestellt  durch  Verpfändung  eines 
schlesischen  Kammergutes,  erwähnt*). 

Von  Anlehen  in  Frankreich  und  in  den  skandinavischen 
Ländern*)  findet  sich  keine  Spur.  Die  Vorschüsse  spanischer 
Capitalisten  aus  der  Zeit  des  Erbfolgekrieges,  beziehungsweise  der 
Anwesenheit  Karls  im  Lande,  berührten  die  erbländischen  Finanzen 
allerdings  ursprünglich  nicht  direct,  wurden  jedoch  zum  Theile 
später  durch  die  Wiener  Stadtbank  übernommen*). 


>)  Böhm.  F.  A.  vom  14.  Juni  1723  und  9.  October  172d. 

2)  H.  F.  A.  vom  22.  December  1733. 

^)  Die  Forderung  Dänemarks,  welche  in  Folge  Ah.  Resolution  vom 
3.  August  1706  auf  die  erbländischen  Contributionen  von  1706—1714  gewiesen 
wurde,  war  nicht  aus  einem  Darlehen  entstanden,  sondern  der  Rest  der  vom 
Kaiser  „wegen  des  Eibzolls  schuldig  gewordenen  V/^  Millionen"  (H.  F.  A. 
y.  27.  Hai  1707).  —  An  Subsidienrückständen  aus  der  Zeit  des  spanischen  Erb- 
folgekriegea  hatte  Dänemark  1718  noch  57.000  fl.  zu  fordern.  Dieser  Betrag 
soUte  unter  Compensation  mit  der  Schuldigkeit  Dänemarks  an  Reichs -Römer- 
monaten,  in  4  Quartalen  berichtigt  werden  (F.  «C.  ^rot.  v.  21.  Aug.  1717). 

^)  S.  die  Darstellung  im  Abschnitte  X. 


Yin.  Lotterie-Änlehen  and  Tontinen. 


1.  Lotterie  von  1704. 

Im  Jahre  1704  wurde  in  Wien  durch  den  Juden  Levi  eine 
Lotterie  eingerichtet,  und  zwar  mit  100.000  Loosen  zu  je  2  Beichs- 
thalem  (ä  2  fl.  rhein.),  welche  binnen  3  Monaten  verkauft  werden 
sollten  ^).  Von  dem  Gesammtertrage  von  400.000  fl.  waren  100.000  fl. 
an  die  Hofkammer  abzuführen.  Der  Rest  hatte  dem  Unternehmer 
zu  verbleiben,  welcher  hievon  593  Gewinne  („Gratien")  in  12  Ab- 
stufungen von  200  fl.  bis  25.000  fl.^),  zusammen  im  Betrage  von 
266.00Ö  fl.  zu  bestreiten  hatte.  Der  Tag  der  Ziehung  sollte  durch 
die  mit  der  Ueberwachung  betrauten  Commissäre  öflFentlich  verlaut- 
bart  werden  und  die  Auszahlung  der  Gewinne  am  Tage  nach  der 
Ziehung  stattfinden.    Die  Gewinne  unterlagen  keinerlei  Executioa 

Es  war  dies  also  eine  Privatlotterie  unter  staatlicher  Controle, 
und  für  die  Staatsfinanzen  nur  durch  die  Verpflichtung  zur  Abfuhr 
einer,  gewissermassen  als  Steuer  zu  betrachtenden  Quote  an  das 
Aerar,  von  Bedeutung. 

2.  Hamburger  Lotterie  von  1707. 

Die  erste  wirkliche  Staatslotterie  Oesterreichs  im  18.  Jahr- 
hundert war  jene,  die  im  Jahre  1707  in  Hamburg  zu  Stande  kam. 


»)  Pat.  vom  18.  März  1704  im  Cod.  Austr.  III  und  H.  F.  A.  vom  16.  Man 
1704.    Im  Patente  wurde  die  Anzahl  der  Loose  nicht  erwähnt. 

«)  Je  1  Treffer  zu  25.000  fl.,  15.000  und  12.000,  2  zu  10.000,  4  zu  4000, 
je  8  zu  2000  und  1500,  20  zu  1000,  40  zu  500,  24  zu  400,  20  zu  300  und  464 
zu  200  fl.  Ausserdem  erhielt  der  Gewinner  der  zuerst  gezogenen  Nummer  1100  fi 
und  jener  der  zuletztgezogenen  500  fl. 


L 
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Nach  dem  kaiserlichen  Patente  vom  24.  Juli  1706,  welches 
libiigens  vom  Bürgermeister  und  Bathe  der  Stadt  Hamburg  erst 
am  13.  Mai  1707  publicirt  wurde,  handelte  es  sich  hier  um  eine 
Xeibrentenverloosung  mit  einem  Oesammtcapitale  von  150.000  Thaler 
l)anco  ^). 

Es  wurden  4500  Loose  zu  je  100  Mark  banco  ausgegeben.  Jedes 
Iioos  berechtigte  zu  einer  in  halbjährigen  Baten  zahlbaren  Leib- 
Tente  für  den  Erleger  oder  die  von  ihm  bezeichnete  Person,  wobei 
Ehegatten  und  Geschwister  als  eine  Person  galten,  d.  h.  die  Beute 
so  lange  ausgezahlt  wurde,  als  noch  ein  Theil  am  Leben  blieb. 
Bei  3000  Loosen  betrug  die  Leibrente  10  ®/o,  bei  den  übrigen  1500, 
welche  hiezu  verloost  werden  mussten,  9*^/o.  Ausserdem  wurden 
64  Extragewinne  von  200  bis  3000  Mark  (zusammen  30.000  Mark) 
aasgesetzt. 

Wer  nach  6  Jahren  ein  Drittel  oder  nach  10  Jahren  die  Hälfte 
seiner  Einlage  nachliess,  soUte  den  Best  bar  ausbezahlt  oder  bis  zur 
wirklichen  Abstattung  mit  6*^/o  verzinst  erhalten.  —  Die  Leibrenten 
waren  frei  von  Steuern,  Verbot  und  Execution;  doch  konnten  ein- 
zelne Baten  verpfändet  werden.  —  Die  Verloosung  sollte  4  Wochen 
nach   Erlag    des    ganzen   Capitals  stattfinden,    und    der    Termin 
14  Tage  vorher  publicirt  werden.    14  Tage  nach  der  Ziehung  hatte 
jeder  Loosbesitzer  eine  Obligation  über  die  ihm  zugefallene  Leib- 
rente zu  erhalten.    Die  Beuten  wurden  auf  das  schlesische  Salz- 
regal sichergestellt. 

Dass  diese  Lotterie  bald  nach  der  Ausschreibung  Anklang  fand, 
wissen  wir  aus  einem  Berichte  vom  29.  Juli  1707:  ob  aber  das 
ganze  Capital  realisirt  wurde,  ist  nicht  ersichtlich. 

3.  Lotterieprojecte  im  Jahre  1718. 

Anfangs  1718  wurde  durch  den  Wiener  Magistrat  eine  Stadt- 
lotterie veranstaltet,  und  zwar  mit  50.000  Loosen  zu  4  fl.,  wovon 
10«/^,  also  20.000  fl.,  als  Gewinn  abgezogen  werden  sollten.    Der 


^)  Der  mit  der  Yorbereitoug  und  Durchführung  der  Lotterie  betraute  k.  Post- 
i&eister  Eurzrock  in  Hamburg  erhielt  den  Titel  eines  Hofkammerrathes  und 
^«iserl.  Residenten,  und  dürfte  ihm  auch  das  am  29.  Juli  1707  beantragte  Ad- 
jutum  jährlicher  600  fl.  bewilligt  worden  sein.  Für  den  Syndicus  von  Hamburg, 
^^^steUen,  der  sich  um  das  Zustandekommen  der  Lotterie  grosse  Verdienste  er- 
worben hatte,  wurde  eine  kaiserliche  Gnadenkette  beantragt.  H.  F.  A.  vom 
^.  Juli  1707. 
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Antrag  der  Hofkammer,  diesen  Gewinn  nur  zur  Hälfte  der  Stadt 
zu  belassen,  die  andere  Hälfte  aber  für  das  Aerar  einzuziehen, 
wurde  in  der  Fin.  Conferenz  abgelehnt,  jedoch  die  Stadt  aufge- 
fordert, bei  künftigen  Staatslotterien  sich  mit  ihrem  Credite  zu 
betheiligen  ^) 

Gleichzeitig  wui'de  über  6  verschiedene  Staatslotterieprojecte 
des  schlesischen  Kaufmannes  Martin  König  verhandelt,  die  Ent- 
scheidung hierüber  aber  bis  nach  Durchführung  der  Sta^dÜotterie 
aufgeschoben.  Ob  diese  Angelegenheit  jemals  wieder  aufgenommen 
wurde,  ist  nicht  zu  ermitteln. 

4.  Lotterie  der  orientalisohen  Compagnie  vom  Jahre  1721. 

Obgleich  keine  Staats-,  sondern  eine  Privatuntemehmung  wär^ 
doch  jene  grosse  Lotterie  hier  zu  erwähnen,  welche  von  der  im  Jahre 
1719  zur  Förderung  der  Industrie  und  des  Handelsverkehrs  mit 
dem  Oriente  errichteten  k.  k.  privilegiiiien  orientalischen  Compagnie  ^ 
im  Jahre  1721  ausgeschrieben  wurde.  Einerseits  genoss  die  Gresell- 
schaft  nämlich  besondere  staatliche  Privilegien,  anderseits  wai*  jene 
Lotterie  wohl  ein  Jahrhundert  hindurch  die  bedeutendste  derartige 
Vei*anstaltung  in  Oesterreich. 

Die  Bedingungen  dieser  Lotterie,  die  wir  einer  Kundmachung 
vom  29.  April  1721®)  entnehmen,  waren  folgende: 

Es  werden  100.000  Loose  ausgegeben,  welche  binnen  25  Jahren 
in  100  vierteljährigen  Ziehungen  zu  verlosen  sind.  Die  ursprünghche 
Einlage  für  jedes  Loos  beträgt  1  fl.;  vor  den  ersten  3  Ziehungen 
sind  auf  die  nicht  gezogenen  Loose  je  2  fl.  nachzuzahlen,  vor  jeder 
der  nächsten  3  Ziehungen  je  3  fl.  u.  s.  w.,  von  3  zu  3  Ziehungen 
um  je  1  fl.  steigend,  vor  der  100.  Ziehung  daher  34  fl.,  so  dass 
sich  die  Einzahlungssumme  bei  einem  bis  zur  letzten  Ziehung  nicht 
gezogenen  Loose  auf  1717  fl.  erhöbt.  Wer  die  Einzahlungen  nicht 
fortsetzen  will,  kann  sein  Loos  veräussem  oder  aufgeben.  Die 
Anzahl  der  Gewinnste  beträgt  1.478.000,  dai-unter  100.000  grosse 
von  100  fl.  bis  50.000  fl.  (zusammen  110.656.000  fl.),  —  1OO.O00 
mittlere  zu  20  und  40  fl.  (zusammen  2.510.000  fl.)  und  1.278.000 


*)  F.  C.  Prot,  vom  21.  Jäuner  1718. 

2)  Patente  vom   27.  Mai  und  29.  December  1719  (Cod.  Austr.  III,  S.  939 
und  947). 

*)  S.  Patentfasc.  des  F.  Arch. 
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kleiae  zu  3  fl.  (zasammen  3.834.000  fl.).  Einer  Gesammt-Einzahlung 
voB  86.824.280  fl.  steht  also  eine  Gewinnstsumme  von  117  Mil- 
lionen Golden  gegenüber.  Jedes  Loos  spielt  so  lange  mit,  bis  ein 
grosser  Treffer  darauf  fällt;  es  muss  also  einen  gi'ossen,  und  kann 
viele  mittlere  und  kleine  Treffer  machen. 

Die  weiteren  Detailbestimmungen  sind  äusserst  complicirt,  und 
sollen  daher  nur  die  wichtigsten  derselben  erwähnt  werden. 

Wer  100  Loose  nimmt,  erhält  einen  Assecuranzschein.  Bei 
jeder  Ziehung  werden  auf  jene  solchen  Scheine,  von  deren  Loosen 
keines  mit  einem  mittleren  oder  grossen  Treffer  herauskam,  30.000  fl. 
Tertheilt.  Durch  rdiese  Extraprämien  erhöht  sich  die  Gewinnst- 
summe auf  120  Millionen.  Nach  der  20.  Ziehung  nimmt  die  Compagnie 
JÜle  voll  eingezahlten  Loose  zum  doppelten  Nominalwerth  an 
Zahlungsstatt  an.  Zur  Sicherstellung  verpfändet  die  Compagnie 
alle  ihre  Effecten  und  Güter.  Der  Kaiser  begibt  sich  des  Rechtes 
der  Besteuerung,  sowie  der  Beschlagnahme  der  Loose  und  Ge- 
winnste. 

Um  der  Compagnie  eine  ihren  statutarischen  Zwecken  ent- 
sprechende Verwendung  der  Einlagsgelder  zu  erleichtem ,  wurden 
ihre  Privilegien  erweitert. 

Nach  dem  ursprünglichen  Verlosungsplane  sollte  die  100.  Ziehung 
ftm  1.  Juni  1746  stattfinden;  man  liess  sich  jedoch  bald  zu  einer 
namhaften  Verkürzung  der  Verlosungsfrist  herbei,  wornach  die 
100.  Ziehung  schon  Ende  1731  vorzunehmen  war. 

Die  an  die  Gründung  der  orientalischen  Compagnie  geknüpften, 

sehr  weitgehenden  Hoffnungen,  gingen  bekanntlich  nicht  in   Er- 

ftllnng,  da  die  damaligen' Verhältnisse  so  grossen  volkswirthschaft- 

lichen  Plänen  keineswegs  günstig  waren.    Gleichwohl  gelang  es 

der  Compagnie,  die  grossen  Vei-pflichtungen ,  die  sie  durch  die,  — 

übrigens  nie  im  beabsichtigten  Umfange  subscribirte  —   Lotterie 

fibemommen,  bis  in  das  Jahr  1730  hinein^)  pünktlich  einzuhalten. 

Die  bezüglichen  Schwierigkeiten  wurden  jedoch  immer  bedeutender. 

Einerseits  war  nämlich  der  Tilgungsfond  dieser  Lotterie  durch  die 

Abkürzung  der  Verlosungsfrist  sehr  geschwächt  worden,  andererseits 

war    auch    die   vorzeitige  Eealisirung   der  zu  den  Auszahlungen 


^)  Dies  ergibt  sich  aus  dem  Patent  vom  23.  April  1731  (Cod.  Austr.  IV, 
S.  661)  in  Verbindung  mit  jenem  vom  11.  Juli  1729  (Pat.  Fase.  d.  Fin.  Arch.). 
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erforderlichen ,  in  industriellen  und  commerciellen  Unternehmungen 
angelegten  Capitalien  nur  sehr  schwer  möglich. 

Dies  führte  zur  Zahlungsunfähigkeit  der  Compagnie,  wie  es 
scheint,  Anfangs  1731.    Es  wurde  daher  eine  eigene  Hofcommission 
mit  der  Untersuchung  .der  Angelegenheit  betraut,  den  Interessenten 
aber  die  Uebergabe  sämmtlicher  Activa  der  Gesellschaft  mit  allen 
ihien  Privilegien  zugesagt,  desgleichen  die  Eückzahlung  jener  Be- 
träge, über  welche  die  Regierung  früher  als  vermeintliche   Ge- 
barungsttberschüsse   verfligt   hatte.     Aus   letzterem    Titel    sollten, 
einer    kaiserlichen   Resolution     vom    Juli    1734    zufolge,     durch 
15  Jahi-e  je  100.000  Reichsthaler  an  die  Vertreter  der  Interessenten 
ausgezahlt  werden.    Behufs  Abwicklung  der  Anspräche  der  Loos- 
besitzer    wurde    die   Wiederaufnahme    der   Anfangs    eingestellten 
Ziehungen  gestattet,  jedoch  mit  Ausschluss  aller  weiteren  Einlagen 
und  jeder  Erhöhung  der  Belastung^),  also  wohl  mit  entsprechender 
Reduction  der  Gewinnstchancen. 

1736  wurden  die  Passiva  der  orientalischen  Compagnie  mit 
3.600.000  fl.  ermittelt;  hievon  hatten  die  Loosbesitzer  3.45O.OO0  fl. 
zu  fordern,  und  zwar  grösstentheils  aus  der  im  Jahre  1735  statt- 
gefundenen Hauptverlosung  der  bis  dahin  nicht  gezogenen  Loose. 
Die  Activa  wurden  mit  1.350.000  fl.  geschätzt,  wozu  man  auf 
Grund  der  obgedachten  Zusage  eine  Staatsunterstützung  von  zu- 
sammen 2.250.000  fl.  erholBfte.  Hienach  wären  alle  Forderungen 
aus  dem  Lotterieuntemehmen  bedeckt  gewesen.  Behufs  Befriedigung 
der  Interessenten  im  Sinne  dieser  Bilanz  beschloss  die  General- 
versammlung der  Interessenten  im  Jahre  1737  die  Fortsetzung  des 
Geschäftsbetriebes  der  insolventen  Compagnie,  und  zwar  vermittelst 
dreier  neuer  Gesellschaften,  welche  eine  entsprechende  Quote  der 
Activa  und  Passiva  zu  übernehmen  hatten'). 

5.  Lotterie  von  1720. 

Ende  1729  wurde  in  Wien  eine  kaiserlich  privilegirte  Lotterie 
errichtet,  über  welche  nichts  Näheres  überliefert  ist.  Es  scheint 
dies  ein  Staatslotterie  gewesen   zu  sein.     Das  Directorium  der- 


»)  K.  Patente  vom  23.  AprU  1731  und  11.  Juli  1734  (Cod.  Austr.  IV, 
S.  661  und  852). 

-)  Näheres  enthält  der  hierüber  1737  erschienene  Bericht  unter  dem  Titd: 
„Veritas  cum  utili  in  compendio"  im  Pat.  Fase,  des  Fin.  Arch. 
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selben  erbot  sich  nämlich,  für  die  Loose  statt  Bargeld  auch  liquide 
Staatschuldenpapiere  an  Zahlungsstatt  anzunehmen,  und  dieselben 
nach  Abschluss  der  Operationen  dem  Aerar  unentgeltlich  zurück- 
zustellen, —  was  von  der  Hofkanzlei  und  Hofkammer  beförwortet 
und  vom  Kaiser  gebilligt  wurde.  Wie  die  Hofkammer  in  ihrer 
hiei'uber  an  die  Bancalität  gerichteten  Zuschrift  bemerkt,  wurden 
bei  der  Lotteriedirection  nur  solche  Schuldtitres  angenommen,  deren 
Liquidität  und  Fälligkeit  von  der  Buchhaltung  bestätigt  war. 
Cautionscapitalien  und  mit  Verbot  belegte  Posten  waren  ausge- 
schlossen. 

Die  Partei  hatte  bei  der  Buchhaltung  das  Obligationsinstrument 
beizubringen,  femer  eine  Quittung,  lautend:  „Bezahlt  von  der 
Bancalität  durch  die  neuerrichtete  privilegirte  kaiserliche  Lotterie." 
Hierauf  wurde  durch  die  Buchhaltung  der  betreffende  Betrag  auf 
der  Urkunde  abgeschrieben,  beziehungsweise,  falls  der  Gläubiger 
das  ganze.  Capital  bei  der  Lotterie  einlegen  wollte,  die  Urkunde 
eingezogen.  Die  hienach  liquidiite  Quittung  hatte  die  Partei  bei 
der  Lotteriedirection  einzulegen^). 

6.  Boaener  Tontinenanlehen« 

Von  1736  bis  1738  wurde  über  ein  Pi'oject,  betreffend  eine 
Anleihe  in  Form  einer  Tontine,  verhandelt,  welche  in  Bozen,  unter 
ßarantie  des  Stadtmagistrats,  aufgebracht  werden  sollte.  In  dieser 
Angelegenheit  wurde  der  genuesische  Priester  Paul  Poli  als  Fach- 
Diann  nach  Innsbruck  berufen,  mit  dem  Auftrage,  seinerzeit  in 
Oberitalien  für  die  Sache  Propaganda  zu  machen. 

Die  Aeusserung  Poli's  über  jenes  Project  wurde  erst  zwei 
Jahre  später  zum  Gegenstande  weiterer  Verhandlungen  mit  dem 
I^fojectanten  (einem  gewissen  Paylier  in  Antwerpen)  gemacht,  und 
ß^wartete  man,  dass  auf  Grund  derselben  das  Tontinenanlehen  zu 
Stande  kommen  werde  ^).  Ob  und  zu  welchen  Bedingungen  dies 
^chah,  ist  nicht  zu  ermitteln. 

7.  Project  einer  Stadtbank-Tontine. 

Angeregt  durch  Vorschläge  von  Hamburger  Kaufleuten,  bean- 
tragte  die  Hofkammer  in  einem  undatii-t  vorliegenden  Referate, 


>)  H.  F.  A  vom  19.  November  und  14.  December  1729. 
«)  H.  F.  A.  vom  9.  September  1736  und  9.  August  1738. 


430  ^^m.  Lotterie-Anlehen  und  Tontinen. 

dessen  Entstehungszeit  sich  nicht  einmal  annähernd  bestimn 
lässt^),  ein  Capital  von  3  Millionen  im  Wege  eines  ^Leibgeding 
d.  h.  eines  Rentenanlehens,  und  zwar  in  der  Form  der  Tont 
(Bentengesellschaft)  zu  beschaffen. 

Das  Capital  sei  in  15.000  Antheilen  zu  je  200  fl.  aufzubring 
Bei  Lebzeiten  des  Einlegers,  —  im  Falle  einer  Einlage  auf  ( 
Namen  eines  Anderen  bei  Lebzeiten  des  Letzteren,  —  seien 
Einlagen  mit  3%  zu  verzinsen,  und  hiezu  jährlich  90.000  fl. 
verwenden.  Weitere  40.000  seien  jährlich  an  die  Erben  der  v 
storbenen  Einleger  nach  dem  Verhältnisse  der  Einlagen  auszuzahl 
In  jeder  dieser  beiden  Gruppen  seien  die  durch  Ableben  der  Bezu 
berechtigten  erledigten  Antheile  unter  den  Ueberlebenden  zu  \ 
steigern  und  dem  Meistbietenden,  jedoch  nicht  unter  dem  hall 
Nennwerthe  zu  überlassen,  der  Erlös  aber  unter  alle  16.000  Anth( 
zu  vertheilen.  Die  nicht  eingelösten  Antheile  seien  unter 
ältesten  Mitglieder  nach  dem  Verhältnisse  ihrer  Einlagen  une 
geltlich  zu  vei-theilen,  und  zwar  bis  zur  Verdopplung  ihrer  ursprQi 
liehen  Einlage.  Für  aUe  Zahlungen  solle  die  Wiener  Stadtba 
die  Haftung  übernehmen,  welcher  hiezu  bis  zum  Absterben  sämi 
lieber  Theilnehmer  ein  jährlicher  Fond  von*  130.000  fl.  anzuweisen  s 

Die  hier  in  ihren  Hauptzügen  beschriebene  Eentengesellschj 

ist  übrigens  offenbar  nicht  zu  Stande  gekommen'^). 

^__ • 

*)  F.  Arch.  Bibl.  Bd.  Nr.  166,  D.  Nach  der  üebersohrift  dieses  Samm 
bandes  mass  das  Project  aus  der  Zeit  vor  1736  stammen. 

^)  Ausser  dem  vorerwähnten ,  nicht  resolvirten  Referate  findet  sich  nici 
über  diesen  Gegenstand. 
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A.  Einrichtung  der  Bancalität 

1.  Beformprojecte  von  1713  und  1714. 

a)  Die  bedeutenden  Erfolge  der  Wiener  Stadtbank  legten  die 
lee  nahe,  die  Reform  des  staatlichen  Finanzwesens  an  ein  Bank- 
sütut  anzuknüpfen. 

Eine  derartige  Absicht  lag  einem  Patente  vom  24.  März  1713 
i  Grunde,  welches  als  „Banco  del  Giro  Confirmations-,  Exten- 
ions-  und  Augmentationsdiplom"  bezeichnet  wird. 

Der  Entwurf  dieses  Diploms  wurde  von  der  Hofkammer  mit 
ote  vom  15.  März  1713  an  die  österreichische  Hofkanzlei  zui* 
nsfertigung  geleitet,  jedoch  mit  dem  Beisatze:  „es  sei  denn,  dass 
lese  etwas  Erhebliches  dabei  zu  bedenken  hätte".  Letzteres  ge- 
'hah  in  der  That;  auch  die  nieder  österreichischen  Stände  erhoben 
eschwerde^).  Das  Patent  scheint  daher  gar  nicht  publicirt  worden 
i  sein*),  jedenfalls  aber  ist  es  nie  in's  Leben  getreten*). 

Hiefiir  spricht  vor  allem  der  Umstand,  dass  das  Diplom  in 
Äteren  ämtlichen  geschichtlichen  Rückblicken  auf  die  Entwick- 
ing  der  Bankinstitute  nicht  erwähnt  wird.  Ueberdies  ist  der  Li- 
alt  des  Diploms  grösstentheils  in  das  spätere  Bancalitätspatent 
bergegangen.    Da  nun  durch  letzteres,  wie  am  betreffenden  Orte*) 


>)  Ref.  vom.  29.  August  1714  im  F.  Arch.  Bibl.  Bde.  lit.  D  166  2. 

*)  Das  Diplom  findet  sich  weder  im  Wiener  Diarium  (s.  Schwabe  S.  110) 
och  im  C.  A.  Gedruckte  Exemplare  s.  H.  F.  A.  vom  15.  März  1713,  femer 
»  F.  Arch.  Bibl.  Bde.  lit.  D  166/1. 

*)  Die  gegentheilige  Ansicht  Bidermanns  (Wiener  St.  B.)  wurde  schon  von 
'^^abe  (S.  111)  widerlegt. 

0  S.  Seite  267  u.  434. 
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gezeigt  wird,  die  Dotation  und  Einrichtung  der  Wiener  Stadtbank, 
bezw.  des  Banco  del  Giro,  in  keiner  Weise  berührt  wurde,  kann  das 
Extensionsdiplom ,  welches  hiemit  im  Widerspruche  stehen  würde, 
unmöglich  wirksam  geworden  sein. 

Wir  können  es  uns  daher  hier  versagen,  auf  die  Bestimmungen 
des  Diploms  näher  einzugehen,  und  dürfte  es  genügen,  dieselben  bei 
Besprechung  der  Einrichtung  der  Bancalität  in  Kürze  darzustellen. 

Uebrigens  kann  nicht  unerwähnt  bleiben,  dass  es  nicht  einmal 
feststeht,  ob  das  Diplom  den  Banco  del  Giro  oder  die  Wiener  Stadt- 
bank zum  Gegenstande  hat.    Für  ersteres  würde  die  Ueberschrift 
in  den  im  Finanzarchiv  befindlichen  Exemplaren  sprechen,   sowie 
eine  chronologische  Angabe  im  Eingang  des  Diploms^),  —  für  letz- 
teres der  ganze  Tenor  der  bezüglichen  Ausführungen,  besondeis 
aber  die  Thatsache,   dass  der  Banco  del  Giro  zu  jener  Zeit  nur 
mehr  nominell  bestand,  während  die  Stadtbank  im  entschiedenen 
Aufechwunge  begriffen  war.     Immerhin  mag  vielleicht  gerade  die 
Absicht  zu  Grunde  gelegen  sein,  der  Stadtbank  ein  Concurrenz- 
institut  zu  schaffen,  ein  Gedanke,  der  ja  in  einem  gewissen  Grade 
auch  in  der  Bancalität  zum  Ausdrucke  gelangte. 

Dass  man  sich  von  der  beabsichtigten  Massregel  einen  grossen 
Erfolg  versprach,  erhellt  aus  einer  anderen  Stelle  im  Eingange  des 
Patentes^). 

b)  Während  der  im  nächsten  Abschnitte  erwähnten  Berathungen 
ti-at  an  die  kaiserliche  Regierung  die  Versuchung  heran,  das  Finani- 
wesen  durch  unbegrenzte  Ausgabe  von  Papiergeld  zu  „refonniren", 
indem  der  Schotte  John  Law  sein  diesbezügliches,  schon  1705  in 


^)  Dieselbe  lautet :  „Nachdem  wir  bei  Antritt  unserer  Regierang  n.  a.  a.  g. 
wahrgenommen,  dass  der  von  weiland  unseres  hochgeehrtesten  Vaters  Mi^esttt 
Leopold  I.  hochseligen  Gedächtnisses  allhier  instmirte  Banco  nicht  allein  in  eil 
sehr  gutes  Aufnehmen  gediehen,  dergestalt,  dass  der  Credit  sich  darauf  fast  Üb- 
lich vermehrt  und  erweitert,  sondern  auch  die  demselben  zur  Dotation  gewid- 
meten Cameralgefälle  auf  ein  grösseres  Erträgnis  gebracht  wurden".  —  Der 
Widerspruch  liegt  hier  auf  der  Hand,  indem  alles,  was  über  die  heilsamen  Wüe- 
kungen  des  Banco  gesagt  wird,  nur  auf  die  Stadtbank  passt,  letztere  aber  nicht 
unter  Leopold  I.,  sondern  erst  unter  Josef  L  errichtet  wurde. 

^)  Es  hcisst  darin  nämlich,  der  Kaiser  habe  sich  m  Erwägung  der  groeseii 
Kosten  des  Krieges  bestimmt  gefunden,  den  Banco  zur  Erhöhung  des  Ci^ditli 
Abbringung  der  Wuchereien,  Erhebung  der  Handelsschaften ,  und  mithin  siin 
Besten  des  allgemeinen  Wesens,  von  neuem  zu  bekräftigen,  zu  erweitern,  zu  Tei- 
mehren,  und  mit  grösseren  Privilegien  auszustatten. 
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Edinburgh  in  Druck  erschienenes  System  dem  Kaiser  anbot.  Dieses 
System  ging  von  der  irrigen  Voraussetzung  aus,  dass  der  Staat 
lurch  Creirung  einer  Landes -Zettelbank  und  Emission  von  Bank- 
loten  mit  Zwangscurs  in  beliebiger  Menge  Geld  schaffen  könne; 
üe  Noten  wärden  dann  die  Grundlage  eines  grossartigen  Disconto- 
^chäftes  der  Bank,  und  seien  nur  solchen  Personen  wieder  ein- 
snlösen,  welche  dafür  keine  sonstige  Verwendung  finden  könnten. 
Es  ist  bekannt,  zu  welch'  verderblichen  Consequenzen  dieses  wahn- 
witzige System  bald  darauf  in  Frankreich  führte;  man  kann  es 
daher  nur  als  ein  Glück  für  die  Finanzen  Oesterreichs  bezeichnen, 
dass  die  Vorschläge  Law's  hier  keinen  Anklang  fanden^). 

2.  Errichtung  der  Bancalität. 

Da  die  Anfangs  1714  ins  Leben  getretene  Reorganisirung  der 
Hofkammer  eine  meritorische  Reform  des  Finanzwesens  nur  an- 
bahnen  konnte,  jedoch  keineswegs  entbehrlich  machte,  —  das  Patent 
vom  24.  März  1713  aber  nicht  zur  Ausführung  gelangt  war,  — 
Hess  der  Kaiser  bald  nach  dem  Rastätter  Friedensschlüsse  ein  Pro- 
tect in  Berathung  ziehen,  welches  als  „Universal-Bancal-Finanzen* 
Oeconomie-Demonstration^  bezeichnet  war  und  die  Herstellung  der 
Ordnung  im  Staatshaushalte,  besonders  im  Gassen-  und  Schulden- 
wesen bezweckte  •). 

Hiezu  wurde  eine  eigene  Ministerial-Hofdeputation  ein- 
gesetzt, bestehend  aus  dem  Prinzen  Eugen  von  Savoyen  als  Vor- 
sitzenden und  nachstehenden  Mitgliedern:  Fürst  Johann  von  Traut- 
son,  Oberstkämmerer  —  Graf  Philipp  Sinzendorff,  österreichischer 
Hofkanzler  —  Graf  Leopold  Schlick,  böhmischer  Hofkanzler  — 
Graf  Alois  von  Harrach,  gewesener  kaiserlicher  Gesandter  am  Hofe 
Karls  in  Spanien  —  Hofkriegsrath  Feldmarschall  Johann  von 
Gsdiwind  und  Hofkammerrath  Bernhard  von  Mikosch  als  Referent')» 


^)  S.  Schwabe  S.  111—112;  femer  Henmann,  J.  Law  und  sein  Aufent- 
Ut  in  Wien,  in  <L  österr.  Wochenschrift  für  Wissenschaft,  Kunst  und  öffent- 
Ucfaei  Leben.    Jahrg.  1864  Bd.  m,  S.  449—458. 

*)  AUe  Angaben  dieses  Abschnittes  sind,   soweit  nicht  ausdrücklich   eine 

odtre  Quelle  citirt  wird,  einem  F.  Arch.  Bibl.  Bde.  lit.  D  166/2  entnommen,, 

welcher  die  wichtigsten  Originalapten  über  die  Gründung  der  Bancalität  und 

doeo  YerSnäenuigen  bis  1716  enthält,  zusammengefasst  durch  eine  chronologische 

Iifbrmation  Yom  1.  Jänner  1718  (ohne  Unterschrift). 

^  Näheres  über  die  einzehien  Mitglieder  s.  bei  Schwabe  S.  113—114. 

y.  Memi,  Finuiseii  0«texieiohi.  28 
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Letzterer  war,  wie  ein  Zeitgenosse  ansdrücklich  bestätigt,  der  Ver- 
fasser des  Projectes*). 

Die  Deputation^  welche  ihre  erste  Sitzung  am  16.  Juli  1714 
abhielt,  war  mit  dem  Projecte  keineswegs  von  Anbeginn  an  voll- 
kommen einverstanden.    Schon  in  der  Generaldebatte  wurden  die 
Anstände  zur  Sprache  gebracht,  welche  gegen  das  hiemit  vielfieu^h 
verwandte  Diplom  vom  24.  März  1713  seitens  der  Hof  kanzlei  und 
der  niederösterreichischen  Stände  erhoben  worden  waren;  doch  ge> 
lang  es  Mikosch,  diese  Bedenken  unter  Hinweis  auf  die  Unter- 
schiede zwischen  der  beabsichtigten  Einrichtung  und  jenem  Diplome 
zu  zerstreuen.     Weitere  grundsätzliche  Bedenken   gegen  die  Ein- 
richtung als  solche  wurden  nun  nicht  mehr  geltend  gemacht    Im 
Gegentheile  hegten  die  meisten  Commissionsraitglieder  überschweng- 
liche Erwartungen  bezüglich  der  heilsamen  Wirkungen  des  Insti- 
tuts-).    Man  wies  diesfalls  auf  die  glänzenden  Erfolge  der  ve^ 
schiedenen  ausländischen  Banken  hin.    Gegenüber  der  Hofkammer 
trat  von  mehreren  Seiten  eine  bedeutende  Animosität  zu  Tage,  die 
angesichts  der  Verdienste  Starhembergs  wohl  als  unbegründet  be- 
zeichnet werden  darf.    Man  ging  so  weit,  dem  Kaiser  die  Einver- 
nehmung der  Hof  kammer  über  das  Project,  von  dessen  Eealisinmg 
Harrach  Abhilfe  gegen  die  „unordentliche"  Finanzwirthschaft  dieser 
Behörde  hoffte,  abzurathen,  da  sich  letztere  selbst  nicht  zu  helfen 
wisse.    Was  das  Verhältnis  der  zu  errichtenden  Anstalt  zur  Wiener 
Stadtbank  betrifft,   so  scheint  man  hierüber  nicht  ganz  klar  ge- 
wesen zu  sein,  anerkannte  jedoch  die  günstigen  Erfolge  der  letz- 
teren und  erklärte  daher,  dass  ihr  Statut  unberührt  bleiben  solle. 

Nachdem  die  Meinungsverschiedenheiten  über  die  einzelnen 
Punkte  des  Projects  in  vier  Sitzungen  ausgetragen  worden  waren*), 
wurde  dessen  principielle  Genehmigung,  vorbehaltlich  etwaiger 
Modiflcationen  im  Einzelnen,  mit  Vortrag  vom  29.  August  1714 
befürwortet.     Ungeachtet  der  erwähnten  (Haltung  der  Deputation 


»)  S.  Schwabe  Anm.  322. 

^)  Allerdings  wurde  von  einer  Seite  (Schlick)  herrorgehoben ,  dass  eine 
fruchtbringende  Thätigkcit  nur  dann  möglich  sei,  wenn  sich  die  Regierung  jedes 
Eingriffs  in  die  Leitung  der  Anstalt  enthalte.  Auch  müsse  man  bei  der  einin* 
leitenden  Schuldentilgung  correct  vorgehen  und  nicht  Wucherer  vor  den  „treu- 
herzigen Creditores"  befriedigen. 

»)  Das  Nähere  hierüber  s.  unten  Seite  438—442. 
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übermittelte  der  Kaiser  das  Project  der  Hofkatnmer  mit  Hofdecret 
vom  23.  September  1714  zur  Aeusserung  binnen  6  Tagen. 

In  seinem  hierüber  erstatteten  Gutachten  sprach  sich  Starhem- 
berg  anf  das  entschiedenste  gegen  die  beantragte  Reorganisation 
der  Finanzyerwaltung  ans.    Er  bemerkt  zunächst,  dass  ihm  zu  einer 
eingehenden  Prüfung  des  Projects  angesichts  der  verspäteten  Mit- 
theilung die  Zeit  fehle;  auch  bestehe  dasselbe  fast  nur  aus  Yer- 
muthungen,  weshalb  ein  methodisches  Urtheil  darüber  nicht  mög- 
lich sei.    Uebrigens  seien  die  Schlussfolgerungen  des  Projectes  un- 
stichhältig und  einzelne  der  beantragten  Massregeln  würden  gerade 
das  Gegentheil  der  bezweckten  Wirkung  erreichen.    Es  sei  höchst 
gefährlich,  das  ganze  Finanzwesen  von  dem  Erfolge  eines  jeder 
reellen  Basis  entbehrenden  Instituts  abhängig  zu  machen  und  hie- 
durch  Alles  „einem  scheinbaren  stare  meglio  zu  exponiren''.    Auch 
involvire  der  Name  „Bancalität^   gegenüber  dem  Wiener  „Stadt- 
banco^    ein   bedenkliches  Wortspiel.     Das  Project   sei   daher  im 
Ganzen  zu  verwerfen,  eventuell  aber  mindestens  so  zu  formuliren, 
dass  jede  Fiction  unterbleibe.     Hauptsächlich  komme  es  auf  die 
neuen  Bancalitätsfonde  an,  von  welchen  sich  Starhemberg  nicht  viel 
verspricht^).    Nun  sei  es  aber  weder  der  Krone  würdig,  noch  im 
Staatsinteresse  gelegen,  die  Verfassung  der  kaiserlichen  Regierung 
blos  deshalb  umzukehren,  damit  die  alte,  bisher  „Hofkammer""  ge- 
nannte Hofstelle  von  jetzt  ab  „B^Acal-Gubemium^  heissen  könne. 
DieTheilung  der  obersten  Finanzverwaltung  sei  überhaupt  unzweck- 
mässig.   Endlich  müsse  man  noch  erwägen,  ob  die  Verbindung  der 
za  errichtenden  Staatscentralcasse  mit  einem  Depositengeschäft  für 
Privatcapitalisten  nicht  einerseits  bei  den  Letzteren  Bedenken  er- 
regen, andererseits  aber  die  eigentlichen  Staatseinnahmen  gefähr- 
den würde. 

Diese  Vorstellung  Starhembergs  blieb  ohne  jeden  Erfolg.  Der 
Kaiser  genehmigte  das  Project  nämlich  im  Principe  und  betraute 
die  obenerwähnte  Ministerialdeputation  —  diesmal  jedoch  unter 
dem  Vorsitze  Trautsons  und  ohne  Zuziehung  des  Prinzen  Eugen  — 
am  1.  October  1714  mit  der  Ausarbeitung  des  zu  erlassenden  Bau- 
calitätspatentes,  sowie  mit  der  Verfassung  einer  Geschäftsordnung 
imd  der  erforderlichen  Dienstinstructionen.  Femer  wurde  verfügt, 
dass  mit  Zuziehung  der  Hofkammer  und  der  Buchhaltereien  ein 


^)  Die  einzelnen  Einwände  s.  unten  Seite  442. 
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Ausweis  aber  den  ganzen  Stand  der  Staatsfinanzen,  sowie  zur 
Wiederherstellung  des  Staatscredites  ein  Project  einer  successiyen 
Schuldentilgung  vorzulegen  sei.  Die  zweifellos  liquiden  Schulden, 
besonders  die  ausländischen,  seien  zu  bezahlen,  bei  verdächtigen  und 
wucherischen  Schuldforderungen  sei  deren  Liquidität  zu  prüfen  und 
die  Entscheidung  des  Kaisers  einzuholen.  Das  eigentliche  BancaU- 
täts- Einkommen  sei  von  den  durchlaufenden  Einnahmen  (Staats- 
geldem)  getrennt  zu  verwalten,  eine  entsprechende  Cassagebarung 
einzuführen,  auf  die  Hebung  des  Handels  Bedacht  zu  nehmen  u.  s.  w. 
Angesichts  der  Schwierigkeiten,  welche  sich  gegenüber  der  Hof- 
kammer ergeben  dürften,  sei  bei  der  Berathung  darauf  zu  achten, 
dass  diese  Behörde  durch  die  neue  Einrichtung  „in  sno  esse  er- 
halten bleiben  solle". 

Die  Ministerconferenz  überreichte  den  Entwurf  des  zu  erlas- 
senden Gesetzes  mit  Vortrag  vom  22.  November  1714  dem  Kaiser, 
welcher  denselben  mit  einigen  eigenhändigen  Modificationen  ge- 
nehmigte. 

So  entstand  das  Bancalitäts- Patent  vom  14.  December  1714, 
dessen  Publication  am  26.  Jännei*  1715  erfolgte^). 

8.  Zweck  der  Banoalität. 

Bevor  wir  auf  die  innere  Einrichtung  des  neuen  Institutes 
eingehen,  dürfte  es  sich  empfehlen,  der  sanguinischen  Hoffiinngen 
zu  gedenken,  welche  hieran  seitens  der  kaiserlichen  Regierung  ge- 
knüpft wurden. 

Im  Eingange  des  Patentes  bemerkt  der  Kaiser,  er  sei  seit 
seinem  Regierungsantritte  u.  a.  besonders  darauf  bedacht  gewesen, 
wie  den  durch  die  langwierigen  Kriege  und  grossen  Abgaben  ziem- 
lich entkräfteten  Insassen  und  Unterthanen  ausgiebig  aufgeholfni, 
femer  wie  eine  gute  Ordnung  der  etwas  abgenommenen  Staatsein- 
nahmen, bezw.  das  Gleichgewicht  zwischen  diesen  und  den  Aus- 
gaben hergestellt,  das  öffentliche  Vertrauen  und  der  Fortgang  des 
allgemeinen  Handels  und  Wandels  bef5rdert,  die  Steuerlast  ver- 
ringert werden  könnte,  wie  man  daher  durch  eine  wohlbestellte 


^)  S.  BeflexioneB  über  das  Bancal-Institutum  (Fascikel:  Bancal-Institutums- 
Diplome).  —  Der  oberwähnte  Sammelband  enthält  u.  a.  eine  von  Mikosch  ver- 
fasste  „Erklärung  des  neu  emanirten  Bancalinstituti^  (180  Seiten  Folio-Manu- 
script),  auf  welche  wir  bei  den  einzelnen  Bestimmungen  zurückkommen  werden. 
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Wirthscfaaft  die  Erblande  öconomisch  heben  könne.  Wegen  der 
fortwährenden  kostspieligen  Kriege  und  anderer  widriger  Zufölle 
sei  dies  bisher  nicht  ausfahrbar  gewesen.  Nun  aber,  nachdem  der 
liebe  Friede  wieder  erlangt  worden,  sei  zur  Verwirklichung  obiger 
Absichten  geschritten  und  nach  reiflicher  Ueberlegung  befunden 
worden,  dass  jene  Zwecke  nicht  besser  erreicht  werden  könnten 
als  durch  Errichtung  eines,  die  gesammten  Erblande  umfassenden 
Bancal-Instituts,  —  der  hiemit  gegründeten  „Universal-,  frei  und 
Jedem  die  Sicherheit  verschaffenden  Bancalität^. 

Femer  wird  im  Patente  bemerkt,  der  immerwährende  aufrechte 
Bestand  der  neuen  Anstalt  sei  durch  zweckmässige  Instructionen, 
hauptsächlich  aber  dadurch  verbürgt,  dass  hiedurch  dem  Aerar  und 
dem  Publicum  ein  erheblicher  Nutzen  erwachse,  indem  der  Ertrag 
der  Cameraletnkunfte  gesteigeit,  die  Abstossung  der  Schuldenlast 
befordert,  die  Aufbürdung  unbilliger,  sowie  die  Abstattung  unrecht- 
mässiger und  dubioser  Schulden  vermieden,  mittelst  der  in  allen 
Erblanden  aufzustellenden  BancalcoUegien   eine  intensive  Controle 
4er  Beamten  erzielt,  allen  Yerschwärzungen  und  gefahrlichen  Hand- 
longen vorgebeugt,  die  Armee  richtig  bezahlt  und  in  gutem  Stand 
erhalten,  der  Credit  erhöht,  der  Wucher  abgestellt,  hiedurch  an 
Zinsen  viel  erspart,  der  Hofstaat  mit  den  Erfordernissen  rechtzeitig 
versehen,  durch  zeitliche  Beschaffung  von  Proviant  und  Munition 
viel  erübrigt,  dem  bei  der  Bancalität  sich  betheiligenden  Bürger 
nnd  Handeismanne  durch  die  billigen  Vorschüsse  in  seinem  Er- 
werbe geholfen  und  durch  Vermehrung  des  Handels  und  Wandels 
die  Lage  des  Bauers  verbessert,  —  kurz  die  gemeine  Wohlfahrt  am 
ächersten  angebahnt  werde. 

Diese  umständliche  Aufzählung  lässt  entnehmen,  dass  man  vom 

Indebentreten  der  Bancalität  so  ziemlich  die  Verwirklichung  aller 

finanz-  und  volkswirthschaftlichen  Aufgaben  des  Staates  erwartete. 

Sehen  wir  nun,  mit  welchen  Mitteln  man  einen  so  umfassenden 

Erfolg  zu  erzielen  gedachte. 

4.  Einrichtung  der  Bancalität. 

a)  Aeussere  Organisation. 

Die  Universal-Bancalität  hatte  ihren  Sitz  in  Wien  und  wurden 
^  in  den  Provinzen  Bancal-Collegien  unterstellt;  sammt  diesen 
;    ^^e  sie  von  jeder  Unterordnung  unter  die  Staatsbehörden  befreit. 


I 
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indem  sie  allein  dem  vom  Kaiser  zu  ernennenden  und  nur  von 

diesem    abhängigen  Bancal-Governo   unterstand.     Dieses   hatte 

auch  die  Beamten  der  Bancalität  über  Temavorschlag  der  Letzteren 

zu  ernennen,  und  über  die  nähere  Einrichtung  und  Gebarung  der 

Bancalität  mit  dieser  selbst  im  Namen  des  Kaisers  Recesse  ab- 

zuschliessen. 

b)  Bancalitätsfond. 

Das  Patent  unterscheidet  einen  dreifachen  Fond  der  Banca- 
lität, den  perpetuirlichen,  den  secundirenden  und  den  garan- 
tirenden. 

Der  perpetuirliche  Fond  bestand  aus  acht  verschiedenen 
Einnahmekategorien;  diese  waren: 

1.  alle  rückständigen  Aerarialforderungen, 

2.  die  Äbfahrtsgelder,  Caducitäten,  Contrebandsachen  und  dL< 
Bargeldflscalitäten  (Confiscationen), 

3.  alle  Taxen  und  Strafgelder, 

4.  dieBancal-Legitimations-Arrha,  welche  Jeder,  der  Ban- 
calist^)  werden  wollte,  nach  einer,  mittelst  besonderer  MatrikeJ*) 
festgestellten  Classification  je  nach  Stand  und  Beschäftigung  jäh^ 
lieh  mit  3  bis  200  Gulden  zu  entrichten  hatte  ^). 


')  Bancalist  wurde   im  Gegensatze  zu   den  „ Abstinenten*'  Jeder  ge— 
nannt,  welcher  die  Befugnis  erwarb,  die  Vortheile  der  Bancalität  zu  geniessen., 
daher  allenfalls  auch  Bancalitäts-Int  er  essen  t  zu  werden.    Der  Bancalit&t«- 
Interessent  war  entweder  Stapulist,   wenn  er  bei  der  BancaUtät  ein  Capit-sil 
deponirt  hatte,  oder  Barattant,  wenn  er  sich  bei  der  Anstalt  mit  einer  ver- 
zinslichen  Einlage   betheiligte.     Anch  die   cautionspflichtigen  Bediensteten  der 
Bancalität  und  der  Bancal-CoUegien  wurden  BancaMnteressent«n  genannt.    Die 
Bediensteten  des  Bancal-Gubemiums ,   welche   ein  Viertel   des  Gewinnes  zu  be- 
anspruchen hatten,  aber  nicht  cautionspflichtig  waren,  Messen  Participienten 
.(s.  undatirte  Erklärung  der  technischen  Ausdrücke  bezüglich  der  Bancalität  im 
Fase.  Banc.  Inst.  DipL). 

*)  Es  wurden  17  Classen  von  Personen  aufgestellt,  welche  in  10  Ter- 
schiedene  Arrhenabstufuugen  cingetheilt]  wurden,  und  zwar  Yon  3,  10,  15,  20, 
30,  50,  7ö,  100,  150  und  200  Gulden.  Wer  nach  seiner  StcUung  in  mehrere 
Classen  gehörte,  hatte  die  Arrha  nach  der  höchsten  derselben  zu  entrichten.  Auch 
Geistliche  wurden  durch  Erlag  der  Arrha  der  hiemit  verbundenen  Vortheile  theil- 
haftig. 

^)  In  den  Minist crconferenzen   war  u.  a.  die  Frage  aufgeworfen  woideo« 
ob   die  Legitimationsarrha  nicht  den  Ständerecessen   widerspreche,  welche  die 
Einführung  neuer  Steuern  ausschlössen.    Dies  wurde  verneint,  da  der  Erlag  deT 
Arrha  nicht  unmittelbar  erzwungen  werde,  überdies  Nutzen  bringe.  Als  MiiinA^' 
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5.  Die  Dienst-Arrha,  welche  alle,  bereits  in  einem  Aerarial- 
bezuge  von  mindestens  500  Gulden  stehenden  Hof-,  Civil-  und 
Militärbeamten,  die  livrirten  Hofbediensteten  ausgenommen,  mit 
6^/o  des  Jahresbezuges  ein  für  alle  Mal,  die  erst  kUnftig  in  einen 
solchen  Bezug  tretenden  Personen  aber  mit  zwei  Quartalsraten 
desselben  zu  entrichten  hatten^). 

6.  Die  Assignations-Arrha,  welche  darin  bestand,  dass  bei 
jeder  Zahlung,  die  an  die  Truppen  oder  andere  Assignatare  aus 
den  der  grösseren  Sicherheit  und  Richtigkeit  halber  durch  die 
Bancalität  laufenden  Staatseinnahmen  in  Bargeld  geleistet  wurde, 
3^/o  des  Betrages  abgezogen  werden  sollte,  und  zwar  als  Ent- 
lohnung für  die  erwähnten  Vortheile,  insbesondere  auch  in  An- 
betracht des  Entfallens  der  bisherigen  Eincassirungskosten  ^). 


satz  war  unsprttnglich  1  Vt  Gulden  beantragt  (Ref.  v.  29.  Aug.  1714).  —  Wer 
nach  der  Matrikel  in  eine  niedrigere  Classc  gehörte,  konnte  sich  in  eine  höhere 
eintragen  lassen,  und  hiedurch  die  dieser  letzteren  entsprechenden  Rechte  er- 
werben. Jedoch  wurde  hiezu  (offenbar  um  die  Empfindlichkeit  der  höheren  Kreise 
EU  schonen)  jede  Classe  in  so  viele  Rubriken  getheilt,  als  noch  unter  ihr  Classen 
standen,  und  kam  hienach  Jemand,  der  sich  in  eine  höhere  Classe  einreihen  lassen 
woUte,  in  die  der  betreffenden  niedrigeren  Classe  entsprechende  Rubrik  jener  höheren 
Classe  (s.  die  Erläuterung  des  Bancalpatents  v.  Mikosch). 

^)  Hiefür  wurde  eine  richtige  Bezahlung  der  Oehalte  und  Pensionen  in 
Aussicht  gesteUt.  —  Gegen  die  Dienst- Arrha  war  u.  a.  eingewendet  worden,  dass 
die  Gehalte  und  Pensionen  ohnehin  nur  gering  und  theilweise  mit  hohen  Taxen 
belastet  seien,  femer,  dass  diese  Arrha  in  Verbindung  mit  der  Legitimations* 
Arrha  ärmeren  Bewerbern  die  Erlangung  von  Dienstpoeten  bedeutend  erschwere, 

*)  Bei  der  Vorberathung  erörterte  der  Referent  die  vielfachen  Uebelstände, 
welche  bisher  die  Auszahlung  angewiesener  Posten  verzögerten  und  erschwerten, 
zum  grossen  Schaden  der  Truppen,  der  Beamten  und  Pensionisten.  Die  Parteien 
hätten  sich  oft  15  bis  20%  ige  Abzüge  gefallen  lassen  müssen,  um  nur  überhaupt  zu 
ihrem  Qelde  zu  gelangen.  In  der  Kriegskanzlei  seien  z.  B.  elf  Gchaltsquartale 
rückständig.  Die  Beseitigung  dieser  Gebrechen  sei  durch  einen  fixen  Abzug  von 
3%,  welcher  die  Parteien  verhältnismässig  wenig  drücke,  nicht  zu  theuer  er- 
kauft. AUerdings  könne  die  Arrha  von  stipulirten  6% igen  Zinsen  ohne  Rechts- 
verletzung nicht  abgezogen  werden,  müsse  daher  in  solchen  FäUen  der  Bancalität 
vom  Aerar  anderweitig  ersetzt  werden.  Dem  gegenüber  bemerkte  Fürst  Trautson 
ganz  richtig,  die  Hauptursache  der  berührten  Zahlungsunordnungen  sei  das  Miss- 
▼erhältnia  zwischen  den  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Staates.  Daran  könne 
aber  auch  die  Bancalität  nichts  ändern.  Es  sei  daher  iUusorisch,  von  dieser 
eine  absolute  Sicherheit  und  Pünktlichkeit  der  Bezahlung  zu  erwarten.  Die 
Aiiignationflarrha  sei  also  gegenüber  schon  assignirten  Forderungen  nicht  ge- 
rechtfertigt. —  Im  weiteren  Verlaufe  der  Debatte,  bei  welcher  auch  die  successive 
Schuldentilgung  zum  ersten  Male  besprochen  wurde,  bemerkte  der  böhmische  Hof- 
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7.  Die  Reservations-Arrha,  ein  Abzug  von  1%  bei  Rück- 
zahlung von  Bancalitätseinlagen,  —  als  Entschädigung  für  die 
Vortheile  (!)  der  Barrattirung  tfnd  für  die  bücherlichen  Ab-  und  Zn- 
schreibungen^). 

8.  Die  jüdische  Beitrags-Arrha,  welche  die  Juden  nach 
einem  eigenen  Massstabe  mit  6,  80,  100  und  300  Oulden  zu  ent- 
richten hatten,  um  das  Recht  zu  erlangen,  in  Wien  zu  wohnen,  mit 
dem  Aerar  Geschäfte  abzuschliessen,  sowie  Bancalisten  zu  werden-). 

Die  unter  4,  5  und  8  angeführten  Arrhen  waren  binnen  sechs 
Wochen  nach  der  Publication  des  Patentes  zu  entrichten. 

Der  secundirende  Fond  bestand  in  der  Anordnung,  dass 
künftig  alle  in  Bargeld  eingehenden  Cameral-  und  Militäreinnahm^ 
durch  die  Bancalität  laufen  sollten^),  der  garantirende  in  den 
Cautionen,  welche  die  Bancalitätsbeamten,  soweit  sie  mit  einer 
Cassagebai'ung  betraut  waren,  gegen  5^/^ ige  Verzinsung  zu  ent- 
richten und  ihre  Amtsnachfolger  abzulösen  hatten*). 

kanzler  Graf  Schlick,  man  müsse  unterscheiden  zwischen  solchen  Schuldforde- 
ningen,  welche  schon  in  der  Repartition  ständen  und  jenen,  bei  welchen  dies 
nicht  der  Fall.  Bei  letzteren  würden  die  Gläubiger  für  die  Zahlungszuaicherang 
gerne  B^/^  nachlassen.  Bei  crsteren  komme  es  auf  den  Zinafüss  an.  Bei  ge- 
wöhnlichen Zinsen  werde  der  Gläubiger  nichts  gegen  jenen  Abzug  einwenden,  da 
ja  bisher  die  Eincassirung  viel  mehr  gekostet  habe;  wenn  aber  höhere  Zinsen 
verschrieben  worden,  sowie  bei  dubiosem  Rechtstitel  oder  lucratiTem  Entstehungs- 
grunde der  Forderung  sei  der  Abzug,  eventuell  selbst  eine  weitergehende  Zinsen- 
^duction,  ohne  Verletzung  der  fides  publica  auch  wider  Willen  der  Partei  un- 
bedingt zulässig.  Nach  dicsc^n  Grundsätzen  beabsichtigte  man  auch  bei  der  Einhebung 
der  Assignationsarrha  vorzugehen  (s.  d.  mehrerwähnte  Erläuterung  y.  Mikosch). 

*)  S.  unten  Seite  441. 

-)  Uebrigens  war  zum  Aufenthalte  in  Wien  nach  wie  vor  eine  besondere 
Erlaubnis  erforderlich  (s.  d.  Erläuterung  v.  Mikosch). 

^)  Diese  Einrichtung  bezweckte  die  Herstellung  einer  Centralcassa  und 
Generalcontrole  und  sonach  die  Abstellung  der  bisherigen  Gebrechen  der  Cassa- 
gebarung,  wodurch  man  auch  den  Credit  der  Bancalität  zu  heben  hoffte  (s.  unten 
Seite  443). 

*)  Das  Hauptgewicht  wurde  selbstverständlich  auf  den  perpetuirlichen  Fond 
gelegt.  Den  Ertrag  der  Legitimations-Arrha  veranschlagte  man  fllr  das  erste 
Jahr  mit  1.920.000  fl.,  und  zwar  IV2  Millionen  an  obligaten  Beiträgen,  —  in 
der  Annahme,  dass  die  Gesammtzahl  der  Beitragspflichtigen  etwa  50.000  Personen 
(darunter  20.000  Staatsbeamte)  mit  einer  der  6.  Classe  entsprechenden  Durch- 
schnittsquote  betragen  werde,  —  420.000  Gulden  von  freiwilligen  Bancalisten, 
Juden  und  Bewerbern  um  öffentliche  Aemter.  Die  Dienst-Arrha  wurde  mit  6%  der 
Gehalte   und  Pensionen   pr.  4  Millionen  Gulden,   somit   240.000  fL,   dazu   mit 
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c)  Freiwillige  Capitalseinlagen. 

Für  diese  wurde  festgesetzt,  dass  jeder  Bancalist  nach  Mass- 
gabe seiner  Legitimations-Arrha  auf  je  3  fl.  Arrha  ein  Capital  von 
100  fl.  gegen  3®/oige  Verzinsung  bei  der  Bancalität  einlegen  und 
hiefür  Bancalitätsyaluta,  (d.  h.  eine  Schuldurkunde  der  Anstalt)  er- 
heben (barattiren)  dürfe,  welche  wie  Bargeld  weiter  verwendet  und 
cedirt  werden  könne.  Die  d^/^igen  Zinsen  (Agio  genannt)  solle  der 
Barattant  auch  dann  noch  durch  ein  ganzes  Jahr  fortbeziehen,  wenn 
er  das  Einlagecapital  einem  Dritten  mit  Vorbehalt  dieses  Agios  ce- 
diren  würde,  dagegen  erlösche  der  Verzinsungsanspruch,  wenn  die 
Cession  ohne  diesen  Vorbehalt  geschehe^).  Für  die  Rückzahlung 
solcher  Einlagen  war  der  Einleger  an  eine  halbjährige,  die  Anstalt 
an  eine  vierteljährige  Kündigungsfrist  gebunden. 

Der  practische  Nutzen  der  Barattirung  wurde  im  hohen  Grade 
Überschätzt.  Im  Patente  heisst  es  unter  Anderem,  der  Barattant 
empfange  für  sein  eingelegtes  Capital  zugleich  die  Valuta  desselben 
und  könne  diese  letztere  anderwärtig  verwerthen,  daher  sein  Capital 
gleichzeitig  in  und  ausser  der  Bancalität  nutzen.  Man  meinte  näm- 
lich *),  die  Assignationen  (Valuten)  der  Bancalität  würden  auch  nach 
Abtrennung  des  3®/oigen  Agio-(Zinsen-)genusses  im  Verkehre  all- 
gemein wie  Bargeld  cursiren.  Dies  ermögliche  es,  Bancalitäts- 
einlagen  darlehensweise  gegen  Zinsen  zu  cediren,  und  zwar  zu 
5  oder  6%,  je  nachdem  der  Cedent  oder  Cessionar  die  l^o^?^ 
Beservations- Arrha  auf  sich  nehme,  welch'  letztere  gegenüber  solchem 
Zinsengewinne  wenig  ins  Gewicht  falle. 

Nur  diese  Argumentation  erklärt  es,  dass  man  auf  Einlagen, 

100.000  fl.  für  Neuverleihungen,  präliminirt  Von  der  Assignations- Arrha  erhoffte 
man  200.000  fl,,  von  Rttckstandsheitr&gcn,  Caducitäten  und  Confiscationen  löO.OOO  fl., 
svsammen  also  von  dem  ganzen  perpctuirlichen  Fonde,  abgesehen  von  der,  vor- 
läuflg  unberechenbaren  Beservations- Arrha,  einen  Ertrag  von  2.610.000  fl.  Der 
garantirende  Fond  wurde  mit  400.000  fl,,  die  eigentliche  Gesammteinnahme  der 
Bancalität,  ausschiesslich  der  freiwilligen  Zufltlsse,  daher  für  das  erste  Jahr  mit 
3.010.000  fl.  angenommen,  während  der  Referent  dieselbe  mit  3.540.000  fl.  be- 
rechnet hatte  (b.  d.  Conf.  Referat). 

^)  Der  Bancalist,  welcher  ein  Barattirungscapital  durch  Cession  erwarb, 
hiess  Girist,  der  Abstinent  hiess  im  gleichen  Falle  Bancalcreditor.  Der 
praktische  Unterschied  bestand  darin,  dass  bei  der  Cession  an  einen  Abstinenten 
der  VersinBungsanspruch  an  den  Cessionar  nicht  überging  (s.  d.  in  der  Anmerkung  1 
auf  Seite  438  citirte  Erklärung). 

■)  a  d.  Min.  Confl  Referat. 
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welche  nur  zu  3^/^  verzinslich,  an  eine  halbjährige  Kündigongs- 
frist  gebunden  und  im  Falle  der  Rückzahlung  einem  l^/^igen  Arrha- 
abzuge  unterworfen  waren,  —  so  grosse  Hoffnungen  setzte,  obgleich 
Fürst  Trautson  richtig  bemerkte,  angesichts  der  grossen  Capitals- 
armuth  der  Erbländer  werde  Jeder  sein  Geld  lieber  anderwärtig 
zu  höheren  Zinsen  anlegen  als  bei  der  Bancalität  zu  3  7o- 

Mit  dem  obenerwähnten  sanguinischen  Argumente  glaubte  Mi- 
kosch  in  der  Ministerconferenz  auch  den  Einwand  zu  entkräften, 
dass  die  Reservations- Arrha,  welche  die  Capitalskündigung  zu  er- 
schweren bestimmt  war,  die  Bancalisten  von  Einlagen  abschrecken 
werde. 

Doch  scheint  selbst  dieser  eifrige  Vertheidiger  der  ganzen  Ein^ 
richtung  gefühlt  zu  haben,  dass  auf  ein  grosses  Zuströmen  voix 
Barattirungscapitalien   gerade   nicht   unbedingt  gerechnet  wei-den 
könne.    In  seiner  Erklärung  des  Bancalinstituts  betont  derselbe 
nämlich,  dass  es  jedem  Bancalisten  freistehe,  der  Bancalität  mit 
ihrer  Zustimmung  anderwärtig  Gelder  zu  5  oder  6^/o    vorzu* 
strecken.    Ein  solches  Darlehen  unterscheide  sich  von  einer  Barat- 
tii*ungseinlage  („Verwechslungscapital")  dadurch,  dass  ersteres  im 
Falle  der  Cession  erst  nach  Ablauf  der  stipulirten  Tilgungsfrist, 
letzteres  aber  schon  nach  Ablauf  der  Kündigungsfrist  vom  Cessionar 
behoben  werden  könne,  was  eben  die  Differenz  im  Zinsfusse  mit 
rechtfertige.    Die  Keservations- Arrha  sei   blos   von  Barattirungs- 
capitalien zu  entrichten,  nicht  auch  bei  Behebung  sonstiger  fälliger 
Darlehenscapitalien  oder  von  Depositen.    Hieraus  erhellt^  dass  mau, 
wenngleich  das  Patent  über  etwaige  sonstige  Anleihen  der  Banca- 
lität nichts  enthält,  dieselben  keineswegs  von  vornherein  ganz  aus- 
schliessen  wollte. 

Ganz  richtig  erkannte  Starhemberg  mit  gewohntem  Scharf- 
blicke, dass  die  Bancalität  nur  dann  von  wesentlichem  Nutzen  sein    I 
könne,  wenn  ihr  zahlreiche  3^/oige  Einlagen  zufliessen  würden  und 
die  Anstalt  selbst  in  der  Lage  wäre,  solche  Capitalien  zu  6^/o  zu 
fructificiren.     Auch  würde  die  Barattirung,  wenn  sie  allgemein 
üblich  würde,  den  Nutzen  mit  sich  bringen,  dass  man  die  Menge 
des  vorhandenen  Geldes  beurtheilen  und  ein  Bild  des  ganzen  Geld- 
verkehrs gewinnen  könne.    Dagegen  entbehre  die  Anstalt  im  ent- 
gegengesetzten Falle  jeder  ihr  eigen thümlichen  Einnahme,  da  dana 
die  Reservations- Arrha  von  selbst  entfalle,  die  Legitimations-Arrh»^ 
soweit  sie  nicht  eine  Zwangstaxe  darstelle,  wenig  eintragen  wenL^S 
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alle  übrigen  Fonde  aber  auch  ohne  die  Bancalität  bestehen  könnten. 
Der  erwartete  Zoflnss  von  Einlagen  sei  aber  eben  sehr  zweifelhaft^). 

6.  Obli^enheiten  der  Banoalität. 

Die  Verpflichtungen,  welche  der  Bancalität  durch  das  Patent 
auferlegt  wurden,  erklären  sich  theils  aus  ihrer  Stellung  als  Staats- 
Centralcasse  und  als  Staats-Creditinstitut,  theils  aus  ihrer  bank- 
ähnlichen Einrichtung.  Unter  den  ersteren  Gesichtspunkt  fällt 
zunächst  die  Vorschrift,  das»s  die  Bancalität  alle  Staatsausgaben 
nach  Massgabe  des  alljährlichen  Anordnungsstaates  an  die  assig- 
nirten  Parteien  vierteljährig  pünktlich  zu  bezahlen  habe.  Der  An- 
ordnungsstaat sei  daher  von  der  Hof  kammer  im  Einvernehmen  mit 
der  Bancalität  und  dem  Bancal-Gk)vemo  zu  verfassen;  die  Militär- 
nnd  Cameralgefälle  seien  nur  bis  zur  Höhe  ihres  Ertrages  mit 
Ausgaben  zu  belasten,  die  perpetuirlichen  Fonde  der  Bancalität 
hiezu  in  keinem  Falle  zu  verwenden,  überhaupt  ihrer  eigentlichen 
Bestimmung  nicht  zu  entziehen.  Auf  die  Beobachtung  dieser  Be- 
stimmungen habe  das  Bancal-Governo  besonders  zu  achten. 

Die  Bancalität  sollte  aber  auch  als  Staatscreditinstitut 
wirken,  und  zwar  wissen  wir,  dass  dies  eigentlich  der  Hauptzweck  der 
ganzen  Einrichtung  war.  Sie  wurde  daher  verpflichtet,  dem  Kaiser 
und  dem  Aerar  zur  Bestreitung  der  im  Laufe  des  Jahres  vor- 
fallenden unumgänglichen  Ausgaben  Credit  zu  verschaffen,  jedoch 
nnr  gegen  genugende  Sicherstellung  der  Rückzahlung. 

Dem  schon  durch  den  Namen  der  neuen  Anstalt  angedeuteten 
^ankartigen  Charakter  derselben  wurde  einerseits  durch  die  oben- 
erwähnten Bestimmungen  hinsichtlich  der  Privateinlagen,  anderer- 
^its  durch  die  den  Bancalisten  eingeräumte  Befugnis  Rechnung 
getragen,  bis  zum  hundertfachen  Betrage  der  jährlichen  Legitimations- 
Arrha  von  der  Bancalität,  —  soweit  dies  ohne  Unterbrechung  ihrer 
Thätigkeit  thunlich  sein  werde  —  die  Gewährung  von  Darlehen 
zu  nur  3  7o  g^gen  hinlängliche  Sicherstellung  zu  beanspruchen. 


*)  S.  die  früher  erwähnte  VorsteUung  Starhcmbcrgs.  —  Nach  dem  ersten 
^twurfe  hätte  der  Einleger  nominell  67o  Zinsen  zu  beziehen  gehabt,  gegen 
Abzug  der  Hälfte  als  sogenannte  Barattiru ngs- Arrha ,  was  im  Wesen  natürlich 
ebenfaUg  einer  nur  3% igen  Verzinsung  gleichgekommen  wäre.  Indem  man  hie- 
^^  später  abging,  wurde  also,  ohne  das  Wesen  der  Sache  zu  ändern,  lediglich 
^^e  i^iQ  fictive  Construction  faUen  gelassen. 
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Endlich  sollte  die  Bancalität  gewissermasseii  auch  als  Depo- 
ßitenbank  fongiren.  Die  Bancalisten  durften  nämlich  Barcapitalien 
im  Betrage  von  mindesten  1000  fl.  bei  der  Anstalt  ohne  Entgelt, 
eventuell  gegen  die,  damals  bei  anderen  Banken  übliche  1^/oige 
Depositengebür  hinterlegen  und  im  Ganzen  oder  in  Theilbeträgen 
von  nicht  unter  100  fl.  zu  jeder  Zeit  wieder  erheben,  sowie  auch 
dritte  Personen  darauf  assigniren. 

6.  Privilegien  der  Bancalität. 

Durch  das  Patent  wurden  der  Bancalität,  beziehungsweise  dea 
Bancalisten  —  abgesehen  von  den  bereits  besprochenen  Befug- 
nissen —  nachstehende  Vorrechte  und  Vortheüe  eingeräumt  : 

a)  Nur  jene  Personen  können  auf  Dienstposten  im  Hof-  und 
Civilstaatsdienste,  wie  in  der  Militärverwaltung,  femer  in  anderen 
öffentlichen  Functionen  (z.  B.  als  Doctoren,  Advocaten,  Agenten) 
verbleiben,  welche  Bancidisten  werden.  In  Zukunft,  d.  h.  ein  Jahr 
nach  der  Publication  des  Patentes  können  nur  Jene  ein  solches 
Amt,  ferner  Privilegien,  Lehen  oder  Pensionen  erlangen,  welche 
bereits  ein  halbes  Jahr  lang  Bancalisten  sind^).  Selbstverständlich 
mussten  auch  alle  Beamten  der  Anstalt  Bancalisten  sein. 

b)  Die  von  Bancalisten  über  ein  halbes  Jahr  in  der  Bancalität 
angelegten  oder  deponirten  Gelder  sind  frei  von  der  Vermögens- 
steuer und  von  jeder  anderen  Abgabe,  und  sollen  unter  keinem  Vo^ 
wände  belastet  werden. 

c)  Die  Bancalität  hat  nur  gegen  hinlängliche  Sicherstellung 
Credit  zu  geben,  wovon  unter  keinen  Verhältnissen  abgeganges 
werden  darf;  Bancalisten  können  daher  ihre  Gelder  auch  bei 
Feindesgefahr,  in  Pestzeiten  u.  dergL,  nach  Belieben  erheben. 

d)  Auf  Bancalitätsposten  kann  zwar  Verbot  gelegt  werden; 
doch  kann  der  Bancalvorschuss  eines  Schuldners,  der  Bancalist  ist, 
dem  Gläubiger  nur  insoweit  gutgeschrieben  werden,  als  eine  vorher- 
gehende Execution  auf  das  sonstige  Vermögen  des  Schuldners  er- 
folglos war. 


^)  Wie  Mikosch   in   seinem  mehrerwähnten   Commentar    bemerkt,    waie^ 
Geistliche  als  solche  von  der  Beitragspflicht  befreit,  nicht  aber  auch  hinsichtliol^ 
weltlicher  Functionen.   Von  den  ständischen  und  städtischen  Beamten  waren  n^^^ 
jene  zum  Erläge  der  Arrha  verpflichtet,  welche  unter  Mitwirkung  kuserüct^^^ 
Behörden  ernannt  wurden. 
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e)  Bancalcapitalien  anterliegen  keiner  Confiscation,  ausser  bei 
M^yestätsverbreclien  und  bei  betrügerischer  Einlage  unter  fremden 
Namen. 

f )  Ausländische  Bancalisten  sind  hinsichtlich  ihrer  Bancalitäts- 
capitalien  den  Inländern  gleich  zu  halten,  diese  Capitalien  unter- 
liegen daher  diesbezüglich  nicht  der  für  den  Kriegsfall  sonst  üblichen 
Confiscation. 

g)  Bei  Geschäften  und  Zahlungen,  welche  in  der  Bancalität 
oder  durch  deren  Vermittlung  geschehen,  bildet  der  authentische 
Auszug  aus  den  Büchern  der  Anstallt  im  Falle  des  Verlustes  der 
Quittung  einen  vollen  Beweis. 

h)  Für  Streitigkeiten  in  Bancalsachen  ist  in  erster  Instanz  die 
Bancal- Justizstelle  des  Ortes,  und  in  zweiter  das  Bancal-Govemo 
zuständig.  Hiebei  ist  nach  einer  eigenen  Bancalordnung  summarisch 
zu  verfahren,  und  zwar  ohne  Taxen  noch  Sportein. 

i)  Jedem,  der  Gelder  bei  der  Bancalität  einlegt,  wird  ausser 
der  Urkunde  ein  „Bancalsignum"  übergeben,  ohne  dessen  Vor- 
weisung keine  Zahlung  erfolgen  darf,  während  der  rechtmässige 
Besitzer  gegen  dessen  Vorzeigung  auch  dann  zu  befriedigen  ist, 
wenn  ihm  die  Urkunde  selbst  durch  Diebstahl  oder  sonstige  Unfälle 
entzogen,  bezw.  vernichtet  wurde. 

Am  Schlüsse  des  Patentes  erklärt  der  Kaiser  feierlich,  dass 
die  Bancalität  niemals  irgendwie  beschwert  oder  beeinträchtigt, 
vielmehr  in  ihren  Fonden  und  Privilegien  stets  erhalten  werden 
solle;  eventuell  wird  sogar  deren  Erweiterung  in  Aussicht  gestellt^). 


>)  Es  wurde  bereits  erwähnt,  dass  das  nicht  ins  Leben  getretene  „Banco 
di  Giro-Confirmations-Extensions-  und  Augmentations-Patent  Yom 
24.  März  1713  eine  grosse  Aehnlichkeit  mit  dem  späteren  Bancalitätspatente 
^tze.  Gleiehwohl  fehlt  es  auch  nicht  an  wesentlichen  Abweichungen.  —  Der 
^BBeren  Form  nach  bezweckte  das  ältere  Patent  die  Umwandlung  der  Wiener  Bank 
in  dn  Institut  nach  Art  der  späteren  Bancalität,  jedoch  ohne  Bancalgubemiom 
vnd  ohne  Unterbehörden.  Die  neuen  Bankfonde  wären  hienach  beschränkt  gewesen 
&uf  die  Legitimations- Arrha,  eine  Barattinings- Arrha  von  1%  <ler  Bancoeinlagen, 
und  eine  Dienst-Arrha  im  Betrage  einer  Jahresbesoldung,  jedoch  gegen  5  percentige 
Veiziosung  auf  die  Dauer  der  Anstellung.  Die  Function  der  Bank  als  Staats- 
eentndcagsa  hätte  sich  nur  auf  die  Militär-Einnahmen  und  Ausgaben  erstreckt. 
%  bei  der  Bank  angelegten  Capitalien  wären  mit  6%  verzinst  worden,  das  he- 
%Üche  Document  hätte  weiter  verliehen  oder  cedirt  werden  können,  und  zwar 
^  BancaÜBten  zn  3%,  an  andere  Personen  nicht  unter  5%  (^^i  sonstiger  Ein- 
^^liung  des  Capitals);   die  Erhebung  eines  angelegten  Capitals  hätte  den  be- 
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7.  Vorbereitende  Massregeln  sur  Aotivirung  der  Banoalitftt. 

Der  erste  Schritt  zur  Ausffihmng  des  Bancalitätspatentes  betraf 
die  Bestimmung  der  neuen  Einrichtung  als  Staats-Centralcassa. 

Mit  einem  an  den  Hofkammer-Präsidenten  gerichteten  kaiser- 
lichen Handschreiben  vom  16.  Februar  1716^)  wurde  nämlich  an- 
geordnet, dass  alle  Militär-  und  GameralgefäUe,  einschliesslich  jener 
in  Ungarn,  den  zu  errichtenden  Bancalcassen  zu  überweisen  seien, 
und  zwar  die  Militärfonde  für  die  Gebarung  vom  1.  November  1714, 
die  Cameralgefälle  für  jene  vom  1.  Jänner*)  1715  an.  Die  zur 
Dotation  des  Banco  del  Giro  und  der  Wiener  Stadtbank  gehörigen 
Fonde  waren  hievon  selbstverständlich  ausgenommen.  —  Sämmtlicbe 
Aemter  hatten  demnach  alsbald  einen  Zahlungsabschnitt  zn 
machen.  Alle  Cassa-  und  Oontrolsbeamten  traten  aus  der  Unter 
Ordnung  unter  die  Hof  kammer  vorläufig  in  jene  unter  die  BancaUtäte- 
Ministerialdeputation,  um  für  später  dem  Bancalgubeminm  unterstellt 
zu  werden^).  Die  Landkammem  und  Gameralämter  unterstanden 
nach  wie  vor  der  Hofkaramer,  hatten  jedoch  alle  eingehenden,  wie 
bisher  unter  der  Mitsperre  der  Controlore  zu  verwahrenden  Gelder, 
ausser  bei  dringendem  Amtsbedarfe,  nur  den  BancalcoUegien  oder 


treffenden  Bancalisten  auf  zehn  Jahre  vom  Institute  ausgeschlossen,  ausgenommen 
bei  Depositen,  sowie  bei  Erhebung  durch  e^nen  Cessionär,  in  welch*  letEteiem 
Falle  der  Oedent  sogar  durch  10  Jahre  von  der  Bank  eine  jährliche  Pension  voB 
dVo  zu  beziehen  gehabt  hätte.  Bancodocumente  soUten  bei  der  Bank  selbst, 
wie  auch  bei  allen  Staatscassen  statt  Bargeld  in  Zahlung  genommen  werden  nnd 
keiner  Münzwerthberabsetzung  unterliegen.  Bancalisten  sollten  in  aUen  Ländern, 
wo  die  Bank  eingeführt  oder  mit  Fonden  dotirt  sein  würde,  bei  derselben  An- 
weisungen und  Wechsel  ohne  Agio  erhalten  und  Münzen  unentgeltlich  umwechsehi 
dürfen;  überhaupt  wären  dieselben  auch  in  anderen  Richtungen  einer  bevorzugten 
Behandlung  theilhaftig  geworden,  z.  B.  bezüglich  der  Versorgung  ihrer  Witwen 
und  Waisen.  Da  den  Bancalisten  ausserdem  noch  fast  alle  Vortheile  der  spätere 
Bancalität  in  Aussicht  gestellt  wurden,  wären  sie  nach  dem  Banco-ExtensionB- 
patent  bei  weitem  besser  gestellt  gewesen,  als  dies  durch  jene  neuere  Einrich- 
tung geschah. 

1)  H.  F.  A.  vom  24.  Februar. 

*)  Bis  Ende  1713  war  auch  im  Cameraletat  das  Rechnungsjahr  nicht  durch- 
wegs mit  dem  Kalenderjahre  zusammengefallen;  erst  mit  Hofkammerdecret  vom 
6.  Jänner  1714  wurde  dies  allgemein  angeordnet. 

^)  Bei  zwei  wichtigen  Gefällsämtem ,  dem  niederösterreichischen  Salsamt 
und  dem  Prager  Deputirtenamt,  sollte  jedoch  den  bisherigen  Administratoren 
(v.  Partenfeld  und  Schreyvogel)  die  Verwaltung  verbleiben  unter  Mitsperre  der 
Bancalität. 
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deren  Beamten  auszufolgen.    Bestehende  Pfandrechte  an  einzehien 
Gefallen  blieben  durch  den  Zahlungsabschnitt  unberührt;  etwaige 
Compossessoren  (Pfandgläubiger  mit  dem  Rechte  des  Cassa-Mitbesitzes) 
hatten  in  ihrer  Function  zu  verbleiben.    Jedes  Amt  hatte  binnen 
14  Tagen  einen  Ausweis  vorzulegen  über  den  Cassastand  mit  Ende 
December  1714,  über  die  sämmtlichen  Einnahmen  und  Ausgaben 
in  den  Jahren  1712  bis  1714,  über  die  darauf  haftenden  Schulden, 
Stiftungen  und  unkündbaren  Capitalien,  die  assignirten  Gehalte  und 
Pensionen,    sowie    die    bezüglichen    Zahlungsrückstände.     Femer 
waren  besondere  Ausweise  über  die  Cassagebarung  seit  dem  Zahlungs- 
abschnittstermine zu  überreichen.    Hiemit  war  einerseits  die  Centrali- 
sirung  der  Gebarung  mit  den  Staatseinnahmen  und  der  bezüglichen 
€ontrole  angebahnt,  andererseits  auch  die  durch  das  Bancalitäts- 
patent  in  Aussicht  gestellte  Schuldentilgung  vorbereitet  worden. 

Mittlerweile  war  man  bereits,  um  das  Inslebentreten  der 
neuen  Einrichtung  nicht  weiter  zu  verzögern,  zur  Systemisirung 
und  Bestellung  des  Personals  für  Bancalgubernium  und  Bancalität 
geschritten^). 

Das  Bancal-Gubernium  sollte  aus  dem  Gubemator  und 
12  Gubemementsräthen  —  worunter  6  Referenten  nach  den  ver- 
schiedenen Agenden  —  sammt  den  erforderlichen  Hilfsbeamten 
bestehen,  die  dem  Gubernium  unterstehende  „Gener alcontrole" 
ans  dem  Generalcontrolor  und  mehreren  Buchhaltungsbeamten. 
Anfangs  wurden  blos  die  niederen  Stellen  besetzt;  erst  mit  kaiser- 
licher Resolution  vom  25.  April  1715,  also  nach  Activirung  der 
Bancalität,  erfolgte  die  Ernennung  des  Gubernators  (Fürst  Trautson) 
^nd  der  Gubemamentsräthe*). 

An  der  Spitze  der  Bancalität  stand  der  Bancalitätspräses, 
^  welchen  Posten  Franz  Anton  Graf  von  Wals  egg  berufen 
^urde.     Das    übrige   Personale    wurde    theils   über   Antrag   der 


*)  Ref.  vom  9.  Jänner  und  31.  März  1715,  ferner  Instr.  f.  d.  Bancal-Gub. 
•^om  9.  März  1715. 

*)  S.  d.  einl.  Information  im  Bancal- Sammelbande  lit.  D  Nr.  166/2.  — 
fiaem  späteren  Ausweise  (H.  F.  A.  v.  15.  Aug.  1715)  zufolge  wich  der  wirk- 
^che  Personalstand  des  Quberniums  von  dem  ursprünglichen  Plane  mehrfach 
*^.  Ausser,  dem  Gubemator  mit  10.000  fl.  Gehalt  wurde  noch  ein  Vicegubemator 
^t  8000  fl.  Gehalt  creirt;  die  Anzahl  der  Gubemamentsräthe  betrug  13,  mit 
^Q^ten  von  theils  3600  fl.,  theils  4500  fl.,  dazu  zwei  Supemumerarräte.  Das 
^^calgnbemium  sammt  Controlsbehörde  erfordete  im  Ganzen  jährlich  102.700  fl. 
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Ministerconferenz  vom  9.  Jänner  1715,  theils  erst  anlässlich  der 
Activirung  des  Institats  über  Conferenzreferat  vom  31.  März  1715 
ernannt,  und  zwar  bereits  auf  Grnnd  eines,  von  der  damals  dgentlich 
noch  nicht  ins  Leben  getretenen  Bancalität  am  7.  März  erstatteten 
Vorschlages. 

Ursprünglich    wurden    systemisirt    5    Bancalitätsräthe    (und 
Assessoren)^),  ein  B.  Secretär,  je  5  Buchhalter,  Zahlmeister,  Gegen- 
händler und  Bancaldistributoren,    (letztere   zur  Ausfertigung  der 
Bancalinstrumente  und  Buchauszüge),  endlich  sonstige  Hilfsbeamte, 
Man  beabsichtigte  nämlich  die  Errichtung  von  ö  Abtheilungen,  unA^ 
zwar  einer  für  den  perpetuirliclien  Fond,  einer  für  die  Gameral^ 
einkünfte,  die  Cautions-  und  Barattirungscapitalien,  je  einer  für  die 
Militärfonde,  die  Depositen  und  Giro-(Wechsel-)sachen.    Thatsächlicik 
wui*den  aber  nur  drei  „Expeditionen^  errichtet,  die  Militär-,  CameraJ^ 
und  Bancalexpedition,  mit  je  einem  Liquidationsbuchhalter,  einem 
Controlor  und  einem  Zahlmeister  sammt  Hilfspersonale^). 

Bei  der  Besetzung  der  Stellen  der  Bancalitätsräthe  wurde 
nicht  nur  die  persönliche  Eignung  in  Betracht  gezogen,  sondern 
auch  die  Stellung  und  der  Credit  der  Person,  damit  ein  fiath 
nöthigenfalls  selbst  mit  Vorschüssen  aushelfen  könne.  Unter  den 
Bäthen  befanden  sich  auch  der  damalige  Bürgermeister  von  Wien, 
Trunk  von  Guttenberg,  und  der  frühere  Bürgermeister,  damals 
Stadtrathssenior  Wenighof  er.  Diese  Beiden  zählten  aber,  ihrer 
sonstigen  Geschäftsüberbürdung  halber,  zusammen  nur  als  Ein  Batb. 

Den  aus  dem  Dienste  der  Cameralbehörden  in  jenen  der 
Bancalität  übernommenen  Beamten  blieb  ihr  Gehalt  und  Bang 
gewahrt*). 

Gleichzeitig  mit  der  Genehmigung  des  Bancalitätspatentes 
(14.  December  1714)  erfloss  über  Antrag  der  Conferenz  eine  kauser 
Uche  Resolution  des  Inhaltes,  dass  das  Patent  in  Ungarn  and 
seinen  Nebenländern,   wo    es  (aus  staatsrechtlichen  Gründen) 


^)  Der  Gehalt  des  Bancalitätspräses  betrug  5000  fl.,  jener  einea  Bancalitlti' 
rathes  3500  fl.,  jener  eines  Assessors  2000  fl. 

*)  Nach  dem  Personalstande  yom  15.  Augast  1715  betmg  das  Erfordoiii 
der  Bancalität  aUein  jährlich  circa  60.000  fl.,  jenes  für  das  BancalgabenuBi 
und  die  Bancalität  zusammen  (s.  vorletzte  Anmerkung),  daher  rund  163.3001; 
s.  H.  F.  A.  vom  15.  August  1715. 

^  H.  F.  A.  vom  20.  Mai  1715.  —  Wegen  Au&tellong  der  BancalooD^ 
s.  unten  Seite  453. 
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nicht  in  demselben  Umfange  eingeführt  werden  könne,  wie  in  den 
Ei'blanden,  nicht  zu  yerlautbaren  sei.  Doch  habe  es  aucli  dort  auf 
die  Cameralgefälle  und  Aemter,  sowie  auf  die  Militärfonde  An- 
wendung zu  finden  und  sei  daher  den  Cameralbeamten  durch  die 
Hofkammer,  dem  Militär  durch  den  Hofkriegsrath  zui*  Damach- 
achtung bekannt  zu  geben. 

8.   Instruction  fUr  das  Bancalgubemium  und  Contraet  mit  der 

Bancalität. 

Der  Wirkungskreis  und  die  Geschäftsordnung  des  Bancalguber- 
niums  und  der  Bancalität,  sowie  deren  Verhältnis  zu  einander  und 
g^nüber  der  Staatsverwaltung  wurde  einerseits  durch  die,  mit 
kaiserlicher  Besolution  vom  9.  März  1715  genehmigte  „Instruc- 
tion für  das  Bancal-Hof-Gubernium  und  dessen  subordi- 
nirte  Aemter  und  Controle"  näher  geregelt,  andererseits  durch 
einen  eigenen  Contraet  zwischen  der  Bancalität  und  der 
Hin.  Bancalitätsdeputation^),  welcher  am  17.  März  die  Zustim- 
mung des  Kaisers  erhielt. 

Die  wesentlichsten  Bestimmungen  dieser  sich  wechselseitig  er- 
gänzenden Documente  sind  folgende: 

Die  Bancalität  ist  bezüglich  der  Bancalgeschäfte  ausschliesslich 
dem  Bancalgubemium  untergeordnet,  daher  von  jeder  anderen  Be- 
hörde unabhängig.  Dieselbe  hat  die  Bancalcollegien  aufzustellen. 
Die  Beamtenstellen  bei  der  Bancalität  werden  aus  einem  Tema- 
vorschlage  derselben  durch  das  Gubemium  selbst  besetzt,  wäli- 
'Bnd  hinsichtlich  der  bei  letzterem  und  den  ihm  unterstehenden 
Remtern  erledigten  Stellen  an  den  Kaiser  der  Vorschlag  zu  er- 
^tten  ist.  Jeder  Beamte  des  Gubemiums  liat  eine  Caution  von 
10.000  fl.  zu  erlegen. 

Von  dem  Beingewinn  der  Bancalität,  unter  welchem  nicht 
^e  Arrhen  selbst,  sondern  deren  Zinsen  zu  verstehen  waren, 
^Ute  die  Hälfte  unter  allen  Umständen  dem  Aerar  verbleiben.  Be- 
glich des  Bestes  ist  zu  unterscheiden  zwischen  dem  Reingewinne 
^ns  der  Gebarung  des  Hauptinstituts  in  Wien  und  jenem  der  Filial- 
ctiiegien  in  den  Ländern.  Von  ersterem  gehört  Vi  den  Beamten 
des  Gubemiums  und  V«  ^^^  Bancalität,  d.  h.  ihren  Beamten  und 
Bancalisten,  —  von  letzterem  je  Vs  d^™  Gubemium,  der  unteren 


^)  Das  Bancalgubernium  hatte  seine  Wirksamkeit  noch  nicht  begonnen. 
▼•  KiBii,  Finansen  OMtemichi.  29 
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Bancaljustizinstanz,  der  Bancalität  und  dem  betreffenden  Bancal- 
collegimn.  Der  Staat  verpflichtet  sich,  falls  jene  Quoten  zur  Be- 
streitung der  Gehalte  nicht  hinreichen  sollten,  den  etwaigen  Ab- 
gang ander wärtig  zu  ersetzen,  behält  sich  jedoch  vor,  bei  unyer- 
hältnismässiger  Höhe  des  Beingewinnes  die  Antheile  der  Bancalität 
herabzusetzen. 

Das  Gubernium  hat  an  jedem  Wochentage,  mit  Ausnahme  des 
Mittwochs  und  Samstags,  Sitzungen  abzuhalten.  Bei  Stimmengleich- 
heit ist  an  den  Kaiser  zu  referiren,  sonst  entscheidet  Stimmenmehr- 
heit. Weder  der  Gubernator,  noch  die  Käthe  dürfen  an  Berathnngen 
in  eigener  Sache  theilnehmen,  bei  sonstiger  Nichtigkeit  des  Be- 
schlusses; ebenso  in  Sachen  ihrer  Verwandten  und  Verschwä- 
gerten. Verletzung  des  Amtsgeheimnisses  und  Geschenkannahme 
wird  mit  Suspension,  eventuell  Entlassung  bestraft. 

Der  Bancalität  obliegt  die  ordnungsmässige  Einhebung  und  ge- 
treue Verwaltung  der  Arrhen  und  durchlaufenden  Staatsgelder  und 
die  richtige  Abfuhr  der  letzteren,  unter  der  Leitung  und  üeber- 
wachung  des  Guberniums,  welches  das  Anwachsen  von  Rückständen 
hintanzuhalten  hat. 

Bei  der  Vorberathung  über  das  Kriegserfbrdemis  und  Zusammen- 
stellung des  Staatsvoranschlages  (General -Anordnungsstaates) 
hat  das  Gubernium  mitzuwirken  und  sollen  hiebei  die  Ausgaben 
mit  der  Bedeckung  in  Einklang  gebracht  werden.  Die  Verpflich- 
tung der  Bancalität  zur  Annahme  und  Auszahlung  von  Assigna- 
tionen  beschränkt  sich  auf  die  im  Anordnungsstaat  angesetzten  Posten. 

Für  ausserordentliche  Zwecke  hat  die  Bancalität  dem  Staate 
Darlehen  zu  geben,  jedoch  nur  gegen  hinlängliche  Sicherstellang 
und  ohne  Beeinträchtigung  ihres  Credites;  —  ebenso  auch  Vor- 
schüsse für  den  laufenden  Staatsbedarf. 

Behufs  successiver  Einlösung  der  mit  Vorbehalt  des  Einlösungs- 
rechtes verkauften  oder  verpfändeten  Staatsgüter,  welche  die  Ban- 
calität durch  Darlehen  zu  5  bis  6^/o  Zinsen  unterstützen  soll,  bat 
das  Gubernium  einen  Ausweis  über  den  Ertrag  dieser  Hen-schaften 
zu  verfassen.  Dem  Gubeniium  obliegt  es  überhaupt,  die  Einschrän- 
kung drückender  Ausgaben,  sowie  die  Erhöhung  des  Ertrages  der 
Cameralgefälle  ohne  Abbruch  des  Gemeinwesens  und  unbeschadet 
der  landständischen  Privilegien  im  Einvernehmen  mit  der  Hof- 
kammer zu  fördern  und  hiezu  die  möglichst  günstige  Verpachtong 
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der  Gefalle  einzuleiten.   Die  Ueberschüsse  des  perpetuii*lichen  Fon- 
des  sind  zur  Errichtung  von  Fabriken  zu  verwenden. 

Bancalität  und  Bancalbuchhaltung  haben  dem  Guberhium  Tages-, 
Wochen-,  Quartals-  und  Jahresausweise  über  alle  Empßlnge  und 
Ausgaben  vorzulegen.  Für  die  richtige  Gebarung  ihrer  Beamten 
und  für  den  genauen  Vollzug  aller  Befehle  ist  die  Bancalität  ver- 
antwortlich und  ist  daher  keinem  Beamten  ein  sein  Cautionscapital 
übersteigender  Geldbetrag  in  Händen  zu  belassen.' 

Dem  Gubemium  wird  u.  a.  noch,  dem  Patente  gemäss,  die 
Vorsorge  wegen  besserer  Beschaffung  der  Hofbedürfnisse,  wegen 
Bezahlung  des  Hofgesindes,  wegen  Verproviantirung  der  Armee, 
sowie  die  Unterstützung  von  Fabriken  und  Manufacturen  zur 
Pflicht  gemacht^). 

Dass  ein  so  weit  umgränzter,  in  die  Competenz  aller  übrigen 
Dicasterien  so  tief  eingreifender  Wirkungskreis  zu  vielfachen  Rei- 
bungen Anlass  geben  müsse,  scheint  man  wohl  geahnt  zu  haben. 
Darauf  deuten  wenigstens  die  eingehenden  Vorschriften  über  die 
Erhaltung  des  guten  Einvernehmens  zwischen  dem  Gubernium  und 
der  Hofkammer,  sowie  den  übrigen  Hofstellen. 

Wie  man  sich  das  Verhältnis  zwischen  der  Bancalität  und  der 
Hofkammer  dachte,  oder,  richtig  gesagt,  wie  unklare  Vorstellungen 
hierüber  von  Anbeginn  herrschten,  erhellt  am  besten  aus  dem  mehr- 
gedachten Commentare  des  Referenten  Mikosch. 

Hienach  hatte  die  neue  Einrichtung  einerseits  den  Zweck,  die 
Zerrüttung  in  der  Cameralwirthschaft,  welche  theils  auf  die  bis- 
herige Organisation^),  theils  auf  die  ungenügende  Befolgung  der 
Vorschriften*)  zm'ückzuführen  sei,  zu  beseitigen,  —  und  anderer- 
seits als  Bankinstitut  zu  wirken. 

Der  erstere  Zweck  sei  nur  durch* vollständige  Trennung  des 


^)  Für  die  Prüfung  und  Liquidirung  der  alten  Schulden,  welche  nach  dem 
l^atente  auch  eine  Angabe  der  Bancalität  war,  wurde  bekanntlich  alsbald  ein 
eigenes  Organ  geschaffen,  die  Schuldenconferenz  (s.  unten  Seite  479). 

')  Es  seien  z.  B.  oft  mehrere  Gefälle  einem  Gläubiger  verpfändet,  was  zu 
Doppelzahlungen  führe,  deren  Rückersatz  meist  nicht  zu  [erlangen  sei.  Hier 
kOnne  nur  eine  Concentrirung  der  Cassagebarung  helfen. 

'}  Die  bestehenden  GefäUe  würden  meist  verschlechtert,  neue  Fonde  nicht 
aasfindig  gemacht  oder,  zu  kostspielig  verwaltet.  Dabei  verschleudere  man  die 
^^ianahmen,  unterlasse  noth.wendige  Ersparungen,  behandle  die  Ausgaben  pauschal- 
i^ig  und  mache  aUe  Cameralgeschäftc  Privatinteressen  dienstbar. 

«IQ* 


452  IX.  Die  Üniversal-Bancaütät  von  1715—1723. 

^Pecuniale  von  dem  Materiale  seu  oeconomlcam*',  d.  h.  der  Cassa- 
gebaimng  und  Controle  von  dem  meritorischen  Anweisungsrechte  za 
erreichen.  Während  daher  letzteres  der  Hofkammer  verbleibe, 
müsse  erstere  ausschliesslich  einer  eigenen  Behörde,  der  Bancalitat, 
zustehen.  Dem^emäss  sei  das  Bancalgubemium  ohne  Wissen  der 
Hofkammer  zu  keiner  Ausgabe  berechtigt  Für  ausserordentliche 
Erfordernisse  sei  im  Anordnungsstaat  ein  bestimmtes  Quantum  aus- 
zuwerfen, bei  etwaigem  Mehrbedarf^  aber  von  Fall  zu  Fall  mit  der 
betreffenden  Stelle  zu  verhandeln.  Damit  die  Bancalitat  bei  ausser- 
ordentlichen Ausgaben  eine  wirksame  Controle  üben  könne,  müsse 
diesfalls  stets  ein  Ersuchschreiben  der  Hofkammer,  nicht  ein  defi- 
nitiver kaiserlicher  Anweisungsbefehl,  ergehen. 

Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  bei  Festhaltung  der  angedeuteten 
Grundsätze  eine  thatsächliche  Unabhängigkeit  der  Bancalitat  von 
der  Hofkammer  kaum  denkbar  war. 

Noch  unbestimmter  war  aber  der  Wirkungskreis  des  Guber- 
niums  gegenüber  der  ihm  unterstehenden  Bancalitat  selbst  abge- 
gränzt.  Abgesehen  von  dem  festgestellten  Grundsatze  dieser  dienst- 
lichen Unterordnung  finden  wir  nur  die  Andeutung,  dass  die  Ban- 
calcollegien ,  sowie  die  kaiserlichen  Cameral-  und  Cassabeamten,  in 
allem,  was  das  „Geld-Maneggio  und  dessen  Oeconomie"  betreffe, 
an  die  Bancalitat,  in  allen  Gubernialagenden  aber  an  das  Guber- 
nium  gewiesen  seien.  Inwieweit  aber  die  Bancalitat,  welche  doch 
nicht  blos  Staats -Centralcassa,  sondern  auch  Creditsinstitut  sein 
sollte,  mit  ihren  BancalcoUegien  dem  Gubemium  gegenüber  autonom 
war,  ist  nirgends  ersichtlich^). 

9.  Beginn  der  Thätigkeit  der  Bancalitat.    Errichtung  der  Bancal- 
coUegien. 

Nachdem  somit  das  Inslebentreten  der  neuen  Institution  ge- 
hörig vorbereitet  worden,  leisteten  die  Functionäre  der.  Bancalitat 
am  25.  März  1715  den  Diensteid^). 

Hierauf  erging  mittelst  kaiserlichen  Patentes  vom  26.  März 
1715  die  Aufforderung,  die  Legitimations-,  Dienst-  und  Jndenbei- 
trags- Arrha  binnen  4  Wochen  nach  Publication  dieses  Patentes")  zu 

*)  S.  im  Uebrigen  die  Bj-itik  unten  Seite  460  if. 
«)  S.  die  Einleitung  im  Fin.  Arch.  Bande  lit.  D.  Nr.  166/2. 
3)  Die  Publication  erfolgte  am  4.  April  1715  (•.  Mise,  camer,  Xm).    Das 
Pat.  B.  in  Cod.  Austr.  III,  S.  785. 
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erlegen,  bei  sonstigem  Einti*itte  der  im  Bancalitätspatente  für  die 
Säumigen  angedrohten  Nachtheile.  Diese  Massregel  wurde  damit 
begründet,  dass  die  der  Activirung  der  Anstalt  bisher  im  Wege 
gestandenen  Hindemisse  nunmehr  behoben  seien  und  die  Bancalität 
ihre  Thätigkeit  demnächst  beginnen  werde. 

In  der  That  geschah  dies  schon  Mitte  April  1715^). 
Elinige  Wochen  später  begann  auch  die  Amtirung  des  Guber- 
niums,  dessen  Beamte  am  25.  April  ernannt  worden  waren. 

Dem  Statute  gemäss  wurden  nunmehr  auch  einige  der  fiu*  die 
Provinzen  in  Aussicht  genommenen  Bancalcollegien  errichtet, 
und  zwar  jenes  für  Oesterreich  ob  der  Enns  in  Linz  gleich  bei 
Eröffnung  der  Bancalität  und  in  den  nächsten  Monaten  je  eines 
für  Innerösteri'eich  in  Graz,  für  Tirol  in  Innsbruck  und  für  Mähren 
in  Brunn*). 

Diese  Bancalcollegien  untei*standen  nach   der  bezüglichen  In- 
struction^) nach  Massgabe   der  betreffenden   Agenden  theils   dem 
Sancalgubemium,  theils  der  Bancalität,  und  zerfielen  hienach  je  in 
^^ine  Gubernial-  und  eine  Pecunial-Inspection.  Erstere  bestand 
<stns  einem  Director,   zwei  Assessoren,    den  erforderlichen  Hilfs- 
l3eamten  und  einem  Liquidator,  letztere  aus  einem  der  Assessoren, 
«dann  mehreren  Gassa-  und  Buchhaltungsbeamten.    Das  Verhältnis 
sswischen  der  Gubernial-  und  Pecunial-Inspection  entsprach  so  ziem- 
lich jenem  zwischen  dem  Bancalgubernium  und  der  Bancalität.   Der 
Director  und  die  Assessoren  hatten  eine  zu  5^/o  verzinsliche  Ein- 
lage im  zehnfachen  Betrage  ihres  Gehaltes  zu  erlegen,  jeder  der 
librigen  Beamten  eine  Caution  im  gleichen  Betrage.    Die  Einlage 
'^urde  nach  der  Dienstesenthebung  zurückgezahlt,  die  Caution  erst 
^^h  gepflogener  Rechnungsrichtigkeit.    Den  Bancalcollegien  wurde 
einerseits  die  Einhebung  der  Arrhen  und  Gefillle,  bezw.  die  Ent- 
gegennahme von  Darlehen,  Cautionen  und  Depositen,  andererseits 
^  pünktliche  Auszahlung  der  an  dieselben  zu  weisenden  Assigna- 
tare  zur  Pflicht  gemacht. 

In  jenen  Ländern,  wo  keine  Bancalcollegien  eingerichtet  wurden, 
btten  die  Cameralbeamten  auch  die  einschlägigen  BancaUtäts- 
geschäfte  zu  besorgen. 

0  H.  F.  A.  vom  17.  Aprü  1715. 

«)  Wiener  DiÄrium  Nr.  1224  vom  24.  bis  26.  April  1715  (Schwabe  S.  129). 
E  F.  A.  vom  8.  und  9.  Juli  1715  und  vom  2.  Jänner  1717. 
»)  H.  F.  A.  vom  8.  und  9.  JuU  1715. 
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10.  Angriffe  gegen  die  Banoalitäts-Institutdon. 

Wie  bereits  bei  Darstellung  der  dem  Bancalitätspatente  voran- 
gegangenen Verhandlangen  erwähnt  wurde,  ist  die  ganze  hiemit 
beabsichtigte  Neu-Organisation  von  vornherein  mehrfach  auf  Wider- 
stand gestossen.  Namentlich  der  scharfblickende  Hofkammer- 
präsident Graf  Starhemberg,  welcher  die  Mängel  der  Institution 
richtig  erkannte,  erhob  seine  warnende  Stimme  dagegen,  —  wenn- 
gleich,  wie  wir  gesehen  haben,  vergebens. 

Auch  von  anderer  Seite  wurden  im  Schosse  der  mit  der  Be-^ 
rathung  des  Projectes  betrauten  Ministerialdeputation  mehrfache  B^ 
denken  geltend  gemacht,  welche  wir  bei  den  betreflfenden  Punkt^ 
in  der  Erörterung  der  Einrichtung  des  Instituts  berührt  haben. 

Abgesehen  hievon  wurden,  einem   undatirten  Archivsacte  ^. 
folge^),    im    Stadium    der    Vorverhandlungen   noch   mehrere 
andere,  vielfach  nicht  unbegründete  Einwände  erhoben.    Ob  die- 
selben etwa  auch  auf  Starhemberg  zurückzuführen  sind,  ist  mindestens 
zweifelhaft*).    Die  denselben  beigesetzten  „Widerlegungen"  rühren 
jedenfalls  von  Mikosch  her. 

So  wurde  von  dem  ungenannten  Kritiker  betont,  durch  die 
Bancalität  werde  die  Stadtbank  erschüttert  werden,  Behörden  und 
Stände  würden  sich  der  neuen  Einrichtung  widersetzen,  —  der 
Garantiefond  der  Cautionen  sei  zu  klein,  —  die  Ermächtigung  zum 
Betriebe  von  Wechselgeschäften  sei  bedenklich,  —  die  zugesicherte 
Confiscationsfreiheit  der  Einlagecapitalien  sei  im  Kriege  nicht  auf- 
recht zu  erhalten,  —  die  Schuldenliquidirung  werde  an  und  für  sict 
schwer  möglich  sein  und  von  der  Hofkammer  bekämpft  werden,  — 
die  der  Bancalität  eingeräumten  Strafgelder  und  Taxen  bilden  bisher 
vielfach  einen  Bestandtheil  der  Beamtengehalte.  Femer  wird  auf 
die  Unmöglichkeit  hingewiesen,  die  Staatsgläubiger  bei  gleichzeitigem 
Andringen  zu  befriedigen.  Auch  sei  die  Bedeutung  der  Staats- 
einkünfte als  sekundirender  Bancalfond  wohl  eine  sehr  fragliche, 
da  alle  Gefälle  längst  verpfändet  seien.  Endlich  liege  überhaupt 
kein  Grund  vor,  die  bisherige  Form  der  Einhebung  der  Staatsgelder 
zu  ändern. 


*)  „Objectiones  wider  die  vorhabende  BancalitÄt"  im  Archivsfafcikel:  Bancal- 
iDStitutums-Diplome. 

')  Einzelne  dieser  Einwände  lassen  die  Urheberschaft  Starhembergs  nicht 
als  wahrscheinlich  erscheinen.  Die  ganze  Fassung  der  „Objectiones"  deutet  darauf, 
dass  daran  mehrere  Personen  betheiligt  waren. 
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In  der  Widerlegung  dieser  Bedenken  wird  bemerkt,  die 
Verwaltung  der  Wiener  Stadtbank  werde  durch  die  neue  Ein- 
richtung gar  nicht  berührt;  —  die  Einwürfe  der  Behörden  und 
Stände  seien  grundlos;  —  die  Cautionen  seien  ausreichend,  jedoch 
nur  von  nebensächlicher  Bedeutung;  —  Wechselgeschäfte  werde 
man  ihres  Kisikos  halber  erst  später  in  Betracht  ziehen;  —  die 
Confiscationsfreiheit  werde  unbedingt  gewahrt  werden,  komme 
übrigens  auch  im  Stadtbankstatut  vor.  Die  Liquidirung  der  Schulden 
sei  allerdings  bei  der  Hofkammer  nicht  beliebt,  bilde  aber  eine 
nothwendige  Voraussetzung  der  Tilgung.  Die  Strafgelder  und  Taxen 
würden  nur  insofern  der  Bancalität  überwiesen,  als  sie  nicht  in 
partem  salarii  ausgeworfen  wurden.  Gefährliche  Creditsoperationen 
werde  die  Bancalität  vermeiden  und  im  jährlichen  Voranschlage 
auf  eine  angemessene  Reserve  Bedacht  nehmen.  Die  Verpfändung 
der  Staatseinkünfte  sei  allerdings  Thatsache;  doch  werde  jeder 
Pfandgläubiger  gerne  seine  Capitalien  freiwillig  in  der  Bancalität 
liegen  lassen,  der  damit  verbundenen  Vortheile  halber.  (!)  Die 
Centralisirung  der  Staatscassen  ermögliche  die  Herstellung  der 
Ordnung  und  die  Beseitigung  der  bisherigen  Uebelstände  im  Assigna- 
tionswesen. 

In  seiner  mehrerwähnten  Erläuterung  zum  Bancalitäts- 
patente  sucht  Mikosch  die  gegen  das  Project  vorgebrachten  Be- 
denken durch  positive  Erörterungen  über  die  Sicherheit  und 
Zweckmässigkeit  der  neuen  Anstalt  zu  entkräften^). 

Bezüglich  der  Sicherheit  wird  vorerst  betont,  dass  das  Inter- 
esse des  Kaisers,    beziehungsweise    des  Aerars,  in   Ansehung  der 
Gefälle  durch  die  Bancalität  nicht  gefährdet  werde,  da  letztere  die 
in  den  Anordnungsstaat  aufgenommenen  Gläubiger  aus  den  über- 
wiesenen Gefällen  für  das  Aerar  zu  bezahlen  habe,  daher  nicht 
Schuldner,  sondern  Gläubiger  des  Aerars  werde.    Uebrigens  würden 
die  Gefälle  nur  als  dui*chlaufende  Posten  durch  die  Bancalität  gehen, 
das  Aerar  könne  daher  keinen  Schaden  leiden.    Auch  hafte  die 
Bancalität  dem  Aerar  supplementär  mit  dem  garantirenden  Fonde. 
Ebenso  sei  aber  umgekehi*t  auch  die  Bancalität  sicher  vor 
staatlichen  Eingriffen. 

Unabhängig  von  allen  anderen  Centralstellen ,  unterstehe  sie 
unmittelbar   dem  Kaiser.      Auch  habe    sie  weder  Privaten  noch 


')  S.  Sammelband  lit.  D.  166/2. 
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dem  Staate  ohne  genügende  Sicherstellung  Greld  vorzustrecken 
und  seien  ilu-  sämmtliche  Arrhen  für  immerwährende  Zeiten  ein- 
geräumt worden,  üeber  ihre  Gelder  verfuge  die  Bancalität  selbst, 
nicht  der  Kaiser.  Arrhen  und  Cautionen  seien  eine,  nur  in  Zeiten 
öffentlicher  Calamität  ausnahmsweise  für  Staatszwecke  antastbare 
Reserve,  vermittelst  welcher  die  Bancalität  selbst  bei  aussergewöhn- 
lich  zahlreichen  Kündigungen  ihre  Gläubiger  zu  befriedigen  vermöge. 
Eine  anderwärtige  Verwendung  der  Fonde  sei  verboten,  und  habe 
die  Anstalt  statutenwidrige  Befehle  und  Anweisungen  nicht  zu 
befolgen.  —  Der  Einwand,  dass  der  Monarch  im  Nothfalle  die 
Gelder  der  Bancalität  einziehen  werde,  um  seine  Krone  zu  retten, 
sei  richtig.  Dieser  Gefahr  unterliege  aber  bei  einem  Staatsnoth- 
stande  überhaupt  alles  Vermögen  der  Unterthanen  und  werde  bei 
Rettung  des  Staates  Ersatz  geleistet  werden.  Auch  könne  sich 
Jedermann  durch  rechtzeitige  Kündigung  sichern.  (!) 

Gegenüber  dem  Bedenken,  dass  es  in  der  Willkür  eines  Mon- 
archen und  seiner  Nachfolger  liege,  sein  Versprechen  zu  halten 
oder  nicht,  wird  bemerkt,  dass  jeder  Monarch  vor  gewaltsamen 
Eingriffen  in  erworbene  Rechte  durch  die  Rücksicht  auf  die  Ehre 
imd  die  Interessen  des  Staates  abgehalten  werde.  Auch  seien  solche 
Eingriffe  der  Wiener  Stadtbank  gegenüber  selbst  während  des 
Kiieges  nicht  vorgekommen.  Durch  pünktliche  Einhaltung  der 
Verpflichtungen  gegen  die  Gläubiger  werde  der  Staatscredit  sich 
fortwährend  heben. 

Die  Sicherstellung  der  Bancal-Interessenten  gegenüber  der 
Bancalität  sei  durch  die  Statuten  gewährleistet,  liege  überdies  im 
eigenen  Interesse  der  Bancalitätsfunctionäre.  Für  eine  korrecte 
Administration  und  Cassagebarung  bürge  die  Dreitheilung  in  Guber- 
nium,  Bancalität  und  Controle. 

Der  Nutzen  der  Bancalität  sei  ein  doppelter,  indem  dieselbe 
einerseits  dem  Aerar,  andererseits  den  Bancalitäts-Interessenten 
grosse  Vortheile  biete. 

Dem  Staate  verschaffe  das  Institut  durch  die  AiThen  einen 
beständigen  Fond  von  über  2  Millionen  Gulden,  ohne  Belastung  der 
Unterthanen  oder  Verletzung  ständischer  Rechte.  Ferner  erhalte 
das  Aerar  die  Hälfte  des  Reingewinnes.  Die  Bancalität  leihe  dem 
Aerar  gegen  3^/„ige  Zinsen,  was  die  bisherigen  wucherischen  Vor- 
schüsse und  schädlichen  Lieferungsverträge  entbehrlich  mache. 
Durch  die  Uebernahme  kaiserlicher  Beamter  werde  der  Gehaltsetat 
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entlastet.  Die  Centralisinmg  der  Cassagebarung  und  die  jährliche 
Piüliminirung  ermögliche  die  Vermeidung  ungebürlicherLiquidirungen. 
Die  Verwaltung  und  Verrechnung  der  Gefalle  werde  richtiger  und 
billiger  werden.  Dazu  komme  der  Nutzen  durch  die  Ersparung 
des  bisherigen  Wechselagios  und  der  Provisionen  bei  Zahlungen  in 
den  Provinzen,  die  Verbesserung  in  der  Truppenverpflegung  u.  s.  w. 
Zum  Beweise,  wie  nützlich  die  Bancalität  für  ihre  Interessenten, 
wie  überhaupt  für  das  Publicum  sein  werde,  wird  auf  die  vermeint- 
lichen Vortheile  der  sogenannten  Barattirungseinlagen,  femer  auf 
die  Möglichkeit  hingewiesen,  ein  Darlehen  im  hundertfachen  Be- 
trage der  Arrha  zu  erhalten.  Sodann  wird  die  Sicherheit  der 
Einlagen  vor  Diebstahl,  sonstigen  Zufällen  oder  Feindesgefahr  be- 
tont, sowie  deren  mannigfache  Privilegirung  beleuchtet. 

Endlich  wird  auf  die  fui*  die  Gesammtheit  durch  Abstellung 
des  Wuchers,  Errichtung  von  Fabriken  und  dgl.  zu  gewärtigenden 
Vortheile  hingedeutet. 

Auch  nach  der  Publication  des  Patentes  erhoben  sich 
Stimmen  gegen  die  ganze  Einrichtung.  So  findet  sich  eine  scharfe 
und  treffende  Eiitik  derselben  in  einem  leider  undatirten,  jedenfalls 
aber  noch  aus  der  Zeit  vor  dem  Beginne  der  Banoalitätsoperationen 
stammenden  Aufsatze,  betitelt:  „Reflexiones  über  das  Banca- 
litätsinstitutum  de  publicato  26.  Jänner  1715",  —  welcher  wahr- 
scheinlich von  Starhemberg  heiTührt^). 

Hierin  werden  vor  Allem  gegen  einzelne  der  Bancalitätsarrlien 
Bedenken  erhoben.  Die  Assignationsarrha  werde  den  Staatscredit 
im  Auslande  schädigen;  die  Barattirung  sei  unverständlich,  und 
werde  der  etwaige  Nutzen  für  die  Partei  durch  den  Abzug  der 
Arrha  aufgewogen.  Die  JudenaiTha  sei  zu  gering  für  die  grosse 
Anzahl  der  Juden. 

Unbedingt  fehle  dem  Institute,  im  Gegensatze  zur  Wiener  Stadt- 
bank, die  noth wendige  Sicherheit,  darum  werde  es  auch  keinen 
rechten  Credit  erlangen. 

Kurz,  was  an  der  Sache  gut  sei,  könne  auch  ohne  einen  solch 
umständlichen  Apparat  erreicht  werden:  Die  Centralisii'ung  der 
Cassagebarung  durch  Einsetzung  einer  Generalcassa  und  General- 
Bachhaltungscontrole,  —  die  Liquidii'ung  der  Schulden  durch  eine 


*)  Hierauf  .deutet  schon  die  Betonung  der  Vorzüge  der  Wiener  Stadtbank.  — 
Die  Beflexiones  finden  sich  im  Fascikel:  Bancal-Institutums- Diplome. 
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eigene  Commission,  —  die  Schuldentilgang  durch  die  Stadtbank, 
welcher  hiezu  ihre,  rund  1.600.000  fl.  beti^agende  Dotation  auf  j4hr- 
lich  fünf  bis  sechs  Millionen  zu  erhöhen  und  eine  Ausdehnung  ihres 
Betriebes  auf  die  Haupthandelsplätze  in  den  Provinzen  zu  be- 
willigen wäre. 

Ganz  richtig  wurde  auch  alsbald,  anscheinend  von  mehreren 
Seiten,  bestritten,  dass  die  Bancalität  überhaupt  eine  wirkliche 
Bank  sei^). 

Natürlich  war  man  auch  diesem  Einwände  gegenüber,  so  sehr 
er  auch  berechtigt  war,  gleich  mit  einer  Widerlegung  bei  der  Huid. 
Die  Bancalität  sei  eine  „Ab-  und  Zuschreibungsbank" ,  weil  alle 
Staatseinkünfte  und  Ausgaben  durch  dieselbe  laufen,  jeder  Beamte 
daher  sein  Conto  daselbst  haben  müsse,  und  sein  Guthaben  an 
Andere  ab-  und  zuschreiben  lassen  könne.  Sie  sei  femer  eine  Leüi- 
bank,  da  jeder  Bancalist  bei  der  Anstalt  Capitalien  verzinslich  an- 
legen und  daselbst  Darlehen  nehmen  könne.  Endlich  sei  sie  auch 
eine  Depositenbank.  Ueberdies  seien  alle  Erfordernisse  einer  Bank 
vorhanden:  Sicherheit  der  Gassen,  gute  und  unabhängige  Verwaltung, 
Bankordnung,  Bankfond,  Sicherheit  vor  Eingriffen,  sofortige  Aus- 
zahlung der  Einlagen  auf  Verlangen. 

Nicht  uninteressant  ist  es  auch,  die  Bedenken  kennen  zu  lernen, 
welche  speciell  vom  ständischen  Standpunkte  aus  gegen  die  Banca- 
lität erhoben  wurden. 

In  den  „Gravamina  der  niederösterreichischen  Stände 
gegen  das  Bancalinstitut",  datirt  vom  9.  Februar  1716*),  wird 
zunächst  bedauert,  dass  das  Patent  nicht  vor  seiner  Publication 
den  Ständen  mitgetheilt  wurde.  Ferner  werden  einige  Abänderungs- 
wünsche  vorgebracht.  So  solle  man  die  auf  den  Credit  und  unter 
der  Garantie  des  Landes  aufgebrachten  Schuldcapitalien,  daher  auch 
die  recessmässigen  Abzugsposten,  von  der  AssignationsaiTha  befreien. 
Auch  solle  Niemand  wider  Willen  in  die  Bancalität  „eingeflochten 
werden.**  Die  Judenbeitragsarrha  solle  nicht  das  Ueberhand- 
nehmen  der  Juden  gestatten.  Endlich  wird  um  die  Befreiung  des 
Adels  von  der  Legitimationsarrha  gebeten,  da  selbe  dem  Stener- 
befreiungsprivilegium  widerspreche. 


^)  Undatirte  Erörterung  zweier  Fragen,  betreffend  die  Bancalit&t  (BancaL 
Fase.  II). 

')  Fascikel:  Bancal-Institutums-Diplome. 
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Zur  Entkräftung  dieser  Bedenken  wird  in  einer  undatirten 
Widerlegongsschrift  zunächst  bemerkt,  die  vorherige  Mittheilung  des 
Patentes  sei  deshalb  unterblieben,  weil  dasselbe  nichts  den  Rechten 
der  Stände  Abträgliches  enthalte,  indem  hierin  nicht  neue  Abgaben 
eingeführt,  sondern  nur  die  Bedingungen  zur  Erlangung  bestimmter 
Vortheile  festgesetzt  würden.  Dem  Wunsche  bezüglich  der  Assigna- 
tionsarrha  werde  man  Rechnung  tragen,  um  die  garantirenden 
Stände  und  die  an  die  Landschaft  überwiesenen  Gläubiger  vor 
Schaden  zu  bewahren.  Ein  Zwang  zur  Betheiligung  an  der  Banca- 
lität werde  nicht  ausgeübt  werden.  Die  Judenbeitragsarrha  betreffe 
nur  jene  Juden,  welche  das  Recht,  in  Wien  zu  wohnen,  bereits 
anderwärtig  erworben  haben.  Die  Legitimationsarrha  sei  keine 
Kopfsteuer,  sondern  die  Gegenleistung  fiir  die  gewährten  Vortheile. 
Kurz,  das  Patent  enthalte  nichts,  was  nicht  mit  den  Ständerecessen 
vereinbar  wäre. 

U.  Bücktritt  des  Hofkanunerpräsidenten  Grafen  Starhemberg. 

Gleichzeitig  mit  dem  Inslebentreten  der  Bancalität  erfolgte  der 
Rücktritt  des  Grafen  Gundaker  von  Starhemberg  von  der  Stelle 
des  Hofkammerpräsidenten,  welche  er  zwölf  Jahre  hindurch  unter 
den  schwierigsten  Verhältnissen  bekleidet  hatte. 

Diese  Resignation  wurde  mit  kaiserlichem  Handschreiben  vom 
24.  April  1715^)  unter  ausdrücklicher  Anerkennung  der  Verdienste 
Starhembergs  in  Gnaden  angenommen.  Hiebei  verlieh  der  Kaiser 
dem  abtretenden  Präsidenten  eine  Gnadengabe  von  100.000  fl. 
rhein.^),  welche  von  der  Stadtbank  in  thunlichen  Fristen  bezahlt 
und  bis  dahin  mit  6^/^  verzinst  werden  sollte.    Ferner  wurden  die 


»)  Recessen-Fasc.  C.  Nr.  138. 

')  „Da  Mir  Euer  bis  anjezo  Mir  und  Meinem  Hauss  erzeigte  Dienst  gar 
|-  lieb  und  genehmb,  Ich  mit  denenselben  in  Gnaden  gar  wohl  zufrieden,  auch  Euch 
tober  verlang  Meine  Gnad  zu  bezeigen,  so  gibe  Euch  hiemit  vor  ein  An- 
ienkhen  meiner  Gewogeoheit  etc."  H.  F.  A.  vom  14.  Mai  1715.  —  üebrigens 
batte  Starhemberg  schon  1711  eine  Dotation  erhalten,  nämlich  die  confiscirte 
Herrschaft  Hatvan  in  Ungarn  im  Werthe  von  150.000  fl.  Im  nächsten  Jahre 
ti»t  er  dieselbe  jedoch,  —  wegen  von  anderer  Seite  hierauf  erhobener  Ansprüche,  — 
bis  auf  einen  Theil  im  angeblichen  Werthe  von  30.000  fl.  wieder  an  die  unga- 
n'sehe  Kammer  ab.  Für  den  Rest  wurde  ihm  1719  über  seine  Bitte  ausnahms- 
weise die  Anweisung  auf  die  Wiener  Stadtbank  bewilligt.  Die  Hof  kammer  hatte 
^ies,  obgleich  eine  solche  üeberweisung  bei  Gnadengaben  nicht  üblich  war,  unter 
Hinweis  auf  die  Verdienste  Starhembergs  befürwortet  (H.  F.  A.  v.  26.  April  1719). 
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vom  Kaiser  Leopold  dem  Grafen  Starhemberg  auf  drei  Generationen 
verliehenen  Benefizien  hinsichtlich  der  von  ihm  eingelösten  Hen- 
schaften  auf  alle  Zukunft  verlängert.  Endlich  beii^illigte  ihm  der 
Kaiser,  da  er  seine  Dienste  auch  femer  in  Anspruch  zu  nehmen 
gedachte^),  einen  neuen  Jahresgehalt  von  30.000  fl.  rhein.*),  gleich- 
falls bei  der  Stadtbank  zahlbar. 

In  diesem  Decrete  wird  betont,    dass  Starhemberg   oft  und 
inständigst  um  Enthebung  vom  Hofkammerpräsidium  gebeten  habe, 
da  ihm  nunmehr  der  Dienst  sehr  mühsam  falle.     Der  wirkliche 
Grund  war  aber  jedenfalls  ein  anderer.    Starhemberg  hatte  wohl 
schon  längst  die  Ueberzeugung  gewonnen,  dass  er  die  Interessen 
der  Wiener  Stadtbank,  deren  Oberleitung  ihm  anvertraut  war,  nur 
dann  nach  jeder  Richtung  hin  zu  wahren  vermöge,  wenn  er  von 
den  Pflichten  eines  Hofkammerpräsidenten  enthoben  worden.    Den 
unmittelbaren  Anstoss  zu  seiner  Resignation  gab  übrigens  zweifellos 
die  Errichtung  der  Bancalität,   welche   er  so  nachdrücklich  be- 
kämpft hatte,  und  die  hiemit  verbundene  Verringerung  der  Be- 
deutung der  Hofkammer.     Dies  erhellt  schon  aus  dem  zeitlichen 
Zusammentreffen  beider  Ereignisse. 

Die  Bedeutung  Starhembergs,  seine  zielbewusste  Thätigkeit  als 
Hofkammerpräsident,  sowie  die  Verdienste,  die  er  sich  unter  den 
ungünstigsten  Verhältnissen  um  die  Staatsfinanzen  erwarb,  wurden 
bereits  an  anderer  Stelle  gewürdigt*). 

12.  Errichtung  der  Finanzconferenz.    Aufhebung  des  Bancal- 

gubemiums. 

Die  Institution  der  Bancalität  krankte  von  Anbeginn  an  einem 
schweren  inneren  Gebrechen:  an  dem  Misverhältnisse  zwischen 
den  ihr  gesetzten  grossen  Zielen  und  den  völlig  unzulänglichen 
Mitteln,   mit  welchen  man  dieselben  zu  erreichen  gedachte.    Wir 


^)  „Weilen  Ich  aber  doch  vor  Mein  und  Meines  Hauss  Dienst,  auch  wegen 
der  Neigung  und  Vertrauen,  das  Ich  allzeit  gegen  Euch  gehabt  hab\  vor  Allen 
wiU  und  verlang,  Mich  auch  femers  Eueres  Diensteyfers  und  treuen  Rath  n 
gebrauchen,  Ihr  auch  femer  nicht  unterlassen  werdet,  Mich  fortan  mit  Eueier 
Erfahrung  und  Eyfcr  in  ministerio  nach  Pflicht  und  Gewissen  zu  bedienen  etC* 

-)  Der  Stadtbank  wurde  aus  diesem  Anlasse  der  Rest  der  Handgrafenamt^ 
gef&llc  eingeräumt. 

»)  S.  oben  Seite  91,  92,  98,  102,  115,  123,  129,  132. 
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rden  diesen  Gedanken,  —  der,  wenngleich  gi-össtentheils  unbe- 
isst,  allerdings  vielfach  schon  der  zeitgenössischen  Kritik  zu 
onde  lag,  —  nnten  näher  auszuführen  und  zu  begründen  ver- 
^hen. 

Schon  an  dieser  Stelle  aber  muss  ein  verderblicher  Fehler  in 
*  äusseren  Einrichtung  der  Anstalt  hervorgehoben  werden:  Die 
lUung  des  Bancalgubemiums.  Mit  Rücksicht  auf  die  der  Bancalität 
tatenmässig  übertragene  Verwaltung  der  CameralgefäUe  wurden 
olich  durch  kaiserliche  Resolution  vom  16.  Februar  1715  alle 
neralämter,  welche  bis  dahin  der  Hofkammer  unterstanden,  zu- 
;hst  der  Bancal-Ministerialdeputation,  mit  dem  Inslebentreten  des 
Qcalgubemiums  aber  diesem  letzteren  unterstellt.  Dies  bedeutete 
'adezu  die  Verdrängung  der  Hofkammer  aus  ihrem  bisherigen 
rkungskreise  als  oberste  Finanz -Hofstelle.  Wenn  man  dabei 
±.  einen  Schritt  weiter  gegangen  wäre  und  die  zum  Schatten 
es  früheren  Wesens  gewordene  Hofkammer  ganz  aufgehoben 
bte,  so  wäre  wenigstens  die  für  die  Finanzverwaltung  unerläss- 
lie  Einheitlichkeit  gerettet  worden.  Dieser  Schritt,  welcher 
^entlieh  nur  folgerichtig  gewesen  wäre,  unterblieb  jedoch. 

So  bestanden  denn  nebeneinander  die  alte  Hofkammer  und  das 
ue  Bancalgubemium,  an  welch  letzteres  die  eigentliche  Verwaltung 
r  Steuern  und  Abgaben  übergegangen  war. 

Ein  solches  Verhältnis  war  auf  die  Dauer  umsoweniger  haltbar, 
8  der  beiderseitige  Wirkungskreis  nicht  in  jeder  Richtung  klar 
)gegrenzt  war.  Dazu  kam  noch  der  Umstand,  dass  man  die  Stelle 
is  Hofkammerpräsidenten  nach  dem  Rücktiitte  Starhembergs 
Qger  als  ein  Jahr  lündurch  unbesetzt  liess,  während  welcher 
dt  die  Leitung  der  Hofkammer  ihrem  Vicepräsidenten,  Grafen 
Brdinand  von  Mollard t  überti*agen  war.  Diese  äusserliche  Zurück- 
tzong  der  alten  Hofstelle  musste  das  Bancalgubernium  zu  lieber- 
iffen  ermuthigen. 

So  kam  es  denn  bald  zu  Reibungen.  Ein  Antrag  des  Hof- 
amer- Vicepräsidenten,  die  Cameralämter  nur  in  Bezug  auf  die 
issagebarung  unter  dem  Bancalgubemium  zu  belassen,  in  admini- 
•ativer  Beziehung  aber  wieder  der  Hofkammer  zu  unterordnen, 
lielt  zwar  nicht  die  kaiserliche  Genehmigung;  wohl  aber  wurde 
i^eordnet,  dass  die  Cameralämter  in  allen  nicht  die  Geldgebarung 
reffenden  Angelegenheiten  im  Wege  des  Bancalgubemiums  an 
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die  Hofkammer   zu  berichten  haben,    und   dass  beide  Hofstellen 
sodann  im  Einvernehmen  miteinander  vorzugehen  haben ^). 

Ein  solches  Einvernehmen  war  aberi  naturgemäss  in  vielen 
Fällen  nicht  zu  erzielen.  Insbesondere  beklagte  man  sich  auf 
Seiten  der  Bancalität,  dass  die  Hof  kammer  immer  opponire  und 
Schwierigkeiten  mache,  und  dass  das  Bancalgubernium  nicht  die 
nöthige  Macht  besitze,  um  die  Hofkammer  zu  ihi*er  Schuldigkeit 
zu  verhalten^),  —  ein  merkwürdiger  Beleg  dafür,  dass  man  die 
Hof  kammer  kaum  mehr  als  dem  Bancalgubernium  gleichgestellt  ansah. 

Es  liegt  auf  der  Hand^  dass  der  erwähnte  Organisationsfehler 
«ine  gedeihliche  Wirksamkeit  der  Bancalität  unter  allen  Umständeiz 
erschweren  musste.    Doch  überschätzte  man  angesichts   des  bald 
offenbaren   Misserfolges  ^)    die    Bedeutung    dieses,    immerhin    nur 
formellen  Momentes  und  übersah  dabei  die  in  der  Sache  selbst 
liegenden  Gebrechen. 

Dies  führte  zu  der  Anschauung,  dass  es  nui*  auf  eine  Ein- 
schränkung der  unnatürlichen  Zweitheilung  in  der  obersten  Finanz- 
verwaltung ankomme,  um  die  Bancalität  in  Blüthe  zu  bringen. 
Dieses  Ziel,  —  die  Schaffung  einer,  sowohl  der  Hof  kammer  wie 
der  Bancalität  übergeordneten  höchsten  Finanzstelle,  —  schwebte 
auch  den  Verfassern  jener  Ende  1715  entstandenen  drei  Beorgani- 
sirungsprojecte  vor,  deren  eines*)  der  Kaiser  einer  conferentiellen 
Berathung  zu  unterziehen  beschloss,  womit  Prinz  Eugen  von  Savoyen, 
Fürst  Trautson,  dann  die  Grafen  Sinzendorf  und  Starhemberg 
betraut  wurden. 

In  der  am  6.  Februar  1716  unter  dem  Vorsitze  des  Kaisers 
abgehaltenen  Sitzung  dieser  Conferenz  erklärte  der  Monai*ch,  es 
•habe  sich  nach  den  gemachten  Erfahrungen  herausgestellt,  dass  es 
in  der  bisherigen  Weise  nicht  mehr  ginge  und  dass  die  Wieder- 
herstellung des  Einklanges  zwischen  den  Centralstellen  erzwungen 
werden  müsse,  was  eben  nur  durch  Schaffung  eines  neuen  Organs, 


')  H.  F.  A.  vom  16.  Juli  1715. 

«)  S.  Einleitung  zum  F.  A.  Bande  lit.  D.  Nr.  166,/2. 

^)  „Das  Institut  begann  za  wanken  und  stand  sein  völliger  Untergang  n 
befürchten"  (Einl.  z.  citirten  Sammelbande). 

*)  In  diesem  Projecte  wurde  betont,  dass  der  Ertrag  der  Cameralfonde  seit 
der  Errichtung  der  Bancalität  gesunken  sei,  während  die  Ausgaben  stiegen. 
Die  sonstigen,  durch  das  Bancalitätspatent  angestrebten  Vorkehrungen  seieft 
jiicht  zu  Stande  gekommen. 
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«iner    unter    dem    Vorsitze    des    Kaisers    berathenden    Finanz- 
conferenz  möglich  sei,  welcher  sowohl  die  Hofkammer,  wie  die 
IBancalität  unterstehen  würden.    Auf  die  Bemerkung  Starhembergs/ 
^s  empfehle  sich,   die  neuen  Einrichtungen  thunlichst  den  alten 
^mzupassen,    erwiderte    der  Kaiser,    dass    unter  Umständen  Neu- 
organisationen in  der  Natui*  der  Sache  begründet  seien,    üebrigens 
solle  an  der  Einrichtung  der  Bancalität  nichts  geändert  werden, 
da  dieselbe  die  Herstellung  der  Ordnung  in  der  Einhebung  und 
Verwaltung  der  Gefälle   befördert  habe.     Schliesslich  betonte  der 
Monarch,  dass  die  Finanzconferenz  keineswegs  eine  blosse  „Mittels- 
conferenz''  sei,  da  ihr  ausser  der  Geldbeschafiiing  auch  die  Ober- 
aii£sicht  über  Hofkammer,  Bancalität  und  Stadtbank  obliege.    Die 
früher  eingesetzte  Mittelsconferenz  habe  daher  in  ihrer  Wirksamkeit 
zu  verbleiben  und  neue  Einnahmsquellen  ausfindig  zu  machen^). 

Bei  der  gleichzeitig  angeordneten  Detailberathung  des  Projectes, 
welche   am    1.  März   und   10.  Mai  1716  unter  dem  Vorsitze  des 
Prinzen  Eugen  von  Savoyen  stattfand,  war  man  über  das  Prinzip,  — 
die  Errichtung  einer  Finanzconferenz  mit  der  in  der  Allerhöchsten 
Besolution  von  6.  Februar  angedeuteten  Competenz  —  allgemein 
einig;  ebenso  auch  über  die  Noth wendigkeit,  die  Wiener  Stadtbank, 
deren  Credit  sich  trefflich  bewährt  hatte,  aufrecht  zu  erhalten. 
Bezüglich  der  Bancalität  stimmten  alle  Votanten  darin  überein,  dass 
dieselbe,   —  wenn  sie  im  Hinblicke  auf  die  Allerhöchste  Resolution 
überhaupt  fortbestehen  solle,  —  auf  das  Pecuniale  (Generalcassa, 
Ausgabenbestreitung,  Credit)  zu  beschränken,  die  ganze  Gefällsver- 
^altung  (cultura  fundorum)  aber  wieder  der  Hofkammer  zu  über- 
tragen sei.  '  EventueU  wäre  die  Bancalität  aber  in  eine  blosse 
^eralcasse  zu  verwandeln.    Die  BancalcoUegien  seien  aufzuheben. 
Hierüber  erfloss  die  kaiserliche  Entschliessung  am  19.  August 
1716,  und  zwar  dahin,  dass  eine  Finanzconferenz  unter  dem 
Vorsitze  des  Kaisers  und  eines  Seniors  errichtet  werde,  welcher  so- 
wohl Hof  kammer  wie  Bancalität  unterstehen  sollten.  Zu  Conferenz- 
Dutgliedern  wurden  ernannt:  Fürst  Trautson,   Graf  Starhemberg, 
Graf   Alois    Harrach    und    der    niederösterreichische    Vicekanzler 
Graf  Stürkh.    Das  Hofkammerpräsidium  wurde  nach  einjähriger 
Unterbrechung  wieder  besetzt  und  dem  bisherigen  Bancalitätspräses 
örafen  von  Walsegg  verliehen,  der  Vorstand  des  Grazer  Bancal- 


^)  F.  Arch.  Band  Ht.  D.  166/2. 
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collegiums,  Johann  Graf  Dietrichstein  aber  zom  Bancalitäts- 
präses  ernannt.  Hofkammer  und  Bancalität  wurden  beauftragt, 
ihren  Beamtenstand  zu  vermindern. 

Während  nach  der  früheren  Resolution  eine  Aenderung  im 
Bancalitätsorganismus  nicht  beabsichtigt  war,  wurde  nunmehr  an- 
lässlich der  Errichtung  der  Finanzconferenz  das  Bancalgubernium 
aufgehoben.  Die  Bäthe  desselben  seien  in  ihre  früheren  Stellungen 
zurückzuübemehmen  ^).  Zugleich  wurde  die  Finanzconferenz  be^ 
auftragt,  wegen  Bestellung  ihrer  Referendare  einen  Vorschlag  2V| 
erstatten. 

Die  Finanzconferenz  eröfinete  ihre  Sitzungen  am  6.  September 
1716,  unter  dem  Vorsitze  des  Kaisers. 

Das  Reglement,  d.  h.  die  Geschäftsordnung  der  Finanz- 
conferenz wurde  erst  in  der  25.  Sitzung  am  20.  December  1716 
festgestellt,  und  vom  Kaiser  am  9.  Jänner  1717  mit  dem  Beifügen 
genehmigt,  dass  die  Conferenz  ^nicht  in  die  Verrichtung  anderer 
Stellen  einzutreten,  sondern  nur  die  Interessen  des  kaiserhchen 
Dienstes  zu  wahren  und  daher  die  unterstehenden  Stellen  ent- 
sprechend zu  überwachen  und  zu  leiten  habe^). 

Hienach  war  die  Aufgabe  der  Conferenz  die  oberste  Leitung 
und  Ueberwachung  der  ganzen  Finanzverwaltung. 

Hof kammer  und  Bancalität  blieben  fortbestehen,  erstere  für  die 
Pflege  und  Verwaltung  der  Cameralfonde,  letztere  für  das  „pecunialeS 
d.  h.  die  Einhebung  der  Gefalle,  das  Creditwesen  und  die  Cassa- 
gebarung.  Beide  Stellen  wurden  aber  der  Finanzconferenz  al» 
oberster  Instanz  untergeordnet. 

In  den  Wirkungskreis  der  Conferenz  gehörten  alle  Angelegen- 
heiten, welche  das  Interesse  des  Aerars  unmittelbar  oder  mittelbar 
irgendwie  berührten,  ob  nun  deren  Besorgung  der  Hofkammer,  der 
Bancalität  oder  einer  anderen  Hofstelle  oblag.  Doch  hatte  sich  die 
Conferenz  weder  in  die  Details  der  Verwaltung,  noch  in  die  Ge- 
barung der  Unterbehörden  einzumengen,  sondern  nur  dem  Kaiser 
ihre  Gutachten  zu  erstatten  über  die  Thätigkeit  der  unterstehenden 


^)  Die  Beamten  wurden  theils  anf  anderen  Posten  untergebracht,  theils  ab- 
gefertigt, theils  ganz  oder  theilweise  im  Fortbezug  ihrer  Genüsse  belassen.  D0D 
Präsidenten  des  Gubemiums,  Fürsten  Trautson,  liess  man  die  Hälfte  seipes  bis- 
herigen Gehaltes;  s.  Ref.  vom  21.  August  1716  und  F.  Conf.  Prot,  vom  13.  Octo- 
ber  1716. 

')  F.  C.  Prot,  und  der  mehrcitirte  Sammelband. 
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Stellen.  Es  oblag  ihr  demnach  vor  allem,  darauf  zu  sehen,  dass 
die  Einrichtung  der  Hofkammer  verbessert,  die  Bancalität  in  eine 
vollkommene  Ordnung  und  Consistenz  gebracht  werde,  sowie,  dass 
diese  beiden  Hofstellen  im  Einvernehmen  mit  der  Conferenz  amtiren. 
Die  Hofkammer  sollte  daher  wöchentlich  Auszüge  aus  ihren 
ßathsprotokollen  vorlegen,  die  Bancalität  wöchentliche  Ausweise 
aber  Einnahmen  und  Ausgaben^)  und  nach  Jahresschluss  eine 
Generalbilanz,  welche  die  Conferenz  zu  prüfen  hatte.  Die  Bancalität 
hatte  im  Einvernehmen  mit  der  Hofkammer  den  jährlichen  An- 
ordnungsstaat (Staatsvoranschlag),  zu  verfassen*),  die  Verbesserung 
der  Gefälle  anzustreben,  sich  wegen  Aufbringung  neuer  Einnahms- 
quellen und  Bedeckung  des  Deficits  zu  bemühen,  auf  die  Ein- 
schränkung der  Ausgaben,  die  Erhöhung  des  Staatscredits,  die 
Ei-zielung  günstiger  Anlehensbedingungen  Bedacht  zu  nehmen,  die 
Rackstätide  strenge  einzutreiben,  Handel  und  Industrie  zu  heben 
und  den  Wucher  zu  bekämpfen.  In  allen  diesen  Richtungen  blieben 
Hofkammer  und  Bancalität  nach  wie  vor  verantwortlich. 

In  gewisser  Beziehung  wurde  auch  die  Ministerial-Banco- 
deputation,  demnach  die  Wiener  Stadtbank,  der  Finanzconferenz 
unterstellt,  da  letztere  auch  darauf  sehen  sollte,  dass  Stadtbank 
und  Banco  del  Giro  in  guter  Ordnung  erhalten  und  für  das  öffent- 
liche Interesse  nutzbar  gemacht  werden. 

Abgesehen  von  der  erwähnten  controlirenden  Thätigkeit  wurde 
als  Aufgabe  der  Finanzconferenz  insbesondere  bezeichnet:  die  Her- 
stellung der  Gleichmässigkeit  in  Bezug  auf  Vertheilung  und  Ein- 
hebung der  Contributionen  in  den  Ländern,  behufs  Erleichterung 
der  Lasten  „des  armen  ünterthans",  die  Einbeziehung  verheimlichter 
Contributions-Objecte,  die  Erhöhung  der  bezüglichen  Jalirespostulate, 
Eintreibung  der  Rückstände,  richtige  Abrechnung  mit  den  Land- 
ständen, —  die  Abstellung  der  grossen  Verschwendung  bei  den 
Ständen,  —  gewissenhafte  Verhandlung  wegen  der  Staatsschulden, 
^  Unterstützung  der  Höf kammer  und  Bancalität  durch  die  übrigen 
Behörden,  Consolidirung  der  Arrheneinhebung,  —  Erhaltung  der 
Stadtbank    und    Girobank   und   Verwerthung   ihres    Credites   für 

*)  Nach  der  kaiserlichen  Resolution  vom  12.  October  1716  (F.  G.  Prot.  v. 
1^«  Oct)  waren  die  Wochenausweise  von  Hof  kammer  und  Bancalität  zusammen 
^^  entsprechenden  Verwendungsvorschlägen  vorzulegen. 

*)  Hiebe!  war  das  Militärjahr  wie  bisher  vom  1.  November  an  zu  rechnen 
^f'  C.  Prot.  V.  13.  Jänner  1717). 

^'  Menii,  Finanien  Oetterreiohs.  30 
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Staatszwecke,  Einlösung  verpfändeter  Aerarialgüter,  —  Durch- 
führung der  allgemeinen  Verpachtung  der  Geftlle,  —  kurz  Alles, 
was  den  Nutzen  der  Gesammtheit  zu  befördern  geeignet  sei. 

In  formeller  Beziehung  wurde  Nachstehendes  verordnet:  Die 
Conferenz  hat  ständige  Sitzungen  abzuhalten,  durchschnittlich  zwei 
in  der  Woche,  nöthigenfalls  auch  mehr.  In  Verhinderung  des 
Kaisers  präsidirt  der  älteste  Minister  (senior).  Die  Sitzungsprotocolle 
werden  vom  Kaiser  eigenhändig  unterfertigt^).  Die  Aufträge  der 
Conferenz  an  Hofkammer  und  Bancalität  ergehen  im  Namen  und 
unter  der  Autorität  des  Kaisers-).  Wenn  andere  Hofstellen  Referate 
erstatten,  welche  die  Finanzverwaltung  berühren,  sowie  auch,  wenn 
sie,  ohne  vorher  zu  referiren,  eine  solche  Angelegenheit  erledigen, 
hat  auch  hierüber  die  Finanzconferenz  zu  berathen.  Die  Hof- 
kammer erstattet  ihre  Referate  unmittelbar  an  den  Kaiser,  die 
Bancalität  mittelbar  durch  den  Senior  der  Conferenz.  Wenn  eine 
Sache  in  Abwesenheit  des  Kaisers  spruchreif  geworden,  hat  der 
Senior  hierüber  mündlich  an  den  Kaiser  zu  berichten. 

13.  Theil weise  Heorganisirung  der  Bancalität  in  Folge  der  Auf- 
hebung des  Bancalgubemiums. 

Die  Aufhebung  des  Bancalgubemiums  bedingte  eine  entspre- 
chende Regelung  des  Verhältnisses  zwischen  Bancalität 
und  Hofkammer. 

Vorläufig  wurden  beide  Stellen  beauftragt,  mit  einander  in 
Freundschaft  zu  correspondiren,  sich  jeweilig  auf  die  kaiserliche 
Resolution  zu  beziehen,  und  rechtzeitig,  —  nicht,  wie  bisher,  erst 
wenn  Gefahr  im  Verzuge,  —  die  nöthigen  Creditsmassregeln  vor- 
zukehren ^). 

Die  endgültigen  Grundsätze  füi*  den  Verkehr  zwischen  Hof- 
kammer und  Bancalität  wurden  erst  nach  längeren  commissionellen 


\)  Gewöhnlich  wurden  dem  Kaiser  die  Protocolle  mehrerer  Conferenz- 
sitzungen  in  einer  ad  hoc  einbemfencn  späteren  Sitzung  zur  Genehmigung 
vorgelegt;  häufig  erfolgten  über  einzelne  Punkte  separate  Ah.  Entschliessongen. 

-)  Es  wurde  den  Finanzconferenz- Decreten  daher  das  grosse  kaiserliehe 
Secret-Insiegel  beigedrückt  (s.  z.  B.  H.  F.  A.  v.  16.  Dec.  1717).  —  Uebrigens 
wurde  nicht  selten  die  kaiserliche  Resolution,  wie  früher,  eigenhändig  dem  Hof- 
kammerreferate beigesetzt  (s.  F.  C.  Prot.  v.  11.  Dec.  1717  u.  a.). 

3)  F.  C.  Prot,  vom  6.,  7.  und  21.  September  1716. 
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Berathungen  ^)  über  Antrag  der  Finanzconferenz  vom  5.  November 
1716  vom  Kaiser  mit  Entschliessung  vom  9.  November  1716  ge- 
nehmigt. 

Der  Inhalt  dieser  „Correspondenz-Puncta"  ist,  abgesehen 
von  den  einschlägigen  Bestimmungen  des  Conferenz- Reglements  im 
wesentlichen  folgender: 

Zwischen  Hofkammer  und  Bancalität  ist  mindestens  wöchent- 
lich einmal  eine  Zusammentretung  abzuhalten.  Schriftlich  coiTe- 
spondiren  beide  Behörden  durch  Noten  „in  Freundschaft". 

Die  ordentlichen  Ausgaben  sind  nach  Massgabe  des  genehmig- 
ten Staatsvoranschlages  anzuweisen;  bei  den  hierin  nicht  speciell 
angesetzten  ausserordentlichen  Ausgaben  ist  zu  unterscheiden,  ob 
sie  1000  fl.  übersteigen  oder  nicht.  Im  ersteren  Falle  haben  Hof- 
kammer und  Bancalität  im  Wego  der  Conferenz  die  kaiserliche  Er- 
mächtigung einzuholen^),  worauf  die  Resolution  an  die  Hofkammer 
ergeht,  welche  dieselbe  der  Bancalität  intimirt.  Im  letzteren  Falle 
ist  die  Anweisungsnote  vom  Hofkammerpräses,  einem  Rathe  und 
einem  Secretär  zu  fertigen. 

Die  .Hofkammer  tritt  an  die  Stelle  des  Bancalguberniums  und 
hat  daher,  wie  bisher  dieses,  die  Referate  zu  erstatten  und  zu  cor- 
respondiren.  Die  Verwaltung  und  Neueinfuhning  der  Gefälle,  be- 
ziehungsweise die  Besorgung  der  Hof-  und  Staatsausgaben  obliegt 
der  Hotkammer,  der  Bancalität  aber  die  Einhebung  der  Ge- 
fälle, sowie  die  Cassagebarung  und  die  Aufbringung  der  nothwen- 
digen  Anlehen*).  Die  Controlore  der  Aemter  sind  von  der  Banca- 
lität vorzuschlagen,  worauf  die  Hofkammer  hierüber  nach  vorheriger 
Mittheilung  etwaiger  Bedenken  an  den  Kaiser  referirt.  Der  Amt- 
mann hat  das  „oeconomicum",  der  Controlor  da^   „pecuniale"  zu 


^)  Die  bezügliche  Commission  wurde  schon  in  Folge  Conf.  Beschl.  vom 
18.  September  1716  eingesetzt.  Der  Beginn  der  wegen  Herstellung  des  Credites 
alB  dringlich  bezeichneten  Berathungen  verzögerte  sich,  weil  der  neue  Bancalitäts- 
präses  erst  beeidigt,  und,  um  an  derFin.  Conf.  theilnehroen  zu  können,  zum  Ge- 
-heimen  Bath  ernannt  werden  musste  (Conf.  Prot.  v.  26.  Sept.  1716).  Die  Sitzungen 
fanden  am  1.,  6.  und  16.  October  1716  statt. 

^  Wenn  der  im  Anordnungsstaat  für  ausserordentliche  Ausgaben  präliminirte 
Betrag  bereits  erschöpft  war,  musste  für  jede  solche  Ausgabe  vorher  die  kaiser- 
liche Ermächtigung  erbeten  werden:  s.  H.  F.  A.  vom  5.  November  1716. 

^  S.  auch:  neue  Ordnung  des  Verkehrs  zwischen  Hofkammer  und  Bancalität; 
H.  F.  A.  vom  6.  November  1716. 
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führen;  Beide  haben  sich  wie  bisher  gegenseitig  zu  überwachen 
iin4  die  Ausweise  zusammen  zu  fertigen ,  sodass  sich  Hofkammer 
und  Bancalität  noch  immer  wechselseitig  controliren.  Alle  Geld- 
angelegenheiten sind  von  Hof  kammer  und  Bancalität  gemeinsam  zu 
verhandeln;  wird  keine  Uebereinstimmung  erzielt,  so  hat  die  Ban- 
calität durch  den  Senior  der  Finanzconferenz  an  den  Kaiser  zn 
berichten.  Alle  Einnahmen  und  Ausgaben  hat  die  Bancalität  zu 
verrechnen,  und  einen  etwaigen  Rückgang  einzelner  Gefälle  recht- 
zeitig anzuzeigen.  Bei  Erschöpfung  der  ausserordentlichen  Ein- 
nahmsquellen hat  die  Hofkammer  mit  der  Bancalität  wegen  Aus- 
flndigmachung  neuer  Mittel  oder  Inanspruchnahme  des  Credits  zu 
verhandeln.  Auch  die  Cassascontrirung  geschieht  im  beiderseitigen 
Einvernehmen,  ebenso  die  Feststellung  der  Jahresbilanz.  Mit  an- 
deren Hofstellen  correspondirt  die  Bancalität  durch  Vermittlung  der 
Hofkammer  ^). 

Die  bisher  unter  dem  Bancalgubernium  gestandene  Schulden- 
conferenz^)  bleibt  aufrecht,  ebenso  die  Schuldencommission. 
Erstere  wird  jedoch  neu  zusammengesetzt  und  hat  nunmehr  zu  be- 
stehen aus  dem  Hofkammerpräsidenten  als  Vorsitzenden,  dem  Ban- 
calitätspräses ,  zwei  Hofkammerräthen  und  einem  Bancalitätsrathe; 
femer  werden  Graf  von  Oed  und  ein  Mitglied  der  Schuldencom- 
mission bei  den  Berathungen  der  Schuldenconferenz  zu  erscheinen 
haben. 

Die  Aufhebung  des  Bancalgubemiums  fühile  übrigens  auch  zu 
Vereinfachungen  im  Organismus  der  Bancalität. 

Die  durch  das  Bancalitätspatent  in  Aussicht  genommenen 
Bancalcollegien  waren  bekanntlich  nur  in  Linz,  Graz,  Innsbruck 
und  Brunn  errichtet  worden^). 

Mit  der  Aufhebung  des  Bancalgubemiums  war  dieser  compli- 
cirten  und  kostspieligen  Einrichtung  gewissermassen  die  Existenz- 
berechtigung entzogen  worden.  Insbesondere  schienen  die  Bancal- 
collegien dort  überflüssig,  wo  sich  nicht  eigene  Landkammem,  son- 
dern nur  oberste  Cameralämter  befanden.  Demnach  wurden  die 
Bancalcollegien  in  Linz  und  Brunn  über  einverständlichen  Antrag 
der  Hof  kammer  und  Bancalität  schon  im  Jänner  1717  aufgelöst*), 


1)  H.  F.  A.  vom  5.  November  1716. 

«}  S.  unten  Seite  475  ff. 

^)  S.  oben  Seite  453. 

*)  F.  C.  Prot,  vom  30.  December  1716  und  H.  F.  A.  vom  2.  Jänner  1717. 
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1  an  deren  Stelle  BancalrOber-Bepräsentanten  mit  je  einem 
ntrolor  und  Cassier  ernannt,  die  Bancalcassen  aber  in  Linz  dem 
cedomamte,  in  Brttnn  dem  mährischen  Bentamte  übergeben,  wo- 
rch  man  eine  Ersparnis  von  10.500  fl.  erzielte. 

In  Graz  und  Innsbruck,  wo  die  „Hofkammem^^  für  Iniier- 
«rreich  und  Tirol  ihren  Sitz  hatten,  liess  man  die  Bancalcollegien 
1  Bancalzahlämter  vorläufig  fortbestehen;  jedoch  wurde  deren 
rsonalstand  Ende  1717  reducirt^). 

Für  Ungarn  wurde  1718  eine  Bancalrepräsentanz  in  Press- 
rg  errichtet,  an  welche  die  der  dortigen  Kammer  unterstehenden 
meralämter  in  Bancalitätsangelegenheiten  gewiesen  waren  ^). 

Im  nächsten  Jahre  wurde  eine  Bancal- Oberrepräsentation  füi* 
hlesien  errichtet,  und  Anfangs  1720  eine  solche  fui*  Böhmen^), 
mit  einem  Oberrepräsentanten,  zwei  Bepräsentanten,  einem  Cas- 
ir  und  mehreren  Beamten. 

Im  Frühjahr  1722  wurde  auch  das  Bancalcollegium  zu  Inns- 
uck  der  Ersparnis  halber  in  eine  Bancalrepräsentanz  umgewan- 
It*),  so  dass  nur  jenes  in  Graz  noch  fortbestehen  blieb. 

Nach  diesen  Vereinfachungsmassregeln  betrug  der  Aufwand  für 
e  Bancalbehörden  in  den  Ländern  nur  mehr  jährlich  33.000  fl., 
aer  für  die  Bancalitätseinrichtung  im  Ganzen  rund  77.000  fl.*). 

14.  Wirksamkeit  der  Bancalität. 

a)  Fundus  perpetuus. 

Die  Specialdotation  der  Bancalität  war  bekanntlich  der  soge- 
innte  Fundus  perpetuus,  welcher  einerseits  aus  den  unter  der  Be- 
ichnung  Bancalitäts-Arrhen  neu  eingeführten  fünf  verschiedenen 
axen,  andererseits  aus  den  ausständigen  Aerarialforderungen,  den 
ax-  und  Strafgeldern,  den  Caducitäten,  Abfahrtsgeldem ,  Contre- 
indstrafen  und  confiscirten  Barcapitalien  bestand*). 

Mit  der  Einhebung  dieser  Dotationsobjecte  musste  die  Thätig- 
sit  der  Bancalität  naturgemäss  beginnen. 


*)  F.  C.  Beschluss  vom  18.  October,  resolv.  23.  November  1717. 

*)  F.  C.  Prot,  vom  9.  August,  resolv.  18.  August  1718. 

3)  F.  C.  Prot,  vom  2.  Mai,  resolv.  14.  Mai  1719,  dann  14.  Jänner  1720. 

*)  F.  C.  Prot,  vom  24.  März  1722. 

*)  F.  C.  Prot,  vom  13.  August  1720  und  1.  Juni  1722. 

^)  S.  oben  Seite  438  ff. 
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Nach  dem  am  4.  April  1715  publicirten  Patente  vom  26.  Mäi 
1715^)  hätten  die  Dienst-,  Legitimations-  und  Judenbeitragsarrh 
bis  2.  Mai  1715  erlegt  werden  sollen. 

Der  Erlag  der  Dienstarrha  konnte  natürlich,  da  es  sich  hie 
um  Staatsbeamte  handelte,  bald  durchgesetzt  werden. 

Langsamer  ging  es  mit  der  LegitimationsaiTha,  deren  E] 
lag  die  Bedingung  der  Theilnahme  an  der  Bancalität  bildete.  Da 
Publicum  scheint  nämlich  die  angeblichen  Vortheile  der  neuen  Ax 
stalt  von  vornherein  iticht  sehr  hoch  angeschlagen  zu  haben,  uc 
beeilten  sich  nur  sehr  Wenige,  Bancalisten  zu  werden.  Demna.« 
wurden  mit  kaiserlichem  Patent  vom  2,  März  1716*)  alle  nicht  v 
der  Erlagspflicht  befreiten  Personen  aufgefordert,  ihre  Legitin} 
tionsarrha  bei  Verlust  ihrer  „wirklich  geniessenden  und  künftig^ 
zu  hoffenden  Gnaden"  binnen  14  Tagen  nach  der  Publication  d« 
Patents  einzuzahlen.  Aber  auch  diese  Massregel  hatte  nur  eioeo 
theilweisen  Erfolg. 

Die  AssignationsaiTha,  welche  bei  allen  Auszahlungen  mit 
3^/o  des  angewiesenen  Betrages  abgezogen  werden  sollte,  erregte 
begreiflicherweise  allgemeine  Unzufriedenheit.    Man  sah  sich  daher 
bald  genöthigt,  Befreiungen  hievon  eintreten  zu  lassen.    Eine  solche 
wurde  z.  B.  hinsichtlich  der  auf  den  Credit  und  unter  der  Bürg 
Schaft  der  Stände  aufgebrachten  Schuldcapitalien  *)  bewilligt,  fem' 
für  die  Zahlungen  an  die  Lieferanten,  da  sie  die  Arrha  zum  V 
wände  für  Preisaufschläge  nahmen*),  häufig  überhaupt  für  Abs 
tungen  an  älteren  Schulden'^). 

Die  Reservationsarrha  hätte  ihrer  Natur  nach  nur  danr 
deutung  gewinnen  können,  wenn  der  Bancalität  die  erwarteter 
willigen  Einlagen  wirklich  zugeflossen  wären,  was  aber  eben 
der  Fall  war*). 

So  kam  es  denn,  dass  der  Ertrag  der  Arrhen  weit  hinter 
hegten  Erwai'tungen  zurückblieb.  Anstatt  der  gehoflFten  2.610 

»)  S.  oben  Seite  452. 

2)  Codex  Au8triacu8  III  Seite  817, 

»)  S.  oben  Seite  458—459. 

*)  F.  C.  Prot,  vom  12.  November,  resolv.  20.  November  1716. 

*)  F.  C.  Prot,  vom  21.  August  1717. 

*)  Für  1721  ist  uns  ein  detaillirter  Ausweis  über  die  Arrhei 
halten,  worin  die  Judenbeitrags-  und  die  Reservationsarrha  überha» 
kommen;  s.  Baneal.  Fascikel  II  im  Fiu.  Arch. 

^)  S.  oben  Seite  441. 
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gingen  in  Wirklichkeit  im  Jahre  1715  nui-  270.128  fl.  9  kr.,  1716: 
358.791  fl.  6  kr.,  1717:  242.268  fl.  44  kr.,  und  vom  1.  Jänner  bis 
1.  Juni  1718:  92.931  fl.  20  kr.  ein^. 

Auch  die  übrigen  Einnahmsquellen  des  perpetuirlichen  Fondes 
erwiesen  sich  als  nicht  sehr  ergiebig.  Abgesehen  von  den  ausstän- 
digen Aerarialforderungen,  woiüber  nichts  Näheres  bekannt  ist,  be- 
lief sich  der  Ertrag  derselben  im  Jahre  1715  auf  153.969  fl.  51  kr., 
1716  auf  41.841  fl.  40  kr.,  —  1717  auf  38.493  fl.  52  kr.,  in  den 
ersten  fünf  Monaten  des  Jahres  1718  auf  28.879  fl.  48  kr. «). 

Seiner  eigentlichen  Bestimmung  als  Bancalitätsdotation  wurde 
der  perpetuirliche  Fond  sehr  früh  entzogen.  Schon  im  October  1716 
beschloss  nämlich  die  Finanz-Conferenz  über  Antrag  der  Hofkam- 
mer, diesen  Fond  den  Cameralgefällen  gleichzustellen,  und  demnacli 
die  Verfügung  hierüber  der  Hof  kämm  er  zu  übertragen,  da  es 
unzweckmässig  sei,  dieselben  unfruchtbar  liegen  zu  lassen,  wählend 
man  anderwärtig  Anlehen  aufnehmen  müsse. 

Dieser  Beschluss  erhielt  am  9.  November  1716*)  die  Zustim- 
mung des  Kaisers,  jedoch  mit  dem  Beifügen,  dass  es  hiebei  nur  in- 
solange  verbleiben  solle,  bis  die  Bancalität  den  Fond  „mercantil 
gebrauchen"  werde.  Hiezu  scheint  es  aber  überhaupt  nicht  ge- 
kommen zu  sein,  da  die  Bancalität  ihrer  Aufgabe  als  Creditinstitut, 
wie  unten  gezeigt  werden  wird,  nie  gerecht  wurde. 

Schon  im  nächsten  Jahre  wurde  der  perpetuirliche  Fond,  als 
Ersatz  für  die  der  Wiener  Stadtbank  überwiesene  böhmische  Trank- 
steuer, endgiltig  der  Hofkammer  übergeben^). 

Da  es  mit  dem  Erläge  der  Legitimationsarrha  noch  immer 
nicht  nach  Wunsch  ging,  wurde  am  7.  September  1718  diesfalls 
über  Antrag  der  Hofkammer  und  der  Bancalität  wieder  ein  „Er- 
frischungspatent" erlassen*^),  welches  unter  Androhung  von  Zwangs- 
mitteln den  Erlag  binnen  14  Tagen  anordnete.  Hiemit  wui-de  zu- 
gleich eine  neue  Matrikel  mit  theilweiser  Herabsetzung  der  Tarif- 
sätze publicirt,  und  festgesetzt,  dass  Personen,  welchen  ein  Amt 
oder  ein  Titel  ohne  Bezüge  verliehen  war,  nur  die  halbe  Arrha  der 
betreffenden  Classe  zu  entrichten    haben.     Ferner   wurden  Jene, 


*)  F.  0.  Prot,  vom  11.  August  1718. 

')  S.  die  vorstehende  Anmerkung. 

•)  F.  C.  Prot,  vom  27.  October  und  9.  November  1716. 

*)  F.  C.  Prot,  vom  11.  August,  resolv.  6.  September  1718. 

*)  S.  vorstehende  Anmerkung  und  Cod.  Austr.  III,  S.  923. 
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welche  blos  eine  Anstellung  zu  erwarten  hatten,  von  der  Arrha 
befreit  und  die  Dienstarrha  von  zwei  Quartalsbezügen  auf  einen 
herabgesetzt.  Auch  die  Assignationsarrha  wurde  für  das  Militär 
von  3  auf  P/s^^/o  ermässigt  ^).  Andererseits  wurde  die  Erlagspflicht 
auf  die  Beamten  der  Ministerial-Bancodeputation  und  andere,  bisher 
befreite  Personen  ausgedehnt. 

b.  Die  Bancalität  als  Bankinstitut. 

Bekanntlich  wurde  die  Bancalität  in  der  Absicht  errichtet,  mit 
Hilfe  derselben  möglichst  viele  Privatcapitalien  für  den  Staatscredit 
nutzbar  zu  machen,  ohne  das  Aerar  mit  so  hohen  Zinsen  zu  be- 
lasten, wie  dies  bis  dahin  üblich  gewesen.  Diesen  Zweck  hatte 
jene  Bestimmung  des  Statuts,  dass  jeder  Bancalist  für  je  3  fl.  Le- 
gitimationsarrha  100  fl.  Capital  bei  der  Bancalität  einlegen  könne, 
zu  3^/o  verzinslieh  und  rückzahlbar  gegen  halbjährige  Kündigung, 
mit  dem  Rechte,  die  betreffenden  Bancalitätspapiere  ohne  diesen 
Verzinsungsanspruch  weiter^  zu  cediren,  dabei  aber  die  SVoig^n 
Zinsen  noch  ein  Jahr  fortzubeziehen. 

Es  wurde  bereits  oben*-)  ausgeführt,  wie  sehr  man  die  Vor- 
theile  dieser  „Barattirung"  und  hiemit  auch  den  Werth  der  be- 
züglichen Befugnis  für  den  Bancalisten  übei'schätzte.  In  der  That 
zeigte  sich  bald,  wie  sehr  die  gegen  jene  Bestimmung  von  einsich- 
tiger Seite  erhobenen  Bedenken  begründet  waren. 

Das  erhoffte  reichliche  Zuströmen  von  Einlagscapitalien  zu  3^/o 
wäre  nur  dann  denkbar  gewesen,  wenn  die  Voraussetzung,  dass  die 
ohne  diesen  Verzinsungsanspruch  weitercedirten  Bancalitätspapiere 
wie  Bargeld  umlaufen  und  daher  mit  5  bis  6^/o  fructiflcirt  werden 
würden,  eine  richtige  gewesen  wäre.  Davon  konnte  aber  unter  den 
damaligen  Verhältnissen  nicht  die  Rede  sein,  da  nach  Sicht  rück- 
zahlbare Einlagen  bei  der  Wiener  Stadtbank  mit  6®/o  verzinst  wur- 
den, und  überdies,  ganz  abgesehen  von  dem  überhaupt  geringen 
Staatscredite,  gegen  Papiere  einer  Staatsbank  seit  dem  verunglückten 
Experimente  mit  dem  Banco  del  Giro  ein  begreifliches  Mistrauen 
bestand.    Ohne  den  papiergeldartigen  Umlauf  der  Bancalitätsvaluten 


*)  Hiefür  war  die  Erwägung  massgebend,  dass  die  Truppen  sich  in  den 
Ländern  ohnehin  Verluste  Ton  20  bis  SO^/o  der  angewieseneu  Beträge  gefallen 
lassen  musston. 

«)  S.  oben  Seite  441. 
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re  aber  die  Einlage  zu  3^/^  widersinnig  gewesen,  so  lange  der 
rchschnittliche  Marktzinsfuss  6^/0  betrug.  So  erklärt  es  sich, 
$s  das  Publicum  zu  derartigen  Einlagen  nicht  die  mindeste  Lust 
gte^). 

Die  Bancalität  war  also  thatsächlich  blos  auf  den  perpetuir- 
aen  Fond  und  auf  die  ihr  bekanntlich  zur  Verwaltung  über- 
3enen,  bis  dahin  von  der  Hofkammer  administrirten  eigentlichen 
latseinnahmen  angewiesen. 

Der  perpetuirliche  Fond  erlangte,  da  sich  in  Folge  der  Werth- 
igkeit  des  Barattirungsrechtes  nicht  viele  freiwillige  Bancalisten 
ildeten,  was  den  Ertrag  der  Legitimationsarrha  ungünstig  beein- 
5Ste,  nie  eine  besondere  Bedeutung^).  Die  Staatseinnahmen 
ichten  aber  bekanntlich  nicht  einmal  zur  Bestreitung  der  laufen- 
n  Staatsausgaben  hin. 

Woher  hätte  nun  die  Bancalität  die  Mittel  nehmen  sollen,  um 
311  Bancalisten  die  ihnen  im  Statute  versprochenen  3%igen 
arlehen  im  hundertfachen  Betrage  der  Legitimationsarrha  zu 
äben?  Solche  Darlehen  wurden  denn  auch  nie  bewilligt*);  ja  wir 
iden  überhaupt  keine  Spur  davon,  dass  die  Bancalität  jemals,  selbst 
un  normalen  Zinsfusse,  an  Privatpersonen  Gelder  ausgeliehen 
Itte. 

Hiemit  entfiel  aber  jeder  Grund  für  die  Geschäftswelt,  sich  um 
ä  Aufnahme  als  Bancalist  zu  bewerben,  zumal  man  sich  auch  für 
e  Deponirung  von  Capitalien  lieber  der  Stadtbank  bediente  als 
T  Bancalität*). 

Die  neue  Anstalt  hat  also  die  ihr  zugemutheten  bankartigen 
inctionen  nach  keiner  Richtung  hin  jemals  auszuüben  vermocht, 
itürlich  war  sie  unter  solchen  Umständen  nicht,  wie  man  gehofft 


1)  Es  berührt  beinahe  erheiternd,  wenn  in  einer  undatirten,  übrigens  wohl 
H:h  aus  dem  Jahre  1715  stammenden  Kritik  über  das  Verhalten  der  Bancalität 
6  geringe  Theilnahme  des  Publicums,  in  voUster  Verkennung  der  Ursachen, 
if  die  Scheu  der  Anstalt  vor  der  mit  dem  Barattirungsgeschäft  verbundenen 
(ühe  zurückgeführt  wird.  Siehe  die  „Observationes  über  die  k.  Bancalität"  im 
•ancaL  Fase.  II. 

«)  S.  oben  Seite  470. 

')  S.  die  in  der  Torletzten  Anmerkung  citirten  Observationes. 

^)  Ob  die  Bancalität  überhaupt  wirklich  je  als  Depositenanstalt  wirkte,  ist 
'icht  ersichtlich.  Im  ersten  Jahre  geschah  dies  jedenfalls  nicht  (s.  die  in  An- 
merkung 1  citirte  QueUe). 


( 
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hatte,  in  der  Lage,  die  Beseitigung  des  Zinswuchers,  oder  auch 
nur  eine  Ermässigung  des  Zinsfiisses 'zu  bewirken.  Vielmehr  wird 
uns  ausdrücklich  bezeugt,  dass  die  Bancalität  nicht  nur  zu  3%, 
sondern  selbst  zu  12®/o  ohne  Realhypothek  keine  kündbaren  Ein- 
lagen erhalten  haben  würde  ^). 

c)  Die  Bancalität  als  Staatscreditinstitut. 

•Angesichts  der  im  Vorstehenden  dargestellten  Verhältnisse  ist 
es  klar,  dass  die  Bancalität  die  übertriebenen  Hoffnungen,  worin 
man  sich  hinsichtlich  ihres  Nutzens  für  den  Staatscredit  gewie^^t 
hatte,  nicht  entfernt  zu  erfüllen  vermochte. 

Da  das  erwartete  Zuströmen  billiger  Capitalien  gänzlich  aus- 
blieb, war  die  neue  Anstalt,  abgesehen  von  den  kaum  ins  Gewicht 
fallenden  Einnahmen  aus  den  neu  eingeführten  Taxen,  die  auch 
ohne  Bancalität  möglich  gewesen  wären,  in  Bezug  auf  den  Credit 
von  vornherein  ausschliesslich  auf  dieselben  Mittel  angewiesen,  wie 
bis  dahin  die  Hofkammer.  Der  Staatscredit  blieb  daher  nach  wie 
vor  abhängig  von  dem  Verhältnisse  zwischen  den  Staatseinnahmen 
und  dem  jeweiligen  Ausgabenerfordernisse,  von  der  rechtzeitigen 
Einhebung  der  Steuern  und  Gefalle,  von  der  Pünktlichkeit  in  der 
Auszahlung  falliger  Zinsen-  und  Capitalsraten,  von  der  Capitalskraft, 
dem  Credite,  und  der  Bereitwilligkeit  der  in-  und  ausländischen 
Capitalisten ,  von  dem  Geschicke  der  massgebenden  Organe  in  der 
Ausnützung  augenblicklicher  Conjuncturen  und  von  der  allgemeinen 
Lage  des  Geldmarktes  —  nicht  zum  wenigsten  aber  von  dem  Cassa- 
Stande  und  dem  Credite  der  Wiener  Stadtbank,  welche  zwar  durch 
ihre  statutenmässige  Dotirung  dem  Aerar  bedeutende  Einnahms- 
quellen  entzog,  dafür  aber  durch  ihre  musterhafte  Verwaltung  auch 
sehr  bedeutende  Privatcapitalien  für  Staatszwecke  nutzbar  zfl 
machen  verstand. 

Alle  diese  Factoren  konnten  durch  eine  Zweitheilung  der 
Finanzverwaltung,  und  als  solche  stellt  sich  die  Errichtung  der 
Bancalität  dar,  —  wohl  nicht  im  günstigen  Sinne  beeinflusst  werden. 

In  der  That  wäre  Alles,  was  seit  1715  auf  dem  Gebiete  de» 
Staatscreditswesen  geschah,  mindestens  ebenso  gut,  wahrscheinKch 
aber,  wie  wir  nach  zahlreichen  gleichzeitigen  Zeugnissen  scUiessea 


^)  S.  die  in  Anmerkung  1  der  vorigen  Seite  erwähnte  Denkschrift. 
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können,  in  besserer  Weise  bewirkt  worden,  wenn  jene  Neuorganisi- 
rung  ganz  unterblieben,  oder  doch  in  anderer  Form  erfolgt  wäre. 

Die  Thätigkeit  der  Bancalität  auf  dem  gedachten  Gebiete  ist, 
der  Aufgabe  der  damaligen  Staatschuldenverwaltungentsprechend,  eine 
zweifache:  Einerseits  betrifft  sie  die  Schuldentilgung,  andererseits 
(lie  Aufnahme  neuer  Darlehen  zur  Bestreitung  der  jeweilig  durch 
anderwärtige  Einnahmen  nicht  bedeckten  Staatserfordemisse. 

In  beiden  Richtungen  wird  auf  die  folgenden  Hauptabschnitte 
verwiesen. 

d)  Die  Bancalität   als    Staatscentralcassa;    ihre    Mit- 
wirkung bei  der  Entwerfung  der  Voranschläge. 

Wie  wir  gesehen,  bestand  die  Hauptaufgabe  der  Bancalität 
in  der  Herstellung  und  Hebung  des  Staatscredits  durch  ausgiebige 
Heranziehung  des  Privatcapitals.     Eine   weitere,   keineswegs   un- 
wichtige Aufgabe  erwuchs  der  Anstalt  aber,  ganz  unabhängig  von 
ihren  sonstigen  Erfolgen   oder  Miserfolgen,  noch  aus  der  statuta- 
rischen Bestimmung,  wonach  alle  Staatsgelder  in  ihre  Gassen  ein- 
fliessen  und  von  diesen  verausgabt   werden    sollten.     Die  dieser 
Anordnung  zu  Grunde  liegende  Absicht,  die  Herstellung  einer  ein- 
heitlichen  Gebarung  und  Controle  im   ganzen   Staatscassen- 
wesen,  wurde  auch  in  der  That  im  Grossen  und  Ganzen  erreicht^), 
—  was  freilich  auch  durch  eine  minder  umständliclie  Reorganisiruüg 
möglich  gewesen  wäre. 

Wie  bereits  oben  erwähnt  wurde,  sind  der  Bancalität  sofort 
luich  ihrei-  Activirung  alle  Staatscassen  unterstellt  worden.  Das 
bezügliche  Anweisungs-  und  Controlsrecht  wurde  alsbald  nicht  nur 
formell,  sondern  auch  materiell  gehandhabt,  und  zwar  derart,  dass 
man  der  Bancalität  in  dieser  Beziehung  nicht  ein  „zu  weniges 
sondern  ein  „zu  viel"  vorwarf.  Weder  das  Bancalgubemium,  noch 
iiach  dessen  Auflösung  die  Bancalität  selbst,  wollten  sich  nämlich 
mit  der  Rolle  einer,  von  den  Dispositionen  der  Hofkammer  unbe- 
dingt abhängigen,  blossen  Hauptcassa  begnügen.  Die  Anstalt  hielt 
sich  vielmehr  auch  für  berechtigt,  die  Anweisungen  der  Hofkammer 


*)  Die  gegentheilige  Behauptung  Schwabens  (S.  148)  wird  durch  zahlreiche 
gleichzeitige  Acten  widerlegt.  —  Näheres  über  die  Verdienste  der  Bancalität  um 
^^Q  HersteUung  der  Ordnung  im  Staatscassen-  und  Buchhaltungswescn  s.  in 
^idermanna  Gesch.  d.  öst.  Gesammtstaatsidee,  IL  S.  170  ff.,  —  über  die  Be- 
<^eutung  der  Anstalt  für  die  Entwicklung  der  Gesammtstaatsidee  s.  ebenda,  S.  31. 
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in  Bezug  auf  ihre  Ausführbarkeit  zu  prüfen  und  daher  den  YoQ- 
zugsauftrag  von  dem  Cassastande  abhängig  zn  machen,  was  die 
Gegner  der  Bancalität  als  Eigenmächtigkeit  bezeichneten^),  ob- 
gleich darin  keineswegs  eine  Statuten  Widrigkeit,  sondern  eben 
nur  eine  Consequenz  der  ganzen  Einrichtung  lag.  Der  Hauptwerth 
der  Thätigkeit  der  Bancalität  im  Cassa-  und  Verrechnnn^wesen 
bestand  aber  weniger  in  diesem,  mit  der  nothwenigen  Einheit  in 
der  Finanzverwaltung  kaum  vereinbarlicheu,  VerfÜgnngsrechte,  als 
vielmehr  in  der  Beseitigung  der  Unzukömmlichkeiten  bei  den  ein- 
nehmenden und  auszahlenden  Aemtern.  Waren  ja  doch  Uebe^ 
vortheilungen  des  Aerars  wie  der  Assignatare,  und  zwar  sowohl 
durch  ständische,  wie  durch  landesfürstliche  Organe,  bis  dahin  an 
der  TagesordnuDg;  auch  Doppelzahlungen  kamen  vor.  Diesen  Mis- 
bräuchen  wurde  nun  in  wirksamer  Weise  gesteuert. 

üebrigens  war  die  ganze  Thätigkeit  der  Bancalität  als  Staats- 
centralcassa  in  den  ersten  zwei  Jahren  ihres  Bestandes  in  Ansehung 
der  Militärfonde  eigentlich  nur  auf  die  Erblande  beschränkt  In 
den  Ländern  der  ungarischen  Krone,  wie  in  den  niederländischen 
und  italienischen  Provinzen  kümmerten  sich  die  Militärcassen  An- 
fangs nicht  um  den  für  Ende  October  1714  angeordneten  Zahlungs- 
abschnitt. Mit  kaiserlicher  Resolution  vom  17.  April  1717^)  wurde 
daher  die  Hofkammer  angewiesen,  die  Uebergabe  der  fraglichen 
Militärcassen  an  die  Bancalität  für  die  Gebarung  vom  1.  Novem- 
ber 1716  an  dui'chzuführen. 

Auch  abgesehen  hievon  ergaben  sich  in  Bezug  auf  die  Cassen- 
centralisirung  zuweilen  Anstände  insoferne,  als  die  Hofkammer 
hinsichtlich  gewisser  Specialfonde  die  Competenz  der  Bancalität 
bestritt.  Aus  einem  solchen  Anlasse  wurde  die  Hofkammer  mit 
Finanzconferenzbeschluss  vom  31.  März  1717  angewiesen,  sich  aller 
Eingriflfe  in  den  Wirkungskreis  der  Bancalität  zu  enthalten,  und 
überhaupt  besseres  Einvernehmen  mit  derselben  zu  pflegen. 

Im  engen  Zusammenhange  mit  der  Function  der  Bancalität 
als  Staatshauptcassa  stand  die  ihr  obliegende  Mitwirkung  bei  der 
Verfassung  der  Staatsvoranschläge. 

In  dieser  Beziehung  hat  jedoch  die  neue  Einrichtung  den  er- 
waiteten  Nutzen  nicht  gebracht.    Hinsichtlich  der  Feststellung  des 

^)  S.  die  „Observationes"  im  Bancalfasc.  II,  ferner  die  unten  dargesteUten 
späteren  Angriffe  gegen  die  Bancalität. 

2)  F.  C.  Prot,  vom  4.  und  31.  März  1717. 
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Lusgabenerfordernisses  hatte  die  oberste  Finanzverwaltung 
ener  Zeit,  und  zwar  sowohl  als  diese  noch  allein  Sache  der  Hof- 
ammer  war,  als  auch  nach  deren  Zweitheilung  durch  Errichtung 
er  Bancalität,  thatsächlich  nur  geringen  Einfluss,  —  namentlich 
1  Ansehung  der  Kosten  der  politischen  und  Justizverwaltung,  so- 
ie  des  Heeresaufwandes.  Hier  waren  die  Hof kanzleien,  beziehungs- 
eise  der  Hofkriegsrath,  fast  allein  massgebend,  wenngleich  ihre 
nträge  in  wichtigeren  Angelegenheiten  erst  nach  vorheriger  Be- 
ithung  in  der  Ministerconferenz  der  kaiserlichen  Schlussfassung 
aterbreitet  wurden.  Die  Finanzverwaltung  hatte  im  Wesentlichen 
los  die  Aufgabe,  für  die  Beschaffung  der  Bedeckungsmittel 
orge  zu  tragen.  Natürlich  involvirte  dies  zugleich  ein  gewisses 
dspositions-  und  Vorschlagsrecht  bezüglich  des  Aufwandes  für 
ie  einzelnen  Cameralämter,  also  der  Einhebungskosten ,  wie  auch 
ezüglich  der  Auslagen  aus  dem  Titel  des  Staatscredites.  In  beiden 
Lichtungen  war  aber  die  Hofkammer  und  später  mit  ihr  auch  die 
Bancalität  fast  ganz  von  den  jeweiligen  Verhältnissen  abhängig, 
mmerhin  bildete  jedoch  die  möglichste  Einschränkung  des  Cameral- 
ufwandes  und  des  Erfordernisses  für  Verzinsung  und  Tilgung  von 
Staatsschulden  eine  Hauptaufgabe  beider  CentralsteUen,  deren  Lösung 
iele  mündliche  und  schriftliche  Verhandlungen  erforderte.  Die 
eigentliche  Entscheidung  lag  seit  der  Errichtung  der  Finanzconferenz 
selbstverständlich  bei  dieser.  Ob  bei  allen  diesbezüglichen  Be- 
rathungen  die  Voranschläge  in  ihren  einzelnen  Rubriken  wirklich 
Bingehend  geprüft  wurden,  mag  dahingestellt  bleiben.  Die  uns 
überlieferten  ^Anordnungsstaate"  für  die  Civilverwaltung  enthalten 
wenigstens  nur  ganz  summarische  Daten;  die  „Repartitionsaufsätze" 
ftr  das  Militärerfordernis  gehen  allerdings  auf  die  Details  ein. 

Wie  aus  der  unten  folgenden  Darstellung  zu  ersehen  sein  wird, 
konnte  von  einer  Beseitigung  des  stets  wiederkehrenden  Deficits 
im  Staatshaushalte    angesichts  der  politischen   und    ökonomischen 
Verhältnisse  nach  wie  vor  keine  Rede  sein.    Die  Versuche,  die  man 
in  dieser  Richtung  machte,   bewirkten   zwar  eine  nicht  zu  unter- 
schätzende Einscliränkung  des  Uebels,  nicht  aber  dessen  Behebung. 
So  musste  man  sich  denn,  da  die  Herstellung  des  Gleichgewichtes 
zwischen  Ausgaben  und  Einnahmen  unmöglich  war,  zufrieden  geben, 
^enn  es  gelang,  den  jeweiligen  Abgang  ohne  allzugrosse  Opfer  zu  be- 
iecken. Mit  welchen  Schwierigkeiten  dies,  besonders  in  kritischen  Zeit- 
läuften, verbunden  war,  zeigen  fast  alle  einschlägigen  Verhandlungen. 
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Dass  diese  Verhältnisse  durch  die  Errichtung  der  Bancalitat 
nicht  wesentlich  beeinflusst  werden  konnten,  liegt  auf  der  Hand; 
in  der  That  lässt  sich  in  dieser  Beziehung  weder  ein  günstiger 
noch  ein  ungünstiger  Einfluss  der  neuen  Einrichtung  nachweisen. 

B.  Tilgungsmassregeln  von  1714  bis  1721. 

1.  Einleitung. 

Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass,  insolange  der  Bedarf 
eines  kostspieligen  Krieges  die  fortwährende  Anspannung  des  Credite 
erheischte,  von  einer  Schuldentilgung  in  dem  Sinne  einer  Ver- 
minderung der  Schuldenlast  nicht  die  Rede  sein  konnte,  da  die 
neuen  Anlehen  die  Rückzahlungen  bei  weitem  überwogen.  Aber 
selbst  die  scheinbare  Tilgung,  d.  h.  die  Rückzaldung  fälliger  Schuld- 
posten vermittelst  neuer  Anlehen,  konnte  unter  den  damaligen  Ver- 
hältnissen nur  eine  sehr  unvollständige  sein.  Die  im  Jahre  1713 
eingesetzte  Commission  zur  Prüfung  und  Liquidirung  von  Hof- 
schulden^)  konnte  daher  Anfangs  nur  eine  geringfügige  Thätigkeit 
entfalten. 

Alsbald  nach  dem  Friedensschlüsse  wurde  aber  die  Tilgung 
energisch  in  Angriff  genommen.  Wenigstens  wurde  im  Laufe  des 
Jahres  1714  die  Rückzahlung  von  fälligen  Cameral-  und  Müitä^ 
schulden,  beziehungsweise  Zahlungsrückständen  im  Betrage  von  Ober 
1^2  Millionen  Gulden  verfügt,  während  grössere  neue  Anlehen 
seltener  vorkamen. 

Immerhin  betrug  der  Stand  der  Militärschulden,  soweit  sie 
beim  Kriegszahlamte  verbucht  waren,  mit  Ende  1714,  einschliess- 
lich der  ausländischen  Anlehen,  22.794.000  Gulden*),  was  allein  fttr 
diese  Schuldkategorie  im  Vergleiche  mit  dem  Stande  von  1711 
einer  Vermehrung  von  6  Millionen  Gulden  gleichkommt. 

2.  Erriohtung  der  Sohuldenoommission  und  Sohuldenoonfereni. 

Ordnung  und  System  kam  in  das  Tilgnngswesen  erst  durcl^ 
die  Errichtung  der  Bancalitat,  und  liegt  eben  hierin  die  Haupt^ 
bedeutung  dieses  Institutes. 


')  H.  F.  A.  vom  22.  April  1713. 

*)  H.  F.  A.  vom  9.  Jänner  1715.  —  Die  unverzinslichen  Schulden 
in  einem  älteren  Ausweise  (H.  F.  A.  v.  1.  Dec.  1714)  mit  2.589.011  fl,  an 
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Bald  nach  dem  Inslebentreten  der  Bancalität^)  wurde  nämlich 
le  Schuldencommission  und  eine  derselben  übergeordnete 
huldenconferenz  eingesetzt^),  für  welche  über  Vortrag  des 
,ncalhofgubemiums  vom  27.  October  1715  am  9.  November  1715 
le  Instruction  und  Ordnung  erlassen  wurde  ^). 

Schon  im  Juli  1715  war  wegen  Abstossung  der  Militärschulden- 
;t  zwischen  Delegirten  der  Hofkammer  und  des  Bancalgubemiums 
nmissionell  berathen  und  über  kaiserlichen  Befehl  die  Aufzeich- 
ng  der  einzelnen  Schulden  nach  ihrer  Priorität  verfügt  worden*). 

Die  Schuldencommission  bestand  aus  dem  Grafen  Christoph 
tt  Oed  als  Präses,  drei' Käthen  und  einem  Secretär  der  Hof  kammer. 
Lern  Eathe  der  Bancalität,  einem  Secretär  des  Bancalgubemiums, 
u  Buchhaltern  des  Hofkriegsrathes  und  der  Hofkammer,  dem 
iferendar  Mikosch  und  drei  anderen  Mitgliedern. 

Die  Aufgabe  der  Commission  war  die  eingehende  Prüfung  aller 
gen  das  Aerar  bestehenden,  aus  der  Zeit  vor  1715  stammen- 
m  Schuldforderungen'*)  und  die  Zusammenstellung  einer  richtigen 
ihuldenliste.  Hiezu  hatte  dieselbe  wöchentlich  drei  Sitzungen  ab- 
ihalten.  Sämmtliche  Gläubiger  waren  vorzuladen,  und  zwar  zuerst 
ne,  deren  Forderungen  privilegirt  waren,  dann  jene,  deren  Kapi- 
ilien  schon  fällig  geworden,  oder  bezüglich  welcher  ein  öflfentliches 
iteresse  in  Betracht  kam.  Nach  diesen  Gesichtspunkten  war  auch 
ei  der  Prüfung  und  Reihung  der  einzelnen  Posten  vorzugehen. 
Bebei  war,  und  zwar  mit  Hilfe  zugewiesener  Buchhaltungsbeamten, 
1  ermitteln,  wie  gross  die  Forderung  an  Kapital  und  an  Zinsen 
ar,  ob  sie  mit  Pfand  bedeckt,   ob  sie  ganz  oder  zum  Theil  aus 


^)  Im  ersten  Quartal  1715,  also  vor  ActivJrung  der  Bancalität,  erliess  die 
^fkammer  Rückzahlungsaufträge  für  mehrere  kleinere  Posten  von  zusammen 
ad  150.000  fl.  (Diverse  H.  F.  A.). 

^)  Es  wurden  aUerdings  schon  vor  Errichtung  der  Schuldencommission  be- 
utende Zahlungsrückstände  an  die  Bancalität  zur  Zahlung  überwiesen,  —  in 
n  Monaten  April  bis  October  1716  zusammen  über  2  Millionen  Gulden  (Diverse 
.  F.  A.). 

•)  Nr.  430  Recessfasc.  d.  F.  M.  Arch.,  dann  H.  F.  A.  vom  27.  October  1716. 

*)  H.  F.  A.  vom  16.  Juli  und  21.  October  1716. 

^)  Laut  einem  Cameralvortrage  vom  2.  September  1716  (H.  F.  A.)  waren, 
^gesehen  von  den  Soldrückständen  der  Armee,  ca.  32  Millionen  Gulden  in  das 
^aldensystem  einzubeziehen.  Die  alten  böhmischen  Oameralschulden,  sowie 
^erhaupt  jene  Schuldforderungen,  deren  Liquidität  schon  wegen  ihres  Alters 
^^ht  anerkannt  wurde,  waren  hievon  selbstverständlich  ausgeschlossen. 


/■ 


480  IX.  Die  Universal-Bancalität  von  1715—1723. 

einem  Bardarlehen,  oder  aus  einer  „Negociation"  mit  oder  ohne 
Zuschuss  oder  gegen  Gewährung  eines  anderwärtigen  Vortheils  ent- 
standen war,  —  oder  ob  sie  blos  aus  einem  Zahlungsrückstande 
herrühi*te.  Femer  war  zu  untersuchen,  wie  viel  der  wirkliche 
Barempfang  des  Staates  betragen  hatte,  ob  nicht  vielleicht  bereits 
eine  Zahlung  oder  Einräumung  eines  anderen  Fondes  erfolgt  war. 
Die  Commission  hatte  mit  grösster  Gewissenhaftigkeit  und  Ver- 
schwiegenheit vorzugehen,  unter  Ausschliessung  jedes  bei  dem  con- 
creten  Falle  irgendwie  betheiligten  Mitgliedes. 

Die  Anträge  der  Commission  waren  an  die  „in  Schulden- 
sachen  angeordnete  Conferenz",  an  deren  Spitze  der  Bancal- 
gubemator  Fürst  Trautson  stand^),  zu  richten.  Diese  Conferenz 
sollte  hierüber  entscheiden  und  die  Vollzugsaufträge  an  die  bei  der 
Bancalität  zu  errichtenden  Schuldencassa  erlassen,  bei  sich  er- 
gebenden Anständen  aber  an  den  Kaiser  referiren. 

Als  Dotation  für  die  Schuldencassa  wurde  ein  jährlicher  Til- 
gungsfond von  2^2  Millionen  Gulden  bestimmt,  welcher  aas 
den  sichersten  Cameral-  und  Militärgefallen  bestehen  sollte.  Hieyon 
waren  l^a  Millionen  für  die  Cameral-,  1  Million  für  die  Militär- 
schulden bestimmt.  Diesen  Fond  sollte  die  Bancalität  von  allea 
Geldern  getrennt  vei*walten  und  lediglich  zur  Rückzahlung  und 
Verzinsung  der  Schulden  verwenden.  Man  hoffte  auf  diese  Weise 
alle  Staatsschulden  binnen  15  Jahren  zu  tilgen. 

Gleichzeitig  wurde  auch  die  Publication  der  neuen  Einrichtung 
angeordnet  und  verfügt,  dass  zur  Hebung  des  Credits  sofort  einige 
liquide  Schuldposten  auf  die  Schuldencassa  zu  überweisen  seien*). 

In  ihren  ersten  Sitzungen  (November  und  December  1716) 
hatte  sich  die  Schuldenconferenz  zunächst  mit  der  Sicherstellnng 
des  Tilgungsfonds,  dann  mit  der  Feststellung  der  Kegeln  für  die 
Classirung  der  Gläubiger  zu  fassen. 

In  dem  hierüber  unterm  20.  December  1715  an   den  Kaiser 


^)  Aasserdem  gehörten  derselben  der  Präsident  und  der  Vicepr&sident  der 
Hof  kaminer  an.  Die  Conferenz  hatte  wöchentlich  mindestens  einmal  zusiünmen- 
zutreten. 

*)  Der  Betrag  ist  nicht  ersichtlich.  Es  scheint  sich  hier  um  jene  Betrag« 
zu  handeln,  welche  zufolge  eines  Auftrages  des  Bancal -Hofgubemiums  vo« 
21.  Octobcr  1715  nach  Feststellung  ihrer  Liquidität  zur  Rückzahlung  bis  17Ä 
angewiesen,  beziehungsweise  durch  Bancalschuldenetracte  bedeckt  werden  solltcfc 
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erstatteten  Beferate^)  wurde  in  ersterer  Beziehung  beantragt,  zur 
Bildung  des  Tilgungsfondes  aus  allen  ausserordentlichen  Militär- 
einnahmen und  allen  Cameralgef&llen  eine  bestimmte  Quote  nach 
dem  Verhältnisse  des  Ertrages  auszuscheiden,  welche  im  Falle  der 
Uneinbringlichkeit   zu  ersetzen   wäre.    Man   verkannte   nicht  die 
Schwierigkeit,  die  ohnehin  unzureichenden  Einnahmen  des  Militär- 
etats zu  schmalem,  tröstete  sich  aber  mit  der  Erwartung,   dass 
durch  die  Anweisung  der  Gläubiger  an  die  Schuldencassa  das  Aerar 
um  30  Millionen  entlastet,  femer  eine  sichere  Veranschlagung  der 
I    übrigen  Staatseinnahmen  und  die  Aufnahme  neuer  Anlehen  ermög- 
licht werde. 

Bezüglich  des  Tilgungsmodus  wurde  Anfangs  der  Vorschlag 
in  Erwägung  gezogen,  alle  liquiden  Forderungen  gleichzeitig  nach 
[  Verhältnis  ihres  Betrages  zur  successiven  Zahlung  zu  repartiren. 
Hiefftr  schien  die  grössere  Einfachheit,  sowie  auch  der  Umstand 
zu  sprechen,  dass  eine  Classification  der  Gläubiger  den  Anschein 
eines  Concurses  haben  würde. 

Nach  reiflicher  Erwägung^)  entschied  man  sich  aber  dennoch 
f&r  die  Aufstellung  einer  Rangsordnung  und  einigte  sich  demnach 
auf  folgenden  Antrag: 
[  Für  die  Reihung  der  einzelnen  älteren  Schuldposten  ist  unter 

^   sonst   gleichen  Verhältnissen    die  Priorität  massgebend.     An  die 
Spitze  zu  stellen  sind  jedoch  die  Forderungen  fremder  Mächte  und 
anderer  privilegirter  Gläubiger,  ferner  jene  solcher  Personen,  an 
deren  Credit  der  Staat  ein  Interesse  hat.    Auch  die  mit  Hofkanzlei- 
decreten  vereehenen  Gläubiger  sind  zur  Erhaltung  der  bona  fides 
^t  besonderer  „Distinction"  zu  behandeln.    Mit  den  Hypothekar- 
gläubigem,  hauptsächlich  jenen,  welchen  ein  Compossessrecht  ein- 
^  Keräomt  ist,  sollen  auf  gütlichem  Wege  Zahlungsfristen  vereinbart 
'Werden.    Um  liquide  Forderungen  mit  kurzen  Fälligkeitsterminen 
abfertigen  zu  können,  sind  durch  die  Schuldencassa  67oige  Vor- 


»)  Banc.  A.  vom  27.  Jänner  1716. 

*)  Hiefür  kam  zunächst  in  Betracht,  dass  schon  die  k.  Kesolution  vom 
I  8'  November  gewisser  Unterschiede  zwischen  den  einzelnen  Forderungen  gedacht 
«*ttc.  Auch  war  die  Natur  der  einzelnen  Posten  sehr  verschieden;  es  gab  For- 
^*Ringen  mit  und  ohne  Verzinsungsanspruch,  femer  solche,  wo  Capitalsrück- 
^ungstermine  gar  nicht  vereinbart  waren.  Dazu  kamen  die  technischen 
^Gierigkeiten,  die  sich  ergeben  hätten,  wenn  man  alle  Capitalien  auf  60  Quar- 
^•taraten  vertheilt  hätte,  ferner  Credits-  und  Billigkeitsri\cksichten. 

^<  Mens!,  Fiiuuiien  Oetterreichs.  31 
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Schüsse  aufzunehmen,  und  aus  jenen  Fonden,  die  durch  die  hiedurc 
ermöglichte  Abstattung  der  ersten  Posten   frei  werden,-    zurüci 
zuzahlen.    Wer  einen  solchen  Vorschuss  im  Betrage  von  mindeste: 
^/a  seiner  liquiden  Fordemng  leistet,  wird  auch  mit  letzterer 
möglichst  kurzen  Fristen  befriedigt. 

Nach  diesen  Grundsätzen  ist  der  Rotulus  Creditoiaim  eb 
baldigst  zu  verfassen  und  bei  allen  Verhandlungen  die  Wiede 
herstellung  des  Credites  anzustreben. 

Alle  diese  Anträge  erhielten  am  28.  December  1715  die  kaiser 
liehe  Genehmigung. 

3.  Thätigkeit  der  Sohuldencommission  bis  zur  Aufhebung  des 

Banoalgubemiums. 

Die  Schuldencommission  war  mittlerweile  bereits  an  die  Arbeit 
geschritten.  Schon  am  2.  Jänner  1716  konnte  der  Rotulus  derauf 
das  schlesische  Rentamt  sichergestellten  Gläubiger  vom  Kaiser  ge- 
nehmigt werden.  Gleichzeitig  wurde,  um  System  und  Ordnung  in 
die  Thätigkeit  der  Commission  zu  bringen,  mittelst  Decretes  des 
Bancalhofguberniums  eine  Vorschrift  bezüglich  des  in  Zukunft  m 
beobachtenden  Vorganges  erlassen. 

Hienach  hatte  sich  die  Commission  in  drei  Subcommissionen 
zu  theilen,  eine  für  die  Cameralschulden  in  den  böhmischen  Ländern 
und  die  Militärschulden,  eine  für  die  Hof  schulden  und  die  auf  den 
Aemtern  Ungarns,  Inner-  und  Vorderösterreichs  haftenden  Cameral- 
schulden, dann  eine  für  die  Cameralschulden  in  Ober-  und  Nieder 
Österreich.  Jeder  Subcommission  wurden  die  erforderlichen  Buch- 
haltungsbeamten  beigegeben.  Die  Subcommissionen  hatten  nacb 
eingehender  Prüfung  der  Schulddocumente  an  die  Commission  IQ 
berichten.  Nach  erfolgter  Liquidirung^)  erging  die  Zahlungsanweisung 
an  den  Buchhalter  der  Schuldencassa*);  die  Auszahlung  erfolgte 
gegen  Einlegung  der  Originaldocumente. 

An  Arbeitsmaterial  für  die  Commission  fehlte  es  selbstTe^ 
ständlich  nicht.  Schon  im  Jänner  1716  wurden  viele  Schuld- 
f orderungen  und  Zahlungsrückstände  bei  derselben  angemeldet*). 


*)  Bei  noch  nicht  liquidirten  Forderungen  wurden  nicht  einmal  Abschlig*" 
Zahlungen  bewilligt:  F.  C.  Prot,  vom  8.  Jänner  1718. 
*)  H.  F.  A.  vom  23.  April  1716  u.  a. 
^)  H.  F.  A.  vom  17.  Jänner  1716. 
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Da  die  Aufstellung  einer  Liste  der  Cameralschulden  vorläufig 
noch  nicht  möglich  erschien,  verfasste  die  Commission  zunächst  das 
„Militärschuldensystem",   d.   h.  das  Verzeichnis   der   auf  die 
Militärbewilligungen  angewiesenen  Forderungen,  soweit  sie  in  das 
Schuldensystem  gehörten^).    Es  wurden  hier  Schuldposten  von  zu- 
sammen 6.042.047  fl.  55  kr.  ausgewiesen,   worunter  335.607  fl. 
19  kr.  ohne  bestimmten  Rückzahlungstermin,  der  Best  aber  in  den 
Jahren  1715  bis  1722  fallig  war,  beziehuags weise-)  fällig  geworden 
wäre.    Bis  auf  262.975  fl.  24  kr.,  welche  aus   den  Jahren  1694, 
1698,  1701  und  1715  herrührten,  stammten  alle  diese  Schulden  aus 
der  Zeit  des  spanischen  Erbfolgekrieges.   Der  Zinsfuss  war  grössten- 
theils  6%,  theilweise  auch  5,  8,  9  und  12^io% 

In  der  Schuldenliste  wurden  die  verschiedenen  Capitalien  nach 
Massgabe  der  aufgestellten  Grundsätze  gereiht.  Der  Repartitions- 
entwttrf  enthielt  jedoch  vorläufig  nur  jene  Posten,  die  liienach  aus 
dem  jährlichen  Tilgungsfonde  von  einer  Million  Gulden  binnen  drei 
Ähren  zum  Theile  bezahlt  werden  konnten,  an  der  Spitze  eine 
Subsidienforderung  des  Bischofs  von  Würzburg  pr.  754.134  fl., 
dann  die  ForderuDgen  Wert  heim  er  s  von  1.242.671  fl.  15  kr.  (richtig 
1.252.627  fl.*),  hierauf  die  an  Lemle  Moyses  cedirten  Forderungen 

')  Banc.  A.  vom  29.  Februar  1720. 

«)  Hievon  waren  1715  f&Uig:  3.240.611  fl.  43  kr.,  1716:  1.236.397  fl.  38 kr., 
1717:  534.401  fl.  49  kr.,  1718:  269.146  fl.  12  kr.,  1719:  214.146  fl.  12  kr., 
1720:  142.145  fl.  2  kr.;  1721:  59.746  fl.  und  1722:  9746  fl. 

«)  Mit  12  Vo  verzinslich  waren  515.816  fl.  9  kr. 

*)  Ref.  d.  Schuldenconferenz  vom  27.  November  1716  bei  H.  F.  A,  vom 
2.  März  1717.  —  Wertheimer  war  am  1.  Mai  1713  fttr  seine  liquiden  Forde- 
ningen  von  zusammen  1.250.000  fl.  mit  200.000  fl.  auf  das  böhmische  GrenzzoU- 
uui  Ungeltsgef&ll,  mit  750.000  fl.  auf  die  Accisen  Böhmens  und  Schlesiens  von 
1714--1717,  und  mit  300.000  fl.  auf  die  mährischen  Militärcontributionen  von 
1714  assignirt  worden.  Hievon  war  Anfangs  1715  die  Cameralanweisung 
pr.  200.000  fl.  durch  die  Stadtbank  beglichen,  von  der  mährischen  Contributions- 
AflBignation  aber  der  Betrag  pr.  190.333  fl.  mit  Einwilligung  Wertheimers  ander- 
sartig assignirt  worden,  so  dass  der  unbedeckte  Rückstand  nunmehr  860.333  fl. 
^>Qtrug,  welche  Summe  sich  jedoch  mittlerweile  durch  neue  Vorschüsse,  dann 
^rch  die  obigen  190.333  fl.  auf  1.098.000  fl.  erhöht  hatte,  wozu  noch  ein  Zinsen- 
«Ätand  von  49.000  fl.  kam  (H.  F.  A.  v.  6.  Febr.  1715  und  18.  Aug.  1716). 
Werthehner  wurde  daher  zur  Tilgung  dieser  Gesamuitforderung  von  1.147.000  fl. 
nut  Oblig.  vom  6.  Februar  1715  auf  die  böhmischen  und  schlesischen  Militär- 
wd  Cameral-CJontributionen  von  1715-1717  (u.  z.  940.000  fl.  im  Jahre  1715,  in 
^  folgenden  Jahren  115.000  und  92.000  fl.)  angewiesen,  wofür  diese  Fonde  als 
Special'^  die    Gesammteinkünfte   des  Staates   als  Generalhypothek  verschrieben 
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des  Kurfürsten  von  der  Pfalz  pr.  160.000  fl.,  endlich  jene  der 
nothleidenden  Parteien  von  zusammen  195.000  fl. 

Hiefür  hatten  Wertheimer  und  Moyses  Zuschüsse  im  Betrage 
von  zwei  Dritteln  ihrer  angewiesenen  Forderungen  zu  leisten;  nnd 
zwar  wurde  Wertheimer  vorläufig  mit  600.000  fl.  auf  die  ersten 
drei  Jahre  zur  Zahlung  angewiesen,  da  er  zunächst  blos  400.000  i 
zuschiessen  wollte;  für  den  Rest  wurde  der  Zuschuss  von  435.085  i 
ei-st  später  geleistet.  Die  Quote  von  600.000  fl.,  sowie  der  hiezn 
geleistete  Barzuschuss  von  400.000  fl.  (also  eine  Million)  wurde  zur 
Rückzahlung  in  12  Quartalsraten  (vom  1.  Juli  1716  an)  auf  die 
Schuldencassa  überwiesen;  und  zwar  sollten  die  Zahlungen  zunächst 
von  den  12^/oigen  Forderungen  abgeschrieben  werden,  dann  vcm 
jenen  zu  9  und  zu  6^/o^).  Als  später  auch  für  die  übrigen  652.627  fl. 
der  Zweidrittelzuschuss  von  435.085  fl,  erlegt  werden  sollte,  zeigte 
es  sich,  dass  der  Militärschuldenfond  durch  die  Anweisung  der  e^ 
wähnten  Million  bereits  zu  sehr  erschöpft  war,  weshalb,  um 
auch  die  restliche  Post  binnen  drei  Jahren  bezahlen  zu  können,  da* 
Cameralschuldenfond  gegen  späteren  Ersatz  aus  dem  Militärfonde 
herangezogen  wurde-). 

Anfanglich  hatte  Wertheimer,  anstatt  der  verlangten  ^/^  seiner 
alten  Forderungen,  im  Ganzen  nur  600.000  fl.  bar  zuschiessen 
wollen  und  hiefür,  sowie  für  seine  älteren  Forderungen  die  Bfick- 
zahlung  in  acht  Quartalsraten  begehrt.  Dieser  Vorschlag  wurde  — 
als  für  den  Credit  der  Bancalität  gefahrlich  —  und  um  die  Be- 
einträchtigung christlicher  Gläubiger  zu  Gunsten  eines  Juden  za 
vermeiden,  —  abgelehnt.  Bei  dem  dringenden  Geldbedarfe  war 
dies  nui*  dadurch  möglich  geworden,  dass  gleichzeitig  von  anderer 
Seite  Vorschüsse  angeboten  wurden,  nämlich  300.000  fl.  durch  die 
Wiener  Stadtbank  und  100.000  fl,  durch  den  Wechsler  Castelli, 
letzterer  zu  V^^/o  P^-  mese  und  3000  fl.  sonstige  Pauschalent- 
schädigung, dessen  Bedeckung  in  Bancalassecurationen  mit  zur 
Hälfte  vierteljähriger,  zur  Hälfte  halbjähriger  Fälligkeitsfrist  er- 
folgte «). 


wurden  (ebenda).  Diese  Assignationen  blieben  jedoch  vorläufig  wirkungslos,  denn 
der  Gesammtausstand  betrug  am  1.  August  1716  an  Capital  1.172.974  fl.  und  an 
Zinsen  79.653,  zusammen  also:  1.252.627  fl. 

1)  H.  F.  A.  vom  18.  August  1716. 

2)  Ref.  d.  Sehuldenconf.  vom  27.  November  1716;  H.  F.  A.  vom  2.  März  1717. 

3)  H.  F.  A.  vom  27.  August  1716. 
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Aus  den  ersten  Zuschüssen  waren  100.000  fl.  zur  Tilgung  der 
rangsältesten  Forderungen,  300.000  fl.  für  jene  der  „Potentiores" 
(Wnrzburg  undEurpfalz)  und  der  durch  Hof  kanzleidecrete  assecurirten 
Parteien  und  108.000  fl.  flir  jene  der  nothleidenden  Parteien  sofort 
zu  verwenden.  Auch  der  spätere  Zuschuss  wurde  für  die  Tilgung 
von  in  das  System  gereihten  Schuldposten  bestimmt,  und  zwar 
101.623  fl.  für  rangsältere  Capitalien,  178.462  fl.  für  nothleidende 
Parteien,  endlich  155.000  fl.  für  Privilegirte  und  Jene,  an  deren 
Credit  der  Staat  ein  Interesse  hatte. 

Aus  dem  jährlichen  Tilgungsfonde  sollten  nicht  nur  die  jeweilig 
nach  der  Bepartition  zui'  TUgung  gelangenden  Capitalien,  sondern 
Auch  die  Zinsen  aller  in  das  Schuldensystem  gereihten  Capitalien 
l>ezahlt  werden^). 

In  diesem  Schuldensysteme  waren  die  von  den  Ständen  Steyer- 
marks  im  Jahre  1701  zur  Bezahlung  übernommenen,  jedoch  nicht 
grezahlten  931.646  fl.  nicht  inbegriffen,  da  die  Landschaft  die  effective 
Böhe  dieses  Ausstandes  noch  nicht  ausgewiesen  hatte. 

lieber  die  oberwähnten  Vorlagen  der  Schuldencommission  wurde 
in  der  Ministerconferenz  vom  29.  Februar  1716  unter  dem  Vorsitze 
des  Kaisers  berathen^).  Diese  Conferenz  beschloss  nach  dem  ge- 
stellten Antrage,  die  Schuldencassa  mit  Anfang  April  zu  eröffiien, 
i&it  der  Zahlung  der  Zinsen  von  den  in  die  Liste  bereits  aufge- 
glommenen Militärschulden  sofort  zu  beginnen,  die  Capitals- 
%img  aber  erst  im  nächsten  Quartale  einzuleiten. 

Der  Bepartitionsentwurf  wurde  mit  dem  Bemerken  genehmigt, 
dass  die  bezäglichen  Zahlungen  aus  dem,  hiezu  aus  den  Militär- 
geftllen  auszuscheidenden,  allenfalls  aus  anderen  Mitteln  zu  er- 
^tzenden  1.000.000  fl.  und  den  obenerwähnten  Zuschüssen  von 
zosammen  508.000  fl.  zu  bestreiten,  die  alten  Schulddocumente  aber 
gegen  Bancalassecurationen  umzuwechseln  seien  ^). 


')  Diese  Zinsen  betragen  in  den  ersten  3  Jahren  450.000  fL,  beziehungs- 
^^  420.000  fl.  und  390.000  fl. 

*)  Gegenwärtig  waren  der  Prinz  Eugen  von  Savoyen,  der  Vicepräsident  und 
l^tei  der  Hofkammer,  Graf  Mollart,  die  Hofkanzler  Sinzendorf  und  Schlickh, 
^  Bancalgubemator  Fürst  Trautsohn,  der  Vicegubemator  Baron  Gschwind,  der 
^  Starhemberg,  der  Hofkriegsrathspräsident  Graf  Herberstein,  der  General- 
lo^egscommissär  Graf  Thttrheim  und  ein  Bancalgubernial-Referendar. 
Dr  I  *)  U.  a.  wurde  in  diesem  Bepartitionsprojecte  für  Bezahlung  von  Forde- 
"ui^o  abgedankter  Soldaten  und  anderer  lang  zuwartender  Parteien  im  Gesamnit- 
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Die  Bancalität  wurde  beauftragt,  über  äie  Ausfahrung  dieser 
Resolution  zu  wachen,  ,.damit  das,  was  einmal  beschlossen,  nicht 
stecken  bleibe."  Zugleich  erging  an  die  Scbuldencommission  die 
Weisung,  mit  der  Ausarbeitung  des  MilitÄrschuldensystems  fort- 
zufahren und  auch  die  Cameralschulden  in  Angriff  zu  nehmen. 

Der  Durchführung  des  Militärschulden -Tilgungsplanes  stellten 
sich  jedoch  mannigfache  Schwierigkeiten  entgegen. 

Zunächst  ergaben  sich  Anstände  hinsichtlich  gewisser  Zinsen- 
ansprüche  und  Repartitionsmodalitäten,  dann  war  bezüglich  der 
vorläufig  nicht  einbezogenen  931.646  fl.  noch  die  Vorfrage  zu  ent- 
scheiden, ob  dieselben  das  Aerar  oder  die  steyrischen  Stände 
belasteten. 

Dies  veranlasste  die  Schuldenconferenz,  in  ihrem  Referate  vom 
18.  April  1716^)  nach  Einvernehmung  der  Schuldencommission 
Nachstehendes  zu  beantragen: 

Wegen  der  von  Steyermark  übernommenen  Schulden  soll  die 
Vorlage  eines  ständischen  Ausweises  betrieben,  und  nach  dessen 
Einlangen  zwischen  Hof  kammer,  Hofkanzleien  und  Bancalgubeininm 
über  die  Frage  berathen  werden,  wer  zu  deren  Zahlung  ver- 
pflichtet ist. 

Von  den  unverzinslichen  Capitalien  mit  Ausnahme  der 
Rückstände  an  Subsidien^)  und  Gehalten  sind  vom  Zeitpunkte  der 
Fälligkeit  an  5^/o  Verzugszinsen  zu  berechnen,  ausnahmsweise  auch 
6*^/0.  Von  den  Rückständen  an  Gehalten  und  Gnadengaben 
sind  zuerst  jene  unter  1000  fl.  und  solche  abzustatten,  an  welchen 
ein  Nachlass  gewährt  wird.  Von  den  Zinsenrückständen  soll 
immer  ein  den  laufenden  Zinsen  gleicher  Betrag  gezahlt  werden  •). 
Die  Cautionszinsen  sind,  soweit  sie  6'^/^,  betragen,  auf  5^/o  zu 
reducii-en.  Diejenigen  privilegirten  und  mit  Hofkanzleidecreten  ver- 
sehenen   Gläubiger,    welche    nach    dem    im   Februar    genehmigten 


betrage  von  4JJ6.000  fl.  eine  jährliche  Rate  von  50.000  fl.  ausgeworfen  (F.  Conf. 
V.  18.  Februar  1717). 

»)  Bancalact  vom  27.  Jänner  1716. 

-)  Vorbehaltlich  etwa  entgegenstehender  vertragsmässiger  Ansprüche. 

•)  Von  diesem  (irundsatze  ist  man  später  nicht  selten  zum  Vortheile  der 
betreffenden  Gläubiger  abgegangen.  So  wurde  z.  B.  Anfangs  1717  eine  Forderung 
eines  Proviantlieferanten  von  100.000  fl.  mit  einem  Zinsenansi^tande  von  103.250  i 
zur  Zahlung  in  14  Quart  aisraten  an  die  Schuldencassa  gewiesen  (H.  F.  A. 
V.  17.  Jänner  1717). 
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Entwürfe  nicht  schon  in  den  ersten  drei  Jahren  zu  bezahlen  sind^), 
sollen  auf  die  nächstfolgenden  drei  Jahre  repartiit  und  hiedorch 
bis  1721  gänzlich  abgestossen  werden,  vorbehaltlich  etwaiger  früherer 
Zahlung.  Die  Würzburg'sche  Forderung  pr. .  754.134  fl.  soll  mit 
Rücksicht  auf  die  Verdienste,  welche  sich  der  Bischof  im  Kriege 
erworben  hatte,  von  1716  bis  1721  in  7  Jahresraten  abgestattet 
werden. 

Diese  Anträge  wurden  am  15.  Mai  1716  in  der  Ministerial- 
deputation  unter  dem  Vorsitze  des  Kaisers  vorgetragen*),  und  mit 
dem  ausdrücklichen  Beisatze  genehmigt,  dass  der  Militärschulden- 
tilgimgsfond  von  jährlich  1  Million  Gulden  intact  zu  lassen  sei, 
„da  sich  ohne  Sicherheit  des  Fundi  nichts  thun  lässt,  und  in  dem 
Creditwesen  das  Uebel  noch  grösser  würde,  wenn  man  zur  Zahlung 
der  Schulden  keinen  Willen  zeigen  würde." 

Bezüglich  jener  angemeldeten  Forderungen,  welche  sich  auf 
eigenhändige  Decretationen  Kaiser  Josefs  des  Ersten 
stützten,  wurde  mit  Resolution  vom  17.  Mai  1716*)  verfugt,  dass 
hierüber  von  Fall  zu  Fall  an  den  Kaiser  zu  berichten  sei,  da  man 
für  das  Aerar  eine  Verpflichtung  zur  Zahlung  dieser  nicht  fttr 
Staatszwecke  contrahirten  Schulden  nicht  anerkannte*). 

In  Ausführung  des  in  der  kaiserlichen  Resolution  von  15.  Mai 
aufgestellten  Grundsatzes,  dass  von  den  Rückstilnden  aus  Gehalten 
und  Gnadengaben  zuerst  jene  zur  Zahlung  anzuweisen  seien,  an 
welchen  ein  Nachlass  gewährt  wird,  wurde  mit  Decret  des  Bancal- 
gnbemiums  vom  25.  Juli  1716  angeordnet,  dass  von  den  Militär- 
parteien zunächst  jene  zu  berücksichtigen  seien,  welche  zwei  Drittel, 
dann  jene,  welche  die  Hälfte,  endlich  jene,  welche  ein  Drittel  des 
Capitals  nachlassen^). 

Forderungen,   welche   vertragsmässig   mit  mehr  als  6^7o  zu 


^)  Es  handelte  sich  hier  um  Forderungen  der  Krone  Polen  und  der  Bank- 
häuser Oppenheimer,  Sinzheim  und  Messa.  Hievon  wurden  fiir  1719:  360.000  fl., 
1720:  396.000  fl.  und  für  1721:  285.000  fl.  zur  Zahlung  beantragt. 

*)  In  Gegenwart  derselben  Mitglieder  wie  am  29.  Februar  1716. 

»)  H.  F.  A.  vom  17.  Mai  1716. 

^)  Mit  dieser  ausdrücklichen  Rechtsyerwahmng  wurde  1720  eine  derartige, 
ang  dem  Jahre  1708  herrührende  Forderung  von  75.000  fl.  sammt  Zinsenaasstand 
in  den  rotnlus  creditorum  eingereiht  (F.  C.  Prot.  y.  17.  und  31.  JuU  1720). 

*)  Zugleich  wurde  die  sofortige  Auszahlung  yon  67.764  fl.  42  kr.  in  Folge 
derartiger  Nachlässe  yon  Militärparteien  yerftkgt. 
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verzinsen  waren,  wurden  nicht  immer  mit  dem  contractlichen  Zins- 
fusse,  sondern  häufig  nur  mit  6^/0  in  das  Scholdentilgungssystem 
eingereiht  ^j. 

4.  Thätigkeit  der  Sohuldenoommission  naoh  Aufhebung  des  Bancal- 
gubemiums.    lüfaohl&sse  und  Zusohussgesohäfte. 

Durch  die  im  Vorstehenden  besprochenen  Massregeln  war  das 
Tilgungswerk,  soweit  von  einem  solchen  überhaupt  die  Rede  sein 
konnte,  angebahnt  worden.  Die  Sache  blieb  aber  für  den  Anfang 
fast  ganz  auf  dem  Papiere.  Allerdings  ergingen  einzelne  Zahlungs- 
anweisungen an  den  Buchhalter  der  Schuldencassa*).  um  aber  nur 
überhaupt  einige  Zahlungen  leisten  zu  können,  musste  man  wieder- 
holt Zuschüsse  im  Betrage  von  ^/g  einer  anzuweisenden  Forderung 
aufnehmen,  womit  für  den  Augenblick  geholfen,  für  die  nächsten 
Jahre  aber  der  Tilgungsfond  theilweise  absorbii-t  war.  Von  einer 
reellen  Tilgung  lässt  sich  also  hier  nicht  sprechen. 

Ueberhaupt  war  seit  der  Errichtung  der  Bancalität  statt  der 
erhofften  Besserung  eine  entschiedene  Verschlimmerung  der  Finanz- 
lage eingetreten,  sodass  die  reelle  Ausscheidung  eines  Tilgongs* 
fondes  aus  den  Staatseinnahmen  vorläufig  nicht  thunlich  erschien. 
Dies  führte  zu  umständlichen  Berathuugen  über  eine  Reorganisation 
der  Bancalitätsverwaltung,  welche  bekanntlich  durch  die  Aufhebung 
des  Bancalguberniums  und  die  Errichtung  einer  der  Hofkammer 
wie  der  Universal-Bancalität  übergeordneten  Finanz-Conferenz 
mit  der  Resolution  vom  19.  August  1716  ihren  Abschluss  fanden. 

Der  Wirkungskreis  der  Schuldenconferenz  und  Schuldencom- 
mission  blieb  hiervon  vorläufig  unberührt^).  Die  Thätigkeit  dieser 
Organe  scheint  jedocli  vorerst  nur  ganz  unbedeutend  gewesen  zu 
sein.  So  erklärt  es  sich,  dass  es  in  der  Sitzung  der  Finanzcon- 
ferenz   vom   27.   October   1716   als   dringend   erkannt   wurde,   die 


^)  Hierauf  deutet  u.  a.  d.  H.  F.  A.  vom  26.  August  1717. 

«)  Div.  H.  F.  A.  vom  März  bis  Mai  1716;  —  so  wurde  z.  B.  am  3.  Juli 
ein  ZahluDgsritckstand  von  146.169  fl.  sammt  Zinsenausstand  zur  snccessiven 
Zahlung  an  die  Schuldencassa  angewiesen  (Beilage  z.  H.  F.  A.  v.  11.  Febr.  1716). 

^)  Selbstverständlich  bedingte  die  Auflassung  des  Bancalguberniums  eine 
Aenderung  des  Geschäftßganges ,  indem  nun  behufs  Zahlung  liquidirter  Posten 
die  Hofkammer  sich  direkt  an  die  Schuldencommission  und  an  die  Bancalitfit 
wandte,  welch'  letztere  an  den  Buchhalter  der  Schuldencassa  den  Vollzugsauftrag 
erliess  (H.  F.  A.  v.  27.  Oct.  1716  u.  a.). 
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Scholdenconferenz  wieder  in  Thätigkeit  zu  setzen^).  Es  fehlte  eben 
an  einem  effectiven  Tilgnngsfonde  —  ein  Mangel,  der  um  so 
empfindlicher  war,  als  Ende  August  1716^)  die  Schuldencassa  schon 
mit  über  2  Millionen  Gulden  an  Bancalitätsassecurationen  belastet 
war,  wovon  1.565.524  fl.  bis  Ende  des  Jahres  fällig  wurden. 

In  Folge  Finanzconferenz- Beschlusses  vom  27.  October  1716 
wurde  mittelst  kaiserlicher  Besolution  eine  neue  Zusammensetzung 
der  Schuldenconferenz  verfügt  und  der  Hofkammerpräsident  Graf 
Walsegg  zum  Präsidenten  derselben  ernannt'). 

Am  3.  November  1716  wurden  der  Schuldencommission  die 
Beschlüsse  vom  29.  Februar  zur  Damachachtung  mitgetheilt^). 

Die  unterbrochene  Liqnidirungsthätigkeit  scheint  nun  für  die 
Militär  schulden  bald  wieder  aufgenommen  worden  zu  sein,  da 
die  Finanzconferenz  Ende  December^)  schon  einige  Anträge  der 
Schuldenconferenz  in  Berathung  zu  ziehen  hatte  ^).  Es  zeigte  sich 
aber  schon  bei  diesem  Anlasse,  dass  der  Militärschulden- Tilgungs- 
fond bereits  auf  Jahre  hinaus  durch  die  bisherigen  Anweisungen 
'  zum  grössten  Theile  in  Anspruch  genommen  war.  So  musste  man 
denn  die  angemeldeten,  durch  Armeelieferungen  während  des  Erb- 
folgekrieges entstandenen  Forderungen  von  zusammen  gegen  300.000  fl. 
auf  zwölf  bis  vierzehn  Quartale  zur  Zahlung  vertheilen;  und  selbst 
hiegegen  hatten  die  Hofkammer  und  die  Bancalität  protestirt,  um 
die  üeberiastung  der  Schuldencassa  zu  vermeiden^). 

Die  Schwierigkeiten,  womit  die  Schuldenconferenz  zu  kämpfen 
hatte,  lagen  in  der  Natur  der  Sache.  Der  jährliche  Tilgunsfond 
war  so  beschränkt,  dass  —  selbst  seine  wirkliche  Ausscheidung 


^)  Die  Vorlage  des  Botnlus  Creditorum  war  schon  mit  kaiserlicher  Resolution 
vom  16.  October  1716  verlangt  worden  (F.  Gonf.  Sitzung  v.  13.  Oct.)  und  zwar 
anläflslich  eines  specicUen  Falles. 

")  H.  F.  A.  vom  2.  September  1716. 

^)  Die  übrigen  Mitglieder  waren:  Der  Bancalitätspräses  Graf  Dietrichstein, 
der  Prftses  der  Schuldencommission  Graf  Oed  und  4  Räthe  der  Hof  kammer  und 
Bancalität. 

*)  H.  F.  A.  vom  3.  November  1716. 

*)  Prot  vom  30.  December  1716. 

^  Alle  Anträge  der  Schuldenconferenz  wurden  erst  dann  von  der  Finanz- 
conferenz in  Verhandlung  genommen,  wenn  sich  Hof  kanuner  und  Bancalität 
darüber  geäussert  hatten,  —  ein  sehr  verwickelter  Geschäftsgang! 

0  Die  betreffenden  Forderungen  waren  übrigens  zum  grossen  Theile  aus 
Zinsenrttckständen  entstanden. 
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vorausgesetzt  —  alle  jene  Forderungen,  welche  in  der  Schulden- 
rangsliste nicht  sehi*  weit  oben  angesetzt  wurden,  erst  nach  Jahren 
zur  Tilgung  gelangen  konnten.  Jeder  Gläubiger  musste  daher  eine 
möglichst  günstige  Reihung  anstreben.  Hiezu  bot  die  Handhabe 
der  schon  im  Vorjahre  aufgestellte  Grundsatz,  betreffend  die  Ge- 
währung günstiger  Rückzahlungstermine  gegen  entsprechende  Capi- 
talsnachlässe,  dessen  Anwendung  die  urspi-ünglichen  allgemeinen 
Prioritätsregeln  vielfach  durchbrach.  So  verlockend  aber  auch  für 
die  Finanzverwaltung  ein  Mittel  sein  musste,  wodurch  gegen  Ein- 
räumung kürzerer  Tilgungsfristen  die  Capitalsverbindlichkeit  selbst 
beträchtlich  reducii't  werden  konnte,  so  war  dessen  Anwendbarkeit 
doch  in  der  Praxis  dadurch  sehr  beschränkt,  dass  die  erworbenen 
Rechte  rangsälterer  Gläubiger  nicht  ohne  weiteres  ignorirt  werden 
durften,  wenn  nicht  der  ganze  Credit  in  Frage  gestellt  werden  sollte. 

Die  Schuldenconferenz  war  daher  schon  Anfangs  nicht  immer 
in  der  Lage,  derartige  Nachlassgeschäfte  zu  befarworten  ^). 

Um  aber  der  Voitheile  einer  derartigen  einverständlichen 
Schuldenreduction  ohne  Erhöhung  des  fixen  Tilgungsfondes  soweit 
als  möglich  theilhaftig  zu  werden,  entschloss  man  sich  zu  immer 
häufigerem  Abschlüsse  von  sogenannten  „Negotien,"  d.  h.  man 
nahm  bei  Wechsleni  Anlehen  zu  6*^/0  auf  und  gewährte  denselben 
hiefiü*  günstigere  Zahlungsbedingungen,  insbesondere  frühere  Zah- 
lungstermine für  ihre  in  das  Schuldensystem  eingereihten  älteren 
Forderungen.  Das  auf  diese  Weise  beschaffte  Geld  wurde  dann  zur 
sofortigen  oder  mindestens  beschleunigten  Befriedigung  jener  Gläu- 
biger verwendet,  die  sich  zu  einem  Capitalsnachlasse  herbeiliessen*). 

Mit  5ilfe  solcher  Creditsoperationen  wurden  Forderungen  ver- 
schiedener bedürftiger  Militärparteien  (grösstentheils  aus  Zahlungs- 
rückständen entstanden)  von  zusammen  300.000  fl.,  welche  in  der 
bezügliclien  Gesammtliste  pr.  568.481  fl.  (Theil  der  grossen  Schul- 
denliste) auf  das  Jahr  1725  angewiesen  waren,  gegen  Nachlass  der 
Hälfte  schon  1717  bezahlt,  und  zwar  mit  Hilfe  eines  Darlehens  von 


*)  So  oiferirte  z.  B.  der  Kurfürst  Ton  Mainz  Ton  seiner  liquiden  Forderung 
pr.  509.166  fl.  30  kr.  einen  Nachlass  Ton  109.000  fl.  gegen  sofortige  Zahlung 
des  Bestes.  Wegen  Mangels  einer  entsprechenden  Dotation  der  Schuldencassa 
konnte  hierauf  nicht  eingegangen  werden;  das  ganze  Capital  wurde  daher  sammt 
6^0  Zinsen  auf  6^/^  Jahre  repartirt  (Fin.  Conf.  Prot.  v.  4.  Jan.  1717). 

'-)  F.  C.  Prot,  vom  28.  Juni,  19.  November  1717,  8.  Jänner  1718  und  öfter, 
ferner  zahlreiche  H.  F.  A. 
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150.000  fl.,  welches  die  Bankiers  Hillebrand  und  Simson  Wert- 
heimer  gegen  Ueberweisung  liquider,  im  Schuldensysteme  mit  spä- 
teren Zahlungsterminen  angesetzter  Fordenmgen  von  ebenfalls 
150.000  fl.  auf  die  Jahre  1718  bis  1720  gaben^}. 

Von  dem  Eeste  der  obigen  568.481  fl.  wurden  später  134.432  fl. 
über  Andrang  der  betreffenden  Gläubiger  gleichfalls  gegen  Nach- 
lass  der  Hälfte  abgestossea,  und  zwar  mittelst  eines  Vorschüsse» 
von  67.216  fl. ,  welchen  Wolf  Wertheimer  gegen  Ueberweisung 
einiger  auf  1722  und  1723  angewiesener  Posten  von  zusammen 
70.784  fl.  auf  die  Jahre  1719  und  1720  gab. 

Ausserdem  wurden  in  den  Jahren  1718  bis  1721  noch  nahezu 
380.000  fl.  an  solchen  Zahlungsrückständen  in  Folge  derartiger 
Nachlässe  (ausnahmsweise  auch  nur  von  ^/j)  aus  der  Schuldencassa 
getilgt^  —  im  Ganzen  also  gegen  ^/^  Millionen  Gulden. 

Derartige  Zahlungsnegotien  wurden  aber  keineswegs  nur  zur 
Abfertigung  von  Gläubigern  abgeschlossen,  welche  Nachlässe  ge- 
währten. Wir  haben  gesehen,  dass  einige,  und  zwar  bedeutende 
Geschäfte  dieser  Art  schon  beim  Inslebentreten  der  Schuldencassa 
unvermeidlich  waren  ^).  Schon  Ende  1716  wurde  in  der  Finanz- 
conferenz  constatiit,  dass  ein  grösseres  Anlehen  im  Inlande  ohne 
Zuschlag  älterer,  auf  längere  Zahlungsfristen  eingetheilter  Posten 
nicht  zu  erhalten  sei*).  Auch  später  wurden  Vorschüsse  unter 
solchen  Bedingungen  so  oft  aufgenommen,  als  bei  dringendem  Be- 
darfe  des  Aerars  die  Bankiers  neue  Darlehen  von  der  Abkürzung 
der  Zahlungsfristen  für  ihre  älteren  Forderungen  abhängig  machten. 
Noth  kennt  eben  kein  Gebot*). 


*)  F.  Conf.  yom  28.  Juni,  H.  F.  A  Tom  10.  Aujjust,  13.  September  und 
26.  November  1717. 

«)  F.  C.  Prot,  vom  8.  Jänner  1718^  H.  F.  A.  vom  14.  Jänner,  22.  März, 
20.  April,  27.  Mai,  29.  August,  28.  October  und  23.  November  1718,  16.  Sep- 
tember 1719,  4.  Mai  und  20.  Juni  1720,  18.  August  1721. 

')  S.  d.  Negotien  mit  Wertheimer  und  Moyses  Seite  483  ff. 

*)  F.  C.  Prot,  vom  2.  December  1716. 

*)  So  wurde  z.  B.  Wertheimer  mit  einer  pro  1726  und  1727  in  die  Schulden- 
liate  znr  Zahlung  eingestellten  Post  von  110.000  fl.  im  Jahre  1717  gegen  einen 
schon  in  den. nächsten  4  Quartalsfristen  rückzahlbaren  Zuschuss  von  200.000  fl. 
aaf  die  Jahre  1719  und  1720  angewiesen,  und  erging  thatsächlich  Anfangs  1719 
der  Auftrag  an  die  Bancalität  znr  Zahlung  in  8  Quartalsraten  vom  1.  Jänner 
1719  angefangen  (H.  F.  A.  v.  1.  Sept.  1717  u.  14.  März  1719).  —  Die  Wechsler 
Palm,  Hillebrand  undlsenflam  liehen  1717  150.000  fl.  zu  6^'o  «»d  2%  Provision, 
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üebrigens  wurden  Vorschüsse  aus  Negotien  ^^mmt  den  betref- 
fenden Zuschlagsposten  in  der  Regel  nicht  in  das  Schuldensystem 
eingereiht,  sondern  zumeist  auf  die  laufenden  Einnahmen ^)y  spät^ 
^uch  auf  die  Wiener  Stadtbank  angewiesen.  Dies  kam  einerseits 
dem  Tilgungsfonde  zu  Gute,  hatte  aber  andererseits  eine  ent- 
sprechende Verminderung  der  sonstigen  verfügbaren  Staatsgeld^ 
zur  Folge. 

Vereinzelt  wai'en  derartige  Creditsgeschäfte  selbst  schon  vor 
Errichtung  der  Schuldencasse  vorgekommen*). 


^egen  Rückzahlung  dieses  Capitals  und  eines  in  das  Schuldensystem  eingereihten 
Zuschlags  an  älteren  Forderungen  von  136.237  fl.  in  den  drei  ersten  Quartalen 
des  nächsten  Jahres  (H.  F.  A.  v.  9.  Nov.  1717).  —  Am  13.  April  1718  (H.  F.  A) 
wurden  der  Wechsler  Bolza  mit  einer  alten  Forderung  von  70.55Q  fl.  und  einem 
neuen  6% igen  Vorschusse  von  133.500  fl.,  Abr.  Ulm  mit  im  Cessionswege  e^ 
worbenen  alten  Forderungen  von  198.993  fl.  und  einem  neuen  G^oigen  Darlehen 
von  400.000  fl.,  endlich  Lob  Sinzhcim  mit  einem  neuen  Vorschusse  von  lOO.OÖOfl. 
und  einem  Zuschlage  an  alten  Ausständen  von  37.533  fl.  zur  Zahlung  in  8  Qoai- 
talsraten  angewiesen.  Diese  letzteren  Negotien  hatte  die  Finanzconferenz  nur 
im  Hinblick  auf  die  besondere  Dringlichkeit  der  Geldbeschaff  nag  befürwortet 
(s.  F.  C.  Prot.  V.  11.  April  1718).  Die  Stadtgemeinde  BerzeUo  lieh  1718  69.639  i 
als  Zuschuss  zu  einem  Proviantforderungsreste  von  30.361  fl.  gegen  Anweisung 
de»  ganzen  Betrages  sammt  G%  Zinsen  zur  Rückzahlung  in  8  Quartalsraten 
(H.  F.  A.  v.  7.  Oct.  1718)  u.  s.  w. 

\)  So  wurde  z.  B.  Sinzhcim  mit  einer  älteren  Forderung  von  347.427  fl 
sammt  einem  Zuschüsse  von  167.573  fl.  (dazu  noch  theilweise  in  geliefertem 
Kriegsmaterial)  zur  Kückzahlung  in  zehn,  vom  1.  October  1717  an  laufenden 
Quartalsraten  auf  die  laufenden  Einnahmen  der  Bancalität  angewiesen;  (F.  C.  Prot. 
V.  13.  u.  10.  Jan.,  u.  H.  F.  A.  v.  22.  Jan.);  —  ferner  Forderungen  des  Wechslers 
Hillebrand  v.  Prandau  von  18.000  und  42.000  fl.  mit  6^  oigen  Zuschüssen  von 
100.000  und  120.000  fl.  zur  Rückzahlung  in  2,  beziehungsweise  4  Quartalsraten.  — 
Gaun  und  Zanchoni  liehen  1717,  gegen  Zuschlag  einer  älteren  Post  von  34.000  fl. 
300.000  fl.  zu  6%  Zinsen  und  1%  Provision,  rückzahlbar  aus  den  böhmischen 
Recruten-  und  Remontegeldem,  wovon  jedoch  die  nächst  eingehenden  100.000  fl 
der  Bancalität  verbleiben  sollten.  Die  hiebci  begehrte  Verzinsung  des  Zinsen- 
ausstandes der  alten  Forderung  wurde  nicht  bewilligt  (F.  C.  Prot.  v.  13.  Jto,, 
H.  F.  A.  v.  18.  u.  19.  Jan.  und  19.  Mai  1717).  —  In  demselben  Jahre  wurde 
der  badische  Kammerrath  v.  Mohr  mit  seiner  aus  Proviantlicferungen  herrühren- 
den liquiden  Forderung  von  483.334  fl.  und  einem  neuen  Darlehen  von  500.000  fl 
zu  6%  auf  die  Rückstände  an  den  1716  bewilligten  Reichs-Römcrmonaten  sicher- 
gestellt, obgleich  man  ausdrücklich  betonte,  dass  für  derartige  Lieferungen  nicht 
das  kaiserliche  Aerar,  sondern  das  Reich  aufzukommen  habe;  der  allenfalls  un- 
einbringliche Rest  sei  durch  die  Bancalität  aus  anderen  Mitteln  zu  bezahlen 
(F.  C.  Prot.  V.  6.  Oct.  u.  H.  F.  A.  v.  9.  Oct.  1717). 

'-)  So  wurde  der  Gen.  Kriegscommissariatsdirector  Schell  laut  H.  F.  A.  v. 
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Das  Verhältnis  zwischen  den  alten  Scholdposten  und  den  be- 
izenden Barzuschüssen  war  naturgemäss  von  Fall  zu  Fall  ver- 
üeden.  Bald  war  der  Zuschuss  grösser  als  die  ältere  Forderung, 
Id  kleiner,  bald  standen  sie  einander  gleich.  Bald  wurden  für 
ide  Capitalien  die  gleichen  Rückzahlungstermine  bedungen,  bald 
'  den  Zuschuss  kürzere  als  für  die  Stammforderung. 

Der  Nachtheil  dei'artiger  Oreditsoperationen  liegt  auf  der  Hand, 
istanden  sie  ja  doch  in  der  Contrahirung  neuer  Schulden  gegen 
dchzeitige  üebemahme  drückenderer  Bedingungen  für  ältere 
huldposten.  Wenn  der  Zuschuss  in  der  oben  besprochenen  Weise 
t  Nachlässen  seitens  anderer  Gläubiger  verbunden  war,  wurde 
jser  Nachtheil  allerdings  durch  eine  anderwärtige  Schuldvcrmin- 
rung  einigermassen  aufgewogen.  Wo  dies  aber  nicht  der  Fall 
ir,  erscheint  ein  solches  Greschäft  ausschliesslich  durch  die  Noth- 
indigkeit  entschuldigt,  den  unmittelbaren  Bedarf  auf  Kosten  der 
kui^  zu  bestreiten.  Hiebei  kommt  auch  noch  in  Betracht,  dass 
Folge  der  neuerlichen  Zerrüttung  der  Finanzen  durch  den  Tür- 
nkrieg  ohne  anderwärtige  Begünstigungen  zu  einem  Zinsfusse 
n  6^/0  kein  Geld  außsutreiben  war,  so  dass  man  schon  im  Früh- 
ir  1717  fürchtete,  die  Einlösung  der  Bancalassecurationen  werde 
möglich  sein  und  daher  das  ganze  Tilgungssystem  zerfallen^). 
\  war  man  sogar  genöthigt,  Zuschlagsposten  anzuerkennen,  die 
At  einmal  ganz  liquid  waren. 

Abgesehen  von  den  in  der  Natur  der  Sache  liegenden,  und 
ch  sofort  richtig  erkannten  Nachtheilen  der  Negotien,  hatten  die- 
Iben  noch  eine  besonders  gehässige  Seite.  Die  bezüglichen  Zu- 
hlagsforderungen  waren  nämlich  grösstentheils  solche,  welche  der 
treffende  Wechsler  in  Ausnützung  der  Nothlage  armer  Staats- 
äubiger  weit  unter  dem  Nominalwerthe  an  sich  gebracht 
»tte;  —  die  daher  nach  Billigkeitsgründen  nicht  vor,  sondern 
ich  anderen  „treuherzigen"  Gläubigem  zu  berücksichtigen  ge- 
Jsen  wären,  und  zwar  umsomehr,  als  sie  vielfach  der  Priorität 
ch  sehr  weit  rückwärts  reihten.  Allerdings  wurde,  um  nicht 
em,  bei  den  damaligen  Verhältnissen  sehr  bedenklichen  Curs- 


Juli  1716  mit  einer  liquiden  Forderung  von  289.190  fl.  und  einem  Barzn- 
isse  von  110.809  fl.  zu  6%,  rückzahlbar  in  12,  nach  3  Jahren  beginnenden 
rtalsraten,  an  die  Bancalität  gewiesen  (H.  F.  A.  v.  18.  Juli  1716). 
»)  F.  G.  Prot  vom  16.  April  1717. 
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Wucher  Thtti'  und  Thor  zu  öffnen,  schon  am  13.  Juni  1717  b 
schlössen,  dass  künftig  bei  Vorschüssen  nur  solche  ältere  Forderung 
posten  als  Zuschläge  anzunehmen  seien,  welche  der  betreffende  Da 
leiher  nicht  durch  Cession  erworben  hatte,  sondern  aus  erster  Hai 
besass.  Ja,  mit  kaiserlicher  Resolution  vom  7.  Februar  1718  wur< 
sogar  die  Befüi'wortung  solcher  Negotien  mit  cedirten  Schuldpost< 
für  die  Zukunft  geradezu  untersagt,  da  man  die  Ueberzeugung  g 
Wonnen  hatte,  dass  es  vortheilhafter  sei,  anstatt  der  Passirun 
solcher  Zuschläge  lieber  höhere  Zinsen  zu  gewähren*).  Wie  w 
aber  aus  späteren  Acten  ersehen,  fehlte  diesen  Einschränkungsve 
suchen  in  Folge  des  fortwährenden  Geldbedarfes  der  Regierung  ei 
nachhaltiger  Erfolg. 

Schon  im  Jahre  1718  machte  der  Präsident  der  Min.  Banc 
deputation,  Graf  Starhemberg,  anlässlich  zweier  neuerlicher  namhafte 
Negotienprojecte,  welche  theil weise  auch  die  Stadtbank  unverhäl 
nismässig  belasten  mussten,  auf  die  Verderblichkeit  der  bisherige 
Praxis  aufmerksam,  und  rieth,  anstatt  der  augenblicklichen  Erleid 
terung  wegen  fortwährend  die  Schuldenlast  zu  erhöhen,  sich  lieb( 
durch  eine  entsprechende  Verminderung  der  Ausgaben  zu  helfen  "^ 
Gleichwohl  wurden  jene  Negotien  im  Hinblick  auf  die  SchwierS 
keit,  den  Bedarf  pro  1719  in  anderer  Weise  zu  decken,  vom  Kai^ 
genehmigt,  allerdings  unter  ausdrücklicher  Anerkennung  der  ßic 
tigkeit  der  Anschauungen  Starhembergs. 

Eines  dieser  beiden  Geschäfte  wurde  mit  Simson  Wertheimer 
abgeschlossen*)  und  bestand  darin,  dass  er  mit  einer  Forderung 
aus  dem  Jahre  1709  pr.  495.600  fl.  sammt  einem  9®/oigen  Zinsen- 
ausstand (bis  Ende  October  1718)  von  412.587  fl.  und  einem  Bar- 
zuschusse  von  591.813  fl.  —  zusammen  also  mit  V/^  Millionen 
Gulden,  zu  6^/«  verzinslich,  auf  die  nächsten  zehn  Jahre  in  Quar- 
talsraten zur  Zahlung  angewiesen  wurde. 

Das  zweite  dieser  Negotien,  wonach  der  jüdische  Wechsle! 
Ulm  binnen  8  Jahren  von  der  Stadtbank  1.200.000  fl.  sanun 
5^/o  Zinsen  erhalten  sollte*)  ist  nicht  zu  verwechseln  mit  einei 
ähnlichen  Geschäfte,  worüber  im  nächsten  Jahre  resultatlos  verhai 
delt  wurde. 


0  F.  C.  Prot,  vom  13.  Juni  1717  und  8.  Jänner  1718. 

«)  F.  C.  Prot,  vom  12.  November  1718. 

^)  H.  F.  A.  vom  6.  November  1718  und  kaiserl.Besolution  vom  1.  Augast 

*)  S.  Seite  291. 
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Bei  letzterem  handelte  es  sich  um  eine,  der  Prinzessin  von 
»scana  durch  Erbgang  angefallene  ältere  böhmische  Cameralschuld- 
•derung  von  275.000  fl.  mit  einem  Zinsenausstand  von  642.188  fl., 
jlche  in  Folge  des  bezüglich  der  böhmischen  Cameralschulden  er- 
isenen  Moratoriums  gi*undsätzlich  gar  nicht  zur  Zahlung  gelangen 
llte.  Anstatt  dieser  illiquiden  917.188  fl.  wollte  sich  Ulm  mit 
ler  Abfertigung  von  300.000  fl.  begnügen,  welche  sammt  einem 
irzuschusse  von  800.000  fl.  mit  ö^o  Zinsen  in  10  Jahren  aus  der 
adtbank  zurückzuzahlen  gewesen  wäre.  Die  Hofkammer  befür- 
)rtete  dieses  Project  wegen  drückender  Geldverlegenheit;  die 
nanzconferenz  aber  sprach  sich  dagegen  aus,  da  hiemit  für  andere 
rartige  Fälle  ein  Präjudiz  geschaffen  würde,  die  Juden  überdies 
[che  Forderungen  zum  Schaden  armer  Parteien  zu  Vio  des  No- 
inalwerthes  an  sich  brächten.  Es  sei  vortheilhafter,  ein  neues 
liehen  zu  10  ^/"^^  aufzunehmen,  als  solche  Zuschläge  zu  acceptiren. 
is  monströse  Geschäft  scheint  denn  auch  nicht  zu  Stande  ge- 
nmien  zu  sein^). 

Dafür  kamen  im  Jahre  1719  noch  einige  andere  grössere  Ge- 
läfte  dieser  Art  zu  Stande.  Wertheimer  und  Sinzheim  liehen 
mlich  150.000  fl.  zu  6^/^  gegen  Rückzahlung  dieses  Vorschusses 
d  eines  Bückstandes  aus  Proviantliefeningen  von  120.000  fl.  in 
}f,  vom  1.  October  1719  an  laufenden  Quartalsraten.  Bald  darauf 
irde  Schlesinger,  welcher  eine  unverzinsliche  alte  Forderung  von 
0.000  fl.  im  Cessionswege  erworben  hatte,  mit  Vs  dieses  Betrages 
d  einem  6 ^/o igen  Barzuschusse  von  200.000  fl.,  zusammen  also 
t  333.333  fl.  zur  Zahlung  in  12  Quartalsraten  vom  1.  Jänner  1720 
assignirt*). 

Ende  December  1719  wurde  von  den  durch  Bancalassecura- 
nen  bedeckten,  bis  1728  succesive  falligen  Forderungen  Wert- 
imers  von  zusammen  1.255.652  fl.  26  kr.  ein  Betrag  von  einer 
llion  Gulden  gegen  einen  neuen  Zuschuss  von  500.000  fl.  zui* 
Lckzahlung  in  8  Jahren  auf  die  Stadtbank  überwiesen^),  was, 
benbei  bemerkt,  zeigt,  wie  hoch  damals  der  Credit  der  Stadtbank 
er  jenem  der  Bancalität  stand. 

Der  Wechsler  v.  Mohrenfeld  in  Frankfurt  hatte   1717   ein 


*)  F.  C.  Prot,  vom  17.  und  20.  December  1719. 

«)  H.  F.  A.  vom  22.  September  und  15.  November  1719. 

8)  F.  C.  Prot,  vom  20.  December  1719. 
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12^/oiges,  auf  die  Reichs-Türkensteuer  sichergestelltes  Capital  von 
333.496  fl.  mit  einem  Zinsenausstande  von  181.520  ä.,  zusammen 
also  515.016  fl.  zu  fordern.  Durch  Vermittlung  der  Wiener  Firmen 
Bad  und  Hösslin,  Wertheimer  und  Sinzheim,  welchen  er  diese 
Forderung  cedirt  hatte,  brachte  er  1710  ein  neues  Darlehen  von 
1.030.000  fl.  auf.  Hiefür  tibernahm  die  Bancalität  die  Verpflichtung, 
beide  Darlehensforderungen  vom  1.  März  1719  an  in  18  Quartab- 
raten sammt  6  ^/q  Zinsen  abzuzahlen.  Die  Abstattungen  sollten  za- 
erst  vom  Zinsenausstande,  dann  vom  alten,  dann  vom  neuen  Capitale 
abgeschrieben  werden  ^). 

Allein  in  den  ersten  10  Monaten  des  Jahres  1719  hatte  das 
Aerar  aus  derartigen  Zuschussgeschäften  rund  2.100.000  fl.  ein- 
genommen, wofür  nicht  weniger  als  2.800.000  fl.  an  Zuschlägen 
älterer  Schuldposten  mit  in  den  Kauf  genommen  werden  mussten^ 
welche  nun  die  Budgets  der  nächsten  Jahre  belasteten. 

Mit  welchem  Gesammtbetrage  die  Negotien  in  die  Staats- 
creditsgebarung  jener  Zeit  eingriffen,  lässt  sich  nicht  genau  er- 
mitteln. 

In  einem  ganz  unvollständigen  Ausweise  der  Bancalität  werden 
für  die  Zeit  vom  5.  October  1716  bis  1719  zusammen  30  Negotien 
angeführt,  über  neue  Darlehen  von  5.353.501  fl.  6  kr.  und  Zu- 
schläge alter  Posten  von  zusammen  3.651.558  fl.  38  kr.*). 

5.  Ergänzung  der  Sohuldenrepartitionaliste. 

Angesichts  der  vielfachen  Verhandlungen,  welche  nach  der 
bisherigen  Darstellung  oft  die  Classirung  einer  einzelnen  Schuldpost 
voraussetzte,  und  angesichts  der  hiedurch  bedingten  mannigfachen 
Verwicklungen  ist  es  klar,  dass  das  Tilgungswerk  alsbald  in 
vollste  Unordnung  gerathen  wäre,  wenn  die  Finanzconferenz  nicht 
auf  der  Zusammenstellung  eines  vollständigen  Rotulus  creditorum 
d.  li.  einer  nach  dem  Range  geordneten  Liste  aller  Staatsschuld- 
posten,  —   soweit  sie  überhaupt  in  Frage  kamen,  —  bestanden 


1)  H.  F.  A.  vom  16.  Mai  1719. 

-)  F.  C.  Prot,  vom  9.  November  1719. 

»)  Hievon  entfallen  auf  das  Jahr  1716:  1  Fall,  auf  1717:  10,  1718:  8,  und 
1719:  11  Fälle;  an  neuen  Darlehen  auf  1716:  140.000  fl.,  1717:  1.285.962  fl.  18 kr., 
1718:  2.348.452  fl.,  1719:  1.579.097  fl.  18  kr.,  an  Zuschlägen  älterer  Forderungen 
auf  1716:  30.000  fl.,  1717:  1.214.723  fl.  33  kr.,  1718:  1.685.521  fl.  59  kr.,  1719; 
721.333  fl.  6  kr. 
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Wäre.  Nur  auf  diese  Weise  konnte  man  verhindern,  dass  der, 
schon  durch  die  bisherige  Repartition  auf  Jahre  hinaus  belastete 
Tilgungsfond  durch  vereinzelte,  zusammenhangslose  Vorschläge  vor- 
zeitig ganz  ei'schöpft  werde,  zum  Nachtheile  anderer  rangsälterer 
Gläubiger,  daher  auch  auf  Kosten  des  Staatscredites. 

So  wurde  denn,  in  der  wohlbegrttndeten  Scheu,  den  bisherigen 
stuckweisen  und  unsystematischen  Vorgang  noch  länger  fortzusetzen, 
am  15.  Jänner  1711  unter  Ablehnung  zweier  Theilreferate  der 
Schuldenconferenz  beschlossen^),  dass  das  ganze  Schuldentilgungs- 
verk  in  einer  besonderen  Conferenz  unter  dem  Vorsitze  des 
Forsten  Trautson  und  Zuziehung  der  Schuldenconferenz  wie  auch 
der  Hofkammer,  in  Berathung  gezogen  werde. 

Erst  nachdem  diese  allgemeine  Berathung  (am  6.  Februar) 
stpattgefunden,  ging  die  Finanzconferenz  wieder  auf  Verhandlungen 
ober  einzelne  Fälle  ein^).  Zugleich  wurde  aber  der  Hofkammer 
l>edeutet,  dass  in  die  TJniversalschuldenliste  nicht  nur  die  durch 
den  Tilgungsfond  abzustossenden,  sondern  überhaupt  alle  Staats- 
schulden^ aufzunehmen  seien. 

Die  Feststellung  des  wirklichen  Schuldenstandes  scheint  viel 
Zeit  in  Anspruch  genommen  zu  haben,  da  der  bezügliche  „Summar- 
entwurf**  erst  am  10.  Mai  1717  in  der  Finanzconferenz  zur  Ver- 
l^andlung  gelangte. 

Hierin  war  der  Stand  der  Militärschulden  zu  Ende  1716 
mit  23.257.000  fl.  angesetzt*),  und  hatte  sich  derselbe  seither  durch 
Hftckzahlung  neuer,  seit  Ende  1714  entstandener,  daher  nicht  in 
ÜÄS  Schuldensystem  gehöriger  Schuldposten  pr.  682.000  fl.  aus  der 


1  •  - 


*)  F.  C.  Prot,  vom  13.  und  15.  Jänner  1717.  —  Eines  jener  Referate  ent- 

Wdt  eine  DarsteUung  der  bisherigen  Activa  und  Pfissiva  der  Schuldencassa ,  das 

•■dere  befiisste  sich  mit  Vorschlägen   zur  Repartition   eines  Wertheimer'schen 

VondiTisses  von  435.000  fl.  unter  bevorrechtete  Gläubiger,  sowie  mit  den  bezüg- 

^n  Rückzahlungsbcdingungen. 

*)  F.  C.  Prot,  vom  16.  Februar  1717.  —  Das  in  vorstehender  Anmerkung 
•i^äuite  Repartitionsproject  wurde  jedoch  nicht  genehmigt. 

*)  Selbst  die  vor  Ende  1714  entstandenen  Schulden  waren  nicht  sämmtlich 

^  Einieihung  in  das  Schnldensystem   bestimmt.    So  wurde  z.  B.  im  Sommer 

"17  entschieden,    dass  etwaige  Forderungen  deutscher  Reichsstände  nicht  aus 

1 7*  ^iJgungsfonde,  sondern  aus  den  rückständigen  Quoten  des  Reichscontingentes 

^  Jahres  im  Compensationswege  zu  tilgen  seien  (s.  F.  C.  Prot,  vom  26.  Aug. 

)  ^'  d.  TabeUen  im  Anhange. 

^"  ^e n  •  i,  pinwuen  Oe«terreiohi.  32 
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Bancalitäts-Militärcassa  auf  22.575.000  fl.  vermindert.  Diese  Schulden- 
last war  bis  auf  1.740.000  fl.  durchwegs  vor  Ende  1714  entstanden. 
Nacli  Abzug  dieser  neueren  Schulden  und  eines  aus  den  laufenden 
Mitteln  zu  bezahlenden  Betrages  von  594.000  fl.  an  älteren  Posten 
hätte  der  Militärschuldentilgungsplan  im  Ganzen  20.241.000  fl.  um- 
fasst,  wovon  bisher  nur  7.099.000  fl.  in  den  Militärschulden-Rotulos 
aufgenommen  worden  waren.  Da  aber  nur  die,  vor  1714  ent- 
standenen, liquiden  Schuldposten  in  das  System  gehörten,  waren 
von  der  Einreihung  vorläufig  ältere  Posten  von  zusammen  555.000  fl. 
ausgeschlossen,  deren  Liquidirung,  obgleich  ohne  Verschulden  der 
Gläubiger,  noch  nicht  erfolgt  war.  Obige  Summe  reducirte  dck 
sonach  auf  19.686.(X)0  fl. 

Der  vollständige  Ausweis  über  die  Cameralschulden  wurde 
erst  später  festgestellt.  Nach  einer  undatirten,  übrigens  ihrem  In- 
halte nach  offenbar  aus  dem  Jahre  1716  stammenden  Darstellung^) 
betinigen  dieselben  mit  Ende  December  1714  zusammen  20.000. 217fL 
5  2  k  r.  Hienach  hätten  in  das  Schuldensystem  im  Ganzen  39.686.217i 
52  kr.  geliört").  Jedoch  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  dass  diese 
Summe  niemals  vollständig  in  das  Schuldensystem  einbezogen  wurde. 
Vielmehr  dürften  die  wirklich  im  Schuldenrotulus  angewiesenen 
Capitalien  die  Summe  von  22  Vs  Millionen  Gulden  kaum  überstiegsi 
haben  *).  Allerdings  war  in  den  bezüglichen  Beträgen  vielfach  schon 
das  Ergebnis  von  Capitalsnachlässen  zum  Ausdrucke  gelangt. 

Inzwischen  war  die  Liste  der  aus  der  Schuldencassa,  beziehungs- 
weise aus  dem  Tilgungsfonde  zunächst  zu  bezahlenden  Posten  be* 
reits  entworfen  worden,  und  zwar  hinsichtlich  der  Militär-  wie  der 
Cameralschulden. 

Auch  hatte  die  Bezahlung  thatsächlich  schon  begonnen, 
und  zwar  für  beide  Schuldkategorien. 

Die  Abstattung  an  Militärschulden  betrug  bis  Ende  Decem- 
ber 1716  schon  1.237.000  fl.  ist^ 


\)  8.  DarsteKung  der  Cameralschulden  im  Fase.  Banc.  Instit  Diplome. 

-i  Der  wirkliclie  Stand  der  Staatsschuld  mit  Ende  1714  stellt  sich 
einschliesslich  der  nicht  in  das  Schuldensystem  einbezogenen  Capitalien  vd 
40.835.217  fl.  52  kr.,  und  mit  Hinzurechnung  der  damaligen  Schuldenlast  der 
Wiener  Stadtbank  von  11.300.000  fl.  (s.  VorsteUung  d.  Min.  Bancodepul.  v. 
25.  Mai  1730  im  F.  Arch.  Bibl.  Bande  D.  Nr.  166/1)  —  im  Ganzen  auf  52.135.217fL 
52  kr. 

^)  S.  die  Anmerkung  2  auf  Seite  508. 
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Der  Cameralschulden-Tilgungsfond  von  V/^  Millionen  Gulden 
rde  erst  vom  letzten  Quai*tale  1716  an  seinem  Zwecke  zugeführt, 
wurden,  —  abgesehen  von  älteren  Hofschulden,  zu  deren  ße- 
ilung  man  den  Wertheimerischen  Zuschuss  von  435.000  fl.^)  ver- 
ndete,  —  noch  in  dem  bezeichneten  Quartale  357.695  fl.,  im 
rauf  folgenden  355.645  fl.  für  Capitalstilgung  und  Verzinsung 
a  Hof-  und  Cameralschulden  ausgezahlt,  d.  h.  es  wurden  fast  alle 
f  diese  Termine  assignirten  Posten  realisirt*).  Selbstverständlich 
u-en  auch  hierunter  viele  administrative  Zahlungsrückstände  be- 
iffen,  welche  den  hierfür  aufgestellten  Gioindsätzen  gemäss,  in 
>lge  von  Nachlässen  (zu  ^/g,  V«  oder  Vs  des  Capitals)  früher  zur 
ickzahlung  gelangten').  . 

Der  Vorgang  bei  Einreihung  der  einzelnen  Posten  bestand 
rin,  dass  die  Schuldencommission  über  Auftrag  der  Hofkammer 
i  bezügliche  Consignation  an  den  Buchhalter  der  Bancalschulden- 
ssa  leitete,  worauf  letztere  unter  Einziehung  der  älteren  Schuld- 
camente das  betreffende  „Bancalschuldencassa-Instrument",  den 
ameral-  oder  Militär-)  Schuldenextract,  nach  dem  ausfertigen- 
n  Organe  gewöhnlich  einfach  Bancalextract  genannt,  ausstellte^), 
iben  dem  Bancalextracte,  der  die  ganze  Schuldforderung  zum 
5genstande  hatte,  wurden  übrigens  in  der  Regel  auch,  gleichwie 
88  bei  neuen  Anlehen  der  Bancalität  der  Fall  war,  —  Bancal- 
isecurationen  ausgefertigt,  und  zwar  je  eine  über  jede  einzelne 
ilgungsrate,  beziehungsweise  für  jeden  Fälligkeitstermin.  Jedoch 
uteten  diese  letzteren  gewöhnlich  nur  auf  6  ^/o  Zinsen,  auch  dann, 
enn  eine  Forderung  mit  höherem  Zinsfusse  in  das  Schuldensystem 
nbezogen  worden  war.  In  solchen  Fällen  wurde  dem  Gläubiger 
ber  den  Zinsenmehrbetrag  eine  besondere  Urkunde  ausgestellt, 
m  PräJudicien  zu  vermeiden*). 

Anfangs  Mai  1717  versicherte  die  Schuldenconferenz®),  alle  in 

')  S.  Seite  484—485. 

^  H.  F.  A.  vom  24.  Juli  1717.  —  Nach  Schluss  des  zweiten  Quartals  von 
l^n,  also  nach  dreivierte^ähriger  Geharang,  waren  von  fälligen  Posten  nur 
76^7  1  ausständig;   vielleicht  hlos  in  Folge  Versäumnisses   der  hetrcffendcn 


*)  H.  F.  A.  vom  30.  August  1717. 
.    *)  H.F.  A.  vom  15.  Juni  und  14.  Scptemher  1717,  10.  Decemher  1719  u.  s.  w. 
*)  So  z.B.  für  Bolza  hinsichtlich  einer  12 Vo igen  Forderung  von  133.345 fl.; 
^^'^^  A.  vom  26.  August  1717. 
*)  F.  C.  Prot,  vom  10.  Mai  1717. 
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die  erste  Liste  aufgenommenen  Gläubiger  hätten  bereits  ihre  Bancal- 
assecurationen  erhalten.  Durch  pünktliche  Einhaltung  der  Zahlungs- 
termine sei  die  Schuldencassa  in  guten  Credit  gekommen.  Von  den 
jüdischen  Hauptgläubigem,  sowie  von  den  angeseheneren  Credits- 
parteien  (Potentiores)  habe  man  die  Zustimmung  zur  Verlängerung 
der  Zahlungsfristen  erlangt^),  wodurch  die  Regierung  „von  grossem 
Anlauf  befreit"  und  der  Nutzen  erzielt  worden  sei,  dass  die  Bancal- 
assecurationen  und  die  auf  die  Schuldencassa  lautenden  Extracte 
überall  unbedenklich  angenommen  wurden. 

Unter  Hinweis  auf  die  Nothwendigkeit,  den  Tilgungsfond  au^ 
schliesslich  für  die  in  das  System  aufgenommenen  alten  Schulden 
zu    verwenden,    die  Verzinsung    und    Amortisirung   aller   übrigen 
Schulden   aber  aus    den    laufenden   Einnahmen,   nöthigenfalls  mit 
Zuhilfenahme  des  Credites  zu  bestreiten,  legte  die  Schuldenconferenz 
die  „Schuldensystemata",  d.  h.  die  Classirungsentwürfe  für  die 
Cameral-  und  Militärschulden,  mit  dem  Antrage  vor,  dieselben,  ohne 
die  Fertigstellung  des  Cameral -Schuldenausweises  abzuwarten,  zo 
genehmigen  und  den  Tilgungsfond  auf  15  Jahre  neu  zu  bestätigoi 

In  der  bezüglichen  Berathung  der  Finanzconferenz  wurde  unter 
Anderem  constatirt,  dass  die  neue  Militärschuldenliste  auch  die  im 
Jahre  1701  von  der  steirischen  Landschaft  übernommenen  und 
durchwegs  unberichtigten  Schuldposten  enthielt,  deren  Einbeziehnng 
in  das  Schuldensystem  im  Vorjahre  noch  nicht  möglich  geweaeai 
war.  Dagegen  waren  die  auf  Inner-  und  Niederösterreich  haftendeo 
Schulden  wegen  Mangels  der  diesbezüglichen  Nachweise  nicht  airf» 
genommen. 

Conform  den  Beschlüssen  der  Finanzconferenz  genehmigte 
der  Kaiser  mit  Entschliessung  vom  13.  Juli  1717  im  Prin- 
cipe die  vorgelegten  Schuldenlisten^),  und  zwar  einschliefls- 
lieh  dei-  steirischen  Posten,  welche  unter  Einziehung  der  betreffendäi 
ständischen  Obligationen,  vorbehaltlich  des  Regressrechtes  gegen 
die  Stände,  vom  Aerar  zurückzuübernehmen  seien.    Die  Resolution 


')  Hierunter  fst  zu  yerstehen,  dass  für  bereits  fäUige,  oder  demnächst  fll% 
werdende  Posten  anlässlich  ihrer  Einreihung  in  das  Schuldensystem  spfttecB 
Zahlungstermine  vereinbart  wurden. 

-)  Da  vor  kaiserlicher  Genehmigung  der  Schuldenliste  die  BancaliMir- 
Assecurationen  und  Extracte  nicht  ausgefolgt  werden  durften,  hatte  die  csir 
getretene  Verzögerung  bereits  dringende  Bitten  nothleidender  Parteien  herv^ 
gerufen  (Ein.  Conf.  v.  28.  Juni  1717). 
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betonte,  dass  bei  der  Bepartition  mit  aller  Behutsamkeit  vorzu- 
gehen, jenen  Parteien  daher,  deren  Forderungen  ungeachtet  ihrer 
nur  unvollständigen  Liquidirung  in  das  Schuldensystem  eingetheilt 
wurden,  vorläufig  noch  keine  Assecuration  auszufolgen  sei.  Etwaige 
Gegenforderungen  des  Aerars   seien    zu    compensiren.     Die    noch 
nicht   liquidirten  Posten    seien   entweder  aus   den  laufenden  Ein- 
nahmen zu  "bezahlen  oder  nach   und  nach  au  Stelle  der  kürzlich 
aas  dem  Schuldensystem  an  die  Stadtbank  überwiesenen  Posten  in 
das  System  einzuschieben,  eventuell  aber  nach  allen  anderen,  in  das 
System  aufgenommenen  Schulden,  am  Schlüsse  anzusetzen,  worüber 
von  Fall  zu  Fall  die  kaiserliche  Entschliessung  einzuholen  sei.    Für 
die  gewissenhafte  Ausscheidung  des   festgesetzten  Tilgungsfondes 
ans  den  Staatseinnahmen  seien  Hof  kammer  und  Bancalität  verant- 
wortlich.    Der   Conferenzbeschluss,    wonach    auch    bezüglich    der 
ausserhalb  des  Schuldensystems   zur  Bückzahlimg  zu  bean- 
tragendeu  Schuldposten  jeweilig  die  Entscheidung  des  Kaisers  ein- 
geholt werden   sollte,  —  wurde,   wenngleich  nur  stillschweigend, 
gleichfalls  acceptirt. 

Die  auf  diese  Weise  festgestellte  Bepailitionsliste  ist  uns  leider 
nicht  erhalten.  Dieselbe  war  keineswegs  unveränderlich.  Einzelne 
kleinere  Posten  wurden  auf  das  laufende  Budget  der  Bancalität 
ftbemommen^).  Andere  Veränderungen  ergaben  sich  theils  durch 
Capitalsnachlässe  bei  rascherer  Zahlung,  theils  dadui'ch,  dass  auf 
spätere  Termine  angesetzte  Posten  in  I'olge  von  „Negotien"  \iel- 
&ch  als  Zuschläge  zu  neuen  Vorschüssen  eine  günstigere  Classii*ung 
erlangten,  beziehungsweise  oft  an  die  Stelle  der  durch  jene  Vor- 
schüsse abgelösten  Capitalien  traten.  Endlich  vergrösserte  sich 
die  assignirte  Gesammtschuldensumme  in  Folge  nachträglicher  An- 
meldungen und  verspäteter  Liquidirung  älterer  Schulden'-),  sowie 
^h  ausnahmsweise  Einreihung  von  nicht  in  das  Schuldensystem 
gdiörigen  Posten'^). 


"C     i 


k  - 


^)H.  F.  A..vom  2.  Juü  1717. 

*)  F.  C.  Prot  vom  4.  August  1717,  vom  16.  März  1720  u.  s.  w. 

*)  So  wurden  s.  B.  entgegen  der  sonst  festgehaltenen  Regel,  wonach  die 

iHen  böhmischen  Eammerschulden  aus  dem  17.  Jahrhundert  nicht  in  dasSchulden- 

9>^  gehörten,  ja  überhaupt  grundsätzlich  nicht  gezahlt  wurden,  ausnahmsweise 

|tti  BiUigkeitsrttcksichten  zur   Befriedigung   armer  Besitzer   solcher  Schuldtitel 

•»•  der  Schuldencassa  jährlich  10.000  Ü.  ausgeworfen  (F.  C.  Prot,  vom  16.  Sept. 
ITin 
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Andererseits  kam  es  in  vereinzelten  Fällen  auch  zu  einer  Aus- 
scheidung von  bereits  in  das  Scbuldensystem  aufgenommenen 
Capitalien,  so  vor  Allem  dann,  wenn  eine  rückzahlbare  Schuld  durch 
C/onvertirung  in  ein  Stiftungscapital  zur  unaufkündlichen  Schuld 
wurde  ^),  sowie  bei  Ueberweisung  an  die  Stadtbank. 

Bis  Mitte  des  Jahres  1718  wurden  die  Schuldenlisten  so 
weit  ausgearbeitet,  das  durch  die  bezüglichen  Bancalextracte  der 
Tilgungsfond  bis  Ende  1723  völlig  absorbirt  war,  und  zugleich  die 
Termine  für  die  Abstossung  der  ganzen,  in  das  System  gehörigea 
Schuldenlast  grundsätzlich  festgestellt  werden  konnten^). 

Dies  geschah  mit  Ah.  Entschliessung  vom  31.  Juli  1718. 

Hienach  waren  die  Militärschulden  sämmtlich  liquidirt  ood 
wäre  zu  deren  gänzlicher  Tilgung  der  jährliche  Fond  von  einer 
Million  Gulden  bis  Ende  1722  ganz,  von  1723  bis  1725  aber  nur 
mit  300.000  fl.  in  Anspruch  zu  nehmen  gewesen. 

Von  den  Cameralschulden  sollten  bis  Ende  1722  die  unver- 
zinslichen Posten  aus  dem  IV' 2  Millionenfonde  nach  der  Reihenfolge 
im  Rotulus  creditonim  zur  Rückzahlung  gelangen,  femer  weitere 
Forderungen  pr.  502.100  fl.  17  kr.^),  welche  Quote  des  Fondes  da- 
durch frei  geworden  war,  das  man  mittlerweile  einige  bereits  ein- 
getheilte  Posten  theils  auf  die  Stadtbank,  theils  auf  andere  Cameral- 
hypotheken  überwiesen,  theils  mit  Hilfe  neuer  Anlehen  bar  ab- 
gestattet hatte.  Zur  Abstossung  der  übrigen  Cameralschuldöi 
sollten,  ausser  dem  IV2  Millionenfonde,  von  1723  bis  1725  noch  die 
dann  vom  Militärtilgungsfonde  pr.  einer  Million  frei  werdende 
Quote  von  7(X).000  fl.  und  von  1716  an  diese  ganze  Million  ve^ 
wendet  werden,  —  was  vor  Allem  damit  begründet  wui'de,  dass 
auch   die  Cameralschulden  grösstentheils  für  Militarzwecke  aufge- 


*)  So  wurde  z.  B.  in  Folge  kaiserlicher  Resolution  vom  25.  Mai  171? 
(F.  Conf.  V.  3.  Mai)  eine  auf  die  Jahre  1723  und  1724  in  dem  MilitÄrschuldcn- 
Rotiilus  zur  Rückzahlung  repartirte  Forderung  des  Grafen  Hoyos  pr.  136.000  fl., 
nachdem  dieses  Capital  für  drei  geistliche  Stiftungen  gewidmet  worden  war,  aus 
dem  Rotulus  ausgeschieden  und  als  unkündbar  zu  67o  verzinslich  auf  das  böhmische 
Deputirtenamt  sichergestellt.  Dass  hiedurch  zugleich  eine  neue  Militärschuld  auf 
einen  Cameralfond  übertragen  wurde,  begründete  man  damit,  dass  jene  Forderung 
aus  einem  Darlehen  für  den  Hof  entstanden  war  und  nur  Mangels  eines  Cameral- 
fonds  auf  die  Contributionen  sichergestellt  wurde. 

'-)  S.  auch  Schwabe  S.  144. 

«)  H.  F.  A.  vom  26.  Februar  und  31.  Juli  1718. 
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nommen  worden  seien  ^).  Die  Liquidirung  der  Cameralschiilden  sei 
nach  den  bisherigen  Grundsätzen  zum  Abschlüsse  zu  bringen,  und 
fdr  den  Fall,  als  einzelne  der  eingereichten  Posten  statt  aus  dem 
Tilgungsfonde  aus  anderen  Mitteln  abgestattet  ^«rüi'den*),  über  den 
Medurch  frei  werdenden  Betrag  anderwärt  ig  zu  verfugen. 

Gegen  Ende  des  Jahres  1719  war  der  Gesammttilgungsfond 
von  2^2  Millionen  Gulden  bereits  bis  Ende  September  1729  assignirt^). 

6.  Einstellung  des  Tilgungswerkes;  dessen  Vor-  und  19'achtheile. 

Die  Schuldencommission  war  ein  Organ  der  Bancalität,  ihre 
Schuldverschreibungen  waren  Bancalextracte  und  Assecurationen. 
Der  Credit  dieser  Papiere  stand  also  in  engem  Zusammenhange  mit 
jenem  der  übrigen  Bancalitätseflfecten,  welch'  letztere,  und  zwar 
grösstentheils  mit  sehr  kurzer  Fälligkeitsfrist,  in  erdrückender 
^enge  im  Umlaufe  waren. 

Der  Bancalitätscredit  war  aber  aus  den  unten  darzulegenden 
Ursachen  im  Jahre  1720  schon  derart  gesunken,  dass  man  das 
Schlimmste  befürchtete.  Unter  solchen  Umständen  konnte  von  einer 
vollständigen  Abwicklung  des  begonnenen  Tilgungswerkes  umso- 
weniger  die  Rede  sein,  als  der  Werth  dieser  Tilgung  mehr  und 
mehr  fraglich  erscheinen  musste,  und  die  Möglichkeit,  durch  Zu- 
schussgeschäfte der  oben  gekennzeichneten  Art  über  die  augen- 
Micklichen  Verlegenheiten  hinwegzukommen,  nur  eine  sehr  begränzte 
war*).    Dies,  sowie  der  blühende  Zustand  der  Wiener  Stadtbank 


^)  Bei  Beschränkung  auf  den  Cameraltilgungsfond  von  IV,  Millionen  wäre 
Tügung  der  Cameralschulden   erst   im   Jahre  1743  zum  Abschlüsse  gelangt 
(fl.  undatirte  Darstellung  im  Fase.  Banc.  Inst.  Diplome). 

*)  Dies  geschah  zuweilen  auch  nur  hinsichtlich  eines  Theilbetrages  einer  in 
(Us  System  eingereihten  Post  (H.  F.  A.  v.  22.  December  1718). 
»)  H.  F.  A.  vom  10.  December  1719. 

*)  Derartige  Negotien   sind  übrigens  auch  im  Jahre   1720  noch  mehrfach 

toigekoinunen.    So  lieh  Wolf  Wertheimer  200.000  fl.  auf  4  Monatsraten  und 

100.00O  fl.  auf  4  Quartalsraten  zu  Va%  pr.  mese,  gegen  Ueberweisnng  eines  in 

iet  Scholdenliste  auf  1724  bis  1729  repartirten  Capitals  von  41.446  fl.  auf  das 

Jihr  1725  (H.  F.  A.  v.  5.  Mai  1720),  —  femer  79.491  fl.  48  kr.  gegen  Rttck- 

Qblnng  dieses  Darlehens  mit  einem  Zuschlage  älterer,  durch  Cession  erworbener 

Forderungen  von  40.508  fl.  12  kr.  sammt  e^'o  Zinsen  in  12,  am  1.  October  1720 

^«ginnenden  Quartalsraten  (H.  F.A.  v.  17.  Oct.  1720).  —  Simson  Wertheimer 

^"wde  mit  älteren  Ausständen  von  zusammen  285.487  fl.  30  kr.,   welche  nach 

^tt  Repartition  erst  1725  bis  1729  zu  bezahlen  gewesen  wären,  und  einem  Zu- 
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führte  im  Jahre  1721  zu  der,  an  anderer  Stelle  eingehend  erörterten 
Uebernahme  von25Millionen  Bancalitätsschulden durch  die 
Bank^),  welche  Massregel  sich  auch  auf  die  Passiva  der  Schulden- 
cassa  erstreckte. 

Hiemit  war  eine  weitere  Thätigkeit  der  Schuldenconferenz 
und  Schuldencommission  gegenstandslos  geworden*). 

Die  Bancalität  erhielt  denn  auch  mit  Hofkammerdecret  vom 
31.  März  1721  die  Weisung,  die  in  die  Schuldenliste  eingei-eihten 
Posten  in  der,  ihnen  bei  der  Liquidirung  zugewiesenen  Eangordnimg 
auf  die  obigen  25  Millionen  zu  überweisen  und  demnach  in  die  der 
Stadtbank  zu  übergebende  Schuldenrepartitionsliste  einzutragen. 

Dies  war  das  Ende  des,  mit  so  grossen  Hofl&iungen  eingeleiteten 
Tilgungswerkes. 

Wenn  wir  nun  die  Bilanz  der  ganzen  Action  ziehen,  und  hiebei 
zunächst  nacli  den  Vortheilen  derselben  fragen,  so  ist  vor  allem 
nicht  in  Abrede  zu  stellen,  dass  hiedurch  in  formeller  Beziehung 
jene  Ordnung  in  das  Staatsschulden wesen  gebracht  wurde,  ohne 
welche  ja  von  der  Durchführung  eines  Tilgungsplanes  überhaupt 
nicht  die  Rede  sein  konnte.  —  Zahlreiche,  hinsichtlich  des  Kechts- 
grundes,  wie  des  Schuldbetrages  zweifelhafte  Posten  wurden  einer 
eingehenden  Prüfung  unterzogen  und  die  bisherigen  Abstattungen 
ermittelt.  Auf  diese  W^eise  gewann  man  zum  ersten  Male  einen 
richtigen  und  genauen  Einblick  in  den  wirklichen  Stand  der  Staats- 
schuld, wobei  sich  herausstellte,  dass  die  letztere  um  rund  10  Millionen 
weniger  betrage,  als  man  vor  der  Liquidii'ung  angenommen  hatte^). 


Bchussc  zur  Ergänzung  der  Forderung  auf  500.000  fl.  behufs  Hückzahlong  satnint 
Zinsen  in  den  20  nächsten  Quartcolsraten  assignirt  (H.  F.  A.  v.  8.  Oct.  1720).  — 
Von  anderen  Negotien  des  Jahres  1720  wären  zu  erwähnen  die  Vorschüsse 
der  Juden  Marx  und  Schlesinger  von  74.720  fl.  und  74.750  fl.  mit  ZuscUag 
älterer  Forderungen  von  25.280  und  75.250  fl.,  rückzahlbar  in  sechs,  beziehong»- 
weise  in  zwanzig  Quartalsraten  (H.  F.  A.  v.  20.  und  21.  Mai  1720).  —  Den 
Wechslern  Cichini  und  Jäger  wurde  für  eine  ältere  dubiose  Forderung  von 
97.000  fl.  eine  Pauschalabfinduug  von  35.000  fl.  bewilligt,  und  diese  mit  einem 
Zuschüsse  im  gleichen  Betrage  zur  Rückzahlung  in  7  Quartalsraten  angewiesen 
(H.  F.  A.  V.  12.  Nov.  1720). 

^)  S.  unten  Seite  546  ff. 

-)  Eine  wesentliche  Einschränkung  dieser  Thätigkeit  war  schon  im  Jahre 
1720  erfolgt,  indem  fast  bei  allen  Zuschussgeschäften  dieses  Jahres  die  Assignation 
an  die  Bancalität  ohne  Erwähnung  der  Schuldencassa  erging. 

^)  F.  (-.  Prot,  vom  20.  Deccmber  1719.  —  Die  Ursache  davon  war,  dass 
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Femer  wurde  dui*ch  die  Classirung  der  verschiedenen,  in  das 
System  gehörigen  Schulden,  soweit  dies  die  noch  immer  übermächtige 
Stellung  einzelner  Grosscapitalisten  gestattete,  den  Grundsätzen  des 
Rechtes  und  der  Billigkeit  thunlichst  Rechnung  getragen,  durch 
die  Centralisii*ung  des  Schuldenwesens  aber  den  bis  dahin  nicht 
zu  vermeidenden  Doppelzahlungen  ein  Ende  gemacht. 

Nicht  allzugering  dürfen  wii*  auch  den  Gewinn  veranschlagen, 
der  darin  lag,   dass  das  Schuldensystem  den  Credit  hinsichtlich 
der  alten  Staatsschuld  bedeutend  hob.    Die  Staatsgläubiger  hatten 
bis  dahin  die  mannigfachsten  Schulddocumente  in  Händen,  gi*össten- 
theils  mit  Pfand-  und  Retentionsrechten  ausgestattet,  welche  sich 
bei  der   praktischen   Geltendmachung    des   Forderungsrechtes  oft 
Hur  als  von  geringem  Werthe  erwiesen  hatten,  nicht  zum  wenigsten 
\^egen  der  Systemlosigkeit  in  der  Assignation   der  verschiedenen 
^onde,  d.  h.  wegen  des  Mangels  einer  einheitlichen  Schuldencassa. 
Nichts  war  daher  natürlicher,  als  dass  schon  die  Centralisirung  des 
lügungswesens  allein  das  öffentliche  Vertrauen  erhöhte.    War  der 
Staatsgläubiger  nun  doch  wenigstens  nicht  mehr  von  der  Willküi* 
des  einzelnen  angewiesenen  Amtes  abhängig,  da  jetzt  Jeder  naeh 
der  Reihenfolge  seiner  Post  zum  Zuge  gelangen  sollte,  wozu  die 
Itegierung  die  Auscheidung  eines  bedeutenden,  jähi-lichen  Tilgungs- 
fondes    aus    den    allgemeinen    Staatseinnahmen    feierlichst    zuge- 
sagt hatte. 

Derartige  Erwägungen,  deren  Gewicht  durch  den  äusseren 
-Apparat,  womit  man  das  Tilgungswerk  einleitete,  noch  verstärkt 
'^urde,  genügten  der  Mehrzahl  der  Creditspai-teien.  Ob  der  Tilgungs- 
fond aus  den  laufenden  Einnahmen  bedeckt  oder  nur  mittelst  neuer 
Inanspruchnahme  des  Staatscredites  beschafft  werden  könne,  darum 
kinunerte  man  sich  im  Ganzen  nui*  wenig.  So  kam  es  denn,  dass, 
-  wie  man  dies  in  der  Finanzconferenz  gelegentlicli  bezeichnete  ^),  — 
4ie  Parteien  sich  bei  der  Unmöglichkeit  einer  wirklichen  Zahlung 
Dttt  „blossem  Papier"  begnügten,  d.  h.  dass  die  allgemeine  ein- 
seitige Prolongirung  fälliger  oder  bald  fällig  werdender  Forderungen 
wif  spätere  Jahi*e,  also  ein  halb  verhüllter  Staatsbankrott,  nii-gends 
«{besonderen  Widerstand  stiess*).   Das  neue  Zahlungsversprechen 

^Cuneralämter  vielfach  die  Abstattungen  gar  nicht  Terbucht  hattcu  (F.  C.  Prot. 
,^:^-i,|  ▼•  '.  Mutz  1720). 
""  *)  F.  C.  Prot,  vom  20.  December  1719. 

*)  Erst  lange  nach  der  Abwicklung  der  ganzen  Operation,  im  Jahre  1739, 
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des  Staates  schien  eben  in  demselben  Verhältnisse  an  Sicherheit 
zu  gewinnen,  in  welchem  sich  die  Zahlungsfrist  verlängerte.  Diese 
an  sich  nicht  unberechtigte  Auffassung  in  den  Kreisen  der  Staats- 
gläubiger ersparte  dem  Aerar  ^.grossen  Anlauf",  daher  einen,  bei 
der  thatsächlichen  Insolvenz  sonst  wohl  unvermeidlichen  Zusammen- 
bruch des  Credits. 

Endlich  brachte  die  allgemeine  Schuldnovation,  als  welche  sich 
die  Anlegung  der  Tilgungsliste  darstellt,  noch  den  bleibenden  Vor- 
theil  mit  sich,  dass  die  Eückzahlung  der  assignirten  Posten,  die 
sonst  die  nächsten  Jahre  belastet  hätte,  nun  gleichmässig  auf  eine 
längere  Reihe  von  Jahren  vertheilt  wurde,  wovon  man  im  einzehien 
Falle  nur  gegen  entsprechenden  Capitalsnachlass,  d.  h.  mit  directem 
Gewinne  für  das  Aerar  abging. 

Mit  dem  Gesagten  sind  aber  auch  die  Lichtseiten  des  Tilgungs- 
werkes bereits  so  ziemlich  erschöpft. 

Vor  allem  muss  nämlich  betont  werden,  dass  die  ganze  Tilgung, 
wie  schon  am  Eingange  dieses  Abschnittes  angedeutet  wurde,  nur 
eine  scheinbare  war,  nicht  eine  reelle.  —  Bekanntlich  musste 
ja  der,  angeblich  aus  dem  Ertrage  der  Gefälle  und  Contribution^ 
auszuscheidende  Tilgungsfond  von  2^'2  Millionen  Gulden  jährlich 
durcli  Inanspruchnahme  des  ohnehin  genugsam  angespannten  Staats- 


mächte einer  der  bctreAenden  Gläubiger  seinen  bezüglichen  Schadenersatz- 
anspruch gegen  das  Aerar  im  Wege  der  gerichtlichen  Klage  geltend, 
nämlich  die  Firma  Cichini  und  Jäger,  welche  mit  einer  1717  fälligen  Fordemng 
von  124.00011.  erst  nach  llJahren,  und  mit  einer  schon  1708  fälligen  Forderung 
von  35.000  il.  erst  nach  13  Jahren,  und  gegen  einen  Barzuschuss  im  gleichen 
Betrage  befriedigt  wurde  (F.  C.  Prot.  v.  8.  Oct.  1739).  Die  Hofkammer  bestritt 
die  Zulässigkeit  der  Klage,  da  die  Einreihung  der  Gläubiger  in  das  Schulden- 
systcm  eine  allgemeine,  durch  die  Staatsnothwendigkeit  veranlasste  Massrefifd 
genesen  sei.  Da  die  Hofkanzlei  der  entgegengesetzten  Ansicht  war,  brachte  die 
Hofkammer  die  Sache  vor  die  Finanzconferenz ,  unter  Betonung  des  ümstandes, 
dass  es  sich  hier  um  den  ersten  FaU  dieser  Art  handle t  eine  kaiserliche  Ent- 
scheidung daher  nothwendig  sei.  Der  Gläubiger  sei  nicht  in  Bezug  auf  den  Be- 
trag seiner  Forderung  verkürzt  worden,  sondern  nur  in  Bezug  auf  den  Zeitpunkt 
der  Rückzahlung;  für  einen  Schadenersatz  fehle  es  daher  an  jeder  Grundlage. 
Auch  erscheine  es  fraglich,  ob  die  Gerichte  zur  Entscheidung  von  Klagen  gegen 
Vertilgungen,  die  auf  kaiserlichen  Resolutionen  beruhen,  competent  seien.  — 
Hierüber  wurde  über  Antrag  der  Finanzconferenz  die  Sistirung  des  gerichtlichen 
Verfahrens  und  die  Fortsetzung  der  bezüglichen  Verhandinngen  zwischen  Hof- 
kammer und  Hofkanzlei  angeordnet.  Die  endgiltige  Austragung  der  Sache  ist 
aus  den  Acten  des  Finanzarchivcs  nicht  ersichtlich. 
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credites  beschafft  werden.  Wie  wäre  es  auch  anders  möglich  ge- 
wesen, da  man  doch  nicht  einmal  den  eigentlichen  Staatsbedarf 
aus  den  laufenden  Einnahmen  zu  bestreiten  vermochte! 

So  bedenklich  dies  zu  einer  Zeit,  welche  die  Convertirung  rückzahl- 
bai'er  Schulden  in  Eentenschulden  noch  lange  nicht  kannte,  an  und 
für  sich  war,  so  wäre  hiedurch  doch  die  Lage  der  Staatsfinanzen 
mindestens  nicht  verschlimmert  worden,  hätte  man  sich  nicht  ge- 
nöthigt  gesehen,  die  theils  zur  Deckung  des  laufenden  Deficits^ 
theils  für  die  Tilgung  der  alten  Schulden  erforderlichen  neuen 
Anlehen  mittelst  der  bereits  eingehend  besprochenen  Negotien  zu 
höchst  schädlichen  Bedingungen  zu  erkaufen.  In  Folge  dessen 
sehen  wir  nicht  nur  ein,  zu  dem  Betrage  der  getilgten  Posten  ganz 
ausser  Verhältnis  stehendes  Wachsthum  der  neuen  Schulden'), 
sondem  auch  eine  Mehrbelastung  des  Staates  durch  die  Uebernahme 
drückenderer  Bedingungen  für  die,  den  „Negotien"  eigenthümlichen 
Zuschläge  älterer  Schuldposten. 

In  dieser  Richtung  bedeutet  das  „Schuldensystema^^  also  nicht 
blos  einen  entgangenen  Gewinn,  sondem  einen  wirklichen  Schaden. 

Fragen  wir  uns  nun,  ob  dieser  Nachtheil  vielleicht  durch  eine 
entsprechende  sonstige  Besserung  des  allgemeinen  Staatscredites 
aufgewogen  wurde,  so  müssen  wir  auch  dies  verneinen.  Zeigen 
uns  doch  gerade  die  „Negotien*',  dass  der  Staat  damals  nur  auf 
kurze  Termine  Geld  erhielt;  auch  der  Zinsfuss,  —  abgesehen  von 
der  Stadtbank,  deren  Blüthe  anderen  Ursachen  zuzuschreiben  war, 
—  blieb  im  Grossen  und  Ganzen  mindestens  auf  der  bisherigen 
Höhe.  Wir  sehen  also,  dass  die  oben  erwähnte  Hebung  des  Credites 
hinsichtlich  der  alten  Schuldforderungen,  deren  Bedeutung  nicht 
überschätzt  werden  darf,  in  Folge  des  raschen  Steigens  der  neuen 
Schuld  nur  eine  vorübergehende  wai*  und  eine  Erschütterung  des 
Gesammtcredites  nicht  zu  verhindern  vermochte. 

Fassen  wir  die  Ergebnisse  der  vorstehenden  Darstellung  zu- 
sammen, so  ergibt  sich  als  der  eigentliche  Erfolg  der  ganzen 
Tilgungsaction  die  Liquidii*ung  und  Ordnung  des  grössten  Theils 
der  alten  Schulden  unter  theU weiser  Capitalsreduction,  ferner  der 
Beginn  einer  allmählichen  Tilgung  unter  einseitiger  Hinausschiebung 


^)  Im  Jahre  1716  wurden  z.  B.  sieben  Millionen  neuer  Schulden  contrahirt 
(F.  Gonf.  y.  4.  Mftrz  1717)  im  ersten  Halbjahr  1720  aUein  7  bis  8  Millionen 
(F.  Genf.  y.  27.  Juni  1720),  einschliesslich  der  Yorschttsse  der  Stadtbank. 
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der  früheren  Rückzahlungstermine,  —  andererseits  aber  die  Er- 
höhung und  Verschäifung  der  Gesammtschuldenlast,  daher  eine 
mittelbare  Schädigung  des  Staatscredites.  Es  kann  sonach  keinem 
Zweifel  unterliegen,  dass  es  für  den  Staatscredit  im  Ganzen  heil- 
samer gewesen  wäre,  wenn  man  das  Tilgungswerk  von  Anbeginn 
an  der,  schon  1714  wohl  accreditirten,  Wiener  Stadtbaok  über- 
tragen hätte. 

Um  welchen  Betrag  die  alte  Staatsschuld  durch  die  Tilgungs- 
cassa  that sächlich  vermindert  wurde,  ist  leider  nicht  zu  ermitteln. 

Ziffermässige  Daten  liegen  hierüber  nämlich,  —  abgesehen 
von  einem  Gebarungsausweise  für  1717,  wonach  in  diesem  Jahre 
1.851.131  fl.  11  ki\  an  Capital  und  1.085.086  fl.  40  ki\  an  Zinsen 
abgestattet  wurden^),  —  nicht  vor.  Füi-  eine  Berechnung  fehlt  aber 
jede  sichere  Grundlage,  indem  wir  zwar  annehmen  können,  dass 
die  Schuldencassa  bei  Einstellung  ihrer  Thätigkeit  noch  mit  rond 
17  72  Millionen  belastet  war,  der  Betrag  der  von  Anbeginn  an  naci 
und  nach  an  diese  Cassa  angewiesenen  Capitalien*),  sowie  die 
Wii-kung  der  Capitalsnachlässe  und  Negotien  jedoch  nicht  bekannt 
ist.  Indes  kann  der  Betrag  der  Capitalsrückzahlung  für  die 
Zeit  vom  Beginne  bis  zur  Einstellung  der  Tilgung  wohl  annäheM 
mit  8  bis  9  Millionen^)  veranschlagt  werden.  Die  wii'kliche  Capitab- 
verminderung  war  in  Folge  der  Nachlässe  allerdings  grösser. 

7.   Schuldentilgung  ausserhalb  des  SohtQdenaystems;  neue 

Schulden. 

Die  planmässige  Tilgung  durch  die  Schuldencassa  hatte  sieb, 
wie  wir  wissen,  grundsätzlich  auf  alle  aus  der  Zeit  vor  1715 
stammenden  Staatsschulden  zu  erstrecken. 

Gleichwohl  gelangten  nicht  selten  ältere  Schuldposten,  welche 

^)  S.  die  Tabelle  im  Anhange. 

-)  Für  1716  kann  die  Abstattung  mit  1^2  Millionen  angenommen  werdoL 
Im  Jahre  1717  dürfte  die  CapitaLsbelastung  im  Hinblicke  auf  die  damalige 
Zinsenlast  etwa  21  MiUionen  betragen  haben,  die  Gesammtüberweisung  in  den 
ersten  zwei  Jahren  also  22  ^  ^  Millionen.  In  den  nächsten  zwei  Jahren  kamen 
wohl  noch  2  bis  3  Millionen  iiinzu.     Ueber  die  Endbelastung  s.  Seite  513. 

^)  Dies  ergibt  sich  mit  Rücksicht  auf  die  obigen  Daten  über  Anfangs-  und 
Schlussbelastung ,  sowie  im  Hinblicke  auf  die  Höhe  der  für  Rückzahlung  und 
Verzinsung  bestimmten  jährlichen  Dotation,  den  Einfluss  der  Negotien  und  die 
Dauer  der  ganzen  Einrichtung. 
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hienach  in  das  Scliuldensystem  einzubeziehen . gewesen  wären,  aas 
anderen  Einnahm squellen  zur  Rückzahlung,  und  zwar  theils  in 
Folge  von  Zuschussgeschäften,  theils  ohne  nachweisbaren  Anlass. 
Solche  Tilgungen  geschahen  bald  aus  den  laufenden  Eingängen 
der  Bancalität,  d.  h.  aus  Staatsmitteln,  bald  durch  die  Wiener 
Stadtbank. 

Durch  die  Bancalität  wurden  von  Anfang  1717  bis  Ende 
Jänner  1720  an  alten  Militärschulden  im  Ganzen  3.134.086  fl. 
übernommen^),  durch  die  Stadtbank  in  den  Jahren  1717  und  1718 
an  Militärschulden  1.188.516  fl.,  an  Cameralschulden  782.800  fl. 

Von  den  durch  die  Bancalität  bewirkten  Abstattungen  wäre 
zunächst  jene  eines  Capitals  von  414.000  fl.  zu  erwähnen,  welches 
der  gewesene  Kriegscommissär  Messa  aus  für  die  Armee  in  Italien 
von  1701  bis  1710  geleisteten  Vorschüssen  und  Proviantlieferungen 
zu  fordern  hatte.  Die  Rückzahlung  dieser  Post  wurde  1717  ver- 
fügt, und  zwar  bewilligte  man  hiebei,  da  der  Zinsfuss  zur  Zeit  der 
Entstehung  der  Forderung  18  bis  30®/o  betrug,  die  Vergütung  von 
12^0  Zinsen  und  ausnahmsweise  selbst  von  5^/o  Zinseszinsen*). 

Bald  darauf  erhielten  die  Schweizer  Regimenter  Tillier 
und  Diesbach,  welche  aus  den  Jahren  1702  bis  1717  934.488  fl. 
zu  fordern  hatten,  eine  Anweisung  auf  eine  Abschlagszahlung  von 
246.299  fl.  in  4  Quartalsraten«). 

Im  nächsten  Jahre  wurde  für  eine  liquide  Proviantlieferungs- 
forderung des  gewesenen  Proviantofficiers  N  entwich  aus  dem 
Jahre  1702  von  109.171  fl.  die  Rückzahlung  sammt  Zinsen  in 
„leidlichen  Terminen"  angeordnet^). 

Der  Bankier  Wertheimer  hatte  im  Jahre  1720  aus  einer  durch 
Cession  billig  erworbenen  Forderung  des  verstorbenen  Palatins 
von  Ungarn,  Fürsten  Paul  Esterhazi,  273.761  fl.  zu  fordern.    Er 


*)  Generalextract  im  H.  F.  A.  vom  23.  December  1719  (s.  im  Anhange).  — 
Sehwabe  (S.  144)  scheint  obige  Summe  mit  den  Leistungen  der  Bancalitäts- 
Bchuldencassa  zu  verwechseln,  da  er  bemerkt,  die  Ziffer  für  die  Leistungen 
der  Bancalität  in  alten  Cameralschulden  fehle  in  dem  Generalextracte.  Dieser 
Extract  hat  aber,  wie  schon  aus  der  Geringfügigkeit  der  Tilgungsziifem  hervor- 
geht, eben  nur  die  Leistungen  der  Bancalität  ausserhalb  des  „ Schulden- 
systems **,  für  welches  ja  ein  eigener  Tilguugsfond  ausgeschieden  war,  zum 
Oegenstande. 

«)  F.  C.  Prot,  vom  8.  und  20.  März  1717. 

*)  H.  F.  A.  vom  13  Juli  1717. 

*)  F.  C.  Prot,  vom  19.  October  1718. 
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offerirte  nun,  —  unter  Vorschiebung  des  Erben  Fürsten  Michael 
der  aber  verschuldet  war,  und  nur  seinen  Namen  zum  Vorthe 
Wertheimers  hergab,  —  einen  Barzuschuss  von  277.000  fl.  zu  6 
auf  20  Quartalsraten,  und  einen  Gratisbeitrag  von  25.000  fl.  ge% 
gleichzeitige  Rückzahlungsanweisung  der  alten  Forderung.  I 
Hofkammer  beantragte,  beide  Capitalien  in  der  obigen  Frist  zurü« 
zuzahlen,  und  hievon  300.000  fl.  zu  6®/o  zu  verzinsen.  Die  Finai 
conferenz  lehnte  dieses  Zuschlagsgeschäft  jedoch  ab,  da  Wertheiu 
die  Forderung  weit  unter  ihrem  wahren  Werthe  erworben  ha 
Man  könne  für  letztere  allenfalls  eine  Pauschalabfindung  von  et 
100.000  fl.  bewilligen,  und  zwar  in  Fiscalitäten.  Vorläufig 
aber  die  Liquidirung  der  ärarischen  Gegenforderungen  von  viellei« 
235.000  fl.  abzuwarten  1). 

Die  Einlösung  verpfändeter  Cameralgefälle  geschah 
der  Begel  durch  Vermittlung  der  Wiener  Stadtbank,  ausnahmswe 
jedoch  auch  ohne  dieselbe.  So  wurde  das  Wiener  Umge! 
welches  der  Stadt  Wien  seit  lange  verpfändet  war,  im  Jahre  17 
aufgekündet  und  mit  1.  Jänner  1719  unter  Bückzahlung  des  i 
200.152  fl.  angewachsenen  Pfaudcapitals  wieder  der  Hofkamn 
unterstellt^). 

In  weit  höherem  Masse  aber,  als  die  Staatsschuld  durch 
Tilgung  alter  Schuldcapitalien  abnahm,  stieg  sie  gleichzeitig 
Folge  des  nicht  zu  beseitigenden  Misverhältnisses  zwischen  Ei 
nahmen  und  Ausgaben,  welches  unausgesetzt  zu  neuen  Anlehe 
nöthigte. 

So  wurden  in  der  Zeit  von  1715  bis  Ende  Jänner  1720,  als 
in  ungefähr  5  Jahren,  zur  Bestreitung  der  Heeresbedürfhisse  a 
Darlehen  der  Länder  beim  Bancalitätsmilitärzahlamte  3.4O3.000i 
eingezahlt,  an  Darlehen  von  -Privatpersonen,  und  zwar  ai 
den  Credit  der  Bancalität,  also  wohl  gi'össtentheils  ohne  Specia 
hypothek,  17.717.450  fl.,  zusammen  sonach  21.120.450  fl.  in  Barem^ 

Ausserdem  brachte  die  Bancalität  in  jener  Periode  Lieferunge 
an  Zeug,  Proviant  und  Munition  im  Betrage  von  7.845.037  fl.  geg( 


»)  H.  F.  A.  vom  10.  Jänner,  F.  C.  Prot,  vom  21.  October  und  6.  Nove 
ber  1720. 

«)  H.  F.  A.  vom  10.  October  1715,  F.  C.  Prot,  vom  26.  August  1718,  ü 
Patent  vom  2.  Jänner  1719  (Cod.  Austr.  III). 

^)  Hievon  kommen  auf  das  erste  Gebarungejabr,  1715,  einem  Tagebn* 
des  Bancal-Liqnidationsbucbbalters  zufolge,  2.545.050  fl.  (Mise,  camer.  XIII). 
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Sicherstellung  auf  die  Militärcontributionen  darlehensweise  auf, 
wodurch  sich  der  Zuwachs  an  neuen  Schulden  auf  28.965.487  fl. 
erhöht. 

Dazu  kommen  noch  Vorschüsse  der  Stadtbank  an  das 
Aerar  im  Betrage  von  15.056.692  fl.  —  Der  Schuldentilgung  steht 
also  füi*  die  erwähnte  Periode  eine  allmähliche  Aufnahme  neuer 
Schulden  im  Gesammtbetrage  von  44.022.179  fl.  gegenüber. 

Was  insbesondere  die  Bardarlehen  betrifft,  so  kamen  die- 
selben, wie  bereits  an  anderer  Stelle  erwähnt  wurde,  grösstentheils 
gegen  Zuschlag  älterer  Forderungen  zu  Stande.  Andere  Darlehen 
^^aren  daneben  verhältnismässig  von  geringerer  Bedeutung.  Solche 
Vorschüsse  wurden  in  der  Regel  zu  67o»  nicht  selten  aber  auch  zu 
8,  9  und  selbst  12^/^  verzinst.  Selbst  eine  so  hohe  Verzinsung 
schien  zuweilen  dem  Abschlüsse  der  so  schädlichen  Zuschlags- 
geschäfte vorzuziehen^). 

An  sonstigen  grösseren  Barvorschüssen  wären  zu  erwälmen: 
Aus    dem    Jahre    1716:   jener    von    Hillebrand,   Zinesi, 
Menzel  und  Palm  von  140.000  fl.,  zu  V2V0  monatlich  und  l^o 
Provision  ohne  bestimmte  Rückzahlungsfrist; 

aus  dem  Jahre  1717:  jener  des  LemleMoyses  von  100.000  fl. 
zu  12^/^>  rückzahlbar  in  4  Quartalsraten,  des  Wolf  Wertheiraer 
von  100.000  fl.  zu  l^o  monatlich,  und  des  Wechslers  Hillebrand 
von  150.000  fl.,  letztere  beide  rückzahlbar  in  je  12  Quartalsraten; 

aus  dem  Jahre  1718:  die  G^lf^igen  Vorschüsse  der  Juden 
Lob  Manasses  und  Lazarus  Hirschl  von  175.000  und  100.000  fl. 
auf  4  Quartalsraten,  der  Erben  Hirschls  von  75.000  fl.  auf 
6  Quartalsraten  und  des  Emanuel  Oppenheimer  von  100.000  fl., 
rückzahlbar  in  4  Halbjahrsraten;  —  ferner  an  höher  verzinslichen 
Vorschüssen  auf  kurze  Frist:  jener  der  Wechsler  Hillebrand, 
Wenzel,  Carrara  und  Augusti  von  100.000  fl.  zu  VsVo  monat- 
lich und  27u  Provision,  auf  6  Monate,  und  Wertheimers  von 
100.OOÜ  fl.  auf  3,  und  von  50.000  fl.  auf  2  Monate,  zu  je  »/^Vo 
aonatiich  u.  s.  w.; 

aus  dem  Jahre  1719:  die  Darlehen  der  Juden  Em.  Oppen- 
lieimer  und  Manasses  von  300.000  fl.  zu  6%  auf  10  Quartals- 
laten,  gegen  Nachsicht  einer  verfallenen  Conventionalstrafe  von 


*)  F.  C.  Prot,  vom  26.  August  1718. 
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50.(XX)  fl.,  und  der  Erben  Hirschls  von  100.000  fl.  zu  9^\,  auf 
3  Quartalsraten; 

aus  dem  Jahre  1720:  der  Voi'schuss  des  Abraham  Spitzer 
von  1(K).Ö<X)  fl.  zu  6"  y,  rückzahlbar  in  8  Quartalsraten*). 

Die  sehr  bedeutenden  Armeelieferungen  auf  Credit  vor- 
den  an  wenige  grosse  Firmen  vergeben,  welche  ihre  günstige  Lage 
nach  Kräften  ausgenützt  zu  haben  scheinen,  wenngleich  ein  förm- 
liches Monopol,  wie  zur  Zeit  Samuel  Oppenheimers,  nicht  mehr 
bestand. 

Die  „Proviantadmodiations- Gesellschaft"  Schell  und  Mohr 
hatte  1716  die  Lieferungen  für  die  Armee  in  Ungarn  darlehnsweise 
auszuführen.  Aus  diesem  Anlasse  beansprucht«  diese  Firma  1719 
über  2  Millionen  Gulden.  Hievon  wurden  1.129.073  fl.  als  liquid 
bezeichnet,  w^eitere  250.928  fl.  aus  Billigkeitsrücksichten  passirt^ 
der  Rest  aber  wegen  Mangels  der  erforderlichen  Belege  zurück- 
gewiesen - ). 

Ende  1717  übernahm  Emanuel  Oppenheiraer  eine  Munitions-, 
Remonten-  und  Proviantlieferung  im  Werthe  von  1.400.000  fl^  wo- 
von 342.640  fl.  zu  9"/<,  verzinst  und  in  8  Quartalsraten  zurück- 
gezahlt werden  sollten,  während  für  den  Rest  G^'q  und  16  Quar- 
talsraten bedungen  wurden^). 

Die  für  die  Summe  der  Neubelastungen  oben  ausgewiesene 
Zitter  von  über  44  Millionen  Gulden  bedeutet  natürlich  nicht 
durclnvegs  eine  wirkliche  Vermehrung  der  Schuldenlast.  Viel- 
mehr wurden  l)ezüglich  dieser  neuen  Schulden  die  übeiiiommeneii 
Rückzahlungsverpflichtungen  thunlichst  eingehalten,  was  aber  frei- 
lich w-ieder  nur  mit  Hilfe  neuer  Anlehen  möglich  war.  Ein  grosser 
Theil  der  obgedachten  Summe  entfällt  daher  auf  solche  Schuld- 
umlegung.  So  kam  es,  dass  von  den  neuen  Bancalitätsschulden  bei- 
spielsweise im  November  1718  nur  ein  Capital  von  7^/^  Millionen 


^)  F.  C.  Prot,  vom  3.  und  15.  October  1716,  H.  F.  A.  vom  20.  Man, 
2.  Juni  und  27.  Dccember  1717,  vom  12.,  17.  und  20.  Jänner,  4.  April,  8.  Sep- 
tember und  21.  November  1718,  vom  27.  und  28.  Juni  und  6.  August  1718; 
F.  C.  Prot,  vom  26.  August  1718  und  vom  22.  September  1719;  H.  F.  A.  vom 
8.  Noveml)cr  1720. 

*)  F.  C.  Prot,  vom  20.  Februar  1711). 

^;  FI.  F.  A.  vom  5.  Dccember  1717. 
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Oulden  aashaftete;  schon  dies  wurde  als  eine  sehr  drückende  Last 
empfanden*). 

Da    die   Aafhahme   von  Anlehen   immer   schwieriger    wurde, 
Uuchte  Ende  1719^)  der  Vorschlag  auf,   auch   die  neuentstan- 
denen Schulden,   behufs  Vermeidung    weiterer  schädlicher  Zu- 
schlagsgeschäfte, zur  gleichmässigen  Tilgung  auf  eine  längere 
Äeihe  von  Jahren  zu  vertheilen,  und  hiezu  den  Militärschul- 
dentügungsfond  von  jährlich  einer  Million  zu  verwenden,   vorher 
aber  die  freiwillige  Zustimmung  der  Gläubiger  zu  erwirken.    Dieser 
Plan,  welcher  also  eigentlich  die  Einbeziehung  der  neuen  Schulden 
in  das  Tilgungssystem  bezweckte,  wurde   aber  in  Folge  Wider- 
spruches der  Bancalität  fallen  gelassen. 

Mitte  1720  betrugen  die  Bancalitätsschulden  ausserhalb  des 

Schuldensystems  ungefähr  8  Millionen*).    Ausserdem  hafteten  da- 

nials  bei  der  Bancalität  und  ihren  Filialen  noch  gegen  6  Millionen 

an  unaafkündlichen  Cameralschulden.    Die  Gesammtschuld  der 

Bancalität  belief  sich  Ende  1720  auf  31.465.764  fl.*).     Auf  die 

Schuldencassa  entfielen  hievon  also  rund  17^2  Millionen*). 

Die  ohne  Mitwirkung  der  Bancalität  auf  die  Contributionen 
der  Länder  aufgenommenen  Capitalien  dürften  sich  zu  jener  Zeit 
«uf  etwa  8  Millionen  belaufen  haben*). 

Ausserdem  wurden  auch  nach  wie  vor  auf  gewisse  Cameral- 
fonde  Anlehen  gegen  kaiserliche  Obligationen  aufgenommen, 
^iso  ohne  Vermittlung  des  Bancalitätscredites,  und  zwar  theils  zur 
Bestreitung  des  laufenden  Bedürfnisses,  theils  für  Tilgungszwecke '). 


^)  H.  F.  A.  vom  12.  November  1718. 
")  P.  C.  Prot,  vom  20.  December  1719. 
»)  F.  C.  Prot,  vom  13.  August  1720. 

*)  Nach  einem  von  Hauer  (Beiträge  8: 120)  citirten  Hof  kanzleireferate  vom 
%.  November  1720. 

^]  Hiemit  stimmt  auch  die  Angabe  im  H.  F.  A.  vom  10.  December  1719, 
'Wonach  der  Tilgungsfond  hingereicht  hätte,  die  ganzen  Passiva  der  Schulden- 
cana  bis  1729  abzustossen. 

*)  Hitte  1720  wurde  das  Erfordernis  für ^die  „Beten tionsposten  der  Länder^, 
1  k  die  Zinsen-  nnd  Tilgungsraten  der  bis  1729  fälligen  Contributionsschulden, 
nulTingefthr  10 Vs  Millionen  beziffert,  wovon  der  grösste  Theil  in  den  nächsten 
Jahren  ahlbar  war. 

')  Letzteres  s.  z.  B.  in  H.  F.  A.  vom  27.  Jänner  1716. 
T.  Ifeoii,  Finanzen  Oeiterreiehs.  33 
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Hievon  düiften  Ende  1720  noch  gegen  2  Millionen  aiisstandig  ge- 
wesen sein^). 

Der  Stand  der  unmittelbaren  Staatsschuld  zu  Ende 
1720  kann  daher  mit  rund  41  Millionen  angenommen  werden 
—  also  ungefähr  im  gleichen  Betrage  wie  Ende  1714. 

Um  jedoch  die  wirkliche  Höhe  der  damaligen  Staatsschuld 
kennen  zu  lernen,  müssen  wir  auch  noch  die  gleichzeitige  Scheid 
der  Wiener  Stadtbank  in  Betracht  ziehen,  da  zu  deren  Verzin- 
sung und  Amortisirung  Staatseinnahmen  eingeräumt  worden  waren. 
Die  Stadtbankschulden,  welche  Ende  1714  kaum  13  Millionen  be- 
tragen hatten,  beliefen  sich  um  1720  bereits  auf  28.810.885  fl.-j. 

Bei  Hinzurechnung  dieser  Bankschuld,  welche  mittelbar  auch 
den  Staat  belastete,  ergibt  sich  für  die  Staatsschuld  im  wei- 
teren Sinne  mit  Ende  December  1720  ein  Betrag  von  rund 
70  Millionen  Gulden*^). 


C.  Das  Staatsbudget  von  1716  bis  1720. 

L  Das  Cameralbudget  und  die  bezüglichen  Reformbestre- 
bungen in  den  ersten  Jahren  nach  Errichtung  der  Bancalitäti 

1.  Im  Jahre  1716. 

Der  am  19.  Ausfust  171(5  ernannte  neue  Hofkammei-präsidöit 
Graf  W aisegg  schildert  die  Finanzlage  in  einem,  ara  2.  September 
1716,  also  gleich  nacli  Antritt  seines  Amtes  erstatteten  Vortrage 
an  den  Kaiser  als  eine  trostlose.  Das  Aerar  sei  in  allen  Etats  so 
sehr  erschöpft,  dass  die  Bestreitung  des  Erfordeniisses  nicht  mit 
Sicherheit  zugesagt  werden  könne,  zumal  auch  in  besseren  Zeiten 
das  Gleichgewicht  nie  hergestellt  worden  sei,  und  der  neue  Krieg 
immer  mehr  verschlinge.  Ueberdies  betrage  im  Etat  des  Hof- 
staates und  der  Centralverwaltung  blos  für  das  zweit«  Halb- 
jahr 1716  das  Erfordernis  3.332.104  fl.,  die  Bedeckung  aber  nur 


^)  Dieser  Betrag  ergibt  sich  aus  einer  Combination  der  betreffenden  Einiel- 
datcn. 

'^)  Act  vom  10.  März  1721  im  Fascikel  der  Bancorecesse. 

^)  Diese  Ziffer  wird  auch  von  Starhemberg  in  gleiclizeitigen  Vorträgen  an- 
gegeben. 
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2.843.642  fl.*),  was  für  das  ganze  Jahr  ein  Deficit  von  fast 
einer  Million  ei-gebe,  abgesehen  von  einem  Vorschusse  pr.  141.208  fl. 
an  den  Militäretat. 

In  Anbetracht  dieser  Verhältnisse  beschloss  die  neueingesetzte 
Finanzconferenz  schon  in  ihrer  ersten  Sitzung  vom  6.  September 
1716,  die  Reduction  der  Ausgaben  und  die  Verbesserung 
der  Cameralfonde  einzuleiten.  In  letzterer  Beziehung  wurden 
Bancalität  und  Hofkammer  mit  der  Ausarbeitung  entsprechender 
Vorschläge,  beziehungsweise  Prüfung  derselben  betraut^).  Zunächst 
berieth  man  wegen  Erhöhung  des  Ertrages  des  Postgefälls  *). 

Am  23.  September  1716  beschloss  die  Finanzconferenz,  dass 
die  Hofkammer  den  Cameral- Anordnungsstaat  genau  zu  entwerfen 
und  Ersparungsvorschläge  baldigst  zu  erstatten  habe,«  was  der 
Kaiser  am  3.  October  mit  dem  Beifügen  genehmigte,  dass  der  Vor- 
scimss  aus  den  Gameraleinnahmen  an  die  Militärcassa  nicht  ersetzt 
werden  solle. 

Eine  wesentliche  Ersparung  ergab  sich  hinsichtlich  der  Pen- 
sionen und  Gnadengaben,  welche  damals  366.522  fl.  betrugen*), 
indem  dieselben  im  Jahre  1716  theils  auf  die  Hälfte,  theils  auf  ^/g 
reducirt,  theils  ganz  aufgehoben  wurden.  Einige  dieser  Bezüge 
blieben  allerdings  ungeschmälerte  Im  nächsten  Jahre  wurde  die 
Beduction  principiell  aufrecht  erhalten,  für  besonders  berücksich- 
tiguugswürdige  Fälle  aber  eine  ausnahmsweise  günstigere  Behand- 
lung in  Aussicht  gestellt*).  In  Hinkunft  sollte  für  Pensionen  jähr- 
lich eine  bestimmte  Dotation  ausgeworfen  werden,  nach  deren  Er- 
schöpfung die  Bittsteller  auf  spätere  Gelegenheit  zu  vertrösten,  in 
dringenden  Fällen  aber  aus  anderen  Mitteln  zu  befriedigen  wären. 

2.  Cameralbudget  und  Hofkammer-Beorganisation  im  Jahre  1717. 

a)  In  dem  Cameral- Anordnungsstaate  für  das  Jahr  1717,  welcher 
yon  der  Hofkammer  sehr  spät  vorgelegt  wurde,  waren  —  abge- 


*)  Hierunter  ist  nur  der  Nettoertrag  zu  verstehen.  —  Die  Cameral- 
bewillignngen  der  Länder  waren  noch  immer  nur  geringfügig;  für  Böhmen  z.  B. 
betrug  das  Pinal-Postulat  100.000  fl.  (böhm.  F.  A.  vom  21.  Juni  1716). 

«)  F.  C.  Prot,  vom  6.  September  und  29.  October  1716. 

*)  F.  C.  Prot,  vom  5.  November  1716. 

*)  ündatirtes  Finanzreformproject  des  Grafen  Rosenberg  im  Banc^lacte  vom 
11.  April  1719. 

*)  F.  C.  Prot,  vom  29.  September  1716,  vom  29.  Aprü  und  21.  Juni  1717* 
dann  H.  F.  A.  vom  5.  Juli  1717. 

33* 


516  IX.  Die  Uuiversal-Bancalität  von  1716—1723. 

sehen  von  den  verpfändeten  Cameralherrschaften  in  Böhmen  —  die 
Bruttoeinnahmen  mit  9.199.000  fl.,  die  Einbringungskosten  mh 
2.993.000  fl.,  die  Nettoeinnahmen  daher  mit  6.206.000  fl.  ver- 
anschlagt, welchen  ein  Ausgabenerforderniss  von  8.022.000  fl.  gegen- 
überstand. Dies  ergab  ein  Cameraldeficit  von  1.817.000  fl.,  unge- 
rechnet das  bedeutende  Erfordernis  für  die  Begleichung  alter  Zat- 
lungs-  und  Rechnungsreste,  für  die  Tilgung  von  nach  Abschluss  des 
Schulden-Rotulus  angemeldeten  Forderungen  u.  dgl. 

Die  Hofkammer  bezeichnete  daher  neuerdings  sowohl  die  Ver- 
mehrung der  Einnahmen  wie  die  Reduction  der  Ausgabea 
als  dringend  geboten. 

In  ersterer  Beziehung  komme  die  Verbesserung  der  Camend- 
gefälle und  die  Verminderung  der  Einbringungskosten  in  Betracht^ 
femer  die  Wiederverschaflung  der  antichretiscli  verpfändeten  Fonde 
(der  sogenannten  Ävulsa  cameralia)  *),  soweit  solche  ohne  VerletÄimg 
erworbener  Rechte  möglich  sei.  Allenfalls  möge  man  die  itaUeni- 
sehen  und  niederländischen  Provinzen  zu  einem  Beitrage  von  einer 
Million  verhalten. 

In  Bezug  auf  die  Verminderung  der  Ausgaben  habe  die  Hof- 
kammer keinen  Einfluss.  Es  handele  sich  hier  entweder  um  den 
Hofstaat,  oder  um  andere  Behörden,  welche  sich  ungeachtet  wiede^ 
holter  kaiserlicher  Befehle  in  dieser  Richtung  noch  nicht  geäussert 
hätten.  Durch  die  schon  vom  früheren  Präsidenten  Starhemberg 
beantragte  Fixirung  der  Dotation  für  alle  HofsteUen  könne  in 
Hofstaatserfordernisse  ein  Betrag  von  385.000  fl.  erspart  werden. 

In  der  hierüber  am  4.  August  1717  abgehaltenen  Berathang 
constatirte  die  Finanzconferenz,  dass  die  CameralgefäUe  durch  die, 
der  Kriege  wegen  contrahiile  Schuldenlast  erschöpft  und  dui'cb  die 

^)  In  Betreff  einc8  dieser  Fonde,  des  Aussee^er  Salzgefälles  unl 
FlciBchtatzes,  war  schon  am  25.  November  1716  in  der  Finanzconferenz  ve^ 
handelt  worden.  Diese  Gefälle  waren  nämlich  den  Ständen  Steiermark«  im 
Jahre  1682  zurBezahlung  landesfürstlicher  und  BtändischerSchulden 
von  zusammen  rund  4^2  Millionen  nebst  anderen  Fonden  überlassen  worden. 
Obgleich  sich  der  Ertrag  aUer  dieser  Gefalle  seit  1632  auf  über  30  Mülionen 
Gulden  belief,  hatten  die  Stände  von  den  Schulden  dennoch  fast  nichts  bezahlt. 
Die  Hofkammer  beantragte  daher  die  Einziehung  der  Aussee^er  QeflUIe,  deren 
Jahresertrag  gegen  50.000  fl.  betrug.  Die  Finanzconferenz  bemerkte,  diese  6e- 
f&Ue  seien  seinerzeit  nur  fUr  Tilgungszwecke  bewilligt  worden,  wttrden  daher  im 
FaUe  der  Einziehung  kaum  weiter  bewilligt  werden.  Vorläufig  seien  diesfalls 
neue  Erhebungen  zu  pflegen. 


C.   Das  StÄatsbudget  von  1716—1720.  517 

)tirung  der  St^dtbank  vermindert  worden  seien.  Uebrigens  sei 
r  Ertrag  der  Gefälle  seit  zehn  Jahren  ohneliin  um  2  Millionen 
istiegen,  eine  weitere  wesentliche  Erhöhung  oder  Einführung  neuer 
efalle  daher  kaum  denkbar.  Die  Ausgaben  hätten  namentlich  im 
ofstaate  eine  solche  Höhe  erreicht,  dass  deren  Bestreitung  bald 
unöglich  sein  werde.  Die  Durchfuhrung  von  Ersparungen  werde 
)er  dadurch  erschwert,  dass  die  Unwirthschaft  überall  zu  tief  ein- 
swurzelt, und  eine  zu  zahlreiche  und  an  den  höheren  Gehalt  ge- 
öhnte  Beamtenschaft  angestellt  worden  sei.  Auch  könne  man  die 
jzüglichen,  auf  kaiserlichen  EntSchliessungen  fussenden  Ansprüche 
;cht  ganz  annulliren.  Da  aber  zur  Bestreitung  der  laufenden  Aus- 
iben  die  Einnahmen  nur  zu  */^  hinreichen,  daher  bald  die  ganze 
ameral-  und  Militärverwaltung  unter  der  unerschwinglichen  Last 
isammenbrechen  müsse,  die  volle  Bezalilung  der  Beamtengehalte 
)mit  unmöglich  sei,  empfehle  sich  eine  Gehaltsreduction. 

Die  Conferenz  beantragte  demnach  die  üebergabe  des  perpe- 
nrlichen  Fondes  der  Bancalität  (circa  150.000  fl),  sowie  der  von 
er  böhmischen  Hofkanzlei  eingezogenen  Fiscalitäten  und  Juden- 
)leranzgelder  (30.000  fl.)  an  die  Hofkammer.  Femer  seien  von 
m  durch  die  Hofkammer  vorgeschlagenen  und  mit  800.000  fl. 
eranschlagten  Gefällsmeliorationen  wenigstens  200.000  fl.  schon  in 
Ä8  Budget  von  1717  einzustellen  und  von  den  wälschen  Ländern, 
regen  welcher  die  Schuldenlast  grösstentheils  entstanden,  ein  Jah- 
esbeitrag  von  200.000  fl.  zu  fordern.  Andererseits  sei  die  bean- 
ragte  Reduction  bei  den  Hofstäben  und  eine  Ersparnis  von 
"0.000  fl.  in  den  Amtsverlägen  durchzuführen,  endlich  das  Cameral- 
irar  von  den  bisher  bestrittenen  Militärauslagen  zu  entlasten. 

Im  Sinne  dieser  Voi-schläge  werde  sich  das  Ausgabenerforder- 
is  um  1.129.100  fl.^),  also  auf  6.893.656  fl.  vermindern,  die  Ein- 
ahmen aber  auf  6.785.774  fl.  erhöhen,  das  Cameraldeficit  daher 
rf  107.882  fl.  zusammenschrumpfen.  Dieser  geringe  Abgang  sei 
m  nun  an  jährlich  durch  Anlehen  zu  decken,  bis  der  Schulden- 
gangsfond von  1^/2  Millionen  wieder  frei  werde.  Uebrigens  werde 
B  Durchfuhrung  der  beantragten  Massregeln  kaum  schon  1717 


^)  Darnntcr  die  auf  den  Militär^tat  zu  übertragenden  Posten  (304.076  fl.). 
Abstrich  einer  Jnwelenlieferung  von  354.991  fl.  und  die  erwähnte  Ersparnis 
den  Hofttäben. 
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möglich  sein,  die  Hofkammer  solle  daher  diesfalls  noch  besonders 
referiren. 

Alle  diese  Anträge  erhielten  am  18.  August  1717  die  kaisa^ 
liehe  Genehmigung^). 

Wie  wenig  der  dargestellte  Voranschlag  den  Thatsachen  ent- 
sprach, erhellt  daraus,  dass  die  Gesammtausgaben  des  Cameral- 
ärars  im  Jahre  1717  den  Betrag  von  9.753.965  fl.  21  ki*.  erreichten^ 

b)  Wie  die  Organisation  der  Finanzverwaltung  überhaupt,  ent- 
sprach auch  die  Einrichtung  und  Geschäftsordnung  der  Hofkammer, 
selbst  nach  ihrer  theilweisen  Umgestaltung  im  Jahre  1713  noch 
lange  nicht  allen  Anforderungen.  Ueberdies  ergab  sich  die  Xotk- 
wendigkeit,  den  Aenderun^en,  die  im  Wirkungskreise  der  Hof- 
kammer durch  die  Aufhebung  des  Bancalgubeniiiims  und  die  Er- 
richtung der  Finanzconferenz  eingetreten  w^aren,  Kechnung  zu  tragoL 
Endlich  drängte  die  ungünstige  Finanzlage  zu  Ersparungen,  d.  h. 
zu  einer  Beduction  des  übermässig  zahlreichen  Beamtenkörpers. 
Am  30.  December  1717  wurde  daher  nach  längeren  Verhandinngen 
eine  neue  Hofkammer-Iustruction  erlassen^). 

Die  Anzalü  der  Hofkammerräthe  war  unter  Josef  I.  von  72 
auf  52  vermindert,  seit  dem  Eegierungsantritte  Karls  VI.  aber 
wieder  auf  67  erhöht  worden.  In  der  neuen  Instruction  wurde  nun 
der  normale  Stand  mit  30  wirklichen  und  6  unbesoldeten  Super- 
numerar-Räthen  systemisirt;  jedoch  sollten  die  überzähligen  Käthe 
vorläufig  im  Dienste  verbleiben,  die  Beduction  daher  nur  allmählich, 
nach  Massgabe  des  Absterbens  der  Einzelnen  eintreten. 

Was  die  Geschäftseintheilung  betrifft,  so  wurde  mit  dem 
im  Jahre  1713  ausschliesslich  zu  Grunde  gelegten  Eintheilungs- 
principe  nach  der  Verschiedenheit  der  Agenden  nunmehi*  auch  jenes 
nach  der  Gruppirung  der  Länder  combinirt,  und  die  Anzahl  der 
Hauptcommissionen  auf  sechs  selbstständige,  und  eine  aus  Eäthen 
derselben  gebildete,  gemischte  Commission  festgesetzt*),  welch'  letztere 

^)  F.  0.  Prot,  vom  4.  und  18.  August  1717. 

-1  iS.  (l.  Tabelle  im  Anhange. 

»)  Für  alles  Folgende  s.  F.  C.  Prot,  vom  28.  Juni,  8.  Juli  und  29.  December 
1717  und  H.  F.  A.  vom  .SO.  December  1717.  Die  neue  Instruction  war  von  der 
Hofkammer  selbst  ausgearbeitet  worden. 

*)  Die  Commissiouseintbeilung  war  folgende:  1.  Haupthofcommission  incL 
Reichscamerale,  2.  Militärcommission,  3.  Hechnungscommission,  4.  Camerale  in 
Ungarn  und  den  Nebcnländem,  o.  in  den  böhmischen  und  6.  in  den  östc^ 
reichischen  Erbländem. 
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den  perpetuirlichen  Fond  der  Bancalität  zu  verwalten  hatte.  Für 
wichtige  Angelegenheiten  sollten  wöchentlich  Sitzungen  abgehalten 
werden  unter  Intervention  von  Käthen  der  verschiedenen  Com- 
missionen. 

Von  den  sonstigen  Bestimmungen  wären  nachstehende  zu  er- 
wähnen: Alle  Landkammem  nördlich  der  Alpen,  sowie  alle  Gefalls- 
ämter  sind  der  Hofkammer  unmittelbar  untergeordnet;  das  General- 
Kriegscommissariat  untersteht  in  militari  dem  Hof kriegsrathe ,  in 
oeconomico  der  Hofkammer.  Alle  Cameralbehörden  haben  viertel- 
jähiig  Ausweise  über  die  Bewegung  im  Ertrage  der  Gefalle  vor- 
zulegen. Die  verrechnenden  und  Cassabeamten  haben  durchwegs 
Barcautionen  zu  erlegen,  die  bisher  gestatteten  fidejussorischen 
Cautionen  genügen  nicht.  Die  Cumulirung  eines  Cameraldienst- 
postens  mit  einer  Privatanstellung  ist  unzulässig.  Die  Hofkammer 
soll  die  Einlösung  der  verpfändeten  Cameralfonde  und  Kammer- 
guter  anstreben,  besonders  wenn  der  Pfandschilling  gering  ist. 
Neue  Verpfandungen  sollen  nur  im  äussersten  Nothfalle  stattfinden. 
Wenn  eine  solche  Verpfandung  in  der  Form  eines  antichretischen 
oder  eines  Pachtvertrages  erfolgt,  sind  hievon  jeweilig  die  landes- 
furstlichen  Hoheitsrechte  auszunehmen;  auch  ist  dem  Aerar  der 
Anspruch  auf  eine  Ertragssteigerung  von  mehr  als  5^/^  und  das 
jeweilige  Ablosungsrecht  vorzubehalten. 

Hinsichtlich  des  Verhältnisses  zur  Bancalität  verblieb  es  bei 
den  hiefüi*  schon  1716  aufgestellten  Regeln;  bezüglich  der  inneren 
Gfeschäftsbehandlung  aber  im  Grossen  und  Ganzen  bei  der  alten 
Geschäftsordnung;  nur  wurde  der  Wirkungskreis  der  Commissionen 
zu  Gunsten  des  Rathsplenums  eingeschränkt. 

Gleichzeitig  mit  der  Hofkammer  wurde  auch  die  Hof-  und  die 
Kriegsbttchhalterei  reorganisirt,  und  bald  darauf  auch  die  Reorga- 
nisirung  der  Landkammern  eingeleitet. 

Die  böhmische  Kammer  war  theils  durch  die  Schuld  ihrer 
Beamten,  theils  in  Folge  von  üebergriffen  der  Hofkanzlei  sehr 
herabgekommen.  Ihre  Einnahmsquellen  waren  theils  im  Pfand- 
besitze von  Staatsgläubigem,  wie  das  Zoll-  und  Umgeldsgefalle 
und  die  Cameralherrschaften,  theils  warfen  sie  in  Folge  schlechter 
Verwaltung  fast  keinen  Ertrag  ab,  wie  das  Postregal,  die  Güter- 
confiscationen,  die  Abgaben  der  königlichen  Städte  u.  s.  w.,  theils 
hatte  man  sie  zur  Bestreitung  der  Hofsausgaben  unmittelbar  unter 
die  Hofkammer  gestellt,  wie  das  Deputirtenamt  mit  seinen  Gefällen, 
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theils  gab  ihre  Eiiihebungsart  zu  Unterschleifen  und  Minderan- 
gangen  Anlass,  so  vor  Allem  im  Contributionswesen.  Die  Ab- 
stellung mehrerer  der  erwähnten  Uebelstände,  insbesondere  die  Ein- 
lösung der  Pfandschaften  und  überhaupt  die  Wiedererlangung  sonstiger 
dem  Aerar  entzogenen  Gefalle  (avulsa  cameralia),  wurde  1718  und 
1719  eingeleitet,  und  gleichzeitig  eine  neue  Personalbestellung  Yor- 
genommen  \). 

Die  ungarische  Kammer  in  Pressburg,  welche  so  sehi'  ver- 
nachlässigt war,  dass  ihre  Rein-Einnahmen  jährlich  kaum  150.000  i 
betrugen,  erhielt  1718  ein  neues  Personale^). 

Die  schlesische  Kammer  wurde  im  Jahre  1720  nach  dem 
Muster  der  Hofkammer  reorganisirt  ^). 

3.  Für  1719. 

Im  Jahre  1718  unterblieb  die  Aufstellung  eines  Cameral-An- 
ordnungsstaates  wegen  der  grossen  Arbeitslast  und  der  vielen  neuen 
ausserordentlichen  Ausgaben"'). 

Der  Bruttoertrag  der  Cameralgefälle  belief  sich  in  diesem  Jahre 
auf  10.283.030  fl.,  der  ordentliche  Amtsaufwand  auf  3.084.363  L 
der  Nettoertrag  somit  auf  7.198.f)67  fl.,  wovon  Ausgaben  von 
9.183.466  fl.  zu  bestreiten  waren '^),  was  ein  Deficit  von  1.984.799  fl. 
ergab. 

In  Uebereinstimmung  mit  diesen  Daten  wurde  der  Voranschlag 
für  1719  entworfen,  und  zwar  mit  Hof kammen'eferat  vom  22.  April 
dieses  Jahres*).  Zur  Bedeckung  des  hienach  ohne  Rücksicht  auf 
weitere,  ausserordentliche  Auslagen  mit  rund  zwei  Millionen  ver- 
anschlagten Deficits  beantragte  die  Hofkammer  die  Aufnahme  eines 
Darlehens  bei  der  Stadtbank,  die  Regelung  des  Postwesens  und  die 
Wiederheranziehung  des  bisher  von  der  Militärverwaltung  ver- 
wendeten Cameralertrages  aus  Tirol  und  den  ungarischen  Neben- 
ländern. Ferner  wurden  die  vorjährigen  Ersparungsanträge  wieder- 
holt unter  Hinweis  auf  die  schon  1716  zur  Ausarbeitung  der  be- 


1)  F.  C.  Prot,  vom  29.  Mai  1718  uud  26.  Juni  1719. 

-.)  F.  C.  Prot,  vom  9.  August  1718. 

-)  F.  C.  Prot,  vom  1.  August  1720. 

*)  F.  C.  Prot,  vom  2.  Mai  und  H.  F.  A.  vom  22.  Mai  1719. 

*)  Das  Nähere  siehe  in  den  TabeUen  im  Anhange. 

«)  H.  F.  A.  vom  22.  Mai  1719. 
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züglichen  Detailyorschläge  crtheilten  Aufträge^).  Es  sei  unbedingt 
geboten,  eine  unüberscbreitbare  Dotation  festzusetzen  und  erledigte 
Dienstposten  so  lange  als  möglich  unbesetzt  zu  lassen. 

Die  Finanzconfererenz ,  welche  über  dieses  Referat  am  2.  Mai 
1719  berieth,  bezifferte  das  wii*kliche Cameraldeficit  mit  4 Millionen, 
befürwortete  die  Vorschläge  der  Hofkammer  und  beantragte  über- 
dies die  endliche  Durchführung  der  schon  durch  ein  kaiserliches 
Patent  vom  23.  December  1715  principiell  angeordneten*-)  Ver- 
pachtung der  Gefälle,  wodurch  die  Gehalte  der  beti'effenden 
Beamten  erspart  würden,  femer  die  Verbesserung  des  Salzwesens 
und  der  Cameralverwaltung  in  den  ungarisclien  Ländern,  die  Re- 
duction  des  Personals  dei*  Hofstäbe  und  die  Auflassung  überzähliger 
Civüdienstposten.  —  Hierüber  resolvirte  der  Kaiser  am  21.  Mai 
1719,  die  schon  längst  beschlossene  Gefallsverpachtuug  sei  in  einer 
gleichzeitig  eingesetzten  Specialcommission  zu  berathen  und  schleunigst 
auszuführen,  und  das  Salzwesen  zu  verbessern;  wegen  der  Er- 
spanmgen  habe  die  Hofkammer  mit  den  betheiligten  Stellen  zu 
Terhandeln  und  in  Gemeinschaft  mit  denselben  zu  referiren,  im  Falle 
Ton  Meinungsverschiedenheiten  jedoch  separat. 

Mit  der  Durchführung  der  beschlossenen  Reformen  ging  es 
sehr  langsam  vorwärts;  Ende  1719  wurden  daher  die  betheiligten 
Behörden  mittelst  kaiserlicher  Resolution  zur  entsprechenden  Mit- 
wirkung verhalten^). 

IL  Das  Militärbudget  vom  Beginne  des  Türkenkrieges 

bis  1720. 

1.  Im  Kriegsjahre  1716. 

Saum  waren  zwei  Jahre  vergangen,  seit  der  Monarchie  nach 
tinem  langjährigen  opfervollen  Kriege  der  Frieden  wiedergegeben 
^ar,  als  Oesterreich  neuerdings  an  die  Gewalt  der  Waffen  zu 
ftppelliren  genöthigt  war,  und  zwar  diesmal  gegen  den  alten  Erb- 
feind, das  osmanische  Reich. 

Es  ist  begreiflich,   dass  die  kurze  Frist  nicht  genügt  hatte, 


^)  Eine  aUgemeine  Untersuchung  über  den  Stand  der  Cameralämter  war 
Bit  kais.  Besolution  vom  3.  Oetober  1717  angeordnet  und  dieser  Befehl  am 
18.  März  1718  wiederholt  worden  (böhm.  F.  A.). 

«)  Bancalart  vom  7.  Jänner  1716. 

»)  F.  C.  Prot,  vom  17.  December  1719. 
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die  Staatsfinanzen  aus  der  tiefen  Zerrüttung,  in  welche  sie  der 
Erbfolgekrieg  gestürzt  hatte,  zu  geordneten  Verhältnissen  empor- 
zuheben. 

Die  Militäifonde  waren  nach  den  Aufzeichnungen  des  Kriegs- 
commissariates  Ende  1714  mit  einem  Schuldenstande  von  22.794.000fl.^i^ 
belastet,   deren  Verzinsung  und  ratenweise   Tilgung  beträchtlich^ 
Summen  erforderte.    Dazu  kamen  bedeutende  Rückstände  an  Sa^ 
sidien    für  überlassene  Hilfstruppen,    sowie   an   Gnadengaben  f\|^ 
Offiziere,   deren  Witwen  und  Waisen.     Das   Erfordernis  zur  ö^. 
streitung  aller  dieser  Zahlungen  wurde  für  die  Zeit  vom  I.November 
1714  bis  Ende  1715  allein  mit  7.392.084  fl.«)  beziffert.     Auch  die 
eigentlichen  Militärauslagen  waren,   wie  nach  einem   langen  und 
verlustreichen  Kriege  begreiflich,  noch  sehr  beträchtlich.   Von  einem 
Normalfriedensbudget,   an  dessen  Aufstellung  man  allerdings  bald 
dachte,  konnte  daher  noch  lange  nicht  die  Rede  sein.     So  wurde 
denn    das   Gesammt- Militärerfordernis  für  die   erwähnte  Periode 
mit  23.848.418  fl.,  —  für  das  Jahr  1715  allein  mit  17.741.603  fl- 
veranschlagt^).    So  war  es  im  ersten  Friedensjahre! 

Unter  solchen  Verhältnissen  lässt  sich  wohl  ermessen,  in  welche 
Verlegenheit  die  Finanzverwaltung  durch  den  im  Sommer  1716  er- 
folgten Ausbruch  des  Türkenkrieges  gerieth. 

Das  Heereserfordernis  für  das  erste  Feldzugsjahi*  1716  wurde 
mit  20.278.223  fl.  veranschlagt,  wovon  nach  Abzug  des  in  Italien 
und  Burgund  zu  bestreitenden  Erfordernisses  für  die  dortigen  Armeen 
15.848.400  fl.  erübrigten*). 

An  Contributionen ,  Extrapostulaten  und  Darlehen  der  Länder 
erhoffte  man  zusammen  12.370.000  fl.,  dazu  noch  eine  Million  ron 
einer  geistlichen  Decimation. 

Von  diesen  Einnahmen  waren  aber  zunächst  die  Retentions- 
posten  (fer  Länder  (964.253  fl.)  zu  bestreiten;  an  die  Stadtbank 
waren   319.917  fl.  abzuführen,   an  die  Schuldencassa  eine  Millioa 


^)  Die  späteren  LiquidiriingsverhandluDgen   anlässlich   der  Errichtung  des 
Schiildensysteius  ergaben  aUerdings  eine  etwas  geringere  Summe. 

-)  Speciell  für  das  Militärjahr  1715  Tvaren  die  Contributionen  aus  Zahlongä- 
rückständen,  fälligen  Capitals-  und  Zinsenraten,  sowie  laufenden  Zinsen  mit  zq- 
sammen  5.240.889  fl.  belastet ;  hinzukamen  als  erste  Bäte  der  nach  dem  Friedens- 
schlüsse zahlbaren  Capitalien  noch  715  182  fl.    H.  F.  A.  vom  20.  October  1714. 

^)  H.  F.  A.  vom  10.  und  15.  December  1714  und  9.  Jänner  1715. 

^j  Beüage  I  zum  H.  F.  A.  vom  28.  März  1741,  s.  auch  das  Folgende. 
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Gulden,  füi*  die  VerziDsung  und  Tilgung  der  holländischen  Schulden 
670.554  fl.,  für  jene  der  Bancalitätsschulden  2.436.111  fl.  Nach 
Bestreitung  dieser  Creditsposten  erübrigten  für  das  eigentliche  Armee- 
erfordemis  nur  mehr  7.979.165  fl.,  was  einen  Abgang  von  7.869.235  fl. 
ergab. 

Zur  Bedeckung  dieses  Abganges,  den  man  durch  zweckmässige 
Dispositionen  um  eine  Million  Gulden  zu  reduciren  hofi'te,  wurde  u.  a. 
die  Verbesserung  des  Postwesens,  die  einverständliche  Prolongirung 
der  holländischen  Contributionsfondsschulden ,  ein  Darlehen  bei  der 
Stadtbank,  ein  solches  in  Genua,  die  Aufhebung  der  bisherigen 
Steuerfreiheiten,  die  Ausschreibung  einer  Türkensteuer  im  Reiche 
(Reichsrömermonate  und  Beiträge  der  Reichsritterschaft),  endlich 
ein  päpstliches  Subsidium  vorgesclilagen.  Später  wurde  auch  ein 
holländisches  Darlehen  ins  Auge  gefasst,  sowie  die  Eintreibung  der 
Contributionsrückstände  in  Btihmen,  Tii*ol  und  Vorderösterreich  und 
die  Auszahlung  der  noch  rückständigen  englischen  Subsidien^). 

Die  bezüglichen  Anträge  wurden  mit  kaiserlicher  Resolution 
vom  21.  December  1716  genehmigt  und  die  Hofkammer  beauftragt, 
auf  die  fraglichen  Fonde  einstweilen  Vorschüsse  aufzunehmen,  hiezu 
aber  im  Vereine  mit  der  Bancalität  einen  genauen  Ausweis  über 
die  Finanzlage  vorzulegen. 

Von  den  erwähnten  ausserordentlichen  Mitteln  waren  speciell 
die  päpstlichen  Subsidien  und  die  geistliche  Zehentsteuer 
(Decimation)  für  den  Türkenkrieg  chai'akteristisch. 

Von  den  Subsidien  des  Papstes  wurden  200.000  fl.  schon  im 
Mai  1716  fällig,  weitere  300.000  fl.  waren  für  den  FaU  der  Be- 
freiung Corfus  von  der  türkischen  Herrschaft  versprochen  worden. 
Als  daher  dieser  Fall  im  Spätsommer  eintrat,  wurde  Cardinal 
von  Schrattenbach  in  Rom  angewiesen,  auch  die  Auszahlung  dieses 
Betrages  zu  erwirken.    Thatsächlich  erfolgte  dieselbe  im  October-). 

Gleichzeitig  wurde  auch  wegen  der  Zustimmung  des  Papstes 
zur  Einhebung  einer  geistlichen  Zehentsteuer  verhandelt.  In  der 
That  erfloss  im  September  eine  päpstliche  Bulle,  welche  zur  Aus- 
schreibung einer  solchen  Steuer  in  den  Erblanden,  Ungarn,  den 
spanischen  Niederlanden  und  Italien  ermächtigte'^). 


»)  F.  C.  Prot,  vom  18.  September  1716. 

«)  H.  F.  A.  vom  22.  Mai,  20.  September  und  2.  November  1716. 
»)  H.  F.  A.  vom  20.  September  und  3.  October  1716,  F.  C.  Prot,  vom  14. 
und  21.  September  und  3.  October  1716. 
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Auch  das  holländische  Anlehen  kam  noch  im  Herbste  zq 
Stande  M. 

Die  Ueberschüsse  aus  den  Einkünften  der  italienischen  B^ 
Sitzungen  wurden  selbstverständlich  ebenfalls  zur  Bestreitung  der 
Kriegskosten  verwendet  -). 

Vom  römischen  Reiche  wurde  der  erwartete  Kriegsbeitrag  in 
der  Höhe  von  50  Römermonaten  bewilligt,  doch  verzögerte  sich 
deren  Abfuhr  derart,  dass  die  Hofkammer  hierüber  erst  für  das 
nächste  Militärjahr,  und  zwar  zunächst  nur  durch  Au&ahme  von 
Vorschüssen  auf  diesen  Fond  verfügen  konnte'). 

Die  im  Jahre  1716  zu  Stande  gekommene  theilweise  Pro- 
longirung  der  ständischen  Retentionsposten  wird  an  anderer 
Stelle  besproclien. 

2.  Im  Jahre  1717. 

Für  das  Feldzugsjahr  1717  wurde  das  Militäreifordemis  vom 
Kriegscommissariate  mit  21.246.683  fl.  präliminirt.  Hiezu  kamen 
noch  1.100.000  fl.  als  Dotation  der  Schuldencassa*),  ein  Ersatz  von 
667.000  fl.  an  den  Cameraletat,  weitere  Ersätze  von  192.333  fl.  und 
ein  Betrag  von  1.906.193  fl.  für  Verzinsung  und  Rückzahlung  von 
durch  Bancalassecurationen  bedeckten  Militärschulden,  endlich  an 
Retentionsposten  der  Länder  für  in  den  Jahren  1692  bis  1716  ge- 
zahlte Staatsschulden  2.299.146  fl.,  zusammen  also  (ohne  die  Zahlungs- 
rückstände des  Vorjahres)  6.164.632  fl.,  wodurch  sich  das  G^esammt- 
erfordemis  auf  27.411.315  fl.  erhöhte*^). 

In  der  am  12.  October  1716  unter  dem  Vorsitze  des  Kaisers 
abgehaltenen  Deputationssitzung *^)  wurde  jedoch  das  reine  Militär- 
erfordernis nur  mit  17  Millionen  veranschlagt,  und  auch  dieses 
noch  wegen  Unzulänglichkeit  der  Mittel  auf  15  Millionen  herab- 
gesetzt. Behufs  Feststellung  der  Bedeckungmassregeln  wurden 
Verhandlungen  zwischen  Hofkammer,    Hofkriegsrath  und    Kriegs- 


V)  8.  den  oben  Seite  378  ff. 

-)  Für  das  Herzogthum  Mantua  waren  dieselben  beispielsweise  mit  98.455  rt. 
präliminirt  (H.  F.  A.  v.  13.  Juni  1716). 

3)  H.  F.  A.  vom  7.  October  1716  und  9.  October  1717.  F.  C.  Prot,  vom 
14.  September  1716. 

*)  Einschliesslich  eines  Rückstandes  von  100.000  fl.  aus  dem  Vorjahre. 

*)  H.  F.  A.  vom  9.  November  1716. 

«)  F.  C.  Prot,  vom  29.  October  1716. 
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comniiss&riat  angeordnet,  und  über  Antrag  der  Finanzconferenz^) 
zugleich  bestimmt,  dass  die  Contributionen  der  Länder  im  Betrage 
der  vorjährigen  Postulate,  daher  von  zusammen  10.734.833  fl.  zu 
begehren,    übrigens  aber   Türken-  oder  Vermögenssteuern    auszu- 
schreiben seien,  wodurch  man  die  Gesammteinnahme  auf  13  Mil- 
Üonen  zu  erhöhen  hoffte.     Den  Rest  von   2  Millionen   solle  man 
darch  ein  Anlehen  aufbringen  und  die  Hof kammer  mit  der  Ermitt- 
lung der  hiezu  erforderlichen  Fonde  betrauen.    Zur  Bedeckung  des 
Erfordernisses  für  die  aus  der  Militärschuldenlast  entspringenden 
^hlungsverbindlichkeiten,  welches  die  Deputation  nur  mit  5.372.913  fl. 
61  kr.  bezifferte,   seien   die  sonst  noch   in  Aussicht  genommenen, 
Ausserordentlichen  Einnahmen  zu  verwenden,  nämlich  die  geistliche 
Decimation,    die  neu  zu  erwartenden  päpstlichen   Subsidien,    die 
Türkensteuer  im  römischen  Beiche  u.  a. 

Es  zeigte  sich  übrigens  bald,  dass  der  Abgang  zu  gering  präli- 
nünirt  worden  war.  Die  Contributionspostulate  betrugen  in 
den  Erblanden  (ohne  Ungarn  und  Tirol)  zuammen  9.163.333  fl., 
"virovon  auf  das  durch  die  Recesse  festgestellte  Ordinarium 
5.440.000  fl.  entfielen-)  Die  wirkliche  Bewilligung  blieb  jedoch 
im  Extraordinarium  hinter  dem  Postulate  zurück. 

Anstatt  der  projectirten  Vermögenssteuer  wurde  in  Folge  kaiser- 
licher Resolution  vom  12.  October  1716  ein  weiteres  Contributions- 
Slxtraordinarinm  von  2  Millionen  auf  die  Erbländer  repartirt^, 
'W'orauf  man  alsbald  Vorschüsse  aufzunehmen  versuchte. 

In  den  böhmischen  Ländern  kam  es  jedoch  gar  nicht  zur  Ein- 
liebimg  dieses  Vermögenssteuer-Relutums.  Man  einigte  sich  nämlich 
iBtt  Hinblicke  auf  den  dringenden  Geldbedarf  dahin,  dass  die  Stände 
anstatt  der  betreffenden  Quoten  Darlehen  in  einem  ensprechend 
grösseren  Betrage  (1.680.000  fl.)  gewähi-ten*).  Die  Contributionen 
dieser  drei  Länder  betrugen  im  Ordinarium  zusammen  4  Millionen; 
dAs  Extraordinarium  wurde  mit  1.388.666 -/j  fl.  bewilligt*). 


*)  F.  C.  Prot  vom  26.  September  1716. 
^  F.  C.  Prot,  vom  30.  December  1716. 

')  H.  F.  A.  vom  24.  October  und  böhm.  F.  A.  vom  7.  November  1716.  — 

"on.  ^Qf  Wiener  üniyersitftt,   den  Grosshändlem   und  Wechslern   und   anderen 

^<^t  contributionspflichtigen  Personen  soUte   die  Vermögenssteuer   als  Ttirken- 

^MMef  eingehoben  werden;  F.  C.  Prot,  vom  30.  Jänner,  rcsolvirt  1.  Februar  1717. 

«)  S.  Abfiehnitt  Xn. 

«)  Böhm.  F.  A.  vom  11.  nnd  26.  April  und  31.  August  1717. 
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Fül'  die  Bedeckungsanleihe  von  2  Milionen  wurde  zunächst 
die  Republik  Genua  ins  Auge  gefasst,  deren  Gesandter  diesbezüglich 
Hoffnungen  gemacht  hatte.  Insbesondere  erinnerte  die  Hofkammer, 
dass  die  genuesischen  Gläubiger  bei  punktlicher  Zinsenzahlung  die 
Zahlung  falliger  Capitalsraten  nicht  zu  betreiben  pflegten^),  —  ein 
füi'  den  damaligen  Staatscredit  sehr  bezeichnender  Hinweis! 

Die  Bancalität  betonte  die  Unmöglichkeit,  das  Erfordernis  zu 
bestreiten,  wenn  sich  die  Länder  nicht  zur  Prolongirung  ihrer 
Eetentionsposten  verständen.  Ausländische  Anleihen  seien  wegen 
der  grossen  Ueberwechslungskosten  schädlich,  auch  werde  hiedurch 
das  Geld  ins  Ausland  gezogen.  Die  Stadtbank  müsse  allenfalls  zm* 
sofortigen  Rückzahlung  ihrer  Einlagen  bereit  sein.  Die  Wiener 
Kaufleute  seien  zu  Darlehen  auf  3  bis  4  Jahre  nur  bei  ausser- 
gewöhnlich  hoher  Verzinsung  und  auch  dann  blos  gegen  Zuschlag 
älterer  Forderungen  geneigt,  zumal  Jeder  sein  Geld  bei  der  Stadt- 
bank sicher  anlegen  könne.  Freiwillige  Anlehen  seien  deshalb  nur 
mit  kurzen  Rückzahlungsfristen  zu  erlangen.  Es  empfehle  sich  da- 
her, entweder  ein  rückzahlbares  Subsidium  opulentiorum,  ein  Zwangs- 
darlehen der  Reichen  auszuschreiben*-),  oder  gegen  Verleihung  von 
Beförderung  und  Titeln  bei  einzelnen  Würdenträgern  Anlehen  auf- 
zunehmen. Allenfalls  möge  man  mit  der  Republik  Genua  wegen 
eines  Darlehens  verhandeln,  jedoch  mittelst  der  Wiener  Stadtbank, 
da  sie  leichter  zu  5  ^,  ,>  Geld  bekomme,  als  die  Bancalität  bei  ihrem 
noch  schwachen  Credite  zu  6^/^,,  und  es  auch  besser  sei,  die  be- 
treffenden Hypotheken  der  Stadtbank  einzuräumen,  als  einer  aus- 
wärtigen Macht.  Freilich  entgehe  hiedurch  der  statutenmässig 
zu  übei'weisende  Fond  der  Bancalität,  die  ohnehin  ein  Cameral- 
deficit  von  800.000  11.  habe. 

Die  Hofkammer  sprach  sich  gegen  das  vorgeschlagene  Zwangs- 
anlehen ^)  aus,  welches  schon  die  Deputation  als  unthunlich  bezeichnet 
hatte.  —  Promotionsdarlehen  seien  niu*  bei  Erledigung  von  Dienst- 


')  H.  F.  A.  vom  24.  October  und  9.  November  1716,  dann  F.  C.  Prot,  vom 
16.  November  1716. 

*)  Ein  solches,  eventuell  auch  ein  unentgeltlicher  Beitrag  der  Reichen  war 
£chon  in  der  Finanzconferenz-Sitzung  vom  26.  September  in  Aussicht  genommen 
worden. 

^)  Die  Bancalität  hatte  hiefür  u.  a.  geltend  gemacht,  dass  die  früheren 
solchen  Anlehen  theils  schon  zurückgezahlt,  theils  durch  die  vierzehnjährigen  Re- 
cesse  in  den  böhmischen  Ländern  sichergestellt  seien. 
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Posten   möglich,   daher   für  jetzt  nicht  verfügbar.    Die  Bancalität 
solle  sonach  vorläufig  auf  die  Ländercontributionen  Vorschüsse  auf- 
nehmen, zu  deren  Verzinsung  und  Tilgung  aus  dem  Extraordinarium 
ein  eigener  Fond  auszuscheiden  sei;  allenfalls  möge  man  den   be- 
treffenden Gläubigern  für  die  termingemässe  Zahlung  die  Accepta- 
tion  seitens  des  Landes   erwirken.     Das  Genueser  Darlehen   sei 
durch  Vermittlung  der  Stadtbank  aufzunehmen,  da  hiebei  bessere 
Bedingungen   erzielt  würden.    Hiezu  sei   aus   dem  Militäretat  ein 
entsprechender  Deckungsfond  auszuscheiden,  der  Cameralcassa  zu 
fibergeben  und  hierauf  an  die  Stadtbank  zu  überweisen.    Vorläufig 
liabe  Genua  das  niederösterreichische  Salzamt  oder  das  böhmische 
Deputirtenamt  als  Fonde  vorgeschlagen^).     Zu   erwarten  sei  etwa 
eine  Million,  zu  mindestens  6%  Zinsen  mit  dem  Rechte  der  Kün- 
digung nach   10  Jahren.      Auch    dann    erübrige  noch   immer  ein 
heiteres  Deficit  von  4  Millionen.   Für  den  Bedarfsfall  habe  Emanuel 
Oppenheimer  ein  Darlehen  von  2  Millionen  angeboten. 

Auch  die  Finanzconferenz  widerrieth  in  der  Sitzung  vom 
16.  November  1716  die  Ausschreibung  eines  subsidium  opulentiorum, 
da  die  Reichen  wegen  der  starken  Ueberl  astung  der  Unterthanen 
ohnehin  den  grössten  Theil  des  Contributions-Extraordinariums  selbst 
zu  tragen  genöthigt  seien.  Die  Contributionen  würden  voraus- 
sichtlich durch  die  Reki-utii-ungkosten ,  die  Auszahlungen  an  die 
Truppen  in  den  Ländern  und  die  Abzugsposten  ganz  erschöpft 
Werden.  Man  müsse  daher  zu  Anlehen  schreiten,  und  zwar  unter 
Zurückweisung  des  Oppenheimerschen  Anbotes^),  eventuell,  wie  be- 
absichtigt, in  Genua.  Als  Fond  hiezu  empfehle  sich  die  böhmische 
Tranksteuer,  deren  Prolongii*ung  von  den  Ständen  zu  erwirken  sei. 
Da  sich  hiedurch  das  Cameraldeficit  von  800.000  auf  1.300.000  fl. 
erhöhe,  sei  zum  Ersätze  des  Entganges  der  perpetuirliche  Fond  der 
Bancalität  als  Cameralfond  zu  erklären,  und  der  Rest  dem  Cameral- 
^t  aus  den  Militäreinkünften  der  böhmischen  Länder  zu  vergüten. 
Dieser  Beschluss  erhielt  die  kaiserliche  Genehmigung  in  der  Conferenz- 
atzung  vom  20.  November  1716,  in  welcher  Starhemberg  die  Schädlich- 
M  des  fortwährenden  Schuldenmachens  und  die  Nothwendigkeit 
Ton  Ersparungen  vergeblich  betonte. 


')  Auf  diese  Fonde  hatte  man  schon  im  17.  Jahrhunderte  in  Genua  Dar« 
^^  abgeschlossen. 

')  S.  oben  Seit«  142. 
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In  einer  späteren  Gonferenzsitzung  vom  4.  März  1717  wurde 
das  ErfordeiTiis  mit  21.687.000  fl.,  die  Bedeckung  mit  1 7.027.000  i^), 
der  Abgang  daher  mit  4.660.000  fl.  veranschlagt,  wobei  einzehie 
in  Aussic]it  genommene  Einnahmen  noch  nicht  zur  Verfügung 
standen.  Die  Bedeckung  der  felilenden  Summe  sei  eine  reine  Un- 
möglichkeit, da  aus  Ersparungen  für  den  Augenblick  nicht  viel  zu 
hoffen,  eine  Steuererhöhung  aber  angesichts  der  jetzt  schon  sehr 
hohen  Steuerlast  unthunlich  sei.  Die  deutschen  Erblande  seien 
durch  die  langen  Kriege,  Pest  und  Misswachs  aufs  äusserste  herab- 
gekommen, der  theuer  erworbene  Staatscredit  drohe  unter  der  stete 
wachsenden  Schuldenlast  zusammenzubrechen.  Die  Bancalität  ver- 
möge die  erforderlichen  Gelder  nicht  aufzubringen,  was  eine  Ent- 
werthung  der  ausgegebenen  Bancalassecurationen  und  schliesslich 
den  allgemeinen  Ruin  zur  Folge  liaben  müsse. 

Die  Conferenz  beantragte  daher  die  Bezahlung  einzelner  Bu- 
briken  des  Erfordernisses  auf  später  zu  verschieben,  die  italienischen 
und  niederländischen  Provinzen  zu  ausgiebigen  Beiträgen  la 
verhalten,  die  noch  nicht  verfügbaren  Fonde  schleunigst  zu  reali- 
siren,  im  Camerale  die  Ausgaben  einzuschränken  und  den  Ertrag 
der  Fonde  zu  heben,  worüber  die  Hof  kammer  berichten  solle.  Ins- 
besondere bezeichnete  es  Starhemberg  als  dringlich,  die  in  Aussicht 
genommenen  Beiträge  des  Reichs  und  der  Lehensträger  in  Italien 
zu  erlangen,  —  die  hiegegen  erhobenen  politischen  Bedenken  seien 
nicht  von  Belang. 

Obgleich  diese  Anträge  am  11.  März  die  Genehmigung  des 
Kaisers  erhielten,  war  zu  deren  Ausführung  dennoch  einige  Wochen 
später  so  gut  wie  nichts  geschehen,  sodass  in  der  Finanzconferenz 
am  1.  April  unter  Hinweis  auf  die  drohende  Gefahr  einer  Auf- 
lösung des  ganzen  Kriegswesens  die  Bemerkung  fallen  konnte,  die 
principiell  bereits  beschlossenen,  oben  aufgezählten  ausserordent- 
lichen Mittel  seien  ganz  in  Vergessenheit  gerathen.  Die  Bealisirang 
derselben,  sowie  die  möglichst  rasche  Eintreibung  der  Ck)ntributionen 
und  der  ausständigen  Reichsrömermonate  wurde  daher  von  der 
Finanzconferenz  über  Antrag  der  Bancalität  neuerlich  betriebe 
und  nach  Einvernehmung  der  Ministerdeputation  mit  kaiserlicher 
Resolution  vom  21.  April  1717  angeordnet*).    Die  Bancalität  hatte 

*)  Darunter  450.000  fl.  an  Remontengeldern  der  Länder.  F.  C.  Prot.  Tom 
20.  März  1717. 

«)  F.  C.  Prot,  vom  16.  und  21.  April  1717. 
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iasbesondere  die  Unmöglichkeit  betont,  gegen  6^/oige  Verzinsung 
Gelder  aufzonehmen,  und  die  Wahrscheinlichkeit,  dass  die  Einlösung 
der  Bancalassecurationen  unausführbar  sein  werde. 

Nun  scheint  es  mit  den  ausserordentlichen  Steuern  endlich 
vorwärts  gegangen  zu  sein. 

Die  ßeichscontingente  (50  Römermonate)  wurden  zwar  nur 
sehr  langsam  abgeführt,  deren  Rückstände  aber  zur  Compensation 
nit  älteren  Forderungen  der  Reichsstände,  also  zur  Schuldentilgung, 
verwendet.  Von  1716  bis  Ende  October  1717  gingen  im  Ganzen 
1.316XX)0  fl.  bar  ein*). 

Die  Reichsritterschaft  im  schwäbischen,  fränkischen  und 
rheinischen  Kreise  hatte  an  Subsidien  65.000  fl.  offerirt;  die  Finanz- 
conferenz  beschloss  aber,  auf  dem  Erläge  von  jährlich  100.000  fl., 
und  zwar  mindestens  auf  Kriegsdauer,  zu  bestehen-). 

Was  die  geistliche  Decimation  betrifft,  so  wurde  dieselbe 
irie  im  Vorjahre  mit  päpstlicher  Zustimmung  dem  Clerus  der  Erb- 
lande auferlegt.  Diese  Zustimmung  hielt  man  nämlich  wegen  des 
Steuerfreiheits-Privilegiums  der  Geistlichkeit  für  geboten.  Freilich 
ymrie  dieselbe  nui-  zögernd  und  für  gelinge  Beträge  ertheilt  und 
war  die  bezügliche  Vereinbarung  hinsichtlich  der  böhmischen  Länder 
flr  das  Jahr  1716  noch  nicht  zu  Stande  gekommen^),  als  schon 
die  Ausschreibung  für  1717  erfolgt  war. 

Im  Sommer  erfloss  nach  längeren  Verhandlungen  auch  die 
pipstliche  Genehmigung  zui*  Einhebung  einer  Beisteuer  des 
Clerus  in  Mailand,  Mantua  und  Neapel  von  jährlich  100.000 


')  F.  C.  Prot,  vom  26.  August  1717  und  Abth.  Reichs-Römennonate  in  den 
:    hmdaii'schen  Acten.    Fase.  I. 

»)  F.  C.  Prot,  vom  16.  April  1717. 

^  Böhm.  F.  A.  vom  8.  April  1717.  —  Für  Mähren  und  Schlesien  bot  der 

lipitliche  Nuntius  die  Zustimmung  zu  einer  geistlichen  Zehentsteuer  von  zu- 

lunmen  66.977  fl.,  während  Hofkammer  und  Finanzconferenz  für  alle  drei  böh- 

■iichen  Länder  200.000  fl.  beantragten.    Der  Kaiser  entschied,  die  Hofkammer 

üOfpe  trachten,   eine  möglichst  hohe  Summe  zu  erwirken,   yor  allem  aber  den 

AbsehluBs  beschleunigen  (F.  C.  Prot.  v.  22.  Febr.,   res.  11.  März  1717).    Nach 

tiaem  späteren  Referate  betrug  die  Decimation  in  den  Erblanden  und  Ungarn 

ffiJHfimnn  264.204  fl.,  ungerechnet  die  der  Wiener  Stadtbank  überlassenen  Quote 

TOB  Nieder-  und  Oberösterreich,  deren  Betrag  unbekannt  ist  (H.  F.  A.  y.  25.  Jännar 

1719).    Uebrigens  waren  einzelne  Quoten  noch  im  Jahre  1719  rückständig.    Für 

den  lutherischen  Clerus  wurde  die  Decimation  mit  5171  fl.  pauschalirt  (F.  C. 

Prot.  ▼.  29.  April,  res.  2.  Mai  1717). 

T.  Meoii,  FuwnBen  Oefterreichs.  34 
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Scudi  Romaui,  und  zwar  für  5  Jahre.  Hofkammer  und  Bancalitö 
wurden  daher  angewiesen,  hierauf  „Credit  zu  machen"^). 

Auch  der  Papst  selbst  bewilligte  \s'ieder  Subsidiengelder 
und  zwar  160.000  fl.  bereits  im  Frühjahre;  wegen  weiterer  Bei 
träge  wurde  noch  im  Herbste  verhandelt-). 

Das  Anlehen  in  Genua  kam  nicht  zu  Stande. 

3.  Im  Jahre  1718. 

• 

Die  im  Vorstehenden  geschilderte  Schwierigkeit,   die  für  ^ 
Armee  erforderlichen  Geldmittel  zu  beschaffen,  veranlasste  die  Fin^xj; 
conferenz,  in  ihren  Beschlüssen  vom  31.  März  und  10.  Mai  17i; 
enistlich  die  Nothwendigkeit  einer  Herabsetzung  des  Heeren- 
erfordernisses^)   zu  betonen.    Hiefür  war   die  Erwägung  mass- 
gebend,  dass  eine  weitere  Anspannung  der  Steuerkraft  unthunücli 
schien,  ausgiebigere  Anlehen  weder  von  der  Bevölkening  zu  er- 
warten waren,  noch  auch  von  der  Wiener  Stadtbank,  welcher  man 
nicht  mehr  die  statutenmässigen  Deckungsfonde  zu  fiberweisen  ver- 
mochte.   In  Zukunft   müsse   sich  daher  der  Militäraufwand  nach 
den  Einnahmen  richten,  was  dem  Hofkriegsrathe  mitzutheilen  sei 

Von  der  Erkenntnis  der  Nothwendigkeit  eingreifender  Er- 
sparungen bis  zu  deren  Verwirklichung  war  aber  noch  ein  sehr 
weiter  Weg.  So  lange  der  Türkenkrieg  dauerte,  wäre  ja  wohl 
eine  Heeresreduction  aucli  kaum  ausführbar  gewesen. 

So  wurde  denn  das  Militärerfordernis  pro  1718  vom  Kriegs-  ' 
commissariate  in  einem  nicht  viel  geringerem  Betrage  als  im  To>  j 
jähre,  nämlich  mit  19.075.163  fl.  37  kr.  präliminirt*).  Bei  dtf 
anscheinenden  Unmöglichkeit,  diese  Summe  zu  bestreiten,  kam  die 
Finanzconferenz  in  ihrer  Sitzung  vom  26.  August  1717*)  auf  ihre 
obenerwähnten  Ergänzungsvorschläge  zurück,  und  zwar  diesmal  iB 
Gegenwart  des  Kaisers.    Der  Monarch,  der  begreiflicherweise  Alles 


1)  F.  C.  Prot,  vom  21.  Juni,  res.  5.  Juli  1717  und  H.  F.  A.  vom  12.Augitft 
1717. 

-)  H.  F.  A.  vom  22.  Mai  und  3.  September  1717. 

')  In  der  Sitzung  vom  31.  Mürz  wurde  geradezu  bemerkt,    dass  die  Ve^ 
Bchwcndung  und  die  Missbräuche  in  der  Militärükonomie  zum  unvermeidlieliei  | 
Ruin  der  Unterthanen  und  Länder  immer  mehr  überhand  nehmen. 

*)  F.  C.  Prot,  vom  4.  August  1717. 

•■^j  Kurz  vorher  hatte  Prinz  Fugen  Belgrad  erobert,   was   einen   baldign 
Frieden  in  Aussieht  zu  stellen  schien. 
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vermieden  wissen  wollte,  was  die  militärische  Machtstellung  des 
Staates  gefährden  konnte,  liess  jedoch  die  Eeductionsfrage  vorerst 
offen  und  entschied  sicli  daher  zunächst  nur  für  die  Anbahnung 
einer  Keform  in  Bezug  auf  die  Beschaffung  der  erforderlichen 
Mittel.  Der  ganze  Armeeaufwand  solle  nämlich  auf  die  einzelnen 
Länder  nach  deren  Leistungsfähigkeit  repartirt  werden,  der  Landes- 
beitrag aber  nicht  unmittelbar,  sondern  durch  die  Staatscassen  an 
die  Truppen  ausgezahlt  werden.  Diese  Frage  sei  in  einer  Deputa- 
tion der  Länderchefs  unter  Zuziehung  der  Präsidenten  der  spanischen 
Junta ^)  und  des  niederländischen  Rathes  eingehend  .zu  studiren  und 
hiebei  auch  ein  entsprechender  Beitrag  der  italienischen  und  nieder- 
ländischen Provinzen  in  Erwägung  zu  ziehen. 

Inzwischen  arbeiteten  Hofkammer  und  Bancalität  gemeinsam 
an  den  Bedeckungsvorschlägen.  Ueber  das  bezügliche  Hofkammer- 
Eeferat  wurde  in  der  Finanzconferenz  am  2.  November  1717  ver- 
handelt. 

Die  Ländercontributionen  wurden  mit  11.730.000  fl.  angesetzt, 
wovon  zur  Bestreitimg  der  Retentionsposten,  der  Tilgungsfondsquote 
ft  die  Schuldencassa  und  der  Ersätze  an  das  Cameralärar  nicht 
weniger  als  6.120.774  fl.  erforderlich  waren,  sodass  für  Militär- 
zwecke  blos  5.609.226  fl.  zu  erwarten  standen.  Dies  ergab  einen 
Abgang  von  rund  14  Millionen  Gulden,  zu  dessen  theil weiser  Be- 
deckung die  Hofkammer  vorerst  die  Ausschreibung  einer  Vermögens- 
steuer von  1.800.000  fl.  anstatt  des  in  Aussicht  genommenen  zweiten 
Contributions-Extraordinaiiums  vorschlug.  Hiezu  kam  die  zweite 
Jahresrate  der  im  Vorjahre  vom  Papste  auf  fünf  Jahre  bewilligten 
Beisteuer  des  Clerus  in  Italien  von  100.000  Scudi  (-=  200.000  fl.), 
Während  die  Einnahmen  aus  den  Beiträgen  der  italienischen  Lehens- 
träger mit  450.000  fl.  und  jene  aus  einer  neu  zu  bewilligenden 
Bdchssteuer  mit  700.000  fl.  veranschlagt  wurden.  Von  allen  diesen 
J^onden  waren  im  besten  Falle  3.150.000  fl.  zu  erwarten,  und  zwar 
erst  nach  vielen  Monaten,  weshalb  man  darüber  vorerst  nur  durch 
Vorschüsse  verfügen  konnte. 

Bezüglich  des  weiteren  Abganges  von  über  10  Millionen  Gulden 
lagen  noch  nicht  einmal  Vorschläge  vor.  Die  Hofkammer  wurde 
daher   angewiesen,  schleunigst  weitere  Bedeckungsmassregeln  vor- 


')  Diese  bildete  die  oberste  Instanz  für  die  Verwaltung  der  italienischen 
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zuschlagen,  und  hiezu  ausserordentliche  Einnahmen  ausfindig  z 
machen,  üebrigens  handelte  ee  sich  vornehmlich  um  die  Bestreitnn 
des  unmittelbaren  Bedarfes;  Ar  den  Sommer  hoffte  man  auf  unvoi 
hergesehene  Fonde. 

Andererseits  war  aber  nicht  einmal  auf  die  volle  Contribi 
tionssumme  mit  Sicherheit  zu  rechnen.  Dazu  kam,  dass  die  itali« 
nischen  Provinzen  sich  unter  Berufung  auf  ihre  Privilegien  zu  eine 
Beitragsleistung  nicht  herbeilassen  wollten,  weshalb  die  schon  ii 
August  eingesetzte  Deputation  ihre  Berathungen  noch  immer  nicl 
begonnen  ^tte.  « 

Unter  solchen  Verhältnissen  konnte  die  Finanzconferenz  i 
ihrer  Sitzung  vom  9.  November  1717  nicht  umhin,  neuerlich  ai 
eine  entsprechende  Reduction  des  Ai*meeanfwandes  zu  dringen^ 
In  der  That  war  eine  solche  durch  die  Siege  Eugens  glückliche] 
weise  möglich  gewordene  Massregel  angesichts  der  trostlose 
Finanzlage  eine  unabweisbare  Nothwendigkeit. 

In  der  Finanzconferenzsitzung  vom  22.  Jänner  1718  erflo£ 
daher  eine  kaiserliche  Resolution,  welche  die  EinfUirung  eine 
„besseren  Militärwirthschaft^  anordnete.  Namentlich  solle  das  Ei 
fordernis  flu*  die  Armee,  sowie  dies  mit  jenem  für  Hofstaat  un 
Civilverwaltung  geschehe,  stets  eingehend  geprüft  werden,  und  zwa 
umsomehr,  als  es  sich  hier  um  viele  Millionen  und  um  das  Bin 
der  armen  Unterthanen  handle.  Hierüber  sei  nicht  nur  schon  i 
vielen  Conferenzen  und  Deputationen  geredet,  sondern  auch  an  di 
Hofkammer  die  entsprechende  Weisung  erlassen  worden^),  bishe 
aber  ohne  Erfolg.  Der  Kaiser  finde  sich  daher  bewogen,  der  Hol 
kammer  diesen  Befehl  in  Erinnerung  zu  bringen  und  da&  Kriegs 
commissariat  zu  seiner  Schuldigkeit  zu  verhalten.  Dies  solle  di 
Conferenz  dem  Hofkammerpräsidenten  und  dem  General- Kriegs 
commissaiius  in  geeigneter  Weise  mündlich  bekannt  geben.  Yo 
allem  aber  habe  die  Kammer  in  dieser  Angelegenheit  zu  referirei 

In  Betreff  der  ausserordentlichen  Bedeckungsmassregeln  wa 
schon  am  15.  November  1717  eine  Sitzung  der  Mittelsconferen 
(nicht  Finanzconferenz)  unter  dem  Vorsitze  des  Fürsten  Trautso 
al^halten  worden^),  worüber  derselbe  am  22.  November  referirb 

^)  Gleichzeitig  wurde  die  energische  Eintreibung  der  Steuerrückstände  b< 
schlössen. 

')  Wann  letzteres  geschah,  ist  nicht  ersichtlich. 
•)  H.  F.  A.  vom  16.  December  1717. 
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Die  Conferenz  beschloss  vor  allem,  anstatt  eines  zweiten 
Contiibotions - EIxtraordinariums  entsprechende  Länderdarlehen 
vorzuschlagen,  wie  solche  im  Vorjahre  zn  Stande  gekommen  waren. 
Solche  Darlehen  wurden  nämlich  leichter  bewilligt  und  auch  von 
den  Contribnenten  minder  hart  empfunden,  als  eine  Steuer.  Ueber- 
iumpt  handle  es  sich  hier  nur  pro  forma  um  eine  Anticipation,  (!) 
da  die  Stände  dann  in  Friedenszeiten  um  so  höhere  Contributions- 
summen  bewilligen  würden,  um  sich  hieran  hinsichtlich  ihrer  jetzigen 
Vorächüsse  schadlos  zu  halten. 

Die  von  einer  Seite  angeregte  Prolongirung  der  älteren 
Forderungen  (Retentionsposten)  der  Länder  sei  nicht  thunlich,  da 
letztere  schon  dui*ch  die  vorjährige  Erstreckung  der  Zahlungs- 
termine in  ihrem  Credite  sehr  gelitten  hätten,  was  die  Aufbringung 
neuer  Beiträge  sehr  erschwere. 

Ebensowenig  empfehle  sich  das  vorgeschlagene  Zwangs- 
darlehen der  Wohlhabenden  (opulentiorum).  Die  Reichen  hätten 
ninüich  ohnehin  schon  früher  namhafte  Summen  dargeliehen  und 
die  Uebrigen  seien  grösstentheils  nicht  im  Besitze  entsprechender 
Barmittel.  Man  möge  sich  darauf  beschränken,  wegen  Contrahirung 
TOQ  Anlehen  gelegentlich  mit  einzelnen  der  in  Betracht  kommenden 
Personen  zu  verhandeln. 

Dagegen  befürwortete  die  Mittelsconferenz  die  Erhöhung  des 
Salzpreises  fiir  die  österreichischen,  und  jene  des  Fleischauf- 
Schlages  für  die  böhmischen  Länder^),  ferner  die  Einhebung 
«Der  Türkenstener  von  den  hiemit  im  Vorjahre  belegten  Kauf- 
leaten,  u.  s.  w.,  die  Durchführung  der  schon  längst  angeregten 
Beform  des  Postwesens,  endlich  eventuell  den  von  der  Hofkammer 
beuitragten  Verkauf  des  letzten  Drittels  der  niederösterreichi- 
Kdien  Landsteuer  an  die  Stände. 

Der  Kaiser  ertheilte  diesen  Beschlüssen  im  December  seine 
äeoehmigung  mit  dem  Beisatze,  dass  auf  den  baldigen  Vollzug  zu 
leben  sei.  In  der  That  erliess  die  Hof  kammer  noch  am  16.  December 
Uregen  der  Salzpreissteigerung  die  erforderlichen  Weisungen  an  die 
betreffenden  Aemter. 

Der  Vollzug  der  übrigen  Massregeln  war  füi*  die  nächste  Zeit 
Bicht   zu  erreichen.    Selbst  die  ausserordentlichen  Gontributionen 


^)  Auf  letzteren  sei  bei  der  Stadtbank  ein  Darlehen  von  3  MiUionen  auf- 
zunehmen. 
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der  Länder  gingen  nur  sehr  langsam  ein,  und  auf  die  früher  : 
Aussicht  genommenen  Beiträge  des  römischen  Reiches  und  d< 
italienischen  Vasallen  war  nicht  mit  Sicherheit  zu  rechnen. 

Die  Hofkammer  kam  daher  in  ihrem  Referate  vom  3.  Juni  17] 
unter  Hinweis  auf  die  Nothwendigkeit,  die  fallig  werdenden  Ban« 
papiere  (300.000  fl.  monatlich)  behufs  Erhaltung  des  Credites  recl 
zeitig  zu  bezahlen,  und  das  Militärei-fordernis  von  monatli 
1.800.000  fl.  zu  bestreiten,  neuerdings  auf  den  früheren  Vorschli 
zurück,  die  geistlichen  und  weltlichen  locupletiores  potentiort 
d.  h.  die  Leute  von  Rang  und  Vermögen,  mit  einer  nicht  rückzahlbar 
Beisteuer  (donum  gratuitum)  oder  mit  einem  Zwangsdarleh 
zu  belegen.  Letzteres  wäre  mit  6^,^  zu  verzinsen,  und  das  Capii 
in  drei,  nach  zwei  Jahren  beginnenden  Jahresraten  zurückzuzahl< 
und  zwar  durch  Abzug  aus  dem  eigenen  Contributionscontinger 
des  Gläubigers.  Die  Massregel  sei  auch  auf  die  Magnaten  u 
reichen  Privatleute  Ungarns  auszudehnen,  welche  bisher  imn 
verschont  geblieben  waren  und  alle  Abgaben  auf  ihre  Unterthan 
zu  überwälzen  verstanden  hatten,  überdies  ilire  Producte  in  Fol 
des  Krieges  vortheilhafter  verwertheten.  Uebrigens  sei  auch  8 
der  Erwirkung  der  Beiträge  aus  dem  Reiche  und  aus  Italien 
bestehen.  Hierüber  beschloss  die  Finanzconferenz  am  14.  Ju 
dass  die  vorstehenden  Vorschläge  in  einer  Mittelsconferenz  um 
Zuziehung  der  Hofkanzleien,  der  Hofkammer  und  Bancalität 
berathen,  vorläufig  aber  die  nötliigen  Gelder  durch  Anleilien 
beschaffen  seien.  In  der  That  fand  eine  Berathung  wegen  ( 
Bedeckungsmassregeln  bald  darauf  in  der  Mittelsconferenz  und 
dann  in  einer  dai*über  abgehaltenen  Deputation  statt,  und  wui 
die  Hofkammer  auf  Grund  des  vom  Kaiser  genehmigten  Finai 
conferenzbeschlusses  vom  16.  Juli  1718  beauftragt,  die  bei  jei 
Berathungen  gefassten  Beschlüsse  rechtzeitig  zu  vollziehen.  Wo 
die  letzteren  aber  bestanden,  ist  aus  den  Acten  des  Reichsfina 
archivs  nicht  zu  entnehmen.  Uebrigens  wui-de  das  projecti 
Zwangsdarlehen  nicht  ausgeschrieben. 

Beisder  wiederholt  constatirten  Erschöpfung  der  Steuerkr 
und  der  bedeutenden  Anspannung  des  Staatscredites  musste 
Staatsregierung  jede  Gelegenheit  zu  anderwärtigen  ausserordentlicl 
Einnahmen  begierig  ergreifen.  Eine  solche  ergab  sich,  wenn 
gelang,  die  Rückstände  jener  Subsidiengelder  zu  realisiren, 
deren  Zahlung  sich  während  des  spanischen  Erbfolgekrieges  Engl ai 
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der  damalige  Bundesgenosse  Oesterreichs,  verpflichtet  hatte.  Unter 
diesem  Titel  hatte  das  englische  Parlament  nämlich  von  1706 
bis  1712   zusammen   2.002.774   Pfd.  Strl.  2  sh.   bewilligt,  wovon 

1717  noch  394.562  Pfd.  Strl.  6  sh.  ausständig  waren.  Hiezu 
kamen  noch  die  zwar  von  der  Regierung  zugesagten,  vom  Parlamente 
aber  nicht  bewilligten  und  daher  nicht  liquiden  weiteren  Subsidien 
von  582.626  Pfd.  Strl.  Nach  langen  Verhandlungen^)  kam  gegen 
Ende  des  Jahres  1717  eine  Vereinbarung  zu  Stande,  wonach  der 
Kaiser  gegen  eine  Abfindungssumme  von  130.000  Pfd.  Strl.  auf 
alle  weitergehenden  Forderungen  verzichtete  -),  ein  Beweis,  in  welcher 
Zwangslage  sich  die  Monarchie  damals  befand! 

Die  geistliche  Decimation  in  den  Erblanden  wurde  für 

1718  in  dem  Betrage  des  vorjährigen  Erträgnisses  von  264.204  fl 
angesetzt,  wobei  die  der  Stadtbank  eingeräumten  Quoten  von 
Sieder-  und  Oberö?ten'eich  nicht  eingerechnet  waren.  Die  Einhebung 
der  Decimation  verzögerte  sich  übrigens  bis  in  das  nächste  Jahr. 
Der  Ertrag  derselben  belief  sich  in  den  Jahren  1716  bis  1718  zu- 
sammen auf  1.187.012  fl.»). 

Die  gegen  Ende  1717  von  einem  oberösterreichischen  Regiments- 
rathe,  Conrad  von  Roth,  projectirte  ausländische  Anleilie  von 
3  Millionen  Gulden  scheint  nicht  zu  Stande  gekommen  zu  sein^). 


^)  F.  C.  Prot,  vom  16.  April  1717.  —  Die  englische  Regierung  machte 
Gegenforderungen  geltend  nnd  betonte,  dnss  die  Zustiininung  des  Parlaments 
bSehfitens  für  eine  Abschlagszahlung  von  100.000  Pfd.  Sterl.  zu  erreichen  sei. 
Ueberdies  wurde  die  Verhandlung  nach  Andeutungen  eines  der  betreffenden  Com- 
Bunäre  von  der  Hegicrung  absichtlich  in  die  Länge  gezogen,  um  eine  parla- 
neBtariflche  Untersuchung  über  die  Verwendung  der  frlUicr  ausbezahlten  Gelder 
n  Termeiden.  Die  Hoffnung  der  Finanzronferenz,  vorerst  eine  Abschlagszahlung 
nm  XOO  bis  200.000  Pfd.  Sterl,  später  aber  die  successive  Liquidirung  des 
guizen  Restes  zu  erlangen,  erwies  sich  als  trügerisch. 

^  Die  Bezahlung  erfolgte  sofort  durch  Wechsel  des  britischen  Gesandten 
in  Wien  auf  die  Regierung  in  London.  H.  F.  A.  vom  5.  December  1717  und 
Uii  Yollmacht  vom  selben  Tage  (Rec.  Fase.  C,  Nr.  426). 

»)  H.  F.  A.  vom  25.  Jänner  1719  und  vom  19.  April  1725. 

*)  Roth  verlangte  eine  Realsicherstellung  durch  Cassacompossess  am  Zahlungs- 
fojide  und  l^/o  Provision.    Mit  den  bezüglichen  Verhandlungen  wurde  der  Vice- 
prSses  der  böhmischen  Kammer,  Graf  Herzen,  betraut  (böhpi.  F.  A.  v.  17.  Nov. 
1717). 
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4.   Verhandlungen  im  Jahre  1719.  —  Büoktritt  des  Hofkammer* 

pr&sidenten  Grafen  Walsegg. 

Am  21.  Juni  1718  erreichte  der  Türkenkrieg  sein  Ende  durc 
den  für  die  Monarchie  sehr  vortheilhaften  Frieden  von  Passarowitz^ 
Wie  im  spanischen  Erbfolgekriega  hatten  auch  diesmal  die  Siege 
Eugens  die  österreichischen  Finanzen  aus  einer  verzweifelten  Lage 
gerettet  und   den  Staat  vor  dem  sonst  unvermeidlichen  völligen 
Bankrotte  bewahrt. 

Es  war  aber  in  der  That  die  höchste  Zeit  dazu  gewesen!  Die 
Schuldenlast  war  auf  mehr  als  70  Millionen  angewachsen  mit 
einem  jährlichen  Zinsenerfordemisse  von  über  4  Millionen.  So 
unbedeutend  uns  diese  Ziffern  heute  auch  erscheinen  mögen,  so  be- 
denklich war  eine  solche  Verschuldung  unter  den  damaligen  Ver- 
hältnissen, angesichts  des  geringen  Ertrages  aller  Steaem,  der 
Verpfändung  zahlreicher  Einnahmsquellen  und  der  relativ  kunsen 
ßückzahlungsfristen.  Thatsächlich  erübrigte  bei  termingemässer 
Zahlung  der  fälligen  Zinsen  und  Capitalsrat^n  nur  sehr  wenig  znr 
Bestreitung  der  laufenden  Ausgaben.  Unter  solchen  Umständen 
war  es  eine  unabweisbare  Noth wendigkeit,  den  wiedererlangten 
Frieden  endlich  zur  allmählichen  Hei*stellung  des  Gleichgewichtes 
im  Staatshausbalte  zu  benutzen.  Da  eine  wesentliche  Erhöhung 
der  Einnahmen  nicht  thunlich  erschien,  war  also  eine  entsprechende 
Herabsetzung  der  Ausgaben  unbedingt  geboten. 

Hiefür  kam,  nachdem  an  den,  aus  dem  Cameral6tat  bestrittenen 
eigentlichen  Verwaltungsauslagen  nicht  viel  erspart  werden  konnte, 
besonders  der  Aufwand  für  den  Hofstaat  imd  die  Annee  in  Be- 
tracht. Starhemberg,  der  die  übrigen  damaligen  Minister  an  Einsicht 
und  Ueberzeugungsmuth  weit  überragte  und  die  Gefahr  richtig 
erkannte,  womit  die  ihm  anvertraute  Wiener  Standbank  durch  den 
Niedergang  der  Staatsfinanzen  bedroht  wurde,  betonte  daher  in  der 
Finanzconferenz  vom  12.  November  1718  auf  das  entschiedenste  die 
Nothwendigkeit  von  Ersparungen  auf  diesen  Gebieten.  Die  Ausgaben 
seien  in  allen  Rubriken  fortwährend  erhöht  worden,  da  man  nur 
auf  äusseren  Glanz  gesehen  habe,  obgleich  der  Staat  nur  „durch 
Anschickung  guter  Wirthschaft"  erhalten  werden  könne.  Auch 
sei  es  bisher  stets  üblich  gewesen,  nach  einem  Friedensschiasse 
gewisse  ausserordentliche  Ausgaben  aufzuheben  und  im  Ordinariom 
zu  sparen.    Umso  nothwendiger  sei  dies  jetzt.    Bei  längerer  Fort- 
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uer  der  bisherigen  Wirthschaft  sei  zu  befürchten,  dass  man  sich 
nöthigt  sehen  werde,  der  Wiener  Stadtbank  die  ihr  eingeräumten 
>nde  zu  entziehen,  und  hiedurch  den  Parteien,  welche  ihr  Geld 
d willig  bei  der  Bank  eingelegt  hatten,  Treu  nnd  Glauben  zu 
echen.  Solches  könne  er  nicht  auf  sein  Gewissen  nehmen.  Man 
ksse  sich  daher  zu  Einschränkungen  entschliessen ,  uro  den 
gemeinen  Huin  zu  vermeiden. 

Der  Kaiser  anei*kannte  die  Richtigkeit  dieser  Ausführungen, 
ante  jedoch  gleichwohl  nicht  umhin,  zwei  von  der  Finanzconferenz 
atntragte  nnvortheilhafte  Anlehensoperationen  zu  genehmigen.  So 
Ige  man  nämlich  in  der  Noth  stecke,  müsse  man  zuerst  an  die 
deckang  des  unmittelbaren  Bedarfes  denken;  dann  erst  sei  die 
Lfstellung  eines  Systems  für  die  Zukunft  in  Angriff  zu  nehmen. 

In  späteren  Finanzconferenzsitzungen  wurde  die  Foildauer 
tbehrlich  gewordener  Ausgaben  dem  Hofkriegsrathe  zur  Last 
legt.  Durch  rechtzeitige  Entlassung  der  Matrosen,  der  Artillerie, 
ihrwesens-  und  Proviantmannschaft  und  einige  andere  Abstriche 
tte  man  1*/,  Millionen  ersparen  können*).  Am  13.  December 
"b  Fürst  Trautson  hervor,  dass  seitens  der  Truppen  in  den 
Indem  an  Naturalleistungen  mindestens  das  Doppelte  der  be- 
ülligten  Beiträge  erzwungen  werde.  Hiedurch  wei'de  die  Contri- 
Ltionsfähigkeit  erschöpft.  Der  Antrag  auf  Abstellung  dieser  Excesse 
arde  von  der  Finanzconferenz  befürwortet  und  vom  Kaiser  ge- 
hmigt'). 

Was  nun  speciell  das  Militärbudget  von  1719  betrifft,  so 
arde  der  voraussichtliche  Maximalertrag  der  sämmtlichen  Contri- 
itionen,  einschliesslich  der  erbländischen  Rekniten-  und  Remonten- 
Ider  pr.  615.000  fl.  auf  11.845.333  fl.'^)  veranschlagt,  wobei  Ungai-n 
it  4.252.000  fl.  und  die  deutsche  Reichsrittei-schaft  mit  150.000  fl. 
igerechnet  war. 

Dem  stand  eine  Belastung  von  2.956.398  fl.  an  Retentions- 
»sten  für  im  Jahre  1710  fällig  werdende  Capitals-  und  Zinsenraten 
s  Forderungen  der  Stände  und  der  Wiener  Stadtbank  gegenüber  *). 


>)  F.  C.  Prot  vom  21.  November  1718. 

^  F.  C.  Prot,  vom  13.  December  1718  und  16.  Jänner  1719. 

•)  H.F.  A.  vom  12.  November  1718  (wo  auch  das  Folgende).  Die  Recruten- 
id  Bemontenstellung  wurde  durch  die  Länder  mit  1.053.715  fl.  abgelöst;  b5bm. 
A.  Tom  28.  Februar  1719. 

^)  Naeh  dem  Stande  von  Ende  1718  haftete  der  (^ontributionsfond  als  Pfand 
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Hiezu  kam  der  Tilgungsfondsbeitrag  von  einer  Million  Gulden, 
ferner  das  Erfordernis  für  Einlösung  der  1719  falligen  Bancal- 
assecurationen  und  Decrete,  d.  h.  für  Verzinsung  und  Rückzahlung 
der  Bancalitätsschulden  im  Betrage  von  4.320.476  fl.,  endlich  ein 
an   das  das  Cameralärar  zu    leistender  Ersatz   von   1.444.605  ft^ 

Angesichts   dieser   Gesammtbelastung  des   Contributionsfond^ 
war  zur  Bestreitung  der  eigentlichen  Militärauslagen  nur  ein  Rest 
von  2.123.854  fl.  verfügbar.    In  dem  bezüglichen  Referate  betonte 
die  Hofkammer,  dass  die  Aufnahme  neuer  Anlehen  zur  Abstossimi' 
fälliger  Schulden  immer  schwerer  und  drückender  werde;  die  Er- 
streckung der  Zahlungstermine  schädige  aber  den  Credit  und  sei 
bezüglich  der  an  das  Ausland  verpfändeten  schlesischen  Contributionen 
ganz  unthunlich.   Das  postulirte  doppelte  Exti*aordinarium  sei  seitens 
der  Länder  nicht  zu   erhoffen,   zumal   sich   eine  solche  Leistwig 
schon  im  Vorjahre  als  unthunlich  erwiesen  habe  und  die  Länder 
seither  durch  Miswachs  u.  s.  w.  noch  zahlungsunfähiger  geworden 
seien.     Es  erübrige   daher  nichts   anderes,   als   mit   den  Standen 
auf  fünf  Jahre  einen  ausserordentlichen  Beitrag   von   zusammen 
jährlich  600.000  fl.  zu  vereinbaren,  um  auf  diesen  Fond  zur  Be- 
streitung der  1719  fillligen  Retentionsposten  ungefähr  zwei  Millionen 
durch  Anlehen   aufzubringen.     Den  Beitrag  des  Militäretats  zum 
Staatsschuldentilgungsfonde  könne  man  nicht  streichen,  da  ja  das 
Cameralärar  hiezu  jähi-lich    l^',   Millionen    abführe    und  ohnedies 
die  meisten  Cameralschulden  auf  Militärauslagen  zurück- 
zuführen seien. 

Dagegen  sei  von  dem  Erfordernisse  für  die  falligen  Bancalitätd' 
papiere  nui*  eine  Million  aus  dem  Militäretat  zu  bestreiten,  der 
Rest  aber  theils  durch  die  Stadtbank,  theils  vermittelst  des  Credites^ 
der  Bancalität  aufzubringen,  und  zwar  habe  letztere  nui*  zur  Ab*' 
stossung  alter  Schulden  neue  zu  contrahiren,  und  die  Auszahlung  | 
der  Militärrückstände  vorläufig  zu  sistiren.    Die  ErsatzforderoBgi 
des   Cameralärars  müsse   allerdings   beglichen   werden    und   zwar! 
empfehle  es  sich,  hiezu  bei  der  Stadtbank  ein  entsprechendes  DB^| 
lehen   aufzunehmen.     Die   Durchfühi*ung   aller   dieser    Massregeli! 
werde  den  für  Armeezwecke  verfügbaren  Betrag  auf  9  MiUioneij 


fUr  Forderungen  der  Stände  von  11.912.113  fl.  9  kr.  und  der  Wiener  Stadtbaik{ 
von  1.141.666  fl.  40  kr.  Hievon  wurden  1719  fKUig:  an  Capital  2.023.142  1^^ 
beziehungsweise  247.916  fl.  nnd  an  Zinsen  640.340  fl.,  beziehungsweise  45.000  ij 
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erhöhen,  eine  üeberschreitung  dieser  letzteren  Summe  müsse  jedoch 
zum  Ruine  fähren. 

Von  den  Contributionen,  deren  Ordinarium  durch  die  Recesse 
von  1713  auf  10  Jahre  lang  feststand,  wurde  das  einfache  Extra- 
ordinarium  so  ziemlich  in  den  postulirten  Beträgen  bewilligt.  Aller- 
dings waren  von  den  Contributionen  der  Vorjahre  (einschliesslich 
der  geistlichen  Decimation)  noch  fast  drei  MiUionen  ausständig^) 
and  betrug  die  Einnahme  in  den  ersten  zehn  Monaten  des  Militär- 
jahres 1719  kaum  9  Millionen,  so  dass  das  Cameralärar  wieder  mit 
834.000  fl.  aushelfen  musste-). 

Was  deji  von  der  Hof  kammer  vorgeschlagenen  Creditfundirungs- 
beitrag  der  Länder  von  jährlich  600.000  fl.  betrifft,  so  begannen 
die  diesfalligen  Verhandlungen  schon  im  December  1719^).  Da  die 
Stände  aber  in  Friedenszeit  nur  schwer  zu  ausserordentlichen  Be- 
willigungen zu  bewegen  waren*),  wurde  das  gewünschte  Resultat 
nicht  in  vollem  Umfange  erreicht*).  Stajrhemberg  beantragte  daher 
in  der  Finanzconferenz  vom  10.  Juli  1719,  mit  den  Ständen  das 
damalige  Ordinarium  auf  weitere  15  Jalire  durcli  Recesse  fest- 
zustellen, unter  der  Bedingung,  dass  sie,  um  die  Aufiiahme  von 
Darlehen  zur  Tilgung  der  Retentionsposten  zu  ermöglichen, 
ein  hiezu  gewidmetes  Extraordinarium  von  jährlich  1.200.0(X)  fl. 
ßr  die  ganze  Recesszeit  bewilligen.  Dieser  Antrag  fand  die  Zu- 
^mung  der  Conferenz  und  die  Genehmigung  des  Kaisers. 

Die  Nothwendigkeit,  im  Militäraufwande  ausgiebige  Ersparungen 
eintreten  zu  lassen,  wurde  in  mehreren  Deputationsbeschlüssen  an- 
erkannt und  daher  die  Ausarbeitung  eines  entsprechenden  Reorga- 
Hisationsentwurfes  angeordnet.  Wie  jedoch  die  Hofkammer  An- 
ftngs  Mai  1719  bemerkte,  hatte  der  Hofkriegsrath  bis  dahin  seine 
Hitwirkung  hiezu  versagt,  was  die  Finanzconferenz  am  14.  Mai  zu 
dem  Beschlüsse  veranlasste,  der  Hofkriegsrath  solle  den  Stand  der 
Armee  auf  ein  Erfordernis  von  9  Mülionen  einrichten.  Hierüber 
-^resolvirte  der  Kaiser,  der  sich  angesichts  der  Schwierigkeiten  der 


>)  H.  F.  A.  vom  25.  Jftnner  1719. 

•)  F.  C.  Prot,  vom  22.  September  1719. 

«)  H.  F.  A  vom  6.  December  1719. 

*)  F.  C.  Prot,  vom  10.  Juli  1719. 

*)  NiedeüÖBterreich  bewilligte  auf  5  Jahre  allerdings  66.r366-.:,  fl.  (H.  F.  A. 
V.  22.  Man  1719).  Von  den  übrigen  Erbländem  sind  uns  jedoch  derartige  Be- 
8chl1l88e  nicht  überliefert. 
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auswärtigen  Politik  nur  ungern  zu  einer  Heeresreduction  entschloss, 
für  1719  könne  wegen  der  vorgerückten  Zeit  nichts  gethan  werden, 
für  die  Zukunft  aber  werde  er  die  nöthigen  Befehle  ertheilen. 

Im  September  erneuerte  die  Hofkammer  ihre  Ersparungs- 
antrage  unter  Hinweis  auf  die  Unzulänglichkeit  und  das  langsame 
Einfliessen^)  der  Militärfonde  und  die  Bedenklichkeit  des  fortwäh- 
renden Schuldenmachens.  Nun  wurde  in  der  Finanzconferenz  vom 
25.  September  1719  in  Gegenwart  und  mit  Genehmigung  des  Kai- 
sers beschlossen,  der  Hofkriegsrath  solle  den  Armeestand  im  Ein- 
vernehmen mit  der  Hofkammer  auf  den  Friedensfuss  von  8  Mil- 
lionen herabsetzen.  Die  Hofkammer  habe  hiezu  von  der  Banca- 
lität  einen  verlässlichen  Ausweis  über  die  wirklichen  Armeeaasgaben 
pro  1719  abzuverlangen. 

Mit  Allerhöchstem  Handbillet  vom  8.  November  1719^)  wurde 
die  Demission  des  Hofkammerpräsidenten  Grafen  Walsegg 
angenommen  und  an  dessen  Stelle  der  bisherige  Bancalitätsprftses 
Graf  Dietrichstein  zum  Hofkammerpräsidenten,  und  der 
Hofkammerrath  Graf  Kolowrat  zum  Präsidenten  der  Banca- 
lität  ernannt.  Hiebei  wurde  bemerkt,  Walsegg  habe  aus  G^esond- 
heitsrttcksichten  schon  vor  längerer  Zeit  um  seine  Enthebung  an- 
gesucht. Es  dürften  hiebei  jedoch  auch  andere  Gründe  mitgewirkt 
haben.  Wie  an  anderer  Stelle  gezeigt  wird,  hatten  sich  nämlich 
zwischen  Hofkammer  und  Bancalität  wiederholte  Beibungen  er- 
geben; auch  bei  den  Hof  kanzleien  und  dem  Hofkriegsrathe,  welche 
der  Hof  kammer  gegenüber  die  Bedürfnisse  des  Staates  vertraten, 
hatte  der  scheidende  Präsident  begreiflicherweise  nicht  immer  volles 
Entgegenkommen  gefunden.  Auch  lässt  sich  nicht  verkennen,  dass 
Walsegg,  obgleich  er  redlich  bestrebt  war,  den  schweren  Aufgaben 
seines  Amtes  gerecht  zu  werden,  an  Einsicht,  Thatkraft  und  Ini- 
tiative hinter  seinem  Vorgänger  Starhemberg  weit  zurückstand. 
Schon  1717  hatte  sich  die  Finanzconferenz  veranlasst  gesehen,  die 
geringe  Pünktlichkeit  und  Genauigkeit  der  Hofkammer  im  Voll- 
züge der  Conferenzdecrete  zu  rügen,  allerdings  formell  nur  gegen- 
über den  Beamten,  da  ja  der  Präsident  nicht  alles  selbst  besorgen 
könne  ^). 


*)  F.  C.  Prot,  vom  22.  September  1719.  —  Es  warde  u.  a.  betont,  dass  die 
Militärfonde  „nur  zielweis**  und  per  minutias  eingebracht  werden. 
«)  F.  C.  Prot,  vom  9.  November  1719. 
3)  F.  C.  Prot,  vom  23.  Februar  1717. 
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6.  Militärbudget  pro  1720^). 

Die  Dorchf&hrung  der  beschlossenen  Armeereduction  stiess  als- 
bald auf  beträchtliche  Schwierigkeiten,  und  wurde  daher  die  Dota- 
tion des  Jahres  1719  von  9  Millionen  bedeutend  überschritten.  Für 
1720  verlangte  der  Hofkriegsrath,  anstatt  der  eben  noimirten  Frie- 
denadotation  von  8  Millionen  9.300.000  ä.  In  der  Befürchtung,  dass 
das  Erfordernis  sogar  auf  11  bis  12  Millionen  steigen  werde,  er- 
wkte  die  Finanzconferenz  am  29.  November  1719  eine  kaiserliche 
Besolution,  dass  es  bei  der  festgesetzten  Dotation  verbleiben  und 
der  Hoftriegsrath  wegen  Vollzuges  der  bezüglichen  Umgestaltung 
berichten  solle. 

Die  pro  1720  fälligen  Ketentionsposten  der  Länder  wurden  mit 
2.725.275  fl.  veranschlagt,  der  Ersatz  an  das  Cameralärar  mit 
IVs  Millionen.  Hiezu  kamen  die  Beiträge  von  je  einer  Million  zum 
TQgungsfonde  und  zur  Bestreitung  der  sonst  fälligen  Bancalasse- 
carationen,  wodurch  sich  das  Gesammterfordemis  auf  14.225.275  fl. 
erhöhte.  Die  Contributionen  der  Länder  präliminirte  man  mit 
10306.663  fl. 

Zur  Bedeckung  des  hienach  sich  ergebenden  Deficits  von 
3.918.612  fl.  wurde  vor  allem  ein  Darlehen  der  Stadtbank  von 
2.725.000  fl.  vorgeschlagen,  wofiör  der  Bank  allerdings  sofort  statu- 
tenmäsaig  ein  jährlicher  Fond  von  10  ^/^  abzutreten  war,  —  femer 
die  Bealisirung  der  ausständigen  Kömermonate  (Beiträge  des  römi- 
sdien  Reiches),  endlich  der  Abschluss  zweier  Anleihen  von  500.000  fl., 
beadehungsweise  800.000  fl.  mit  den  Wechslern  Wertheimer  und 
trim,  welche  wegen  der  hiemit  verbundenen,  aussergewöhnlich  hohen 
Zuschläge  alter  Posten  als  höchst  unvortheilhaft  erschienen,  von 
4er  Hofkammer  aber  gleichwohl  befürwortet  wurden,  da  „das  Schiff 
^nedemm  auf  dem  Sande"  stand,  und  man  kein  anderes  Mittel 
Vnsate,  um  die  pro  November  und  December  1719  fälligen  Banca- 
ütfttspapiere  einzulösen.  Schon  einige  Monate  vorher')  war  die 
Schwierigkeit  der  Lage  den  Geldmännern  nicht  verborgen  geblieben, 
weshalb  sich  die  meisten  Wechsler  unter  dem  Verwände  von  Greld- 
mangel  daiiehensscheu  zeigten.    Unter   solchen  Verhältnissen  war 


>)  P.  C.  Prot,  vom  27.  October;  9.  und  29.  November,   17.  und  20.  De- 

1719. 
«)  F.  C.  Prot,  vom  27.  October  1719. 
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man  eben,  um  den  sofortigen  Bankrott  zu  veimeiden,  genötliigt,  für 
neue  Vorschüsse  selbst  die  verderblichsten  Bedingungen  zuzuge- 
stehen. Das  Zuschussgescliäft  mit  Wertheimer  wurde  daher  ge- 
nehmigt; dass  dies  bezüglich  des  noch  drückendei'en  Vertrages  mit 
dem  Juden  Ulm  vermieden  werden  konnte,  ist  nur  das  Verdienst 
<ler  Wiener  Stadtbank,  welche  rechtzeitig  rettend  eingriff. 

Ungeachtet  der  oberwähnten  kaiserlichen  Resolution  wurde  die 
festgesetzte  Friedensdotation  des  Heeres  im  Jahre  1720  um  mehr 
als  4  Millionen  Gulden  überschritten,  was  eine  Verdopplung  des 
erwarteten  Deficits  bedeutete.  Behufs  Vermeidung  derartiger  wei- 
terer Ucbei-schreitungen  befahl  daher  der  Kaiser  Ende  1720^)  über 
Antrag  der  Finanzconferenz  neuerlich,  dass  wegen  Durchführung 
der  Ersparungen  mit  dem  Hofkriegsrathe  verhandelt  werden  solle. 

D.   Uebernahme  der  Banealitätssehulden  durch 
die  Wiener  Stadtbank  (1721);  Budget  und  Finanz- 
reform bis  1723. 

1.  Beschwerden  gegen  die  Creditsgebarung  der  Banoalitftt. 

Der  Credit  der  Bancalitätspapiere  war  Anfangs,  offenbar  ii 
Folge  der  eingeleiteten  Tilgungsaction  ein  sehr  guter.  Ja,  er  soir 
jenem  der  Stadtbankobligationen  eine  Zeit  lang  beinahe  gleich* 
gekommen  sein'^).  So  kam  es,  dass  man  in  der  Finanzconferens 
deren  Mitglieder  allerdings  der  Bancalität  grösstentheils  sehr  wohLC^- 
gesinnt  waren,  noch  am  31.  März  1717  des  foi*tdauemden  gutenci^n 
Erfolges  der  Anstalt  gedachte. 

Dieser  günstige  Zustand  währte  aber  nicht  lange. 

Wie  bereits  dargestellt  wurde,  erwiesen  sich  die  zahlreicheK*  ^^ö 
Anlehen,  welche  die  Bancalität  unter  Zuschlag  älterer  Fordernngev  ^n 
annahm,  die  sogenannten  Negotien,  für  den  Staatscredit  als  höchai'^  ftt 
verderblich.  Die  Fälligkeitstermine  der  einzelnen  Staatsschulder^^sn 
wurden  durch  diese  Geschäfte  derart  zusammengedrängt,  dass  iJ^Sde 
Einhaltung  der  übernommenen  Verbindlichkeiten  mit  stets  steigei^KD- 
den  Schwierigkeiten  verbunden  und  bald  überhaupt  nur  mehr  OL^^t 


0  F.  0.  Prot,  vom  3.  Deccmber  1720. 

^)  Die  Banciüassccurationen  hatten  angeblich  eine  Zeit  lang  den  gleJctr* — len 
Ours  wie  die  Stadtbank-Obligutiouen,  oder  sie  standen  höchbt^ns  um  l^/o  nii 
als  diese;  F.  C.  Prot,  vom  13.  December  1721. 
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den  grössten  Opfern  möglich  war.   So  kam  es,  dass  der  Credit  der 
Bancalitätspapiere  immer  rascher  sank. 

Gegen  Ende  des  Jahres  1719  wurde  die  Krise  so  acut,  dass 
eine  Katastrophe  kaum  mehr  abwendbar  erschien.  Wie  verzweifelt 
die  Lage  war,  sehen  wir  daraus,  dass  im  November  und  December 
1719  Bancalassecurationen  im  Betrage  von  1.040.000  fl.  fallig  wur- 
den, für  welche  es  an  jeder  Bedeckung  fehlte.  Für  das  ganze 
Müitärjahr  1720  belief  sich  das  Erfordernis  der  Bancalität  für  Yer- 
zinsong  und  Eückzahlung  ihrer  Assecurationen  auf  6  Millionen 
Gulden^),  und  dies  zu  einer  Zeit,  wo  man  auch  auf  dem  Gebiete 
der  eigentlichen  Staatsverwaltung  von  der  Herstellung  des  Gleich- 
gewichtes zwischen  Einnahmen  und  Ausgaben  noch  so  weit  entfernt 
war,  wie  je! 

Anlässlich  der  Verhandlung  wegen  des  unter  solchen  Verhält- 
nissen unvermeidlichen  Abschlusses  eines  ungünstigen  Negotiums 
mit  Wertheimer  beschloss  die  Finanzconferenz^),  die  bisherige  Ge- 
lÄTung  der  Bancalität  zu  untersuchen  und  eine  etwaige  Reorgani- 
sirung  in  Erwägung  zu  ziehen. 

In  Folge  dieses  Beschlusses,  welcher  die  kaiserliche  Geneh- 
migung erhielt,  wurde  die  Bancalität  mit  Hofdecret  vom  23.  Decem- 
ber 1719*)  angewiesen,  sich  über  die  verschiedenen,  gegen  ihre 
Wirksamkeit  vorgebrachten  Beschwerden,  sowie  über  die  Voraüge 
oder  Nachtheile  der  ganzen  Einrichtung  im  Vergleiche  zum  früheren 
Systwne  zu  äussern,  und  allenfalls  die  erforderlichen  Anträge  zu 
stellen. 

Jene  Beschwerden  gingen,  kurz  gesagt,  dahin,  dass  die  Ban- 
calität durch  ihre  Operationen  die  Interessen  des  Aerars  aufs 
Jasserste  gefährde.     Sie  habe  sich   nämlich  eigenmächtig  das 
Bitscheidungsrecht  über  die  Zahlungen  angemasst,  die  Controlirung 
ier  Hofkammer  nicht  bewirkt,  in  Sachen  der  Schuldentilgung  durch 
(He  vielen  Anleihen  mit  Zuschlag  alter  Posten  das  Aerar  unmässig 
belastet,  und  andere  Gläubiger,  deren  Fordeioingen  auf  einem  bes- 
seren und  älteren  Rechtstitel  beruhten,  geschädigt.    Auch  habe  sie 
nr  Bestreitung  der  Kosten  des  Türkenkrieges  nicht  genug  bei- 
etragen. 


*)  F.  C.  Prot,  vom  27.  October  und  17.  December  1719. 

«)  F.  C.  Prot,  vom  17.  und  20.  December  1719. 

»)  üeber  das  Folgende  s.  H.  F.  A.  vom  23.  December  1719. 
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In  seiner  Gegenäusserung  vom  6.  Februar  1720  wies  de 
Bancalitätspräses  Graf  EoUowi^at  alle  diese  Anschuldigungen  al 
unverdient  und  dem  Credite  abträglich  zurück. 

Die  Bancalität  habe  allerdings  die  Zaiilungsanweisungen  wege 
Unzulänglichkeit  ihrer  Mittel  nur  zum  Theile  befolgt;  hiezu  sei  si 
aber  statutenmässig  berechtigt  gewesen,  von  Eigenmächtigkeit  könn 
daher  nicht  die  Bede  sein.     Die  Controle  der  Hofkammer   hab 
jederzeit  stattgefunden.    Das  Erfordernis  fiir  den  letzten  Türke*« 
krieg  habe  über  60  Millionen  Gulden  betragen  —  eine  Sumn^ 
zu  deren  Bestreitung  die  Bewilligungen  der  Länder,  sammt  der  \ 
deutenden  Beihilfe  der  Wiener  Stadtbank  (gegen  17  Millionen  &|^ 
den)  bei  weitem  nicht  hini^eichten.     Man  sei  daher  genöthigt  ^ 
wesen,  zur  Bedeckung  des  Abganges  Schulden  zu  contrahiren,  md 
angesichts  der  obwaltenden  Dringlichkeit   hiezu    „den  Credit  za 
forgiren''.   Gleichwohl  habe  man  das  Möglichste  gethan,  um  grösseren 
Schaden  zu  verhüten.    Die  betreffenden  Geschäfte  seien  daher  noch 
immer  relativ  nützliche.     Zuschläge    habe    man    nur   bei  solchen 
Posten  bewilligt,  die  schon  liquid  waren  und  über  kurz  oder  lang 
hätten  bezahlt  werden  müssen.     Auch  sei  in  jedem  Falle  vorher 
mit  der  Hofkammer  verhandelt  und  von  dieser  die  Genehmigung 
des  Kaisers  eingeholt  worden  ^).    Uebrigens  habe  die  Bancalität  von 
1715  bis  Ende  Jänner  1720  mittelst  ihres  Credites  für  den  Militär- 
6tat  fast  29  Millionen  Gulden  zu  leisten  vermocht*).    Sie  verdiene 
daher,  foiizubestehen.    Nicht  ein  Ersatz  derselben  durch  eine  an- 
derwärtige  Organisation  könne  Abhilfe  schaffen,  sondern  lediglid 
die  Herstellung  des  Gleichgewichtes  zwischen  Einnahmen  und  Aus- 
gaben, welche  sich  dem  Einflüsse  der  Bancalität  entziehe. 

Die  Hofkammer  äusserte  sich  in  demselben  Sinne').  Die 
Bancalität  habe  in  das  Cassawesen  Ordnung  gebracht,  den  Credit 
erhalten  und  gehoben,  ungeachtet  des  Türkenkrieges  das  Erforder- 
nis bestritten,  und  jährlich  1^/,  Millionen  Gulden  zur  Tilgung  alter 
Militärschulden  verwendet.     Die  Anstalt  habe  sich  also  bewährt, 


^)  Diese  Behauptung  ist  aUerdings  nicht  ganz  richtig,  indem  die  Bancalittt 
im  Jahre  1717  ein  Anlehen  Ton  200.000  fl.  mit  Zuschlag  älterer  Posten  ohofi 
vorherige  Genehmigung  abschloss  (angeblich  in  der  Meinung,  hiezu  bei  nur  6% 
Zinsen  berechtigt  zu  sein),  was  eine  Rüge  zur  Folge  hatte;  s.  F.  C.  Prot  Ton 
20.  März  1717. 

^  Wegen  der  Details  s.  den  Abschnitt  B. 

^)  S.  das  undatirte  Hofkammer-Referat  im  Fase.  Banc.  Inst.  Dipl. 
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namentlich  auch  durch  Abstellung  der  Uebelstilnde  des  früheren 
Systems  in  Betreff  der  Militärzahlungsanweisungen  auf  die  stän- 
dischen Gassen  ^).  Der  bisherige  Bancalcredit  sei  daher  auch  femer- 
lim  zu  erhalten,  und  somit  die  einseitige  Prolonginmg  der  Bancal- 
assecurationen  zu  vermeiden.  Behufs  HersteUung  des  Gleichgewichtes 
im  Staatshaushalte  empfehle  sich  die  Reduction  der  Ausgaben  im 
Militär-,  wie  im  Cameral^tat,  der  Bau  von  Casenien  und  die  Ver- 
pachtung der  CameralgefäUe. 

Die  Finanzconferenz  entschied  in  ihrer  Sitzung  vom  7.  März 
1720  mit  allen  gegen  eine  Stimme  für  die  unveränderte  Aufrecht- 
ehaltung der  Bancalität^). 

Auf  Grund  dieses  Gutachtens  erfloss  die  kaiserliche  Resolu- 
tion dahin,  dass  die  Bancalität  in  ihrer  damaligen  Einrich- 
tung belassen  werden  solle,  da  eine  schädliche  Wirkung  der- 
selben nicht  erwiesen,  vielmehr  das  Aerar  hiedurch  gegen  früher 
in  besseren  Stand  versetzt  worden  sei,  wenngleich  die  Zeitumstände 


')  Als  solche  werden  betont  die  üebergriffe  der  ständischen  Organe,  die 
ÜDpIlBktlichkeit  der  Zahlung,  die  vielen  Abzüge,  die  unrichtigen  Casssenaus- 
▼tise  Q.  8.  w. 

*)  Ein  Votant,  wahrscheinlich  Starhemberg,  bemerkte,  angesichts  der  nam- 

iuilten  Beiträge  der  Länder  und  der  Wiener  Stadtbank,  der  Subsidien  ans  dem 

Beicfae  und  aus  Italien,  sowie  der  geistlichen  Beisteuer  sei  es  nicht  nöthig  ge- 

VMen,  anUUsiich  des  Türkenkrieges  so  viele  Schulden  zu  machen.    In  Folge  der 

Sleicfaseitigen  Zuschläge  alter  Posten  seien  die  vielen  neuen  Darlehen  kaum  als 

vhfclicke  Vorschttsse  zu  betrachten.    Durch  solche  Forcirung  des  Credits  komme 

ttu  immer  tiefer  hinein,   da  es  nicht  möglieh  sei,  jährlich  8  bis  9  MiUionen 

Qiflckznsahlen.    Das  neue  Institut  habe  sich  überhaupt  nicht  bewährt,  sei  da- 

W  abzuschaffen.  —  Demgegenüber  betonte  die  Majorität,  die  Bancalität  sei  in 

Krirenntnis   der  ünzweckmässigkeit  der  früheren  Einrichtung  errichtet  worden. 

Km  Abänderung  ohne  zwingende  Gründe  wäre  schädlich  und  würde  auch  ohne 

BenteUuDg  des  Gleichgewichtes  zwischen  Einnahmen  und  Ausgaben  nichts  helfen. 

Die  Bancalität  habe  den  Staatscredit  wieder  hcrgesteUt,  die  früheren  Missbräuche 

bn  Zahlungswesen,  zufolge  welcher  sich  die  Assignatare  in  den  Ländern  oft  Abzüge 

^on  15  bis  20%  gefaUen  lassen  mussten,  und  Doppelzahlungen  vorkamen,  beseitigt, 

^Ertrag  der  CameralgefäUe  erhöht,  und  hiemit  ausser  der  Dotation  für  den 

S^^uddentilgnngsfond  auch  aUe  Civil-  und  Hofausgaben  ohne  neue  Schulden  be- 

i^ttflD.    Die  namhaften  Creditsleistungen  der  Anstalt  seien  nur  durch  die  Zu- 

■äilagigeschäfte  möglich   geworden   und  letztere   nur  durch  Verminderung  des 

^^ts  zu  vermeiden.     Die  Prolongirung  der  Bancalassecurationen  würde  den 

^t  in  Gefahr  bringen.  —  In  der  F.  C.  Sitzung  vom  17.  Februar  1720  hatte 

ein  Votant  bemerkt,  die  Bancalität  werde  nur  von  jenen  gelobt,  welche  hieran 

*«^eiligt  seien. 

^-  ^«Bti,  Unanien  Oefterreichs.  35 
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nicht  alle  Ziele  zu  erreichen  gestatteten.  Auch  würde  der  Credit 
durch  häufige  Umgestaltungen  gefährdet,  üebrigens  solle  die  Fi- 
nanzconferenz  auf  die  Abstellung  etwaiger  Mängel  von  Fall  zu  Fall 
bedacht  sein.  Die  Hauptsache  sei  nunmehr  die  Erhaltung  des 
Oredites.  Die  Conferenz  möge  daher  mit  Hofkammer  und  Ban- 
calität  berathen,  wie  dieses  Ziel  ohne  neuerliche  schädliche  Zu- 
schlagsgeschäfte erreicht  werden  könne.  Ersparungen  in  der  Came- 
ral-  und  Militärverwaltung  seien  bereits  resolvirt,  und  mftsse  nun- 
mehr endlich  zur  Ausführung  geschritten  werden.  Zugleich  seien 
die  Cameralgefälle  behufs  Erhöhung  ihres  Ertrages  zu  verpachten. 
In  Gemässheit  dieser  Resolution  ergingen  mit  Finanzconferenz- 
decret  vom  11.  März  1720^)  die  erforderlichen  Weisungen  an  Hof- 
kammer und  Bancalität. 

2.    XJebemahme  der  Banoalitätssohulden  durch  die  Wiener  Stadt — 

bank  1721. 

Anfangs  1720  war  der  Credit  der  Bancalität  bereits  derart  er — 
schüttert,  dass  man,  um  den  angesichts  des  Jahresdeficits  von  mehr  ji 
als  8  Millionen  Gulden  drohenden  völligen  Zusammenbruch  zu  ver — 
meiden,  genöthigt  war,  wie  schon  oft  vorher,  zur  Wiener  Stadt — 
"bank  Zuflucht  zu  nehmen. 

Die  Verwaltung  der  Bank  hatte  es  unter  den  schwierigste] 
Verhältnissen  verstanden,  durch  gewissenhafte  Gebarung  und  pünkt- 
liehe  Einhaltung  ihrer  Verbindlichkeiten  das  öfientliche  Vertrauei 
zu  gewinnen  und  zu  erhalten.  Wie  in  der  Sitzung  der  Finanz-  — 
conferenz  vom  17.  Februar  1720  betont  wurde,  drängte  sich 
Publicum  in  immer  steigendem  Masse  zu  den  Gassen  der  Bank,  s( 
dass  die  Einlagen  wöchentlich  mehrere  100.000  fl.  beti'ugeu-.^ 
Ja,  angeblich  wäre  die  Bank  geradezu  in  Verlegenheit  gewesen-'  = 
wie  sie  das  ihr  überreichlich  zuströmende  Geld  fruchtbringend  ver^ — 
werthen  solle. 

Letzteres  ist  nun  allerdings  nicht  ganz  richtig;  die  Staatsver- 
waltung sorgte  ja  dafür,  dass  die  zur  Fortsetzung  des  Bankgeschäftes 
nicht  unbedingt  eiforderlichen  Einlagscapitalien  so  bald  als  möglich 
in  die  leeren  Staatscassen  wanderten.  Immerhin  aber  war  die 
Leistungsfähigkeit  der  Bank  eine  für  die  damaligen  Verhältnisse 
ausserordentliche. 


»)  H.  F.  A.  vom  23.  December  1719. 
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Es  lag  daher  sehr  nahe,  von  der  Stadtbank,  ausser  den  jeweilig 
unmittelbar  benöthigten  Darlehen,  auch  die  üebemahme  eines  mög- 
Uchst  grossen  Theiles  der  Staatsschuld  zur  statutenmässigen  Ver- 
zinsung und  Bückzahlung  zu  verlangen. 

In  der  That  wurde  eine  derartige  Operation  schon  in  der  er- 
wähnten Gonferenzsitzung  angeregt^),  und  zwar  für  4  bis  5  Millionen 
Gulden  neuer  Bancalitätsschulden,  um  die  betreffenden  Gläubige)* 
zu  abermaligen  Vorschüssen  zu  bewegen,  —  ein  Vorschlag,  welcher 
sofort  die  kaiserliche  Zustimmung  erhielt. 

Mit  Ende  Februar  waren  zur  Bestreitung  der  laufenden  Aus- 
gaben und  für  fällige  Bancalitätspapiere  1.977.000  fl.  erforderlich, 
wovon  nur  270.000  fl.  durch  die  Cassabestände  und  300.000  fl. 
durch  ein  Darlehen  der  Stadtbank  gedeckt  waren.  Andererseits 
war  der  Contributionsrückstand  des  Vorjahres  (über  eine  Million 
Gulden)  nur  schwer  einbringlich  ^).  Woher  sollte  man  da  die  fehlen- 
den 1.400.000  fl.  nehmen,  wenn  es  nicht  gelang,  der  Bancalität 
durch  Ueberweisung  eines  Theiles  ihrer  Schulden  an  die  Stadtbank 
neuen  Credit  zu  schaffen? 

Die  bezüglichen  Verhandlungen  verzögerten  sich  aber  bedeutend 
in  Folge  der  Schwierigkeit,  der  Bank  den  statutenmässigen  Zahlungs- 
fond einzuräumen,  und  liied^irch  die  olmehin  sehr  zusammen- 
geschmolzenen Einkünfte  des  Cameraletats  abermals  bedenklich  zu 
schmälern. 

Vorläufig  behalf  man  sich  indess  mit  wiederholten  BaiTorschüssen 
der  Stadtbank,  und  mit  gelegentlichen  anderwärtigen  Darlehen. 
Auf  diese  Weise  wurden  bis  gegen  Mitte  1720  sieben  bis  acht 
Hillionen  Qulden  aufgebracht,  und  zwar  mehr  als  die  Hälfte  durch 
die  Stadtbank»). 

Im  Juni   dieses  Jahres   stand  der  Staat  abeimals  vor  dem 

Bankerotte.  An  Zahlungen  aus  Bancalitätspapieren  waren  1.134.885  fl. 

£Ulig,    an  Cameralausgaben    608.891   fl.     Ausserdem    waren   vom 

TUgungsfonde   der  Schuldencassa  350.000  fl.   ausständig.     Da  es 

biefbr  an  der  Bedeckung  fast  ganz  fehlte,  befand  sich  das  Aerar 


')  Dabei  bezeichnete  man  es  als  nicht  rathsam,  dass  die  Bank  „Obligationen 
ohne  Namen^  ausgebe,  „so  man  für  eine  Spielerei  ansehen  würde",  —  ein  ge- 
wiss merkwürdiges  Urtheil  über  den  Werth  von  Inhaberpapieren. 

-)  F.  C.  Prot,  vom  25.  Februar  1720. 

»)  F.  C.  Prot,  vom  26.  und  27.  Juni  und  24.  August  1720. 

35* 
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in  einer  Zwangslage,  welche  die  Bankiers  nicht  auszubeuten  unter- 
liessen. 

So  wurde  denn  über  Antrag  der  Hof  kammer  bei  den  Gebrüdern 
Palm  gegen  Bancalitätsassecurationen  ein  Darlehen  von  100.000  fl. 
aufgenommen,  gegen  monatlich  ^/^^/^  Zinsen  und  V/q  Provision, 
mit  der  Verpflichtung,  wenn  die  Rückzahlung  nach  6  Monaten  nicht 
erfolgen  sollte,  9^/o  Verzugszinsen  zu  zahlen. 

Femer  wurde  gleichzeitig  wieder  eines  der  so  unvortheilhaften 
Zuschlagsgeschäfte  abgeschlossen.  Die  Witwe  des  Markgrafen  Ludwig 
von  Baden  hatte  nämlich  von  ihren  beträchtlichen  Forderungen  an  das 
Aerar  den  Betrag  von  400.000  fl.  an  Wertheimer  cedirt,  welcher 
ihr  hiefür  jedoch  nui*  180.000  fl.  gezahlt  haben  soll.  Wei-theimer 
bot  nun  ein  Darlehen  von  800.000  fl.  an,  zu  5^/o  verzinslich,  rück- 
zahlbar in  8  bis  10  Jahren  aus  der  Stadtbank,  gegen  Bezahlung 
jener  ihm  cedirten  400.000  fl.  in  den  nächsten  4  Jahren,  allerdings 
ohne  Zinsen.  Die  Hofkammer  befürwortete  dieses  Geschäft  und 
beantragte  die  Anweisung  der  cedirten  Post  auf  das  böhmische 
Deputirtenamt;  die  Finanzconferenz  bezeichnete  diese  Massregel  als 
schädlich,  da  die  ganze  badische  Forderung  zweifelhaft  sei,  und  die 
beantragte  Liquidirung  eines  Theiles  präjudicire;  gleichwohl  wurde 
schliesslich  zugestimmt. 

Doch  sah  man,  dass  es  mit  derartigen  Palliativmitteln  nicht 
länger  gehe;  die  Hofkammer  wurde  daher  angewiesen,  die  Frage 
der  endlichen  Schuldentlastung  bei  Vorlage  des  Staatsvoranschlages 
zu  erörtern. 

Dies  geschah  denn  auch.  In  der  Finanzconferenzsitzung  vom 
13.  August  1720,  beiBerathung  des  allgemeinen  Staatsvoranschlages  ^), 
wurde  eine  von  Hofkammer  und  Bancalltät  gemeinsam  erstattete 
„Vorstellung  über  den  Zustand  des  Aerars  und  Creditwesens"  vor- 
getragen, welche  die  dringende  Nothwendigkeit  betonte,  die  Zahlungs- 
termine einzuhalten,  da  das  Gegentheil  allgemeine  Aufregung  her- 
vorrufen und  den  Credit  vollständig  vernichten  würde.  Es  handle 
sich  weniger  um  die  in  das  Tilgungssystem  eingereihten  Schulden, 
bezüglich  welcher  es  nur  auf  die  Sicherstellung  der  jährlichen 
Dotation  von  2^8  Millionen  Gulden  ankomme,  als  vielmehr  um  die 
sonstigen  Bancalitätsschulden  von  rund  8  Millionen  Gulden.  Die 
termingemässe  Bückzahlung  dieser  Capitalien  setze,  angesichts  des 


*)  S.  Seite  ööö. 
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isverbältnisses  zwischen  Einnahmen  und  Ausgaben,  die  Aufnahme 
^uer  Schulden  voraus.  Um  diese  unter  Vermeidnung  der  schäd- 
;hen  Zuschläge  zu  ermöglichen,  empfehle  es  sich,  die  sämmt- 
3hen  Bancalitätsschulden,  sowohl  jene  innerhalb,  als  jene 
sserhalb  des  Tilgungssystems,  auf  die  Wiener  Stadtbank  zu 
ertragen.  Diese  habe  in  den  letzten  di*ei  Jahren  über  5  Vi  Mil- 
aen  Gulden  Obligationen^)  ausgegeben;  gleichwohl  habe  ihr  Credit 
its  zugenommen,  und  übersteige  die  Summe  der  Einlagen  fort- 
khrend  jene  der  Auszahlungen;  ja  die  Nachfrage  nach  Stadtbank- 
Ligationen  sei  so  gross,  dass  man  sie  mit  nur  1  bis  IVa^/o  unter 
ri  verkaufen  könne.  Die  Bank  könne  Bancalitätsschulden  in  dem 
aials  liquiden  Betrage  von  25  Millionen  Gulden  mit  dem  bis- 
rigen  Fonde  der  Schuldencassa  von  2^j^  Millionen  Gulden  in 
I  Jahren  abstossen.  Die  Staatsgläubiger  würden  die  Ueberweisung 
L  die  Bank,  —  welche  übrigens  nicht  auf  einmal,  sondern  nacli 
id  nach  zu  bewerkstelligen,  und  soferne  die  Stadtbankobligationen 
llen  sollten,  einzustellen  sei,  —  als  eine  Begünstigung  betrachten, 
ad  sich  um  so  lieber  zu  neuen  Darlehen  herbeilassen.  Der  Fond 
ä  zunächst,  wie  bisher,  aus  dem  Erträgnisse  des  böhmischen 
yeputirtenamtes  und  des  niederösterreichischen  Salzanites,  allenfalls 
uch  aus  jenem  des  Salzgefalls  in  Ungarn  zu  bilden,  der  Abgang 
tof  2\/,  Millionen  Gulden  aber  aus  den  Contiibutioaen  zu  ergänzen. 
)a  die  Finanzconferenz  diese  Vorschläge  grundsätzlich  billigte, 
Uitten  die  weiteren  Verhandlungen  nunmehi*  lediglich  das  Aus- 
oass  und  die  Sicherstellung  des  der  Bank  für  die  Vei*zinsung 
ind  Rückzahlung  jener  25  Millionen  Gulden  zu  übergebenden  Fond  es 
!um  Gegenstande. 

Nach  den  Statuten  der  Bank  wäre  ein  Fond  von  jährlich  10  ^/o 
les  Capitals,  also  von  2\/o  Millionen  Gulden  auf  15  Jahre  einzu- 
äamen  gewesen.  Die  Conferenz  bezeichnete  aber,  unter  Hinweis 
uf  den  blühenden  Credit  der  Anstalt,  einen  Fond  von  IV«  Mil- 
ooen  Gulden  als  genügend. 

Auf  dieser  Grundlage  kam  denn  auch,  obgleich  Starhemberg 
les  aufbot,  um  eine  so  namhafte  Statuten  widrige  Belastung  ab- 
iwenden, nach  längeren  Verhandlungen  gegen  Ende  1720  die 
inignng  zu  Stande. 


»)  Hievon  entfielen  auf  1717:    2.976.101  fl.,   auf  1718:    1.021.000  fl.,    auf 
19:  1.524.961  fl. 
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Durch  den  bezüglichen,  am  11.  Februar  1721  vom  Kaiser  rati- 
ficirten  Vertragt)  verpflichtete  sich  die  Bank,  die  bei  dem  Cameral- 
ärar  haftenden,  durch  die  langen  Kriege  entstandenen  Schulden  bis 
zum  Betrage  von  25  Millionen  Gulden  zur  successiven  Abstattung 
von  1721  bis  1738  zu  ttbemehmeu,  soweit  hiefÜr  eine  Verzinsung 
festgesetzt  war*),  dieselbe  im  bisherigen  Betrage  zu  bestreiten,  und 
den  hienach  von  der  Hof  kammer  zu  tiberweisenden  Gläubigem  die 
erforderlichen  Bancoextracte  zu  ertheilen. 

Hiefiir  wurden  der  Bank  als  Zahlungsfond  verschiedene  Cameral- 
gefälle^)  eingeräumt,  nämlich  der  noch  un verpfändete  Eest  des 
Salzgefälls  in  Niederösterreich  und  Mähren,  das  Salzgefäll 
in  Böhmen  und  Schlesien  und  das  schlesische  ZollgefälL 
Der  Gesammtertrag  dieser  Gefalle  wurde  nach  Abzug  der  bezüg- 
lichen Amtsauslagen  sowie  aller  älteren,  darauf  haftenden  Passiva, 
auf  jährlich  1.597.000  fl.  veranschlagt*),  jedoch  nur  mit  IV«  Mil- 
lionen Gulden  in  Rechnung  gestellt. 

Nach  einer  in  den  Vertrag  aufgenommenen  Berechnung  hoffte 
man,  dass  die  Bank  mit  Hilfe  dieser  und  der  ihr  schon  früher 
überwiesenen  Fonde,  —  deren  Gesammtreinertrag  man  füi*  1721 
mit  6.087.424  fl.,  für  später  abnehmend  bis  auf  4.751.099  fl.  prä- 
liminirte,  —  sowohl  ihre  früheren  Schulden  von  zusammen  28.810.885  fl., 
wie  die  zu  übernehmenden  25  Millionen  Gulden  an  Bancalitäts- 
schulden,  in  Capital  und  Zinsen^)  bis  Ende  1738,  also  nach 
18  Jahren,  nahezu  völlig  abgestossen  haben  werde.  Wenn  sich 
dies  als  unmöglich  erweise,  habe  die  Bank  bis  zur  vollständigen 
Tilgung  ihrer  sämmtlichen  Passiva  im  Bezüge  ihrer  Gefälle  zu  ver- 
bleiben, —  umgekehrt  aber  bei  früherer  Tilgung  die  Gefälle  auch 
vor  1738  zurückzustellen^).    Die  Bank  habe  daher  der  Hof  kammer 


^)  S.  Fase.  Bancorecesse  im  Fin.  Arch. 

^)  Ein  TheU  der  Schulden  war  unverzinslich. 

')  Die  Anweisung  auf  den  minder  sicheren  Contributionsfond  hatte  Starhcm- 
berg  abgelehnt. 

*)  HieTon  entfielen  auf  den  noch  freien  Rest  des  niederOsterreichischen  und 
mährischen  Salzgefälls  254.200,  auf  das  böhmische  und  schlesische  SalzgetäU 
840.000,  beziehungsweise  257.000,  auf  das  schlesische  ZoUgetäll  246.000  fl. 

^)  Die  Zinsen  von  der  nunmehrigen  G^ammtschold  werden  mit  3.206.861  fl. 
angegeben;  hievon  entfielen  auf  die  übernommenen  25  Millionen  1.309.747  fl., 
was  einem  Zinsfusse  von  durchschnittlich  5.2  Percent  entspricht. 

^)  Ausserdem   versprach   die  Hof  kämm  er  die   ständische  Zustimmung  Bur 
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Irlich  einen  Aasweis  über  ihre  Einnahmen  und  Ausgaben  zu 
ergeben.  Da  der  Ertrag  der  Bankgefälle  nicht  hinreichte,  um 
^  Capitalsi*ückzahlung  gleichmässig  auf  die  18  Jahi*e  zu  vei*theilen, 
Ute  hiezu  ein  von  Jahr  zu  Jahr  nach  Massgabe  der  verminderten 
Qsenlast  steigender  Betrag  verwendet  werden,  welchen  die  oben- 
wähnte Bilanz  füi-  1721  mit  873.875  fl.,  für  1738  mit  2.771.225  fl. 
rechnete. 

Ausser  den  erwähnten  25  Millionen  Gulden  hafteten  damals  bei 
r  BancaUtät  und  ihren  Filialen  noch  ungefähr  6  Millionen 
ilden  an  unaufkündlichen  Cameralschulden^),  welche  ihrer 
ktar  nach  für  eine  üeberweisung  an  die  Stadtbank  nicht  in  Be- 
icht kamen. 

Jene  Schulden,  zu  deren  Verzinsung  und  Tilgung  den  Ständen 
3  Betentionsrecht  an  den  Contributionen  eingeräumt  war,  bildeten 
;  von  dem  Bancalitätscredite  unabhängig,  gleichfalls  keinen  Gegen- 
ind  der  Schuldüberweisung.  Bei  der  Berathung  des  Staatsvoran- 
ilages  für  1721  ^)  beantragte  die  Hofkammer  die  einverständliche 
^olongirung  dieser  Betentionsposten,  wovon  allein  in  dem 
dachten  Jahre  2.643.000  fl.  fällig  wurden.  In  welchem  Umfange 
ese,  durch  die  damalige  Lage  aüerdings  gebotene  Massregel  dui*ch- 
ifUirt  wurde,  ist  nicht  ersichtlich. 

Die  Durchfährung  der  Schuldenüberweisung  verzögerte  sich  vor 
lern  deshalb,  weil  die  von  der  Hofkammer  der  Stadtbank  mit- 
itheilte  Schuldenliste,  d.  h.  insbesondere  das  Verzeichnis  der  in 
is  bis  dahin  bestandene  Tilgungssystem  einbezogenen  Posten  sich 
18  nicht  ganz  zuverlässig  erwies.  Auch  waren  vorerst  Verein- 
mmgen  nothwendig  über  die  Zahlungstermine,  sowie  hinsichtlich 
Br  Form  der  für  die  überwiesenen  Capitalien  durch  die  Stadtbank 
oszosteUenden  Obligationen"). 

In  den  Kreisen  der  Staatsgläubiger  wurde  diese  Massregel 
'ienfalls  mit  gemischten  Gefühlen  aufgenommen.  Einerseits  ge- 
wann jede  Staatsschuldpost  durch  die  Üeberweisung  an  Sicherheit 


PzoloDginmg  des  Fleischkreuzers  und  der  böhmischen  Tranksteuer,  welche  zu 
len  Bankfonden  gehörten,  zu  erwirken. 
*)  P.  C.  Prot,  vom  15.  April  1721. 

*)  F.C.Prot,  vom  13.  August  1720  und  27.  Jänner  1721,  und  H.F.  A.  vom 
^'  i^ovember  1720. 

0  F.  C.  Prot,  vom  15.  April  1721. 
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und  somit  an  Verkehrswerth,  da  der  Credit  der  Stadtbank  bekannt — 
lieh  sehr  günstig  stand.  Andererseits  wurde  gerade  durch  di< 
Schuldüberweisung  der  sctüechte  Stand  der  Staatsfinanzen  für  Jeder 
mann  offenbar,  was  auf  das  Anlagecapital  nicht  sehr  ermuthigen 
wirken  konnte.  Auch  rausste  die  rasche  Vermehrung  der  Stadt 
bankobligationen  den  Verkehrswerth  derselben,  wenigstens  für  di 
erste  Zeit  bedeutend  drücken^).    Im  Ganzen  überwogen  jedoch  di 


\ 


günstigen  Folgen  bei  weitem  die  ungünstigen.    Ja  es  kann  mit  allere 
Bestimmtheit  gesagt  werden:  Nur  dieser  Creditsoperation  ist  es 
verdanken,  dass  der  Staat  damals  vor  einem  finanziellen  Zusammen- 
bruche bewahrt  blieb,   welchen  die  Barvoi-schüsse  der  Stadtbank:^»-= 
allein  zwar  zu  verzögern,  nicht  aber  zu  verhüten  vermocht  hätten - 

Die  Hofkammer  machte  von  ihrem  Ueberweisungsrechte  für " 

Staatsschulden  im  Gesammtbetragc  von  22.264.493  fl.  Gebranch.  — 
Ausserdem  wurde  dem  Aerai*  zur  Deckung  der  holländischen  und 
genuesischen  Schuldforderungen  ein  Guthaben  von  2.856.791  fl.  ein- 
geräumt, wovon  auf  die  ersteren  1.139.296  fl.  entfielen.  Die  25  Mil- 
lionen Gulden  wurden  also  um  121.284  fl.  überschritten,  worüber 
eine  nachträgliche  Vereinbarung  in  Aussicht  genommen  wurde*). 

Mit  der  Ueberweisung  der  Bancalitätsschulden  an  die  Stadt- 
bank hat  die  Bancalität  eigentlich  aufgehört,  als  selbst- 
ständiges Staatscreditinstitut  zu  bestehen. 

Allerdings  wurde  ein  kleiner  Theil  der  Bancalitätsschalden  in 

die  Uebemahme  nicht  einbezogen.    Auch  stellte  die  Bancalität  nach ^ 

wie  vor  Schuldurkunden  aus.    Bei  allen  Creditsverhandlungen  wai-    "" 
aber  seit  dem  Scheitern  der  planmässigen  Tilgung  von  einem  meri — 
torischen  Einflüsse  der  Bancalität  thatsächlich  kaum  mehr  die  Bede^ 
Ihre  Function  in  Bezug  auf  den  Staatscredit  war  also  im  Wesent- 
lichen nur  mehr  eine  rein  formelle.    Wohl  aber  verblieb  die  An- 
stalt vorläufig  noch  in  ihrem  Wirkungskreise  als  Staatscentralcassa 
und  Organ  der  Geldgebarungscontrole. 

3.  Beformverhandlungen  von  1720  und  1721. 

Wie  wir  gesehen  haben,  fand  eine  Berathung  über  die  Erfor- 
dernisse der  Civil -Staatsverwaltung  und  deren  Bedeckung  keines- 


*)  In  der  F.  Cont  vom  29.  November  1721  wurde  der  damaUge  Geldmangel 
geradezu  als  Folge  der  Schuldüberweisung  bezeichnet. 

")  H.  F.  A.  vom  23.  JuH  1721  und  26.  Jänner  1722. 


D.  Uebernahme  der  Bancalitätsschulden  durch  die  Wiener  Stadtbank  etc.     553 

wegs  jährlich  statt.  So  findet  sich  auch  für  1720  keine  Spur  von 
einem  Cameral- Anordnungsstaat. 

Uebrigens  hatte  auch  die  bis  dahin  übliche  getrennte  Be- 
handlung des  Cameral-  und  des  Militär- Voranschlages  verschiedene 
Üebelstände  im  Gefolge,  namentlich  den  Mangel  eines  einheitlichen 
Ueberblicks  über  die  gesammte  Finanzgebarung  des  Staates.  Dies 
war  um  so  fühlbarer,  als  der  Cameraletat  thatsächlich  mehrfach 
mit  Militärausgaben  belastet  war,  und  dem  Militär^tat  überdies  häufig 
mit  ausserordentlichen  Vorschüssen  aushelfen  musste. 

Das  Jahr  1721  ist  das  erste,  für  welches,  wenngleich  die  Hof- 
kammer  noch  zwei  getrennte  Voranschläge  vorgelegt  hatte,  doch 
l>eide  in  enger  Beziehung  zu  einander  standen,  und  auch  die  Finanz- 
conferenz  über  den  gesammten  Staatsvoranschlag  gleichzeitig  berieth  ^). 

Hiebei  geschah  es  auch  zum  ersten  Male,  dass  man  nicht  blos 
das  Erfordernis  des  laufenden  Jahres,  sondern  jenes  einer  längeren 
Periode  in  Betracht  zog.  Bis  dahin  hatte  man  eben  lediglich  von 
der  Hand  in  den  Mund  gelebt.  Eine  nachhaltige  Abhilfe  war  aber 
nur  dann  möglich,  wenn  man  sich  über  das  voraussichtliche  Ge- 
sammtdeficit  einer  längeren  Reihe  von  Jahren,  d.  h.  über  den 
Betrag  klar  zu  werden  versuchte,  der  entweder  durch  Ersparungen 
oder  durch  Steuererhöhungen,  oder  endlich  mit  Hilfe  des  Staats- 
credits  beschafft  werden  musste.  Der  bezügliche  Voranschlag  der 
Hofkammer  erstreckte  sich  auf  die  11  Jahre  von  1721  bis  ein- 
schliesslich 1731. 

Das  Erfordernis  des  Hofstaats  und  der  ganzen  Civilver- 
"^  al t an  g  wurde  daselbst  für  diese  Periode  mit  zusammen  (39.406.227  fi., 
^d  jenes  für  das  Militärwesen  mit  jährlich  8  Millionen  Gulden, 
also  mit  zusammen  88  Millionen  Gulden  veranschlagt.  Dazu  kamen 
an  Retentionsposten  der  Länder,  grösstentheils  für  Verzinsung 
und  Tilgung  der  Contributionsschulden,  bis  1729:  10.549.232  fl.,  zui* 
Dotirong  der  Schulden cassa  277«  Millionen  Gulden,  endlich  zur 
Abstossong  der  sonstigen  Bancalitätsschulden  8.698.824  fl., 
wonach  das  Gesammterfordernis  204.154.283  fl.  betragen  hätte. 

Dem  gegenüber  wurden  die  Gesammteinnahmen  mit 
178.053.298  fl.,  der  reine  Abgang  daher  mit  26.100.990  fl.  ange- 
setzt Das  Erfordeinis  für  die  Verzinsung  der  zur  Bedeckung  des 
Deflcits  aufzunehmenden  Anlehen  wurde  mit  14  Millionen  Gulden 


0  F.  C.  Prot,  vom  13.  und  24.  August  1720. 
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beziffert,  wodurch  sich  das  Gesammtdeficit  auf  rund  40  Mil- 
lionen Gulden  erhöhte. 

Noch  weit  schlimmer  musste  sich  die  Lage  gestalten,  wenn  — 
wie  vorauszusehen  war  —  eine  Ueberschreitung  des  festgesetzte^ 
Heeres^tats  eintrat,  oder  die  Contributionen  nicht  voll  eingingen. 

Unter  solchen  Verhältnissen  schien  die  Gefahr  eines  allgem^x. 
neu  Zusammenbruches,  wenngleich  nicht  gerade  bevorstehend,  so 
doch  in  den  Bereich  einer  nicht  fernen  Möglichkeit  gerückt. 

In  Bezug  auf  den  Militär6tat  erblickte  die  Hofkammer  die 
Hilfe  einerseits  in  der  Auflassung  aller  unnützen  Commandanten- 
stellen  und  anderen  Ersparungen,  andererseits  in  einer  Regelung 
der  Beziehungen  zwischen  den  lUnterthanen  und  Herrschaften, 
namentlich  in  einer  Einschränkung  der  Dominicalabgaben, 
behufs  Erhaltung  der  Steuerkraft  des  Landvolkes. 

Was  den  Cameral^tat  betrifft,  so  wurde  der  Bruttoertrag  d« 
Cameralgefälle  —  mit  Ausschluss  jener,  welche  bereits  der  Wiener 
Stadtbank  überwiesen  worden  waren  (jährlich  3  Millionen  Gulden)  — 
auf  9.179.313  fl.,  der  nach  Abzug  der  Einhebungskosten  erübrigende 
Nettoertrag  mit  6.725.489  fl.  veranschlagt.  Die  Ausgaben  wurden 
mit  7.809.657  fl.  angenommen,  wonach  sich  ein  Deficit  von  1.084.1681 
ergeben  hätte.  Dabei  waren  verschiedene  Ausgabsposten  von  zo- 
sammen  rund  einer  Million  Gulden  nicht  mit  einbezogen,  wohl  aber 
die  1^9  Millionen  für  die  Schuldencassa. 

Die  Reorganisirung  der  Cameralverwaltung  in  Schlesien  und 
Tirol,  sowie  die  Verbesserung  des  Salz-  und  Bergregals  waren  be- 
reits eingeleitet,  zum  Theile  auch  schon  durchgeführt  worden. 
Ausserdem  beantragte  die  Hofkammer  die  Prolongirung  des  schle- 
sischen  Biergroschens  ^),  und  erneuerte  ihre  früheren  Vorschläge  u 
Betreff  der  Postreform  und  des  Beitrages  der  italienischen  uid 
niederländischen  Provinzen  von  einer  Million  Gulden  für  Hofttaat 
und  Schuldentilgung. 

Vor  allem  aber  wurde  neuerlich  die  Nothwendigkeit  einer  entr 
sprechenden  Ausgabenverminderung  betont.  Der  Aufwand  tb 
den  Hofstaat  sei  seit  1714  um  567.189  fl.,  jener  für  die  Centni- 
stellen um  144.419  fl.  gestiegen.  Es  empfehle  sich  daher,  bei  den 
Hofämtem  einen  numerus  clausus  festzusetzen,  und  bis  zu  desseB 


^)  Der  BiergroBchen  war  in  Schlesien  1706  als  Fond  für  die  Sehnldtlbe^ 
nähme  bewiUigt  worden. 
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irchAhnmg  alle  erledigten  Stellen  unbesetzt  zu  lassen.  Bezüglich 
r  Gentralstellen  wurden  detaillirte  Ersparungsvorschläge  gemacht; 
i  der  Hof kammer  seien  jedoch  wesentliche  Ersparnngen  für  die 
kchste  Zeit  nicht  möglich. 

Die  Finanzconferenz  schloss  sich  in  ihren  Berathungen  vom 
l.  und  24.  August  1720  bezüglich  des  Heeresaufwandes  den  Aus* 
hmngen  der  Hof  kammer  an,  und  betonte  insbesondere  auch  die 
)thwendigkeit,  überflüssige  Festungen  aufisulassen,  und  behufs  Er- 
ichterung  der  Einquartierungslast  Casemen  zu  bauen.  Die  pro 
merali  yorgeschlagenen  Mittel  seien  nicht  hinreichend;  der  Bei- 
ftg  der  wälschen  und  italienischen  Provinzen  müsse  für  die  dor- 
nen Truppen  verwendet  werden.  Die  beantragte  Ersparung  im 
ofetaate  werde  erst  nach  10  bis  20  Jahren  ganz  durchgeführt 
m,  und  nur  100.000  fl.  betragen.  Man  müsse  aber  sofort  den 
drsonalaufwand  verringern,  insbesondere  bei  Hofkammer  und  Ban- 
kUtät,  und  zwar  theils  durch  Entlassung  unbrauchbarer  Bäthe^ 
^fls  durch  zeitweilige  Herabsetzung  der  Gehalte  um  ein  Viei^tel. 
1  der  hierüber  am  24.  August  1720  erflossenen  kaiserlichen  Beso- 
ition  wurde  lediglich  die  endliche  Durchführung  der  schon  längst 
tngeleiteten  Verpachtung  der  Cameralgefälle  angeordnet.  Bezug- 
ch  der  Ersparungen  behielt  sich  der  Kaiser  die  Entschliessung 
or;  übrigens  sei  der  Gesammtvoranschlag  noch  in  der  Deputation 
L  h.  im  Ministerrathe)  vorzutragen. 

Die  Contributionen  des  Jahres  1721  waren  mit  10.359.998  fl. 

Andererseits  belief  sich  das  Militärerfordernis,  anstatt  auf  die 
Btgesetzten  8  Millionen,  späteren  Verhandlungen  zufolge^),  auf 
ys  bis  10-8  Millionen  Gulden,  wozu  noch  2.700.000  fl.  für  die  Ke- 
Ationsposten  der  Länder  kamen. 

Obgleich  daher  der  Militärschulden-Tilgungsfond  von  1  Million 
lüden  durch  die  üeberweisung  der  Bancalitätsschulden  an  die 
adtbank  firei  geworden  wai*,  betrug  das  Deficit  im  Militär6tat  bei 
igmndelegung  der  Contributionspostulate  noch  immer  rund  3  Mil- 


^)  Hieyon  entfielen  auf  die  österreichischen  und  böhmischen  Erblande 
99.998  HL  (darunter  5.270.000  fl.  recessmässig,  der  Rest  als  Extraordinarium), 
LOGO  fl.  auf  Tirol  nnd  Vorderösterreich,  3.100.000  fl.  auf  die  ungarischen 
ider  (H.  F.  A.  v.  29.  Nov.  1720). 

«)  F.  C.  Prot,  vom  15.  April  und  H.  F.  A.  vom  16.  April  1721. 
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lionen.     In  Wirklichkeit  war  dasselbe  noch  beträchtlich  höher,  da 
die  Stände,  wie  gewöhnlich,  an  den  Postulaten  Abstriche  vornahmen. 

Im  Cameral6tat  wurde  der  Nettoempfang  mit  4.506.177  fl.,  das  i 
Erfordernis  mit  5.933.598  fl.  veranschlagt,  was  einem  Abgange  m 
1.427.421  fl.  entspricht^. 

Demungeachtet  ging  es  mit  den  längst  angeordneten  Er- 
sparungsmassregeln  nicht  recht  vorwärts*),  was  in  der  FinanzconfereiB 
ganz  offen  auf  den  Mangel  an  gutem  Willen  seitens  der  betreffeodea 
Hofstellen  zurückgeführt  wurde. 

Thatsache  ist,  dass  die  schon  im  August  1720  angeordnete 
Deputationsberathung  über  die  Ersparungsvorechläge  nach  7  Monaten 
noch  nicht  stattgefunden  hatte. 

Da  die  Lage  selbst  nach  der  inzwischen  erfolgten  Uebe^ 
wälzung  der  Staatsschuld  an  die  Bank  noch  immer  eine  sehr  kritische 
war,  beantragte  die  Hof  kammer  in  einem  Referate  vom  23.  März  1721, 
es  seien  auch  über  die  sonstigen  prolongirten  Posten  Stadtbaok* 
Obligationen  auszustellen  und  die  Contributionen  ausschliesslich  f&r 
den  eigentlichen  Heeresbedarf  zu  verwenden,  vorläufig  aber  bei  der 
Stadtbank  ein  Darlehen  aufzunehmen. 

Nach   längerer  Berathung*),    wobei    die   Notliwendigkeit  von 
Ersparungen  und  die  Unzulänglichkeit  aller  blos  für  den  AugenbUck 
wirkenden   Massregeln    allseitig   anerkannt   wui*de,   beschloss  die 
Finanzconferenz  am  21.  April  1721,  es  sei  die  Stadtbank,  behoä . 
Bedeckung  des  Cameraldeficits ,  neuerlich  zu  einer  Abhilfe  zu  ve^  • 
anlassen,  und  zwar  bis  auf  weiteres  mit  monatlich  100.000  fl. 

Diesen  Beschluss  geuf'.hmigte  der  Kaiser  mit  dem  Beifagea, 
dass  für  die  Militärauslagen  ausschliesslich  mit  den  ContributuHMl.- 
auszukommen,  wegen  der  Ersparungen  und  Gefallsverbesseraoget 
aber  in  einer  eigens  hiezu  eingesetzten  Commission  zu  berathen  seL 

Demgemäss  haben  die  Verhandlungen  der  nächsten  Monate 
einerseits  die  durch  den  momentanen  Bedarf  bedingte  Stadtbank- 
Aushilfe,  andererseits  die  Herstellung  des  Gleichgewichtes  is 
Staatshaushalte  durch  entsprechende  Reformen  in  Yerwaltnng  unl 
Finanzwesen  zum  Gegenstande. 


*)  F.  C.  Prot,  vom  15.  April  1721. 

")  F.  C.  Prot,  vom  27.  Jänner,  15.  April  und  12.  Juli  1721. 
^)  Die  Bancalität  hatte  u.  a.  die  Wiedereinziehung  der  an  die  Stadtbaikj 
abgetretenen  Gefälle  beantragt. 


I 

J 
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4.  Srhöhtmg  der  Einnahmen  und  Verminderung  der  Ausgaben. 

Die  im  Vorstehenden  erwähnte  Specialcommission ,  welche  aus 
lern  geheimen  Bathe  Grafen  Harrach  als  Vorsitzenden,  dem  Hof- 
:ammerpräsidenten  Grafen  Dietrichstein  und  mehreren  Käthen  be- 
tand,  beantragte  auf  Grund  ihrer  Berathungen  vom  1.  und  8.  Mai  1721  ^) 
onächst  einige  Gefällsverbesserungen,  nämlich  die  Durchführung 
er  schon  eingeleiteten  Postreform  und  der  Verpachtung  der  Cameral- 
eftUe,  femer  die  Veräusserung  des  schlesischen  ßiergroschens  an 
ie  Stände  gegen  ein  Aequivalent  von  198.000  fl.,  die  Hebung  der 
annahmen  aus  den  Quecksilber-  und  Kupferbergwerken  und  die 
''erwendung  der  Mantuaner  Cameralgefalle  zur  Bezahlung  der  Kriegs- 
chulden in  Italien. 

Die  £rsparungsmassregeln  seien  nur  allmählig  ausfuhrbar.  In 
(emässheit  der  über  ein  früheres  Referat  vom  3.  Jänner  1721^) 
rflossenen  kaiserlichen  Resolution  solle  hiemit  bei  den  Hofstellen 
legonnen  werden.  Nun  sei  aber  eine  Herabsetzung  der  ohnehin 
ehr  geringen  Gehalte  nicht  möglich.  Dagegen  empfehle  sich  eine 
?ersonalverminderung  durch  Einfuhrung  des  Numerus  clausus  und 
nccessive  Einziehung  entbehrlicher  Stellen  nach  dem  Ableben  der 
jetzigen  Inhaber.  Uebrigens  könne  diese  Massregel  hauptsächlich 
Dur  für  die  Hofstäbe  in  Betracht  kommen,  da  bei  den  Gentralstellen 
der  Personalstand  ohnehin  nur  gering  sei.  Die  Pensionen  möge 
San  entsprechend  herabsetzen^),  die  Gnadengaben  blos  aus  dem 
£rtrage  der  Caducitäten  und  Fiscalitäten  bestreiten. 

Diese  Anträge  wurden  von  der  Finanzconferenz,  welche  hier- 
i|ber  anlässlich  der  Feststellung  des  Cameralanordnungsstaates  für 
tl'21  berieth*),  im  allgemeinen  befürwortet.  Mit  kaiserlicher  Ent- 
Khüessniig  vom  27.  Juli  1721   erging  daher  der  Auftrag  an  die 


^)  Die  ProtocoUe  s.  im  H.  F.  A.  vom  22.  December  1721,  ferner  F.  C.  Prot. 
f9m  12.  Juü  1721. 

")  S.  das  jedenfalls  auch  Ton   der  Hairach^schen  Commission  herrührende 

Coiifereiizreferat"  vom  23.  Jänner  1721  (im  H.  F.  A.  v.  22.  Dec.  1721).   Hierin 

lüde  Q.  a.  betont,  dass  Ersparungen,  im  Hinblicke  auf  die  äussere  Lage  des 

aates  weit  eher  im  Hofistaate  und  in  der  Civilver waltung  möglich  seien,  als 

Heerwesen. 

^)  Das  Erfordernis  für  die  Pensionen  war  bereits  um  200.000  iL  höher  als 
r  der  Beduction  im  Jahre  1716;  s.  undatirtes  Finanzproject  des  Grafen  Eosen- 
^  im  B.  A.  vom  11.  April  1719. 

*;  F.  G.  Prot  vom  12.  und  27.  Juli  1721. 
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Hofkammer,  die  Gefallsverpachtung  durchzuführen  und  wegen  der 
Ei-sparungen  die  Detailvorschläge  auszuarbeiten.  Die  Gnadengaben 
werde  man  womöglich  aus  Fiscalitäten  bestreiten,  doch  lasse  sich 
hierüber  noch  nichts  bestimmtes  anordnen.  Wegen  der  Hofetäbe 
werde  die  Entschliessung  folgen. 

In  ihrem  hierüber  am  7.  October  1721  erstatteten  Referate*) 
beziiferte  die  Hof  kammer  das  thatsächliche  Cameraldeficit,  auf  Grund 
der  bisherigen  Gebarung,  bei  einem  Bruttoertrage  von  6.493.988  i 
mit  1.168.475  fl.  Die  Zahlungsrückstände  hatten  mit  Ende  Septem- 
ber schon  den  Betrag  von  1.737.382  fl.  erreicht 

Man  müsse  sich  daher  zunächst  auf  die  Bezahlung  der  drin- 
genden Posten  beschi'änken,  jene  der  übrigen  aber  ohne  Verletzung 
bestehender  Rechte  aufschieben.  Insbesondere  solle  man  den  Be- 
amten vorerst  nui-  3  Quartale  bezahlen,  wegen  des  vierten  aber 
dieselben  zur  Geduld  verweisen.  Hiedurch  werde  sich  das  Deficit 
um  338.361  fl.  vermindern.  Nach  erfolgter  Erhöhung  der  Ein- 
nahmen aus  dem  ungarischen  Salzgefalle,  dem  Kupfer^  und  Queck- 
silberverkaufe  könne  jenes  Gehaltsviert^l  bezahlt  werden.  Wolle 
man  sich  zu  einer  solchen  Massregel  nicht  entschliessen,  so  erübrige 
nur  die  Aufnahme  neuer  Schulden  im  Betrage  von  einer  Million 
Gulden,  was  im  Frieden  unverantwortlich  wäre,  und  den  völligen 
Zerfall  des  Aerars  nach  sich  ziehen  würde.  Der  Ertrag  der  Ge- 
falle werde  sich  nicht  bedeutend  erhöhen  lassen,  weil  „schon  alles 
aufs  Höchste  getrieben  und  mit  Aufsclilag  belegt  ist,  was  zum 
Unterhalt  des  Menschenlebens"  erforderlich  sei.  Auch  die  Ter- 
mindening  der  Einhebungskosten  und  die  Verpachtung  der  Gefälle 
werde  nicht  viel  helfen.  Die  Hauptsache  sei  daher  die  schon  früher 
beantragte  Personalreduction  und  die  vorerwähnte  Prolongirung  eines 
Gehaltsviertels. 

Zugleich  befürwortete  die  Hofkammer  die  Commissionsanträge 
wegen  des  schlesischen  Biergefalls  und  der  Postreform,  sowie  die 
Einlösung  der  an  den  Fürsten  Liechtenstein  verpfändeten  Gameral- 
güter  in  Böhmen. 

Obgleich  die  Hofkammer  zur  Unterstützung  ihrer  Vorschläge 
auf  die  verzweifelte  Finanzlage  hinwies,  wurden  dieselben  mit  kaiser- 
licher EntSchliessung  vom  28.   October   1721   mit  dem  Bemerk^^ 


')  F.  C.  Prot,  vom  29.  November  1721. 
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xorückgewiesen ,   die  Hofkammer    möge    die   laufenden    Ausgaben 
besser  bestreiten. 

In  einem  Referate  vom  29.  November  1721  erneuerte  der  Hof- 
kammerpräsident seine  Mheren  Anti*äge.  Da  nun  auch  die  Finanz- 
oonferenz  die  Vorschläge  der  Hairach'schen  Commission  befürwortete*), 
wmtle  die  letztere  mit  kaiserlicher  Resolution  vom  13.  December  1721 
beauftragt,  hinsichtlich  der  Ersparungen  die  bezüglichen  Details 
aaszuarbeiten  und  sich  auch  der  Gefällsverpachtung  mit  mehr  Eifer 
als  bisher  anzunehmen.  Die  Reduction  des  Hofstaatspersonals  sei 
bereits  angeordnet  worden.  Die  Postreform  müsse  eine  allgemeine 
werden. 

Am  31.  December  1721 -)  wui'de  diese  Resolution  theilweise 
modificirt,  und  zwar  dahin,  dass  wegen  der  Verpachtung  der 
Gtefälle,  von  welchen  die  Finanzconferenz  keine  so  grossen  Vor- 
theile  erwailete^),  in  dieser  Conferenz  unter  Zuziehung  der  Hof- 
kanzleien zu  berathen  sei. 

Den  EIrtrag  der  Ersparungsmassregeln  hatte  die  Finanzconferenz 
mit  200.000  fl.  veranschlagt,  ebenso  hoch  jenen  der  Postreform  und 
des  schlesischen  Biergi*oschens.  Von  den  Einhebungskosten  bei  den 
Cameralämtern  (rund  4  Millionen  Gulden)  könne  man  vielleicht 
10  7o  erspai'en. 

Abgesehen  von  den  obigen  Vorschlägen  beschloss  die  Finanz- 

eonferenz  am  29.  November  1721,  man  solle,  um  die  Herstellung 

des  Gleichgewichtes  wenigstens  für  die  Zukunft  zu  ermöglichen, 

die  Erbländer  bewegen,  ausser  den  durch  die  Recesse  festgesetzten 

.    Contributionen,  dem  Ordinarium,  —  soviel  Extraordinaiium  zu  be- 

wüUgen,  als  zur  Bestreitung  der  Retentionsposten  erforderlicli.    Zu- 

■^   tJeich  wurde  der  vorjährige  Vorschlag  wegen  Heranziehung  der 

^    italienischen  und  niederländischen  Provinzen  zu  entsprechenden  Bei- 

u   tarägen  erneuert.    Beides  erhielt  am  13.  December  1721  die  kaiser- 

1   Uche  Genehmigung. 

6.  Verhandlungen  wegen  weiterer  Stadtbank-Beiträge  im  Jahre  1721. 

Die  erörterten  Finanzmassregeln  konnten  ihre  Wirkung  natui-- 
g^äss  erst  nach  längerer  Zeit  äussern.    Angesichts  des  beträcht- 

*)  F.  C.  Pipt.  vom  29.  November  und  13.  December  1721. 
')  F.  C.  Prot,  vom  28.  und  31.  December  1721. 

")  Es  wurde  u.  a.  darauf  hingewiesen,  dass  die  GeföUe  theils  verpfändet, 
theils  der  Bank  eingeräumt  seien. 


i 
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liehen  Deficits  war  daher  von  vornherein  jeder  Zweifel  darüber 
ausgeschlossen,  dass  die  Bedeckung  des  laufenden  Bedarfes,  wie  die 
Bezahlung  der  fälligen  Posten,  also  die  Wiederherstellung  des 
Credites,  nur  mit  Hilfe  neuer  Anlehen  möglich  sei. 

Hiezu  beantragte  die  Harrachsche  Commission^)  die  Aufiaahme 
eines  Anlehens  in  Genua,  insbesondere  aber  den  Abschluss  des 
bereits  ins  Auge  gefassten  Yorschussgeschäftes  mit  der  StadtbanL 
Dies  werde  ausreichen  bis  zu  der  in  2  bis  3  Jahren  zu  gewärtigen- 
den Herstellung  des  Gleichgewichtes  im  Staatshaushalte.  Bis  dahin 
würden  auch  die  Retentionsposten  der  Länder  zum  Theile  hinweg- 
fallen. Zur  Bezahlung  der  vorjährigen  Rückstände  seien  die  heim- 
gefallenen italienischen  Reichslehen  zu  verwenden  und  demnach  zn 
veräussem. 

Der  letztere  Antrag  erhielt  die  Zustimmung  der  Finanzconferenz 
und  des  Kaisers,  ebenso  das  Project  wegen  des  Anlehens  in  Genua*). 

Was  die  Stadtbankaushilfe  betrifft,  so  war  dieselbe  unter  den 
obwaltenden  Verhältnissen  unabweisbar  geboten.  Jedoch  ergaben 
sich  sofort  Schwierigkeiten  in  Bezug  auf  den  Umfang  und  die 
Bedingungen  des  beantragten  Geschäftes. 

Schon  in  den  Finanzconferenz-Sitzungen  vom  12.  und  27.  Juli  1721 
betonte  Starhemberg,  dass  man  die  Leistungsfähigkeit  der  Bank 
nicht  allzusehr  anspannen  dürfe.  Die  Bank  schulde  bereits 
53  Millionen,  darunter  24  aus  ihren  eigenen  Anlehen;  die  Zinsenlast 
betrage  3  Millionen  Gulden.  Anderei*seits  belaufe  sich  der  Ertrag 
der  Bankgefälle  nur  auf  jährlich  4.788.000  fl.  Momentan  seien 
nur  400.000  fl.  verfiigbar'^).  Darüber  hinausgehende  Leistung^ 
wären  daher  nur  nach  Massgabe  der  freiwilligen  Einlagen  möglich. 

Diese  Erwägungen,  sowie  die  Unmöglichkeit,  der  Bank  fix 
den  ihr  zugemutheten  Vorschuss  von  jährlich  1.200.000  fl.  neue 
Staatsfonde  einzuräumen,  verzögerten  die  bezüglichen  Verhand- 
lungen. 

Die  Verhältnisse  drängten  aber  zu  einer  baldigen  Entscheidung. 
Wie  die  Hofkammer  nämlich  in  ihrem  Referate  vom  29.  Novem- 
ber 1721  darstellte*),  hatte  sich  die  Lage  in  den  letzten  Monaten 


*)  S.  die  auf  Seite  5ö7  citirten  Referate  vom  Mai  1721. 
*)  Die  bezüglichen  Verhandlnngen  s.  oben  Seite  401—402, 
3)  Am  13.  Juli  1721  betrug  der  Cassastand  713.900  fl.,   wovon  aus  ver- 
schiedenen Titeln  300.000  fl.  fäUig  waren. 
*)  F.  0.  Prot,  vom  29.  November  1721. 
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derart  verschlimmert,  dass  weder  die  Auslagen  für  den  Hofstaat, 
noch  die  Gehalte  der  Beamten  gezahlt  wei'den  konnten.  Der  im 
Jahre  1715  mit  grosser  Mühe  hergestellte  Staatscredit,  welcher  es 
im  letzten  Türkenkriege  ermöglicht  habe,  gegen  blose  Bancalitäts- 
assecurationen  und  Decrete  20  Millionen  aufzubringen,  sei  nunmehr 
so  zerfallen,  dass  die  Bancalpapiere  als  werthlos  gälten.  Kui-z,  es 
sei  „ein  allgemeines  Stocken  und  Aufliegen*'  wahrzunehmen. 

Dabei  waren  die  Contributionen  zum  grossen  Theile  unein- 
bringlich. In  den  Ländern  der  böhmischen  Krone  waren  hievon 
ans  den  Jahren  1716  bis  1720  über  2  Millionen  rückständig^). 

Angesichts  solcher  Zustände  gab  es  nur  ein  Mittel,  um  den 
Staat  vor  dem  völligen  Bankrotte^)  zu  bewahren,  nämlich  die  Hilfe 
der  Stadtbank,  und  zwar  sowohl  zur  Abstattung  der  Zahlungs- 
rückstände, wie  zur  Bestreitung  des  laufenden  Erfordernisses. 

Die  Zahlungsrückstände  in  Hofstaat  und  Civilverwal- 
tung  hatten  Anfangs  December  1721.  da  die  Gehalte  schon  3  Quar- 
tale unbezahlt  waren,  die  bedenkliche  Höhe  von  rund  2  Millionen 
Gulden  erreicht 

Die  Präsidenten  der  Hofkammer  und  der  Min.  Bancodeputation 
(Dietrichstein  und  Starhemberg),  einigten  sich  deshalb  dahin,  dass 
Ton  diesen  Rückständen  1.200.000  fl.  zur  5  ^/o  igen  Verzinsung  auf 
die  Girobank,  400.000  fl.  zu  6^/o  und  gegen  successive  Abstattung 
auf  die  Wiener  Stadtbank  zu  überweisen  seien;  der  Rest  sollte 
durch  ein  ö^/^iges  Stadtbankdarlehen  bestritten  werden.  Als  Deckung 
babe  das  aus  der  25  Millionen -Schuldübemahme  noch  wegen  der 
holländischen  Schuld  resultirende  Guthaben  des  Aerars  von  1.100.000  fl. 
!Hchtig  1.139.296  fl.)  zu  dienen,  wovon  auf  die  Verzinsung  der 
^iroposten  600.000  fl.  entfielen. 

Diese  Vereinbarung  wurde  über  Antrag  der  Finanzconferenz 
^om  Kaiser  genehmigt^),  erwies  sich  jedoch  als  undurchführbar. 
>ie  Papiere  der  Girobank  gewährten  nämlich,  wie  bekannt,  nur  einen 


>)  Böhm.  F.  A.  vom  21.  November  1721. 

•)  Wenn  wir  unter  „Staatsbankerott"  schon  die  momentane  Zahlungs- 
nAhigkeit  des  Staates  verstehen,  d.  h.  die  Unmöglichkeit,  jede  fällige  Zahlung 
enningemäSB  zu  leisten,  so  bietet  Oestcrreich  in  der  ersten  Hälfte  des  vorigen 
ahrhunderts  allerdings,  von  kurzen  Unterbrechungen  abgesehen,  das  Bild  des 
ortgesetsten  Bankerottes.  In  dieser  Beziehung  unterscheiden  sich  die  ein- 
elnen  Perioden  mehr  quantitativ  als  qualitativ. 

«)  F.  C.  Prot,  vom  28.  und  31.  December  1721. 

T.  ICeiiii,  Finuien  Oeaterreicbs.  36 
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Anspruch  auf  b*)'f^ge  Verzinsung,  nicht  aber  auf  ßückzahlung  des 
Capitals.    Die  Aussicht,  mit  Forderungen  aus  Lieferungen  und  Ge- 
haltsrückstäuden  auf  die  Girobank  überwiesen  zu  werden,  erregte 
daher  in  den  betheiligten  Kreisen  allgemeine  Unzufriedenheit.  Hiezu 
kam  noch  eine  andere  Erwägung.    Die  Stadtbankverwaltung  hatte 
kürzlich  Giro-Extracte  über  100.000  fl.  zum  Curse  von  85%  frei- 
willig eingelöst,   was   den  Credit  dieser  Papiere  beträchtlich  hob. 
Eine  allzu   ausgiebige  Neu -Emission  hätte  aber  einen  neuerhchen 
Curssturz  herbeiführen  müssen^). 

Das  auf  die  Girobank  zu  überweisende  Capital  wurde  daher 
zuei'st  auf  eine  Million  Gulden  reducirt-),  später  aber  unter  Auf- 
hebung der  frülieren  Vereinbainingen  über  Antrag  der  Hofkammer 
und  der  Finanzconferenz  am  8.  April  1722  resolvirt^),  dass  von  den 
inzwischen  auf  1.600.000  fl.  verminderten  Zahlungsrückständen  nur 
die  aus  Pensionen  und  Gnadengaben  herrührenden  von  zusammen 
170.000  fl.  auf  die  Girobank  zu  überweisen  seien.  Von  den  übrigen 
Kückstandsposten  seien  jene  unter  1000  fl.  im  Gesammtbetrage  von 
341.000  fl.  sofoit  zu  bezahlen,  und  zwar  aus  einem  Darlehen  des 
Grafen  Tschernin  von  300.000  fl.  und  aus  den  Zuschüssen  der  Hof- 
lieferanten von  100.000  fl.  für  ihre  Ueberweisung  an  die  Stadtbank 
Letztere  habe  alle  Posten  über  1000  fl.,  femer  die  erwähnten  Zu- 
schüsse, im  Ganzen  1.040.000  fl.  zu  übernehmen,  vom  1.  April  1722 
an  theils  mit  5,  theils  mit  ß^j^  zu  verzinsen,  und  von  1723  bis  1730 
allmählich  abzuzahlen. 

Um  der  Bank  füi*  diese  Creditsoperationen  die  erforderliche 
Bedeckung  zu  verschafifen,  seien  vom  Guthaben  des  Aerars  1.125.0001 
abzuschreiben,  wovon  85.000  fl.  auf  die  Girobank  entfielen. 

Die  neue  Tilgungsmodalität  war  für  das  Aerar  allerdings  minder 
vortheilhaft,  wie  die  früher  beschlossene,  erschien  jedoch  durch  die 
Nothlage  der  beti-effenden  Parteien  geboten.  Uebrigens  ist  es  bezeich- 
nend, dass  sich  gerade  solche  Forderungsberechtigte  über  die  Verwei- 
sung auf  die  Girobank  beschwerten,  welche  sich  in  den  günstigsten 
Verhältnissen  befanden*). 


\)  F.  C.  Prot,  vom  8.  und  H.  F.  A.  vom  10.  April  1722. 

2)  H.  F.  A.  vom  26.  Jänner  1722. 

8j  F.  C.  Prot,  vom  8.  April,  H.  F.  A.  vom  10.  und  13.  April  und  B,  1 
7.  Mai  1722. 

*)  So  z.  B.  der  Herzog  von  Braunschweig -Wolfenbüttel  und  die  Füistii 
Schwarzburg,   deren  Beschwerden  von   der  Kaiserin  befürwortet   wurden.    Dia 
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Im  Militäretat  wui*den  die  Zahlungsrückstände  aus  Lieferungs- 
rträgen,  Gagen  u.  s.  w.  von  der  Hofkammer  in  einem  Referate 
m  12.  März  1722  mit  3.375.062  fl.,  die  sonstigen  fälligen  Passiva 
as  Schuldverträgen)  mit  1.850.660  fl.  beziffert  In  Wirklichkeit 
ären  diese  Rückstände,  wovon  nur  1^/4  Millionen  durch  Contribu- 
)iisreste  bedeckt  waren,  wie  die  Finanzconferenz  constatirte,  noch 
•össer.    Zunächst  sollten  die  Invaliden  abgefertigt  werden^). 

Grössere  Schwierigkeiten  zeigten  sich  bei  der  Heranziehung 
T  Stadtbank  zur  Bedeckung    des    laufenden  Erfordernisses. 

Der  Präsident  der  Ministerial-Bancodeputation,  Starhemberg, 
3hrte  sich  nämlich  nach  Kräften  gegen  die  Octroyirung  einer 
adtbank-Aushilfe  von  jährlich  1.200.000  fl.  ohne  Einräumung  des 
itutenmässigen  Fondes  von  je  10®/o  des  Capitals  auf  15  Jahre*). 
*  betonte  zunächst,  dass  die  der  Bank  bei  der  Schuldüberweisung 
igeräumten  Fonde  kaum  für  die  Verzinsung  der  25  Millionen 
ireichten,  was  auf  den  Cassastand  ungünstig  einwirke.  Auch 
be  der  Credit  der  Bank  jüngst  dadurch  gelitten,  dass  man  die 
istalt  vielfach  mit  der  Bancalität  verwechselte,  deren  Credit  ganz 
rfallen  sei.  Dies  verursache  die  zunehmende  Kündigung  aus- 
ärtiger  Einlagen.  Eine  so  bedeutende  Leistung  könne  die  Bank 
iher  für  jetzt  nicht  übernehmen.  Uebrigens  werde  man  das 
Möglichste  thun,  nur  hänge  eben  alles  von  dem  Stande  der  Einlagen, 
iso  vom  Zufalle  ab. 

Diesen  Bedenken  gegenüber  veimochte  die  Hofkanimer  nur  die 
[offhung  auszusprechen,  dass  es  Jer  Bank  durch  gute  Verwaltung 
elingen  werde,  den  Credit  der  Anstalt  zu  erhalten,  und  somit  die 
bnahme  der  Einlagen  zu  verhindern.  Auch  benöthige  man  die 
.200.000  fl.  vorläufig  nur  für  das  erste  Jahr;  dies  könne  die  Bank 
ine  Beeinträchtigung  ihres  Credites  leisten. 

Die  Bancalität  rieth  der  Stadtbank  geradezu,  sich  die  erforder- 
ten Gelder  auch  in  Ermanglung  von  Einlagen  anderwärtig  zu 
rschaffen. 

Die  Hauptschwierigkeit  ergab  sich  jedoch  in  Betreff  der 
indirung  des  der  Bank  zugemutheten  Darlehens.  Die  Hofkammer 


rkammer  und  die  Finanzconferenz  steUten  dem  Kaiser  die  Entscheidung  an- 
m.  In  welcher  Richtung  dieselbe  erfolgte,  ist  nicht  ersichtlich  (F.  C.  Prot. 
28.  Sept.  1722). 

»)  F.  C.  Prot,  vom  27.  April  und  H.  F.  A.  vom  15.  Mai  1722. 

«)  F.  C.  Prot,  vom  29.  November,  13.,  28.  und  31.  December  1721. 
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erinnerte,  dass  die  Bank  nach  18  Jahren  (1738)  ihre  Schulden 
abgestossen  haben  werde,  weshalb  dann  ihre  GeföUe  von  jährlich 
5  Mülionen  an  das  Aerar  zurückfallen  würden.  Die  Bank  möge 
sich  daher  für  ihren  Vorschuss  nach  diesem  Zeitpunkte  aus  den 
hiezu  zu  prolongirenden  Geföllen  bezahlt  machen. 

Starhemberg  wies  diese  merkwürdige  Zumuthung  mit  dem  Be- 
merken zurück,  man  scheine  es  auf  den  Bankerott  der  Anstalt 
abgesehen  zu  haben.  Die  Bank  wäre  im  Falle  der  Prolongimng 
genöthigt,  um  bis  1738  die  Zinsen  und  Tilgungsraten  zu  bestreiten, 
neue  Anlehen  aufzunehmen,  und  könne  somit  Zinseszinsen  be- 
anspruchen, üeberhaupt  könne  in  einer  so  wichtigen  Angelegenheit 
nicht  ohne  Einvernehmen  mit  dem  Stadtmagistrate  vorgegangen 
werden. 

Auch  die  Finanzconferenz  verkannte  nicht,  dass  die  Prolon- 
girung  der  Stadtbankschulden  über  die  18  Jahre  hinaus  eine 
Art  Falliment  wäre  und  die  beantragte  Aushilfe  daher  die  Leistungs- 
fähigkeit der  Anstalt  für  die  Zukunft  stark  gefährden  werde.  Doch 
würde  dies  noch  immer  weniger  schaden ,  als  wenn  das  Aerar  in 
seiner  gegenwärtigen  „Noth  und  Aufliegen"  stecken  bliebe.  In  der 
That  erübrige  keine  andere  Hilfe,  da  „die  Leut'  Jahr  und  Tag 
nicht  bezahlt  würden." 

Dennoch  wurde  die  Bank  mit  kaiserlicher  Resolution  vom 
31.  December  1721  beauftragt,  sich  zu  einem  Vorschusse  von 
monatlich  100.000  fl.  in  Stand  zu  setzen,  damit  man  indessen 
das  Weitere  in  Ruhe  ausarbeiten  könne. 

6.  Bedeokungsverhandlungen  im  Jahre  1722. 

Von  den  zum  Theile  schon  seit  Jahren  vorgeschlagenen  Mass- 
regeln zur  Erhöhung  der  Einnahmen  war  Ende  April  1722  noch 
fast  nichts  durchgeführt^).  Dabei  belief  sich  die  Gesammt- 
schuldenlast,  einschliesslich  der  Stadtbankschulden,  anf  rund 
70  Millionen  Gulden.  Die  Stadtbank  hatte  schon  über  20  Mil- 
lionen beigesteueit,  ihre  Leistungsfähigkeit  konnte  daher  ohne 
Gefährdung  des  Bankcredites  nicht  zu  immer  grösseren  Bardarleben 
benützt  werden.  Die  Lage  war  also,  ungeachtet  der  kürzlich  er- 
folgten üeberweisung  von  Staatsschulden  durch  die  Bank  eine  sehr 
bedenkliche. 


0  F.  C.  Prot,  vom  27.  April  1722. 
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Dass  die,  von  unbekannter  Seite  vorgeschlagene  einseitige 
Prolongirung  der  Zahlungstermine  den  Credit  völlig  zerrüttet  hätte, 
unterliegt  keinem  Zweifel.  Die  Finanzconferenz  sprach  sich  daher 
am  10.  Mai  1722  gegen  dieses  Project,  sowie  gegen  die  allfällige 
planlose  Fortsetzung  des  Schuldenmachens  entschieden  aus.  Das 
ordentliche  Erfordernis  sei  durch  den  Ertrag  der  Gefälle,  das 
ausserordentliche  durch  zeitweilige  Aushilfen  der  Stadtbank  zu  be- 
streiten und  der  Best  der  Staatsschuld  auf  die  Stadtbank 
zu  überweisen.  Dies  setze  zunächst  die  Entlastung  des  Cameral- 
6tats  von  Militärausgaben,  ferner  die  Durchführung  von  Erspai'ungen 
im  Hofstaat  und  Militär wesen,  und  eine  verlässliche  Präliminirung 
von  Einnahmen  und  Ausgaben  voraus.  Der  Credit  sei  nur  innerhalb 
des  Bahmens  des  Voranschlags  in  Anspruch  zu  nehmen,  gegen 
Bückzahlung  aus  den  laufenden  Eingängen. 

Mit  kaiserlicher  Resolution  vom  selben  Tage  wurde  diesei* 
Beschloss  vollinhaltlich  genehmigt.  Insbesondere  solle  die  Hof  kammer, 
am  ein  abermaliges  Anwachsen  von  Rückständen  zu  vermeiden,  die 
Sicherstellung  des  laufenden  Erfordernisses  schleunigst  durchführen, 
und  hiezu  vorerst  ein  Verzeichnis  der  zu  verpachtenden  Gefalle, 
sowie  einen  Ausweis  über  die  laufenden  Einnahmen  vorlegen,  zu- 
gleich aber  die  Ersparungs-  und  Entlastungsprojecte  ausarbeiten. 

In  ihrem  hierüber  erstatteten  Referate  vom  30.  Mai  1722^) 
^örterte  die  Hof  kammer  die  Lage  des  Camer  ale  tat  s. 

Von  dem  Ertrage  der  Cameralgefälle  seien  in  den  letzten 
Irei  Jahren,  da  die  Bankgefälle  ausser  Betracht  blieben,  nach  Be- 
ctreitang  der  Kosten  der  Landesverwaltung,,  für  das  Aerar  durch- 
schnittlich 2.707.314  fl.  verfügbar  gewesen.  Für  1722  betrage  das 
BEofstaats-  und  Civilerfordernis  nach  dem  reducirten  Fusse,  ein- 
ichliesslich  der  unvermeidlichen  Extraausgaben  3.487.078  fl.,  wonach 
dch  ein  Abgang  von  779.766  fl.  ergebe.  Die  Stadtbank  solle 
laiher  noch  Cameralschulden  von  3.347.735  fl.  (zu  5  und  6^/^, 
rorsdnslich)  mit  einem  Zinsenausstande  von  106.689  fl.  über- 
nehmen, wovon  im  ei-sten  Jahre  571.585  fl.^)  zahlbar  wären.  In 
Folge  dieser  Entlastung   werde  sich  der  Abgang  auf  208.181  fl. 


*)  H.  F.  A.  vom  6.  August  1722.  —  Der  Cameral6tat  wurde  nun  wieder, 
wie  vor  1721,  abgesondert  von  dem  Müitär^tat,  in  eigenen  „Anordnungsstaaten^' 
lestgestellt. 

*)  Darunter  266.902  fl.  an  Capital.  Die  Cameralscliuld  belief  sich  damals 
(ausser  den  26  Millionen)  auf  3.782.303  fl. 
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vermindern.  Behufs  Bedeckung  dieses  Restes  sei  der  schon  resolvir 
Verkauf  der  Vicedomsquote,  sowie  der  zu  47o  capitalisirten  ürha 
Steuer  an  die  niederösterreichischen  Stände  ins  Werk  zu  setze 
femer  die  Postreform  endlich  durchzufuliren,  und  ein  Anlehen  ai 
die  eben  eingelösten  böhmischen  Herrschaften  aufzunehmen.  Anc 
seien  hiezu  die  Cautionen  der  Beamten  zu  verwenden.  Ein  etwajge 
unvorhergesehener  Melirbedarf  sei  durch  Anlehen  zu  bedecken. 

Diese  Anträge  wurden  von  der  Finanzconferenz  am  30.  Juni 
1722  befürwortet  und  mit  kaiserlicher  Resolution  vom  6.  Augusl 
genehmigt.  Wegen  der  Schuldübernahme  sei  sofort  mit  der  Stadt- 
bank zu  verhandeln.  Ueber  den  richtigen  Betrag  von  Erfordernw 
und  Bedeckung  habe  sich  die  Hofkammer  mit  der  Bancalitat  zu 
einigen.  Der  Cameraletat  sei  von  allen  Militärausgaben  frei  za 
halten,  und  wegen  thunlichster  Ersparungen  mit  den  Hofstellen  zo 
berathen. 

Von  den  seit  Jahren  ins  Auge  gefassten  ErsparungsmasS' 
regeln  wurde  zuerst  eine  Personalreduction  der  Hofkammei 
durchgeführt. 

Diese  Centralstelle  zählte,  mit  Ausschluss  der  Buchhaltereien 
168  Beamte,  welche  einen  Aufwand  von  190.000  fl.^)  verursachten 
—  daiomter  62  Räthe,  11  Secretäre  und  20  Concipisten. 

Nach  einer  Resolution  vom  Jahre  1718  sollte  die  Zahl  d 
Räthe  nach  Massgabe  des  Absterbens  der  einzelnen  auf  30  ordei 
liehe  und  6  Supemumerärräthe  (ohne  Bezüge)  herabgesetzt  werd 
was  natürlich  erst  nach  Jahren  eine  nennenswerthe  Wirkung 
habt  hätte. 

Im  Mai  1722  beantragte  nun  die  Hofkammer,  diese  Reda< 
sofort    durchzuführen    und    überdies    die  Zahl   der  Secretäre 
Concipisten  auf  je  8  zu  vermindern.     Die  entbehrlichen  Be; 
seien  daher  in  den  Ruhestand  zu  versetzen.    Der  jetzige  Per 
stand   sei  nämlich  in  der  That  ein  übermässiger  und  ein  g 
Theil  der  Räthe  dienstuntauglich  oder  abwesend.     Die  Ref 
werde  eine  Ersparnis  von  60.000  fl.  ermöglichen. 

Für  die  Hofbuchhalterei  genüge  anstatt  der  bi? 
75  Beamten  mit  einem  Erfordernisse  von  45.000  fl.  ein 
von    65    Beamten,    bei    der   Kriegsbuchhalterei    (42    Bea 


*)  1705  waren  die  betreffenden  Ziffern  128  und  151.000  fl.,  171 
170.000  fl. 
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F.910  fl.  Erfordernis)  könne  die  Reduction  erst  nach  Aufhebung 
möthiger  Zeughäuser  eintreten. 

Alle  diese  Anträge  wurden  von  der  Harrach'sehen  Ersparungs- 
)mmission  und  von  der  Finanzconferenz  befürwortet^).  Letztere 
ind  es  sehr  löblich,  dags  die  Hofkammer  bei  sich  selbst  mit  den 
Irsparungen  beginne.  Mit  Resolution  vom  6.  August  1722  ge- 
ehmigte  der  Kaiser  die  beantragte  Reduction.  Die  entbelirlichen 
samten  seien  mit  Halbsold  in  den  Ruhestand  zu  versetzen,  ebenso 
nch  bei  der  Bancalitität ,  alle  Gehalts-  und  Personalvermehrungen 
ber,  die  ohne  kaiserlichen  Befehl  erfolgt  waren,  wieder  rückgängig 
1  machen.  Im  nächsten  Jahre  wurde  diese  Resolution  über  Antrag 
er  Hofkammer  und  der  Finanzconferenz*)  dahin  gemildert,  dass 
en  in  Reduction  fallenden  Beamten  die  zweite  Hälfte  der  Besoldung 
nszufolgen  sei. 

Was  die  sonstigen  Massregeln  behufs  Herstellung  des  Gleich- 
ewichtes betrifft,  so  ergaben  sich  diesfalls  bald  Meinungsverschieden- 
eiten  zwischen  Hofkammer  und  Bancalität.  Auch  stellte  sich 
eraus,  dass  die  bereits  resolvirte  Bereinigung  des  Cameraletats 
on  Militär- Auslagen ,  sowie  die  Uebemahme  der  restlichen  Staats- 
chulden durch  die  Stadtbank  für  1722  nicht  durchführbar  sein 
rerde.  Mit  kaiserlicher  Resolution  vom  19.  September  1722  wurde 
aber  über  Antrag  der  Finanzconferenz  anlässlich  der  Verhandlung 
ber  einige  unaufschiebliche  Anlehen  befohlen,  dass  die  Hof  kammer 
nd  Bancalität  ein  beständiges  „Systema  pro  futuro"  verfassen 
)llen.  Hiebei  sei  der  Nothstand  nicht  durch  schädliche  momentane 
Bttel,  sondern  durch  endliche  Ausführung  der  Melioration  und 
erpachtung  der  Gefälle  zu  beheben,  wovon  „so  lang  wieder 
les  still« «). 

üeber  die  Mittel  und  Wege,  um  dieses  Ziel  zu  erreichen, 
heint  man  sich  jedoch  in  massgebenden  Kreisen  sehr  im  Unklaren 
fanden  zu  haben.  Selbst  in  der  Finanzconferenz  wurde  bemerkt, 
sei  leichter,  „ein  Piognosticon  zu  stellen,  als  ein  Remedinm",  da 
;h  die  Finanzlage  immer  verschlimmere  und  die  Schuldenlast  fort 
ichse. 

Dabei  wurde  die  Finanzverwaltung  vielfach  durch  die  politischen 


»)  F.  C.  Prot,  vom  1.  und  30.  Juni  1722. 
«)  F.  C.  Prot,  vom  15.  Februar  1723. 
*)  F.  C.  Prot,  vom  27.  Au^8t  1722. 
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Landesbehörden   lahmgelegt*).     Insbesondere    verzögerte    sich    die 
Verpachtung    der    Zoll-    und    Mautgefälle    in    Folge    des 
Widerstandes  der  Hofkanzleien    gegen   die  erforderlichen   Tarifs- 
abänderungen-).   Auch  wurde  der  Kreis  der  Pachtbewerber  dadurci 
sehr  eingeengt,  dass  man  die  Stände,  sowie  auch  ausländische  Geld- 
kräfte   von    der   Gefällspachtung  ausschliessen   wollte.     Uebrigens 
wurde  auch  die  Hofkammer  beschuldigt,  sich  der  Sache  nur  lässig 
anzunehmen.    Aus  volkswirthschaftlichen  Gründen  wurde  nicht  nur 
eine   Erhöhung   der   Tarifsätze  bekämpft,  sondern  die  Herab- 
setzung  der  Zölle   und  Mauten  befürwortet,  um  hiedurch  Handel 
und  Gewerbe  zu  heben.     Natürlich  hatte  man  dabei  keineswegs 
freihändlerische  Ansichten. 

Was  die  Personalreduction  betrifft,  so  fürchtete  man  Inder 
Finanzconferenz  von  deren  Ausdehnung  auf  den  Hofstaat  und  die 
Hofstellen  „grosses  Geschrei";  bei  den  niedern  Aemtem  sei  sie 
leichter  durchführbar. 

Uebrigens  wurde  die  Hofkammer  über  Antrag  der  Finanz- 
conferenz mit  kaiserlicher  Resolution  vom  8.  November  1722  an- 
gewiesen, die  Melioration  und  Verpaclitung  der  Gefalle  „ohne 
Beschwerde  des  gemeinen  Wesens"  im  Einzelnen  auszuarbeiten. 
Hierüber  solle  sodann  zunächst  die  Harrach'sche  Commission  be- 
rathen  und  referiren,  welche  schon  mehrere  Monate  lang  keine 
Sitzung  abgehalten  hatte  ^). 

Die  neuen  Zolltarife  wurden  allerdings  bald  darauf  ausgearbeitet, 
und  zwar  im  November  für  die  österreichischen,  im  December  für 
die  böhmischen  Länder*).  Ueber  Antrag  der  Finanzconferenz  vom 
25.November  1722  wui^de  zugleich  die Pauschaliiiing  des Biergefalls an- 
geordnet, um  dessen  Verwaltungskosten  zu  heben,  femer  die  Reform 
der  Tabakbesteuerung  und  die  Durchführung  von  Ersparungen  in 
der  Armee,  ohne  welche  die  Entlastung  des  Cameral6tats  von  Militär- 
auslagen unmöglich  war*). 

Thatsäclilich  war  übrigens,  wie  in  der  Finanzconferenz  betont 
wui-de,  1722  „das  ganze  Jahr  hindurch  ohne  Effect  geredet  worden* 


^)  F.  C.  Prot,  vom  5.  September  1722. 
»)  F.  C.  Prot,  vom  10.  Mai  und  8.  November  1722. 
3)  F.  C.  Prot,  vom  8.  November  1722. 
*)  F.  C.  Prot,  vom  25.  November  und  11.  December  1722. 
^)  Die  Cameraleinkünfte  der  ungarischen  Nebenländer  und  Tirols  wurde  ^ 
fast  ganz  für  Militärzwecke  verwendet.    * 
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Günstiger  als  im  Cameral^tat  stellte  sich  das  Yerbältnis  im 
ilitär^tat.  Das  Armeeerfordernis  von  8  Millionen  Gulden  fand 
lesmal  schon  in  den  durch  Becess  mit  jährlich  8.470.000  fl.  fest- 
esetzten ordentlichen  Contributionen  seine  volle  Bedeckung.  Äusser- 
em war  für  die  Zeit  von  1722  bis  1728  von  den  Erblanden  noch 
ine  ausserordentliche  Contribution  von  jährlich  760.000  fl.  postulirt 
rorden,  so  dass  einiUeberschuss  von  1.230.000  fl.  zu  erwarten  stand, 
'elcher  zur  theilweisen  Tilgung  der  bei  den  Ländern  haftenden 
etentionsposten  von  7  Millionen  Gulden  verwendet  werden  sollte^). 

7.  Umgestaltung  der  Bancalität  1723. 

Wie  wir  gesehen  haben,  bestand  die  Bancalität  seit  der  Ueber- 
igung  ihrer  Schulden  an  die  Stadtbank  eigentlich  nicht  mehr  als 
Ibstständiges  Staatscreditsinstitut  fort.  Im  Jahre  1722  wui'de  nun 
der  damals  unter  dem  Vorsitze  des  Finanzconferenzrathes  Grafen 
Urach  tagenden  Ersparungscommission  die  Frage  in  Betracht  ge- 
gen, ob  die  Anstalt  in  ihrer  sonstigen  Wirksamkeit  als  Staats- 
ntralcassa  und  Controlorgan  noch  verbleiben  oder  ganz  aufgehoben 
$rden  sollte.  Für  den  letzteren  Fall  wurde  die  Wiedererrichtung 
r  beiden,  früher  bestandenen,  obersten  Zahlämter  (General-Hof- 
id  Kriegszahlamt),  beziehungsweise  für  die  Pronnzen  die  Reacti- 
nmg  der  Pfennig-  und  Rentämter,  mit  der  Unterordnung  unter 
ie  Hofkammer  in  Aussicht  genommen^). 

Es  kam  aber  vorläufig  nicht  so  weit. 

Die  (Kommission  einigte  sich  nämlich  blos  auf  gewisse  Er- 
parangsvorschläge.  So  wurde  zunächst  eine  Personalreduction 
or  die  Bancalität  und  ihre  Buchhaltereien  beantragt,  ferner  die  Auf- 
hebung der  separaten  Bancalitäts-Cameralbuch halterei,  der  Arrhen- 
ind  Schulden-Zahlämter  nebst  ihren  Buchhaltereien,  endlich  die 
Umwandlung  des  einzigen  noch  bestehenden  BancalcoUegiums  in 
ßraz  in  eine  Bancalrepräsentation.  Durch  alle  diese  Massregeln 
hoffte  man  den  damaligen  Gesammtaufwand  für  die  Bancalität 
sammt  ihren  Repräsentationen  von  116.564  fl.  auf  rund  77.000  fl. 
zu  vermindern*).  Die  zu  enthebenden  Beamten  möge  man  bei 
anderen  Aemtem  unterbringen. 


')  a.  F.  A.  vom  26.  September  1721. 

V  F.  C.  Prot,  vom  1.  Juni  1722. 

')  ä.  P.  A.  vom  18.  Juni  1723  (beü.  Referat  der  Bancalität). 
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Auch  die  Finanzconferenz  ^)  beschränkte  sich  vorläufig  auf  die 
Befürwortung  der  beantragten  Reduction.    Dass  man   aber  schon 
damals  auf  den  Fortbestand  der  Bancalitat  überhaupt  wenig  Werth 
mehr  legte,  erhellt  daran?,  dass  in  der  Conferenz  bemerkt  wurde, 
die  Anstalt  habe  auch  in  der  Cassencontrole  seit  der  Aufhebung 
des  Bancalgubemiums  nicht  mehr  so  viel  geleistet,  wie  früher. 

Mit  kaiserlicher  Resolution  vom  6.  August  1722  wurde  befohlen, 
dass  die  zu  „jubilirenden**  Beamten  der  Bancalitat,  wie  bei  der 
Hofkammer,  auf  Halbsold  zu  setzen  seien. 

Eine  eigentliche  Umgestaltung  der  Anstalt  kam  aber  erst  im 
nächsten  Jahre  zu  Stande. 

Schon  am  29.  December  1722^)  entschied  der  Kaiser  über  ein 
Hofkammerreferat  vom  9.  October,  dass  Hofkammer  und  Bancalitat 
behufs  Vereinfachung  und  Beschleunigung  des  Geschäftsganges  sammt 
ihren  Zahlämtem  und  Buchhaltereien  in  einem  Gebäude  zu  ver- 
einigen seien.  Die  Hofkammer  solle  in  Hinkunft  sowohl  die 
öconomische  Verwaltung,  wie  die  Geldgebarung  besorgen.  Die 
Bancalitat  werde  daher  von  der  Rechnungscensur  in  pecuniali  ent- 
hoben. Von  den  Bancalitäts-Buchhaltereien  seien  die  Cameral-, 
die  Militär-  und  die  Arrhen-Buchhalterei  aufzulassen,  ebenso  auch 
das  Arrhenzahlamt.  Auch  habe  es  bei  der  (in  Folge  Aufhörens 
der  Schuldenconferenz)  schon  früher  thatsächlich  erfolgten  Aufhebung 
der  Schuldenbuchhalterei  und  Schuldencassa  zu  verbleiben.  Die 
Mercantilbuchhalterei  habe  fortzubestehen,  und  alle  Eingänge  und 
Ausgaben  in  camerali  und  militari  zu  verrechnen.  Das  Müitär- 
und  das  Cameralzahlamt  der  Bancalitat  solle  aufrecht  bleiben.  Di6 
der  Neugestaltung  entsprechenden  Personalreductions-Anträge  seien 
durch  die  Hofkammer  auszuarbeiten'). 

In   Folge    dieser  Resolution   wurde   im  Laufe  der   nächsteft 
Monate  zunächst  die  Aufhebung  des  Arrhenzahlamts  und  der  | 
Arrhenbuchhaltung  thatsächlich  ins  Werk  gesetzt;   die  beideti 
anderen  Bancalitätszahlämter  wurden,  und  zwar  mit  den  betreffptU' 
den  Buchhaltereien,  im  Hofkammergebäude  untergebracht*). 

Wegen  der  definitiven  Reorganisirung  erstattete  die  Hof  kamo^^^ 


^)  F.  C.  Prot.  Tom  1.  Juni  1722. 
2j  F.  C.  Prot,  vom  4.  December  1722. 
»)  H.  F.  A.  vom  1.  Jänner  1723. 
*)  H.  F.  A.  vom  15.  August  1723. 
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in  Emvernehmen  mit  der  Bancalität  am  8.  Juni  1723  Bericht*). 
In  Genehmigang  der  bezüglichen  Anträge  wurden  die  vorerwähnten 
Grundsätze  mit  kaiserlicher  Entschliessung  vom  15.  August  1723 
näher  ausgeführt. 

Hienach  obliegt  die  Rechnungscensur  in  oeconomico  et  pecu- 
niali  ausschliesslich  der  Hofkammer,  während  dieCensurirung  der 
jrebarungsausweise  (Extracte)  der  Bancalität  verbleibt,  welche 
[ie  betreffenden  Censoren  im  Einvernehmen  mit  der  Hofkammer 
orzuschlagen  hat.  Letztere  haben  die  vorgefundenen  Mängel  in 
ecuniali  der  Bancalität  anzuzeigen,  jene  in  oeconomico  der  Hof- 
:ammer.  Die  Haupt-Cameral-Aufschreibung  (d.  h.  die  came- 
alistische  Buchhaltung)  in  Cameral-,  Militär- und  Arrhen- 
achen  hört  bei  der  Bancalität  endgiltig  auf.  Die  beiden 
(ancalitätsbuchhaltereien  (Cameral-  und  Militärbuchhaltung)  haben 
aber  ihre  Aufschreibungen  nur  mehr  nach  der  mercantilen  Ver- 
»nchungsmethode  zu  bewerkstelligen,  und  zwar  obliegt  ihnen  ausser 
Ler  Censurirung  der  Extracte  nach  wie  vor  auch  die  Liquidirung 
ler  Cassenanweisungen. 

Von  den  BancalitätszaLlämtern  bleiben  das  Cameral-  und  das 
Militärzahlamt  fortbestehen.  Die  Dienstarrha  hat  das  Hofkammer- 
taxamt  einzuheben,  die  Assignations-  und  Legitimations-AiTha  das 
betreffende  Bancalitätszahlamt.  Bezüglich  der  dienstlichen  Unter- 
ordnung der  Beamten  verbleibt  es  beim  Status  quo. 

Zugleich  wurden  die  Anträge  inBetreff  derPersonalreduction 
genehmigt  Hienach  sollte  die  Bancalität  künftig  nur  55  Beamte 
mit  einem  Erfoi-dernisse  von  50.940  fl.  zählen.  19  Beamte  wurden 
entbehrlich,  was  eine  Ersparnis  von  15.600  fl.  bedeutete.  Die  ent- 
behrlichen Beamten  wurden  theils  bei  der  Hof  kammer  untergebracht, 
theüs  mit  Halbsold  pensionirt,  die  im  Jahre  1718  ohne  kaiserliche 
Ennächtigung  verfugten  Gehaltserhöhungen  aber  aufgehoben.  Auch 
ftr  die  Buchhaltereien  der  Hofkammer  (Hof-  und  Kriegsbuchhalterei) 
^nirde  eine  Personalreduction  beschlossen,  deren  Durchführung 
successive  erfolgen  sollte. 

Die  im  Vorstehenden  dargestellte  zweite  Umgestaltung  der 
Bancalität  beliess  dieser  Behörde  nur  die  Cassagebarung  und  die 
hievon  untrennbare  formelle  Controle.  Die  materielle  Ueber- 
^achung  ging  an  die  Hofkammer  über,  welche  von  nun  an  über- 


^)  F.  C.  Prot,  vom  16.  Juni,  H.  F.  A.  vom  15.  August  1723. 
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haupt  in  allen  Fragen  der  Finanzverwaltung  wieder  die  eigent- 
liche Entscheidungsbefugnis  hatte,  ohne,  wie  bis  dahin  noch 
vielfach,  an  die  Zustimmung  der  BancalitSt  gebunden  zu  sein. 

Diese  Reorganisation  bedeutet  also  eine  völlige  Beseitigung 
der  Selbstständigkeit  der  Bancalität,  keineswegs  blos,  wie 
Schwabe^)  annimmt,  eine  Sanctionirung  des  1720  und  1721  heraus- 
gebildeten thatsächlichen  Zustandes,  wenngleich  dieser  naturgemäss 
zu  einer  derartigen  weitgehenden  gesetzlichen  Einschränkung  drängte. 

Zur  formellen  Aufhebung  der  Bancalität  wäre  nun  eigent- 
lich nur  mehr  ein  kleiner  Schritt  gewesen.  Im  Hinblicke  auf  die 
noch  vielfach  im  Verkehre  befindlichen  Bancalitätspapiere  entseUoss 
man  sich  jedoch  hiezu  vorläufig  aus  Creditsrücksichten  noch  lange 
nicht.    Die  Aufhebung  erfolgte  daher  erst  unter  Maria  Theresia. 

Wenn  wii-  die  äussere  Entwicklung  der  Bancalität  von 
ihrer  Errichtung  bis  1723  in  Kürze  überblicken,  so  finden  wir 
darin  als  Ergebnis  der  bisherigen  Untersuchung  folgende  vier  Mark- 
steine: 

1.  1715.  Bancalgubernium  mit  weitgehender  Selbstständig- 
keit gegenüber  der  Hofkammei*  in  den  wichtigsten  Fragen  der 
Finanzverwaltung. 

2.  1716.   Aufhebung  des  Bancalguberniums,  Emchtung 
einer  Finanzconferenz,  welche  der  Hofkammer  und  der  BancalitÄt 
übergeordnet  ist;  ersterer  obliegt  die  Verwaltung  der  Camera' 
fonde,  letzterer  verbleibt  die  Geldgebarung  und  deren Contro^^^ 
sowie  eine  gewisse  Autonomie  in  Sachen  des  Staatscredits. 

3.  1721.  Einschränkung  dieser  Autonomie  in  Folge  ^'■^^ 
hörens  der  planmässigen  Tilgung  und  Uebertragung  der  Bancalit.^^ 
schulden  an  die  Stadtbank,  wobei  jedoch  die  Bancalität  noch  ^ 
volle  Bechnungs-  und  Geldgebarungscontrole  behält  und 
Hofkammer  in  Angelegenheiten  des  Staatsvoranschlages  und 
Staatscredites,  wenigstens  formell,  noch:an  ihre  Zustimmung 
bunden  ist. 

4.  1723.   Gesetzliche  Weiterbildung    dieses  thatsächlici 
Zustandes;  die  Bancalität  behält  nur  mehr  einen  Theil  der  Gas 
gebarung  und  eine  formelle  Controle;  die  oberste  Leitu 
des  Finanzwesens,  wie  die  materielle  Controle,  obliegt  aosschlie 
lieh  der  Hof kammer. 


^)  Schwabe  S.  153. 
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1.  Die  Sohuldübemahme  im  Jahre  1721. 

Wie  bereits  an  anderer  Stelle  eingehend  dargestellt  worden, 
iniisste  die  Stadtbank,  in  Folge  des  gänzlichen  Zerfalles  des  Credites 
der  Bancalität,  durch  einen  gegen  Ende  1 720  abgeschlossenen,  Anfangs 
1721  ratificirten  Vertrag  Staatsschulden  im  Betrage  von 
25  Millionen  Gulden  übernehmen,  und  sich  dabei  mit  nur 
60  Percent  der  statutenmässigen  Dotation  begnügen^). 

Hiedurch  stieg  der  Gesammtschuldenstand  der  Bank  auf 
53.810.885  fl.,  wovon  24  Millionen  auf  die  Capitalseinlagen  entfielen*). 
Im  Sinne  der  Statuten  hätten  diese  Passiva  binnen  längstens  15  Jahren 
abgestossen  werden  sollen.    Durch  die  erwähnte  Neubelastung  der 
Bwik  war   aber   das  Verhältnis   zwischen  Schuldenlast   und  Be- 
deckimg derart  zu  Ungunsten  der  letzteren  verschoben   worden, 
dass  nach  der  gleichzeitig  aufgestellten  Bilanz  die  völlige  Tilgung 
der  Bankschulden  erst  nach  18  Jahren  möglich  gewesen  wäre. 
Der  Staat  hatte  also,  um  sich  der  Bancalitätsschulden  zu  ent- 
ledigen, keinen  Anstand  genommen,  die  Bank  in  eine  Lage  zu  ver- 
setzen, durch  welche  deren  Zahlungsfähigkeit  unter  Umständen  in 
Präge  gestellt  werden  konnte.   Es  war  dies  zwar  bekanntlich  nicht 
l    die  erste,  wohl  aber  die  einschneidendste  Statutenverletzung,  zu 
Fächer  die  Zwangslage  des  Aerars  bis  dahin  gedrängt  hatte. 

Der  Vorgang  bei  der  Ueberweisung  der  einzelnen   Schuld- 
Postoi  bestand  darin,  dass  den  Gläubigem  unter  Einziehung  ihrer 

*)  8.  oben  Seite  546  ff. 

^  P.  C.  Prot,  vom  27.  Juli  1721.  —  Von  den  Schulden  der  Bank  waren 
^^^^Euigs  1722  angeblich  6  bis  7  Mmionen  zu  5%  verzinslich,  und  2  Millionen 
^«ren  unverzinslich;  der  Rest  wurde  mit  6%  verzinst  (H.  F.  A.  v.  10.  März  1722). 
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Bancalitätspapiere  6%ige  Stadtbanco-Obligationen  ausgefolgt 
wurden,  welche  auf  die  für  den  betreffenden  Fall  mit  der  Hof- 
kammer vereinbarten  Zahlungstermine  lauteten. 

Was  die  Form  dieser  Obligationen  betrifft,  so  schien  es 
behufs  Verhütung  von  Beirr ungen  zweckmässig,  diese  in  bestimm  te\^ 
Fristen    rückzahlbaren    Papiere    von    den  jederzeit    aufkündbar^^ 
Stadtbanco-Obligationen  über  Bareinlagen  auch  änsserlv^|^ 
zu  unterscheiden.     Während  sich  daher  in  letzteren  nach  wie  Voi« 
lediglich  der  Wiener  Magistrat  als  Schuldner  bezeichnete,  hatt^^^ 
die  Obligationen  für  die  von  der  Bancalität  auf  die  Stadtbank  vLher- 
tragenen  Capitalien  nunmehr  blos  die  Form  der  Bestätigung  iXher 
eine  Anweisung  der  Min.  Bancodeputation,  worin  des  'Magi- 
strates  keine  Erwähnung  geschah^). 

Der  Zeitpunkt,  mit  welchem  diese  Veränderung  ins  Leben  trat, 
lässt  sich  nicht  mehr  genau  bestimmen,  dürfte  aber  mit  jenem  der 
Schuldübemahme  ungefähr  zusammenfallen.  Vielleicht  wurde  die 
Massregel  durch  die  Ende  1720  im  Auslande  verbreiteten  Gerüchte 
von  einer  bevorstehenden  Einstellung  der  Auf  kündbarkeit  der  Bank- 
einlagen und  von  der  Erstreckung  ihi-er  Rückzahlung  auf  15  Jahre 
hervorgerufen,  welchen  Gerüchten  Starhemberg  durch  eine  Verlaut- 
barung im  Wiener  Amtsblatte  entgegentrat*). 

Von  der  durch  die  obenerwähnte  Bilanz  begründeten  Befugnis, 
die  Zahlung  der  übernommenen  Schulden  auf  18  Jahre  zu  ver- 
theilen,  wurde,  um  den  Credit  der  Bank  nicht  zu  schädigen,  kein 
Gebrauch  gemacht.  Man  hielt  sich  daher  innerhalb  der  Statuten- 
massigen  15  Jahre.    Anstatt  jedoch  die  Bückzahlung  gleichmässig 


*)  Die  Form  dieser  Papiere  war  folgende: 

„Von  der  Rom.  Kais.  Majestät  in  Bancosachen  verordneten  Min,  Depatation 
ist  sub  dato  .  .  .  gegenwärtigen  .  .  .  Jahrßs  an  N.  N.  oder  dessen  Ordre  eifiS 
Schuldpost  von  .  .  .  fl.  mit  6%  jährlich  laufenden  Interesse  bei  der  k.  St«dt^ 
banco-Hauptcasse  aus  dahin  eingeräumten  GefäUcu  in  nachgesetzten  Terminea 
zu  bezahlen  angewiesen  worden,  als  auf  den  .  .  17  .  .  id  est  auf  (Datum  der 
FäUigkeit)  ....  Gulden. 

(L.  S.)  N.  N. 

Obereinnehmer  und  Gregenhandler.^ 
(Referat  der  Commissiou  unter  dem  Vorsitze  des  Fürsten  Trautson  Yom  11.  M&B 
1722,  in  den  Acta  MisceU.  Vni). 

-)  Wiener  Diarium  Nr.  1808  vom  27.  November  1720.  Die  betreffende 
Nachricht  hatte  die  französische  Amsterdamer  Zeitung  gebracht  (s.  Schwabe, 
S.  155). 
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liese  Jalu*e  zu  vertheilen,  musste  die  Min.  Bancodeputation  über 
angen  der  Hofkammer  die  ersten  fünf  Jahre  übermässig 
Anweisungen  belasten;  und  zwar  berechnete  Starhemberg 
der  Bank  aus  der  Schuldübemahme  erwachsende,  durch  die 
gebenen  Fonde  nicht  bedeckte  Belastung  für  diese  5  Jahre  mit 
400.000  fl.,  für  die  nächsten  10  Jahre  mit  je  1.000.000  fl.  In 
e  dessen  war  die  Bank  genöthigt,  den  Ertrag  der  ihr  schon 
ör  eingeräumten  Gefalle  zur  Bestreitung  ihrer  neuen  Verpliich- 
en  heranzuziehen,  und  zwar  in  noch  höherem  Masse,  als  dies 
auf  18  Jahre  berechnete  Bilanz  in  Aussicht  genommen  hatte, 
r  mit  Zuhilfenahme  des  Ueberschusses  der  neuen  Einlagen  über 
Capitalskündigungen  ^). 

Die  Tilgungsbedingungen  für  die  übernommenen  Schuld- 
en waren  demnach  sehr  mannigfaltige,  indem  die  Zahlung  theils 
1,  theils  erst  nach  Jahren  zu  beginnen  hatte,  und  bald  auf 
längere,  bald  auf  eine  kürzere  Frist  vertheilt  wurde. 
Starhemberg  musste  selbstverständlich  bestrebt  sein,  die  ganze 
ration  so  durchzuführen,  dass  daraus  der  Bank  möglichst  wenig 
itheil  erwachse.  Solchen  Gläubigern,  welche  sich  zu  einer  ent- 
chenden  Gegenleistung  verpflichteten,  wurden  daher  kürzere 
lungsfristen  bewilligt*). 

Eine  andere  Combination  ergab  sich  dadurch,  dass  man  über- 
mene  Schuldposten  zum  Theile  sofort  ablöste,  zum  Theile 
r  auf  die  Girobank  überwies*). 


»)  Referat  Starhembergs  vom  8.  Mai  1723  (F.  Arch.  Band  166/1  D). 

^)  So  benützte  man  z.  B.  das  Bestreben  des  Bankiers  Wertheimer,  seinen 
Ben  Besitz  an  Bancalität^jpapieren  baldigst  zu  realisiren,  zur  kostenfreien  Ein- 
ing  gewisser,  zum  Theile  bereits  rückständiger  BankgefäUsgelder,  und  zwar 
Bankantheile  an  den  Decennal-  und  Contributionsquoten  der  böhmischen 
ler.  Wertheimer  wurde  nämlich  mit  Contract  vom  31.  Oetober  1720  er- 
itigt,  die  der  Bank  aus  diesem  Titel  bis  Ende  Octobcr  1723  gebürende 
ne  von  1.072.062  fl.,  wovon  über  Va  schon  fällig  war,  aul*  eigene  Rechnung 
iheben,  gegen  vorherige  Einlegung  eines  gleichen  Betrages  in  Bancalitäts- 
jren.  Für  letztere  soUte  er  jeweilig  die  zur  Einziehung  der  Gelder  erforder- 
n  Amtsquittungen  der  Stadtbancocasse  erhalten,  für  die  Zinsenraten  jedoch 
ähnliche  Stadtbanco-Obligationen  (B.  A.  v.  31.  Oet.  1720). 

')  So  überliess  Marx  Schlesinger  der  Bank  mit  Contract  vom  1.  März 

Bancalitäts-Obligationen  im  Betrage  von  712.393  fl.,  gegen  sofortige  Ab- 

ing  von  230.393  fl.,  und  Ausfolgung  öVoigei'Qiro-Extracte  über  den  ganzen 

Letztere  soUten  erst  nach  lö  Jahren  abzugsfrei  eingelöst  werden.    Doch 

lichtete  sich  die  Bank,  falls  inzwischen  eine  Einlösung  von  Giroposten  statt- 
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AusDahmsweise  kam  auch  die  Ausstellung  kündbarer  Stadt- 
banco-Obligationen  für   überwiesene  Cameralforderungen  vor^). 

Auch  sonst  wurden  einzelne  nach  der  Repartition  erst  später 
fällig  werdende  Schuldposten  zuweilen  schon  früher  be- 
zahlt, jedoch  nur  mit  jeweiliger  Genehmigung  des  Kaisers-). 

Uebrigens  wurde  jenen  überwiesenen  Staatsgläubigern,  welche 
nicht  auf  bestimmten  Tilgungsftisten  bestanden,  blos  6®/oige  un- 
aufkündbare  Stadtbanco^bligationen,  zahlbar  nach  Mass- 
gabe des  Cassastandes,  ausgestellt.  Dies  scheint  in  ziemlicher 
Ausdehnung  geschehen  zu  sein^).  Durch  diese  Massregel  wurde  die 
Bank  vor  der  Nothwendigkeit  bewahrt,  zur  Auszahlung  fälliger 
Raten  der  betreffenden  Capitalien  aufkündbare  Einlagen  anzu- 
nehmen, welche  in  kritischen  Zeiten  gefährlich  werden  konnten. 

2.  Sonstige  Aushilfbverhandlungen  von  1721  bis  1724.     Krise  des 

Jahres  1723. 

Noch  bevor  der  Vertrag  wegen  Uebemahme  der  25  Millionen- 
schuld  formell  perfect  geworden  war,  beantragte  die  Hofkamiaer 
in  der  Finanzconferenz  *) ,  die  Stadtbank  zu  einem  Darlehen  von 
400.000  fl.,  in  Barem  oder  in  binnen  4  Monaten  fälligen  Stadtbanco- 


finden  sollte,  hiebei  auf  Schlesinger  Eücksicht  zu  nebmen,  und  ibm  seine  Giro- 
papiere mit  85 7o  einzulösen.  —  Lob  S in z heim  cedirte  der  Bank  mit  Vertrag 
vom  3.  Juli  1721  Bancalitätspapiere  von  52.828  fl.,  wovon  die  eine  Hälft«  sofort 
bezahlt,  die  andere  durch  nach  15  Jahren  fällige,  allenfalls  früher  mit  80%  ein- 
lösbare Giro-Extracte  bedeckt  werden  sollte. 

^)  Verschiedene  Forderungen  Sinzheims  von  zusammen  544.933  fl.  hätten, 
obgleich  zum  Theile  schon  1721  fällig,  nach  dem  mit  der  Hofkammer  verein- 
barten Repartitionsplane  auf  längere  Zeit  hinaus  zur  Zahlung  vertheilt  werden 
soUen.  Im  Vertrage  vom  3.  Juli  1721  verpflichtete  sich  nun  die  Bank,  die  be- 
treifenden Bancalitätspapiere  gegen  6%ige,  halbjährig  kündbare  Stadtbanco- 
Obligationen  umzuwechseln.  Damit  jedoch  der  Anstalt  hieraus  kein  Schaden 
erwachse,  musste  sich  Sinzheim  für  den  Fall,  dass  die  Bank  durch  Kündigung 
dieser  Obligationen  genöthigt  würde,  das  Capital  vor  Ablauf  der  repartirten 
Zahlungsfristen  auszuzahlen,  verpflichten,  entweder  den  betrefi'enden  Betrag  wieder 
einzulegen,  oder  fUr  die  Zwischenzeit  mit  8^/o  zu  verzinsen. 

*)  So  wurde  z.  B.  ä  conto  einer  Forderung  des  Markgrafen  Ludwig  von 
Baden  von  350.000  fl.,  welche  nach  der  Repartition  erst  vom  1.  Juli  1724  an  in 
14  Quartalsraten  getilgt  werden  sollte,  eine  dieser  Raten  schon  1721  bezahlt 
(B.  A.  V.  12.  März  1721).    Andere  Fälle  s.  B.  A.  vom  7.  Mai  1722. 

*)  S.  die  Gegenschrift  des  H.  K.  Rates  Schwandtner  gegen  den  B.  Buch- 
halter Kirchner  (F.  Arch.  Bibl.  Bd.  166/D). 

*)  F.  C.  Prot,  vom  28.  December  1720. 
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Obligationen,  zu  verhalten,  um  hiemit  die  im  December  1720  fälligen 
Staatsschuldposten  zu  bestreiten.    Starliemberg  wehrte  sich  kräftig 
gegen  eine  solche  Zumuthung.     Die  Stadtbank   sei  „der  Schatz- 
kasten  der  landesfürstlichen  Unterthanen'*,   worin   sie   ihr 
Hab  und  Gut  deponiren.     Ilir  Credit  dürfe  daher  nicht  übermässig 
angestrengt  werden.     Allerdings   betrage    der  Cassastand    augen- 
blicklich fast  eine  Million,  ein  grosser  Theil  hievon  werde  aber  für 
die  Anfangs  1721  fälligen  Posten  benöthigt;  die  verlangte  Aushilfe 
würde  somit  die  Casse   selbst  bei  nur    massigen  Capitalsaufkün- 
digungen  erschöpfen.    Der  Ertrag  der  für  die  25  Millionen  über- 
gebenen  Fonde  reiche  kaum  zur  Bestreitung    der  Zinsen    dieses 
Capitals  aus,  überdies  stehe  liievon  vor  April  niclits  zur  Verfügung. 
Falls  man  daher  binnen  4  Monaten  zahlbare  Obligationen  ausgäbe, 
würden  selbe  thatsächlich  der  Bedeckung  entbehren.    Der  Zweck 
der  Stadtbank  sei  nicht,  solchen  Staatsgläubigern  auszuhelfen,  die 
sich  durch  Wuchergeschäfte  selbst  in  Gefahr  brachten,  wie  Wert- 
heimer,  welchem  jene  400.000  fl.  grösstentheils  zugedacht  seien.    Die 
Finanzconferenz    verkannte   die   Richtigkeit   dieser   Ausführungen 
keineswegs,    glaubte  jedoch   angesichts   der  kritischen    Lage    der 
Staatsfinanzen  auf  eine  abermalige  Hilfe  der  Bank  nicht  verzichten 
zu  können.     Die  Bank  wurde   daher  beauftragt,   anstatt   der  er- 
^^amten  400.000  fl.,   der  Bancalität   ein   Capital   von   600.000  fl. 
iix  Q^loigeUi  erst  nach  8  Jahren  falligen  Stadtbanco- Obligationen 
"Vorzustrecken,  welches  wegen  Unmöglichkeit  einer  anderwärtigen 
-^undimng  in  die  25  Millionen  eingerechnet  wurde  ^j.    Ob  die  Hof- 
^«mmer  die  erhaltenen  Obligationen   veräusserte   oder  direct   zur 
^«huldentilgnng  verwendete,  ist  nicht  ersichtlich. 

Uebrigens  musste  sich  die  Bank  bald  darauf  noch  zu  anderen 
V^orschössen  herbeilassen,  welche  entweder  gegen  blose  Prolon- 
^'irang  der  Bankgefälle  bis  zur  vollständigen  Tilgung,  oder  ein- 
fach gegen  Verrechnung  gegeben  wurden-).  Auch  kamen  Dar- 
Xehen  durch  Ausfolgung  von  Stadtbanco -Obligationen  von  nun  an 
öfters  vor'). 

Die  Finanzlage  war  eine  so  traurige,  dass  die  umfassende  Aus- 
H&tzung  des  Bankcredits  für  Staatszwecke  nicht  Wunder  nehmen 


*)  Bancoref.  TOin  28.  December  1720  und  B.  A.  vom  1.  Jänucr  1721. 
*)  Solche  Vorsehüssc  iiuden  sich  z.  B.  im  Februar  1721  mit  150.000  fl.,  im 
März  mit  40.000  fl.  (B.  A.  v.  4.  Febr.  und  10.  März,  Bancoref.  v.  21.  Febr.  1721). 
•)  So  «.  B.  H.  F.  A.  vom  18.  April  1721. 
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kann.  Doch  ist  es  auffallend,  wie  die  Hofkammer  hiebei  vorging. 
Man  musste  sich  doch  darüber  klar  sein,  dass  die  Stadtbank,  deren 
Credit  sich  seit  Jahren  für  das  Aerar  so  überaus  werthvoU  er- 
wiesen hatte,  nicht  willkürlich  und  ohne  Rücksicht  auf  die  Be- 
deckung in  Anspruch  genommen  werden  könne.  Gleicliwohl  tiat 
der  Hof  kammerpräsident  Graf  Dietrichstein,  bald  nachdem  die  Bilanz 
der  Bank  durch  die  geschilderten  Creditsoperationen  zu  Gunsten 
des  Aerars  einen  so  starken  Stoss  erlitten  hatte,  mit  einem  neuer- 
lichen Ansinnen  hervor,  welches  nur  dann  statthaft  gewesen  wäre, 
wenn  die  Bank  ihre  Leistungsföhigkeit  beliebig  zu  steigern  ver- 
mocht hätte.  Die  Stadtbank  sollte  nämlich  ohne  jede  materielle 
Gegenleistung  jährlich  1.200.000  fl.  an  das  Aerar  abführen^). 

Wir  haben  bereits  an  anderer  Stelle  dargestellt,  wie  sehr  sick 
Starhemberg  bemühte,  der  Bank,  welche  inzwischen  noch  beinahe 
1^1^  Millionen  fl.  an  aerarischen  Zahlungsrückständen  übemommeft 
hatte,  eine  solche  abermalige  unverhältnismässige  Belastung  zu  er- 
sparen-). Ungeachtet  dieses  Widerstandes  wurde  die  Bank  mit  kaiser- 
licher Resolution  vom  31.  December  1721  angewiesen,  sich  zu  eii»ein 
Vorschusse  von  monatlich  100.000  fl.  bereit  zu  halten. 

Dieser  Befehl  blieb  jedoch  vorläufig  unausgeführt.  Die  Leistungs- 
fähigkeit der  Bank  war  nämlich  nicht  mehr   die   alte.    Von  den 
Quellen  derselben  reichte  die  eine,  die  Zunahme  des  Ertrages  i^ 
Bankgefälle   kaum   mehr  zur  Bestreitung   der  fälligen  Zahlungei^ 
hin;  —  die  andere,  der  Ueberschuss  der  Capitalseinlagen  über  di^ 
Kündigungen,  war  beinahe  ganz  versiegt,  da  —  wie  Starhemberg 
bemerkte  —  bereits   der   grösste  Theil  des  in  Oesterreic^ 
befindlichen  Vermögens  in  der  Bank,  „diesem  allgemeine 
Schatzkasten",  angelegt  war,  der  Zuwachs  an  Einlagen  dabei 
nicht  mehr  so  bedeutend  sein  konnte,  wie  früher*). 

Die  Hofkammer  glaubte  aber  auf  einen  fortlaufenden  Beitrag 
der  Bank  nicht  verzichten  zu  können.  Da  sie  nun  den  Rückgang 
der  Leistungsfähigkeit  des  Institutes  nicht  zu  leugnen  vermochte^ 
suchte   sie   denselben,   —   ob   in    unbegreiflicher  Verkennung  der 

^)  Dabei  befürwortete  die  Hof kammer  den  Vorscblag  eine«  gewissen  Grafen 
Brassi,  dass  die  Stadtbank  ihren  Gläubigern  anstatt  der  auf  bestimmte  Summen 
und  Termine  lautenden  Papiere  Loosc  ausfolgen  sollte,  welche  erat  nach  ihrer 
Ziehung  eingelöst  worden  wären. 

«)  S.  oben  Seite  563—64. 

^)  Ref.  Starhembergs  vom  8.  Mai  1723  im  F.  Arch.  Bande  166,1  D. 
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Sachlage,  oder  aus  pei^sönlicber  Gereiztheit  gegen  Starbemberg  und 
in  der  Absicht,  die  Bank  zu  schädigen^),  mag  dahingestellt  bleiben, 
—  auf  die  Gebarung  der  Bankleitung  zurückzuführen,  gegen  welche 
de  eine  Reihe  von  theil weise  muth willigen  Anklagen  erhob  ^). 

Zur  Prüfung  der  neuerlichen  Anträge  der  Hofkammer  setzte 
ler  Kaiser  drei  Commissionen  ein,  zu  deren  Präsidenten  Prinz 
Sagen  von  Savoyen,  Fürst  Trautson  und  Graf  Harrach  er- 
launt  wurden. 

Diese  Commissionen  waren  darüber  einig,  dass  die  Herstellung 
las  Gleichgewichtes  im  Staatshaushalte  unbedingt  nothwendig  sei. 
3ie  Eugen'sche  und  die  Harrach'sche  Commission  glaubten  als 
las  einzige  Mittel  hiezu  die  von  der  Hofkammer  neuerdings  be- 
intragte  Stadtbankaushilfe  von  jährlich  1.200.000  fl.  befür- 
ÄTorten  zu  sollen.  Dagegen  bemerkte  die  Trautson'sche  Commission, 
üe  Stadtbank  müsse  als  die  vornehmste  Stütze  des  Credits  auf 
jede  Weise  erhalten  werden;  man  könne  von  ihr  daher  eine  solche 
rem  wechselnden  Credite  abhängige  Aushilfe  nicht  als  regelmässig 
«wiederkehrende  Leistung,  sondern  nur  nach  Massgabe  der  verfüg- 
baren Cassabestände  verlangen. 

Die  Harrach'sche  Commission  hatte  sich  nicht  verhehlt,  dass 
der  Ertrag  der  Bankgefalle  nach  Bestreitung  der  Schuldziusen  in 
den  ersten  Jahren  nicht  einmal  für  die  festgesetzten  Tilgungsraten, 
geschweige  zur  Auszahlung  gekündeter  Einlagen  hinreiche.  Die 
Bank  möge  daher,  um  die  verlangte  Aushilfe  leisten  zu  können,  zur 
einseitigen  Prolongirung  der  stipiulirten  Zahlungstermine 
schreiten  (!).  Dies  werde  noch  immer  weniger  scliaden,  als  die 
steten  Zahlungsstockungen  bei  der  Hofkammer. 

Die  Eugen'sche  Commission  hielt  ein  so  einschneidendes  Mittel 
"Wie  die  Prolongirung  der  Termine  für  sehr  bedenklich,   glaubte 
aber,  die  Bank   werde  auch  ohne  eine  solche  Massregel  die  Aus- 
'Mfe  leisten  können,  da  sie  in  den  letzten  Jahren  anscheinend  einen 
ÜBberschuss  von  durchschnittlich   2.700.000  fl.   gehabt  habe,  und 
•Bickts  auf  eine  bevoretehende  Abnahme  dieses  Ueberschusses  hin- 
deute. 


^)  Bi  der  mann  (a.  a.  0.  S.  390  £f.)   schlägt  jedentaUs   die  Bedeutung   des 
etzteren  Momentes  zu  hoch  an. 

*)  H.  F.  A.  vom  10.  März  1722  und  Ref.  der  Conferenz  unter  dem  Vorsitze 
^es  Pflrsten  Trautson  vom  11.  März  1722  (Acta  miscell.  VIII),  femer  das  in 
*fer  Torletzten  Anmerkung  citirte  Referat 
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Obgleich  die  drei  Commissionsreferate  so  weit  auseinander- 
gingen, entschloss  sich  der  Hofkammerpräsident  Graf  Dietrichstein 
dennoch  alle  drei  gutzuheissen  (!),  anstatt  in  der  einen  oder  anderen 
Richtung  bestimmt  Stellung  zu  nehmen. 

Uebrigens   brachten  alle   drei  Commissionen,  gleich   der  Hof* 
kammer,    mehrfache  Beschwerden   gegen    die    Verwaltungs^ 
praxis  der   Stadtbank  vor.     Insbesondere  wui'de  bemerkt,  d\^ 
Hof  kammer  entbehre   eines  genauen  Einblickes  in  den  jeweilig  ^j^ 
Stand  der  Bank,  obgleich  man  ihr  denselben  nach  dem  Statute  ^g. 
währen  sollte;  —  die  Bank  verwende  ihre  Cassenbestände,  ansx^^^ 
den  Gläubigem   die  Wahl  zwischen  Zinsenreduction  und   der     ^j^ 
foitigen  Hinauszahlung  des  Capitals  zu  lassen,  dazu,  ihre  Obl^^. 
tionen  unter  der  Hand  zum  vollen  Nennwerte  einzulösen;  —  feiner 
pflege  die  Bank,   entgegen  den  Statuten,  wichtige  Geschäfte  oboe 
Einvernehmen   mit   der  Hofkammer    und   ohne    Genehmigung  des 
Kaisers  abzuschliesen ;  —  auch  führe  dieselbe  den  Ueberschuss  des 
Gefällsertrages  nicht  immer  pünktlich  ab.    —    Sodann    wird  die 
Ignorirung  des  Magistrates  in  den  neuen  Obligationen  beanständet, 
da  es  hiedurch  für  Jedennann  offenbar  werde,  dass  die  Bank  nicht 
von  der  Stadt  Wien,  sondern  von  einer  Hofstelle  abhänge.  —  Endlich 
wird  behauptet,  dass  die  Bankbeamten  die  Parteien,  namentlich  bei 
Um-  und  Auseinanderschreibung  von  Obligationen,  nicht  mit  dem 
nöthigen  Entgegenkommen  behandelten,  dann,  dass  die  Bank  ihre 
Gelder  verspätet  eincassire,   und   das  Buchhaltungspersonale  nicht 
genug  zahlreich  sei. 

Die  Commissionen  beantragten  daher,  die  Bank  solle  ;, wieder 
auf  das  Statut  von  1706  zurückgebracht",  und  der  Hof  kammer,  wie 
den  Hofkanzleien  ein  grösserer  Einfluss  auf  dieselbe  eingeräumt 
werden.     Femer   solle  zur  Erhöhung  des  öffentlichen  Vertrauens 
wieder  die  Haftung  des  Wiener  Magistrates  mehr  in  den  Vorder- 
grund treten,  und  seien  demnach,  anstatt  der  neuen  Banco-Deputa* 
tionsanweisungen ,   wieder   allen  Parteien  Stadtbarico-Obligationet»^ 
nach  dem  früheren  Formulare  auszufolgen.    Endlich  möge  man  detO 
Bancobuchhalter    Kirchner    zwei  Hilfsbeamte    beigeben,    damit  ^^ 
allenfalls  nicht  an  einem  geeigneten  Ersätze  für  denselben  fehX^ 

Graf  Starhemberg,   welchem   die  Commissionsgutachten 
Aeussening  zugefertigt  wurden,  weilte  damals  anlässlich  der  V 
handlungen  des  ungarischen  Landtages  (20.  Juni  1722  bis  19.  Juni  17 
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ils  königlicher  Bevollmächtigter  in  Pressburg  ^).  Er  fand  daher 
irst  nach  mehreren  Monaten  Müsse,  dem  Kaiser  seine  Gegenäusse- 
rong  zu  ei-statten.  Die  bezügliche,  vom  8.  Mai  1723  datirte,  sehr 
eingehende  Vorstellung-)  ist  in  ihrer  Art  ein  Meistei'werk. 

Starhemberg  weist  zunächst  auf  die  Widersprüche  in  den  drei 
)ommissionsgutachten  hin,  und  bespricht  sodann  die  gegen  die  Bank 
orgebrachten  Beschwerden.  Diese  Angriffe  seien  geradezu  unbe- 
Teiflich,  da  sich  der  Staatscredit  seit  1715  nui'  durch  die  Mit- 
örkung  der  Bank  so  sehr  gehoben  habe.  Der  bisherige  Credit 
er  Anstalt  beruhe  auf  der  Meinung  der  Parteien,  dass  sie  es 
lit  einer  von  der  Hofkammer  unabhängen  Stelle  zu  thun 
ätten,  welche  zum  Unterschiede  von  der  Hofkammer  stets  ihren 
Zahlungsverpflichtungen  nachgekommen  sei,  und  dies  auch  künftig 
hon  könne  und  wolle.  Aus  diesem  Grunde  sei  der  Bankcredit 
»esonders  nach  der  Trennung  des  Präsidiums  der  Min.  Bancodeputa- 
ion  von  jenem  der  Hofkammer  gestiegen.  Es  sei  daher  wider- 
sinnig, wenn  man  unter  dem  Vorwande,  dass  die  Tliätigkeit  der 
Min.  Bancodeputation  das  Vertrauen  des  Publicums  vermindere,  eine 
Einflussnahme  der  Hofkammer  unl  der  Hofkanzleien  in  Bank- 
sachen verlange. 

Nun  recapitulirt  Starhemberg  die  Angriffe  und  Anträge  der 
Commissionen,  bemerkt,  man  sehe  aus  denselben,  wie  gut  es  ge- 
wesen wäre,  wenn  man  den  Berathungen  Vertreter  der  Min.  Banco- 
deputation zugezogen  hätte,  und  erörtert  sodann  in  begreiflichem 
und  wahrhaft  gerechtfertigtem  Selbstgefühle  die  ganze  Entwicklung 
der  Stadtbank,  ihi-e  Leistungen  für  den  Staat,  und  seine  eigenen 
Verdienste  um  die  Consolidirung  der  Anstalt.  Die  Hofkammer  sei 
üie  im  Stande  gewesen,  den  Ertrag  von  Cameralgefallen  so  hoch  zu 
steigern  wie  die  Bank,  noch  zu  so  günstigen  Bedingungen  Gelder 
aufzutreiben.  Dort  herrsche  die  gi'össte  Unordnung,  die  Rechnungen 
seiea  selten  adjustirt,  —  hier  werde  nichts  aufgeschoben  oder  un- 
erledigt gelassen,  die  Buchhaltung  ordentlich  geführt,  jede  Rech- 
uung  adjustirt,  die  Gesammtheit  der  Eingänge  wöchentlich  oder 
fflonatUch  controUrt.  Man  könne  also  wohl  eher  der  Hofkammer 
Vorwürfe  machen,  als  der  Bank. 

Zur  Widerlegung  der  einzelnen  Beschwerdepunkte  schreitend. 


*)  S.  Bidermanu  a.  a.  0.  S.  440. 

*)  F.  Arch.  Bd.  166/1  D.    Diese  Vorstelluns^  umfasst  74  Seiten  Manuscript. 
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bemerkt  Starhemberg,  die  Statutenverleteung  habe  die  Hofkammer 
durch  die  von  ihr  durchgesetzten  Bedingungen  der  Schuldtibemahme 
selbst  verschuldet.    Uebrigens  sei  im  Statute  ein  Einmischungs- 
recht der  Hofkammer  nicht  begründet.    Wirkliche  Uebei-schüsse 
werde  die  Bank  stets  bereitwillig  dem  Aerar  zur  Verfügung  stellen. 
—  Die  Zinsenreduction  habe  Starhemberg,  als  der  Credit  anfs 
Höchste  gestiegen  war,  selbst  beantragt,  um  dadurch  den  Zinswucher 
zu  beseitigen.    Als  Zwangsmassregel  oder  ohne  den  hiezu  erforder- 
lichen Barvorrath   von   2  Millionen  Gulden   wäre  dieselbe  jedoch 
sehr  verderblich  gewesen.    Den  erwähnten  Betrag  habe  man  aber 
in  Folge  des  steten  Geldbedarfes  der  Hofkammer  nie  zur  Verfügung 
gehabt.  —  Die  Einlösung  noch  nicht  fälliger  Obligationen 
sei  anfänglich  zur  Hebung  des  öffentlichen  Vertrauens  nothwendig 
gewesen.    Später  habe  man  sich  derselben  bedient,  um  die  Cassa- 
bestände   zu  verwerthen  und  die  Schuldenlast  zu  vermindem.  -^ 
Der  Unterschied  in  der  Form  der  auf  bestimmte  Termine  lautend^^ 
Obligationen  von  jenen  über  kündbare  Capitalseinlagen  sei  duT"*^^ 
die    innere   Verschiedenheit    der   beiderseitigen   E^chtsverhältni^^ 
begründet.  —  Bei  Abschluss  neuer  Verträge  habe  die  Min,  Ban-^^^ 
deputation  jedesmal  die  kaiserliche  Genehmigung  eingeholt,  i^*-^ 
nur   bei  Erneuerung  alter   Contracte   dieselbe   als  entbehrlich 
trachtet.  —  Die  angebliche  Verzögerung  in   der  Abfuhr 
Gefällsüberschüsse  an   das  Aerar   sei  lediglich  darauf  zurü< 
zuführen,  dass  man  von  Fall  zu  Fall  vorher  untersucht  habe,       ^ 
der  Cassastand  die  Abfuhr  gestatte,  was  doch  nur  als  Gebot  c^^ 

m 

Solidität  erscheine.  —  Unbescheidenes  Auftreten   gegen   d  ^^ 
Parteien  sei  den  Beamten  verboten,  und  werde  strenge  bestraft.  — 
Die    Auszahlungen    leiste    die  Bank    nicht   monatlich,    sondei'i' 
wöchentlich,   und  meistens  noch  vor  Eintritt  der  Fälligkeit,  wa* 
der  Hofkammer  sehr  zu  empfehlen  wäre.  —  Was  endlich  die  An- 
zahl der  Beamten  betreffe,  so  habe  deren  Uebermass bei  Hofkammer 
und  Bancalität,  ungeachtet  des  geringeren  Parteien verkehi^s  dieser 
Stellen,  nur  Unordnung  bewirkt. 

Für  die  Bank,  welche  dem  Aerar  oft  in  einem  Jahre  mit 
5  Millionen  ausgeholfen  habe,  sei  es  sehr  hart,  so  unbegrüBdete 
Vorwürfe  von  der  Hofkammer  hören  zti  müssen,  die  nichts  ge- 
leistet habe. 

Die  Uebertragung  der  25  Millionen -Schuld  auf  die  Stadtbank 
habe  den  erwarteten  Nutzen  nicht  gebracht,  weil  man  anstatt  die 
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Eunals  von  Starhemberg  als  uuerlässlicli  bezeichnete  Reduction  der 
:aatsaasgaben  durcbzufulireu ,  der  Stadtbank  neue  Lasten  auf- 
irdete,  hiedurch  deren  Credit  schwächte,  und  sich  somit  selbst  der 
dchsten  Hilfsquelle  beraubte. 

Der  neuerdings  verlangte  Beitrag  von  1.2ÜÜ.(XjO  11.  jähiiicli 
3nne  nur  dann  ohne  Einräumung  entsprechender  Fonde  geleistet 
erden,  wenn  von  dem  Ueberschusse  der  Capitalseinlagen  über  die. 
uf kündigungen ,  nach  Abzug  der  in  den  nächsten  Jahren  wegen 
jr  Schuldübernahme  unbedeckt  zu  bezahlenden  Summe  von  jährlich 
400.000  tl.,  noch  2  Millionen  erübrigen  würden.  Dies  sei  aber 
Lcht  zu  erwarten,  da  der  Gesammtüberschuss  vor  1721  durch - 
Mittlich  nur  2.700.000  11.  betragen  habe,  jetzt  aber  der  Credit 
»r  Bank  durch  Intriguen  geschwächt,  und  bereits  der  grösste  Theil 
38  inländischen  Capitals  in  der  Bank  angelegt  sei.  Der  Zuwachs 
i8  Einlagencapitals  habe  sich  bald  nach  1715  auf  jährlich  4  Millionen 
^laufen,  sei  aber  1722  auf  die  Hälfte  dieses  Betrages  gefallen, 
isbesondere  in  der  letzten  Zeit  seien  die  Neu-Einlagen  hinter  den 
ündigungen  sehr  zurückgeblieben  (so  blos  im  Jänner  1723  um 
313.651  fl.),  was  die  Bank  zu  aussergewöhnlichen  Massregeln  ge- 
5thigt  habe.  Die  Abfuhr  von  jährlich  1.200.000  fl.  könne  unter 
)lchen  Umständen  zum  Bankerotte  führen.  Bezeichnend  sei  es,  dass 
dbst  jene  Minister,  welche  diese  Massregel  befürworteten,  gleich- 
iitig  ihre  Bankeinlagen  kündigten. 

Die  eventuell  vorgeschlagene  Erstreckung  der  Zahlungs- 
•isten  für  die  Einlagscapitalien,  beziehungsweise  die  Auf- 
sbirng  ihrer  Kündbarkeit  M ,  würde  den  Credit  der  Bank  gänzlich 
ämlchten  und  den  allgemeinen  Euin  nach  sich  ziehen.  Wenn  das 
inlagengeschäft  der  Bank  einmal  zu  Grunde  gerichtet  sei,  könne 
an  es  nie  wieder  emporbringen,  weil  das  Vertrauen  des  Publicums 
ärschwunden  wäre.  Ueberdies  wäre  die  angeregte  Prolongirung 
n  Bruch  geheiligter  Zusagen,  welche  Tausende  von  Armen  bewogen, 
ire  Ersparnisse  der  Bank  anzuvertrauen;  weshalb  eine  solche 
[assregel  das  Gewissen  des  Kaisers  schwer  belasten  würde.  Auch 
ürde  hiedurch  der  Curs  der  betreffenden  Obligationen  tief  herab- 
edrfickt  werden.    Die  Berufung  der  Harrach'schen  Commission  auf 

m 

')  Die  Commission  hatte  bercchuut,  dass  der  Bank  nach  Abfuhr  des  ver- 
ngten  Beitrages  noch  jährlich  vom  Ertrage  ihrer  Gefälle  genug  erübrigen  werde, 
Ol  ihre  ganze  Schuldenlast  in  28  bis  29  Jahren  abzustosseu  (R.  F.  A.  v.  10.  Harz 
722). 
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die  geringere   Dotation   ausländischer  Banken   sei,  angesichts  der 
völligen  Verschiedenheit  der  Verhältnisse,  geradezu  lächerlich. 

Andererseits  verkannte  aber  Starhemberg  keineswegs,  dass  die 
zunehmende  Zerrüttung  des  Cameralärars  auch  die  Bank  ins 
Verderben  ziehen  müsste.  Das  Uebel  sei,  weil  man  bisher  nur 
Palliativmassregeln  ergriflfen  habe,  tief  eingewurzelt,  aber  nicht 
unheilbar. 

Starhemberg  stellte  demnach  folgende  Anträge:  Die  Stadtbank 
solle  die  Aushilfe  leisten,  aber  nur  nach  Massgabe  ihrer  Kräfte, 
daher  ohne  Verpflichtung  zur  regelmässigen  Abfuhr  einer  bestimmten 
Summe.  —  Der  Kaiser  möge  eine  Person  seines  Vertrauens  be- 
auftragen, die  Oberleitung  der  Bank  nnd  zugleich  auch  die 
nothwendige    „Remedur"   bei   der  Hofkammer  zu   besorgei^i 
damit  beides  in  Einklang  gebracht,  die  Verminderung  der  Ausgab«^ 
und  die  Verbesserung  der  Gefälle  fortgesetzt,  und  der  „noch  zieml^^^ 
gute"  Zustand  der  Stadtbank  nicht  weiter  verschlechtert  werde.    '^ 
Die  Cassagebarung  und   Buchhaltung   der   Hofkammer    ^^^ 
nach  dem  Muster   der  Bank  einzurichten.  —  Um  das  durch  y^^' 
schiedene  Eingriffe  sehr  geschwächte  Vertrauen  des  Publicums  lE^^ 
hiedurch  den  Stand  der  Einlagen  wieder  zu  heben,  möge  der  Kai^^^ 
die  Stadtbank  und  die  Min.  Banco -  Deputation  schützen,  und  nicrl^ 
gestatten,   dass  anstatt   des  wirklich   entbehrlichen  Ueberschus^^- 
die  Eingänge  der  Bank  überhaupt  für  das  Aerar  in  Anspruch  g"^ 
nommen  werden.    Der  Wahn  der  Welt,  dass  Bank  und  Hof  kämm  ^^ 
nichts  mit  einander  zu  schaffen  haben,  sei  auf  jede  Weise  zu  stärke Ti 
den  Hofkanzleien  die  Unterstützung  der  Bank  zur  Pflicht  zu  macheOr- 
und   das   Unwesen   der  Qefalls Verkürzungen  abzustellen,   was   die 
jährlichen  Einnahmen  um  einige  100.000  Thaler  heben  werde. 

Bei  unbefangener  Prüfung  der  gegen  die  Bank  vorgebrachten 
Beschwerden  lässt  sich  nicht  leugnen,  dass  der  Wunsch  nach 
Wiederherstellung  der  früheren,  die  Haftung  des  Magistrates 
ausdrückenden  Obligationsform  für  alle  Schuldui-kunden  der  Bank 
in  den  Statuten  formell  begründet  war.  Andererseits  hatte  aber 
die  Haftung  der  Stadt  für  überwiesene  Staatsschulden  statuten- 
gemäss  nur  bei  entsprechender  Fundii'ung  einzutreten.  Sobald  daher 
diese  durch  den  Vertrag  vom  11.  Februar  1721  beseitigt  worden 
war,  konnte  man  dem  Magistrate  die  Ausstellung  der  Obligationen 
von  rechtswegen  nicht  mehr  zumuthen;  es  blieb  also  wohl  kein 
anderer  Ausweg,  als  dieselben  durch  Schuldurkunden  der  Min.  Banco- 
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lepatatioD  zu  ersetzen,  welch  letztere  ja  an  der  Verschiebung  der 
Mlanz  nicht  die  Schuld  trug. 

Die  ünstichhältigkeit  der  sonstigen  Anwüife  wurde,  wie  wir 
esehen,  von  Starhemberg  überzeugend  nachgewiesen.  Die  Lage 
er  Bank  hatt«  sich  1722  thatsächlich  minder  günstig  gestaltet. 
Vie  nämlich  in  der  Finanzconferenz  am  25.  November  1722  constatirt 
iirde,  waren  in  der  letzten  Zeit  bei  den  meisten  grösseren  Staats- 
oleihen  in  Oesterreich  und  Süddeut«chland  die  erforderlichen 
apitalien  aus  der  Bank  gezogen  worden.  Auch  die  Stände  hatten 
am  Behufe  der  Contributionsleistung  Capitalien  gekündet.  Ueber- 
ies  war,  da  der  Conflict  zwischen  Hofkararaer  und  Min.  Banco- 
eputation  dem  Publicum  nicht  unbekannt  blieb,  das  Vertrauen 
a  die  Unabhängigkeit  der  Bank  von  der  Staatsverwaltung 
tark  ins  Wanken  gekommen.  Dies  zeigt  u.  a.  das  gegen  Ende 
722  in  Wien  verbreitete  Gerücht,  der  Hof  werde  die  Kosten  der 
beabsichtigten  Kaiserreise  nach  Böhmen  aus  der  Stadtbank  be- 
»treiten^).  Auch  war  es  schon  1721  vorgekommen,  dass  gerichtlich 
bestellte  Vormünder  die  bei  der  Bank  angelegten  Pupillargelder 
mit  der  Begründung,  dass  diese  Anlage  der  nöthigen  Deckung  ent- 
behre, herausnahmen  und  beim  Oberkammeramte  der  Stadt  Wien 
anlegten-). 

Unter  solchen  Verhältnissen  musste  die  Bank  durch  weitere 
ITössere  Kündigungen  sehr  ins  Gedränge  kommen,  zumal  der  Ein- 
ageDStand  noch  immer  gegen  25  Millionen  betrug,  und  gleich- 
eitig  viel  Geld  ins  Ausland  abfloss.  Von  einer  regelmässigen 
ihhiiY  der  verlangten  Aushilfe  von  jährlich  1.200.000  fl.  konnte 
Iso  thatsächlich  nicht  die  Rede  sein. 

Die  eindringliche  Vorstellung  Starhembergs  überzeugte  den 
w^aiser  von  der  Verderblichkeit  des  geplanten  EingrilFes  in  die 
telbstständigkeit  der  Bank.  Die  bezüglichen  Anträge  der  Hof  kammer 
wurden  daher  nach  vorheriger  Berathung  in  einer  unter  dem  Vor- 
sitze des  Prinzen  Eugen  eingesetzten  Specialconferenz  zurückgewiesen, 
znmal  auch  der  Hofkanzler  Graf  Stürkh  und  der  Reichshofraths- 
T^ident  Graf  Windischgrätz  selbe  bekämpften.  In  der  betreffenden 
kaiserlichen  Resolution  wurde '^)  an  der  Noth wendigkeit  der  Bank- 

*)  F.  C.  Prot,  vom  11.  December  1722. 
*)  B.  A.  vom  16.  October  1721. 

*)  Die  folgende  Darstellung  fusst  theils  auf  B.  A.  vom  30.  Juni  1724,  theüs 
'ö^  dem  Ref.  Starhembergs  vom  27.  Februar  1724  im  F.  Arch.  Bde.  Nr.  166/1 D. 
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aushilfe  von  monatlich  100.000  fl.  festgehalten,  jedoch  betont,  das^ 
dieselbe  nur  bei  zulänglichem  Cassastande  zu  leisten  sei,  und 
zwar  gegen  Prolongirung  der  Bankgefälle  und  Verzicht  des  Aerars 
auf  jede  weitere  Zumuthung.  Allenfalls  sei  die  Unmöglichkeit  der 
Leistung  durch  Vorlage  einer  summarischen  Bilanz  auszuweisen^ 
Von  der  Erstreckung  der  Zahlungstermine  für  die  Bankschuld^^l 
sei  vorläufig  abzusehen,  und  zui'  Erhaltung  des  Credites  die  all^^ 
meine  Schuldentilgung  baldigst  in  Angriff  zu  nehmen.  We^^^ 
der  Modalitäten  der  Beitragsleistung  habe  eine  Conferenz  zu  beratl^^^ 
bestehend  aus  den  Präsidenten  der  Hof  kammer  und  der  Min.  Bax^^^ 
deputation,  und  dem  Prinzen  Eugen  als  Vorsitzenden. 

Inzwischen  hatte  der  Erfolg  bereits  bewiesen,  wie  sehr  Stai'beiö- 
berg  im  Hechte  war,  wenn  er  vor  jeder  Massi'egel  warnte,  die  d&s 
öffentliche  Vertrauen  in  die  Solidität  der  Bank  erschüttern  musste. 
Starhemberg  hatte  nämlich,  schon  als  ihm  die  Commissionsanträge 
durch  ein  kaiserliches  Handschreiben  mit  dem  Beifügen  zur  Begut- 
achtung mitgetheilt  wurden ,  der  Kaiser  werde  die  Bank  seiner 
Zusage  gemäss  erhalten  und  schützen,  diese  Thatsache  möglichst 
bekannt  gemacht.  Hiedurch  hob  sich  der  Credit  alsbald  wieder 
ausserordentlich.  Während  kurz  vorher  die  Stadtbank  in  Folge 
der  zahlreichen  Aufkündigungen  „Mühe  gehabt  hatte,  dem 
Bankerotte  zu  entgehen"^),  stiegen  die  Einlagen  nun  wieder  so 
sehr,  dass  die  Bank  im  Jahre  1723  über  1  Million  Gulden  an  das 
Aerar  abzuführen  vermochte. 

Ueberdies  wurde  nun  eine  theilweise  Reduction  der  Ein- 
lagenzinsen  von  6  auf  5  Procent  duixhgeführt^),  indem  man 
die  Einlagen  kündete  und  den  Parteien  zwischen  der  niedrigerea 
Verzinsung  und  der  Capitalsrückzahlung  die  Wahl  liess. 

Auch  für  1724  stand  eine  Fortdauer  des  erwähnten  Aui- 
Schwunges  zu  erwarten.  Dass  derselbe  ausschliesslich  auf  dst^ 
Einschreiten  Starhemberg  zurückzuführen  war,  kann  keinem  Zweifes^ 
unterliegen.  Schon  1721,  bald  nachdem  die  Hofkammer  die  SchulJ-" 
Übertragung  durchgesetzt  hatte,  galt  es  als  selbstverständlich,  dass  niL^ 
Starhemberg  die  Bank  vor  weiteren  Eingiiffen  zu  bewahren  vermögt 
Doch  fürchtete  man,  dass  derselbe  eben  deshalb  im  Präsidium  d^ 


*)  Starhembergs  eigene  Worte! 

^)  Dass  die  Massregel  keine  allgemeine  war,  ist  zweifellos,   da  es  an 
hiezn  erforderlichen  Barmitteln  gebrach. 
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1.  Bancodeputation  durch  den  Grafen  Harracli,  einen  Schützling 

damals  bei  Hofe  sehr  einfiusareichen  Grafen  Althann,  ersetzt 
•de,  was  —  wie  ein  gleichzeitiger  Berichterstatter  sagt^),   — 

Credit  der  Bank  in  6  Monaten  vernichtet  haben  würde. 

Diese  Befiirchtung  erwies  sich  nun  allerdings  als  nicht  zu- 
fend.    Doch  sah  sich  Starhemberg  schon  Anfang  1724  genöthigt, 

Angriffen  der  Hofkammer  neuerdings  die  Stirne  zu  bieten. 

Anlässlich  der  mit  der  oberwähnten  Ah.  Entschliessung  an- 
rdiieten  Conferenzberathungen  erneuerte  die  Hof  kammer  nämlich 
m  kaum  abgelehnten  Antrag,  dass  die  Bank  die  Aushilfe  von 
X).000  fl.  unbedingt  alljährlich  leisten  solle,  und  zwar  scheint 
trichstein  auch  den  Prinzen  Eugen,  der  nie  zu  den  Freunden 
rhembergs  gehörte,  hie£ür  gewonnen  zu  haben.    So  kam  es,  dass 

schriftliche  Expedition  über  die  gedachte  kaiserliche  Ent- 
Liessung,  der  Absicht  dieser  letzteren  entgegen,  in  dem  von  der 
Pkammer  gewünschten  Sinne  ausgefertigt  wurde,  im  Auftrage 

Prinzen  Eugen  und  unter  Zustimmung  aller  übrigen  Conferenz- 
glieder,  selbstverständlich  mit  Ausnahme  Starhembergs^). 

Dieser  sab  sich  daher  veranlasst,  dem  bezüglichen  Ansinnen 
einer  vom  27.  Februar  1724  datirten  zweiten  Denkschrift 

den  Kaiser  entgegenzutreten,  worin  er  sich  des  ihm  unter- 
benden  Institutes  mit  derselben  Gewandtheit,  aber,  was  nicht 
ander  nehmen  kann,  mit  noch  grösserei*  Wärme  annahm,  wie  im 
»ijaiire. 

In  diesem  Schriftstücke  erörtert  Starhemberg  den  Verlauf  der 
"eignisse  seit  den  vorjährigen  Verhandlungen  und  bemerkt  sodann^ 
fühle  sich  in  seinem  Gewissen  vepflichtet,  vor  der  beabsichtigten 
Jtroyirung  eindringlich  zu  warnen. 

Die  Aushilfe  lasse  sieh  nicht  auf  bestimmte  Zeit  festsetzen, 
^enn  man  sie  dennoch  durch  Decrete  erzwingen  wolle,  werde 
icdurch  die  Bank  in  die  grösste  Gefahr  gebracht,  und  die  ange- 
liebte  Minderung  der  Schuldenlast  im  tiefsten  Frieden  vereitelt. 
iUeiümgs  sei  es  den  Capitalisten  nicht  möglich,  ihr  Geld  anderwärts 
)«B8eT  anzulegen  als  bei  der  Bank.  Demungeachtet  finde  aber  oft 
bei  der  geringsten  Befürchtung  eine  Capitalskündigung  statt.    Es 


*)  Brief  des  britischen  Gesandten  St.  Saphorin  lan  Lord  Townshend)  Tom 
5.  Juni  1721,  bei  Bidennann,  Anm.  94. 

*)  Conf.  Rel  vom  6.  Februar  1724  im  H.  F.  A.  Tom  20.  Juni  1724. 
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hänge  eben  Alles  von  dem  allgemeinen  Vertrauen  in  die  Zahlungs- 
fähigkeit der  Bank   ab.     Im  Falle   der  Octroyirung  würden   der 
Bank   zur    Abstossung   ihrer   Schuldenlast  von  50  Millionen  nui* 
jährlich  600.000  fl.  erübiigen,  und  diese  daher  erst  in  50  Jahren 
getilgt  werden  können.    Ein  Kaufmann  werde  aber  in  solcher  Lage 
als    bankerott  bezeichnet.     Wenn  man   einmal   dem  Publicum  die 
Hinlänglichkeit  der  Bankfonde  beweisen  müsste,  wäre  der  Ci-edit 
schon  dahin,  und  die  Bank  dem  Concurse  nahe.    Bei  einer  Reduction 
der  jährlichen  Tilgungsquote  auf  600.000  fl.  stehe  es  im  Belieben 
der  Juden  und  anderer  Wucherer,  die  Bank  zu  sprengen. 

Eine  etwaige  Prolongirung  der  Einlagscapitalien  wüi'de  aber 
den  Credit  ganz  vernichten.  Die  beabsichtigte  Verquickung  des 
Credites  der  Bank  mit  jenem  der  Hofkammer  und  Bancalität  werde 
dies  nicht  verhindern,  da  sich  diese  beiden  Behörden  auch  bei  gutem 
Stande  des  Gesammtcredites  selbst  nicht  zu  helfen  vermögen.  Die 
Stadt  Wien  sei  zur  Unterstützung  der  Bank  nur  gegen  Statuten- 
massige  Bedeckung  verpflichtet.  Würde  man  sie  ohne  solche  zur 
Zahlung  verhalten,  so  wäre  dies  ein  Vei*tragsbruch  und  würde  den 
Ruin  der  Stadt  herbeifuhren. 

üeberhaupt  sei  es  höchste  Zeit,  zur  Tilgung  der  Gesammt- 
Schuldenlast  des  Staates  und  der  Bank  von  zusammen  über 
70  Millionen  zu  schreiten,  damit  man  nicht  im  Kriegsfalle  wieder 
in  die  äusserste  Noth  gerathe.  Diese  Tilgung  könne  aber  nicht 
durch  Prolongirung  der  Bankschulden  bewerkstelligt  werden,  sondern 
nur  durch  Erhöhung  der  Einnahmen  und  Verminderung  der  Aus- 
gaben des  Staates.  Die  Hofkammer  solle  daher  diese  anstreben, 
anstatt  sich  wegen  Beseitigung  des  Deflcits  auf  die  Stadtbank  zu 
verlassen. 

In  einem  undatirten,  jedenfalls  bald  nach   der  zweiten  Vor- 
stellung   erstatteten  „Super-Referate"^)  fasst  Starhemberg  die 
Gründe  seines  Auftretens  in  dieser  Angelegenheit  in  grösster  Kürze, 
aber  mit  besonderem  Nachdrucke  und  ungewöhnlichem  Freimuthe 
zusammen.    Er  habe  die  früheren  ausfuhrlichen  Erörterungen  für 
seine  Pflicht  gehalten,  da  es  sich  darum  handle,  die  durch  gut« 
Verwaltung  zu  einer  früher  unverhofften  Blüthe  gebrachte  Stadt- 
bank zum  Nutzen  des  Gemeinwesens  in  ihrem  gegenwärtigen  Staate 
zu  erlialten.   Schliesslich  bemerkt  der  Präsident,  er  wolle  sich  dav'O^ 


M  F.  Arcb.  Band  Nr.  166  1  D. 
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BwahreD,  dass,  falls  die  Bank  zu  Grunde  gerichtet  würde,  er  „weder 
ei  Sr.  kaiserlichen  Majestät,  noch  vor  der  ganzen  Welt,  am  wenigsten 
ber  beim  Allerhöchsten  Gotte  sich  einer  schweren  Verantwortung 
iesfalls  schuldig  wissen  möge,  —  noch  auch  bei  dem  durch  den 
erfall  des  ganzen  Universi  nur  zu  gewiss  involvirenden  Umsturz 
es  an  sich  so  heilsamen  Banco-Instituts  viele  Tausende  der  treu- 
erzigsten  Darleiher,  so  unschuldiger  als  unverantwortlicher  Weise, 
i  das  äusserste  Verderben  gestürzt  würden",  —  und  er  dann  „vor 
em  strengen  Bichterstuhle  des  allwissenden  Gottes,  ubi  nulla  est 
8[ceptio  personarum  et  nihil  inultum  remanebit,  zu  spät  bereuend, 
ttglückselig  seufzen  müsse:  Vae  mihi,  quoniam  tacui!"^) 

3.  Uebemahme  von  Cameralschulden  im  Jahre  1724. 

Die  wiederholten  eindringlichen  Vorstellungen  Starhembergs 
erfehlten  nicht,  an  massgebender  Stelle  Eindruck  zu  machen.  In 
iner  am  6.  Juni  1724  unter  dem  Vorsitze  des  Hofkanzlers  ab- 
;ehaltenen  Specialconferenz  ^)  wurde  nämlich  zwar  beschlossen,  dass 

^)  Höchst  charakteristisch  für  die  naticnalökonomischeu  Anschauungen  der 
jegner  der  Stadthank  ist   ein   undatirtes,   augenscheinlich  aher   um  1719  ent- 
standenes Project  eines  Grafen  Eosenherg,   hetreffend  die  Keform   des 
Cameral-  und  Creditwesens.   Hierin  wird  u.  a.  heanständet,  dass  die  Stadt- 
bank  alles  Geld  an  sich  ziehe  und  hiedurch  den  Handel  und  Verkehr  ungünstig 
beeinflusse.   Es  empfehle  sich  daher,  eine  aus  je  3  Ständedelegirten  jedes  Landes 
liestehendc  Länder-Bancodeputation  unter  dem  Vorsitze  eines  vom  Kaiser 
zu  ernennenden  Präses  zu  errichten,  mit  dem  Rechte,  Bancozettel  mit  Zwangs- 
cors  auszustellen.    Diese  seien  auszugeben  gegen  Verpfändung  liegender  Güter 
zum  landesüblichen  Zinsfusse  von  4%/   ^^i^Ti   durch  Ankauf  solcher  Güter  mit 
oder  ohne  Rückkaufsrecht.    Die  Capitalsrückzahlung  könne  wieder  nur  in  Banco- 
zetteln  gefordert  werden.    Die  Ausgahe  sei  vorläufig  auf  eine  bestimmte  Summe 
zu  beschränken.    Der  nach  Ahzug  der  Kosten  erübrigende  Reingewinn  sei  zur 
«inen  Hälfte  unter  die  Länder  nach  dem  Verhältnisse  der  Contributionen  zu  yer- 
tbeUen,  zur  anderen  für  die  Staatsschuldentilgung  zu  verwenden.    Die  Banco- 
zettel seien  durch  allmähliche  Rückzahlung  der  Hypothekardarlehen  successive 
einzulösen.    Wie  sich  der  Projectant  diese  Einlösung  dachte,  ist  nicht  ersicht- 
lich.  Uebrigens  hielt  er  es  für  zweifellos,   dass   die  Bancozettel   wegen  ihrer 
bypothekarischen  Sicherst^Uung  zum  vollen  Nennwerthe  cursiren  würden.    Diese 
I^apiere  seien  daher  den  nur  auf  dem  Credit  beruhenden  Stadtbankohligationen 
weitaus  vorzuziehen  (B.  A.  v.  11.  April  1719).    Es  ist  ein  wahres  Glück,  dass 
^iews  Project,   dessen  Ausführung  den  Staat  einer   unter  den  damaligen  Ver- 
^tnissen  höchst  bedenklichen  Papiergeldwirtschaft  überantwortet  hätte,  keinen 
Anilang  fand. 

*)  Zu  diesem  Abschnitte  s.  B.  A.  vom  30.  Juni  1724  und  die  ( 'onf.  Ref.  im 
^•^.  A.  vom  20.  Juni  1724. 
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der  Abgang  im  Civilstaatshaushalte  durch  die  Stadtbank  zu  er 
ganzen  sei,  doch  solle  vorerst  die  Leistungsfähigkeit  der  Banl 
geprüft  und  hiezu  ihre  Bilanz  erhoben  werden.  Auch  sei  die  Aus- 
hilfe nur  vorübergehend  zu  geben,  bis  zur  Herstellung  desGleicIi- 
gewichtes  beim  Cameralärar.  Ueberhaupt  seien  behufs  Erhaltang 
des  Credites  bei  der  Stadtbank,  wie  beim  Aerar  die  fälligen  Schulden- 
raten  zu  bezahlen. 

Gleichzeitig  wurde  jedoch  erkläi't,  dass  die  Bank  auch  die 
restlichen  Cameralschulden  übernehmen  solle^).  Hiezu  habe 
die  Hofkammer  der  Min.  Bancodeputation  einen  Schnldenausweis 
zu  übergeben,  und  die  Bancalität  mit  Ende  Juni  1724  einen  Zah- 
lungsabschnitt zu  machen. 

Hinsiclitlich  beiden  Arten  von  Aushilfen  wurde  am  23.  Juui 
1724  auf  Grund  eines  Detail  Vorschlages  des  Bancodeputations-Bucb- 
halters  Kirchner  berathen,  und  die  bezügliche  Verhandlung,  da  sich 
in  Betreff  der  für  die  Schuldübernahme  einzuräumenden  Fonde 
Meinungsverschiedenheiten  ergaben,  im  nächsten  Monate  fortgesetzt*). 
Auf  Grund  der  Conferenzreferate  vom  25.  Juni  und  26.  Juli  1724 
kam  sodann  die  endgiltige  Vereinbarung  zwischen  Hofkammer  und 
Min.  Bancodeputation  zu  Stande,  welche  am  6.  September  1724  die 
kaiserliche  Genehmigung  erhielt*). 

Hienach  verpflichtete  sich  die  Stadtbank,  die  noch  beim 
Cameralärar  haftenden  Schulden  an  Capital  und  Zinsen,  ferner 
die  bis  zu  dem  Zahlungsabschnitte  (Ende  Juni  1724)  aufgelaufenen 
ärarischen  Zahlungsrückstände,  zusammen  8  bis  9  Millionen 
Gulden,  der  zu  verfassenden  Repartition  gemäss,  nach  Zulässigkeit  , 
des  Cassastandes  und  des  Bankcredites  allmählich  zu  bezahlen.  Aue 
etwaigen  Zahlungen  eines  Cameralamtes  für  Rechnung  der  auf  dem- 
selben haftenden  Schulden  habe  die  Bank  dem  Aerar  zu  ersetzen. 
Zuerst  seien  jene  Schulden  abzustatten,  für  welche  der  Gläubiger 
das  Compossessrecht  am  Pfandobjecte  besitze,  allenfalls  daher  aQ(^ 
vor  der  Fälligkeit. 


^)  In   der  Fin.  Conf.  war  dies  schon   am    10.  Mai   1722   in  AuB»cht  g^ 
nommen  worden. 

-)  Die  bezügliche  Conferenz  bestand   aus  den  Grafen  Sinzendorf, 
Starhemberg  und  Dietrichstein,  dem  Bancalitätspräses  Grafen  Kolowiat,  iwei 
kammerräthen,  dem  Buchhalter  Kirchner  und  einem  Rechnungsbeamten. 

«)  B.  A.  vom  80.  Juni  und  30.  Juli  1724  und  Becess  im  F.  Arch. 
Nr.  166/1  D. 
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Wie  wir  aus  einem  späteren  Acte^)  wissen,  betrug  die  auf 
rund  dieses  Vertrages  durch  die  Stadtbank  tliatsäcUich  über- 
mmene  Summe  7.242.317  fl.  Anfangs  Juni  1724  hatte  der 
incobuchhalter  den  Stand  der  in  Betracht  kommenden  Cameral- 
issiya  mit  9.664.595  fL  angegeben,  jedoch  bemerkt,  dass  die 
ink  hievon  bereits  früher  rund  2  Millionen  übernommen  habe*). 

Aus  dem  betreffenden,  in  der  Conferenz  genehmigten  Elaborate 
id  auch  die  Giiindzüge  des  anlässlich  der  Schuldfibemahme  auf- 
stellten Tilgungsplanes  zu  entnehmen.  Hienach  waren  Cautions- 
d  Stiftungscapitalien  von  der  üebertragung  auf  die  Stadtbank 
sgeschlossen.  Von  den  übrigen  Gapitalien  wurden  jene  in  he- 
mmten Terminen  rückzahlbaren  Posten  an  die  Spitze  gestellt, 
r  welche  dem  Gläubiger  das  Pfand-  und  Compossessrecht  zustand, 

die  erworbenen  Rechte  solcher  Gläubiger  unbedingt  gewahrt 
rfben  sollten.  Die  rückzahlbaren  Pfandschulden  ohne  Compossess- 
cht  waren  theils  sofort  zu  bezahlen,  theils  zu  prolongiren.  Füi- 
e  nicht  rückzahlbaren  Schulden  übernahm  die  Bank  nur  die  Ver- 

• 

asung  vom  1.  Juli  1724  an.  Von  den  Zahlungsrückständen  aus 
iv  zweiten  Hälfte  des  Jahres  1723  und  der  ersten  des  Jahres  1724, 
eiche  zusammen  1.633.000  fl.  betrugen,  sollten  die  kleineren  Posten 
Qd  jene  ärmerer  Parteien  (zusammen  rund  500.000  fl.)  sofort  be- 
fihlt,  die  übrigen  mit  5**/o  Verzugszinsen  durch  5^/oige  Banco- 
xtracte  bedeckt  werden. 

Ausser  den  erwähnten  Cameralschulden  übernahm  die  Bank  im 
Vertrage  vom  6.  September  1724  die  Verpflichtung,  bis  zur  Her- 
(tellung  des  Gleichgewichtes  im  Staatshaushalte  eine  jährliche 
Ushilfe  von  500.000  fl.  an  das  Aei-ar  abzuführen^),  worin  je- 
loch  jene  Beträge  einzurechnen  waren ,  die  dem  Aerar  durch  Ver- 
i^esserung  der  Bancogefälle  und  Ersparungen  bei  deren  Verwaltung 
jlbrlich  zugewachsen  wären.  Diese  Beträge  sollten  zur  Tilgung 
der  Bankschulden  verwendet  werden. 

Als  Bedeckung  für  die  übernommenen  Verpflichtungen 
wurden  der  Stadtbank  vom   1.  Juli  1724  an  nachstehende  Fonde 


*)  B.  A.  vom  15.  September  1724. 

*)  Hienach  wären  noch  7.665.000  fl.  zu  übernehmen  gewesen.  Die  Differenz 
^nüber  der  wirkUch  übernommenen  Summe  erklärt  sich  wohl  durch  ziÜet- 
"J**igeRichtig8teUungen  bei  der  Liquidirang  der  eiLzelnen  Posten.  —  S.  übrigens 
<^'e  TabeUe  im  Anhange. 

')  1724  hatte  die  Bank  nur  die  Hälfte  dieses  Betrages  zu  leisten. 
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eingeräumt:    das   Salzkammergut  Gmunden,   das  niederöster- 
reichische Waldamt,  die  im  Viertel  Unter  dem  Wiener  Walde 
bestehende  kaiserliche  Spiegelfabrik  sammt  den  dazu  gehörigen 
Cameralherrschaften  Arnstein,  Neuhaus  und Fahrafeld,  —  sämmt- 
lieh   mit  allen  Eechten   und  Lasten').     An   der  Einrichtung  des 
Salzkammergutes  und   des  Waldamtes   sollten  wesentliche   Aende- 
rungen  nur  mit  Zustimmung  der  Hofkammer  vorgenommen  werden 
dürfen,  während  die  Min.  Bancodeputation  bezüglich  aller  andei-en, 
von  ihr  grösstentheils  bedeutend  verbesserten  Bankgefalle  an  diese 
Schranke  nicht  gebunden  wurde.    Die  Hofkammer  hatte  ihrerseits 
die  Hebung  des  Ertrages  aller  übergebenen  Fonde  zu  unterstützen 
Diese  Fonde  sollten  der  Stadt,  ausser  im  Falle  früherer  Abstossung 
der  Bankschulden,  mindestens  bis   1738   verbleiben,   nöthigenfalls 
auch  länger^). 

Zugleich  verpflichtete  sich  die  Hof  kammer,  von  der  Bank  keine 
weitere  Aushilfe  ohne  volle  statutenmässige  Deckung  zu  fordern, 
jede  Störung  der  Ordnung  im  CivilstaatshausJialte  zu  verhüten,  und 
vor  jedem  Staatsanlehen  sich  zuerst  an  die  Stadtbank  zu  wenden, 
da  die  Darleiher  das  erforderliche  Geld  erfahrungsgemäss  gewöhn-  , 
lieh  aus  der  Bank  herausnähmen,  was  diese  in  Verlegenheit  bringe. 

Dagegen  verzichtete  die  Stadtbank  auf  das  ihr  seit  der  Wieder- 
einführung des  Tabakmonopols  (1723)  von  der  Hofkammer  zn 
entrichtende  Aequivalent  von  103.000  fl.  für  den  aufgehobenen 
Tabakaufschlag  ^),  und  zwar  bis  das  Monopol  einen  wirklichen  Rein- 
ertrag abwerfen  werde.  Im  Uebrigen  wurden  die  allgemeinen  Be- 
dingungen der  früheren  Contracte  erneuert. 

Die  Dotationserhöhung,  welche  der  Bank  aus  dem  erwähnt^i 


^)  Das  Salz  kämm  er  gut  bestand  aus  den  Grafschaften  Gmunden  und  Ortk, 
und  der  Herrschaft  Wildeustcin.  Den  Hauptertrag  desselben  bUdeten  die  Pio- 
ducte  der  Salzbergwerke  in  Ebensee,  Ischl  und  HaUstadt.  —  Das  n.  ö.  WaU* 
amt  besorgte  die  Verwaltung  der  Herrschaft  Purkersdorf,  die  peinliche  Geridtf»  ^ 
barkeit  im  dortigen  Bezirke,  und  die  Aufsicht  über  die  Maut&mter  im  Wiener 
Walde.  —  Die  Spiegel  fabrik  in  Neu  haus  war  1701  errichtet  worden:  n* 
besass  das  Monopol  des  Spiegelverkaufes  in  Niederösterreich  (s.  Mesmer,  H 
S.  68—69). 

^)  Nach  dem  Antrage  der  Hof  kammer  hätte  die  Bank  die  neue  BelastuiC 
ohne  Bedeckung  übernehmen  sollen,  Starhemberg  wusste  dies  aber  zu  verhindeff^ 
Ohne  die  Einräumung  der  Fonde  hätte  die  Bank  erst  in  27  Jahren  ihreSchul^^B 
abstosscn  können. 

^}  Bancalref.  vom  12.  Februar  1723. 
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rage  zu  Theil  wurde,  wax  zum  grössten  Theile  nur  eine  schein- 
Die  Spiegelfabrik  und  das  Waldamt  waren  nämlich  passiv. 

Ertrage  des  Salzkammerguts  waren  gewisse  Deputate  zu  be- 
ten, so  dass  der  Bank  nur  sehr  wenig  verblieb  *).  Andererseits 
m,  abgesehen  von  dem  jährlichen  Beitrage  von  500.000  fl.,  allein 
iie  übernommenen  Schulden  jährlich  724.000  fl.  erforderlich  ge- 
in.  Angesichts  dieses  Misverhältnisses  zwischen  Belastung  und 
sckung  wui'de  im  Contractsentwurfe  vom  16.  Mai  1724  zu- 
ben,  dass  es  sich  weniger  um  eine  Realdotation,  als  darum 
le,  die  Gläubiger  durch  Einräumung  einer  Scheindotation  zu 
:hen. 

Im  Juni  1724,  also  vor  Abschluss  des  dargestellten  Geschäftes, 
le  der  Ertrag  der  Bancogefälle  mit  jährlich  4.606.000  fl., 
glich  der  Amtsausgaben  mit  4.454.000  fl.  angegeben,  wovon 
is  50.000  fl.  auf  Zinsenverlust  durch  todtliegende  Cassabestände 
bschlag  zu  bringen  waren.  Gleichzeitig  beliefen  sich  die  Bank- 
agen  auf  33  Millionen.  Von  den  1721  übernommenen  Staats- 
Iden  waren  noch  13  Millionen  unbezahlt.    Die  Gesammtschuld 

Stadtbank  betrug  also,  einschliesslich  der  Gii^obankschuld 
rund  3  Millionen,  etwa  49  Millionen  Gulden,  deren  Ver- 
eng jährlich  2.900.000  fl.  erheischte. 

Was  den  Vorgang  bei  der  Uebemahme  der  einzelnen  Schuld- 
en betrifft,  so  beantragte  Starhemberg  in  der  Conferenzberathung 

8.  September  1724,  die  Pensions-  und  Gehaltsrückstände  der 
leren  Parteien  zur  5  ^/o  igen  Verzinsung  auf  die  Girobank  zu 
weisen,  den  übrigen  Gläubigem  aber  ihre  alten,  von  nun  an 
Bank  belastenden,  6®/oigen  Staatsschuldverschreibungen  zu  be- 
in,  anstatt  sie  in  Stadtbank-Obligationen  umzutauschen^  welche 
itengemäss  nur  auf  b^JQ  lauten  durften,  —  ein  Grundsatz,  der 
dings  schon  wiederholt  durchbrochen  worden  war.  Bei  Fest- 
omg  der  Zahlungstermine  müsse  man  darauf  Rücksicht  nehmen, 
;  von  den  1721  übemommenen  25  Millionen  noch  über  12  Mil- 
en  Gulden  ausständig  seien,  die  Rückzahlung  der  neu  über- 
«nenen  Schulden  daher  erst  1731  beginnen  könne.  Die  Repar- 
on  sei  demnach,  wie  im  Jahre  1721,  wo  sich  hiegegen  niemand 
»liwert  habe,  der  Min.  Bancodeputation  zu  überlassen,  welche  die 

')  Befcrat  Starhembergs  gegen  das  H.  K.  Ref.  vom  29.  September  1727  im 
^.  Bande  166/D. 

^•ifenti,  Finansen  Oesterrcichs.  38 
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Zahlungsfähigkeit  der  Bank  besser  kenne  als  die  Hofkammer.    Der 
letztere  Antrag  wurde  vorläufig  nicht  genehmigt^),  und  kann  es, 
angesichts  der  damals  im  Wesentlichen  bereits  heiTSchenden  bank- 
feindlichen Richtung,  wohl  keinem  Zweifel  unterliegen,   dass  die 
Repartition  thatsächlich  im  Sinne  der  Hofkammer  erfolgte. 

4.  Sonstige  Creditsleistungen  der  Stadtbank  von  1721  bis  1729. 

KrlBis  des  Jahres  1727. 

Angesichts  der  bedeutenden  Mehrbelastung,  die  sich  (&r  die 
Stadtbank  aus  den  im  Vorstehenden  erörterten  Verträgen  ergab, 
ist  es  selbstverständlich,  dass  daneben  von  anderwärtigen  Darlehen 
an  das  Aerar  nur  in  geringem  Masse  die  Rede  sein  konnte,  zumal 
die  Einräumung  des  statutenmässigen  Fondes  von  jährlich  10^; 
auf  immer  grössere  Schwierigkeiten  stiess,  und  die  Bank  in  Folge 
der  statutenwidrigen  Verschiebung  ihrer  Bilanz  nicht  jederzeit  die 
Mittel  besass,  um  ohne  solchen  Fond  dem  Staate  auszuhelfen. 

Anfangs  1721  wurde  der  Bank  für  ein  Darlehen  von  30.000  fl. 
das  Umgeld  im  Bezirke  unterm  Gebirg  von  Wien,  welches 
kurz  vorher  aus  dem  Pfandbesitze  der  Jesuiten  eingelöst  worden 
war,  auf  15  Jahre  eingeräumt-). 

Der  Taz  zu  Schwechat,  Ebersdorf,  Mannswörth  und 
Albern  in  Niederösterreich,  welcher  an  den  Grafen  Mollart  um 
15.000  fl.  verpfändet  war,  wurde  der  Bank  gegen  Rückzahlung 
dieser  Pfandschuld  überlassen*). 

Im  nächsten  Jahre  bewirkte  die  Bank  die  Einlösung  der  dem 
Grafen  Fugger  für  64.397  fl.  mit  dem  Vorbehalte  des  Rückkäufe-  ' 
rechtes  verkauften  Herrschaften  Kirchberg  und  Weissenhorn*). 

Ausserdem  wurde  im  Jahre  1724  noch  eine  bedeutende  Credits- 
Operation  mit  Hilfe   der  Stadtbank  durchgefühi't,  indem  dieselbe  ] 
mit  Vertrag  vom  6.  October  d.  J.  die  Verzinsung  und  Tilgung  des 
damaligen  Restes  der  holländischen  Quecksilberschulden  vo0- 
2^/2  Millionen   Gulden   rhein.  übernahm,   gegen  Einräumung  deß 
Pfandrechtes  an  den  Quecksilbervorräthea*). 

Das  im  Jahre   1724  eingeführte  Wegmautgefälle  an  d^ 


^)  Conf.  Ref.  vom  8.  September  1724  im  H.  F.  A.  vom  20.  Juni  1724. 
2)  B.  A.  vom  31.  Jänuer  und  12.  März  1721. 
»)  H.  F.  A.  vom  27.  September  1723. 
*)  B.  A.  vom  5.  Februar  1724. 
*)  S.  oben  Seite  358  ff. 
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liinien  Wiens  wui*de  der  Bank  im  nächsten  Jahre  für  ein  Dar- 
ehen  von  30.000  fl.  nnd  das  Versprechen,  im  Bedarfsfalle  monatlich 
$000  fl.  zu  5^/q  zu  leihen,  bis  zur  vollen  Befriedigung  überlassen, 
[n  der  That  lieh  die  Bank  von  1725  bis  Ende  Juni  1732  auf  diesen 
Pond  im  Ganzen  572.231  fl.,  wovon  damals  noch  ungefähr  die 
Qälfte  aushaftete.  Ein  Jahr  später  war  diese  Restforderung  bereits 
getilgt,  weshalb  das  Gefälle  mit  1.  Juni  1733  dem  Aerar  zurück- 
l^estellt  wurde  ^). 

Für  ein  Darlehen  von  60.000  fl.  aus  dem  Jahre  1725  sollte 
ich  die  Bank  zunächst  aus  dem  Ueberschusse  des  zur  Bestreitung 
'on  Gehaltserhöhungen  im  Jahre  1724  eingeführten  Fleischpfennigs 
md  Fleisch-Helleraufschlags  in  Niederösterreich  schadlos 
lalten,  im  Falle  der  Unzulänglichkeit  dieses  Fondes  aber  aus  dem 
Teberschusse  der  ähnlichen  Zwecken  gewidmeten  Illuminations- 
^efälle,  eventuell  aus  dem  gleichfalls  kurz  vorher  eingeführten 
:'ünf  Kreuzer-Bieraufschlage  in  Wien.  Als  die  Bank  1727 
5ine  Staatsschuldforderung  des  Juden  Schlesinger  von  80.000  fl.  in 
5  Jahren  sammt  5  ^/^  Zinsen  zu  bezahlen  übernahm,  wurde  ihr  Me- 
hr abermals  der  üeberschuss  der  Illuminationsgefälle  als  Fond 
bestimmt,  subsidiär  auch  das  PostgefäU  in  Mantua.  Jedoch  erhielt 
die  Bank  in  Wii'klichkeit  nie  etwas  von  all  diesen  Fonden;  der 
Bieraufschlag  wurde  sogar  schon  1727  aufgehoben.  1729  ersuchte 
die  Min.  Bancodeputation  daher  um  Einräumung  anderer  Fonde  für 
die  erwähnten  Passiva*). 

Die  im  Vorstehenden  aufgeführten  Greditsoperationen  fiissten 
auf  dem  Boden  der  Bankstatuten.  Die  Finanzlage  des  Staates  war 
aber  eine  solche,  dass  sich  die  Hofkammer,  ungeachtet  der  voran- 
([egangenen  üebertragung  der  Cameralschulden  auf  die  Bank,  und 
ungeachtet  des  jährlichen  Bankbeitrages,  wie  früher,  so  auch  nun- 
niehr  wiederholt  genöthigt  sah,  weitere  Bankaushilfen  ohne  statuten- 
mlasige  Bedeckung  zu  verlangen. 

Hieher  gehören  jene  zahlreichen  Vorschüsse,  welche  die  Bank 
1725  und  1726  gegen  blossen  Abzug  von  jährlich  10  7o  &us  dem 
Cameralbeitrage  von  500.000  fl.  gab,  da  dieser  von  der  je- 


*)  B.  A.  vom  29.  Mai  1726,  19.  Mai  1732,  26.  und  27.  Juni  1733. 

*)  B.  A.  vom  9.  und  20.  März  1726,  30.  Mai,  25.  Juni,  1.  und  5.  Juli  1727, 
15.  Februar  1729  und  16.  JuH  1733 
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weiUgen    Leistungsfilhigkeit    der  Bank    abLängige    Beitrag    einem 
Gefallsfonde  wohl  nicht  als  gleieliwerth  betracntet  werden  konnte^). 

Analog  erscheint  die  Fundirung  des  Vorschusses  von  100.000  Ä, 
welchen  die  Bank  1725  zur  Beschaffung  des  Heirathsgutes  der  Erz- 
herzogin Maria  Amalia,  vermählten  Kurprinzessin  von  Bayern,  gegen 
Rückzahlung  in  5  Jahresraten  durch  jährliche  Verrechnung  mit  der 
Bancalität,  gab^). 

Ganz  ohne  Fond,  nämlich  gegen  blosse  Prolongirung  der 
Gefälle,  übernahm  die  Bank  in  den  Jahren  1722  und  1723  die 
Schulden  der  regierenden  Kaiserin  von  270.000  und  187.532  fl.  zur 
successiven  Abstattung  in  5  Jahren^).  Die  Tilgung  war  jedoch 
schon  Anfangs  1726  beendet.  Nun  verpflichtete  sich  die  Bank,  ob- 
gleich sich  ihre  Lage  inzwischen  verschlechtert  hatte,  die  neuen 
Schulden  der  Kaiserin  von  353.060  fl.  gleichfalls  nur  gegen  Prolon- 
girung der  Gefalle  zu  übernehmen,  selbe  aber  nur  nach  Zulass  des 
Cassastandes  zu  bezahlen,  d.  h.  wenn  grössere  Capitalskfindigungen 
unterbleiben  würden*). 

Auch  für  die  mit  400.000  fl.  pauschalirte  Forderung  des  Kur- 
fürsten von  Mainz,  welche  die  Bank  1725  zur  Bezahlung  in  8  Jahren 
sammt  5®/o  Zinsen  übernahm,  wurde  ein  Fond  nicht  überwiesen*). 

Im  Jahre  1727  kam  es  wieder  zu  einer  grösseren  Statuten- 
massigen  Creditsoperation. 


*)  Von  solchen  Vorschüssen  wären  zu  erwähnen:  jener  von  250.000  i  zur 
Abstattung  einer  Forderung  dos  Fürsten  Thurn  und  Taxis  in  Rom  (B.  A.  t. 
f>.  Sept.  172Ö),  —  jener  Ton  IVa  MiUionen  Gulden,  welche  die  Bank  1726  für 
Recmtirungszwecke  nach  Massgabe  ihres  Cassastandes  vorzustrecken  übernabi 
(H.  F.  A.  V.  23.  und  26. März,  B.  A.  v.  I.April  1726),  —  femer  jene  von  16.000 
und  100.000  fl.  in  das  kais.  geheime  Eämmcrzahlamt,  letzterer  in  6,  auf  suoces- 
sive  Halbjahresfristen  lautenden  Stadtbank-Obligationen  (B.  A.  v.  6.  Juli  vd 
18.  Sept.,  H.  F.  A.  v.  22.  Aug.  1726),  —  die  Uebemahme  der  Rückzahlung  der 
Sachsen-Lauenburg'schen  Schuldforderung  von  120.000  fl.  (B.  A.  v.  31.  Aug.  1726^, 
—  und  das  Darlehen  von  50.000  fl.  anlässlich  des  Ankaufes  der  Herrschaft  Miro- 
schau  durch  das  Aerar  zum  Preise  von  226.000  fl.  (böhm.  F.  A.  v.  27.  Oct.  1726). 

2)  B.  A.  vom  20.  December  1725. 

3)  B.  A.  vom  30.  Jänner  1722,  Bancalref.  vom  8.  Jänner  1722  und  28.  M^ 
1723. 

*)  Eine  der  betreffenden  Schuldposten,  nämlich  eine  Forderung  der  Gtebrttd«' 
Palm  von  150.000  fl.,  'wnirde  alsbald  zur  Rückzahlung  in  8  Quartalsraten  vo^ 
1.  Jänner  1727  an  sammt  ö^j^  Zinsen  angewiesen  (Bancalref.  vom  1.  Mftrs,  B.  ^ 
T.  18.  März  und  12.  April  1726). 

*)  B.  A.  vom  10.  Juni  1725. 
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Im  Friedensverträge  von  1725  hatte  nämlich  Oesterreich  die 
Tpflichtong  fibernommen,  gewisse,  während  der  R^ierang  Kaiser 
kris  in  Spanien  contrahirte  Kronschulden  zu  bezahlen,  die 
h  zusammen  auf  ungefähr  2  Millionen  Gulden  beliefen  ^).  Die 
irchführung  dieser  Creditsoperation  wurde  1726  dem  priv.  Hof- 
len  Marx  Schlesinger  übertragen,  gegen  5^/oige  Verzinsung  des 
pitals  von  1724  an  aus  der  Girobank,  eventuell  Ausfolgung  des 
quivalents  in  Stadtbankpapieren,  sobald  der  Bank  hiezu  der  Fond 
Lgeräumt  sein  werde.  Damit  die  Einlösung  sofort  in  Angriff  ge- 
mmen  werden  könne,  erhielt  Schlesinger  diesfalls  ein  am  31.  Juli  1^26 
^gefertigtes  Versicherungsdecret -).  Schlesinger  führte  die  Ein- 
ung im  Vereine  mit  Lob  Sinzheim  thatsächlich  durch,  und  zwar 
ch  Massgabe  der  fortschreitenden  Liquidirung  bis  zum  Gesammt- 
brage  von  1.800.000  fl.  an  Capital')  mit  einem  Zinsenausstande 
n  270.000  fl. 

Die  Vereinbarung  in  Betreff  der  hieraus  für  die  Stadtbank  er- 
ichsenden Belastung  kam  erst  nach  langen  Verhandlungen  zu 
ande,  und  wurde  am  4.  Februar  1727  ratificirt*).  In  dem  bezüg- 
ihen  Vertrage  verpflichtete  sich  die  Bank,  die  Schuldforderung  der 
dden  genannten  Wechsler  von  2,070.000  fl.  unter  mit  ihnen  zu  verein- 
irendeh  Bedingungen  zu  übernehmen,  und  ausserdem  dem  Staate 
u  Bardarlehen  von  2  Millionen  Gulden  zu  geben,  welcher 
ätrag  successive  binnen  3  Monaten  erlegt  werden  sollte.  Die  Be- 
ickung  für  die  Gesammtleistung  der  Stadtbank  von  4.070.000  fl. 
urde  mit  jährlich  400.000  fl.  auf  15  Jahre  vereinbart.  Dieser 
Btrag  sollte  mit  jenen  Forderungen  compensirt  werden,  welche 
e  Hofkammer  aus  für  die  Bank  vorschussweise  bestrittenen  Zah- 
Agen  zu  stellen  liatte,  sowie  mit  dem  noch  nicht  durch  Bank- 
iweisungen  absorbirten  Theile  des  Cameralbeitrages  der  Bank  von 
Mch  500.000  fl.*)  Für  den  hienach  unbedeckten  Rest  des  jähr- 
ßhen  Fondes  (durchschnittlich  je  230.000  fl.)  wurde  der  Bank  das 


*)  H.  F.  A.  vom  16.  Juli  1726. 

^  B.  A.  vom  31.  Juli  1726  und  H.  F.  A.  vom  4.  Februar  1727. 

*)  Laut  H.F.  A.  vom  13.  Februar  1727  waren  damals  1.523.823  fl.  liquidirt. 

*)  Fase.  Bancorecesse. 

*)  Der  Oameralbeitrag  war  bereits  zum  grossen  Theile  durch  Creditsopera- 
^oen  absorbirt  worden.  Anfan/g:«  Februar  1727  waren  für  1727  noch  rund 
^.000  fl.  frei,  für  die  nächsten  3  Jahre  je  250.000  fl.,  für  1731—1741  rund  je 
0.000  fl.  (böhm.  F.  A.  V.  10.  Febr.  1727). 
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ganze  böhmische  Grenzzoll-  und  Umgeldsgefälle  vom  4.  Fe- 
bruar 1727  ab  übergeben  bis  zum  Höchstertrage  von  jährlich  289.000  fl., 
wovon  nach  Abzug  der  darauf  haftenden  Zahlungen^)   der  Banlr 
jährlich  mindestens  269.000  fl.  verbleiben  sollten.    Selbstverständlich 
wurden  hiebei  die  Bestimmungen  der  früheren  Verträge  über  die 
Prolongirung  der  Gefälle  erneuert. 

Schon  vor  der  Ratification  [dieser  Vereinbarung  war  zwischen 
der  Min.  Bancodeputation  und  den  Juden  Schlesinger  und  Sinzheim 
am  20.  Jänner  1727  ein  Vertrag  zu  Stande  gekommen^),  wonach  die 
Letzteren  binnen  6  Monaten  nach  und  nach  die  an  das  Aerar  ab- 
zuführenden 2  Millionen  Gulden  gegen  gewöhnliche  5^/oige  Casse- 
recognitionen  bar  vorstrecken  sollten.  Die  durch  die  genannten 
Contrahenten  eingelösten  spanischen  Schulden  bis  zu  1.8OO.000  1 
werde  die  Bank  sammt  ö^^igen  Zinsen  vom  1.  Jänner  1727  an 
übernehmen,  und  hiefür  die  gewöhnlichen  Banco-Extracte  ausstellen. 
Das  Gesammtcapital  von  3.800.000  fl.  sei  vom  1.  Jänner  1729  an 
binnen  8  Jahren  in  Monatsraten  zu  tilgen.  Wegen  der  langen  Daner 
der  Verhandlung  wurde  von  dem  neuen  Darlehen  ein  sechstes  Zinsen- 
percent  bewilligt,  und  dieses  sammt  dem  Zinsenausstande  der  spa- 
nischen Schulden  mit  zusammen  400.000  fl.  pauschalirt,  zahlbar 
binnen  4  Jahren  in  Monatsraten.  Falls  die  Bank  ihre  Verpflich- 
tungen aus  diesem  Vertrage  nicht  einzuhalten  vermöchte,  werde  sie 
den  anderen  Theil  hiefür  schadlos  halten.  Auch  werde  man  die  bei- 
den Darleiher  unter  sonst  gleichen  Verhältnissen  bei  Bankgeschäften 
vor  Anderen  berücksichtigen. 

Uebrigens  hatten  die  statutenwidrigen  Belastungen  der  letzten 
Jahre  die  innere  Solidität  der  Stadtbank  so  sehr  erschüttert,  dass, 
als  im  Jahre  1727  die  Capitalseinlagen  bedeutend  abnahmenf 
die  Bank  hiedurch  in  eine  sehr  bedenkliche  Lage  gerieth.  WeoB 
die  Einhaltung  der  Zahlungstermine  gleichwohl  gelang,  so  war  dies 
nur  mit  Hilfe  verschiedener  ungewöhnlicher  Creditsoperationen  mög- 
lich^.   Es  kam  so  weit,  dass  die  Bank,  deren  Personalcredit  noc^ 
vor  wenigen  Jahren  seines  Gleichen  suchte,  nun  gegen  Verpfäf* 


^)  Die  auf  diesem  Gefälle  hafteudcn  Stiftungs-  und  Cautionscapitalien 
trugen  198.000  fl.  mit  einer  Zinsenlast  von  jährlich  10.190  fl.   Anf  administrat 
Zahlungen  entfielen  9634  fl. 

^1  B.  A.  vom  20.  Jänner  1727. 

'»)  F.  C.  Prot,  vom  19.  Mai  1727. 
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ng  von  Bankfonden  Gelder  aufnehmen  musste^).  Einem  gleich- 
tigen  Berichte  zufolge*)  befürchtete  man  täglich,  ja  stündlich 
1  völligen  Zusammenbruch  der  Bank,  und  wäre  derselbe  auch 
fehlbar  erfolgt,  wenn  man  nicht  alle  nur  ersinnlichen  Rettungs- 
ttel  angewendet,  und  „Alles  bei  Seiten  geräumet  hätte,  was  denen 
ledem  sehr  forchtsamen  Creditsparteyen  nur  zu  einem  Schein 
5r  Schatten  eines  üblen  Wahnes  hätte  dienen  mögen."  Wie  im 
ire  1708  musste  auch  jetzt  wieder  die  Stadt  Wien  der  Bank 
b  Vorschüssen  aushelfen. 

Unter  solchen  Umständen  war  es   der  Bank  sehi-  erwünscht, 

ihr  der  Hofkammerjuwelier  Koch  neue  Capitalseinlagen  ver- 
laflFte  und  hiebei  das  Risico  der  Kündigung  übernahm,  indem  er 
h  verpflichtete,  falls  die  Kündigung  vor  5  Jahren  erfolgen  sollte, 
3  Capital  aus  Eigenem  wieder  einzulegen^). 

In  Gemässheit  des  Vertrages  vom  6.  September  1724  sollte 
j  Bank,  sobald  das  seit  1723  für  Rechnung  des  Aerai-s  bestehende 
ibakmonopol  einen  Ertrag  abwerfen  würde,  hieraus  ein  Aequi- 
lent  von  jährlich  103.000  fl.  erhalten.  Da  nun  jenes  Gefälle  im 
hre  1727  bereits  um  jährlich  350.000  fl.  verpachtet  war,  drang 
arhemberg  in  Anbetracht  der  damaligen  Bankkrise  auf  die  Ab- 
hr  des  Aequivalents.  In  der  That  erfloss  am  1.  Juni  1727  eine 
\l  Resolution  in  diesem  Sinne,  vorläufig  jedoch  ohne  Erfolg*). 

Die  Creditsleistungen  der  Bank  von  1721  bis  1729 
aren,  wie  aus  der  vorstehenden  Darstellung  erhellt,  noch  weit 
^deutender  als  jene  der  vorangegangenen  Periode.  Bei  Berück- 
chtigung  des  Umstandes,  dass  die  Schuldübemahme  von  1721 
ivollständig,  und  jene  von  1724  fast  gar  nicht  fundirt  war,  be- 
ruft sich  in  jenen  9  Jahren  der  Betrag  der  gegen  statutenmässigen 
ond  übernommenen  Cameralschulden  auf  17.118.501  fl.,  jener  der 
line  Bedeckung  übernommenen  Schulden  auf  22.150.502  fl.    Ueber- 


*)  Hieher  gehört  z.  B.  ein  Darlehen  der  Stände  Oberösterreichs  von  100.000  fl. 
egen  Rückzahlung  in  8  Jahren  aus  dem  Pachtzinse  des  Fleischkreuzers  (B.  A. 
•  21.  Mai,  4.  Juni  und  7.  Juli  1727). 

*)  S.  Bidermann  a.  a.  0.  S.  398.  Verf.  vermochte  den  Bericht  nicht  zu 
»den. 

")  B.  A.  vom  3.  Februar  1728. 

*)  F.  C.  Prot,  vom  1.  Juni  1727.    Die  Erfolglosigkeit  erhellt  daraus,  dass 
%ii.  Bancodeputation   die  Angelegenheit  nach   einigen  Jahren   wieder  be- 
'^«n  musste  (B.  A.  v.  5.  Sept.  1732). 
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dies  wurden  4.446.581  fl.  ohne  Fond  bar  an  das  Aerai*  abgeführt, 
und  332.642  fl.  zur  Einlösung  verpfändeter  CameralgefäUe  vei-wendet. 
Die  Gesammtleistung  betrug  also  44.048.226  fl.,  wovon  rund  60  % 
der  statutenmässigen  Bedeckung  entbehrten^). 

Für  die  Zeit  von  1715  bis  1729  erreicht  die  Gesammt- 
leistung rund  67^/3  Millionen  Gulden,  —  ohne  die  Darlehen 
an   die  Stände   (1719)   und  gewisse  Vorschüsse  an   die  geheimen 
Hof  kanzleien  (1724  und  1726),  die  sich  zusammen  auf  1.068.885  i 
beliefen. 

6.  Gteschäftsgebarung  der  Stadtbank  von  1721  bis  1729. 

a)  Für  die  seit  dem  Anfange  der  1720er  Jahre  ausgestellten 
Stadtbankpapiere  wird  der  Name:  „Stadtbanco-Obligationen" 
nur  mehr  selten  gebraucht,  und  zwar  höchstens  für  übernommene 
Cameralschulden.  In  der  Regel  werden  aber  die  für  solche  Schulden 
ausgefertigten  Effecten  nun  als  Banco-Extracte,  Banco-Haupt- 
cassa-Extracte  oder  Banco-Assecurationen  bezeichnet.  Die 
Papiere  über  kündbare  Capitalseinlagen ,  sowie  auch  jene  über  die 
der  Bank  gegen  bestimmte  Eückzahlungsfristen  geliehenen  Capitalien 
wurden  meistens  Stadt  -  Banco  -  Cassarecognitionen  genannt. 
Doch  kann  diesfalls  eine  feststehende  Praxis  nicht  behauptet  werden. 
Namentlich  die  Bezeichnung  „Stadt-Banco-Extract"  wird  oft  für 
verschiedene  Arten  von  Effecten  gebraucht. 

Die  Obligationen  (Extracte)  lauteten  entweder  auf  einen  Zah- 
lungstermin, oder  auf  mehrere.  Im  ersteren  Falle  war  der  Capitals- 
betrag  häufig  schon  einschliesslich  der  Zinsen  berechnet.  Bei  den 
Cassarecognitionen,  welche  nicht  auf  bestimmte  Termine  lauteten, 
kam  eine  solche  Zusammenziehung  nicht  vor. 

Uebrigens  wurden  bei  der  Uebernahme  von  Staatsschulden, 
die  in   dieser  Periode   das  Hauptgeschäft  der  Bank   bildete,  der 
Partei    nicht    immer    Stadtbankschuldverschreibungen    ausgefolgt, 
sondern  zuweilen  ohne  Einziehung  der  alten   Staatsschuldpapiere 
blosse  Versicherungsdecrete  ausgestellt*). 

Abgesehen  von  eigentlichen  Staatsschulden  hatte  die  Stadtbank 
auch  in  dieser  Periode  mitunter  noch  anderwärtige  Zahlung« 


\)  Ausw.  im  B.  A.  vom  25.  Mai  1730  und  im  F.  Arch.  Bande  166D. 
obiger  Summe  entfielenauf  das  Jahr  1721  über  2ö,  auf  1724  fast  10,  auf  1727 
4  Millionen  Gulden;  der  Rest  vertheilte  sich  auf  die  übrigen  Jahre. 

*)  So  z.  B.  B.  A.  vom  3.  Februar  1728. 


^ 
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für  das  Aerar  zu  übelnehmen,  so  z.  B.  Gnadengaben ^),  welche 
sonst  gewöhnlich  blos  auf  die  Girobank  überwiesen  wurden.  Von 
der  Apanage  des  Herzogs  Franz  von  Lothiingen,  des  späteren 
Kaisers,  hatte  die  Bank  jährlich  42.000  fl.,  die  BancalitÄt  9000  fl. 
za  bezahlen.  1725  wurde  der  ganze  Anspruch  auf  zehn  Jahre 
iorch  Banco- Assecurationen  über  510.000  fl.  abgefertigt"). 

b)  Wenn  es  der  Cassastand  der  Bank  gestattete,  wurde  zu- 
teilen (wie  früher),  der  Zinsenerspaniis  wegen,  die  vorzeitige 
Bezahlung  von  noch  nicht  fälligen,  durch  die  Uebernahme 
on  Staatsschulden  entstandenen  Bankschulden  verfligt.  Auf 
lese  Weise  wurden  im  zweiten  Halbjahre  1724  6**/oige  Schulden 
ai  Betrage  von  286.660  fl.  getilgt.  Bei  dem  damaligen  Cassastande 
ah  man  es  sehr  gerne,  wenn  sich  die  Parteien  um  frühere  Zahlung 
leldeten;  ja  man  war  sogar  genöthigt,  viele  Parteien  durch  den 
iancosensal  als  öffentlicher  Notai*  unter  Androhung  des  Zinsen- 
Verlustes  zur  Behebung  ihres  Capitals  auffordern  zu  lassen.  Aber 
chon  im  nächsten  Jahre  scheint  die  Bank  ihre  Cassabestände 
prösstentheils  zur  Bestreitung  ihres  Beitrages  an  das  Aerar  be- 
löthigt  zu  haben  ^). 

Im  Jahre  1726  kam  die  Discontirung  noch  nicht  falliger  Capitalien 
wieder  häufiger  vor.    Bios  vom  1.  Jänner  bis  10.  März  d.  J.  er- 
reichte dieselbe  den  Betrag  von  213.395  fl.*).     Gewöhnlich  wurde 
dieselbe   vom  Magistrate   gegen  nachträgliche  Genehmigung  vor- 
genommen, ausnahmsweise  aber  auch  über  kaiserlichen  Befehl  von 
der  Min.  Bancodeputation  verfügt.    Wenn  die  Partei  in  die  frühere 
Angzahlung  nicht  einwilligte,  wurde  das  Capital  seitens  der  Bank 
einfach  aufgekündet  und  die  Sistirung  der  Zinsenzahlung  verfügt^). 
In  den  Jahren  1727  und  1728  konnte  in  Folge  der  damaligen 
Geldklemme  der  Bank  von  solchen  Discontirungen  nicht  die  Rede 
«ön.  Erst  mit  Decret  der  Min.  Bancodeputation  vom  12.  März  1729 
^nirde  der  Magistrat  wieder  ermächtigt,  nach  Massgabe  des  Cassa- 


')  2.  B.  40.000  fl.  laut  B.  A.  vom  3.  Mai  172d  und  30.000  fl.  laut  B.  A. 
^^  l  Jünner  1726. 

*)  AI.  B.  Dep.  fief.  vom  16.  Juli  1725. 
)  ^.  k,  vom  15.  Februar  1725. 
J5  Ä.  A.  V.  8.  April  1726. 

')   So  z.  B.  für  eine  Forderung  des  mindeij ährigen  Grafen  Franz  Tschemin 
^  200.000 .fl.    B.  A.  vom  17.  Mai  und  2.  Juni  1726. 
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Standes  5  und  6^/oige,  bis  1736  fällig  werdende  Schuldposten  gegen 
1^/^)  Rabatt  sofort  einzulösen. 

c)  Der  Zinsfuss  der  Capitalseinlagen  betrug  bis  1724  zum 
weitaus  grössten  Theile  noch  6®/o,  nachdem  die  früheren  Versuche 
einer  Zinsenreduction  nui*  theilweise  gelungen  waren.  Seit  1725 
wurden  aber  neue  Einlagen  nur  mehr  zu  5^/^^  angenommen.  An- 
fangs schien  es  nun  angezeigt,  auch  die  Zinsenreduction  der 
alten  Einlagen  einzuleiten. 

Die  Schuldenlast  beider  Banken  betrug  damals  rund  59  Mil- 
lionen an  Capital  mit  3^1^  Millionen  jährlicher  Zinsen,  wozu  noch 
der  Cameralbeitrag  von  jährlich  500.000  fl.  kam.  Andererseits  be- 
lief sich  der  Ertrag  der  Bankgefälle  auf  kaum  4.700.000  fl.  im 
Jahre,  sodass  für  Capitalstilgung  nui-  700.000  fl.  erübrigten.  Da 
die  Tilgung  der  Bankschulden  unter  solchen  Umständen  noch  30  Jahre 
erfordert  hätte,  und  eine  weitere  Verbesserung  der  Bankgeftlle 
nicht  möglich  erschien,  musste  die  Anstalt  bei  grösseren  Capitals- 
kündigungen  in  eine  bedenkliche  Lage  gerathen.  In  einem  Referate 
vom  1.  März  1726^)  erklärte  Starhemberg  daher,  die  Bank  könne 
in  Zukunft  nichts  mehr  ohne  vollen  Fond  übernehmen.  Zugleich 
beantragte  er,  die  damals  rand  40  Millionen  betragenden  6^0^?^^ 
Einlagen  in  67oig6  zu  convertiren,  wodurch  man  jährlich 
400.000  fl.  an  Zinsen  ersparen  würde.  Zur  Durchführung  dieser 
Massregel  bedürfe  die  Bank  eines  Cassastandes  von  zwei  Millionen, 
um  etwaigen  Aufkündigungen  gerüstet  gegenüberzustehen  und  hie- 
durch  das  Vertrauen  zu  heben.  Hiezu  sei  ein  im  Auslande  gegen 
üeberweisung  von  l^a  Millionen  in  Giroposten  auf  die  Stadtbank 
angebotenes  Anlehen  von  einer  Million  Gulden  zu  b^j^  auf- 
zunehmen, da  man  im  Inlande  zu  diesem  Zinsfusse  kein  Geld  er- 
halten könne.  1 

Ein  solches  Anlehen  kam  allerdings  zu  Stande^);  jedoch  wurde 
dasselbe  nicht  zur  Durchführung  der  beantragten  Convertirung  ve^ 
wendet,  sondeni  zu  einem  mit  kaiserlicher  Resolution  anbefohlenen 
Darlehen  von  1^1^  Millionen  Gulden  für  Kriegszwecke^).  Von  einest 
Zinsenreduction  konnte  also  vorläufig  nicht  mehr  die  Rede  sein. 

Im  Jahre  1727  nahmen  die  Capitalseinlagen  so  sehr  ab,  d«i^ 


^)  Bancalref.  Band. 

«)  S.  unten  Seite  606  (Schluss  der  Anin.  6  von  Seite  605). 

»)  S.  Seite  596,  Anm.  1. 


5.  Geschäftsgebamng  der  Stadtbank  Ton  1721—1729.  603 

ich  die  Min.  Bancodepntation  entechloss,  selbst  den  Zinsfuss  für 
lene  Einlagen  mit  Verordnung  vom  24.  März  1727  wieder  auf 
3^0  zu  erhöhen.  Diese  Massregel  blieb  fast  zwei  Jahre  in  Kraft. 
Erst  mit  Verordnung  vom  7.  Februar  1729^)  wurde  der  Magistrat, 
da  sich  die  Lage  inzwischen  gebessert  hatte,  angewiesen,  von  nun 
m  auch  die  von  der  Stadt  Wien  selbst  bei  der  Bank  ein- 
ifelegten  Oberkammeramtsgelder  nur  mit  57o  zu  verzinsen 
»der  aber  zurückzuzahlen.  Der  Magistrat  machte  hiegegen  namens 
[er  Stadt  geltend,  dass  letztere  die  betreffenden  Capitalien,  womit 
ie  dei'  Bank  seinerzeit  ausgeholfen  habe-),  selbst, mit  6^/o  verzinsen 
lasse,  und  diesfalls  an  drei-  bis  sechsmonatliche  Kündigungsfristen 
«banden  sei.  Man  möge  daher  die  Herabsetzung  des  Zinsfusses 
nr  auf  neue  Erlagen  beschränken.  Hierüber  erläuterte  die  Min. 
bancodepntation  ihr  früheres  Decret  am  12.  Februar  1729  dahin, 
aas  die  fraglichen  Capitalien  mit  Beobachtung  der  vorgesehenen 
Kündigungsfristen  nach  Massgabe  des  Cassastandes  successive  be- 
ahlt  und  bis  dahin  mit  6^/^  verzinst,  neue  Einlagen  aber  nur  zu 
»7o  angenommen  werden  sollten. 

d)  Die  Gewährung  von  Darlehen  an  Private  bildete  noch 
mmer  keinen  Zweig  des  regelmässigen  Geschäftsbetriebes  der  Stadt- 
)ank.  Doch  kam  dieselbe  gegen  entsprechende  Sicherstellung  ^) 
nun  doch  ausnahmsweise  vor,  allerdings  nur  sehr  selten. 

So  wurde  dem  Präsidenten  der  Min.  Bancodeputation,  Grafen 
Starhemberg,  über  kaiserlichen  Befehl  im  Jahre  1729  ein  Dar- 
lehen von  100.000  fl.  gewährt,  gegen  Rückzahlung  in  20  Jahres- 
i&ten.     Bei   ungünstigem  Cassastande    der  Bank   solle   eine   ent- 
sprechende Capitalsquote  schon  vor  der  Fälligkeit  erlegt  werden, 
gegen   spätere  Ausgleichung   nach  Beseitigung   des  Geldmangels. 
F&r  die  Einhaltung  seiner  Verpflichtungen  habe  der  Schuldner  mit 
seinem  ganzen  Vermögen  zu  haften*).  —  Ein  gewisser  Muralt  er- 
Mdt  gegen  1730  ein  Bankdarlehen  von  120.000  fl.  zur  Errichtung 
einer  Gold-  und  Silberwaarenfabrik,  gegen  Verpfändung  des  vollen 


»)  B.  A.  vom  12.  Februar  1729. 

^Das  Guthaben  der  Stadt  Wien  betrug  laut  B.  A.  vom  13.  April  1729 
wck  386.465  fl. 

*)  Das  Gesuch  des  Grafen  Nuz  um  ein  Darlehen  von  40.000  fl.  wurde  wegen 
^9oidit&t  der  als  Sicherstellung  angebotenen  Forderung  an  das  Aerar  zurttck- 

V  B.  A.  vom  30.  Juli  1729. 


i 


604  X.  Die  Wiener  Stadtbank  von  1721—1740. 

Betrages  in  Gold  und  Silber  unter  Mitsperre  eines  Bankbeamten. 
Die  Rückzalilung    sollte    aus   dem  Greschäftsgewinne   geschehen^}. 
Muralt  war  aber  nie  in  der  Lage,  auch  nui'  die  Zinsen  seiner  Schuld 
zu  bezahlen,  vielmehr  gerieth  er  in  Folge  der  ungünstigen  Ergeb- 
nisse seines  Fabriksbetriebes  nach  einigen  Jahren  in  völlige  Armatt 
Im  Jahre  1738  wurde  ihm  daher  mit  kaiserlicher  Resolution  die 
ganze,  bis  dahin  auf  über  150.000  fl.  angewachsene  Schuld  nach- 
gesehen, damit  er  „das  zerfallene  Werk  wieder  in  Stand  bringen 
könne"  ^),  —  also  aus  volkswirthschaftlichen  Rücksichten. 

Die  Einlage  von  100.000  fl.,  womit  die  Bank  bei  der  Orien- 
talischen Compagnie  betheiligt  war,  wurde  1726,  also  noch  lange 
vor  dem  Zusammenbruche  dieses  Unternehmens,  sammt  allen  Rechten 
und  Zinsenrückständen  an  einen  Grosshändler  um  150.000  fl.  vtf- 
äussert*). 

e)  Die  statutenmässige  Befreiung  der  Bankcapitalien 
von  gerichtlichen  Verboten  und  Executionen,  —  welche  aller- 
dings nur  für  die  Girobankpapiere  ausdrücklich  zugesichert  war,  in 
analoger  Anwendung  aber  auch  auf  die  Stadtbankcapitalien  aas- 
gedehnt wurde,  —  musste,  gegenüber  der  bei  den  Gerichtsbehörden 
seit  Jahren  eingerissenen,  den  Credit  schädigenden  Praxis,  von  der 
Min.  Bancodeputation  wiederholt  energisch  geltend  gemacht  werden*). 

Die  Amortisation  von  Bankpapieren  geschah  nach  Ablauf 
der  Edictalfrist  von  6  Wochen  und  3  Tagen.  Das  bezügliche 
„  Anullationsedict"  wurde  von  der  Justiz -Bancodeputation  erlassen. 
Doch  konnte  die  Ausfertigung  eines  neuen  Effects  auch  gegai 
blosse  Einlegung  eines  sogenannten  „Tödtscheines"  der  Partei  und 
einer  Schadloshaltungserklärung  bewilligt  werden*). 

Die  Bedeutung  der  Stadt  Wien  als  solcher  in  Banksachea^ 
trat  in  dieser  Periode  womöglich  noch  mehr  zurück  als  in  der 
vorigen.    Ende  1724  wurde  nämlich  der  damalige  Bürgermeistei 
zum  permanenten  Vertreter  der  Stadt  in  Banksachen  ernannt,  aucb  ! 
für  denFall,  dass  er  nicht  mehrBürgermeister  sein  sollte*). 

*)  Undat.  M.  B.  Dep.  Ref.  Nr.  118. 

2)  B.  A.  vom  19.  November  1738  und  Bancoref.  Nr.  165. 

»)  B.  A.  vom  12.  Juli  1726. 

*)  B.  A.  vom  11.  Jänner  1727  u.  a.  —  Die  Ausdehnung  des  Privüegia« 
auf  die  Stadtbank  wnrde  mit  der  Statutenbestimmung  begrCUidet,  welche  die  b^ 
zttglichcn  Einlagen  von  aUen  Abgaben  und  Lasten  bellte. 

'^)  B.  A.  vom  26.  März  1721  und  11.  August  1725. 

<*)  M.  B.  Dep.  Ref.  vom  12.  November  1724. 


6.  Die  Girobank  von  1721—1730.  605 

6.  Die  Girobank  von  1721  bis  1730. 

Für  die  Girobank  blieben  im  Grossen  und  Ganzen  die  früheren 
rondsätze  massgebend.  Nur  hielt  man  es  vom  3.  Quartale  des 
ahres  1721  angefangen  nicht  mehr  für  nothwendig,  mittelst  eigener 
Idicte  zur  Behebung  der  fälligen  Zinsen  aufzufordern. 

Die  Einlösung  von  Giroposten  durch  sofortige  abzugs- 
reie  Auszahlung  des  Capitals  kam  noch  immer  sehr  häufig  vor, 
eistens  aber  nur  zu  Gunsten  von  Hofparteien  oder  anderen,  be- 
nders  berücksichtigungswürdigen  Personen  für  kleinere  Beträge^), 
ieher  gehört  gewissermassen  auch  die  im  Jahre  1722  bewilligte 
»mpensirung  eines  Guthabens  der  Stadtbank  an  die  Stadt  Wien 
Betrage  von  67.000  fl.,  mit  Giroposten  der  Stadt  im  gleichen 
itrage  *) . 

Die  sofortige  Bezahlung  gegen  Capitalsabzug  kam  in  dieser 
liode  nur  ausnahmsweise  vor.  Der  Abzug,  bei  dessen  Bemessung 
ch  Billigkeitsmomente  mitwirkten,  schwankte  zwischen  10  und 
Percent*).  Wenn  Giroposten  zur  successiven  Abstattung  auf 
e  Stadtbank  überwiesen  wurden,  betrugen  die  Zahlungsfiisten 
Jimehr  in  der  Regel  zwischen  1  und  3  Jahren*).  Ausnahmsweise 
iden  sich  auch  längere  Fristen*). 

Zuweilen  kamen  bei  der  üeberweisung  wieder  Barvorschüsse 


»)  B.  A.  vom  24.  Jänner  1721,  —  7.  und  10.  Juli  1723,  —  27.  Jänner, 
K  Februar,  14.  März  und  27.  April  1724,  —  19.  Jänner,  1.  Februar,  5.  und 
>.  April  1726,  —  12.  Mai,  4.  und  13.  Juli,  S.November  und  7.  December  1725, 
3.  Jänner,  6.  und  14.  Februar,  30.  März,  8.  und  12.  April,  17.  Mai,  12.  und 
LJnli,  17.  August,  13.  und  24.  September,  10.  October  1726,  —  3.  und  17.  Jänner, 
.  Februar,  8.  März,  5.  April,  5.  November  und  28.  December  1728,  —  lö.Sep- 
aber,  7.  und  24.  October  1729. 

*)  Bancalref.  vom  12.  Juni  1722. 

^  B.  A.  vom  20.  Mai  1723  und  15.  März  1726. 

*)  B.  A.  vom  11.  Juni  1723,  8.  und  15.  Februar  und  8.  Juni  1725,  7.  Fe- 
ar 1728. 

»)  B.  A.  vom  7.  Mai  1722. 

^  B.  A,  vom  14.  April  1723  und  14.  October  1727.  Insbesondere  sah  sich 
Min.  Bancodeputation  anlässlich  der  Uebernahme  des  Restes  der  Hol! an- 
chenQuecksilberschulden  im  Jahre  1724  zu  solchen  Geschäften  genöthigt^ 
.  den  Verträgen  vom  26.  und  27.  Mai  1724  (B.  A.  vom  26.  und  27.  Mai  1724 
[  18.  April  1725)  übernahmen  nämlich  die  Juden  Sinzheim  und  S c bie- 
ge r  die  Verpflichtung,  zur  Tilgung  der  erwähnten  Schulden  je  400.000  fl. 
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Im  Jahre   1725    scheint    der    Curs    der   Girobankpapiere 
jenen  der  Stadtbankobligationen  vorübergehend  beinahe  erreicht  zu 
haben.    Darauf  deutet  der  Umstand,  dass  in  den  ersten  Monaten 
dieses  Jahres  die  seit  1708  nicht  vorgekommene  Ueberweisung  von 
auf  die  Stadtbank  in  15  Jahresraten  zahlbar  angewiesenen  Camenü- 
Schuldposten  auf  die  Girobank  über  Ansuchen  der  betreffenden 
Gläubiger  bewilligt  wurde.    Da  es  sich  hiebei  um  6®/oige  Capitalien 
handelte,  wurde  anlässlich  der  Ueberweisung  die  Ausgleichung  der 
Zinsendifferenz  angeordnet  und  hiefür  eine  kurze  Frist  festgesetzt 
Nachdem  man  bei  dieser  Ausgleichung  das  sechste  Percent  voll  be- 
rechnete, ergab  dies  einen  Gewinn  für  den  Gläubiger,  welcher  die 
kleine  Cursdifferenz  wohl  aufwiegen  mochte^). 

Abgesehen  von  solchen  ausnahmsweisen  Vorgängen  wurde  die 
successive  Verminderung  der  Girobankschulden  noch  immer  durch 
Ueberweisung  von  Gnadengaben  an  die  Girobank  zumTheile 
wettgemacht.  Hiebei  wurde  bald  ein  5*7oiger  Zahlungsfond  aus 
Staatsmitteln  bewilligt'-),  bald  nur  die  entsprechende  Prolongirung 
der  Bankgefalle  ^),  bald  ist  eine  Fundirung  überhaupt  nicht  ersicht- 


binnen  8  Wochen  vorzustrecken ,  beziehungsweise  in  Amsterdam  zu  Handea  des 
Quecksilberfactors  Deuz  zu  bezahlen.    Erst  nach  Einlegung  der  Quittung  dieses 
Letzteren  und  der  betrefiPenden  Original-Obligationen   werde   die  Bank  die  er- 
forderlichen Cassaquittungen  ausfolgen.    Hiefftr  versprach  die  Bank,  von  jedem 
der  beiden  Darleiher  nach  und  nach  Giroposten  im  Betrage  von  600.000  fl.  n 
übernehmen  und  diese  sammt  den  neuen  Darlehen  in  36,  am  1.  Jänner  1725  b^ 
ginnenden  Monatsraten  zurückzuzahlen,  die  ganze  Schuld  aber  pro  rata  zu  5% 
zu  verzinsen.    Falls  eine  frühere  Abstattung  von  Giroposten  möglich  sein  sollte, 
seien  hiebei  die  Darleiher  in  erster  Linie  zu  berücksichtigen,  und  zwar  gegci 
nur   2^0  Rabatt.     Da  sich  Sinzheim   und  Schlesinger   mit  der  Einlösung  der 
Quecksilberschulden  nicht  sehr  beeilten,  wurde  die  Ausfertigung  der  besüg^ichei 
Bankpapiere   erst   im  April  1725   angeordnet.     Im  Jahre  1726  liehen  die  bei- 
den Genannten  zusammen   noch  eine  Million  gegen  Uebemahme  von  1  Vt  ^ 
lionen  in  Giroposten  und  Zahlung  der  ganzen  Summe  in  48,  mit  nHchstem  Kei-  | 
jähr  beginnenden  Monatsraten  sammt  5%  Zinsen  (B.  A,  v.  17.  Mai  1726).  Dw 
Anlchenscapital  wurde  im  Auslande  aufgebracht  (Bancalref.  v.  1.  März  1726). 

^)  Unter  den  im  Texte  angegebenen  Bedingungen  wurde  die  Ueberweisuig 
verfügt  für  auf  die  Bank  repartirte  Cameralschuldforderungen  Sinzheims  usi 
Vanderboldts  von  je  200.000  fl.  (B.  A.  v.  8.  Febr.  und  10.  März  1725). 

^  So  sollte  die  Bank  für  die  Uebemahme  der  Gnadeng^be  des  Grafei 
Althann  von  70.000  fl.  auf  die  Girobank  jährlich  3500  fl.  an  dem  Jahresbeiträge 
an  das  Aerar  abziehen  (B.  A.  v.  27.  Juni  172^4). 

')  Bancalref.  vom  3.  April  1724. 
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lich^).  Uebrigens  hielt  die  Min.  Bancodeputation  grundsätzlich 
daran  fest,  dass  auch  bei  Neubelastungeu  der  Girobank  der  blosse 
Yerziüsungsfond  nicht  genüge,  sondem  statutengemäss  der  zur 
Capitalstilgung  erforderliche  Fond  von  jährlich  lO^/o  auf  15  Jahre 
übergeben  werden  müsse,  was  auch  bei  Ueberweisung  einer  Gnaden- 
gabe von  60.000  fl.  im  Jahre  1726  zur  Geltung  gelangte^). 

Dass  auch  bei  Uebernahme  von  Staatsschulden  einzelne  Posten 
siaf  die  Girobank  übei*wiesen  wurden,  ist  bereits  oben  erwähnt 
BTorden.  In  solchen  Fällen  wurde  ausnahmsweise  dem  Gläubiger 
gegenüber  die  Verpflichtung  zur  Bückzahlung  des  Capitals 
lach  15  Jahren  ausdrücklich  anerkannt^). 

Der  Stand  der  Girobankschulden  war  in  Folge  der  dar- 
gestellten Operationen  ein  sehi*  schwankender,  nahm  jedoch  im 
Ganzen  allmählich  ab.  Ende  März  1721  betrug  derselbe  rund 
3.600.000  fl.,  Ende  März  1723  nur  mehr  ungefähr  3,300.000  fl.; 
für  die  nächsten  drei  Jahi*e  fehlen  diesbezüglich  die  Daten.  Im 
September  1727  wird  uns  die  Belastung  der  Girobank  mit  2.700.000  fl. 
angegeben  *). 

So*  wie  in  der  vorangegangenen  Periode  kommen  auch  in  dieser 
ausnahmsweise  Bankanlehen  gegen  Ausfolgung  eines  ent- 
sprechend grösseren  Betrages  in  Girobankpapieren  vor,  wobei 
letztere  sich  gewissermassen  als  ein  Gegendarlehen  der  Bank 
an  den  Gläubiger  darstellen. 

So  lieh  Wolf  Wertheimer  im  Jahre  1727  300.000  fl.  gegen 
6*/oige,  in  den  Jahren  1730,  31  und  1732  rückzahlbare  Stadt- 
banco  -  Kecognitionen.  Hiefür  erhielt  er  Gii'o  -  Extracte  im  dop- 
pdten  Betrage  mit  der  Verpflichtung,  bei  der  Capitalsrückzahlung 
jeweilig  den  doppelten  Betrag  der  betreffenden  Eate  in  Giro-Extracten 
zorückzustellen  oder  den  vollen  Nennwerth  der  letzteren  zu  ver- 
güten. Uebrigens  hatte  Wertheimer  die  5®/oigen  Zinsen  der  Giro- 
bankpapiere  zurückzuvergüten  und  zur  Sicherstellung  der  Bank  die 
Obligation  über  seine,  allerdings  schwer  einbringliche  Forderung  an 
Knrbayern  von  540.000  fl.  einzulegen*). 


»)  B.  A.  vom  2.  Mai  1724  und  16.  April  1725. 
«)  B.  A.  vom  26.  April  1726. 
*}  S.  oben  Seite  575,  Anm.  3. 

*)  B.  A.  vom  31.  März  1721  und  31.  März  1723,  dann  Referat  vom  29.  Sep- 
tember 1727  im  F.  Arch.  Bande  Nr.  166/D  1. 

»)  B.  A.  vom  30.  Juni  1727  und  19.  Jänner  1731. 
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SelbstverstäDdUch  verkaufte  Wertheimer  die  erhaltenen  Giro- 
bankpapiere mit  möglichst  hohem  Gewinne^).    Später  war  er  aber 
nicht  in  der  Lage,  den  Rückkauf  dieser  Papiere  zu  bewerkstelligen, 
geschweige   das  Capital   zum  vollen   Nennwerthe  zuröckzuzahleD. 
Am  19.  Jänner  1731  kam  daher  eine  neue  Vereinbarung  zu  Stande, 
worin  die  Bank  gegen  ein  abermaliges  ö^/^iges,  von  1732  bis  1736 
in  Monatsraten  rückzahlbares  Darlehen  Wertheimers  voti  300.000 1, 
welches  im  Auslande  aufgebracht  werden  sollte,  die  Girobankschnid 
des   Genannten   zur   successiven  Abstattung   auf   1733   bis  1736 
prolongirte.    Im  Falle  der  Nichteinhaltung  seiner  Verbindlichkeiten 
verlor  Wertheimer  den  Anspruch  auf  l!ie  Rückzahlung  seiner  Eest- 
forderung,  femer  hatte  er  die  rückständige  Giropost  al  pari  zurück- 
zuzahlen und  hiefür  mit  seinem  ganzen  Vermögen  zu  haften. 

Ungeachtet  wiederholter  Aufforderungen  erlegte  aber  Wert- 
heimer nicht  einmal  die  erste,  1733  fällige  Quartalsrate  von 
50.000  fl.  in  Girobankpapieren  ^).  Vielmehr  schützte  er  Zahlungs- 
unfähigkeit vor  und  verlangte  ein  neues  Darlehen  von  1.200.000  fl. 
in  Girobankpapieren.  Da  man  hierauf  natürlich  nicht  eingehen 
konnte,  beschloss  die  Min.  Bancodeputation ,  an  Wertheimer' weder 
Zinsen  noch  Capital  seines  Stadtbankguthabens  zu  zahlen. 

Bald  darauf  wurde  das  ganze  Guthaben  der  Bank  an  Girobank- 


*)  Das  ganze,  für  die  Bank  bedenkliche  Geschäft  wurde   nur  wegen  der     i 
augenblicklichen  Geldklemme  genehmigt  (Bancalref.  v.  27.  April  und  30.  Juni 
1727).  —  Wolf  Wertheimer  verstand  es  überhaupt  sehr  gut,   sich   an  Staats- 
creditsoperationcn  zu  bereichem  (F.  C.  Prot.  v.  6.  Ä.ug.  1726).   Schon  1711,  bald 
nachdem  er  das  Geschäft  seines  verstorbenen  Vaters  Simson  übernommen  hatte, 
zur  Rechnungslegung  über  seine  Empfänge  aufgefordert,  verzögerte  er  dieselbe 
bis  1715,  wo  er  auf  Grund  einer  nicht  gehörig  belegten  Rechnung  218,819  i 
beanspruchte.     In  folge  weiterer,  von  Wertheimer  verschuldeter  Verzögerungen 
kam  es  erst  1726  zur  commissioneUen  Prüfung  dieser  Anmeldung,  wobei  Wert- 
heimer ganz  ungerechtfertigte  Verzugszinsenansprüche  stellte.    Erst  1738  konnte 
die  Sache  in  der  Finanzconferenz  vorgetragen   werden.    Die  Hofkammer  bean- 
tragte, den  Capitalsrest  von  1711  an  nicht  zu  dem  ursprünglichen  Zinsfusse  von 
9,  beziehungsweise  12^1  oi  sondern  höchstens  zu  6%  zu  verzinsen,  von  1721  aa 
aber,  gleich  den  übrigen  auf  die  Stadtbank  überwiesenen  Cameralschulden,  ntii 
zu  5^'o-    Hienach  seien  im  Ganzen  483.387  fl.  zu  bezahlen.     Dieser  Antrag  TinirA.e 
von  der  Finanzconferenz   befürwortet   und   vom  Kaiser   mit   dem  Beifögen  ^^ 
nehmigt,  dass  die  Hof  kammer  behufs  Vermeidung  eines  Rechtsstreites  einen  V*^ 
gleich  anstreben  soUe  (F.  C.  Prot,  v.  30.  Juni  1738). 

*)  Für  das  Folgende  s.  die  Gegenäusserung  Schwandtncrs  gegen  die    -^ 
schwerde  Kirchners  (F.  Arch.  Bibl.  B.  166/D). 
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apieren    sammt  Zinsenausstand   mit   einer   Cameralforderang 
7ertheimers  im  Abschreibungswege  compensirt^). 

Gegen  diesen  Vorgang  erhob  die  Stadt  Wien  Beschwerde. 
lOch  die  österreichische  Hofkanzlei  besorgte,  dass  durch  solche 
ompensationen  „das  ohnehin  schon  in  ziemliche  Furcht  und  Irrwahn 
erfallene  Publicum"  noch  mehr  beunruhigt  weixie.  Diesem  Be- 
enken  gegenüber  erwiderte  die  Min.  Bancodeputation,  durch  jene 
ompensation  solle  weder  die  Stadt  Wien  noch  sonst  jemand  ver- 
ärzt  werden;  vielmehr  handle  es  sich  nur  um  die  Wahrung  des 
dmpensationsrechtes  der  Hofkammer  gegenüber  ihren  Credits- 
irteien  ^).  Letztere  Bemerkung  zeigt,  dass  man  zwischen  Stadtbank 
id  Aerar  nicht  mehr  scharf  unterschied,  die  Selbstständigkeit 
er  ersteren  daher  eigentlich  nur  mehr  eine  scheinbare  war. 

Eine  völlig  vereinzelte  Combination  bei  Ausstellung  von  Giro- 
ankpapieren  ist  jene,  welche  sich  in  einem  Vertrage  vom  22.  März 
730  findet. 

Hiemit  verpflichteten  sich  nämlich  die  HoQuden  Lob  Sinzheim 
nd  Max  Schlesinger,  der  Bank  binnen  längstens  sechs  Monaten 
wei  Millionen^  vorzustrecken,  wofiir  gewöhnliche  5*^/^ige  Giro- 
Sxtracte  im  gleichen  Betrage  nach  Massgabe  des  fortschreitenden 
ärlags  der  Valuta  ausgefolgt  werden  sollten.  Da  aber  die  Giro- 
Bxtracte  einen  Anspruch  auf  Capitalsiückzahlung  nicht  gewährten, 
labe  die  Bank  ausser  den  57o  jährlich  noch  ein  Superinteresse 
von  2Vs7o  ^  bezahlen,  also  für  15  Jahre  800.000  fl.,  und  zwar 
innerhalb  der  ersten  7  Jahre  in  Wochenraten;  hierüber  seien 
nnyerzinsliche  Extracte  auszufertigen.  Um  eine  Entwerthung 
der  Girobankpapiere  zu  verhüten,  werde  die  weitere  Ausstellung 
derselben  von  nun  an  eingestellt  werden.  Bei  früherer  Bezahlung 
sd  das  Capital  mit  5^/^  pro  rata  temporis  zu  discontiren^). 

Hier  liegt  die  Ausgleichung  zwischen  Nennwerth  und  Curs  in 
Affln  sogenannten  „Superinteresse.^  Uebrigens  ist  es  zweifelhaft,  ob 
das  Geschäft,  welches  eine  bedenkliche  Vermehrung  der  Girobank« 


*}  B.  A.  vom  8.  Juni,  7.  und  19.  September  1733. 
*)  B.  A.  vom  27.  Jänner  1735. 

')  Und  iwar  zum  Behufe  des  Darlehens  von  2  Millionen,  welches  die  Bank 
*^  tTeberiassong  von  jährlich  200,000  fl.  aus  dem  niederösterr,  Contributions- 
^''"^marium  dem  Aerar  zu  gebeu  hatte. 
*)  B-  A.  vom  23.  März  1730. 

■  «e  n  ai^  RnMuen  Oesterreicha.  39 
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•  

papiere  zur  Folge  haben  musste,  wirklich  in  dem  geplanten  Umfange 
zu  Stande  kam. 

Was  die  hiemit  geschaffene  neue  Kategorie  von  Bankeffecten, 
nämlich  die  unverzlichen  Giro-Extracte  betrifft,  so  wurde  der 
Magistrat  1731  angewiesen,  die  Parteien,  welche  solche  Papiere  an 
sich  brachten,  auf  deren  Unverzinslichkeit  aufmerksam  zu  machen^). 

In  einem  Referate  vom  29.  September  1727^)  beantragte  die 
Hofkammer  die  Trennung  der  Girobank  von  der  Stadtbanl;^ 
und  deren  Zurückgabe  an  die  Hofkammer,  damit  die  Uebertragioj^ 
von  Cameralge&Uen  an  die  Stadtbank  aufhören  und  die  Girobanlr 
zur  Tilgung  von  Staatsschulden  benützt  werden  könne. 

Starhemberg  bekämpfte  diesen  Yoi^schlag  in  einer  eingehendefl 
Vorstellung  als  verderblich  und  „nichtsnutzig."     Hiebei  erörterte 
derselbe  zunächst  die   geschichtliche   Entwicklung  beider  Banken 
und  wies  auf  die  grossen  Leistungen  der  Stadtbank  hin,  namentlich 
auf  die  in  den  Jahren  1721  und  1724  erfolgte  Uebemahme  von 
zusammen  39  Millionen  an  Staatsschulden  ohne  hinlängliche  Dotation, 
femer  auf  die  späteren,  statutenwidrigen  Belastungen.    Die  Bank 
habe  dadurch  dem  Staate  Gelder  verschafft,  welche  die  Hofkammer 
unter  den  ungünstigsten  Bedingungen,  erst  kürzlich  beispielsweise 
gegen  10  bis  12^/^  Zinsen  nicht  aufzubringen  vermochte.    Dabei 
seien  die  Girobankpapiere  unter  der  Verwaltung  der  Min.  Banco- 
deputation  von  30  bis  40  auf  80  bis  90  ^/o  gestiegen.    Die  Cebor- 
tragung  dieser  Verwaltung  an  die  Hofkaramer  wäre  daher  höchst 
anzweckmässig.   Wenn  man  der  Bank  die  noch  haftenden  Gii*oposten 
von  2.700.000  sammt  dem  statutenmässigen  Fonde  von  10 '^o  ^ 
nehmen  würde,  hätte  sie  für  ihre  übrigen  Schulden  von  60  Millionen 
nur  einen  Fond  von  5  Millionen,  also  um  eine  Million  weniger  als  die 
statutenmässige  Bedeckung.    Auch  würde  die  von  der  Hofkamnoer 
beantragte  Massregel  allgemein  als  verderblich  betrachtet  werden 
und  das  Vertrauen  in  die  Stabilität  der  Stadtbank  erschüttern, 
also  den  Credit  vernichten.    Die  Bank  sei  ohnehin  in  Folge  ihrer 
jüngsten   grossen  Leistungen  für  den  Staat  sehr  in  Verlegenheit 
gekommen,   zumal  Adele,  sonst  gewöhnliche  Einlagen  ausgeblieben 


*)  B.  A.  vom  31.  August  1731. 

*)  Heferatsabschritt  im  F.  Arch.  Bibl.  Band  Nr.  166/D,  wo  auch  die  Ent- 
gegnung Starhembergs.  Die  Abschrift  trägt  in  Folge  eines  Venehena  die  Jahz«- 
zahl  1717. 
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seien.  Man  habe  den  Verfall  des  Baukcredites  daher  nur  durch 
Inansprachnahme  aller  erdenklichen  Mittel  verhüten  können.  Auch 
jetzt  sei  der  Cassastand  noch  schlecht,  und  müsse  man  Alles  ver- 
meiden, was  Beunruhigung  erzeugen  könne.  Ferner  wies  Starhem- 
berg  auf  die  Unmöglichkeit  hin,  den  Credit  der  Bank,  wenn  er 
einmal  verloren  sein  werde,  wieder  zu  erlangen,  und  erinnerte,  wie 
bei  einem  früheren  ähnlichen  Anlasse,  an  die  geheiligten  Zusagen, 
deren  Bruch  Tausende  unschuldig  ins  Unglück  stürzen  und  den 
Kaiser  in  seinem  Gewissen  schwer  belasten  würde. 

Diese  Vorstellung  hat  denn  auch  ihren  Eindruck  auf  den 
Kaiser  nicht  verfehlt.  Der  Antrag  der  Hofkammer  wurde  daher 
zurückgewiesen  ^). 

Im  Jahre  1730  scheint  die  Girobuchhalterei  mit  der 
Banco-Gefällsbuchhalterei  vereinigt  worden  zu  sein,  indem 
man  nach  dem  Ableben  des  Girobuchhalterei-Directors  Olivieri  dessen 
Stelle  nicht  mehr  besetzte-). 

7.  Ueberweisung  von  Cameralsehulden  im  Jahre  1730. 

,  Mit  kaiserlichem  Befehle  vom  14.  Jänner  1730^)  erging  an 
die  Hofkammer  der  Auftrag,  wegen  Ueberweisung  der  bis  Ende 
1729  aufgelaufenen  Zahlungsrückstände  und  Cameralsehulden 
von  zusammen  rund  6^/^  Millionen  Gulden  an  die  Stadtbank 
gegen  Prolongirung  der  Bankgefälle  mit  der  Min.  Bancodeputation 
zu  verhandeln.  Die  Schuldcapitalien  seien  durchwegs  nur  mit  den 
statutenmässigen  b^/^  zu  verzinsen  und  von  den  Gelialtsrückständen 
mit  jedem  Quartale  der  laufenden  Bezüge  immer  je  eine  Bäte  zu 
bezahlen. 

Bei  den  bezüglichen  Verhandlungen  wurde,  um  der  Bank 
wenigstens  eine  theil weise  Realdotation  zu  verschaffen,  die  Ueber- 
lassung  des  Ertrages  der  Verbesserung  des  Salzgefälles  in  Schlesien 
und  jenes  der  Zoll-  und  Mautgefälle  in  Böhmen  vereinbart. 

In  Betreff  der  Verzinsung  beantragte  die  Hofkammer,  die  Bank 
solle  alle  übernommenen  Capitalien  nur  zu  5**/o  verzinsen,  doch  sei 
von  den  bisher  ö^/^igen  Capitalien  (1.721.000  fl.)  das  sechste  Percent 


')  Eine  Resolution  ist  diesfalls  nicht  auffindbar.  Doch  ergibt  sich  die  Fort- 
dauer des  Status  quo  aus  dem  Mangel  eines  gegentheiligen  Patentes  und  aus 
sahlreichen  B.  A. 

»)  B.  A.  vom  15.  Mai  1730  und  10.  Mai  1731. 

^  H.  F.  A.  vom  21.  Jänner  und  F.  C.  Prot,  vom  22.  August  1730. 
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„ob  fidem  publicam'^  aus  dem  Aerar  zu  ergänzen.  Die  landtäflich 
intabulirten,  sowie  die  mit  Compossessrechteu  sichergestellten  Gläu- 
biger, welche  auf  ihre  Kandrechte  nicht  verzichten  wollten,  seien 
bei  denselben  zu  belassen  und  durch  das  Aerai'  zu  bezahlen,  gegen 
Regress  an  die  Stadtbank.  Diese  Anträge  wurden  von  der  Finanz- 
conferenz  am  22.  August  1730  befürwortet  und  vom  Kaiser  ge- 
nehmigt. Zugleich  wurde  die  schleunige  Durchiührung  der  zur 
Verzinsung  nöthigen  Salzmelioration  angeordnet. 

Der  Vollzug  der  üeberweisung  verzögerte  sich  aber  noch  bis 
in  das  nächste  Jahr.    Die  Schuldenlisten,  welche  die  Hofkammer 
der   Min.  Bancodeputationsbuchhalterei   nach   und   nach    übergab, 
entliielten  nämlich  viele  Posten,  deren  Uebertragung  an  die  Bank 
wegen  der    zu   wahrenden  Compossessrechte,   zuweilen  auch  au^ 
anderen  Ursachen  nicht  zweckmässig  erschien.    Diese  Posten,  io^ 
Gesammtbetrage  von  1.472.108  fl.  (worunter  183.850  fl.  an  Gnadei^ 
gaben),  sollten  daher  von  der  Uebernahme  ausgeschlossen  werden  ;^ 
In  Wirklichkeit  wurden  aber  nur  661.750  fl.  ausgeschieden  und  ^^ 
deren  Stelle  später  andere  Schuldposten  in  die  Uebernahme  ei^. 
bezogen.    Im  Ganzen  wurden,  einschliesslich  einer  Barzahlung  Voz} 
569.261    fl.    zu    geheimen   Ausgaben,    6.512.684   fl.    übernommen, 
und  zwar  zum  grössten  Theile  im  April,  zum  kleineren  erst  im 
December  1731^). 

Der  Uebernahmsvertrag  wurde  diesmal  blos  mündlich  ab- 
geschlossen. Uebrigens  erhellt  aus  späteren  Acten,  dass  der  Bank 
hierin  eine  Bedeckung  thatsächlich  nicht  eingeräumt,  sonderu 
blos  die  Prolongirung  der  Gefälle  bewilligt  wurde*). 

8.  Sonstige  CreditsleiBtungen  der  Stadtbank  von  1730  bis  1736. 

Abgesehen  von  der  erwähnten  Uebernahme  von  Cameralschulde^ 
hatte  die  Bank  im  Jahre  1730  dem  Militärärar  zwei  Millione  ^ 
Gulden  zu  leihen  gegen  Ueberlassung  von  jährlich  200.000  fl.  am-^ 
den  Contributionen  Niederösterreichs  auf  15  Jahre').  Al&^ 
nach  langer  Zeit  endlich  wieder  ein  Fall  statutenmässiger 
lastung ! 


^)  B.  A.  Tom  10.  Jänner,  H.  F.  A.  vom  4.  August,  12.  und  14.  Deceml 
1721. 

2)  B.  A.  Tom  16.  Februar  1782  und  25.  Juni  173ö.    Die  kaiserliche  Ap] 
bation  war  nach  fünf  Jahren  noch  nicht  eingeholt  worden. 

»j  H.  F.  A.  vom  12.  JuH  1730  und  B.  A.  vom  24.  Juli  1731. 
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Von  1715  bis  Mitte  1730  hat  die  Bank  dem  Aerar,  theils 
darch  Bai-darlehen ,  theils  durch  Schuldübernahme,  im  Ganzen  mit 
rund  76  Millionen  Gulden  ausgeholfen,  wovon  mehr  als  27 
ohne  Bedeckung  übernommen  wurden. 

Angesichts  des  nachtheiligen  Einflusses  dieser  letzteren  That- 
sache  auf  die  Bilanz  der  Anstalt  hielt  es  der  alternde  Graf  Star- 
hemberg,  ungeachtet  des  geringen  Erfolges  seiner  früheren  Vor- 
stellungen, im  Jahre  1730  abermals  für  seine  Pflicht,  sich  mit  der 
Bitte  um  Abwehr  weiterer  Statutenverletzungen  an  den  Kaiser  zu 
wenden. 

In  dem  bezüglichen  Referate  vom  25.  Mai  1730  erörterte  er 
Tsunächst  das  Misverhältnis  zwischen  den  Leistungen  der  Bank  und 
der  ihr  hieflir  eingeräumten  Dotation.     Die  Schuldenlast   der 
Anstalt  betrage  66.769.408  fl.,  wovon  15.138.895  fl.  auf  frei- 
willige Capitalseinlagen,  der  Rest  aber  auf  übernommene  Cameral- 
und  Hofschulden  entfalle.     26.607.186  fl.  seien   6o/oig,   der  Rest 
5*/^>ig.    Andereraeits  belaufe  sich  der  Ertrag  der  Bankgefälle 
ftof  jährlich  etwas  über  5  Millionen  Gulden.    Bei  sinkendem  Ertrage 
könne  daher  auf  eine  entsprechende  Capitalstilgung  nicht  gerechnet 
werden  und  sei  die  vollständige  Abstossung  der  Bankschuld  inner- 
lialb  eines  Menschenlebens  nicht  möglich.    In  Folge  dieser  Bilanz- 
verschlechterung werde  die  Bank  allenfalls  nicht  mehr  im  Stande 
sein,  dem  Staate  in  Kriegszeiten  auszuhelfen,  wie  sie  dies  in  der 
Vergeblichen  Hoffnung  auf  Wiederherstellung  des  Gleichgewichtes 
im  Staatshaushalte  bisher  gethan.    An  den  Bankeinlagen  seien 
ftler  90.000  Parteien  betheiligt,  darunter  viele  arme  Wittwen 
Und  Waisen,  Spitäler,  Stiftungen,  Kirchen,  Gemeinden,  Dienstboten 
u.  8.  w.,  welche  durch  ein  unvorhergesehenes  Unglück  der  Bank 
B&nmtlich  minirt  würden.    Unter  besonders  ungünstigen  Verhalt- 
Bissen  sei  aber  nicht  nur  eine  Zahlungsstockung,  sondern  der  völlige 
Bankrott  zu  befürchten.     Starhemberg    erklärt   daher  unter  Hin- 
'weis  auf  seine  früheren  wiederholten  erfolglosen  Vorstellungen,  er 
▼olle  vor  Gk)tt  und  der  Welt  ausser  Verantwortung  sein,  und  bitte 
demnach    allerunterthänigst,    der  Kaiser    wolle    die  dargestellten 
Verhältnisse  berücksichtigen  und  noch  rechtzeitig  anordnen,  dass 
Äittel  und  Wege  zur  Verhütung  des  Unglückes  ausfindig  gemacht 
werden. 

Diese  Vorstellung  blieb  insofern  nicht  ganz  fruchtlos,  als  die 
''^isttinggfähigkeit  der  Bank  nun  etwa  ein  Jahr  lang  nur  wenig 
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angespannt  wuMe.     Von  einem  nachhaltigen  Erfolge  konnte  aber 
nicht  die  Rede  sein. 

Von  den  einzelnen  Creditsleistungen  des  Jahres  1730  wire 
zunächst  zu  erwähnen  die  Uebemahme  der  Schulden  der  regieren- 
den Kaiserin  von  175.000  fl.  gegen  Ueberlassung  von  jährlich 
30.000  fl.  aus  den  Deputatgeldem  auf  6  Jahre^  deren  Auszahlong 
jedoch  schon  nach  zwei  Jahren  eingestellt  wurde*). 

Femer  wurde  im  Jahre  1730  unter  anderem  der  Vei-such  ge- 
macht, durch  eine  ziemlich  verwickelte  Anlehensoperation  der  Stadt- 
bank den  Credit  der  Bancalitätspapiere  zu  heben. 

Mit  Vertrag  vom  13.  September  1730  verpflichtete  sich  nämlich 
der  Hofjude  Hirschl  Spitz,  der  Bank  im  Auslande  ein  Darleben 
von  400.000  fl.  gegen  5®/oige  Cassarecognitionen  zu  verschaffen 
und  überdies  6%ige  Bancalitätspapiere  von  zusammen  600.000  fl. 
einzulegen,  gegen  Ausfolgung  ö^/^iger  Stadtbanco-Extracte  über 
den  letzteren  Betrag  und  unverzinslicher  Extracte  für  das  sechste 
Zinsenprocent  pro  rata  temporis.   Die  Ausfolgung  der  Banco-Extracte 
sollte  nach  Massgabe  des  Erlages  der  Bancalitätspapiere  erfolgai 
und  die  Bückzahlung  beider  Darlehen  von  Anfang  1732  an  in  zehn- 
tägigen Raten  k  5000  fl.  geschehen.     Da  Spitz  vorläufig  nicht 
600.000  fl.  in  Bancalitätspapieren  besass,  erklärte  sich  die  Bank 
bereit,  vorerst  für  100.000  fl.  liquide  „Militärrestzettel**  zu 
dem  von  der  Hofkammer  festgesetzten  (halben  Nenn-j  Werthe  an- 
zunehmen, welche  Spitz  jedoch  später  gegen  Bancalitätspapiere  um- 
zuwechseln hatte.    Bis  zu  dieser  Umwechslung  sei  mit  der  Avßr 
folgung  der  unverzinslichen  Extracte  zuzuwarten.    Während  der 
nächsten  6^/^  Jahre  könne  Spitz  die  eingelegten  Papiere  gegen 
andere  der  gleichen  Kategorie  umwechseln.   Bei  Eintritt  der  Fällig- 
keit der  Bancalitätspapiere  sollte  Spitz  anstatt  derselben  den  gleichen 
Betrag  in  Papieren  der  Girobank  erlegen,  widrigenfalls  die  ein- 
gelegten Bancalitätspapiere   der  Bank   an  Zahlungsstatt  anheim- 
fallen würden. 

Gleichzeitig  wurden  für  ein  etwaiges  weiteres  Darlehen  von 
400.000  fl.  analoge  Bedingungen  in  Aussicht  gestellt.  Dieses  kam 
jedoch  nicht  zu  Stande^). 

Der  Vortheil  des  erwähnten  Geschäftes  für  das  Aerar  lag  in 


»)  B.  A.  vom  7.  Mai  1732. 

^)  B.  A.  vom  13.  September  1730. 
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r  Noihwendigkeit  für  den  Darleiher,  als  Käufer  von  Bancalitäts- 
d  Girobankpapieren  aufeatreten;  der  Gewinn  für  den  Letzteren 
;ab  sich  ans  der  Differenz  zwischen  dem  Curse  dieser  Papiere 
d  jenem  der  hiefür  auszustellenden  Stadtbank-Extracte. 

In  den  nächsten  Jahren  scheint  aber  der  Verkehrswerth  der 
robankpapiere  bedeutend  gestiegen  zu  sein.  Spitz  bat  nämlich 
Jahre  1733,  ihn  der  Verpflichtung  zum  Erläge  von  600.000  fl. 
Icher  Papiere  gegen  Erlag  eines  entsprechenden  giösseren  Be- 
ftges  in  Militärrestzetteln,  —  die  er  offenbar  den  Militärparteien 
hr  billig  abgekauft  hatte,  —  zu  entheben.  Nach  längeren  Yer- 
^ndlungen  verzichtete  die  Bank  auf  die  Gntschreibung  der  Giro- 
inkpapiere  gegen  Erlag  von  1.200.000  fl.  in  Militärrestzetteln, 
)f&r  Spitz  inzwischen  angemessene  Sicherheit  geben  sollte.  Dies 
deutete  die  Compensirung  eines  Guthabens  der  Bank  mit 
ner  Forderung  an  das  Aerar^  also  eine  Neubelastung  dei* 
ink.  Gleichwohl  wurde  derselben  aus  diesem  Anlasse  nicht  ein 
uer  Fond,  sondern,  wie  schon  so  oft,  nm*  die  Prolongirung  der 
3fälle  bis  zur  völligen  Schuldentilgung  bewilligt^). 

Uebrigens  gab  Spitz  gleichzeitig  ein  neues  5 böiges  Darlehen 
•n  200.000  fl.,  rückzahlbar  nach  5  Jahren  in  4  Quartalsraten*). 

Im  Jahre  1731  musste  die  Bank  die  Rückzahlung  eines  Dar- 
tiens  des  Juden  Sinzheim  an  die  reservii-te  Hof  cassa  von  335.000  fl. 
it  6®/o  Zinsen,  Wechselagio  und  2%  Provision  übernehmen,  „gegen 
3gress  aus  dem  hiefür  bestimmten  Zahlungsfonde'^  —  femer,  gegen 
e  gleiche  Sicherstellung,  die  Abstattung  zweier  Wechselforderungen 
nzheims  und  der  Gebrüder  Palm  von  70.000  fl.  und  150.000  fl. 
mmt  6%  Zinsen  und  Wechselagio*).  Was  für  ein  Fond  hier 
»meint  war,  ist  nicht  ersichtlich. 

Anfangs  1732  wurden  der  Bank  für  einen  Beitrag  von  40.000  fl. 
i  den  Kosten  des  Hof-  und  Staatskanzleigebäudes  gewisse,  im 
3r)ahre  theils  für  ganz  Niederösterreich,  theils  nur  für  Wien  einge- 
hrte  Aufschläge  auf  Fleisch,  Fische,  Wein,  Heu  und  Hafer 
ageräumt^). 


*)  B.  A.  vom  19.  September,  26.  October  und  2.  December,  H.  F.  A.  vom 
September  1733. 
*)  B.  A.  vom  2.  December  1733. 

»)  B.  A.  vom  7.  und  14.  November  und  29.  December  1731. 
*)  B.  A.  vom  12.  Jänner  1732. 
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Im  selben  Jahre  wollte  die  Stadtbank  das  dem  Wiener  Armen- 
hanse  für  400.000  fl.  verpfändete  Wiener  Umgelt  eiolösen 
und  wurde  hiezu  bereits  die  Cas^sirung  der  betreffenden  kaiserlichen 
Obligationen  vei-fttgt.  üeber  Ansuchen  der  Hof kammer  und  „anderer 
Umstände  halber*'  wurde  diese  Massregel  jedoch  bald  wieder  rück- 
gängig gemacht^). 

Im  nächsten  Jahre  scheint  jene  Pfandschuld  übrigens  doch 
abgelöst  worden  zu  sein.  1734  wird  nämlich  ein  neues  Darlehen 
des  Wiener  Armenhauses  von  350.000  fl.  erwähnt^),  wozu  die  Rück- 
zahlung der  älteren  Pfandforderung  die  Mittel  geboten  haben  dürfte. 
Hiefur  sollten  ö^/^ige  Stadtbanco-Obligationen  ausgefertigt  werden. 
Das  Capital  war  in  10  Jahresraten  rückzahlbar,  und  zwar  zu  ^.  ? 
aus  dem  vom  Wiener  Magistrate  zu  entrichtenden  Pachtschilling 
für  das  Umgelt  unterm  Gebirg  von  Wien,  zu  */?  aber  aus  dem 
der  Bank  zukommenden  Contrioutionsbetrage  von  200.000  fl. 
Bis  zur  völligen  Tilgung  war  das  sechste  Zinsenpercent  pro  rata 
nachzutragen. 

Ende  1732  beabsichtigte  die  Hof  kammer,  sich  der  Bank  wieder 
zui*  Einlösung  verpfändeter  Eronherrschaften  zu  bedienen 
nämlich  der  Herrschaften  Pürglitz  und  Kruschowitz,  welche 
dem  Grafen  Ernst  Waldstein  im  Jahre  1685  fdi-  400.000  fl.  mit 
der  Einlösungsklausel  verpfändet  worden  waren.  Die  Min.  Banco- 
deputation  erklärte,  hierauf  nur  unter  denselben  Bedingungen  ein- 
gehen zu  können,  wie  seinerzeit  bezüglich  der  Herrschaft  Ungarisch 
Altenburg,  nämlich  gegen  vollständige  Ueberlassung  der  Pfand- 
hen'schaften  bis  zur  gänzlichen  Abstossung  der  Schuld^).  Unter 
diesen  Umständen  sclieint  die  Hofkammer  auf  die  Einlösung  ver- 
zichtet zu  haben. 

Ungeachtet  der  obei*wähnten  Vorstellungen  Starliembergs  musste 
die  Bank,  deren  Cassabestände  inzwischen  allerdings  durch  neue 
Einlagen  bedeutend  gestärkt  worden  waren,  seit  1732  wieder 
namhafte  Vorschüsse  ohne  Bedeckungsfond  leisten,  und 
zwar  gegen  Ersatz  durch  Verrechnung  mit  der  Hofkammer. 
Diese  Vorschüsse  waren  also  nur  als  in  kurzen  Fristen  rück- 
zahlbare gedacht*).     Da  die  Hof  kammer  die  Abrechnung  aus  der- 

^)  B.  A.  vom  18.  Mai  und  4.  October  1732. 

-)  B.  A.  vom  29.  März  1734. 

»)  B.  A.  vom  4.  Decomber  1732. 

*)  Hiehcr  gehören  die  Darlehen  zur  Bestreitung  der  Kosten  der  Reise  des 
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artigen    Geschäften  verzögerte;    mosste    dieselbe    1733   betrieben 
▼erden  ^). 

Uebrigens  wurde  der  Bank  bei  Vorschüssen  auf  kui^ze  Fristen 
zaweilen  auch  eine  nicht  näher  bezeichnete  specielle  Sicher- 
stellung gewährt*). 

Die  im  Jahre  1733  eifolgte  Uebemahme  der  auf  das  unga- 
rische Kupfer  sichergestellten  Schulden  an  die  Holländer 
wurde  bereits  an  anderer  Stelle  eröi-tert '^j. 

Mitte  1733  streckte  die  Bank  dem  Militärämr  600.000  fl.  vor, 
fragen  Ueberlassung  der  statutenmässigen  Quote  aus  den  ausser- 
ordentlichen Contiibutionen  Nieder-  und  Oberösterreichs 
&iif  15  Jahre.  Hiebei  verpflichtete  sich  die  Hof  kammer,  die  Accepta- 
"tion  durch  die  Stände  zu  erwirken  und  einen  etwaigen  Abgang 
^Äiis  anderen  Fonden  zu  ersetzen*). 

Bald  nach  der  Krisis  des  Jahres  1733^),  nämlich  mit  Contract 
Vom  8.  Jänner   1734   übernahm   die  Bank   die  Verpflichtung,   das 
I^arlehen  der  österreichischen  Jesuiten  von  100.000  fl.  zu  5% 
^u  verzinsen  und  von  1739  an  in  10  Jahren  zurückzuzahlen,  gegen 
^egress  aus  dem  Contributionsordinarium  Niederösterreichs, 
^*Blche  Sicherstellung  auch  in  den  betreffenden  Stadtbank -Obliga- 
tionen zum  Ausdrucke  gelangen  sollte.    Die  Verbindlichkeiten  der 
Hofkammer  waren  analog  wie  im  vorigen  Falle.  Die  Stände  wollten 
'^'egen  anderweitiger  üeberlastung  der  C-ontributionen  die  Accepta- 
*ioii  verweigern;  die  Min.  Bancodeputation  bestand  aber  darauf,  dass 
"dieselbe  zu  Stande  komme,  sofenie  ihr  nicht  ein   anderer  sicherer 
-^oiid  eingeräumt  würde*). 


ti«eni  nach  Karlsbad  (1732)  von  300.000  und  100.000  fl.,  ferner  verschiedene 

^OTBchÖBse  von  zusammen  580.000  fl.  zu  e:eheimen  Ausjcraben  (B.  A.  v.  26.  April, 

^-    n.  7.  Mai  u.  13.  Sept.  1732,  vom  25.  Febr.,  18.  April,  30.  Mai  u.  20.  August 

^738)  und  andere   kleinere  Posten.    Auch   llbeniahm   die  Bank  Ende  1733   die 

erpfliditong,  einen  Vorschuss  der  Oebrüder  Palm  an  das  Acrar  von  75.000  fl. 

V,%  per  meae  und  1^*0  Provision  succcssrive  Je  nach  Verlangen"  der  Gläu- 

SW  gegen  Verrechnung  mit  der  Hofkammer  zurückzuzahlen,  worüber  ein  Ver- 

*IclieningBdecret  auBgesteUt  wurde  (B.  A.  vom  IB.  December  1733). 

*)  B.  A.  Tom  30.  October  1733. 

•)  B.  A.  vom  18.  Juni  und  15.  September  1732  (zusammen  100.000  fl.). 
")  S.  oben  Seite  361. 

*)  EL  F.  A.  vom  25.  Juli  1733  und  Contract  vom  24.  Juli  1733  im  Fase. 
Bancorec,  Nr.  14. 

»)  S.  hierüber  Seite  ()33  u.  ff. 

•)  Faac.  Bancorec.  Nr.  15  und  B.  A.  vom  22.  Februar  1734. 
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Der  Feldzug  des  Jahres  1734  nöthigte  die  Hofkammer,  wieder 
mit  gesteigerten  Anforderungen  an  die  Bank  heranzutreten.    Doch 
handelte  es  sich  hiebei  zunächst  nicht  um  Creditsoperationen  aaf 
längere  Fristen,  sondern  nur  um  Vorschüsse  auf  die  damals  aus- 
geschriebenen ausserordentlichen  Steuern. 

Mit  Vertrag  vom  18.  Juni  1734^)  verpflichtete  sich  die  Bank, 
dem  Militärärar  800.000  fl.  vorzustrecken,  und  zwar  zur  HÄlfte 
in  Wechseln  auf  Frankfurt,  zur  Hälfte  in  solchen  auf  Verona.  För 
die  Rückzahlung  wurden  verschrieben:  250.000  fl.  aus  dem  unga- 
rischen Contributions-Extraordinarium,  150.000  fl.  aus  dem 
Darlehen  Böhmens,  und  482.500  fl.  aus  den  Vermögensstener-  . 
Pauschalien  von  Niederöst^rreich,  Böhmen,  Schlesien  und  Mähren. 
Aus  diesen  Beträgen  hatte  sicli  die  Bank  fitr  Capital,  Zinsen  und 
Wechselkosten  bezahlt  zu  machen,  den  Ueberschuss  aber  an  das 
Aerar  abzuführen.  Von  der  ungarischen  Contributionsquote  soDten 
jeweilig  Vs  der  Eingänge  im  Wege  der  Bancalität  an  die  Bank 
abgeführt,  von  den  Vermögenssteuerpauschalien  jeweilig  die  Hälfte 
der  Eingänge  unmittelbar  durch  Delegirte  der  Bank  eingehobei 
werden. 

Die  zu  diesem  Darlehen  erforderlichen  Mittel  beschaffte  die 
Bank  zur  Hälfte  durch  die  Gebrüder  Palm,  zur  Hälfte  durch  den 
Hofkammerrath  Baron  Tinti,  welche  sich  verpflichteten,  je  400.000 i 
nach  Frankfurt  zu  3^/^,  beziehungsweise  nach  Verona  zu  4'/| 
Wechselagio  gegen  Va^^/o  monatlicher  Zinsen  zu  remittiren.  Die 
Kfickzahlung  sollte  in  beiden  Fällen  durch  Ueberlassung  der  Hälfte 
der  Eingänge  aus  den  vorgenannten  Fonden  erfolgend) 

Einem  Contracte  vom  21.  Juli  1734  zufolge  hatte  die  Stadt-  ; 
bank  weitere  300.000  fl.  nach  Verona  zu  übermachen,  gegen  Uebe^ 
lassung  des  noch  verfügbaren  Bestes  des  ungarischen  Extraordinaiinnis 
(50.255  fl.),  ferner  von  75.000  fl.  aus  dem  Darlehen  Oberösterreidtf 
und  von  194.745  fl.  aus  den  Vermögenssteuerpauschalien  von  Obe^ 
Österreich,  Mähren  und  Schlesien.   Die  übrigen  Bedingungen  waren 
ähnlich  wie  im  Contracte  vom  18.  Juni.    Diesmal  wurden  220.COÜ  IL 
dui'ch  Tinti,  80.000  fl.  durch  einen  Kaufmann  Tratter  für  Rechnos^ 
der  Bank  remittirt,  gleichfalls  unter  analogen  Bedingungen  wie  V 
vorigen  Falle  ^). 

')  B.  A.  und  H.  F.  A. 

'^)  B.  A.  vom  19.  Juni  1734. 

3)  B.  A.  vom  24.  Juli  und  7.  August  1734;  Contr.  im  Rec  Fase.  C  des  F 
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Aach  die  Vermögenssteuer  von  1735  wurde  als  Object  für 
nkdarlehen  benfitzt  Laut  Vertrag  vom  6.  December  1734  hatte 
i  Bank  gegen  Abfuhr  dei^  Hälfte  der  Vermögenssteuerpauschalien 
n  Nieder-  und  Oberösterreich  (zusammen  680.000  fl.)  300.000  fl. 
Ah  Venedig  zu  übermachen.  Die  Firma  Tinti  übernahm  die 
unittirung  gegen  */e7o  monatliche  Zinsen  und  5**/o  Wechselagio  ^). 
irch  Contract  vom  3.  Februar  1735  wurde  der  obige  Deckungs- 
id  gegen  einen  weiteren  Vorschuss  von  200.000  fl.  zu  den  gleichen 
dingungen  auf  575.000  fl.  ergänzt^).  Hiezu  wurden  mit  Contract 
m  14.  Februar  1735  gegen  einen  abermaligen  gleichartigen  Vor- 
luss  von  800.000  fl.  noch  das  mährische  Vermögenssteuerpauschale 
n  333.000  fl.,  dann  die  Darlehen  der  PriLlaten  von  Nieder- 
id  Oberösterreich  (500.000  fl.  und  75.000  fl.)  als  Zahlungsfond 
schlagen,  und  zwar  behufs  gemeinsamer  Refundirung  aller  drei 
2lgedachten  Vorschüsse  aus  der  Gesammtheit  der  bezüglichen 
mde.    Die  Bemittirung  nach  Venedig  besorgte  wieder  Tinti*). 

Das  unter  den  Fonds  für  die  vorerwähnten  Creditsoperationen 
igefühile  Darlehen  der  niederösterreichischen  Prälaten  an 
IS  Aerar  von  öOO.OCX)  fl.  kam  im  April  1735  zu  Stande,  und  zwar 
L  6^0  Zinsen  gegen  Eückzahlung  in  20,  nach  5  Jahren  beginnen- 
sn  Quartalsraten  aus  der  von  den  Ständen  Niederösterreichs  seit 
730  an  die  Bank  zu  entrichtenden  Contributionsquote  von  jährlich 
OO.OOO  fl.,  wofür  der  Bank  in  anderer  Weise  Ersatz  geleistet 
erden  sollte*). 

Nach  wenigen  Monaten  wurde  übrigens  zwischen  Min.  Banco- 
eputation  und  Hofkammer  eine  Vereinbarung  geschlossen*),  worin 
rstere  gegen  Ueberlassung  des  Salzamtes  Soovar  in  Ungarn 
ind  Prolongirung  der  Bankgefalle  auf  ihre  Ersatzansprüche  an- 
telich  des  Prälatendarlehens,  sowie  auf  den  statutenmässigen  Fond 
Hr  die  üebemahme  eines  Darlehens  des  neuemannten  Beichshof- 
rtthes  Grafen  Königsacker  von  120.000  fl.«)  verzichtete. 

^)  Die  sonstigen  Bedingungen  der  betreffenden  Verträge  waren  analog  wie 
i«  den  vorigen  FäUen  (B.  A.  v.  4.  und  6.  Dec.  1734). 

*)  B.  A.  und  H.  F.  A.  vom  3.  Februar  1735. 

*)  H,  F.  A.  vom  14.  und  B.  A.  vom  16.  Februar  1735. 

)  B.  A.  vom  16.  Juü,  1.  August  und  31.  October  1735;  Contr.  vom  14.  Fe- 
'>'nv  1736  im  Rec  Fase.  C  d.  F.  Arch. 

*)  Contr.  vom  5.  October  1735  (B.  A.). 

')  B.  A.  vom  1.  Juli  und  17.  August.    H.  F.  A.  vom  23.  Juni  und  8.  Juli 


i 
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Inzwischen  hatte  sich  die  Lage  der  Bank  in  Folge  der  da- 
maligen Geldknappheit  wieder  minder  gttnstig  gestaltet.  Die  Min. 
Bancodeputation  bestand  daher  der  Eofkammer  gegen&ber  nach- 
drücklich auf  der  Abfuhr  gewisser  Bankfondsrfickstände  von  zu- 
sammen 99.372  fl.  und  auf  der  Sicherst^llung  der  pünktlichen  Be- 
zahlung für  die  Zukunft^);  mit  welchem  Erfolge,  ist  nicht  e^ 
sichtlich. 

Im  Jahre  1735  verpflichtete  sich  die  Bank,  die  VerzinsoDg 
und  Rückzahlung  des  damals  ausgeschriebenen  Zwangsdarlehens 
zu  übernehmen-).  Wegen  Fundirnng  dieses  Geschäftes  kam  am 
7.  Februar  1736*)  zwischen  Hofkammer  und  Min.  Bancodeputation 
eine  Vereinbarung  zu  Stande,  welche  sich  auch  auf  andere  Bank- 
forderungen erstreckte. 

Hienach  hatte  die  Bank  den  Zwangsdaiiehensparteien  5^/oige, 
in  10  Jahren  zahlbare  Stadtbanco-Extracte  im  Betrage  yon  mnd 
2.400.000  fl.  auszufolgen.  Femer  verpflichtete  sie  sich,  die  Gehalts- 
zuschüsse der  niederösterreichischen  Eegieningsbeamten  von  jähr- 
lich 18.942  fl.  aus  dem  Ertrage  des  Mehlaufschlages  zu  bezahlen. 
Endlich  verzichtete  die  Bank  auf  ihr  aus  unbedeckten 
Creditsleistungen  seit  1730  entstandenes  Guthaben  an  das 
Aerar  von  11.607.407  fl.*),  da  „das  Cameralärar  ohnehin  e^ 
schöpft  und  mit  Schulden  beladen^  sei. 

Andererseits  wurden  der  Bank  gewisse,  ihr  schon  1730  und  1731 
vorläufig  übergebenen  Fonde,  nämlich  das  Zollgefäll  in  Mähren 
und  die  Wiener  Aufschläge  auf  Hafer,  Heu,  Stroh  und  Zug- 
vieh statutenmässig  incorporirt,  femer  der  um  2  Kreuzer  erhöhte 
Wiener  Fleischkreuzer,  endlich  die  1735  in  Nieder-  und  Ober 
östen*eich,  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien  eingeführten  Aufschläge 
auf  Fische,  Zucker,  Wachs,  Sirup  und  Oel.  Auch  sollte  der 
Bank  das  für  die  oberungarischen  Salzlegestätten  erforderliche  Salz- 
quantum von  30.000  Centnern,  wofür  bis  dahin  2  fl.  3  kr.  pro  Centn» 


1)  B.  A.  vom  2.  und  25.  Juni  1735. 

2)  S.  oben  Seite  330. 

»)  Fase.  Bancorec.  Nr.  16  und  H.  F.  A.  7.  Februar  1736. 
*)  Hievon  entfielen  auf  die  Schuldübemahme  von  1730:  6V9  Millionen, 

Creditsleistungen  von  1734  und  1735  2.709.034  fl.,  auf  die  Bezahlung  der  Knp-^= 
und  Quecksilberschulden  in  Holland  1.698.373  fl.,  der  Rest  auf  die  üebemak=* 
des  Jesuitendarlehens  und  auf  die  Abschreibung  der  Girobankschuld  des  Ji 
Spitz. 
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JU  zahlen  waren,  unentgeltlich  geliefert  werden.  Ferner  wurde,  — 
Mid  hier  liegt  die  Hauptbedeutung  des  Vertrages,  —  der  Anspruch 
des  Aerars  auf  den  im  Jahre  1724  stipulirten  jährlichen 
Barbeitrag  der  Bank  von  500.000  fl.  und  der  Gegenanspruch 
der  Bank  auf  statutenmässige  Bedeckung  hiefür  als  aufgehoben 
erklärt  Endlich  wurde  der  Bank,  da  die  erwähnte  Dotation  zur 
Ausgleichung  ihrer  Forderungen  nicht  ausreichte,  wieder  die  Pro- 
longirung  ihrer  Gefälle  bis  zur  völligen  Abstossung  aller  Bank- 
schulden bewilligt. 

Nachdem  der  Ansprach  der  Bank  auf  statutenmässige  Fundirung 
les  Jahresbeitrages  von  500.000  fl.  bekanntlich  nie  practisch  zur 
l^eltung  gelangen  konnte,  darf  der  Verzicht  des  Aerai*s  auf  die 
weitere  Leistung  dieses  Beitrages  nicht  als  geringfügig  angeschlagen 
rerden.  Doch  wird  dessen  practische  Bedeutung  dadurch  wesentlich 
edneirt,  dass  das  bezügliche  Guthaben  des  Aerars  ohnehin  noch 
Qf  Jahre  hinaus  der  Bank  selbst  verpfändet  war.  Jedenfalls  stand 
.er  Werth  der  im  Vertrage  vom  7.  Februar  1736  der  Bank  ein- 
geräumten Gefälle  mit  dem  Betrage  des  übernommenen  Zwangs- 
mlehens  ausser  Verhältnis. 

Uebrigens  wurden  die  Eingänge  aas  dem  Zwangsdarlehen  von 
ler  Hofkammer  selbst  wieder  zur  Rückzahlung  anderwärtiger  Vor- 
schüsse der  Stadtbank  verwendet^). 

Mit  Contract  vom  15.  December  1736*)  übernahm  die  Bank 
die  Bezahlung  der  Apanage  für  die  Erzheizogin  Maria  Theresia 
von  jährlich  20.000  fl.  gegen  Ueberlassung  des  Zollgefälles  der 
Grafschaft  Glatz  und,  da  dessen  Erträgnis  kaum  6000  fl.  jährlich 
meichte,  gegen  die  übliche  Prolongirung  der  Gefalle.  Diese  Apanage, 
iMziehungsweise  die  diesfäUige  Zahlungspflicht  der  Bank  wurde 
Ende  1738  auf  jährUch  30.000  fl.  erhöht»). 

Auch  die  Auszahlung  kaiserlicher  Gnadengaben  wurde 
nweiien  wieder  der  Bank  übertragen.  Dies  geschah  z.  B.  1733 
t^ezllglich  der  Gnadengabe  des  ungarischen  Palatins  Stefan  Nagy 
Ton  25.000  fl«,  und  1734  bezüglich  der  dem  Prinzen  Eugen  be- 
helligten Gnadengabe  von   100.000  fl.*).    Von  letzterer  war  die 


')  B.  A.  vom  24.  September  1735. 
0  Bancorec.  Nr.  17. 
V  B.  A.  vom  20.  December  1738. 
t)   B.  A.  vom  5.  Juni  1733  und  12.  April  1734 
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^ine  Hälfte  in  Monatsraten  von  4000  fl.  sammt  5%  Zinsen  ab- 
zustatten,  für  die  andere  waren  auf  kündbare,  gleichfalls  zu  5% 
Terzinsliche  Stadtbanco-Recognitionen  auszufolgen.  . 

Alles  in  Allem  waren  jedoch  die  Creditsleistungen  der 
Bank  von  1780  bis  1736  bereits  merklich  geringer  als  nadi 
dem  Durchschnitte  der  vorangegangenen  Periode.  Die  Leistungs- 
fähigkeit der  Anstalt  war  eben,  in  Folge  der  fibermässigen  statoten- 
widrigen  Belastung  zu  Gunsten  des  Staates,  entschieden  in  d^ 
Abnahme  begriffen.  An  dieser  Thatsache  konnte  auch  der  vo^übe^ 
gehende  Aufschwung  im  Jahre  1732  nichts  ändern. 

Immerhin  aber  war  die  Betheiligang  der  Bank  an  den  Staats- 
«reditsoperationen  für  die  damaligen  Verhältnisse  noch  eine  sehr 
bedeutende.  An  Staatsschulden  wurden  in  dieser  Periode  6.632.684 1 
übernommen;  die  Barvorschüsse  betrugen  11.233.314  fl.,  die  Ge- 
sammtleistung  belief  sich  somit  auf  17.865.998  fl.*),  wobei  die 
Bank  bekanntlich  zum  grösseren  Theile  wieder  auf  die  statnten- 
mässige  Deckung  verzichten  musste. 

Für  die  Zeit  von  1715  bis  1736  beläuft  sich  die  Gesammt- 
leistung   der  Bank    für  den  Staat  auf  rund  85  7«  Millionen  j 
Oulden.  I 

4 

9.  Creditsleistungen  der  Bank  für  das  Aerar  von  1737  bis  1740. 

Wie  schon  an  anderer  Stelle  dargestellt  wurde,  kam  1736  i 
zwischen  der  Hofkammer  und  einem  Genueser  Consortimn  ein^ 
Darlehensvertrag  zu  Stande,  wonach  letzteres  500.000  fl.  in  Bares  [ 
und  ebensoviel  in  Stadtbanco-Obligationen  vorzustrecken  hatte*). 

Im  nächsten  Jahre  bot  die  Hofkammer  der  Bank  die  CessioD 
dieser  Obligationen  an,  gegen  Compensation  mit  dem  seit  1733  atf 
den  niederosterreichischen  Contributionen  sichergestellten  Guthabea 
der  Bank  von  500.000  fl.    Die  Min.  Bancodeputation  gab  hielt 
ihre  Einwilligung.     Doch   ist  es  fraglich,   ob  das  Geschäft  zuc 
Vollzuge  gelangte*). 

Die  Creditsoperationen  des  Jahres  1738  waren  sehr  bedeute 
Für  ein  Darlehen  von  500.000  fl.  wurde  die  Bank  in  diesem  J; 


*)  Ausw.  im  F.  Arch.  Bibl.  Bande  166/D.   Auf  das  Jahr  1730  entfielec»- 
9  MiUionen,  auf  1733:  3  Vi,  auf  1735:  3V8  Millionen. 

«)  S.  oben  Seite  403. 

')  .Der  bezügliche  Vollzugsauftrag   an   die  Bancobuchhalterei    ist  nlF. 
durchstrichen  (B.  A.  vom  31.  October  1737). 
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iJd  die  gleichzeitige  Tärkensteuer  in  Böhmen  von  900.000  fl. 
sichergestellt,  und  zwar  mit  einem  Zuschlage  von  50.000  fl.  füi* 
Zinsen  nnd  Provision,  wovon  sie  übrigens  noch  eine  Schnldpost 
Yon  26.000  fl.  zu  übernehmen  hatte.  Die  einlangenden  Gelder  sollten 
der  Bank  jeweilig  nach  dem  Verhältnisse  von  55  zu  90  ausgefolgt 
werden  ^). 

Die  zu  diesem  Vorschusse  erforderlichen  Mittel  beschaffte  sich 
die  Bank  theils  durch  ein  Darlehen  des  Hofkammerrathes  Baron 
Tinti  von  200.000  fl.,  welches  sammt  einer  Restforderung  Tinti's 
an  das  Aerar  von  27.639  fl.  zu  7%  verzinst  und  aus  den  ersten 
Eingängen  der  böhmischen  Türkensteuer,  eventuell  1739  in  vier 
Quartalsraten  bezahlt  werden  sollte,  —  theils  durch  ein  6^  oiges 
Darlehen  der  Wiener  Armenhausstiftung  von  250.000  fl.  Letzteres 
war  von  1739  an  binnen  drei  Jahi*en  in  Monatsraten  zurückzuzahlen. 
Die  bezüglichen  Bancoextracte  waren  5^/oig,  das  sechste  Procent 
wurde  aus  der  Bancohauptcassa  abgesondert  gezahlt-). 

Für  ein  weiteres  Türkenkriegs-Darlehen  von  450.000  fl.  wurde 

der  Bank  mit  Contract  vom  26.  Juli  1738  das  von  der  Beichs- 

ritterschaft  für  1737  und  1738  bewilligte,  bis  Ende  August  1739 

in  vier  Quartalsraten  zu  erlegende  Subsidium  caritativum  von 

306.666  fl.  überlassen,  femer  die  dex  Geistlichkeit  der  deutschen 

und  ungarischen  Erblande  durch  eine  Bulle  Papst  Clemens  XII. 

vom  4.  April  1738  auferlegte,  von  Mitte  November  1738  bis  Mitte 

Hai  1739  zahlbare  geistliche  Decimation  (subsidium  ecclesiasticum) 

von  zusammen  236.583  fl.    Das  Capital  sollte  bis  längstens  Ende 

Oetober  1738  successive  erlegt  werden.    Die  Bank  hatte  die  er- 

wShnten  Fonde  unmittelbar  einzuheben,  hievon  ausser  dem  Capitale 

^It*/^  monatlicher  Zinsen,  femer  5^/^  für  Wechselagio  und  Münz- 

^iSerenz  abzuziehen,  den  Rest  aber  an   das  Bancalitäts-Militär- 

nUamt  abzuführen^). 

Die  Qelder  zui*  Bestreitung  dieses  Darlehens  konnte  die  Bank 

imr  za  9®/^  Zinsen  und  gegen  directe  Cession  eines  Theües  der 

•Verwiesenen  Fonde  aufbringen,    üebrigens  wui'de  der  Anspruch 

•tf  ^  letzte  Viertel    des  Caritativs   der  Reichsritterschaft   im 

^^^Cfsnher  1738  wieder  an  die  Hofkammer  zurückabgetreten*). 

')  H.  F.  A.  vom  13.  und  B.  A.  vom  19.  April  1738. 

*)  B.  A.  vom  18.  und  30.  Aprü  1738. 

*)  B.  A  und  H.  P.  A.  vom  26.  Juli  1738,  ferner  Fase.  Bancorec.  18. 

*)  B.  A  vom  12.  August,  17.  September  und  20.  Dec^mber  1738. 
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Als  die  Hofkammer  1738  bei  den  Ständen  der  österreichische!» 
Niederlande  ein  bedeutendes  Anlehen  aufiiahm,  wofür  denselben 
u.  a.  der  schlesische  Fleischkreuzer  verpfändet  wurde,  musste 
sich  die  Min.  Bancodeputation  herbeilassen,  diesen  der  Bank  ge- 
hörigen Fond  gegen  blosse  Prolongirung  der  übrigen  Bankgefälle 
wieder  dem  Aerar  abzutreten,  und  zwar  auf  14  Jahre^). 

Für  das  im  Jahre  1739  ausgeschriebene  Zwangsdarlehen  des 
Clerus  der  österreichischen  Erblande  von  750.000  fl.  hatte 
wiederum  die  Bank  an  Stelle  des  Aerars  als  Schuldner  einzutreten, 
ohne  liiefür  statutenmässige  Deckung  zu  erhalten. 

Am  10.  Mai  1739^)  übernahm  sie  nämlich  die  Vei-pflichtung, 
dieses  Darlehenscapital  mit  57o  zu  verzinsen  und  in  zehn,  nach 
5  Jahren  beginnenden  Jahresraten  zuiückznzahlen.  Ausserdem 
musste  die  Bahk,  um  den  niederösterreichischen  Contributionsfond 
für  ein  gleichzeitiges  holländisches  Darlehen  von  27«  Millionen 
Gulden  frei  zu  machen,  die  ihr  im  Jahre  1731  für  die  Zeit  bis  1745 
überlassene  Quote  dieses  Fondes  von  jährlich  200.000  fl.  an  die 
Hofkammer  retrocediren,  und  zwar  von  1739  an,  also  zusammen 
1.400.000  fl.;  für  die  hieraus  für  die  Bank  resultirende  Gesammt- 
belastung  von  2.150.000  fl.  wurde  anstatt  eines  wirklichen  Fondes 
lediglich  die  Prolongirung  der  Bankgefälle  bewilligt.  Doch  ver- 
pflichtete sich  die  Hof  kammer,  von  der  auf  die  obige  Contributions- 
quote  sichergestellten  Bankforderung  des  niederösterreichischen 
Prälatenstandes  von  500.000  fl.,  wovon  die  Bank  bereits  200.000  iL 
vorzeitig  bezahlt  hatte  ^),  den  Rest  zu  berichtigen. 

Wenige  Monate  nach  diesen  Creditsoperationen  wurde  der 
Bank  eine  ähnliche  Last  statutenwidrig  aufgebürdet.  Mit  Vertrag 
vom  13.  October  1739*)  musste  sie  sich  nämlich  verpflichten,  das 
Capital  des  damals  ausgeschriebenen  allgemeinen  Zwangsdarlehens 
reicher  Unterthanen  (subsidium  praesentaneum  opulentioruffl) 
von  zusammen  1.200.000  fl.  mit  5®/o  zu  verzinsen  und  von  1742 
an  binnen  zehn  Jahren  in  gleichen  Monatsraten  zurückzuzahlen. 
Die  bezüglichen  Stadtbank -Obligationen  waren  den  einzelnen  Dar- 
leihern nach  der  Reihenfolge  des  Capitalserlages  auszufertigen.  I>^ 


>)  Contr.  vom  20.  Mai  1738  im  Rec.  Fmc.  C  des  F.  Arch. 
2)  H.  F.  A.  und  B.  A, 

']  B.  A.  vom  24.  März  1739.    Vertragsmäesig  soUte  die  ROckzabluns 
1740  an  in  6  Jahresraten  geschehen. 

*)  Bancorec.  Nr.  19  und  B.  A.  vom  23.  October  1739. 
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e  Hofkammer  nicht  in  der  Lage  war,  der  Bank  hiefiir  einen 
itsprechenden  Fond  zu  überlassen,  wurde  wieder  lediglich  die 
rolongirung  der  Bankgefalle  vereinbart.  Mitte  1740  waren  von 
5m  erwähnten  Zwangsanlehen  schon  1.358.700  fl.  erlegt  worden, 
id  standen  noch  einige  Beiträge  zu  erwarten.  Die  Bank  musste 
sh  daher  mit  Vertrag  vom  5.  Juli  1740^)  verpflichten,  ausser  den 
)rerwähnten  1.200.000  fl.  allenfalls  üoch  200.000  fl.  unter  den 
eichen  Bedingungen  zu  verzinsen  und  zu  tilgen. 

Kurz  vorher  war  die  Bank  genöthigt  worden,  von  den  Gehalts- 
asständen  der  Beamten  der  Hofstube  und  Dicasterien  1.600.000  fl. 
ir  successiven  Abstattung  zu  übernehmen,  anscheinend  abermals 
Ime  Bedeckung.  Hievon  wurden  in  den  Monaten  Mai  bis  October 
740  zusammen  rund  500.000  fl.  thatsächlich  zur  Zahlung  ange- 
wiesen -). 

Ausserdem  musste  die  Bank  dem  Aerar  im  Jahre  1737  zu- 
ammen  400.000  fl.  ohne  Bedeckungsfond,  gegen  Ersatz  durch 
lachträgliche  Verrechnung  vorstrecken,  desgleichen  1738: 
100.OOO  fl.  und  1739:  200.000  fl.»j.  Die  Auszahlung  der  Darlehens- 
/alata  erfolgte  bald  in  Barem,  bald  in  Stadtbanco- Obligationen^). 
Ob  die  Ausgleichung  jemals  erfolgte,  ist  mindestens  zweifelhaft. 
In  der  nächsten  Zeit  konnte  hievon,  angesichts  der  politischen 
Verwicklungen,  natürlich  keine  Rede  sein.  Wurden  doch  selbst 
Fonde,  welche  man  der  Bank  für  ihre  Vorschüsse  überwiesen  hatte, 
wie  z.  B.  die  Reichssteuer  von  1740,  auf  welclie  die  Bank  200.000  fl. 
vorgestreckt  hatte,  für  das  Aerar  veswendet,  also  selbst  vertrags- 
mässige  Bankfonde  angetastet*)! 

Im  Vergleiche  zu  den  unfundirten  Creditsoperationen 
treten  solche  gegen  üebergabe  bestimmte  Zahlungsfonde 


>)  Bancorec.  Nr.  20  und  B.  A.  vom  5.  Juli  1740. 

^)  B.  A.  vom  29.  Mai,  25.  August,  19.  und  27.  Soptembcr  und  3.  October 
1740. 

*)  B.  A.  vom  25.  Juni,  22.  October  1737,  26.  Xoveuibcr  1738  und  14.  April 
1739. 

^  Letzteres  s.  z.  B.  Bancoref.  Nr.  167  vom  14.  April  1739. 

*)  B.  A.  vom  8.  März  und  20.  November  1740.  Manche  derartige  Angriffe 
'M  die  Activa  der  Bank  scheinen  allerdings  zurückgeschlagen  worden  zu  sein, 
•^  '•  B.  im  Jahre  1740  die  von  den  Ständen  Niederösterreichs  angeregte  Auf- 
^^  ß^ewisser  Bankgefälle,  auf  welche  sich  die  Min.  Bancodeputation  aus 
^«ditsrücksichten  nicht  einlassen  zu  können  erklärte  (B.  A   v.  8.  Jänner  1740). 

▼K  en a  j  ^  Finanzen  Oesterreiclia.  40 
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nun  immer  mehr  in  den  Hintergrund.  Ausnahmsweise  worden 
allerdings  noch  staatliche  Zahlungsverbindlichkeiten  gegen  ent- 
sprechende Bedeckung  von  der  Bank  übernommen,  so  z.  B.  im 
Jahre  1739  die  Gehaltszulage  des  Hofkanzlers  Grafen  Sinzendorf 
von  jährlich  15.000  fl.  auf  zehn  Jahre  von  1741  an,  gegen  lieber- 
lassung  des  gleichen  Betrages  aus  den  Geldern  des  geheimen  Hof- 
kanzlei-Taxamtes ^). 

10.  G^sohäftsgebarung  der  Stadtbank  von  1730  bis  1740. 

Die  Bezeichnung  der  Stadtbankschuldverschreibungen 
war  in  dieser  Periode  ebensowenig  eine  feststehende  wie  früher. 
In  der  Regel  werden  allerdings  die  Schuldscheine  mit  bestunrnten 
Zahlungsterminen  Stadtbanco-Extracte  und  jene  über  aofkünd- 
bare  Bankeinlagen  ohne  Zahlungstermine  Stadtbanco-Becogni- 
tionen  genannt^).  Die  Benennung  „Stadtbanco-Obligationer 
kommt  ab  und  zu  in  beiden  Bedeutungen  vor. 

Die  statutenmässigen  Privilegien  der  Stadtbankpapiere 
wurden  ungeachtet  des  Niederganges  der  Bank  auch  in  dieser 
Periode  möglichst  gewahrt.  Insbesondere  blieb  die  Vermögenssteuer- 
freiheit unangetastet.  Den  wiederhoJteh  Versuchen  der  Grerichts- 
behörden,  die  Befreiung  der  Bancocapitalien  von  gerichtlichen 
Verboten  und  Executionen  illusorisch  zu  machen,  trat  die  Min.  Banco- 
deputation  stets  entgegeu,  doch  war  dieser  Widerstand  schliessKch 

»)  B.  A.  vom  12.  Februar  1739. 

-)  Formular  einer  solchen  Recognition  vom  Jahre  1733  (B.  A.  v.  9.  Mto 
1734): 

„I)as8  wür  Endtsbenannte  von  N.  N.  eine  Antizipation,  benentlich  ,..^^' 
den  Capital,  umb  solche  nach  einhalbjähriger  Aufkündigung  mit  jährlichen  6*/o 
laufenden  Interessen  wiederumb  erheben  zu  können,  in  die  Gemeiner  Statt  Wiens 
uns  anvertraute  Banco-Hauptcassa  heundt  dato  richtig  und  bahr  empfangen  haben. 
Urkundt  dessen  unser  Hand-Ünterschrift  und  Ambt«ferttigung. 
Wienn,  den  9.  October  1733." 
(Betrag  in  Ziffern) 
(Siegel) 
(Unterschriften  des  Obereinnehmers  und  eines  zweiten  Beamten). 

Vorstehende Gulden  Capital  soUen  nach  einer  einhalbjährigen  ^^ 

kündigung  sodann  nebst  jährlich  ;5^  o  gerechneten  Interessen  wiederumbca 
zallet  werden. 

Wienn,  den  9.  October  1733. 

Ludwig  Leitgeb, 
Bürgermeister. 
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*  mehr  ein  formeller.  Die  Verbotsfreitheit  konnte  nämlich  bis 
einem  gewissen  Grade  durch  den  gerichtlichen  Erlag  des  Effectes 
gangen  werden,  —  ein  Ausweg,  gegen  welchen  die  Min.  Banco- 
mtation  in  den  letzten  Jahren  keine  Einwände  erhob  ^). 

Das  Hauptgeschäft  der  Bank  wai*  und  blieb  fortan,  ihrem 
Dzen  Zwecke  entsprechend,  die  Uebernahme  von  Staats- 
liulden  und  die  Gewährung  von  Darlehen  an  den  Staat. 

Anderweitige  Darlehen  finden  sich  nur  ganz  ausnahmsweise, 
i  auch  dann  wohl  nicht  ohne  eine  gewisse  Einflussnahme  seitens 
r  Regierung. 

So  lieh  die  Bank  dem  Herzoge  Franz  von  Lothringen,  welcher 
lüu  1725  ein  Darlehen  von  510.000  fl.  erhalten  hatte,  im  Jahre  1733 
er  kaiserlichen  Befehl  weitere  500.000  fl.  zu  6^/o,  und  zwar 
.000  fl.  in  Barem  und  den  Rest  in  5^/oigen,  nach  Gelegenheit 
r  Cassa  rückzahlbaren  Banco-Extracten,  wovon  350.000  fl.  auf 
3r  Jahre  in  Monatsraten  zahlbar  repartirt  werden  sollten.  Das 
urlehen  war  von  1736  bis  1748  aus  dem  von  der  Bank  dem 
erzöge  jährlich  zu  entrichtenden  Deputate  von  15.000  fl.  und  aus 
jn  Zinsen  seiner  Bankeinlage  von  600.000  fl.  zurückzuzahlen^). 

Das  Darlehen  von  100.000  fl.,  welches  die  Bank  dem  Prinzen 
ogen  zur  Ausrüstung  für  den  Feldzug  des  Jahres  1734,  zur  Hälfte 
i  Barem,  zur  Hälfte  in  Stadtbank-Obligationen  gab,  ist  auf  dii*ecten 
aiserlichen  Befehl  zurückzuführen  und  hat  eigentlich  den  Charakter 
Her  Zahlung  für  das  Aerar^). 

Der  orientalischen  Compagnie^)  half  die  Bank,  um  die 
ortsetzung  des  Fabriksbetriebes  zu  ermöglichen,  in  den  letzten 
ahren  vor  der  völligen  Auflösung  dieses  Unternehmens  wiederholt 
inrch  b^l^ige  Escomtirung  später  fälliger  Wechsel  aus.  Die 
)ezaglichen  Beträge  beliefen  sich  von  1731  bis  Ende  1733  auf 
cusammen  rund  150.000  fl.*). 


*)  B.  A.  Tom  2.  Jänner  und  20.  Mai  1737,  1.  December  1739  und  6.  Mai 
1740. 

*)  B.  A.  vom  3.  September  1733  und  undat  Bancalref.  Xr.  142. 

*)  Bancalref.  Nr.  160  undatirt. 

*)  S.  oben  Seite  426  ff. 

*)  B.  A,  vom  12.  November  1731,  9.  Februar,  8.  Mai,  23.  Juni,  1.  und 
•^ttli,  27.  August  und  2.  October  1732,  9.  Jänner,  3.  Februar,  10.  April, 
^Äi  und  30.  September  1733. 

40* 
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Die  Discontiruiig  von  Wechseln  geschah  zuweilen  auch  zn 
Händen  der  Bancalität,  also  zu  Gunsten  des  Aerars,  so  z.  B.  1739 
bezüglich  mehrerer  Wechsel  verschiedener  Firmen  von  zusammeB 
78.339  fl.,  welche  die  Bank  mehrere  Wochen  vor  der  Fälligkeit 
escomtirte  ^). 

Im  Jahre  1740  betheiligte  sich  die  Bank  auch  an  einer 
Wiener  Armenlotterie  mit  1000  Loosen  zu  2  fl.,  worüber  indes 
nichts  Näheres  bekannt  ist*-). 

Die  Mittel  zu  ihren  activen  Creditsoperationen  nahm  die 
Bank,  wie  bisher,  hauptsächlich  aus  den  ihr  zuströmenden  frei- 
willigen Capitalseinlagen,  welche  eben  auf  diese  Weise  für  das 
Aerar  nutzbar  gemacht  wurden. 

Diese  Einlagen  waren  wie  bisher  grundsätzlich  beiderseitig 
aufkündbar.  Unaufkündliche  Einlagen^  d.  h.  solche,  bezüg- 
lich welcher  nur  der  Bank  das  Kündigungsrecht  zustand,  kamen 
erst  von  1733  an  in  geringer  Anzahl  vor^). 

Der  Zinsfuss  der  Einlagen  schwankte  im  Allgemeinen  zwischen 
5  und  6  ^/o-  Selbstverständlich  richtete  sich  derselbe  nach  dem  je- 
weiligen Cassastande  und  der  Möglichkeit  seiner  Fructificirung. 

Anstatt  des  sechsten  Zinsenpercentes  erhielten  die  Bank- 
gläubiger zuweilen  eine  auf  den  betreffenden  Betrag  und  Termin 
lautende  unverzinsliche,  ausnahmsweise  auch  zu  5  7o  verzinsliche 
Stadtbanco-Recognition  *), 

Ausser  den  freiwilligen  Capitalseinlagen  finden  sich,  be- 
sonders dann,  wenn  diese  nicht  ausreichten,  um  den  Geldbedarf 
des  Aerars  zu  befriedigen,  auch  anderwärtige  Anlehen  der 
Bank.  Namentlich  bei  gewissen  Bankiers  nahm  die  Bank  in  Kriegs- 
zeiten nicht  selten  gi-össere  Vorschüsse  auf,  und  zwar  zuweilen  gegen 
hohe  Verzinsung.    So  mussten  1736  bei  solchen  Geschäften  bis 


»)  B.  A.  vom  3.  Mai  und  11.  August  1739. 

2)  B.  A.  vom  1.  August  1740. 

»)  S.  unten  Seite  636. 

*)  So  wurde  z.  B.  dem  Grafen  PaUavicini  im  Jahre  1739  die  Umschreibut^ 
seiner  6Voigen,  aufkündbaren  St.  B.  Eecognitionen  von  136.930  fl.  in   mehr^^ 
kleinere  b^/o^gc  Papiere   dieser  Art   bewilligt   und   hiebei   das   sechste  Perc^^^ 
durch  eine  nach  2  Jahren  fällige,  ö%igeRecognition  von  2738  fl.  voU  vergä't^^* 
Der  Zweck  dieser  Massregel  war,  dem  Glaubiger  die  Beschaffung  des  Geldes      *^ 
seinem  gleichzeitigen  Darlehen  an  das  Aerar  zu  ermöglichen  (B.  A.  v.  6.  Mäta  Vl^^'' 
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ZU  10  ^Jq  Zinsen  bewilligt  werden  ^).    Begünstigten  Darleihern  wurde 
ausnahmsweise  auch  ein  Pfandrecht  eingeräumt^). 

Ansnahmsweise  wurde  auch  die  verzinsliche  Anlage  von 
Staatsgeldern  bei  der  Bank  in  Betracht  gezogen^). 

Eine  allgemeine  Hinausschiebung  der  Rückzahlungs- 
t  crmine  von  Bankschulden  kam  in  dieser  Periode  nicht  mehr  vor. 
Doch  musste  sich  die  Stadt  Wien,  deren  Credit  so  oft  jenen  der 
Stadtbank  gestützt  hatte,  in  kritischen  Zeiten  eine  einseitige  Pro- 
longirung  ilirer  fälligen  Bankguthaben  gefallen  lassen.  So  wurde 
im  Jahre  1735  verfügt,  das  die  Stadt,  welcher  die  Bank  in  diesem 
Jahre  240.000  fl.  an  fälligen  Posten  zu  zahlen  gehabt  hätte,  mit 
der  Hälfte  dieses  Betrages  auf  später  repartirt  werden  solle*). 

Die  innere  Einrichtung  und  Organisirung  der  Bank  war 
dieselbe  wie  in  der  vorigen  Periode. 

Das  seit  1716  bestehende  Verbot  der  Betheiligung  der 
Bankbeamten  an  den  Geschäften  der  Anstalt  wurde  anläss- 
lich häufiger  Uebertretungen  1733  strenge  eingeschärft*). 

Der  Präsident  der  Min.  Bancodeputation,  Graf  Starhembei'g, 
ymie  in  Anerkennung  seiner  Verdienste  mit  kaiserlicher  Resolution 
—  anscheinend  im  Jahi-e  1734  —  der  Verpflichtung  enthoben, 
den  Capitalsrest  von  80.000  fl.,  welchen  er  von  dem  ihm  1729  ge- 
währten Darlehen  noch  schuldete,  zu  verzinsen.®); 


L  ^ 


*)  B.  A.  vom  8.  November  1736. 

*)  So  z.  B.  dem  Franz  Toussaint,  Cabinetasecretär  des  Herzogs  von  Loth- 
riigen,  far  ein  Darlehen  (des  Herzogs?)  von  100.0(;0  fl.  zu  5^o»  rückzahlbar 
^en  Jahresfrist  aus  der  liiezu  von  der  Hofkammer  an  die  Bank  cedirten  Ver- 
■BSdffiteuerquote  (B.  A.  v.  4.  Juli  1736),  —  ferner  den  Ständen  Oberösterreicbs 
fir  ein  b%igGS  Darlehen  von  115.000  fl.,  rückzahlbar  in  23  Quartalsraten  durch 
BeteBüon  der  auf  Grund  eines  früheren  Vertrages  der  Bank  gcbürenden  Contri- 
btttionsquote  (B.  A.  v.  5.  Jan.  1739). 

*)  So  erbot  sich  die  Min.  Bancodeputation  im  Jahre  1734,  die  damals  ver- 
%baren  Uebeischüsse  der  Fortificationsbaugetälle  zu  5%  zu  verzinsen  und 
1^ Verlangen  ohne  Kündigung  in  Monatsraten  zu  mindestens  10.000  fl.  zurück- 
«»•Uen  (B.  A.  v.  12.  Febr.  1734). 

^  Bancalref.  Nr.  153,  undatirt,  jedoch  von  1735,  wie  aus  der  Begründung 
kmwgeht 

•)  B.  A  vom  10.  April  1733. 

•)  Baacahef.  Nr.  149,  undatirt. 
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11.  ConvertirungBoperation  im  Jahre  1732. 

In  den  ei*sten  Monaten  des  Jahres  1732  betrag  der  Cassastand 
der  Bank  rund  27o  Millionen  Gulden^). 

Graf  Starhemberg,   welcher   damals  mit  dem  Kaiser   in  Prag 
weilte,  und  während  seiner  Abwesenheit  durch  den  niederöster- 
reichischen  Statthalter  Grafen  Khevenhiller  im  Präsidium  der  Min^ 
Bancodeputation  vertreten  wurde,  erliess  daher  die  Weisung,  de^ 
günstigen  Cassastand  zur  Reduction  des  Zinsfusses  von  6  ai^ 
5^/o  auszunützen.    Hierüber  wurde  in  der  Deputation  unter  Int^^^ 
vention  des  Statthalters,  des  Wiener  Bürgermeisters,  des  Banet>- 
buchhalters   und    des  Bancoeinnehmers   beschlossen,  die    6%ig-eÄ 
Einlagen    abzustossen,    beziehungsweise   in    b^l^ige   zu   ver- 
wandeln,  und  überdies  auch  solche  G^j^ige  Capitalien,  welcie 
in  bestimmten  Terminen    rückzahlbar   waren,    vor  ihrer 
Fälligkeit  zurückzuzahlen. 

Bei  der  Ausführung  dieser  beiden  Massregeln  ergaben  sieb  in- 
des bald  Meinungsverschiedenheiten  zwischen  dem  Bancobuchhalter 
Kirchner  und  dem  ihm  kurz  vorher  als  Deputationsmitglied  beige- 
gebenen Hofkammerrathe  Schwandtner. 

Allerdings  waren  bis  Mitte  1732  bereits  12  Millionen  Golden 
an  6^/oigen  Einlagscapitaüen  zum  Behufe  der  Zinsenrednction  ge- 
kündet.    Ueber  Antrag  Kirchners  wurde  jedoch  vom  Statthalter 
mit  Decret  vom   21.  Juli  verfugt,  dass  nicht  alle  angemeldeten 
Posten,   sondera  nur  die  vor  dem  Jahre   1721    eingelegten 
Capitalien  in  b^joige  zu  convertiren  seien.  Hiezu  sei  den  Parteien 
bei  der  nächsten  Zinsenbehebung  zu  eröfhen,  dass  sie  nach  Ablanf 
der  in  der  Obligation  angegebenen  Kündigungsfrist  nur  5  %  Zinsen  I 
erhalten  würden,  soferae  sie  nicht  die  Rückzahlung  des  Capitals  1 
vorzögen.    Die  Aufkündung  sei  entsprechend  vorzumerken  und  über  j 
die  Fortschritte  der  ganzen  Operation  wöchentlich  an  den  Statt- 
halter zu  berichten.    Hinsichtlich  der  späteren  Einlagen  wurde 
der  Vollzug  des  Beschlusses  bis  zur  Rückkehr  Starhembergs  auf- 
geschoben. Ob  dies  —  wie  Schwandtner  später  in  seiner  Erwiderung 


')  Die  folgende  Darstellung  fasst,  soweit  nicht  anders  angegeben,  auf  einer 
nndatirten,  jedenfalls  aber  aus  dem  Jahre  1734  herrührenden  Beschwerdeschrift 
des  St.  B.  Buchhalters  Kirchner  (Fin.  Arch.  Bd.  166/D.)  gegen  Schwandtner  und 
auf  der  Gegenschrift  des  Letzteren  (ebenda). 
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auf  eine  Beschwerdeschrift  Kirchners  behauptet  —  auf  die  Berück- 
sichtigung von  Privatinteressen  zurückzuführen  ist,  mag  dahin- 
gestellt  bleiben.  Auf  jeden  Fall  aber  kann  es  nur  als  vorsichtig 
öezeichnet  werden,  dass  man  die  Abstossimg  der  6^;oigen  Bankschuld 
schrittweise  in  Angriff  nahm. 

In  Folge  Erlasses  vom  21.  Juli  1732  wurden  bis  Ende  December 
1732  nach  einem  amtlichen  Ausweise*)  6^  ^^8^  Einlagen  von  zu- 
sammen 2.596.673  fl.  zum  Behufe  der  Convertirung  gekündet;  wo- 
{[egen  Schwandtner  bemerkt,  dass  6  Millionen  Gulden  ö^^^iger  Capi- 
talien  in  b^oige  umgewandelt  worden  seien. 

Nachdem  die  Convertirung  bereits  mit  Erlass  vom  22.  November 
1732*)  auch  auf  die  vom  Oberkammeramte  der  Stadt  Wien  bei 
der  Bank  zu  6^/^  eingelegten  Capitalien  ausgedehnt  woi-den  wai-, 
erging  einige  Zeit  nach  der  Eückkehr  Starhembergs,  nämlich  am 
5.  Jänner  1733,  über  Anregung  Schwandtners  der  Auftrag  an  den 
Magistrat,  auch  die  vom  Jahre  1721  an  eingelegten  Capitalien 
zu  6%  2^  künden.  Nun  nahm  die  Convertirung  alsbald  einen  so 
grossen  Umfang  an,  dass  sie  bis  zum  November  1733  (nach  einer 
Angabe  Schwandtners)  für  ein  Capital  von  18  Millionen  Gulden 
durchgeführt  war,  und  zwar  ohne  Minderung  des  Cassastandes. 

Hand  in  Hand  mit  der  Reduction  der  Einlagezinsen  ging  die 
Aufkündigung  von  in  festen  Terminen  rückzahlbaren  Ca- 
pitalien. 

Die  ersten  Schritte  auf  dieser  Bahn  waren  allerdings  nur  sehr 
zögernde.  Zunächst  wurde  nämlich  am  9.  April  1732  angeordnet, 
dass  die  Rückzahlung  noch  nicht  fälliger  Capitalien  selbst  dann, 
venu  im  Contract  bedungen  war,  dass  dieselbe  „nach  Zulass  des 
Cassastandes'^  geschehen  könne,  an  die  vorherige  schriftliclie  Er- 
fflächtigang  der  Min.  Bancodeputation  gebunden  sei.  Mit  Erlass 
vom  21.  Juli  1732  wurde  dies  dahin  erläutert,  dass,  falls  eine  auf 
spätere  Jahre  repartirte  Partei  unter  Anbot  eines  entsprechenden 
Capitalsnachlasses  um  frühere  Bezahlung  ersuchen  sollte,  hier- 
über an  die  Deputation  berichtet  werden  solle.  In  einzelnen  Fällen 
wurde  allerdings,  gegen  Verzicht  auf  die  laufende  Zinsenrate,  auch 
die  abzugsfreie  Rückzahlung  bewilligt^). 


')  B.  A.  V.  2.  Jänner  1733. 

«)  B.  A  vom  22.  November  1732. 

^  z.  B.  B.  A.  vom  27.  März  und  15.  October  1732. 


/ 
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Gegen  Ende  1732  war  nun  aber  der  Cassastand  so  beträchtlich, 
dass  es  behufs  Zinsenersparnis  angezeigt  erschien,  die  allmähliche 
Abstossung  noch  nicht  fölliger  Capitalien  von  Amtswegen  in  An- 
giiff  zu  nehmen,  wobei  von  einem  Capitalsabzuge  selbstverständlich 
nicht  die  Rede  sein  konnte. 

Der  Magistrat  wurde  daher  am  5.  November  1732  angewiesen, 
von  den  im  Jahre  1733  zahlbaren  alten  Stadtbank-  und  Bancalitäts- 
schulden  517.999  fl.  sofort  in  Wochenraten  zu  100.000  fl.  zu  be- 
zahlen und  bei  den  unverzinslichen  Posten  zu  Gunsten  der  Bank 
5  7o  Zinsen  abzuziehen.  Am  14.  Jänner  1733  erging  hiezu  nach- 
träglich der  Auftrag,  noch  weitere,  bisher  auf  alle  12  Monate  des 
Jahres  1733  vertheilte  Posten  von  zusammen  523.770  fl.  gleich- 
falls in  derartigen  Wocheni-aten  zu  bezahlen. 

Mit  Decret  vom  16.  März  1733  wui'de  die  frühzeitige  Capitals- 
abstossung  noch  bedeutend  ausgedehnt.  Hienach  sollten  vorerst 
eine  1737  falUge  unverzinsliche  Fordening  Sinzheims  von  204.84011. 
und  eine  andere  auf  1735  und  1736  angewiesene  Post  von  51.00011., 
letztere  zu  ^/^  ^  „  Rabatt,  bezahlt  werden,  und  zwar  sofort.  Ferner 
waren  wöchentlich  mindestens  300.000  fl.  zur  Tilgung  weiterer 
Schulden  voh  zusammen  2.470.066  fl.  zu  verwenden.  Hievon  ent- 
fielen 519.377  fl.  auf  solche  Posten,  welche  schon  auf  Grund  der 
beiden  vorigen  Verordnungen  zahlbar  waren,  485.806  fl.  auf  die 
für  1734  repartii'ten  alten  Stadtbank-  und  Bancalitätsschulden,  der 
Rest  auf  in  den  Jahren  1721,  1724  und  1730  übernommene  aber 
noch  nicht  repariirte  Cameralschulden.  Den  betreflFenden  Parteien 
soUte,  womöglich  sofort,  sonst  erst  bei  der  nächsten  Zinsenbehebung 
eröflfhet  werden,  dass  die  Verzinsung  des  Capitals  nach  Monatsfrist 
aufhöre. 

Es  wurden  also  binnen  fünf  Monaten  rund  37*  Mil- 
lionen Gulden  zur  vorzeitigen  Rückzahlung  angewiesen. 

Allerdings  konnte  die  Tilgung  ungeachtet  des  blühenden  Cassa- 
standes')  nicht  ganz  so  rasch  vor  sich  gehen,  als  dies  die  ange- 
führten Verordnungen  bezweckten.  Die  meisten  Bankgläubiger  hatten 
nämlich  ihre  Papiere  theils  in  entfernten  Ländern  verpfändet,  theils 
veräussert,  was  deren  Herbeischaffung  und  Liquidirung  sehr  er- 
schwerte.   Gleichwohl  wurden  binnen  Jahresfrist  von  den  gekündeten 


»)  Derselbe  betrug  beispielsweise  am  15.  April  1733:  2.720.807  fl. 
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Summen  thatsächlich  2.132.471  fl.  ausbezahlt,   und  überdies  noch 
89.170  fl.  an  1734  fälligen  Posten^). 

Uebrigens  hielten  die  Neu-Einlagen  mit  den  Rückzahlungen 
einige  Zeit  hindurch  fast  gleichen  Schritt,  was  darauf  hindeutet, 
iass  viele  Parteien  ihre  eben  behobenen  Gelder  wieder  gegen  Auf- 
ctndigong  einlegten.  Freilich  wurden  solche  Einlagen  nur  mehi* 
iTk  5^/o  verzinst.  Die  Zinsenersparnis  war  also  eine  effective.  Die 
■mchtbringende  Verwerthung  der  zurückströmenden  Capitalien  machte 
uler  zuweilen  beträchtliche  Schwierigkeiten.  Am  13.  Mai  1733 
:Tliess  daher  die  Min.  Bancodeputation,  um  den  Capitalszufluss  ein- 
sTischiänken ,  den  Auftrag,  Capitalseinlagen  an  Nachmittagen,  und 
■iberdies  an  jenen  8  bis  10  Tagen  des  Monats,  an  welchen  die 
I^asse  anderwärtig  in  Anspruch  genommen  war,  nicht  anzunehmen, 
^nie  diesbezügliche  Kundmachung  jedoch  zu  unterlassen. 

12.  Krise  des  Jahres  1733. 

Der  eben  geschilderte  neuerliche  Aufschwung  des  Stadtbank- 
credites  war  nicht  von  langer  Dauer,  theils  in  Folge  der  im  Jahre 
1733  ausgebrochenen  kriegerischen  Verwicklungen,  theils  in  Folge 
Mderwärtiger  ungünstiger  Umstände. 

Das  Verbot,  womit  die  Min.  Bancodeputation  im  Frühjahr  1733*), 
äIs  der  Bankier  Wert  heimer  seinen  Zahlungsverbindlichkeiten 
gegenüber  nicht  nachkam,  dessen  Stadtbankpapiere  belegte,  wurde 
Dämlich  —  wie  wenigstens  der  Bancobuchhalter  Kirchner  behauptet 
—  von  anderen  jüdischen  Wechslern  zur  Discreditirung  der  Bank 
benutzt,  obgleich  jene  Cessionäre  Wertheimers,  welche  die  Cession 
angemeldet  hatten,  befriedigt  wurden*). 

Bald  darauf  wurde  die  Verpachtung  der  zur  Bankdotation 
gehörigen  Mautgefälle  ausgeschrieben.  Diese  an  sich  harmlose, 
ja  —  wie  der  Erfolg  zeigte*)  —  sogar  sehr  heilsame  Massregel 
erregte  die  Befürchtung,  dass  die  bisherige  Verwaltung  der  Bank- 
fonde  nicht  genügende  Sicherheit  biete.    Dies  erzeugte  eine  wahre 


*)  B.  A.  vom  27.  AprU  1733  und  19.  April  1734. 
^  S.  oben  Seite  608. 

*)  Hofkammerrath  Schwand tner  behauptet  allerdings,   dass  der  Cassastand 
"^'ßank  ungeachtet  des  fraglichen  Verbotes  vorläufig  nicht  abgenommen  habe. 
*)  Der  Ertrag  der  betreffenden  Gefälle  hob  sich  durch  die  Verpachtung  an- 
^^Ueh  um  120.000  fl. 


634  X.  Die  Wiener  Stadtbank  von  1721—1740. 

Panik.  Es  kam  bald  so  weit,  dass,  —  wie  ein  damaliger  Functionär 
der  Bank  sagt,  —  „in  allen  Cafe-  und  Bierhäusem  die  Credits- 
briefe  (der  Bank)  herumflogen"  und  der  Curs  derselben  auf  12  bis 
15%  sank. 

Selbstverständlich  hörten   nun  die  neuen  Einlagen  völlig  auf 
und  beeilten  sich  viele  Gläubiger,  ihre  Capitalien  au&ukünden,  was 
die  Bank,  deren  Cassastand  durch  die  eben  durchgeführte  theilweise,^ 
Tilgungsoperation  jedenfalls  geschwächt  war,  in  grosse  Verlegenheit 
brachte.     Allerdings  hatte  eben  diese  Operation  den  Credit  d^^ 
Anstalt  wenigstens  vorübergehend  derart  gekräftigt,  dass  hiedur^^ 
der  „Anlauf"  des  Publicums  vermindert  wurde. 

Von  der  Fortsetzung  der  Zinsenreduction  sowie  der  Abstossiui^ 
noch  nicht  falliger  Capitalien  konnte  nun  aber  natürlich  nicht  melir 
die  Rede  sein^).     Gegen  Ende   1733  hörte  dieselbe  daher  ttut- 
sächlich  auf^). 

Der  Bancobuchhalter  Kirchner,  welcher  die  Krise  auf  die  yon 
Schwandtner  angeregten  Cap  italsaufkündigungen ,  die  er  angeblich 
schon  im  November  1732  als  den  Bestand  der  Bank  gefährdend 
bezeichnet  hatte  ^),  zurückführte,  —  beantragte,  die  zur  Befriedigimg 
der  andringenden  Gläubiger  erforderlichen  Gelder  bei  jüdischen 
Wechslern  aufzunehmen.  Dem  Einflüsse  Schwandtners  gelang  es  ] 
jedoch  vorläufig,  die  Verwerfung  dieses  Antrages  durchzusetzen. 

Nun  beantragte  Kirchner,  jede  weitere  Einmengung  Schwandt- 
ners in  die  Geschäfte  der  Bank  zu  verbieten  und  an  Stelle  des 
kürzlich  ernannten  Obereinnehmers  Hemmermüller  einen  anderen 
geeigneteren  Obereinnehmer  zu  bestellen,  welcher  im  Einvemehmei . 
mit  dem  Buchhalter  vorzugehen  und  über  alle  Aufkündigungen, 
Bareinlagen  und  Umschreibungen  wöchentlich  zu  berichten  habe. 
Ferner  sei  mit  den  Ständen  wegen  eines  Vorschusses  auf  die  Fleisch- 
und  Getreidegefalle  zu  verhandeln  und  die  Stadt  Wien  anzugehen» 
auf  die  ihr  ohnehin  schon  verpfändete  Maut  in  Schwechat  und  Him- 


»)  B.  A.  vom  19.  April  1734. 

-)  Erst  1739  und  1740  wurden  wieder  einige  kleinere,  noch  nicht  fiUiS* 
Stadtbancocapitalien  abzugsfrei  bezahlt  (B.  A.  v.  10.  Juli  u.  20.  Oct.  1739  i. 
29.  Jan.  1740). 

^)  Kirchner  erwähnt  u.  a.,  dass  man  gegen  sein  Votum  auch  die  bedeu^^^ 
den  Bankfordemngen  der  Genueser  gekündigt  habe,  obgleich  die  Glftubiger  <>^ 
mit  einer  4%  igen  Verzinsung  begnügen  wollten,  —  was  Schwandtner  aUei 
bezweifelt. 
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-g  Vs  MillioD  Gulden  zu  leihen.  Endlich  sei,  da  man  auf  das 
ibsichtigte  Anlehen  von  10  Millionen  Gulden  im  Auslande  nicht 
;hnen  könne,  wegen  Verpfändung  des  schlesischen  Zollregals  mit 
1  Juden  Sinzheim,  Lapis,  Aguilar  und  Michl  zu  verhandeln. 

In  der  Begründung  dieser  Anträge  betonte  Kirchner  unter 
nweis  auf  seine  Verdienste  um  die  Stadtbank,  die  Hofkammer 
be  den  Au&chwung  der  Bank  stets  misgttnstig  betrachtet  und 
vergebens  zu  hindern  versucht  Insbesondere  sei  für  sie  die 
höhnng  des  Ertrages  der  Bankgefälle  ein  „immer  nagender  Wurm** 
wesen.  Trotzdem  hätten  die  Bankeinlagen  bis  1732  stets  zu* 
aommen. 

In  seiner  Gegenschrift  bemerkte  Schwandtner,  jene  Ertrags* 
iigerung  sei  nur  die  Folge  des  zunehmenden  Consums,  nicht  die- 
lige  einer  besseren  Verwaltung.  Vielmehr  seien  häufig  Rechnungs- 
richtigkeiten und  Rückstände  vorgekommen.  Die  grosse  Zunahme 
r  Einlagen  erkläre  sich  durch  Rücksichten  der  Bequemlichkeit, 
d&ch  auch,  namentlich  für  das  Jahr  1732,  durch  die  Unmöglich- 
it  einer  anderwärtigen  sicheren  Capitalsanlage.  Uebrigens  sei 
r  Bankcredit  bei  einem  Stande  von  über  65  Millionen  Gulden 
i  aufkündbaren  Einlagen  auf  sehr  schwachen  Füssen  ge- 
anden,  die  Verminderung  dieses  Passirstandes  daher  sehr  wünschens- 
erth  gewesen.  Die  gegen  ihn  selbst  vorgebrachten  Vorwürfe  weist 
ihwandtner  zurück.  In  Folge  seiner  Ernennung  sei  die  Allmacht 
IS  Buchhalters  bescliränkt,  jede  Auszahlung  an  die  Unterschrift 
8  Präsidenten  gebunden  und  auch  sonst  eine  genauere  Controle 
Qgd&hrt  worden.  Insbesondere  wird  die  seit  1726  ausständige 
eberpr&fiing  der  Rechnungen,  die  Ausgabe  von  Instructionen  für 
le  Aemter  und  die  Einbringung  von  Gefällsrückständen  angeführt 
er  von  Kirchner  angegriffene  Obereinnehmer  sei  sehr  tüchtig  und 
ermeide  die  Fehler  seiner  Vorgänger.  Dagegen  habe  der  über 
iiitrag  Kirchners  angestellte  Cassier  Partuska  durch  Auszahlungen 
Af  flogirte  Namen  im  Interesse  Kirchners  und  Anderer  die  Cassa 
im  mehrere  Hunderttausende  geschwächt,  so  dass  Starhemberg  ge- 
liothigt  gewesen  sei,  denselben  zu  entheben.  Die  über  Antrag 
Kirchners  ausgeschriebene  Vermögenssteuer,  von  welcher  er  gehofft, 
4ä88  sie  die  Leute  von  Aufkündigungen  abhalten  werde,  habe  die 
«atgegcngesetzte  Wirkung  gehabt.  Der  Vorschlag,  dem  Anlaufe  durch 
ABkJhen  bei  den  Juden  zu  begegnen,  sei  geradezu  lächerlich.  Ueber- 
^pt  könne  man  mit  so  oberflächlichen  Massregeln  nichts  erreichen. 
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Wie  Stai'liemberg  den  hier  geschilderten  Conflict  entschied,  ist 
nicht  bekannt.  Jedenfalls  aber  waren  die  gegen  die  Amtsthätig- 
keit  Kii'chners  erhobenen  Anstände  nicht  ganz  unbegründet  \). 

Wie  lange  die  damalige  Krise  andauerte,  ist  nicht  zu  ermitteln. 
Ihren  Höhepunkt  scheint  sie  zu  Ende  1733  oder  Anfang  1734  er- 
reicht zu  haben.  Gleichwohl  war  die  Bank  auch  in  den  nächsten 
Jahi-en  wiederholt  genöthigt,  die  Summen,  womit  sie  dem  Staate 
zu  Kriegszwecken  aushelfen  musste,  durch  iin vor t heilhafte  Anlehen 
bei  WechsleiTi  zu  beschaffen'^). 

Während  der  Krise  des  Jahres  1733  beschloss  die  Min.  Banco- 
deputation,  um  künftigen  ähnlichen  „Anläufen"  vorzubeugen,  die 
Einführung  unaufkündlicher  G^ji^iger  Einlagen,  bei  welchen 
der  höhere  Zinsfuss  gew^issermassen  als  Ersatz  für  das  Kündigungs- 
recht erschien.  Von  dieser  Massregel  erhoffte  man  umso  grosseren 
Vortheil,  als  auch  bei  der  Staatsschuldübernahme  inv  Jahre  172L> 
viele  Gläubiger  sich  mit  unkündbaren,  nach  „Willkür  der  Cassa" 
zahlbaren  Stadtbank- Obligationen  begnügt  hatten  und  noch  1733 
über  3  Millionen  Gulden  in  solchen  unrepartirten  Papieren  aus- 
hafteten.  Thatsächlich  erlangten  jedoch  diese  Einlagen,  —  bei 
welchen  nur  die  Partei,  nicht  auch  die  Bank  auf  das  Kündigungs- 
recht  verzichtete  —  keine  erhebliche  Bedeutung.  Von  1733  bis 
1739  kamen  solche  nämlich  nur  im  Gesammtbe trage  von  118.975  fl- 
zu  Stande^).  Nach  1739  finden  sich  derartige  Einlagen  überhaupt 
nicht  mehr. 

In  einem  Promemoria  des  Hof  kammerrathes  Baron  Prandan  vo^ 
Jänner  1734^)   wird  beantragt,   behufs  Herabminderung   der  ai^^' 
kündbaren   Bancocapitalien    künftig    ausschliesslich    auf   fes'*^^ 
Zahlungstermine  lautende  Einlagen  anzunehmen,  und  zuglei^^" 
die  schon  aufgekündeten  Capitalien  zur  successiven  Rüct^ 
Zahlung  nach  Massgabe  des  Ertrages  der  Bankgefälle  ^ 
classiren,  sei  es  nach  dem  Zeitpunkte  der  Einlage,  oder  nac^ 
jenem  der  Kündigung  oder  nach  einem  anderen  billigen  Gesicht^ 


')  Kirchner,  welcher  bereits  hochbetagt  war,  starb  1735  (Biderniann,  ic^ 
Arch.  f.  österr.  Geschichte  XX,  S.  399). 

-)  S.  oben  Seite  618  und  619. 

3)  Hievon  enttielen  auf  1733:  20.000  fi.,    auf  1734:  21.375  fl.,   auf  1735 
22.000  fl.,  auf  1738:  27.000  fl.,  der  Rest  vertheilte  sich  auf  die  übrigen  Jahrti^ 
(B.  A.  V.  30.  Juni  1749).    Im  Ganzen  waren  32  Parteien  daran  betheiligt. 

*)  Prandau'sche  XcUtn,  Fase.  II,  Abth.  2,  Nr.  2. 
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ikte,  —  vorbehaltlich  fniherer  Auszahlung"  besonders  berück- 
itigungswürdiger  Posten.  Diese  Massregel,  von  welcher  Prandau 
Wiederlierstellung  des  tiefgesunkenen  Bankcredites  erwartete, 
eint  jedoch  nicht  die  Zustimmung  Starhembergs  gefunden  zu 
)en.    In  der  That  hätte  dieselbe  eine  Art  Bankrott  involvirt. 

13.  Die  Girobank  von  1730  bis  1740. 

Auch  in  dieser  Periode  wurden  nicht  selten,  wenngleich  nicht 
häufig  wie  früher,  Giroposten  aus  Billigkeitsrücksichten  abzugs- 
li  eingelöst.  Jedoch  erfolgte  die  Auszahlung  nunmehr  in  den 
isten  Fällen  nicht  sofort,  sondern  in  zwei  oder  vier  Quartalsraten 
2h  der  Anweisung^).  Die  sofortige  Bezahlung  gegen  einen  Capi- 
Isabzug  von  lO'V^  findet  sich  nach  vie  vor  nur  ganz  ausnahms- 
'ise  ^). 

Die  Ueberweisung  von  Giroposten  an  die  Stadtbank 
»cht«  nach  1730  nur  mehr  sehr  geringe  Fortschritte  *j  und  scheint 
!d  ganz  aufgehört  zu  haben.  Bezüglich  der  Girobankforderung 
5  Lob  Sinzheim  von  zwei  Millionen  Gulden,  worunter  wohl  die 
nselben  1730  ausgefolgten  unverzinslichen  Giio-Extracte  zu  ver- 
hen  sein  dürften,  wurde  ausdrücklich  bemerkt,  dass  diese  Posten 
ht  vor  Ablauf  der  statutenmässigen  15  Jahre  einzulösen  seien*). 
Iter  findet  sich  vereinzelt  die  Umwandlung  von  Girobankpapieren 
anfkündliche  Stadtbanco-Recognitionen  in  besonders  rücksichts- 
rdigen  Fällen*),  sowie  ausnahmsweise  auch  im  Interesse  der  Bank 
bst*). 

Andererseits  kam  nun  auch  die  Uebertragung  von  Gnaden- 
ben auf  die  Girobank  fast  nie  mehr  vor'). 

Die  Veränderungen  im  Stande  der  Girobankschulden  waren 
her  nur  mehr  sehr  geringfügige. 


*)  Verechiedene  B.  A.  von  1730,  31,  32,  33,  37,  39  und  40. 

«)  B.  A.  vom  22.  September  1733,  11.  Jäuuer  1738,  lö.  August  1739, 
Hai  und  6.  August  1740. 

■)  B.  A.  vom  10.  December  1731  und  17.  Jänner  1732. 

*)  B.  A.  vom  17.  Jänner  1732. 

•)  B.  A.  vom  9.  Juni  und  6.  October  1739. 

*)  So  wurde  der  Magistrat  im  Jahre  1740,  um  die  Freischreibung  der 
ition  des  verstorbenen  Obcrcinnehmers  zu  ermöglichen,  v^rmächtigt,  Giroposten 
.  300.000  fl.  in  auf  kündbare  5%  ige  Stadtbanco-Recognitionen  umzuwandeln 
A.  V.  6.  September  1740). 

')  B.  A.  vom  17.  September  1736. 
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1.  Das  Cameralbudget  von  1723  bis  1727. 

Im  Jahre  1723  kam  zu  den  bisherigen  Verlegenheiten  des 
Aerars  eine  neue,  indem  die  damalige  Heise  Kaiser  Karls  VI.  zur 
Königskrönung  nach  Prag  begreiflicher  Weise  einen  aussergewöhn- 
liehen  Aufwand  verursachte. 

Zur  Deckung  der  auf  800.000  d.  präliminirten  Kosten  dieser 
Eeise  wurde  allerdings  von  den  Ständen  der  böhmischen  Länder 
ein  ausserordentlicher  Beitrag  von  300.000  fl.  verlangt  und  wohl 
auch  bewilligt.  Der  Rest  musste  aber  durch  melirere  grössere 
Anlehen  bei  den  bedeutendsten  Grundbesitzern  Böhmens  beschafft 
werden^). 

Ein  weitere  Schwierigkeit  ergab  sich  anlässlich  der  namhaften 
Zahlungsrückstände.  Im  Februar  1723  waren  nämlich  an  schon 
im  Vorjahre  fälligen  Zahlungsposten  noch  rund  1  ^o  Millionen  Gulden 
rückständig,  wovon  357.033  fl.  auf  Creditsverbindlichkeiten  beruhten, 
während  der  Rest  auf  Gehaltsausstände  entfiel.  Ein  Theil  dieser 
Summen  wurde  auf  die  nächsten  zwei  Jahre  zur  Zahlung  repartirt; 
immerhin  aber  blieben  noch  rund  1.150.000  fl.  zu  bezahlen. 

Zur  Beschaffung  dieses  Betrages  beantragte  die  Hofkammer 
den  Verkauf  des  Reichslehens  und  Marquisates  Spigni  in 
Italien  an  den  König  von  Sardinien  um  300.000  fl.,  die  üeberlassung 
gewisser  Hoheitsrechte  in  Vorderösterreich  an  die  Stadt  Schaff- 
hausen, die  Aufnahme  eines  Anlehens  von  200.000  fl.  bei  den  Prälaten 


^)  F.  C.  Prot,  vom  28.  Jänner  und  1.  Februar,  H.  F.  A.  vom  13.  Februar 
1733;  B.  auch  die  Anlehen  auf  die  böhmischen  ZoUgefäUe  (Abschnitt  XII). 
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oer-  und  NiederosteiTeichs  gegen  Verpfändung  des  niederöster- 
ichischen  Vicedomamtes,  und  zweier  anderwärtiger  Darlehen  von 
isammen  310.000  fl.  Diese  Vorschläge  wurden  über  Antrag  der 
inanzconferenz  vom  Kaiser  genehmigt  ^).  Der  Verkauf  des  Marqui- 
ites  Spigni  erfolgte  in  der  That  noch  im  Jahre  1723,  und  zwar 
etrag  der  Kaufpreis  350.000«). 

Die  übrigen  Vorschläge  scheinen  jedoch  nicht  sämmtlich  zui* 
LQsf&hrung  gelangt  zu  sein.  Anstatt  des  Prälatendarlehens  wurde 
eschlossen,  das  niederösterreichische  Vicedomamt  mit  Ausnahme 
ewisser  Renten  ganz  an  die  Stände  zu  verkaufen  und  den  Erlös 
um  Theile  zur  Einlösung  vorderösterreicliischer  Pfandschaften  zu 
erwenden  *). 

Mit  den  längst  angeordneten  und  bezüglich  der  Hofkammer 
;Iion  durchgeführten  Ersparungsmassregeln  machte  man  nun 
adlich  auch  hinsichtlich  anderer  Behörden  Einst,  indem  die  Personal- 
ductionspläne  für  die  böhmische  und  schlesische  Kammer,  sowie 
ir  den  Reichshofrath  genehmigt  wurden.  Für  Schlesien  wurde 
igleich  eine  Verbesserung  der  Cameralverwaltung  beschlossen.  Das 
äquivalent  für  den  schlesischen  Biergroschen,  welches  anstatt  in 
m  verlangten  Betrage  von  198.000  fl.  für  1721  mit  100.000  fl., 
r  1722  mit  120.000  fl.  und  für  1723  mit  150.000  fl.  bewilligt 
Orden  war,  sollte  in  diesem  Betrage  auf  drei  Jahre  festgesetzt 
erden*). 

In  den  folgenden  Jahren  finden  sich  wieder  in  der  Regel 
ameral-Präliminarien  („Anordnungsstaate"),  deren  Auf- 
ellung  bis  dahin  so  häufig  unterblieben  war.  Doch  erfolgte  die 
enehmiguDg  dieser  Voranschläge  fast  immer  nach  Beginn,  ja  zu- 
eilen selbst  erst  in  der  zweiten  Hälfte  des  betreffenden  Jahres. 

Für  1724  wurden  die  Ausgaben  im  Cameral-Etat  mit 
341.450  fl.  veranschlagt.  Der  Ertrag  der  Cameralgefälle  (mit 
usnahme  jener  der  Stadtbank,  sowie  der  ungarischen  Kammer  in 
Chemnitz  und  der  Bergwerke  in  Neusohl  und  Schmöllnitz,  welche 
.ssiv  waren  und  daher  in  den  Anordnungsstaat  nicht  einbezogen 
iirden*),   hatte  sich  im  Durchschnitte  der  Jahre  1720  bis  1722 


»)  F.  C.  Prot  vom  15.  Februar  und  H.  F.  A.  vom  25.  Februar  1723. 

«)  H.  F.  A.  vom  27.  September  1723. 

*)  F.  C.  Prot,  vom  20.  Februar  1723. 

*)  F.  C.  Prot,  vom  15.  Februar,  29.  Juli  und  6.  August  1723. 

^)  Universal-Cameral-Summar-Jahresextract   pro   1724   im   Flu.  Arch.  Bibl. 
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nach  Abzug  der  Amtskosten  von  2.567.537  fl.  auf  4.727.833  fl.  be- 
laufen.   Die  Reform  des  Postwesens,  die  Entlastung  des  Cameral- 
Etats  von  Militärauslagen,  die  Verpachtung  der  Gefälle  und  einge- 
lösten Caraeralherrschaften  hatten  insofern  gute  Früchte  getragen, 
als  die  Einnahmen   von    1721  auf  1723  um  221.656  fl.  gestiegen 
waren.    Andererseits  aber  hatte  auch  das  Erfordernis  zugenommen^ 
theils  durch  die  Vermehrung   der  Schuldenlast,  theils  durch  de 
erhöhten  Aufwand  für   Gesandtschaften   und  für  die  ungarisch^-^ 
Cameralärater.     Das  Deficit  musste    somit  noch  immer   auf  ru^^* 
1.600.000  fl.  veranschlagt  werden^).  Dabei  waren  Anfangs  März  17^^ 
an  im  Vorjahre  fälligen  Zahlungen   noch  771.000  fl.  rückständig-. 
Die  Schulden  des  Staates  betrugen  etwa  20,  jene  der  Stadtbaat 
rund  50  Millionen  Gulden.    Allein  an  Cameralschulden  waren  1724: 
532.000  fl.  fälUg. 

Das  dargestellte  Misverhältniß  zwischen  Einnahmen  und  Aus- 
gaben führte  nach  langen  Verhandlungen  zu  der  bereits  an  anderer 
Stelle^)  erörterten  Vereinbarung  mit  der  Stadtbank,  wodurch  letztere 
die  damaligen  Cameralschulden  übernahm  und  sich  gleichzeitig  zur 
Zahlung  eines  Beitrages  jährlicher  500.000  fl.  verpflichtete.  Hiedurch 
und  durch  die  Zunahme  des  Bruttoertrages  der  Cameralgefälle,  der 
sich  1724  thatsächlich  auf  7.644.950  fl.,  mit  Einrechnung  der 
passiven  ungarischen  Fonde  auf  8.673.520  fl.  belief,  besserte  sich 
die  Finanzlage  so  sehr,  dass  man  fast*  300.000  fl.  für  Einlösung 
verpfändeter  Staatsdomänen  verwenden  konnte^). 

Im  Cameral- Anordnungsstaate  für  1725  wurden  die  Einnahmen 
nach  dem  Durchschnitte  von  1720  bis  1723,  abzüglich  der  Amts- 
kosten von  2.281.126  fl.  mit  5.679.225  fl.,  die  Ausgaben  mit 
6.097.006  fl.  präliminirt.  Der  Abgang  war  also  auf  417.781  iL 
herabgemindert  worden.    Zur  Bedeckung  desselben  schlug  die  Hof- 


Bunde  159/D.    Der  Ertrag  dieser  uDgarischen  Fonde  war  um  30^  ©  geringer  al* 
die   hieraus   zu   bestreitenden   Arntsausgaben.     Die   Cameraleinnahmen  aus 
Tirol  wurden  von  der  oberösterreichischen  Kammer  selbstständig  verrechnet  uiÄ 
lediglich  der  nach  Abzug  der  Amtskosten  und  Bestreitung  der  sonstigen  Zahlungen 
im  Lande  verbleibende  Ueberschuss  als  Hofsquote  nach  Wien  abgeführt.    Dies* 
Hofsquote  scheint  dann  von  der  Wiener  Hof  kammer  in  ihren  Camcralanordnua^;^* 
Staat  einbezogen  worden  zu  sein. 

»)  F.  C.  Prot,  vom  21.  Februar  und  6.  März  1724. 

2)  S.  oben  Seite  676—594. 

^)  S.  den  in  dritt vorletzter  Anmerkung  citirten  Extract. 
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.mmer  die  Erhöhung  des  Ertrages  des  Postwesens  und  des  Tabak- 
fälles,  sowie  der  Tiroler  Cameralgefälle  vor,  femer  gewisse 
"sparungen  im  Hofstaate,  bei  den  Gesandtschaften  und  bei  der 
uneralverwaltung  in  den  ungarischen  Ländern.  Hierüber  resolvirte 
T  Kaiser,  die  Hofkammer  solle  mit  den  Hofamtem  wegen  Fest- 
tzung  eines  bestimmten  Erfordeiiiisses  verhandeln  und  eventuejH 
e  Amtskosten  reduciren,  jedenfalls  aber  das  nun  beinahe  he)*gestellte 
leichgewicht  erhalten^). 

In  der  That  gelang  es,  obgleich  die  Ausgaben  das  Präliminare 
a  beinahe  eine  Million  Gulden  überschritten,  im  Jahre  1725  zum 
'Sten  Male,  fast  sämmtliche  Ausgaben  aus  den  laufenden 
innahmen  zu  bestreiten.  Dieses  günstige  Ergebnis  wurde, 
)gesehen  von  dem  Beitrage  der  Stadtbank,  hauptsächlich  dadurch 
•möglicht,  dass  der  Ertrag  der  Cameralgefälle  sich  theils  in  Folge 
erminderter  Einhebungskosten,  theils  durcli  vortheilhafte  Ver- 
achtung gegenüber  den  Vorjahren  um  rund  600.000  fl.  gehoben 
atte.  In  Anerkennung  dieser  Leistung  wurde  die  Hofkammer 
ber  Antrag  der  Finanzconferenz  mit  kaiserlicher  Resolution  vom 
.  April  1726  belobt«). 

Was  insbesondere  die  Cameralverwaltung  in  Tirol  und 
^order Österreich  betrifft,  welche  die  sogenannte  oberösterreichische 
tofkammer  in  Innsbruck  leitete,  so  hatte  sich  der  Bruttoertrag 
er  dortigen  Cameralgefälle  1723  auf  1.357.041  fl.  belaufen,  wovon 
ach  Abzug  der  Amtsausgaben  854.254  fl.  erübrigten.  Hievon  ver- 
Beben nach  Bestreitung  der  Ausgaben  für  die  Landesverwaltung 
töO.697  fl.)  und  für  das  Schuldenwesen  (239.484  fl.)  nur  169.073  fl. 
w  freien  Verftgung  der  Hofkammer.  Die  gedachte  Cameralver- 
waltung war  eine  sehr  mangelhafte.  In  den  Jahren  1724  und  1725 
nirden  daher  verschiedene  Verbesserungsmassregeln  durchgeführt, 
in  Folge  welcher  sich  der  Ertrag  alsbald  hob  ^). 

Aus  Ersparungsrücksichten   wurde  im   Jahre   1725   auch   die 
Beduction  des  Personals  der  Bancalrepräsentationen   in  den 


')  F.  C.  Prot,  vom  26.  Juni  und  H.  F.  A.  vom  28.  Juli  1725. 

^  F.  C.  Prot,  vom  2.  und  10.  November  1725  und  12.  März  1726. 

*)  Cameralstand  in  Tirol  und  Vorderösterreich  für  1724,  Relation  des 
^•i^-fiathes  Germeten  vom  Jahre  1723  im  Fin.  Arch.  Bibl.  Bande  Nr.  17/D,  — 
'«^«F.  C.  Prot,  vom  12.  März  1725. 

^'^«"■i|  Pinwixen  Oesterreichs.  41 
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Ländern  und  die  Umwandlung  des  innerösterreichischen  Bancal- 
Collegs  in  eine  blosse  Bancalrepräsentation  eingeleitet^). 

Für  1726  wurde  das  Cameralerfordemis  mit  6.427.394  fl.,  der 
Reinertrag  der  Cameralgefalle  nach  Abzug  der  Einhebungskosten 
von  2.266.303  fl.,  auf  Grund  des  Durchschnittsertrages  der  Jahre  1720 
bis  1724  mit  5.795.273  fl.  veranschlagt,  wozu  noch  ein  rückständiger 
Stadtbankbeitrag  von  250.000  fl.  kam.  Sonach  ei'gab  sich  ein 
Abgang  von  380.000  fl.  Die  Zunahme  der  Ausgaben  gegenüber 
dem  Vorjahre  war  theils  die  Folge  von  Gehaltserhöhungen,  nenea 
Pensionen  und  Gnadengaben,  theils  von  Zuwächsen  an  Zinsen  neuer 
Cameralschulden. 

Ende  Mai  1726  betrugen  die  (seit  der  Ueberweisung  der  älteren 
Cameralschulden  an  die  Stadtbank  entstandenen)  rückzahlbaren 
Cameralschulden  2.774.087  fl.  mit  einer  Zinsenlast  von  184.565 i, 
die Cautionscapitalien  973.377  fl.,  die  unablöslichen  Capitalien 
(Stiftungen  u.  dgl.  m.)  1.571.475  fl.  Die  beiden  letzteren  Schuld- 
kategorien waren  theils  zu  5^/^,  theils  zu  6^/^  verzinslich;  ihre 
Zinsenlast  belief  sich  auf  133.227  fl.  Von  den  rückzahlbai'en 
Capitalien  waren  1726  110.561  fl.  fällig.  Von  den  im  Vorjahre 
angewiesenen  Extra-Ausgaben  waren  858.000  fl.  auf  die  Stadtbank 
überwiesen,  527.000  fl.  aus  dem  Cameral6tat  bezahlt  worden; 
914.000  fl.  waren  1726  zu  bezahlen. 

Mit  kaiserlicher  Resolution  vom  16.  Juli  1726  wurde  die  Hof- 
kammer unter  Anerkennung  ilirer  erfolgreichen  Bemühungen  zur 
Erhaltung  des  Gleichgewichtes  angewiesen,  den  Abgang  durch  gute 
Verwaltung  der  Gefalle  zu  bedecken,  die  restlichen  Cameralschulden 
nach  und  nach  zu  bezahlen^). 

Schon  in  den  Monaten  März  und  April  1726  hatte  die  Hof- 
kammer in  Betreff  der  Verpachtung  der  Cameralgefalle  eine 
Reihe  von  Referaten  vorgelegt  ^) ,  worin  sie  u.  a.  jene  Gefalle  be- 
zeichnete,   deren   Verpachtung   sofort   zweckmässig   erschien,  ün   1 
Gegensatze  zu  jenen,  deren  Verpachtung  entweder  gar  nicht  oder 
nur  zum  Theile  angezeigt  war.    Ueber  Antrag  der  Finanzconfereoz 
vom  27.  April  1726  resolvirte  der  Kaiser,   dass  die  Verpachtung 
möglichst  auszudehnen  sei,  nöthigenfalls  nach  vorheriger  Reorgani- 
sirung  der  betreffenden  Gefälle. 

>)  F.  C.  Prot,  vom  15.  April  1725. 

2)  F.  C.  Prot,  vom  25.  Juni  und  H.  F.  A.  vom  10.  Juli  1726. 

«)  H.  F.  A.  vom  1.  März  1726;  s.  Beilage. 
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Das  Gleichgewicht  zwischen  Einnahmen  und  Ausgaben  bestand 
noch  im  ersten  Quartale  1726;  im  zweiten  ergab  sich  in  Folge  der 
zunehmenden  Extra- Ausgaben  wieder  ein  Deficit,  welches  im 
dritten  auf  303.000  fl.  stiegt). 

Im  Friedensvertrage  von  1725  hatte  der  Kaiser  die  Verpflichtung 
übernommen,  gewisse,  von  ihm  als  König  von  Spanien  aufgenommene 
Schulden  zu  bezahlen.     Dagegen  hatte  Spanien  aus  verschiedenen 
Titeln  successive  2.576.632  fl.  an  Oesterreich  zu  vergüten,    lieber 
Antrag  der  Hofkammer  und  der  Finanzconferenz  wurde  daher  mit 
kaiserlicher  Resolution  vom  16.  Juli  1726^)  beschlossen,  zwar  die 
spanischen  Schulden  zu  bezahlen,  aber  auch  auf  der  Erfüllung  der 
Gegenverbindlichkeiten  Spaniens  zu  bestehen.    Die  Abstattung  der 
erwähnten  Schulden  wurde  später  mit  Hilfe  der  Stadtbank  ein- 
geleitet ^). 

Noch    später   als   in    dem   vorangegangen  Jahi'e   wurde    der 
Cameralanordnungsstaat  1727  vorgelegt^). 

Der  Ertrag  der  Cameralgefälle  war  hierin  nach  dem  Durch- 
sehnitte  der  Jahre  1721  bis  1725  abzüglich  der  Amtsauslagen  von 
2.276.757  fl.  mit  5.964.189  fl.,  das  Erfordernis  mit  7.835.514  fl. 
veranschlagt,  was  einen  Abgang  von  1.871.325  fl.  ergab.  Man 
War  also  wieder  so  weit  vom  Gleichgewichtszustande  entfernt  als 
je  zuvor. 

Diese  Verschlimmerung  der  Finanzlage  ist  einei-seits  darauf 
zurückzuführen,  dass  die  Staatseinnahmen  im  Vorjahre  wegen  Mis- 
wachs,   Seuchen  und   Grenzsperre  weit  hinter  dem   Voranschlage 
zurückgeblieben  waren*),  andererseits  aber  und  zwar  hauptsächlich 
auf  die   unverhältnismässige    Zunahme    der  Ausgaben    seit   1724. 
Hatte  man  ja  doch  von  Mitte  1724  bis  Mitte  1727  an  ausserordent- 
lichen Ausgaben  9.540.000  fl.  bezahlt,   darunter  6.642.898  fl.   an 
Militärposten  (theils  für  Heereserfordernisse,  theils  zui*  Schulden- 
tilgung).   Da  dies  nicht  ohne  Beihilfe  der  Stadtbank  möglich  war, 
rnusste  man  letzterer  verschiedene  Fonde  einräumen,  was  wieder 
die  Einnahmen  schmälerte. 

Die  Hofkammer   glaubte,    von  Ersparungen   und  Gefallsver- 

')  F.  C.  Prot,  vom  13.  April,  6.  August  und  31.  October  1726. 

^)  F.  C.  Prot,  vom  25.  J  ini  und  H.  F.  A.  vom  16.  Juli  1726. 

*)  S.  oben  Seite  595—598. 

*)  F.  C.  Prot,  vom  30.  August  1717. 

")  F.  C.  Prot,  vom  19.  Mai  1727. 
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besserungen  sei  vorläufig  nicht  viel  zu  erwarten.  Die  Stände  seien 
daher  zu  verhalten,  einen  Theil  der  für  Heereserfordernisse  aus 
dem  Cameral6tat  verausgabten  S^/^  Millionen  Gulden  zu  ersetzen. 
Ferner  wären  die  alten  kaiserlichen  Forderungen  an  die  spanische 
Krone  (rund  2^/^  Millionen  Gulden)  ehethunlichst  zu  realisiren  und 
die  bisher  von  Beiträgen  für  den  Hofstaat  verschont  gebliebenen 
Länder  heranzuziehen. 

Die  Finanzconferenz  billigte  diese  Vorschläge,  bezeichnete  aber 
zugleich  die  Beduction  der  Ausgaben  als  unbedingt  nothwendig. 
Uebrigens  solle  die  Hofkammer  die  Reform  des  Salzverschleisses  in 
Betracht  ziehen,  welche  den  Ertrag  um  400.000  fl.  erhöhen  werde. 

Mit  kaiserlicher  Resolution  vom  15.  October  1 727  wurde  dieser 
Beschluss  mit  dem  Beifügen  genehmigt,  die  Hofkammer  möge 
Gnadengaben  hinfort  nicht  mehr  aus  den  laufenden  Einnahmen 
bestreiten,  noch  verzinsen. 

Die  Lage  war  um  so  bedenklicher,  als  gleichzeitig  im  Militar- 
etat  ein  Abgang  von  4  Millionen  Gulden  bestand  und  die  Stadt- 
bank bei  weitem  nicht  mehr  die  frühere  Leistungsfähigkeit  besass^). 
Dabei  hatte  die  Finanzverwaltung  noch  überdies  vielfach  mit  der 
Unehrlichkeit  der  Cassabeamten  zu  kämpfen,  ein  üebel,  dessen  Ab- 
stellung nun  durch  entsprechende  Massregeln  versucht  wurde*). 
Auch  die  grosse  Verschiedenheit,  welche  in  Bezug  auf  die  Einrich- 
tung der  Behörden  und  die  Grundsätze  der  Verwaltung  zwischen 
den  einzelnen  Ländergruppen  bestand,  machte  sich  sehr  ffihlbar'). 

2.  Confliot  zwischen  Hof  kammer  und  Banoalität  im  Jahre  1727. 

Wie  bereits  oben  dargestellt  wurde,  beliess  die  Ah.  Ent- 
Schliessung  vom  23.  August  1723  der  Bancalität  eigentlich  nur  die 
Cassagebarung  und  die  hievon  untrennbare  Controle.  Der  BancalitÄts- 
präses  Graf  Kolowrat  war  aber  nicht  gewillt,  alle  Consequenzen 
dieser  Einschränkung  seiner  Competenz  zu  ziehen.  Namentlich 
trachtete  er,  der  Bancalität  eine  gewisse  Autonomie  in  Staats- 
creditsachen  zu  wahren. 


\)  F.  C.  Prot,  vom  19.  Mai  und  30.  August  1727. 

«)  F.  C.  Prot,  vom  12.  Juli  1727  und  H.  F.  A.  vom  20.  Februar  1728. 

•'*)  Am  27.  Jänner  1726  erklärte  die  Ministerconferenz  unter  Betonung  der 
Nachtheile  der  damaligen  föderalistischen  Einrichtung,  es  müsse  ^aus  der  }ioi^' 
archie  endlich  ein  Ganzes  gemacht  werden*^  (Arneth  Prinz  Eugen,  ni,  S.  IB^)' 
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Dies  musste  naturgemäss  zu  abermaligen  Reibungen  mit  der 
)fkammer  führen. 

Anfangs  März  1727  überreichte  demnach  der  Hofkammer- 
äsident  Graf  Dietrichstein  eine  eigenhändige  Beschwerde- 
lirift  gegen  die  Bancalität,  welche  der  letzteren  zur  Aeusserung 
tgetheilt  wurde.    Kolowrat  erstattete  dieselbe  am  27.  März  1727^). 

Unter  Anderem  wurde  behauptet,  Kolowrat  bethätige  bei  den 
jrathungen  eine  Gereiztheit  gegen  die  Hofkammer,  welche  diese 
der  Amtsgebarung  hindere;  —  seit  der  Rückkehr  des  Kaisers 
n  Prag  (1723)  werde  die  Repartition  der  Zahlungen  nicht  mit 
r  Hofkammer  vereinbart,  wodurch  wegen  Nichteinhaltung  der 
ihlungstermine  der  Credit  leide;  —  die  Vereinbarungen  zwischen 
»fkammer  und  Bancalität  würden  durch  letztere  nicht  immer  he- 
gt, —  die  Wechselschäfte  tractire  die  Bancalität  ohne  Ver- 
Indigung  der  Hof  kammer  und  ohne  Offertverhandlung ;  —  in  Tirol 
en  ohne  Wissen  der  Hofkammer  100.000  fl.  auf  Cameralgefälle 
hergestellt  worden,  und  habe  die  Bankalität  hierauf  noch  weitere 
3.000  fl.  aufnehmen  wollen;  —  die  Rechnungscontrole  wolle  sich 
!  Bancalität  allein  aneignen;  —  die  Gelder  der  Provinzialcassen 
en  oft  nach  Wien  eingezogen  worden,  während  sie  anderwärtig 
tten  mit  grösserem  Nutzen  verwendet  werden  können;  —  die 
ncalität  habe  eigenmächtig  durch  Ausgabe  nicht  bedeckter  Asse- 
rationen das  Aerar  gefährdet  und  Prolongirungen  zu  9Vo  abge- 
dossen;  —  Gelder,  die  für  bestimmte  Zwecke  gewidmet  waren, 
en  anderweitig  verwendet  worden;  —  durch  alles  dieses  habe 
:  Credit  der  Hofkaramer  gelitten;  jener  der  Bancalität  sei 
lon  deshalb  gering,  weil  ihr  Personal  im  Publicum  kein  Vertrauen 
liesse  und  die  Creditparteien  unbescheiden  behandle. 

Kolowrat  suchte  alle  diese  Beschwerdepunkte  zu  widerlegen. 

Von  einer  Animosität  gegen  die  Hofkammer  könne  nicht  die 
de  sein.  —  Die  Hofkammer  habe  nur  das  Recht  der  Anweisung, 
jbt  auch  jenes  der  Festsetzung  der  Zahlungstermine.  Erst 
ige  Monate  vor  der  Prager  Reise  habe  sie  letzteres  beansprucht, 
igegen  der  Bancalitätspräses  aus  Opportunitätsgründen  keine  Ein- 
fache erhob.  Doch  habe  Dietrichstein  nur  dann  Repartitionen 
rgenommen,  wenn  gerade  Geld  vorhanden  war;  Kolowrat  habe 
her  nm  einen  regelmässigen  Vorgang  ersucht.     Die  Repartition 


»)  F.  C.  Prot,  vom  29.  März  1727. 
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sei  Überhaupt  nur  bei  solchen  Posten  nöthig,  die  nicht  im  Anord- 
nungsstaat angesetzt  sind.  Im  Extraordinarium  habe  man  aber 
die  eingegangenen  Anlehensgelder  theils  zur  Ablösung  älterer,  höher 
verzinslicher  Schulden,  theils  zu  dringenden  Milit&rausgaben  ver- 
wendet, und  zwar  immer  nach  Vereinbarung  mit  einem  Hofkammer- 
rathe.  Eine  coUegiale  Berathung  in  Betreff  der  Termine  würde 
jetzt,  wo  das  Gleichgewicht  zwischen  Einnahmen  und  Ausgaben 
nicht  mehr  bestehe,  den  Dienst  sehr  erschweren.  Die  Nichtein- 
haltung der  Termine  sei  nur  auf  die  Unzulänglichkeit  der  Fonde 
zurückzuführen.  Was  das  Wechselgeschäft  betreffe,  so  werde 
die  Offertverhandlung  nur  bei  geheimen  und  dringenden  Wechseln 
auf  wenige  Firmen  beschränkt.  Die  Belastung  der  Tiroler 
Fonde  sei  zu  günstigen  Bedingungen  erfolgt  und  habe  man  die 
Hofkammer  sofort  hievon  verständigt.  —  In  Betreff  der  Controle 
sei  bei  minder  wichtigen  Sachen  die  Berathung  mit  der  Hofkammer 
unthunlich.  —  Die  Ausstellung  von  Bancal-Assecurationen 
und  der  Abschluss  von  Prolongirungen  zu  9%  sei  mit  Wissen 
des  Ministeriums  erfolgt.  —  Die  Verwendung  der  Cassabestände 
zu  anderen  als  ihren  speciellen  Zwecken  sei  geschehen,  um  die 
Gelder  nicht  todt  liegen  zu  lassen. 

Der  geringe  Credit  könne  nicht  auf  ein  Verschulden  der 
Bancalität  zurückgeführt  werden,  sondern  auf  die  Hemmung  der 
Zuflüsse  aus  England  und  Holland,  auf  die  Schwächung  der  deutschen 
Handelsplätze,  auf  die  grosse  Geldausfuhr  aus  Wien  und  auf  die 
Verminderung  des  Geldumlaufs  durch  Massregeln   des  Auslandes. 
Wer  noch  Bargeld  verborgen  habe,  lasse  sich  durch  die  Verhält- 
nisse abhalten,  es  dem  Aerar  zu  leihen,  oder  wolle  die  äusserste 
Noth   des  Aerai-s  abwarten,  um  hohe  Zinsen  zu  erlangen.    Die 
Stadtbank  sei  durch  die  Uebemahme  der  Staatsschulden  in  ihrer 
Leistungsfähigkeit   sehr   geschwächt   worden.     Auch    die  Wiener 
Juden  seien  bereits  anderwärtig  sehr  stark  engagirt     Trotz  aU^ 
dem  habe  die  Bancalität  binnen  wenigen  Wochen  300.000  fl.  atrf" 
gebracht  und  werde  auch  später  den  Bedarf  bestreiten,  wenn  a^ 
die   erforderlichen  Fonde   einlaufen    und   nicht   Complotte  Uel>^ 
gesinnter  den  Credit  beeinträchtigen. 

Hinsichtlich  der  sonstigen  Beschwerdepunkte  bestritt  Kolow^^ 
die  Richtigkeit  der  angeführten  Thatsachen.  Die  Frage  der  K  ^_ 
karamer,   ob   im  Kriegsfalle   der  Credit  durch  sie  oder  durch 
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Bancalität  oder  durch  beide  zusammen  bestritten  werden  solle,  sei 
bereits  entschieden. 

Schliesslich  bittet  Kolowrat,  falls  seine  Amtirung  als  schädlich 
befunden  würde,  um  seine  Entlassung,  andernfalls  aber  um  ent- 
sprechende G^nugthuung. 

In  einem  nachträglichen  Promemoria  beantragt  Kolowrat,  dass 
an  den  Berathungen  der  Deputation  in  Finanzangelegenheiten  ausser 
den  bisher  zugezogenen  anderen  Ministem  auch   der  Bancalitäts- 
liräses  mit  berathender  Stimme  theilnehmen  solle.    In  wichtigeren 
IFällen  sei  zwischen  Hofkammep  und  Bancalität  zu  verhandeln,  bei 
dringenden,  geheimen  Ausgaben  aber  der  Bancalitätspräses  durch 
einen   Vertrauten  des  Hofkammerpräsidenten   rechtzeitig    zu   ver- 
ständigen.   Von  Zeit  zu  Zeit  hätten  beide  Stellen  über  ihre  wich- 
tigeren Operationen  in  der  Finanzconferenz  vorzutragen. 

Die  Finanzconferenz  betrachtete  die  Ausführungen  Kolowrats 
ab  übei'zeugend.    Im  Sinne  der  Vorschriften  obliege  der  Bancalität 
das  „Gteld-Maneggio" ,  daher  auch  die  Aufiiahme  von  Anlehen  auf 
die  von  der  Hofkammer  verschafften  Fonde.   Der  Mangel  an  Credit 
sei  vor  Allem  eine  Folge  der  geringen  Staatseinkünfte  und  der 
Armuth  der  Bevölkerung.    Hofkammer  und  Bancalität  seien  daher 
aufsufordem,    der   Conferenz    womöglich   nützliche  Voi*schläge   in 
Creditssachen  zu  erstatten.     Die  vorschriftswidrige  Geschäftsver- 
bindung zwischen  Hofkammerräthen  und  Wechslern,  wodurch  sich 
£rstere  bereicherten,  sei  unbedingt  abzustellen,  die  Bankalität  aus 
Creditsrücksichten  in  ihrer  bisherigen  Einrichtung  zu  belassen  und 
ihrem  Präsidenten  für  seine  Amtirung  die  Ah.  Zufriedenheit  aus- 
zudrücken, sowie  das  Erscheinen  in  der  Deputation  zu  gestatten. 
Die  Aeusserung  Kolowrats  wurde  dem  Hofkammerpräsidenten 
mitgetheilt,  worauf  Letzterer  eine  Replik  vorlegte.    Diese  ist  uns 
jedoch  nicht  erhalten^). 

In  der  Finanzconfei*enzsitzung  vom  18.  April  1727  entschied 
der  Kaiser,  der  Zwist  zwischen  den  zwei  Finanzstellen  sei  dem 
Aerar  schädlich.  Die  beiden  Präsidenten  seien  daher  zur  Beobach- 
töEg  der  klar  zu  erläuternden  Vorschriften  zu  verhalten  und  beide 
zw  Finanzconferenz  vorzuladen,  welche  ihnen  ohne  Ansehen  der 
Person  ihre  Pflicht  in  Erinnerung  bringen  solle. 

Hierüber  wurden  die  beiden  Präsidenten   am  26.  April  1727 


^)  F.  0.  Prot,  vom  29.  März  1727. 
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in  der  FinanzconfereDz  ermahnt,  ihren  Zwist  fallen  zu  lassen,  sich 
gegenseitig  in  allen  Geschäften  zu  unterstützen  und  die  „Corre- 
spondenz-Puncta"  vom  Jahre  1716  zu  beobachten,  wonach  der  Hof- 
kammer die  Beschaffung  der  Fonde,  der  Bancalität  aber  das  „Geld- 
Maneggio",  die  Verschaffung  des  Credit»  und  die  Generalcontrole 
oblag.  In  demselben  Sinne  erflossen  bald  darauf  mit  kaiserlicher 
Genehmigung  auch  schriftliche  Weisungen^). 

Diese  Entscheidung  bedeutet  die  Wiederherstellung  der  vor 
1723  bestandenen  Competenzverhältnisse,  insbesondere  die 
abermalige  Theilung  der  Staat&creditsverwaltung  zwischen 
Hofkammer  und  Bancalität. 

3.  Reorganisirung  der  Hofkammer  von  1728  bis  1732. 

Die  Einrichtung  und  Geschäftsordnung,  welche  der  Hofkammer 
im  Jahre  1718  gegeben  worden  war,  hatte  sich  als  zu  kostspieUg 
und  umständlich  erwiesen.  Im  Jalire  1728  wurde  daher  eine  Ver- 
einfachung derselben  angeregt  und  die  Hofkammer  mit  der  Aus- 
arbeitung der  bezüglichen  Anträge  beauftragt. 

Die  Hofkammer  beantragte,  die  Hauptcommissionen,  welche 
seit  1718  nach  und  nach  von  6  auf  12  vermehrt  worden  waren, 
mit  Ausnahme  von  dreien  (für  Militärangelegenheiten,  für  die  unga- 
rischen Neoacquistica ")  und  für  Rechnungssachen)  aufeuheben,  und 
zur  Vorbereitung  aller  Erledigungen  neun  selbstständige  Referenten 
zu  bestellen,  welche  wichtige  Sachen  im  Plenum  vorzutragen,  andere 
Acten  aber  unmittelbar  dem  Präsidenten  vorzulegen  hätten.  Mit 
Einrechnung  dieser  Referenten  würden  24  Räthe  genügen,  wodurch 
sich  das  Gehaltserfordernis  von  jährlich  146.108  fl.  auf  78.000  fl. 
vermindern  werde. 

Die  Finanzconferenz  *)  acceptirte  diese  Anträge  mit  einigen 
Modificationen.  Namentlich  hielt  sie  sieben  Referenten  für  ausreichend, 
wovon  je  einem  die  Agenden  des  Hofstaates,  des  Militärwesens  und 
der  böhmischen  Länder,  einem  das  Salzwesen  und  das  ungarische 
Camerale,  einem  Nieder-  und  Inner  Österreich ,  einem  Ober-  und 
Vorderösten-eich  und  einem  das  Berg-  und  Münzwesen  sammt  de^ 
Agenden  der  Neoacquistica  zuzuweisen  seien.    Der  Gehalt  der  Ref©" 


»j  F.  C.  Prot,  vom  1.  und  23.  Juni  1727. 

*)  Slavonien,  Serbien,  Banat,  Siebenbürgen  und  Wallachei. 

^)  F.  C.  Prot,  vom  29.  October  1728. 
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nten  sei  mit  3000  fl.  festzusetzen,  jener  der  übrigen  Räthe  mit 
>00  fl.  Das  Pei*sonale  der  Buchkaltereien  sei  allmählich  zu  redu- 
ren,  da  die  Geschäftslast  durch  die  üebertragung  der  wichtigsten 
efälle  an  die  Wiener  Stadtbank  abgenommen  habe. 

Anlässlich  der  hier  erwähnten  Verhandlungen  wurde  auch  die 
waige  Umgestaltung  der  Bancalität  wieder  in  Erwägung  ge- 
gen^). 

In  dem  bezüglichen  Referate  des  Präsidenten  derselben  wird 
»tont,  der  Bancalität  obliege  nicht  nur  die  Cassagebarung,  sondern 
ich,  neben  der  Hofkammer,  die  Cultivirung  der  Cameralfonde  und 
LS  „Maneggio"  des  Credites.  In  dieser  Beziehung  sei  entweder 
e  Instruction  vom  Jahre  1716  zu  befolgen,  oder  eine  neue  In- 
ruction  auszuarbeiten.  Uebrigens  seien  im  Personale  der  Banca- 
M  Ersparungen  möglich.  Für  die  Cameralbehörden  empfehle  sich 
e  Adoptirung  der  bewährten  Gebarungsgrundsätze  der  Stadtbank, 
''echsler  und  andere  Kauf leute,  welche  Stellen  bei  der  Hof kammer 
1er  Bancalität  bekleiden,  möge  man  hievon  künftig  im  Interesse 
IS  Aerars  ausschliessen.  Die  Centralisirung  der  Gassen  und  die 
uabhängigkeit  der  Rechnungscensur  von  der  Hofkammer  müsse 
rtbestehen;  die  Finanzlage  des  Staates  sei  unbedingt  geheim 
.  halten.  Auch  diesen  Anträgen  trat  die  Finanzconferenz  im 
incipe  bei. 

Bevor  es  jedoch  zu  einer  endgültigen  Entscheidung  kam,  wurde 
n  anderer  Seite  wieder  eine  anderwärtige  Organisation  der  Hof- 
mmer  vorgeschlagen-).  Die  bezüglichen  Berathungen  derMinister- 
iferenz  zogen  sich  sehr  lange  hin.  Erst  am  23.  April  1730 
Jlte  die  Conferenz  ihre  Anträge  an  den  Kaiser.  Hienach  sollte 
)  Bancalität  sammt  ihren  Unterämtern  in  ihrem  Wirkungs- 
eise und  ihrer  Unabhängigkeit  verbleiben.  Die  Controle 
.  wechselseitig  durch  Hofkammer  und  Bancalität  zu  bewerk- 
dligen,  d.  h.  die  Hofkammer  habe  die  Cassagebarung  der  Banca- 
ät  und  letztere  die  der  Hof  kammer  obliegende  Pflege  der  Cameral- 
ide zu  überwachen.  Die  Zahlungstermine  habe  die  Hofkammer 
i  Einvernehmen  mit  der  Bancalität  festzusetzen,  letztere  aber  die 
reinbarten  Termine  pünktlich  einzuhalten.    Für  die  Buchhaltung 


>)  F.  C.  Prot,  vom  12.  November  1728. 

«)  Conf.  Kef.  vom  23.  April  1730  (im  H.  F.  A.  v.  24.  Sept.  1730),  wo  auch 
«  Folgende. 
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und  Generalcassa  empfehle  sich  die  bei  der  Stadtbank  bewährte 
Einrichtung.  In  diesem  Sinne  seien  die  entsprechenden  Instruc- 
tionen auszuarbeiten. 

Die  vorstehenden  Anträge  erhielten  im  September  1730  die 
kaiserliche  Genehmigung.  Zur  Ausführung  dieser  Entschliessung 
war  aber  nach  einem  halben  Jahre  noch  kein  Schritt  geschehen. 
Dies  erschien  um  so  bedauerlicher,  als  die  Hofkammer  von  der 
Geldgebarung  der  BancaUtät  in  den  Ländern,  abgesehen  von  den 
ihr  nachträglich  zukommenden  Ausweisen,  keine  Kenntnis  hatte, 
und  die  damalige  Verbuchung  bei  der  Bancalität  als  nicht  verläss- 
lich bezeichnet  wird.  Die  Finanzconferenz  betrieb  daher  mit  Be- 
schluss  vom  14.  März  1731  den  Vollzug  der  Ah.  Resolution  mit 
dem  Bemerken,  dass  hiezu  die  Hof-  und  Mercantilbuchhalterei,  — 
wovon  erstere  der  Hofkammer,  letztere  der  Bancalität  unterstand, 
—  im  Hofkammergebäude  zu  „gleichförmiger  Operation"  zusammen- 
zusetzen seien. 

In  der  That  wurde  nun  die  erforderliche  Umgestaltung  der 
Buchhaltungen  mit  kaiserlicher  Resolution  vom  11.  Mai  1731 
angeordnet  und  bald  darauf  auch  die  Reorganisirung  der  Krieg» 
buchhaltung  eingeleitet  ^). 

Die  neue  Hofkammer-Instruction  wurde  erst  mit  kaiser- 
lichem Decret  vom  2.  Jänner  1732  erlassen-). 

Hiemit  wurden  die  Hauptcommissionen,  mit  Ausnahme  der  drei 
obengenannten,  aufgehoben  und  sämmtliche  Geschäfte  unter  9  stabile 
Referenten  vertheilt,  welchen  ebensoviele  Departements*)  entsprachen. 
Die  Eintheilung  erfolgte  theils  nach  territoriellen,  theils  nach  ftch- 
Uchen  Gesichtspunkten.  In  dringenden  Fällen,  femer  bei  geheimem 
Angelegenheiten,  sowie,  wenn  ein  kaiserlicher  Auftrag  vorlag,  end- 
lich überhaupt  dann,  wenn  eine  PlenaÄerathung  unthunlich  erschien, 
hatte  der  Präsident  auf  Grund  des  Referates  entweder  selbst  zu 
entscheiden  oder  sich  hiebei  durch  einen  Hofkammerrath  vertreten 
zu  lassen.  Ueber  alle  anderen  Angelegenheiten  war  in  wöchent- 
lichen Plenarsitzungen  vorzutragen,  nöthigenfalls  nach  vorherig^ 
Berathung  in  fallweise  eingesetzten  Specialcommissionen.  Die  übri- 
gen Bestimmungen  sind  von  geringerer  Wichtigkeit. 


*)  H.  F.  A.  vom  11.  Mai  und  6.  November  1731. 
«)  H.  F.  A.  vom  2.  Jänner  1732. 

')  Diese   seither  bei  den  österr.  Behörden  üblich  gewordene  BeEeichnung 
findet  sich  hier  für  die  Hofkammer  zum  ersten  Male. 
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Die  im  Vorstehenden  angedeutete  Aenderung  in  der  Geschäfts- 
Inong  der  Hofkammer  bedeutet  unleugbar  eine  wesentliche  Ver- 
ifachung  und  Beschleunigung  des  Geschäftsganges,  welche  ja  auch 
5  Voraussetzung  der  angestrebten  Personalreduction  bildete.  Uebri- 
QS  war  der  Wirkungskreis  der  Hofkammer  durch  die  neuerliche 
äcisirung  der  Autonomie  der  Bancalität  im  Vergleiche  zu  den 
bentionen  dei*  Ah.  EntSchliessung  vom  Jahre  1723  wieder  ein 
gerer  geworden,  indem  hiedurch  die  Zweitheilung  der  obersteti 
nanzverwaltung  neuerdings  sanctionirt  wurde. 

4.  Das  Cameralbudget  von  1728  bis  1736. 

Ungeachtet  der  ausgiebigen  Beihilfe  seitens  der  Stadtbank^ 
elcher  es  allein  zu  verdanken  ist,  dass  wenigstens  im  Jahre  1724 
is  Gleichgewicht  zwischen  Einnahmen  und  Ausgaben  nahezu  er- 
dcht  wurde,  verschlimmerte  sich  der  Zustand  des  Cameralärars, 
ie  wir  gesehen  haben,  wenige  Jahre  später  so  sehr,  dass  sich 
ieder  ein  stets  steigender  Abgang  ergab. 

Das  Cameralerfordernis  für  1728  wurde  durch  die  Kosten  einer 
eise  des  Kaisers  nach  Graz,  welclie  auf  1.147.400  fl.  veranschlagt 
aren,  wesentlich  erhöht,  was  selbstverständlich  wieder  zu  bedeuten- 
tr  Inanspruchnahme  des  Credites  nöthigte^). 

Die  Lage  war  um  so  kritischer,  als  die  vorjährigen  Zahlungs- 
isstände  sich  im  Mai  1728  noch  auf  über  SV^  Millionen  Gulden  he- 
lfen, und  das  Cameralärar,  wie  in  der  Finanzconferenz  betont  wurde^ 
irch  Acte  ausserordentlicher  Freigebigkeit,  insbesondere  durch  die 
kaden weise  Vergebung  confiscirter  Güter,  sehr  geschwächt  war. 

Man  sah  sich  daher  genöthigt,  den  Beamten  der  Centralstellen 
)rläufig  nur  zwei  Quartale  ihres  Gehaltes  auszuzahlen-). 

Uebrigens  wurde  nun  die  Frage  der  Ausgabenreduction 
mter  dem  Drucke  der  Verhältnisse  endlich  wieder  emstUch  in  Er- 
^^^g  gezogen. 

Nach  den  bezüglichen  Anträgen  der  Hof  kammer  wären  840.000  fl- 
2a  mparen  gewesen.  Hierüber  sollte  laut  Finanzconferenz-Beschlus» 
yom  29.  October  1728  mit  den  betreffenden  Hof  stellen  verhandelt 


0  F.  C.  Prot,  vom  21.  Mai  1728  und  Conf.  Ref.  vom  19.  Juni  1728  (im 
^'  Prot.  Bande). 

*)  F.  C.  Prot,  vom  21.  Mai  1728. 
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werden.    Bald  darauf  wurde  die  Hof  kammer  beauftragt,  hinsichtlich 
der  Verbesserung  der  Gefälle  die  geeigneten  Anträge  zu  stellen^). 

Für  1729  wui'de  der  Abgang  bei  einem  Erfordernisse  von 
6.468.551  fl.  bereits  mit  1.268.183  fl.  veranschlagt«).  Diese  zu- 
nehmende Zerrüttung  veranlasste  die  Finanzconferenz  am  17.  Fe- 
bruar 1729  zu  einer  eindringlichen  Vorstellung  an  den  Kaiser. 

Hierin  werden  als  Ursachen  der  Verschlimmerung  bezeichnet: 
Die  Uebergabe  von  Cameralfonden  an  die  Stadtbank  als  Fond  für 
die  übernommenen  Staatsschulden,  die  Verschenkung  der  meisten 
Fiscalgüter  in  Ungarn  und  Slavonien,  die  fortwährenden  ausser- 
ordentlichen Ausgaben  und  die  bedeutenden  Vorschüsse  an  den 
Militäretat.  Die  Cameralschuldenlast  betrage  schon  wieder 
6  Millionen  Gulden,  und  werde  der  Credit  bald  versagen.  Von 
den  Gehalten  und  Pensionen  könne  man  kaum  eine  Quartalsrate 
bezalüen. 

Eine  Vermehrung  der  Einnahmen  sei  wegen  Erschöpfung  der 
Steuerkraft,  nicht  zu  hoffen.  Um  so  nothwendiger  erscheine  daher 
die  Verminderung  der  Ausgaben;  und  zwar  nicht  nur  hinsichtlich 
der  überflüssigen  Posten,  sondern  auch  hinsichtlich  der  Gehalte  und 
Pensionen,  mindestens  vorübergehend.  Zunächst  empfehle  es  sich, 
den  Hofstäben  und  Hofämtern  eine  unüberschreitbare  Dotation  an- 
zuweisen. Ferner  möge  der  Kaiser,  der  seit  seinem  Regierungs- 
antritte in  Geld  und  Gütern  9  Millionen  Gulden  verschenkt  habe, 
seine  Freigebigkeit  einigermassen  einschränken  und  der  Hofkammer 
verbieten,  Gnadengaben  zu  beantragen.  Im  Civil6tat  könne  man 
das  Personal  der  Hof  kammer  und  BancaUtät  vermindern  und  die 
Gehalte  bis  auf  bessere  Zeiten  um  74  reduciren.  Auch  im  MiUtär- 
6tat  empfehle  sich  die  Einschränkung  des  Aufwandes. 

Der  Erfolg  dieser  Vorstellung  ist  nicht  ersichtlich. 

Uebrigens  wurde  im  nächsten  Jahre  (1730)  durch  die  Ueber- 
weisung  von  Cameralschulden  im  Betrage  von  6V2  Millionen  Gulden 
an  die  Stadtbank  Abhilfe  geschaffen*). 

Das  Cameralbudget  flir  1730  und  1731  ist  uns  nioht  überliefert. 

Für   1732   wurde   das  Cameralerfordernis*)  mit  6.331.725  «- 


*)  F.  C.  Prot,  vom  12.  November  1728. 

^)  Ausweis  im  Bancalfasc.  II. 

3)  S.  oben  Seite  611  fif. 

*)  F.  C.  Prot,  vom  17.  Mai  1732. 
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iliminirt,  wovon  571.650  fl.  auf  die  Schuldenverzinsung  entfiel.  Den 
trag  der  CameralgefäUe  setzte  man  nach  dem  Durchschnitte  von 
25  bis  1730,  abzüglich  der  Amtskosten  von  2.090.968  fl.,  mit 
1:93.822  fl.  an,  was  gegenüber  den  Vorjahren  eine  Erhöhung  um 
er  300.000  fl.  ergab.  Diese  war  auf  die  Steigerung  des  Ertrages 
3  Schwazer  Bergwerkes  und  der  ungarischen  Gefalle  zurück- 
fuhren. Da  jedoch  an  Zahlungirückständen  noch  752.000  fl.  aus- 
fteten,  belief  sich  der  Abgang  immerhin  auf  1.589.900  fl. 

Zur  Bedeckung  desselben  beantragte  die  Hofkammer  die  Ver- 
chtung  der  böhmischen  Cameralherrschaften,  die  Einziehung  eines 
n  der  Stadtbank  geschuldeten  Betrages  von  127.785  fl.,  femer 
rsparungen  in  den  ausserordentlichen  Auslagen  und  bei  den  Ge- 
ndtschaften,  die  Bückzahlung  der  Vorschüsse  an  den  Militär^tat, 
9von  damals  693.571  fl.  aushafteten,  sammt  Zinsen,  und  einige 
idere,  minder  wichtige  Massregeln.  Doch  werde  auch  dann  noch 
imer  ein  Betrag  von  etwa  300.000  fl.  unbedeckt  bleiben,  bei 
dterem  Steigen  des  ausserordentlichen  Erfordernisses  auch  mehr. 

In  der  Finanzconferenz  wurde  unter  Hinweis  auf  die  Unmöglich- 
ät,  den  Ertrag  der  CameralgefäUe  zu  steigern,  die  Nothwendigkeit 
ner  Herabsetzung  der  ausserordentlichen  Auslagen  betont.  Auch 
ie  Belastung  des  Cameral6tats  für  Militärzwecke,  welche  von  1724 
ig  1731  zusammen  1.486.000  fl.  betragen  habe,  müsse  endlich 
lihören.  Mit  der  Verbesserung  und  Verpachtung  der  Gefälle 
d  fortzufahren.  Zur  Bestreitung  des  ordentlichen  Erfordernisses 
im  nur  die  ordentlichen  Einnahmen  zu  verwenden,  die  ausser- 
rdentlicben  Ausgaben  aber  zunächst  aus  den  ausserordentlichen 
tumahmen,  und  erst  in  zweiter  Linie  mit  Hilfe  des  Credites  zu 
«riareiten. 

Diese  Anträge  erhielten  die  Genehmigung  des  Kaisere,  wobei 
ngleich  eine  abermalige  Beitragsleistung  der  Stadtbank  in  Aussicht 
paommen  wurde.  Bezüglich  der  auf  die  Cameralfonde  fiir  Militär- 
wecke  aufgenommenen  Schulden  wurde  die  Trennung  der  Verbuchung 
i^öÄ  jener  der  eigentlichen  Cameralschulden  angeordnet,  sowie  der 
|iWter8atz  von  Capital  und  Zinsen  durch  das  Militärärar  ^). 

Eine  Hauptschwierigkeit  lag  in  der  seit  Jahrzehnten  einge- 
fallen Uebung,  höheren  Staatswürdenträgern  in  Anerkennung 
^r  Dienstleistungen  Gnadengaben  in  oft  sehr  bedeutenden  Be- 


')  H.  F.  A.  vom  30.  December  1732. 


^      -   'j:    .  .u. 
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trägen  zu  verleihen.  Es  kam  soweit,  dass  beispielsweise  Graf  Königs- 
€gg,  Vicepräsident  des  Hofkriegsrathes  und  Geheimer  Rath,  un- 
geachtet seines  Jahresgehaltes  von  30.000  fl.,  im  Jahre  1732  um 
eine  Gnadengabe  von  100.000  fl.  bat  Die  Hof  kammer  wagte  nicht, 
dieser  Bitte  unbedingt  entgegenzutreten,  sondern  beantragte  ledig- 
lich, unter  Hinweis  auf  die  Lage  des  Aerars  und  die  hohen  Bezüge 
des  Bittstellers  blos  (!)  50.000  fl.  zu  bewilligen.  In  diesem  B^ 
trage  wurde  die  Gnadengabe  thatsächlich  bewilligt,  und  zwar  in 
ungarischen  Fiscalgütem.  Aehnliche  Gnaden  wurden  anderen  Fnnc- 
tionären  zu  TheiH). 

Ende  1733  hafteten  im  Cameral^tat  2.655.028  fl.  an  Zahlungs- 
rückständen aus-). 

Kurz  vorher  hatte  der  Kaiser  den  Grafen  Starhemberg  als 
Senior  der  Finanzconferenz  beauftragt,  „zur  Bestabilirung  und 
Emporbringung  des  Credites^  den  Bancalitätspräses  Grafen 
Kolowrat  zu  entheben. 

Diesem  mündlichen  Auftrage  wurde  mit  Finanzconferenzdecret 
vom  29.  December  1733*)  entsprochen.  Doch  erfolgte  die  Ent- 
hebung in  Gnaden,  unter  Anerkennung  des  Diensteifers  und  der 
Gewissenhaftigkeit  Kolowrats.  Auch  wurde  derselbe  zum  Finanz- 
«onferenzrathe  ernannt  und  im  Bezüge  seines  Gehaltes  von  12.000  i 
belassen.  Das  Präsidium  der  BancaUtät  blieb  vorläufig  unbesetzt; 
die  betreffenden  Geschäfte  hatten  nun  die  Bancalitätsräthe  ont^ 
dem  Vorsitze  des  Baron  Hillebrand  v.  Prandau  coUegial  zu  leit^- 

Angesichts  der  dargestellten  Enthebungsmodalitäten  schemt  es, 
4ass  es  sich  hiebei  hauptsächlich  darum  handelte,  die  Bancalitit 
ihrer  erst  vor  wenigen  Jahren  betonten  Selbstständigkeit  z» 
entkleiden.  In  der  That  war  die  BancaUtät  von  nun  an  that- 
sächlich, —  wie  dies  bereits  früher  in  Aussicht  genommen  wurde, 
—  nichts  als  eine  Centralcassa  und  Generalbuchhaltung.  Qure 
Autonomie  in  Creditssachen  war  auf  immer  dahin. 

Für   1734  präliminirte  die  Hofkammer  den  Bdnertrag  der 
Cameralgefälle  mit  5.608.225  fl.,  das  Erfordernis  mit  6.264.650  ^ 
den  Abgang  also  nui-  mit  656.425  fl.    Doch  werde  sich  der  Abgai^ 
wohl  auf  rund  1.200.000  fl.  erhöhen,  da  wegen  des  polnischen  Exb- 


»)  F.  C.  Prot,  vom  23.  Mai  1732  uod  7.  Mai  1733. 
«)  F.  C.  Prot,  vom  10.  November  1734. 
^)  Hofrath  Schirndorf  sehe  Acten,  Fase.  8. 
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blgekrieges   noch   immer  Militäransgaben  ans  Cameralmitteln  l)e- 
tritten  werden  mnssten. 

Znr  Hersteiinng  des  Gleichgewichtes  beantragte  die  Hof  kammer  M 
ine  Reihe  yon  einschneidenden  Ersparnngsmassregeln,  darunter 
.00.000  fl.  in  der  Rnbrik  der  geheimen  Ausgaben,  600.000  fl.  an 
ein  persönlichen  Bezügen  (ad  ben3placitum).  An  den  Grehalten  der 
3icasterien  seien  9  bis  10  ^/o,  an  den  Pensionen  13  bis  14**;o  ab- 
soziehen,  wodurch  man  über  200.000  fl.  ersparen  würde;  überdies 
^eien  vorläufig  von  den  Gehalten  übei*  500  fl.,  sowie  von  allen 
Pensionen  nur  drei  Quartale  jährlich  zu  bezahlen,  für  das  vierte 
Quartal  (497.642  fl.)  aber  A^f^ige,  nach  4  bis  5  Jahren  zahlbare 
Bancalextracte  auszufolgen.  Nach  einer  schon  früher  geschöpften 
Resolution  habe  zuerst  die  Auszahlung  der  Gehalte,  dann  erst  jene 
der  Pensionen  stattzufinden;  überdies  seien  letztere  zu  reduciren, 
Gnadengaben  nur  aus  ausserordentlichen  Einnahmen  zu  bestreiten. 

Zur  Abstattung  der  Cameralschulden,  welche  Ende  1733 
3.975.928  fl.  betrugen«),  sei  bis  1741  der  jährliche  Stadtbankbeitrag 
yon  500.000  fl.  zu  verwenden,  wegen  des  Restes  aber  mit  der 
Stadtbank  zu  verhandeln. 

Die  Finanzconferenz  befürwortete  die  Vorschläge  der  Hofkamnier 
mit  Ausnahme  der  beantragten  Percentualabzüge.  Die  Finanzlage 
sei  eine  sehr  traurige;  habe  man  doch,  obgleich  die  Stadtbank  mit 
Ende  1729  6^0  Millionen  ohne  Fond  übernahm,  seither  wieder 
4  Millionen  Gulden  Cameralschulden  contrahiren  müssen!  Erspa- 
nmgen  seien  daher  unbedingt  geboten. 

Hierüber  erfloss  keine  Resolution  *).   Uebrigens  erhellt  aus  einer 
späteren  Angabe,  dass  die  unter  dem  Vorsitze  des  Obersthofmeisters 
eingesetzte  Ersparungscommission  Mitte  1736  ihre  Arbeiten  noch 
nicht  begonnen  hatte.    Dazu  kam  der  Rückgang  des  Gefällsertrages 
in  Folge  des  Krieges.    Die  Schuldenlast  stieg  daher  fortan  rapid. 
Ende  1735  hafteten  an  für  Militärzwecke  auf  Cameralfonde  sicher- 
gestellten Schulden  7.029.561  fl.  aus,  an  eigentliclien  Cameralschulden 
1.646.451  fl.,  an  unverzinslichen  Zahlungsrückständen  2.813.887  fl. 


')  F.  C.  Prot.  Tora  10.  November  1784. 

^)  Hievon  hatte  die  Stadtbank  laut  Verrechnung  U29.5B4  fl.  zu  fordern; 
^^r  Rest  entfiel  auf  Gehaltsrückstände  u.  dgl. 

"0  H.  K.  Bef.  vom  1.  AprU  1736  in  H.  F.  A.  vom  20.  JuU  17H(i. 
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Die  Gesammtbelastung  der  Cameralfonde  belief  sich  also  auf 
11.489.901  fl.^). 

Das  Anfangs  1736  mit  der  Stadtbank  abgeschloss^e  üeber- 
einkommen,  wodurch  letztere  die  Verzinsung  und  Rückzahlung  der 
Capitalien  des  damaligen  Zwangsdarlehens  übernahm,  war  für  das 
Cameralärar  insofern  unvortheilhaft,  als  hiemit  der  Anspruch  anf 
den  jährlichen  Beitrag  von  500.000  fl.  aufgehoben  wurde. 

Füi- 1736  wurdederReinertragderCameralgefälleauf  5.442.6691 
veranschlagt^)  Hiezu  kam  noch  eine  Ersatzforderung  an  das  MiUtür- 
ärar  von  1.112.000  fl.  Andererseits  präliminii^te  man  das  Ausgaben- 
erfordernis auf  6.999.300  fl.,  wovon  auf  die  Verzinsung  und  Tilgung 
von  Schulden  492.801  fl.,  beziehungsweise  527.719  fl,  entfielen^.  Bei 
Berücksichtigung  einiger  kleinerer  ausserordentlicher  Einnahmen 
war  noch  immer  ein  Abgang  von  über  300.000  fl.  zu  erwarten, 
abgesehen  von  den  Zahlungsrückständen  des  Vorjahres. 

Die  Hof  kammer  stellte  daher  in  Gemässheit  der  bereits  resol- 
virten  Grundsätze  nunmehr  zifiermässige  Ersparungsanträge,  welche 
sich  auf  den  Hofstaat,  die  Gesandtschaften,  verschiedene  Behörden 
und  auf  das  Pensions wesen  erstreckten.  Von  all  den  betreffende 
Massregeln  erhoflle  die  Hof  kammer  eine  Ersparnis  von  890.000  11., 
wonach  sich  statt  eines  Deficits  ein  Ueberschuss  ergeben  hätte. 

Die  Finanzconferenz  beziflferte  in  ihrer  Sitzung  vom  4.  Mai  1736 
die  Cameral-  und  Militärschulden  auf  zusammen  rund  50Mil- 
lionen;  die  Stadtbank  habe  von  1721  bis  1735  bereits  53  Millionen 
an  Cameralschulden  übernommen;  die  Uebertragung  der  restlichen 
Cameralschulden  von  4^,  Millionen  an  die  Stadtbank  sei  wegen 
Mangel  an  entsprechenden  Fonden  unthunlich.  Angesichts  des  6e- 
sammtschuldenstandes  von  über  100  Millionen  Gulden  e^ 
übrige  bei  der  Unmöglichkeit  einer  Erhöhung  der  Einnahmen  nichts, 
als  die  Genehmigung  der  obigen  Ersparungsanträge. 

Welche  Resolution  hierüber  erfloss,  ist  nicht  ersichtlich. 

Uebrigens  konnte  von  der  Rückerstattung  der  Cameralvorschüsse 
durch  den  Militär^tat  vorläufig  keine  Rede  sein,  da  der  eben  aus- 


>)  F.  C.  Prot,  vom  4.  Mai  1736. 

«)  Im  Durchschnitte  der  Jahre  1733  bis  1735  hatten  die  Cameralgetälle 
nach  Abzug  der  Amtßkosten  von  3.088.323  fl.  5.893.245  fl.  eingetragen  (H.  F.  A. 
V.  20.  Juli  1736). 

3)  F.  0.  Prot,  vom  4.  Mai  und  H.  F.  A.  vom  20.  Juli  1736. 
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ibrochene  Tärkenkrieg  abermals  alle  verffigbaren  Staatsmittel  für 
eereszwecke  in  Anspruch  nahm. 

Eine  wesentliche  Erhöhung  der  Cameraleinkfinfte  wurde  Ende 
?36  dadurch  angebahnt,  dass  man  das  Tabakgefälle,  dessen  Er- 
ag  allerdings  bereits  seit  Jahren  gestiegen  war,  nun  um  670.000  fl. 
urpachtete^). 

5.  Das  Militärbudget  von  1723  bis  1739. 

In  den  Jahren  1723,  1724  und  1725  betrugen  die  Ein- 
ahmen des  Militär^tats  7.932.953,  beziehungsweise  11.451.142  und 
1.498.811  fl.,  die  Ausgaben  7.411.705,  beziehungsweise  11.021.982 
id  10.846.725  fl.  Unter  den  Einnahmen  waren  die  damaligen 
ilitäranlehen  (grösstentheils  Vorschüsse  auf  Cameralfonde)  von  zu- 
jnmen  2.100.344  fl.  mit  eingerechnet.  Die  Ketentionsposten  der 
ander  betrugen  für  1725:  1.120.000  fl.*).  Als  Beitrag  zu  den 
Osten  der  Befestigung  Belgrads  bewilligte  der  Papst,  ähnlich  wie 
1  letzten  Türkenkriege,  Anfangs  1725  eine  geistliche  Decima- 
on  von  jährlich  160.000  fl.  auf  fünf  Jahre,  zu  deren  Erlag  der 
erus  der  gesammten  Monarchie  verpflichtet  war*). 

Für  1726  ist  ein  Präliminare  nicht  auffindbar.  Die  thatsäch- 
hen  Einnahmen  betrugen  10.967.797  fl.,  wovon  1.875.813  fl.  auf 
dehen  entfielen,  die  Ausgaben  10.241.878  fl.,  darunter  1.097.240  fl. 
•  Verzinsung  und  Tilgung  von  Schulden*). 

Für  1727  wurde  das  Erfordernis  mit  15.744.830  fl.  präliminirt. 
in  durch  die  Contributionen  nicht  bedeckten  Theil  dieser  Summe 
Ofte  man  durch  das  Darlehen  von  Sinzheim  und  Schlesinger 
Millionen  Gulden),  femer  durch  ein  Judenschaftsdarlehen  von 
0.000  fl.  und  die  damals  postulirten  ständischen  Anticipationen 
.  beschaflfen*). 

Für  1728  wurde  das  Erfordernis  auf  12.189.791  fl.  veranschlagt 
>ie  Bedeckung  gedachte  man,  abgesehen  von  den  Contributionen 
Ad  den  Länderdarlehen,  mit  Hilfe  des  noch  aushaftenden  Restes 


*)  Böhm.  P.  A.  yom  20.  December  1736. 

^  H.  F.  A.  vom  13.  April  1728  und  Ausweis  bei  H.  F.  A.  vom  28.  März 

*)  B.  F.  A.  vom  19.  April  1726. 
^)  B.  F.  A.  vom  17.  Aprü  1736. 
';  Ä  F.  A.  vom  19.  März  1725. 

'  ir  e  a  •  i  ^  Finansen  Oetterreicht.  42 
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der  spanischen  Subsidien  (825.000  fl.)  zu  ermöglichen.  Da  d^s^ 
Realisimng  jedoch  vorläufig  nicht  gelang,  mosste  wieder  zum  Credit« 
Zuflucht  genommen  werden'). 

Für  1729  betrug  das  Erfordernis*  11.500.000  fl.  In  die  Be- 
deckung wurde  abermals  der  spanische  Subsidienrest  eingestellt. 
Gleichwohl  waren  noch  rund  IV«  Millionen  Gulden  im  Creditwege 
zu  beschaffen^),  was  hauptsächlich  durch  Verpfandung  des  schlesi- 
schen  Contributionsfondes  geschah. 

Die  thatsächlichen  Einnahmen  des  Militär^tats  beliefen 
sich  in  den  Jahren  1727,  1728  und  1729  auf  zusammen  39.967.817i, 
also  durchschnittlich  13.322.608  fl.,  wovon  10.018.386  fl.,  also  dorch- 
schnittlich  3.339.462  fl.  auf  Anlehen  entfielen.  Diesen  EmpfÜDg^ 
standen  gegenüber  Ausgaben  von  zusammen  35.675.649  fl.,  durch- 
schnittlich also  11.891.883  fl.,  darunter  für  Verzinsung  und  Tilpmg 
von  Schulden  zusammen  4.928.963  fl.,  im  Durchschnitte  demnach 
1.642.988  fl. 

Was  insbesondere  die  Militärschulden  betrifft,  so  wurden  in 
den  Jahren  1726  bis  1729  zusammen  3.327.248  fl.  aus  dem  Gameral- 
6tat  vorgestreckt,  3^2  Millionen  Gulden  durch  die  Wiener  Stadt- 
bank, und  5.066.951  fl.  von  anderen  Parteien.  An  den  Cameral- 
etat  wurden  zurückgezahlt  2.699.712  fl.;  für  die  Verzinsung  von 
Militärschulden  verwendete  man  608.890  fl.,  für  die  Tilgung  alter 
Schulden  442.208  fl.,  und  für  die  Rückzahlung  neuer  Vorschüsse 
2.275.587  fl.«). 

üeber  das  Militärbudget  des  Jahres  1730  sind  wir  ausführ- 
licher unterrichtet.     Nach   dem  bezüglichen  Hofkammerreferate*) 
belief  sich  das  Erfordernis,  einschliesslich  der  Betentionsposten,  auf 
10.957.258  fl.     Die  Contributionen   der  deutschen  Erbländer  und 
Ungarns  wurden  mit  9.104.348  fl.  angesetzt,  wobei  800.000  fl.,  die 
für  die  Militärschuldencassa  und  für  Subsidienzahlungen  reservirt 
waren,  ausser  Betracht  blieben.    Hienach  ergab  sich  ein  Abgang 
von  1.852.910  fl.    Die  Hofkammer  erörterte  die  Schwierigkeit  der 
Bedeckung  desselben.    Das  Cameralärar  sei  selbst  sehr  zerrüttet, 
könne  daher  kaum  mehr  aushelfen.    Anlehen  auf  die  Contributionen 


^)  H.  F.  A.  vom  30.  April  und  11.  October  1728. 

«)  H.  F.  A.  vom  11.  October  1728.     . 

^)  Rechnungsabschlüsse  im  H.  F.  A.  vom  17.  April  1736. 

*)  H.  F.  A.  vom  20.  Mai  1730. 
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seien  aber  schwer  aufzubiingeii;  auch  würde  dieser  Fond  hiednrch 
ffir  die  Znknnft  zu  sehr  geschwächt  Die  Contributionen  seien 
ohnehin  durch  seit  1727  aufgenommene  Schulden  mit  3.630.000  fl. 
belastet,  411.250  fl.  könne  man  allerdings  durch  Ergänzung  des 
schlesischen  Contributionsfonds  -  Anlehens  erlangen,  und  weitere 
300.000  fl.  durch  Verkauf  gewisser  Proviantvorräthe.  Den  Rest 
mfisse  man  durch  eine  ausserordentliche  Steuer,  eine  Vei^mögens- 
Steuer,  allenfalls  auch  durch  ein  Donum  gratuitum  des  Clei*us  auf- 
bringen. 

Diese  Anträge  gelangten  in  der  sogenannten  „Stadtdeputa- 
tion", einem  engeren  Ministerrathe,  unter  dem  Vorsitze  des  Hof- 
kriegsrathspräsidenten  zur  Berathung.  Hiebei  wurde  von  allen 
Seiten  constatirt,  dass  die  Länder,  deren  Contributionsrückstände 
Ende  October  1729  fast  3^^  Millionen  Gulden  betragen  hatten,  er- 
schöpft und  daher  wenig  leistungsfähig  seien.  Auch  ständen  einer 
Vermögenssteuer  theilweise  die  Ständerecesse  im  Wege.  Die  Stadt- 
bank könne  nicht  mehr  viel  ohne  Fond  übernehmen.  Die  Lage  sei 
Yielleicht  nie  so  übel  gewesen^).  Behufs  Eintreibung  der  Contri- 
bationsrückstände  seien  die  Truppenkörper  unmittelbar  an  die  be- 
treffenden Gassen  zu  verweisen. 

Der  Kaiser  genehmigte  diesen  Antrag  mit  dem  Beisatze,  dass 
wegen  Ermittlung  neuer  Fonde  weiter  zu  berathen  sei. 

Thatsächlich  wurde  das  Präliminare  fär  1730  bedeutend  über- 
schritten. Die  Ausgaben  des  Militär^tats  beliefen  sich  Dämlich  auf 
18.832.961  fl.,  die  Empfänge  auf  20.812.570  fl.«).  Dies  zeigt,  wie 
^sehr  man  den  Credit  in  Anspruch  nehmen  musste. 

Das  Militärerfordernis  für  1731  beziffierte  die  Hof kammer ') 
einschliesslich  der  Subsidienzahlungen  und  der  Retentionsposten  auf 
16.895.118  fl.,  allenfalls  bei  entsprechenden  Ersparungen  auf  rund 
16  Millionen.  Zur  Bedeckung  empfehle  es  sich,  die  Contribu- 
üxmea  der  Erblande  im  Betrage  des  Jahres  1718,  und  zwar  mit 
8493.332  fl.,  jene  der  ungarischen  Länder  mit  3.844.000  fl.  za 
postoliren,  femer  von  den  italienischen  Erblanden  2  Millionen  und 
von  den  italienischen  Reichslehensträgem  1.200.000  fl.  zu  verlangen. 


')  Dies  ist  allerdings  ganz  nnrichtig,  wie  ein  Blick  auf  die  Finanzlage  von 
1701  bis  1714  oder  Ton  1720  lehrt. 

«)  H.  F.  A.  vom  28.  Februar  1736. 

«)  H.  F.  A.  Tom  14.  December  1731  (Deput.  Ref.  v.  Sept.  1731). 

42* 
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Seit  1727  habe  man  ohnehin  schon  Militärschalden  im  Betrage  von 
12  bis  13  Millionen  Gnlden  contrahirt 

Die  Deputation,  welche  das  Erfordernis  auf  16 ^/j,  fBr  den 
Kriegsfall  auf  rund  24  Millionen  Gulden  schätzte,  befürwortete 
die  Anträge  der  Hofkammer,  welche  denn  auch  die  Genehmignojf 
des  Kaisers  erhielten.  Der  wirkliche  Empfang  belief  sich  1731 
einschliesslich  des  Ertrages  der  Creditsoperationen  auf  17.980.581i, 
der  Aufwand  auf  16.390.665  fl.^). 

Ueber  das  Militärbudget  während  des  polnischen  ErbfoI;e- 
krieges  (1733  bis  1735)  sind  wir  nur  dürftig  unterrichtet.  Die 
Ländercontributionen  reichten  zur  Bestreitung  des  Erfordernisses 
natürlich  bei  weitem  nicht  hin,  zumal  sie  stark  mit  Retentions- 
posten  belastet  waren*).  Uebrigens  waren  die  Contributionsrfick- 
stände  sehr  bedeutend^. 

In  den  Jahren  1734  und  1735  wurde  daher  eine  Vermögens- 
steuer von  10%  des  persönlichen  Einkommens  und  1%  des 
solistigen  Vermögens  ausgeschrieben,  wovon  nur  die  armen  Buiiger 
und  Bauern,  femer  die  Einkommen  unter  500  fl.,  endlich  Stadt- 
bankcapitalien  befreit  sein  sollten.  Diese  Vermögenssteuer  wurde 
in  den  meisten  Ländern  pauschalirt,  jedoch  nur  für  die  Mitglieder 
der  Stände^). 

Natürlich  musste  ein  grosser  Theil  des  Erfordernisses  doreli 
Anlehen  bestritten  werden,  und  zwar  war  das  Geld  1734  oft  selbst 
zu  8  und  9^/o  nur  schwer  aufzutreiben*).  Ueberhaupt  kennzeichnen 
sich  die  Jahre  1734  und  1735  durch  eine  völlige  Erschöpfiing  der 
Finanzen.  In  einer  Gonferenzberathung  vom  Februar  1735*)  e^ 
klärte  Prinz  Eugen,  die  Hofkammer  vermöge  nicht,  die  für  den 


*)  H.  F.  A.  vom  28.  Februar  1736. 

^  Diese  betrugen  1733  schon  1.399.338  fl.,  wovon  584.921  fl.  auf  den 
Schulden-  und  Subsidien- Tilgungsfond  entfielen  (Ausweis  im  Ftn.  ArcL  Bande 
Nr.  102/D). 

'')  H.  F.  A.  vom  13.  Juni  1732. 

*)  Patent  vom  10.  Februar,  28.  April,  5.  und  14.  Mai  und  15.  Decembcr 

1734  (Cod.  Austr.  IV).  —  Die  Pauschalabfindung:  betrag  1734  in  Niederösterreicb. 
225.000  fl.,  in  Böhmen  400.000  fl.,  in  Schlesien  266.666  fl.,  in  Mähren  133.333  fl,  — 

1735  in  Niederösterreich  500.000  fl.,  in  Oberösterreich  180.000  fl.,  in  Mähret 
333.000  fl.  (B.  A.  V.  8.  Juni  1734  u.  3.  Febr.  1735,  H.  F.  A.  v.  14.  Febr.  173^ 
böhm.  F:  A.  V.  19.  Aug.  1734). 

'')  F.  C.  Prot,  vom  25.  Mai  1734. 
«)  Ameth,  Prinz  Eugen,  m,  S.  452. 
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Unterhalt  der  Armeen  erforderlichen  Mittel  zu  beschaffen.    Ver- 
proviantirong,  Löhnung,  Becratirung  und  Bemontiimng  liege  dar- 
nieder.   Die  Länder  seien  ganz  ausgesaugt  und  mit  unerschwing- 
lichen Ausgaben  belastet.   Das  Bargeld  sei  ins  Ausland  abgeflossen. 
Ton  den  reichen  Eaufleuten  hätten  die  meisten  ihre  Zahlungen 
eingestellt.    Die  Leistungsfähigkeit  der  übrigen  hänge  davon  ab, 
4ass  der  Staat  ihre  alten,  längst  fälligen  Bancalitätspapiere  einlöse. 
Der  Credit  der  Stadtbank  sei  verloren*),  jener  des  Staatsärars  so 
tief  gesunken,  dass  man  im  Auslande  nicht  die  nöthigen  Summen 
aufbringen  können  werde. 

Zu  den  wichtigsten  Darlehen  dieser  Periode  gehören  jene  der 
Erbländer  aus  dem  Jahre  1733,  zu  deren  Verzinsung  und  Tilgung 
die  Stände  in  den  nächsten  Jahren  die  erforderlichen  Beträge  als 
Contiibutionszuschlag  bewilligten  -). 

Von  Zwangsanlehen  wären  zu  erwähnen  das  Prälatendarlehen 
von  über  1.100.000  fl.  (1733),  das  Judenschaftsdarlehen  von  400.000  fl. 
(1734),  und  das  allgemeine  Zwangsdarlehen  der  Reichen  (1735), 
Welches  rund  2  Millionen  Gulden  einbrachte;  —  von  Anlehen  im 
Auslande  zwei  in  Holland  von  2.000.000  fl.  und  400.000  fl.  rhein. 
(1733  und  1734),  eines  von  2.083.333  fl.  rhein.  im  Hennegau,  eines 
von  250.000  Pfd.  Sterl.  in  England  (1735),  und  zwei  grössere  Dar- 
lehen der  Seichsstädte  Frankfurt  und  Nürnberg. 

Es  kennzeichnet  die  damalige  Finanzlage,  dass  man  1735  die 
erledigte  Stelle  eines  niederösterreichischen  Vicedoms  unter  Zurück- 
setzung Würdigerer  einem  Bewerber  verlieh,  welcher  hiefür  ein 
Darlehen  von  50.000  fl.  angeboten  hatte*). 

Anfangs   1736  betrugen  die  Schulden  des  Contributions- 
foudes  31.523.000  fl.,  wodurch  dieser  Fond  bis  1749  zum  grossen 
Theile  absorbirt  war.    Ausserdem  hafteten  auf  Cameralfonden  über 
7  Millionen  Gulden,  welche  für  Militärzwecke  aufgenommen  worden 
waren.    Einschliesslich  der  übrigen,  noch  nicht  verrechneten  Vor- 
schüsse des  Cameral^tats  an  den  Militäretat  wurden  die  damaligen 
Militärschujden  auf  über  40  Millionen  Gulden  geschätzt*). 
Als  daher  1736  vdeder  ein  Türkenkrieg  in  Aussicht  stand, 

^)  Eine  jedenfalls  zu  weitgehende  Behauptung! 

■)  Böhm.  F.  A.  vom  5.  October  1734,  17.  November  1735,  10.  Deceraber 
^736,  10.  August  1737,  10.  October  1738  u.  s.  w. 
")  P.  C.  Prot,  vom  9.  Juni  1735. 
*)  F.  C.  Prot,  vom  4.  Mai  1736. 
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musste  man  abermals  auf  ausserordentliche  Finanzmassregeln  be 
dacht  sein.  Demnach  wurde  die  Vermögenssteuer  unter  den  Be 
dingungen  der  Vorjahre  auch  in  den  Jahren  1736  bis  1739,  d.  h 
während  der 'ganzen  Dauer  des  neuen  Krieges,  alljährlich  ausge 
schrieben,  und  zwar  von  1737  an  unter  der  Bezeichnung  „Türker 
Steuer"^).    Auch  diesmal  wurde  die  Steuer  vielfach  pauschalirt^ 

Zur  Instandhaltung  der  Festungen  in  Ungarn  bei^illigte  d^ 
Papst  von  1736  bis  1740  eine  geistliche  Beisteuer  von  jährlk^ 
160.000  fl.  und  1738  eine  geistliche  Tttrkensteuer  von  236.583  ft^ 

Ausserdem  wurden  während  des  Türkenkrieges,  der  bekanntlfe 
1739  ein  unglückliches  Ende  nahm,  natürlich  sehr  bedeutende  Be- 
träge durch  Anlehen  aufgebracht,  und  zwar  namentlich  Anrch 
Inanspruchnahme  des  ausländischen  Capitals.  Von  den  bezüglichen 
Darlehen  dieser  Zeit  wären  zvl  erwähnen:  di*ei  aus  Gtenua  yon 
1.000.000  fl.,  500.000  und  800.000  fl.  (1736,  1737  und  1738),  eines 
von  320.000  Pfd.  Sterling  aus  England  (1737),  ein  hoUändisches 
Darlehen  von  2.000.000  fl,  rhein.  auf  die  Contributionen  Böhmens, 
eines  der  östeiTeichischen  Niederlande  zu  3  ^/g  Millionen  Gulden  rhein. 
(1738)  und  eines  der  Stände  Brabants  zu  2^/^  Millionen  Gulden  rhein. 
(1739).  1739  wurden  auch  zwei  Zwangsdarlehen  (zu  je  1.2OO.000i) 
ausgeschrieben.  Auch  die  Stadtbank  musste  selbstverständlich  wieder 
aushelfen. 


>)  Patente  vom  14.  April  und  17.  Mai  1736,  17.  April  und  1.  October  1787, 
7.  Jänner  und  18.  April  1738  und  27.  Jänner  1739  (Cod.  Austr.  IV). 

^)  In  Niedersterreich  betrug  das  Pauschale  nun  jährlich  600.000  fl.,  in  Böh- 
men 1737  1  Million  Gulden  (böhm.  F.  A.  v.  25.  JuU  1737). 

3)  Breve  vom  24.  August  1736  und  4.  April  1738  (Cod.  Austr.  IV),  dwa 
vom  16.  Jänner  1740  (Pat.  Sammig.  d.  Fin.  Arch.j. 


III.  Yerscbiedene  Creditsoperationen  im  Inlande 

von  m  bis  1740. 


A.  Creditsgeschäfte  mit  den  Ständen  der  Erbländer 

von  1716  bis  1740. 

1.  Prolongirung  ständischer  Betentionsposten  im  Jahre  1716. 

Anfangs  1716  betrugen  die  Militärschulden,  —  abgesehen 
von  jenen  auf  lombardische  Fonde  (1.176.913  fl.)  und  von  den  Zah- 
langsrBckständen  bei  der  Armee  (rund  1  MiUion)  —  22. 883. 301  fl. 
Üngefllhr  die  Hälfte  dieser  Summe  war  bereits  auf  die  Länder- 
contributionen  assignirt,  und  zwar  theils  für  Retentionsposten  der 
Länder,  theils  f&r  andere  Schulden  und  Bancalassecurationen.  Hie- 
ven waren  2^/j  Millionen  schon  1715  fällig  gewesen,  während  sich 
der  Rest,  bis  auf  etwa  2  Millionen  Gulden,  auf  die  nächsten  5  Jahre 
vertheilte.  Auf  das  Jahr  1716  entfielen  allein  an  Capital  und  Zinsen 
nmd  3V«  Millionen  Gulden. 

In  Folge  des  eben  ausgebrochenen  TUrkenkrieges,  dessen  Kosten 
die  ohnehin  sehr  erschöpften  Finanzen  der  Monarchie  aufs  äusserste 
in  Mitleidenschaft  zogen,  wurde  die  freiwillige  Projongirung 
der  ständischen  Retentionsforderungeu  ins  Auge  fgefasst. 
Diese  Massregel  scheint  jedoch  nicht  in  allen  Kronländem  zur  Ans- 
fthnmg  gelangt  zu  sein. 

In  Böhmen  betrugen  die  Retentionsposten  an  Capital 
2.471.930  fl.^).     Hofkammer  und  Bancalgubemium   beabsichtigten 

')  Hievon  entfielen  auf  Forderungen  aus  Darlehen  von  1689  bis  1697  zu- 
*">inen  982.903  fl.,  auf  solche  aus  Zwangsdarlehen  fast  700.000  fl. 
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nun,  diese  Samme  auf  14  Jahre  zu  repartiren  und  verlangten  die 
Zustimmung  der  Stände  zu  einer  entsprechenden  Prolongirung  der 
Zahlungstermine. 

Die  Stände  ertheilten  im  allgemeinen  die  begehrte  Einwilligangf 
nahmen  jedoch  gewisse  Gapitalien  von  der  Prolongirung  aus,  und 
machten  dieselbe  überhaupt  von  der  Bedingung  abhängig,  dass  hie- 
durch  den  ständischen  Rechten  aus  dem  Decennalrecesse  nicht  pra- 
judicirt  und  eine  weitere  Prolongirung  nicht  verlangt,  sowie  auch 
eine  neue  Vermögens-,  Kopf-  oder  Ttii'kensteuer  nicht  ausgeschrieben 
werden  solle,  üeberdies  sei  die  unverzinsliche  Forderung  von 
100.714  fl.  vom  Prolongirungstage  an  zu  6^/o  zu  verzinsen.  Mit 
Ausnahme  des  letzteren  Punktes  wurden  diese  Bedingungen  accep- 
tirt^). 

In  Mähren  wurde  anstatt  der  14jährigen  Prolongirung  Mos 
die  Verlängerung  der  Zahlungstermine  um  je  3  Jahre  bewilligt 
Hienach  wären  alle  dortigen  Reteiitionsposten,  deren  letzte  Rate 
sonst  in  6  Jahren  fallig  geworden  wäre,  nach  9  Jahren  zu  tilgen 
gewesen  ^). 

Uebrigens  war  das  Bancalgubemium  bestrebt,  auch  für  solche 
Gontributionsschulden,  hinsichtlich  welcher  nicht  der  Gesammtheit 
der  Stände  eines  Landes,  sondern  einzelnen  Gläubigern  das 
Retentionsrecht  an  der  betreffenden  Anlagenquote  zustand,  eine 
einverständliche  Prolongirung  zu  erzielen.  Die  grösseren  Gläubiger 
dieser  Kategorie,  welche  an  faUigen  Posten  in  Böhmen  zusammen 
764.890  fl.,  in  Mähren  452.559  fl.  zu  fordern  hatten»),  wurden  im 
Wege  der  Hofkanzlei  ersucht,  sich  mit  diesen  Beträgen  auf  die 
Zeit  von  1716  bis  1729  repartiren  zu  lassen,  und  zwar  in  gleichen 
Jahresraten. 

2.  ständische  Darlehen  anlässlioh  des  Türkenkrieges 

von  1716  bis  1718. 

Der  im  Jahre  1716  ausgebrochene  Tüi'kenkrieg  versetzte  die 
Finanzverwaltung  neuerdings  in  die  Nothwendigkeit,  mit  erhöhten 
Anforderungen  an  die  Leistungsfähigkeit  der  Länder  heranzutreten. 


*)  Banc.  A.  vom  12.  März  1716. 

«)  Banc.  A.  vom  5.  März  1716. 

^)  Diese  Gläubiger  waren  die  Fürsten  Liechtenstein  nnd  Schwarzenber^, 
die  Grafen  Tsdiemin,  Spork,  Gallas,  Salaburg  und  Dietrichstein  und  das  Kloster 
WeUehrad  (Banc.  A.  v.  6.  Jänner  1716). 


A.  Cieditflgesch&fte  mit  den  Ständen  der  Erbländer  von  1716—1740.     665 

3o  kam  es,  dass  mehrere  Länder  schon  in  diesem  Feldzngsjahre 
iosser  den  ordentlichen  nnd  ausserordentlichen  (Kontributionen  ein 
y^/^iges  Darlehen  bewilligten.  In  Niederösterreich  betrug  das- 
selbe 450.000  fl.^).  Ober  Österreich  bewilligte  ein  Darlehen  ven 
J50.000  fl.,  rückzahlbar  zu  je  V5  in  den  Jahren  1719  bis  1721  und 
SU  V5  ün  Jahre  1722*).  Die  Rückzahlung  hatte  durch  Betention 
ron  der  betreffenden  Contributionsrate  zu  geschehen. 

Im  Jahre  1717  begnügte  sich  die  Hofkammer  in  Nieder- 
isterreich  anstatt  der  postulirten  Coütribution  von  1.042.000  fl. 
lit  900.000  fl,,  wofür  die  Stände  ein  e^oiges,  nach  Ablauf  der 
tecessfrist  aus  den  ordentlichen  Contributionen  rückzahlbares  Dar- 
Aen  von  270.000  fl.  bewilligten«). 

Auch  mit  den  Ländern  der  böhmischen  Erone  kamen  im  Jahre 
717  ähnliche  Anlehen  zu  Stande. 

Ausser  den  ordentlichen,  recessmässigen  Contributionen  und 
am  anlässlich  des  Krieges  postulirten  Extraordinarium  wurde  näm«- 
ch  mit  kaiserlicher  Resolution  vom  12.  October  1716  anstatt  der 
rojectirten  Vermögenssteuer  ein  weiteres  Contributionsextraordi- 
arium  von  2  Millionen  Gulden  auf  alle  Erbländer  repartirt*).  In 
en  böhmischen  Ländern  wurde  nun  von  der  Einhebung  der  ent- 
eilenden Quote  dieses  zweiten  Extraordinariums  gegen  darlehens- 
reise  Ueberlassung  entsprechend  grösserer  Beträge  abgesehen.  Die 
ezüglichen  Verträge  kamen  nach  langen  Verhandlungen  im  Früh- 
ihr  und  Sommer  1717  zu  Stande.  In  Böhmen  bewilligte  der 
iandtag  900.000  fl.,  in  Mähren  280.000 fl.,  in  Schlesien  500.000 fl. 
"egen  Rückzahlung  in  6,  nach  2  Jahren  beginnenden  Jahresraten 
lurch  ßetention  aus  dem  Ordinarium*). 

Die  im  nächsten  Jahre  (1718)  eingeleiteten  analogen  Verhand- 
ongen  scheinen  nur  theilweise  zum  Ziele  geführt  zu  haben.    Die 


*)  F.  C.  Prot,  vom  27.  October  1716.  —  Für  seine  Mühewaltung  bei  der 
Liif  bringung  des  Capitals  wurde  dem  Landes-Obereinnehmcr  eine  Provision  von 
7o  bewilligt.  Sonst  hatten  die  Einnehmer  in  solchen  Fällen  ein  Porträt  des 
Kaisers  oder  nur  eine  goldene  Kette  im  Werthe  von  600  bis  600  fl.  erhalten. 

2)  H.  F.  A.  vom  6.  April  1716. 

■)  Auch  diesmal  erhielt  der  Obereinnehmer  eine  Provision  von  1%.  F.  C. 
•rot.  vom  20.  November  1716  und  1.  Juni  1717. 

*)  Böhm.  F.  A.  vom  7.  November  und  H.  F.  A.  vom  24.  October  1716. 

^)  Böhm.  F.  A.  vom  13.  Februar,  8.,  11.  und  25.  April,  dann  31.  August 
717;  F.  C.  Prot,  vom  30.  Jänner  und  1.  Juni  1717. 
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Stände  Oberösterreichs  deprecirten  das  verlangte  ansserordentüche 
Darlehen  von  150.000  fl.  Mähren  wollte  anstatt  des  Extraordinariams 
ein  Darlehen  von  222.222  fl.  bewilligen;  die  Hofkammer  bestand 
aber  auf  den  postulirten  300.000  fl.;  die  Rückzahlung  sollte  in  den 
nächsten  5  Jahren  geschehen.  In  Böhmen  kam  das  Darlehen  n 
Stande;  in  welchem  Betrage,  ist  nicht  ersichtlich^). 


3.  Länderdarlehen  vom  Jahre  1727. 

Im  Jahre  1727  ergab  sich  in  Folge  der  Vermehrung  des  Mann- 
Schaftsstandes  der  Armee  ein  beträchtliches  Mehrerfordemis,  zu 
dessen  Bedeckung  u.  a.  von  den  Ständen  der  Erblande  Darlehai 
postulirt^)  und  nach  längeren  Verhandlungen  thatsächlich  bewilligt 
wurden. 

Die  Summe  der  bezüglichen  Capitalien  betrug  2.190.000  i, 
wovon  auf  Niederösterreich  660.000  fl.,  auf  Oberösterreich  130.0001*)» 
auf  Steyermark  100.000  fl.,  auf  Kärnten  60.000  fl.,  auf  Krain  4O.000fl; 
auf  Böhmen  600.000  fl.,  auf  Mähren  200.000  fl.  und  auf  Schlesien 
400.000  fl.  entfielen. 

Diese  Darlehen  waren  mit  6^/^  zu  verzinsen;  die  Bückzahlnng 
hatte  in  8  (bei  Niederösterreich  in  11)  vom  Jahre  1730  an  laufen- 
den Jahresraten  zu  geschehen,  und  zwar  wie  bei  dem  Decennal- 
Impegno,  durch  Abzug  (Retention)  aus  der  betreffenden  Jahres- 
contribution,  für  Niederösterreich  jedoch  aus  gewissen  Aufischlags- 
gefällen. 

Die  Modalitäten  der  Geldbeschaffung  scheint  man  dem  Belieben 
der  Stände  überlassen  zu  haben.  Wenigstens  wii*d  in  dem  mähri- 
schen ßecesse^)  ausdrücklich  bemerkt,  dass  sich  die  Stände  vo^ 
behalten,  die  Anticipation  corporativ  zu  geben,  und  unter  die 
einzelnen  Landschaftsmitglieder  zu  repartiren,  oder  aber  das  Capital 


0  H.  F.  A.  vom  24.  März  böhm.  F.  A.  vom  4.  Februar  und  8.  Man  1718. 

^)  Fttr  diesen  Abschnitt  s.  d.  H.  F.  A.  vom  16.  und  19.  März,  6.  und  8.  Mai, 
29.  October  und  29.  November  1727  und  vom  12.  AprU  1729.  —  Für  Niede^ 
Österreich  s.  die  ständische  Erklärung  vom  17.  Mai  1727  im  Prandan*8cheii 
Actenfascikel  1,  Abth.  3. 

')  Von  Oberösterreich  hatte  man  330.000  fl.  begehrt,  besonderer  Umstände 
halber  aber  sich  mit  130.000  fl.  begnügt. 

*)  S.  D'Elvert,  II,  8.  98  ff. 
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rch  Aiifilahme  einzelner  „Snbanticipationes''  aufzubringen.  Letzteres 
ir  wohl  in  der  Kegel  der  Fall^). 

Von  den  Quoten  Nieder-  und  Oberösterreichs  waren  im  Früh- 
ir  1729  noch  69.021  fl.  ausständig,  weshalb  deren  Erlag  im  Wege 
r  Hof  kanzlei  betrieben  wurde. 

i.  ContributionsreoeBse  mit  den  Ständen  NiederösterreiohB  von 

1723  an. 

Als  sich  die  Geltung  der  Decennal-Recesse  vom  Jahre  1713 
rem  Ende  näherte,  wurden  mit  den  Ständen  der  österreichischen 
d  böhmischen  Erbländer  wegen  Feststellung  des  Contributions- 
linariums  neue  Verträge  abgeschlossen. 

Speciell  für  Niederösterreich  kam  der  bezügliche  Recess  am 
.  März  1723  zu  Stande*).  Hiemit  wurde  der  Recess  vom  Jahre 
13  mit  dem  hierin  festgesetzten  Ordinarium  von  600.000  fl.  bis 
40  prolongirt,  und  zugleich  für  die  Jahre  1722  bis  1740  ein 
:traordinarium  von  jährlich  100.000  fl.  bewilligt,  in  welches  fiir 
i  ersten  2  Jahre  das  schon  1719  auf  5  Jahre  bewilligte  Extra- 
linarium  von  66.666  fl.  eingerechnet  werden  sollte.  Das  neue 
:traordinarium  sollte  jedoch,  ausser  in  Eriegszeiten  und  bei  anderen 
entliehen  Calamitäten,  sammt  dem  gleichzeitig  weiter  bewilligten 
dten  Drittel  der  Landsteuer  den  Ständen  zur  Bezahlung  der 
r  das  Aerar  contrahirten  Schulden,  d.  h.  der  Retentions- 
sten,  in  Händen  belassen  werden.  Auch  das  Eirchensilber- 
lehen  von  1704  war  aus  diesem  Extraordinarium  zu  tilgen.  Die 
rigen  Bestimmungen  fallen  grösstentheils  mit  jenen  des  Decennal- 
cesses  zusammen. 

In  den  Jahren  1728,  29  und  30  liehen  die  Stände  Niederöster- 
ichs  je  130.000  fl.,  und  zwar  1728  zu  den  Bedingungen  des  An- 
hens  von  1727*),  in  den  beiden  übrigen  Jahren  gegen  Sicherstellung 
if  das  Extraordinarium  und  das  zweite  Landsteuerdrittel  ^). 

Im  Jahre  1730  wurde  mit  der  Wiener  Stadtbank  wegen  eines 
)arlehens  von  2  Millionen  Gulden  verhandelt,  wofür  der  Bank 


^)  So  wurden  z.  B.  den  Ständen  Niederösterreichs  die  Aufbringungskosten 
nit  1%  vergütet. 

*)  Prandan^sche  Acten.  Fase.  1,  Abth.  3.  Die  Recesse  für  die  übrigen  Krön- 
ender waren  mir  nicht  zugänglich. 

*)  8.  Seite  666. 

*)  Recess  vom  9.  Juli  1730  in  den  Prandau'schen  Fase.  I,  Abth.  3. 
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durch  15  Jahre  die  statutenmässige  Quote  von  200.000  fl.  aus  den 
ordentlichen  Contributionen  Niederösterreichs  überlassen  werden 
sollte. 

Aus  diesem  Anlasse  wurde,  da  die  Becessfirist  1740  erlosclv^ 
wegen  Verlängerung  des  Contributionsordinariums  von  600.000^ 
auf  die  Jahre  1741  bis  1745  am  9.  Juli  1730  ein  neuer  Bece^ 
abgeschlossen^),  worin  sich  die  Stände  verpflichteten,  die  fraglio^^ 
Quote  jährlich  an   die  Bank  abzuführen.    Hiebei  wurde  zuglei^^ 
vereinbart,  dass  gewisse,  den  Ständen  für  ihre  Darlehen  von  1727 
und  1728  bis  Ende  1740  verpfändete  Aufschläge,  auch  über  dieseo 
Zeitpunkt  hinaus,  falls  sie  nicht  ganz  aui^ehoben  würden,  bis  zur 
völligen   Rückzahlung    jener   Anlehen    den   Ständen   zu   beladen 
seien.  —  Endlich  wui*de  in  demselben  Kecesse  auch  die  für  die 
Darlehen  von  1729  und  1730  eingeräumte  Hypothek  auf  das  Extra- 
ordinarium  von  100.000  fl.  und  auf  das  zweite  Landsteuerdrittel 
bis  zur  völligen  Tilgung  prolongirt. 

Im  Jahre  1739  liehen  die  Stände  von  Brabant  3  Millionen 
argent  fort  (=  2  V«  Millionen  Gulden  rhein.),  rückzahlbar  in  15  Jahren^ 
gegen  Garantie  der  Stände  Niederösterreichs.  Aus  diesem  Anlasse 
erstreckten  letztere  mit  Becess  vom  9.  März  1739 -)  die  Bewilligang 
des  Contiibutionsordinariums  von  600.000  fl.  bis  1764,  und  verpflich- 
teten sie  sich,  hievon  jähi*lich  216.000  fl.  an  die  Brabanter  Stande 
abzuführen,  wogegen  die  früher  stipulirte  Zahlung  von  jährlich 
200.000  fl.  an  die  Stadtbank  aufhören  sollte.  Die  den  Ständen  in 
den  früheren  Becessen  bestellte  Hypothek  auf  die  Landeszuschläge^ 
das  Extraordinarium  und  das  zweite  Landsteuerdrittel  wurde  nun 
auch  auf  das  von  den  Ständen  kürzlich  übernommene  Prälatendu^ 
lehen  von  300.000  fl.  ausgedehnt. 

5.  Sonstige  Ständedarlehen  von  1730  bis  1739. 

Die  Stände  von  Kärnten  und  Krain  bewilligten  1730,  an- 
statt des  verlangten  Contributionsnachtrages  für  1728  bis  1730,  je 
ein  Darlehen  von  20.000  fl.,  rückzahlbar  in  4,  nach  Abstattung  des 
Darlehens  von  1727  beginnenden  Quartalsraten.  Die  Stände  Steier- 
mark s  liehen  aus  gleichem  Anlasse  80.000  fl.  gegen  Kückzahlong 
in  8  Jahresraten  vom  Jahre  1738  an*). 


*)  Prandau^sche  Acten,  Fase.  1,  Abth.  3. 
^)  Prandau'sche  Acten,  Fase.  1,  Abth.  3. 
3)  H.  F.  A.  Tom  2.  Mai  und  16.  December  1730. 


% 
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Im  Jahre  1731  sollten  die  Stände  von  Böhmen,  Mähren 
nd  Schlesien  die  Hälfte  des  postulirten  Extraordinarioms  als 
>arlehen  geben  ^).  Anlässlich  des  Feldzages  von  1734  bewilligten 
ie  Stände  der  Länder  der  böhmischen  Krone  anstatt  einer  ent. 
prechenden  Erhöhung  des  Contributionsordinarinms,  6^/oige,  in 
5  Jahresraten  rückzahlbare  Darlehen,  und  zwar  Böhmen  1.200.000  fl., 
lähren  400.000 *fl.  und  Schlesien  800.000  fl.«).  Zur  Bedeckung 
ler  für  die  Verzinsung  und  Rttckzahlung  dieser  Gapitalien  erforder- 
Lchen  Beträge  wurden  jährlich  entsprechende  Zuschläge  zum 
Sxtraordinarium  postulirt  und  zweifellos  auch  bewilligt^). 

Gleichzeitig  gaben  auch  andere  Eronländer  Darlehen,  vermuth- 
lieh  zu  denselben  Bedingungen,  und  zwar  Niederösterreich  600.000  fl., 
öberösterreich  300.000  fl.,  Steiermark  300.000  fl.,  Kärnten  200.000  fl. 
und  Krain  100.000  fl. 

Ueberdies  wird  ein  Darlehen  Schlesiens  von  600.000  fl.  aus 
lern  Jahre  1732  und  ein  solches  Niederösterreichs  von  500.000  fl. 
tos  dem  Jahre  1739  erwähnt*). 

5.  Inländische  Creditsoperationen  auf  verschiedene 

Fonde  von  1716  bis  1740. 

1.  Axüehen  gegen  Verpfändung  von  Cameralgef&llen. 

Seit  Errichtung  der  Bancalität  (1715)  wurde  der  grösste  Theil 
ler  inländischen  Anlehen  ohne  specielle  Pfandverschreibung 
Ulfgenommen,  da  diese  Behörde,  ungeachtet  aller  Gebrechen,  immer- 
tiin  beträchtliche  Summen  auf  ihren  eigenen  Credit  au&ubringen 
vermochte. 

Abgesehen  hievon  ermöglichte  es  der  Aufschwung  der  Wiener 

*)  H.  F.  A.  vom  3.  Mai  1731. 

«)  Böhm.  F.  A.  vom  31.  October  1733  und  19.  August  1734.  —  Auf  die 
sciilesische  Quote  gaben  die  Gebrüder  Palm  1733  einen  Vorschuss  von  107.000  fl. 
^  ViVo  P^'  mese,  rückzahlbar  binnen  längstens  6  Monaten  (H.  F.  A.  v.  22.  Dec. 
^733),  im  nächsten  Jahre  wieder  150.000  fl.  (H.  F.  A.  v.  26.  Aug.  1734). 

")  Das  betreffende  Postulat  an  die  drei  Länder  betrug  für  1735  zusammen 
H,00O  fl.,  für  1736  294.000  fl.  u.  s.  w.  dem  Erfordernisse  entsprechend  (Böhm. 
•  A.  V.  5.  Oct,  1734,  17.  Nov.  1735,  10.  Nov.  1736,  10.  Aug.  1737,  10.  Oct  1738 
la  16.  Nov.  1739). 

*)  S.  den  Ausweis  über  den  Schuldenstand  in  den  Prandau^schen  Acten, 
^^r.  m,  Nr.  4. 


670     Xn.  Verschiedene  Creditsoperationen  im  Inlande  von  1716 — 1740. 

Stadtbank,  insbesondere  die  lange  Zeit  hindurch  stets  steigende 
Theikiahme  des  Piivatcapitals  am  Einlagengeschäfte  der  Bank,  den 
Geldbedarf  des  Aerars  im  grössten  Umfange  ohne  unmittelbare  In- 
anspruchnahme des  Staatscredites  zu  befriedigen.  Auch  wurde  da- 
durch, dass  man  der  Bank  als  Bedeckung  fiir  ihre  CreditsleistoDgen 
statutengemäss  Staatsfonde  überweisen  musste,  die  Anzahl  der 
verpfändbaren  Staatseinnahmen  immer  mehr  vermindert  Die  V^- 
pfändung  von  CameralgefäUen  spielt  daher  bei  weitem  nicht 
mehr  eine  so  wichtige  BoUe  im  Staatshaushalte,  wie  in  der  vorigen 
Periode. 

Nach  wie  vor  bildete  bei  allen  solchen  #  Creditsgeschäften  die 
Obligationsform  die  Eegel,  desgleichen  die  6%ige  Verzinsung^). 
Was  die  Bückzahlungsbedingungen  betrifft,  so  wurde  nanmehr 
häufiger  ein  Eündigungsrecht  stipulirt. 

Die  niederösterreichischen  Cameralgefälle  wurden 
grösstentheils  sehr  früh  der  Wiener  Stadtbank  übergeben;  sie 
konnten  daher  nur  mehr  ganz  ausnahmsweise  als  Fond  für  Staate- 
anlehen  in  Betracht  kommen. 

Von  der  Baron  Thavonat'schen  Armenhausstiftung  fnr 
arme  invalide  Soldaten  (etwa  ^4  Millionen  Gulden)  sollten  1727 
6  bis  700.000  fl.  mit  dem  Pfandrechte  auf  das  niederöster- 
reichische Vicedomamt  zu  ö^o  ^®™  Aerar  angelegt  werden, 
beiderseits  ewig  und  unauf  kündlich.  Dieser  Zinsfuss  wurde  jedocli, 
da  man  ewige  Stiftungen  gewöhnlich  nur  mit  4  bis  4^/,*/o  ver- 
zinste, blos  für  20  Jahre  bewilligt,  üebrigens  scheinen  von  dem 
gedachten  Stiftungscapitale  blos  300.000  fl.  dem  Aerar  vorgestreckt 
worden  zu  sein,  und  zwar  zu  6^09  gegen  Sicherstellung  auf  das 
Wiener  Umgeld,  ohne  die  Clausel  der  Unauf kttndbarkeit *). 

Auf  das  niederösterreichische  Vicedomamt  lieh  1733 
Johann  Pachner  20.000  fl.,  rückza^^^)ar  nach  4  Jahren^  gegen  halb- 
jährige Kündigung,  mit  Generalpfandrecht  auf  alle  Cameralgefälle, 
und  1738  die  Vormundschaft  der  minderjährigen  Kinder  der  Gräfin 
Buceleni  50.000  fl.  zu  5^/o,  gegen  Rückzahlung  in  5,  nach  4  Jahrea 
beginnenden  Jahresraten*). 


^)  Wo  in  der  folgenden  Darstellung  nicht  ein  anderer  Zinsfuss  angegebei 
ist,  betrug  derselbe  6^0- 

*)  F.  C.  Prot  vom  6.  Februar  und  7.  November  1727. 
»)  H.  F.  A.  vom  1.  December  1733  nnd  2.  Mai  1738. 
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Im  Jahre  1727  trat  der  merkwfirdige  Fall  ein,  dass  ein  bereits 
r  Stadtbank  ttbergebenes  CameralgefäUe  als  Hypothek  für  eine 
editaoperation  des  Aerars  bestellt  wurde. 

Ffir  mehrere  Stiftungscapitalien  von  zusammen  80.000  fl^ 
dche  theils  f&r  Kirchen,  theils  für  Schulen  oder  Spitäler  gewidmet 
Iren,  und  zu  50^/o  unaufkündlich  zu  Lasten  des  Aerars  gegen 
iserliche  Obligation  angelegt  wurden,  verpfändete  man  nämlich 
B  bereits  der  Stadtbank  eingeräumten  Salzgefälle  in  Nieder- 
iterreich  und  Mähren,  weshalb  das  Capital  bei  der  Stadtbank 
Dgezahlt  werden  musste.  Die  betreffenden  14  Obligationen,  deren 
sträge  zwischen  1000  und  12.000  fl.  schwankten,  sind  durchwegs 
»ereinstimmend  formulirt^). 

Im  Jahre  1735  lieh  Graf  Gaisruck  behufs  Erlangung  einer 
ibesoldeten  Hofkammerrathsstelle  50.000  fl.  in  5  ^/^  igen  Stadt- 
ink- Obligationen,  gegen  Sicherstellung  auf  das  Mautamt  zu 
remsbruck  in  Kärnten,  5^/^  Zinsen  und  Rückzahlung  in  20, 
jch  5  Jahren  beginnenden  Quartalsraten  ^). 

Das  oberösterreichische  Vicedomamt  wird  1735  als  Hypo- 
Bk  für  ein  5^/oiges,  in  5,  nach  2  Jahren  beginnenden  Jahresraten 
bezahlbares  Dai*lehen  von  10.000  fl.  erwähnt*). 

Aehnlich  wie  in  Niederösterreich  verhielt  es  sich  in  Böhmen, 
}  das  Deputirtenamt  die  Verwaltung  der  hauptsächlichsten  in- 
-ecten  Abgaben  zu  besorgen  hatte.  Die  bezüglichen  Darlehen 
mmen  daher  nur  in  den  ersten  Jahren  dieser  Periode  vor. 

Im  Jahre  1717  liehen  3  geistliche  Corporationen  in  Böhmen 
sanmnen  136.000  fl.  zur  Abstossung  einer  Schuldforderung  des 
-afen  Hoyos.  Nach  der  betreffenden  kaiserlichen  Obligation  vom 
1.  Mai  1717  sollten  die  Zinsen  aus  dem  Deputirtenamte  gezahlt 
erden,  und  zwar  so  lange,  bis  „wir  (der  Kaiser)  das  Capital  nach 
iserem  gnädigsten  Gefallen  von  selbst  wieder  zurückzahlen  wollen, 
1er  unser  Aerar  mit  vorheriger  halbjähriger  Kündigung  zur  Re- 
mdirung  im  Stande  sein  wird".  Bei  Nichteinhaltung  der  Zinsen- 
ennine  sollte  das  Capital  als  aufgekündet  gelten. 

Um  dieselbe  Zeit  streckte  der  Deputirtenamts- Administrator 


*)  Diverse  H.  F.  A.  vom  1.  Jänner  1727. 

^  F.  C.  Prot,  vom  5.  März  und  H.  F.  A.  vom  21.  März  1735. 

*)  Oblig.  vom  31.  Octobcr  1735. 


672      XII.  VcTBchiedenc  Creditsoperationen  im  Inlandc  von  1716 — 1740. 

Wechsler  Schreyvogel*)  auf  vier  kaiserliche  Obligationen  zusammen 
150.000  fl.  vor,  gegen  Rückzahlung  aus  den  zuerst  eingehenden 
Gefällen  des  Amtes.  Im  nächsten  Jahre  lieh  derselbe  ohne  Obli- 
gation 100.000  fl.  auf  3  Monate,  zu  ^/q^U  monatlicher  Zinsen,  gegen 
Bückzahlung  aus  den  Mitteln  der  Bancalität,  eventuell  Begress  aus 
den  Gefällen  des  Amtes  ^. 

Das  böhmische  Grenzzoll-  und  Umgeldsgefälle  war  der 
Vormundschaft  des  minderjährigen  Grafen  Franz  Josef  Tscbernin 
schon  1711  für  die  Verzinsung  eines  Capitals  von  einer  Million 
Gulden  verpfändet  worden,  für  dessen  Bückzahlung  das  Contribntions- 
contingent  der  gräflichen  Güter  haftete.  1716  lieh  die  Vormund- 
schaft hierauf  abermals  500.000  fl.*),  und  zwar  sollte  der  Ertrag 
der  Gefälle  zunächst  zur  Verzinsung  des  alten,  dann  des  neuen 
Darlehens,  dann  eines  anderen,  auf  dem  Fleischkreuzergefalle  sicher- 
gestellten Capitals  verwendet  werden*  Der  Best  war  zur  succes- 
siven  Abstattung  des  neuen  Darlehenscapitals  bestimmt.  Bei  früherer 
Tilgung  des  älteren  Capitals  sollte  dessen  Capitalshypothek  auf  die 
neue  Forderung  übergehen.  Dem  Gläubiger  wurde,  bis  auf  einen 
dem  Aerar  vorbehaltenen  Betrag  von  70.000  fl.,  das  Compossessrecht 
an  den  verpfändeten  Gefällen  eingeräumt.  Unter  den  Bedingungen 
der  Obligationen  von  1711  und  1716,  und  vorbehaltlich  der  Prio- 
rität der  betreffenden  Pfandforderungsreste,  streckte  die  Tschemin*- 
sche  Vormundschaft  1718  wieder  300.000  fl.  auf  die  beiden  ge- 
dachten Hypotheken  vor*j.  Im  Jahre  1722  wurden  die  böhmischen 
Grenzzoll-,  Maut-  und  ümgeldsgetälle  dem  Grafen  Franz  Anton 
Tschernin  für  ein  Darlehen  von  300.000  fl.  und  einem  Grafen 
Bredau  für  ein  Darlehen  von  200.000  fl.  vei-pfändet,  ersteres  räck- 
zahlbar  in  3,  letzteres  in  6  Jahren.  Im  nächsten  Jahre  lieh  die 
Vormundschaft  des  minderjährigen  Grafen  Franz  Josef  Tschernin 
auf  die  genannten  Gefälle  und  den  Lederaufschlag  200.000  i, 
und  zwar  insoweit  diese  Fonde  nach  Abrechnung  der  vorerwähnten 
Hypotheken  zur  Verfügung  standen,  mit  der  Generalhypothek  anf 
alle  Einkünfte  und  Gefalle  aus  Böhmen,  gegen  Rückzahlung  in 


*j  Der  Administrationscontract  wurde  später  wiederholt  erneuert,  und  Ewac 
gegen  halbjährige  Kündigung  (böhm.  F.  A.  v.  14.  Juli  1719,  25.  Juü  1721  u.  s.  w.)-^ 
2)  Böhm.  F.  A.  vom  26.  Mai  1717  und  H.  F.  A.  vom  20.  Juni  1723. 
«j  Obligation  vom  3.  April  1716,  böhm.  F.  4 . 
*)  K.  Obligation  vom  27.  October  1718,  böhm.  F.  A. 


'.  Inländische  Creditsoperationen  auf  yerschiedene  Fonde  von  1716—1740.     673 

Jahren  vom  1.  Jänner  1726  an;  —  zu  denselben  Bedingungen  die 
ormundschaft  der  minderjährigen  Grafen  Philipp  Gallas,  Johann 
'han  and  Leopold  Sternberg  50.000,  beziehungsweise  50.000  und 
0.000  fl.^). 

Alle  diese  Gapitalien  waren  zu  6%  verzinslich  und  in  Quar- 
ftlsraten  rfickzahlbar;  der  Pfandgläubiger  hatte  das  Compossessrecht. 

Im  Jahre  1723  wurde  auf  dem  Zoll-  und  Umgeld  zu  Gunsten 
.es  Earthäuserklosters  in  Prag  ein  Capital  von  200.000  fl.  zu 
►•/o  sichergestellt,  als  Stiftung  für  das  seit  den  Hussitenkriegen 
lerstOrte,  nun  wieder  aufgebaute  Kloster,  und  zwar  als  ewiges 
>apital,  UDaufkündlich  durch  das  Stift,  jedoch  kündbar  durch  das 
kerar'). 

Vom  Jahre  1725  an  finden  sich  häufig  Obligationen  über  kleinere 
Darlehen  auf  die  schlesischen  Cameralgefälle,  zu  67o  verzins- 
ich,  rückzahlbar  nach  3,  zuweilen  auch  nach  2  Jahren  gegen 
nerte^ährige  Kündigung.  Der  Gesammtertrag  dieser  Darlehen, 
leren  Beträge  zwischen  1000  und  25.000  fl.  schwanken,  belief  sich 
«ispielsweise  von  1725  bis  1732  auf  rund  300.000  fl.  Uebrigens 
amen  solche  Geschäfte  noch  bis  1740  nicht  selten  vor.  Auch 
eistliche  Gorporationen  betheiligten  sich  daran.  Ausnahmsweise 
ird  1727  ein  8%iges  Darlehen  von  30.000  fl.  auf  denselben  Fond 
'wähnt,  rückzahlbar  nach  10  Jahren  gegen  halbjährige  Kündigung, 
it  dem  Vorbehalte  für  das  Aerar,  das  Capital  schon  Mher  gegen 
ilbjährige  Kündigung  in  3  Semestralraten  zu  zahlen^). 

Aach  einzelne  von  den  CameralgefäUen  Schlesiens  dienten  zu- 
eilen als  Pfandobject. 

So  lieh  Wertheimer  auf  das  Aequivalent  für  den  schlesischen 
(iergroschen  1723:  37.084  fl.  gegen  einen  Zuschlag  an  älteren 
Forderungen  bis  zur  Ergänzung  auf  150.000  fl.,  im  näclisten  Jahre 
SaOOO  fl.  In  beiden  Fällen  erhielt  er  hiefür  6^/oige  Obligationen. 
Um  dieselbe  Zeit  gab  der  Hofkammerrath  Baron  Andler  ein  in 
5  Jahresraten  zahlbares  Darlehen  von  75.000  fl.  zu  6^/^  gegen  Sicher- 


*)  K.  Obligationen  vom  10.  Februar  und  26.  November  1721 ,  dann  Tom 
^  lf«i  1723,  femer  zwei  k.  Obligationen  vom  10.  Juni  und  eine  vom  9.  October 
1723  (tohffl.  F.  Acten). 

V  K,  Obligation  vom  4.  Juni  1723,  böhm.  F.  A. 
!)  IMverse  böhm.  F.  A.  von  1725  bis  1739. 
^'  ^9n9i ,  Fimmzen  OMterreiclu.  43 
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Stellung  auf  den  gedachten  Fond  und  Belassung  des  vollen  (anstatt 
des  damals  üblichen  halben)  Gehaltes  als  Pension^). 

Das  schlesische  ßentamt  und  das  schlesische  Salzamt 
wurden  nur  mehr  selten  verpfändet,  ersteres  z.  B.  1717  für  ein 
nach  4  Jahren  gegen  vierteljährige  Kündigung  liickzablbares  Dar- 
lehen von  8000  fl.,  letzteres  in  demselben  Jahre  für  ein  in  3  Jahren 
rückzahlbares  Darlehen  von  15.000  fl.*). 

Nicht  selten  wurde  in  Schlesien  der  Wirthschaftsertrag 
von  Cameralherrschaften  als  Specialhypothek  für  Darlehen  be- 
stellt, ohne  Einräumung  eines  Pfandrechtes  auf  die  Substanz  des 
Gutes.  Hiebei  wurde  in  der  Regel  zugleich  die  Generalhypothek 
auf  alle  CameralgefäUe  Schlesiens  constituirt. 

Von  den  betreffenden,  fast  durchwegs  6®/oigen  Darlehen  wären 
zu  erwähnen:  jene  des  schlesischen  Kammerpräsidenten  Grafen 
Prosskau  von  100.000  fl.  (1723)  auf  den  Ertrag  der  schlesischen 
Teichwirthschaft,  rückzahlbar  in  8,  nach  2  Jahren  beginnenden 
Jahresraten,  von  100.000  fl.  (1734)  auf  die  Wirthschaftsrenten  von 
Brieg  und  Ohlau,  rückzahlbar  in  5  Jahren,  von  150.000  fl.  (1738) 
auf  die  Wirthschaftsrenten  von  Oppeln,  rückzahlbar  in  6  Jahren, 
—  ferner  die  Darlehen  des  Grafen  Schiagenberg  von  40.000  i 
(1734)  zu  denselben  Bedingungen  wie  das  vorletzt  erwähnte,  -—  des 
Grafen  Meyerfeld  von  70.000  fl.  (1736)  auf  den  Ertrag  des  Kammer- 
gutes  Strehl,  rückzalilbar  nach  6  Jahren  gegen  halbjährige  Kündi- 
gung, —  des  Grafen  Andler  von  50.000  (1738)  auf  den  Wirth- 
schaftsertrag von  Karlsmarkt  und  Kreuzburg,  rückzahlbar  in 
5  Jahren,  ausnahm  weise  zu  5^/o  Zinsen,  —  des  russischen  Generals 
Grafen  Weisbach  von  100.000  fl.  (1733)  auf  den  Ertrag  der  Teich- 
wirthschaft mit  dem  Ansprüche  auf  Einräumung  eines  anderen 
Pfandes  bei  Verlust  oder  Untergang  der  Hypothek,  rückzahlbar 
gegen  halbjährige  Kündigung^). 

Gegen  Verpfändung  des  Postgefälls  in  Wien  und  Schlesien 
lieh  Hofkammerrath  v.  Koch  1723  50.000  fl.,  rückzahlbar  binnen 
3  Jahren  in  Monatsraten*). 


»)  H.  F.  A.  vom  18.  Februar  1723  und  29.  März  1724',  F.  C.  Prot  vo^ 
21.  April  1724. 

»)  K.  Obligationen  vom  1.  April  und  30.  Juni  1717. 

8)  Obligationen  vom  12.  October  1723,  26.  Juni  1734  und  4.  Jtoner  173—- 
dann  vom  1.  September  1734,  23.  AprU  1736,  9.  April  1738  und  22.December  17a^ 

*)  ObUgation  vom  2.  Juli  1723. 
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Auf  das  schlesische  PostgefäU  allein  streckte  der  Vicepräsident 
•  schlesischen  Kammer  Graf  Homer  1734  50.000  fl.  vor,  gegen 
ckzahlung  in  6  Jahren.  1736  erlegte  der  Postverwalter  Neil  in 
äg  ein  Darlehen  von  40.000  fl.  zu  5^/o  gegen  Rückzahlung  in 
Quartalsraten  aus  dem  Ertrage  des  Prager  PostgefäUs  und 
rleihung  der  Anwartschaft  auf  die  Postverwalterstelle  für  seine 
hne^). 

Von  Darlehen  auf  das  ungarische  Salzgefälle  wäre  zu  er- 
ihnen  jenes  des  Hofkammerrathes  Hillebrand  von  Prandau 
n  100.000  fl.  (1721)  zu  6«/o,  rückzahlbar  in  4  Quartalen,  worüber 
Obligationen  zu  je  25.000  fl.  ausgestellt  wurden,  —  femer  der 
erster  Linie  auf  den  Kaufschilling  des  Marquisates  Spigni  sicher- 
stellte Vorschuss  des  Wechlers  Palm  von  150.000  fl.  (1723),  zu 
^Iq  per  mese  und  VsVo  Provision,  —  das  Darlehen  des  Hof- 
mmerrathes  Baron  von  Andler  von  75.000  fl.  (1724),  rückzahl- 
r  in  15  Jahresraten,  mit  der  Generalhypothek  auf  alle  Cameral- 
fälle,  jenes  des  Fürsten  Lubomirski  von  300.000  fl.  (1737), 
ckzahlbar  nach  3  Jahren  gegen  halbjährige  Kündigung,  und  des 
jster  Invalidenhauses  von  200.000  fl.  (1739),  zur  Hälfte  in 
irem,  zur  Hälfte  in  Militärrestscheinen  zum  Uebemahmscurse  von 
^/o,  zu  5^/o,  rückzahlbar  in  Monatsraten  von  höchstens  40.000  fl. 
gen  halbjährige  Kündigung^). 

Die  Gebrüder  Palm,  welchen  der  Verschleiss  des  Kupfers 
&  den  ungarischen  Bergwerken  übertragen  war,  Hessen  sich 
r  ihre  Vorschüsse  an  das  Aerar  häufig  den  Ertrag  dieser  Berg- 
erke  verpfänden.  Dies  geschah  z.  B.  für  einen  9®/oigen  Vorschuss 
m  70.000  fl.  im  Jahre  1725,  1736  für  ein  Darlehen  von  2Va  Mil- 
anen Gulden,  wofür  ihnen  das  Compossessrecht  eingeräumt  wurde, 
ei  letzterer  Creditsoperation  fungirten  die  Gebrüder  Palm  nur  als 
ermittler.  Ein  Theil  des  Capitals  wurde  durch  ein  5"/oiges  An- 
ähen  aufgebracht,  wovon  von  1738  an  4  Jahre  hindurch  jährlich 
OO.OOO  fL,  hierauf  jährlich  150.000  fl.  rückgezahlt  werden  sollten, 
öer  Rest  wurde  durch  Verkauf  von  Leibrenten  beschafft,  welche 
bei  mehr  als  fünfzigjährigen  Personen  9,  sonst  8^/^^  des  Capitals 
betrugen.   Auf  Grund  kaiserlicher  Ermächtigung  vom  12.  October  1 735 


*)  Böhm.  F.  A.  vom  1.  September  1734  und  Obligation  vom  28.  Februar  1736. 
^  H.  F.  A.  vom  31.  December  1721,  12.  Juni  1723,  vom  18.  und  28.  jApril 
737  und  1.  November  1739,  dann  Obligation  vom  29.  Juni  1724. 

43* 
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hatten  die  Gebrüder  Palm  den  einzelnen  Subscribenten  die  ent- 
sprechende Theilobligation  mit  Benützung  gedruckter  Formulare^) 
auszustellen. 

1733  liehen  die  Wechsler  Mönch  und  Raumer  50.000  fl.  auf 
das  ungarische  Kupfer.  1731  hatte  der  Wechsler  Hirschl  aus  einen 
Vorschüsse  auf  das  Banater  Kupfer  85.445  fl.  zu  fordern.  Dieser 
Betrag  wurde  unter  Erhöhung  der  Zinsen  von  6  auf  8^Iq  zur  Zah- 
lung in  8  Quartalsraten  angewiesen^). 

Ausnahmsweise  kam  auch  eine  blosse  G^neralhypothek  auf  die 
Gesammtheit  aller  Cameralgefälle  vor,  so  z.  B.  1728  für  einen, 
in  8  Quartalsraten  rückzahlbaren  Vorschuss  Tinti's  von  40.000  fl.*); 
—  ja  auch  eine  blos  allgemeine  Zusicherung  der  Eückzahlung  aas 
der  Gesammtheit  der  Cameral-  und  Militärgefälle,  so  z.  & 
1721  in  einer  kaiserlichen  Obligation  über  einen  binnen  einem 
halben  Jahre  rückzahlbaren  Vorschuss  Wertheimers  von  100.000  V\ 

2.  Anlehen  auf  den  Contributionsfond  und  andere  Militärfonde. 

Aus  den  oben  angegebenen  Gründen  wuide  der  Contributions- 
fond seit  1715,  abgesehen  von  den  Kriegsdarlehen  der  einzehien 
Kronländer  und  ausländischer  Capitalisten,  verhältnismässig  nor 
mehr  selten  als  Hypothek  verschrieben  und  überhaupt  fast  nur  in 
Kriegszeiten.  Die  Darleiher  waren  in  der  Regel  reich  begüterte 
Standespersonen.  Wie  bisher  wurde  denselben  in  den  Ländern  der 
böhmischen  Krone,  ausser  einem  Generalpfandrechte  auf  alle  Ein- 
nahmen des  Militär^tats  des  betreffenden  Landes,  gewöhnlich  die 
Specialhypothek  auf  das  Contributionscontingent  der  Herr- 
schaften des  Darleihers  mit  dem  Retentionsrechte  för 
Capitals-  und  Zinsenraten  eingeräumt,  wobei  die  Quittungen  des 
Gläubigers  beim  Obersteueramte  anstatt  der  Contributionszahlung 
anzunehmen  waren. 

So  lieh  z.  B.  1716  die  Voimundschaft  des  minderjährigen 
Grafen  Franz  Anton  Tschernin  150.000  fl.  gegen  Special-  und 
Realhypothek  auf  das  Abgabencontingent  der  gräflichen  Herrschaften 


^)  Ein  Exemplar  hievon  in  der  Patentensammlung  d.  Fin.  Arch. 
2)  F.  C.  Prot,  vom  14.  Juli  1725  und  11.  Juli  1731,  dann  H.  F.  A.  vom 
1.  November  und  19.  December  1736,  18.  Mai  1736  nnd  vom  30.  November  173a 
»)  Obligation  vom  20.  October  1728. 
*)  H.  F.  A.  vom  25.  April  1721. 
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Böhmen,  subsidiär  auf  das  böhmische  Deputirtenamt;  die  Rück- 
Jung  sollte  in  6  Semestralraten  geschehen^). 
1718  findet  sich  ein  Darlehen    des  Grafen  Losenthal  von 

000  fl.,  rückzahlbar  in  16  Quartalsraten,  mit  dem  Generalpfand- 
hte  auf  alle  Einnahmen  des  Militäretats  aus  Böhmen  und  der 
scialhypothek  auf  die  betreffenden  Contingente  des  Darleihers, 
gen  die  gleiche  Hypothek  und  zu  den  gleichen  Zinsen  liehen  in 
em  Jahre  Franz  Graf  Waldstein  100.000  fl.,  rückzahlbar  vom 
November  1720  an  successive  durch  Retention  des  ganzen  Cou- 
gentes,  und  Graf  Martiniz  50.000  fl.,  wovon  ^'^  im  ersten  Jahre, 

1  der  Rest  successive  aus  dem  Abgabencontingente  rückgezahlt 
rden  sollte^).  Diese  drei  Darlehen  bilden  einen  Bestandtheil 
les  freiwilligen  Darlehens  der  Wohlhabenderen,  (Lo- 
pletiores)  in  den  böhmischen  Ländern,  worüber  uns  sonst 
jhts  Näheres  überliefert  ist^). 

Mit  analoger  Hypothek  liehen  1733  Graf  Gallas  100.000  fl., 
•af  Waldstein  70.000  fl.  und  Füret  Wenzel  Liechtenstein 
0.000  fl.  (letzterer  mit  Hypothek  auf  seine  Contributionscontingente 
Mähren),  zu  5"/o,  rückzahlbar  in  10,  nach  5  Jahren  beginnenden 
hresraten,  femer  1734  zu  den  gleichen  Bedingungen  Franz  Graf 
jchernin  100.000  fl.,  die  böhmischen  Jesuiten  150.000  fl.  und 
-af  Gallas  100.000  fl.  Fürst  Wenzel  Liechtenstein  streckte 
34  noch  80.000  fl.  auf  die  obige  Hypothek  vor,  jedoch  zu  6^/o 
nsen  und  gegen  Rückzahlung  in  4  Jahren^).  Die  gleichen  Be- 
ugungen wurden  1738  für  ein  Darlehen  der  Vormundschaft  des 
inderjährigen  Fürsten  Johann  Karl  Liechtenstein  von  100.000  fl. 
reinbart,  wovon  ^/^  im  Baren,  -/s  ^^  durch  Cession  erworbenen 
jrarialassignationen  Oppenheimers  erlegt  wurden*). 

Von  Contributionsfondsanlehen  ohne  die  gedachte  Special- 
rpothek  wären  zunäclist  die  zwei  Darlehen  des  Grafen  Gatter- 
irg  aus  dem  Jahre  1717  zu  je  100.000  fl.  zu  erwähnen,  welche 


*)  Obbgaüon  vom  13.  Aprü  1716  (böhm.  F.  A.). 

-j  Obligationen  vom  3.  und  29.  October  und  13.  December  1718. 

^)  Im  Fin.  Archive  findet  sich  hierüber  nur  ein  allgemein  gehaltiBnes  Efsuch- 
ireiben  der  Hofkammer  an  die  böhmische  Hofkanzlei  (böhm.  F.  A.  v.  14.  Sept. 
18).    Der  Erfolg  war  jedenfalls  kein  bedeutender. 

*)  Obligationen  vom  24.  November  und  12.  December  1733,  vom  23.  Fe- 
aar,  20.  März,  28.  Juli  und  23.  August  1734. 

^)  Obligation  vom  9.  August  1738. 
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auf  das  Contributionsordinarium  Niederösterreichs  sichergestellt,  mit 
6^/0  vemnst  und  in  4,  mit  1.  März  1718  beginnenden  Jahresratei^ 
zurückgezahlt  werden   sollten.     Diese  zwei  Darlehen  waren  zui^ 
Theile  zur  Einlösung  der  seit  14  Jahren  verpfändeten  kaiserliche^ 
Juwelen  bestimmt.    Der  Kaiser  befahl  daher,  dem  Darleiher  hief^j,. 
das   Ah.   Wohlgefallen    mit   der   Versicherung    auszudrücken,    ^ 
werde  jederzeit  besonders  berücksichtigt  werden.     Die   bei  allen 
solchen  Anlehen  nothwendige  schriftliche  Annahme  der  Contributioiis. 
anweisung  durch  die  Stände  verzögerte  sich  in  diesem  Falle,  da  die 
Stände  Bedenken  erhoben^). 

Im  Jahre  1721  streckte  Lob  Sinzheim  zur  Verproviantirnng 
der  Armee  400.000  fl.  zu  6^/^  vor,  gegen  Rückzahlung  in  4  Quartals- 
raten aus  den  Contributionen  Böhmens,  eventuell  aus  anderen  Mitteln 
der  Bancalität.  Bei  Nichteinhaltung  des  Termins  sollte  eine  S^/'^ige 
Verzinsung  eintreten*). 

1731  übernahmen  die  Gebrüder  Palm  die  Verpflichtung,  in 
34  Wochenraten  zusammen  3.445.000  Lire  di  Milano  (=  1.O6O.0001 
rhein.)  vorzustrecken,  gegen  Rückzahlung  in  den  ersten  drei  Quartale 
aus  den  Contributionen  Schlesiens  für  1731.  Der  Zinsfuss  wurde 
loit  ^Ib^Io  monatlich  vereinbart,  da  günstigere  Bedingungen  nicW 
zu  erlangen  waren  ^. 

Anfangs  1735  verpflichtete  sich  Lob  Sinzheim,  binnen  3  Monaten 
ein  6^/oiges,  in  6  Jahren  rückzahlbares  Darlehen  von  600.000  1 
zu  geben.    Die  jährliche  Tilgungsrate  sollte  auf  die  Länder  Böhmen, 
Mähren,  Nieder-,  Ober-  und  Inneröst^rreich  repartirt  werden,  welche 
hierüber  eigene  ständische  Obligationen  auszustellen  hatt^ 
Dieses  Darlehensgeschäft  war  für  Sinzheim  insofern  sehr  vorthefl- 
haft,    als   ihm    gestattet   wurde,   hiebei   füi-    150.000   fl.   Müitar- 
assecui'ationen,  die  er  jedenfalls  sehr  billig  erworben  hatte,  anstatt 
Bargeldes    einzulegen.     Gleichwohl   musste   sich    die   Hofkammer 
überdies  noch  herbeilassen,  für  eine  b^l ^ige  Restforderung  Sinzheims 
aus  dem  Jahre  1727  von  592.023  fl.  sammt  einem  Zinsenausstande 
von  241.741   fl.   die  Abstattung   binnen  8  Jahren  (und  zwar  in 


*)  Obligationen   vom   20.   Februar   und   15.  Mai   1717,   F.  C.  Prot.  Tom 
25.  November  und  30.  December  1716,  H.  F.  A.  vom  2.  und  4.  August  1717. 

«)  F.  C.  Prot,  vom  13.  und  H.  F.  A.  vom  25.  August  1721. 

8)  H.  F.  A.  vom  1.  Februar  1731. 
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önatsraten),  za  bewilligen.  Zuerst  sollte  der  Zinsenaasstand  ge- 
igt werden,  dann  dass  Capital,  letzteres  mit  b^'^  Zinsen^). 

Ein  Darlehen  des  Enrpfälzer  Hoffactors,  des  Jaden  Emannel 
ayer,  von  100.000  fl.  aus  dem  Jahre  1735,  za  6^!^  verzinslich, 
kckzahlbar  von  1736  an  in  8  Semestralraten,  wurde  auf  die 
ontribationen  Böhmens  sichergestellt^). 

Der  böhmische  Kanzler  Graf  Kinsky,  welcher  1739  auf  die 
ontilbutionen  Böhmens  400.000  fl.  vorgeschossen  hatte,  wovon 
Me  October  1739  noch  132.000  fl.  aushafteten,  erhielt  eine 
)bligation  über  diesen  Betrag,  wonach  derselbe  mit  6^!^  verzinst 
ind  nach  einem  Jahre  rückgezahlt  werden  sollte^). 

Gleich  den  eigentlichen  Contributionen  wurden,  wie  früher, 
ach  die  Rekruten-  und  Remontengelder  der  Länder  zuweilen 
ihr  Vorschüsse  auf  kurze  Fristen  verpfändet*),  ebenso  die  zeitweilig 
usgeschriebenen  Vermögenssteuern. 

Auf  die  schlesische  Vermögenssteuer  des  Jahi-es  1735  liehen 
ie  Gebrüder  Palm  100.000  fl.  zu  1%  per  mese,  und  250.000  fl. 
i  lO^/o,  letzteren  Betrag  gegen  Subsidiarverschreibung  des  Kauf- 
Shillings  von  345.000  fl.  für  die  verkauften  Cameralherrschaften 
irchberg  und  Weissenhorn.  1736  wurde  Sinzheim  mit  einem 
brschusse  von  300.000  fl.  auf  die  Vermögenssteuer  sämmtlicher 
irblande  sichergestellt.  Im  Jahre  1738  lieh  Hofkriegsrath  von  Koch 
if  das  mährische  Vermögenssteuerpauschale  von  300.000  fl.  100.000  fl. 
1  6^/o»  gegen  Ueberlassung  von  je  40®/o  der  jeweiligen  Eingänge 
ir  Capital  und  Zinsen  und  Abstattung  einer  älteren  Forderung 
irch  Quecksilber  in  natura.  Im  nächsten  Jahre  findet  sich  ein 
orschuss  der  Gebrüder  Palm  von  250.000  fl.  zu  9^/^  auf  die 
ihlesische  Türken-(Vermögens-)steuer  gegen  Ueberlassung  der  Hälfte 
it  jeweiligen  Eingänge  und  subsidiäre  Verpfändung  aller  Einnahmen 
»  Militär-  und  Cameral6tats  in  Schlesien^). 

Auch  auf  gewisse  ausserordentliche  Einnahmen  aus  dem 
eiche  wurden  häufig  bei  Bankiers,  welchen  man  dann  die  Ein- 
übung überliess,  entsprechende  Vorschüsse  aufgenommen. 


»)  H.  F.  A.  vom  7.  März  1735. 
«)  Obligation  vom  30.  October  1735. 
»)  H.  F.  A.  vom  15.  October  1739. 
*)  H.  F.  A.  vom  28.  Juni  1720. 

*)  H.  F.  A.  vom  4.  Februar,  15.  Juli  und  7.  August  1735,  19.  September 
36,  11.  März  1738,  12.  März  und  23.  April  1739. 
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So  wurde  z.  B.  Wolf  Wertheimer  1721  für  zwei  VorschttßÄ 
von  92.000  und  120.000  fl.  zu  6^/o  sichergestellt  auf  gewisse  Straf- 
gelder der  Reichsstadt  Hamburg.  Das  von  der  Reichsritter- 
schaft in  Franken,  Schwaben  und  am  Rhein  1732  bewilligte 
Caritativum  von  145.000  fl.  wurde  von  Lob  Sinzheim  gegen  8% 
für  Zinsen  und  Provision  eingehoben.  Auf  die  Reichs-Tarken- 
steuer  und  das  Subsidium  caritativum,  welche  anlässlich  des 
Tttrkenkrieges  für  1739  und  1740  bewilligt  wurden,  liehen  die 
Gebrüder  Palm  zweimal  je  150.000  fl.  zu  6^/o  gegen  die  Zusage, 
dass  der,  ein  Jahr  nach  der  Fälligkeit  dieser  Steuern  sich  ergebende 
Rückstand  aus  dem  Ertrage  der  ungarischen  Kupferbergwerke  be- 
zahlt werden  solle*). 

3.  Insbesondere  die  Anlehen  der  Jahre  1729  und  1730  pr.  1.500.000  fl. 
und  1  Million  Gulden  auf  den  sohlesisohen  Contributionsfond. 

Anstatt  des  im  Jahre  1729  projectirten  holländischen  Darlehens 
von  1  \!o  Millionen  Gulden  rhein.  auf  die  Contributionen  Schlesiens 
kam  eine  Anleihe  in  demselben  Betrage  und  zu  denselben  Be- 
dingungen in  den  böhmischen  Ländern  zu  Stande.  Jeder  der 
hieran  betheiligten  „treuherzigen  Darleiher"  erhielt  eine  eigene 
kaiserliehe  Obligation  nach  einem  Formulare  vom  14.  October  1729, 
sammt  einem  Abdrucke  der  Verpflichtungsurkunde  der  schlesischen 
Fürsten  und  Stände  vom  23.  Juli  1729.  Bei  sofortigem  Erläge 
durften  2^/o  Rabatt  abgezogen  werden.  Der  Minimalbetrag  eines 
Antheiles  belief  sich  auf  1000  fl«). 

Es  war  dies  kein  Zwangsdarlehen,  sondern  ein  freiwilliges,  da 
die  im  Herbste  1729  an  die  vermöglicheren  Personen  in  den 
böhmischen  Ländern  gerichtete  AuflForderung,  womit  sie  unter  Hin- 
weis auf  die  Sicherheit  der  Anlage  um  entsprechende  Beiträge 
angegangen  wurden,  nicht  den  Charakter  eines  Befehles  hatte. 

Uebrigens  flössen  die  Anlehensgelder  nur  sehi*  langsam  ein. 
Bis  Ende  December  1729  wurden  646.000  fl.  übernommen,  jedoch 
nur  theil weise  erlegt®).    Bis  10.  Juli  1730  waren  in  den  böhmischen 


1)  H.  F.  A.  vom  3.  Juni  J721,  16.  Mai  1732,  1.  Juli  1739  und  19.  Jänner 
1740. 

«)  Böhm.  F.  A.  vom  19.  September  1729,  6.  Jänner  1730  und  1- October  1734. 

»)  Hievon  in  Böhmen  266.000  fl.,  in  Mähren  30.000  fl.,  in  Schlesien 
350.000  fl. 
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Ländern  1.022.000  fl.  eingegangen.    Erst  im  Herbste  1731  war  die 
Anleihe  complet^). 

Die  Anzahl  der  Beitragenden  ist  nicht  genan  zu  ermitteln. 
Ungefähr  %  des  Capitals  wurde  von  80  Interessenten  aufgebracht, 
was  einem  Durchschnittsbetrage  von  rund  15.000  fl.  entspricht. 

Schon  Anfangs  1730  hatten  einige  holländische  Capitalisten 
k  conto  dieses  IV«  Millionen-Aulehens  zusammen  400.000  fl.  rhein. 
angeboten.  In  der  That  wurde  für  Jakob  Smits  in  Nymwegen,  der 
die  Vermittlung  übernommen  zu  haben  scheint,  am  29.  August  1730 
eine  auf  diesen  Betrag  lautende  Obligation  zu  den  Bedingungen 
jenes  Anlehens  ausgestellt^).  Die  obige  Summe  wurde  auch  that- 
Bächlich  in  den  Jahren  1730  und  173r  aufgebracht.  Inzwischen 
war  aber  das  1^^  Millionen-Anlehen,  wenngleich  langsam,  so  doch 
ohne  Zuhilfenahme  jenes  holländischen  Beitrages  completirt  worden. 
Der  letztere  wurde  daher  in  ein  erst  später  projectirtes,  mit  dem 
vorigen  in  seinen  Bedingungen  im  wesentlichen  identisches  *)  Collectiv- 
darlehen  von  einer  Million  Gulden  einbezogen,  von  welchem 
also  nur  600.000  fl.  auf  dem  bisherigen  Wege  aufzubringen  waren*). 

Hievon  wurden  vom  12.  December  1731  bis  Ende  December 
1732:  346.350  fl.  erlegt,  der  Rest  bis  16.  Februar  1733*).  Bei 
grösseren  Beiträgen  wurden,  der  leichteren  Verkehrsfähigkeit  halber, 
über  Verlangen  mehrere  Theilobligationen  ausgestellt.  Die  Cessionen 
einzelner  Antheile  wai*en  so  häufig,  dass  man  hiefür  ein  eigenes 
Formular  vorschrieb*). 

Das  Pester  Invalidenhaus,  welches  sich  an  dem  fraglichen 
Anlehen  mit  172.055  fl.  betheiligt  hatte,  cedirte  seinen  Antheil  1734 
an  die  Bancalität,  weshalb  letztere  bis  zum  Betrage  desselben  auf 
den  schlesischen  Fond  neue  Anlehen  aufnahm'). 


*)  Böhm.  F.  A.  vom  5.  Mai  und  10.  Juli  1730,  5.  December  1731  u.  a. 

*)  H.  F.  A.  vom  21.  Februar  und  29.  August  1730. 

8)  Die  Rückzahlung,  welche  sich  auf  4  Jahre  zu  vertheilen  hatte,  soUte 
beim  früheren  Anlehen  nach  4,  beim  späteren  nach  3  Jahren  beginnen.  Die 
Gesammtfrist  betrug  daher  beim  enteren  8,  beim  letzteren  7  Jahre  (k.  Pat 
V.  28.  Jänner  1732  in  d.  Pat.  Sammig.  des  F.  Arch.). 

*)  Böhm.  F.  A.  vom  5.  December  1731. 

^)  Inzwischen  behalf  man  sich  durch  schwebende  Schulden  (H.  F.  A. 
V.  20.  Jänner  1733). 

«)  Böhm.  F.  A.  vom  27.  Februar  und  19.  Mai  1733. 

^  Böhm.  F.  A.  vom  1.  October  1734. 
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4.  Vorschüsse  ohne  Hypothek  von  1721  bis  1740. 

Wie  bereits  an  anderer  Stelle  ausgefühi-t  wurde,  sind  die  B^ 
träge,  welche  von  1715  bis  1720  auf  den  blossen  Credit  der  ßanc^ 
lität,  d.  h.  ohne   Verpfändung  bestimmter  Staatseinnahmen,  d^^ 
Aerar  als  Darlehen  zuflössen,  sehr  beträchtliche.    Nach  1721  war^ 
derartige  Crcditsoperationen,  bei  welchen  es  sich  gewöhnlich  ^^ 
Vorschüsse  auf  kurze  Fristen,  also  um  schwebende  Schulden    f^ 
engeren  Sinne  handelte,  in  Folge  des  Aufschwunges  der  Wiener 
Stadtbank,    gleich   allen  anderen  unmittelbaren  Staatsanlehen  im 
Inlande  weit  minder  zahlreich.     In  solchen  Fällen  wurden,  wie 
früher,  gewöhnlich  Bancalässecurationen  oder  einfache  Bancalextracte 
ausgefertigt. 

Nach  wie  vor  waren  die  betreffenden  Contrahenten  in  der  Kegel 
Wechsler,  welche  es,  namentlich  in  kritischen  Zeiten,  nicht  selten 
vei^tanden,  anlässlich  eines  neuen  Darlehens  eine  günstigere 
Behandlung  älterer  Forderungen,  beispielsweise  die  baldige 
volle  Bezahlung  von  weit  unter  dem  Nennwerthe  erworbenen  Schuld- 
Posten,  durchzusetzen. 

Von  Geschäften  dieser  Art,  welche  übrigens  zuweilen  Jahre 
lang  nicht  vorkamen,  wären  zu  erwähnen: 

Aus  dem  Jahre  1721  die  Vorschüsse  des  Juden  Hirschl  von 
207.950  fl.  zu  6®/o,  zurückzahlbar  in  12  Quai'talsraten  mit  einer 
älteren  Forderung  von  92.050  fl.,  und  dem  Ansprüche  auf  Erhöhung 
der  Zinsen  auf  8  ^/o  im  Falle  der  Terminsüberschreitung,  —  femer 
von  150.000  fl.  zu  6  Vo  mit  einem  Zuschlage  von  100.000  fl.  an 
durch  Cession  erworbenen  Restforderungen,  lückzahlbar  in  6  Quartals- 
raten, —  sodann  die  67oigen  Vorachüsse  der  Gräfln  von  Kegal 
von  100.000  fl.,  rückzahlbar  in  6  Quartalsraten  mit  einer  älterea 
Forderung  von  32.000  fl.,  letztere  jedoch  theils  zu  5  7o»  theils  gar 
nicht  verzinslich,  —  und  des  Lob  Sinzheim  von  66.905  fl.,  rüct- 
zahlbar  in  der  gleichen  Frist  sammt  einem  Ausstande  von  1 3.098  fl.^  - 

aus  dem  Jahre  1725:  ein  Darlehen  Sinzheims  von  105.402  ^ 
zu  6^/o,  rückzahlbar  in  16  Quai*talsraten  mit  einem  Zuschlage  a^ 
verschiedenen  Restforderungen  von  zusammen  180.000  fl.*); 


*)  H.  F.  A.  vom  7.  und  28.  October,   dann  vom  15.  November,  13.  unM 
17.  December  1721. 

^)  H.  F.  A.  vom  7.  September  1725. 
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ans  dem  Jahre  1727:  ein  Vorschuss  des  Hirsclil  Spitz  von 
.000  fl.,  wofür  demselben  sogenannte  Militärrestzettel  von 
sammen  300.000  fl.,  und  zwar  wie  es  damals  bei  der  Liquidimng 
rartiger  Eückstände  üblich  war,  nnter  ßednction  des  Nennwerthes 
f  die  Hälfte^),  zur  Zahlung  auf  die  Jahre  1730  bis  1733  an- 
iwiesen  wurden'^); 

ans  dem  Jahre  1728:  ein  Darlehen  des  Vorgenannten  von 
0.000  fl.,  wovon  die  eine  Hälfte  bar  erlegt,  die  andere  zur  Ab- 
rang von  300.000  fl.  Militärrestzetteln  verwendet  wurde.  (Be- 
igungen  unbekannt,  vielleicht  lediglich  Erweiterung  des  vorigen 
»chäftes^); 

aus  dem  Jahre  1729:  ein  von  1731  an  in  24  Quartalsititen 
ckzahlbares  Darlehen  des  Lob  Sinzheim  von  610.000  fl.,  wofür 
mselben  Militärrestzettel  von  zusammen  840.000  fl.  unter  der 
liehen  Reduction  auf  die  Hälfte  und  600.000  fl.  an  ausständigen 
)rderungen  der  kaiserlichen  Stadt-Guardia,  letztere  pauschalirt  mit 
>s  70.000  fl.,  —  zusammen  also  490.000  fl.  zur  6 ^/o igen  Ver- 
eisung und  Bückzahlung  von  1732  an  in  6  Jahren  assignirt  wurden, 
it  der  Zusage  der  vorzugsweisen  Bei*ücksichtigung  bei  etwaigen 
luftigen  „  Bestanzengeschäf ten ""  ^) ; 

aus  dem  Jahre  1739:  das  Darlehen  der  Juden  Levi  und  Jsaak 
m  122.624  fl.  unter  Zuschlag  einer  alten  Proviantlieferungsforde- 
mg  von  127.376  fl.,  rückzahlbai-  in  60  Monatsraten*). 

Von  Vorschüssen  ohne  Zuschlag  älterer  Forderungen, 
ei  welchen  naturgemäss  häufig  ein  höherer  Zinsfuss  bewilligt  werden 
lasste,  wären  erwähnenswerth: 

Aus  dem  Jahre  1726:  jene  der  Juden  Hirschl  und  Schle- 
inger  von  150.000  fl.  und  75.000  fl.  zu  5«/o  auf  6  Jahre**); 

aus  dem  Jahre  1727:  das  Darlehen  des  neuemannten  Hof- 
ammerrathes  de  Poulle  (für  die  Verleihung  dieser  Stelle)  von 


M  Für  die  Abstattung  solcher  MilitärrestfordeniDgen  waren  im  Allgemeinen 
ar  sehr  geringe  Fonde  gewidmet  (F.  C.  Prot.  v.  13.  August  1721).  Zuweilen 
^e  die  Forderung  bei  der  Rückzahlung  auf  ein  Drittel  reducirt  (H.  F.  A» 
8.  Jänner  1726). 

«)  H.  F.  A.  vom  19.  September  1727. 

«)  H.  F.  A.  vom  16.  Februar  1732. 

*)  Ck)ntr.  vom  1.  Februar  1729  im  Rec.  Fase.  C  (Nr.  734). 

»)  H.  F.  A.  vom  5.  Jänner  1739. 

«)  H.  F.  A.  vom  2.  August  1726. 
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150.000  fl.  zu  5  ^/o,  gegen  Rückzahlung  von  Va  ^  den  ersten  8,  und 
^/g  in  den  nächsten  12  Quartalsraten  ^); 

aus  dem  Jahr§  1729:  die  Vorschüsse  der  Gebrüder  Palm  von 
134.000  fl.  zu  8  ®/o,  rückzahlbar  in  13  Monatsraten,  —  des  Kriegs- 
buchhalterei-Raitrathes  Müller  von  60.000  fl.  zu  77o  (znr  Ab- 
stattung einer  97„igen  Schuld  bestimmt)  —  und  Sinzheims  von 
525.000  fl.  behufs  Abstattung  der  rückständigen  Subsidien  an  £nr- 
trier  und  Kurmainz  zu  8  ^/o,  rückzahlbar  von  1731  an  in  24  Monats- 
ra  ten  -) ; 

ans  dem  Jahre  1731:  das  ß^loige,  in  24  Qnartalsraten  rück- 
zahlbare Darlehen  der  böhmischen  Judenschaft  von  200.0001 
als  Gegenleistung  für  die  fortgesetzte  Ermächtigung  zum  Betriebe 
des  Tuchhandels  u.  dgl.*); 

aus  dem  Jahre  1733:  die  8®/oigen  Vorschüsse  des  Lob  Sinz- 
heim  von  150.000  fl.,  rückzahlbar  in  einem  Jahre,  eventuell  früher, 
und  von  100.000  fl.,  rückzahlbar  in  10,  nach  Tilgung  der  vorigen 
Schuldpost  beginnenden  Monatsraten,  femer  jener  des  Hirsch  1  Spitz 
von  200.000  fl.  zu  8^/0,  rückzahlbar  in  8  Quartalsraten,  und  das 
Darlehen  des  Giacomo  Forster  von  100.000  fl.,  rückzahlbar  nicht 
vor  1739,  verzinslich  zu  8®^  bis  zum  Beginne  der  Tilgung  undza 
6^/0  von  diesem  Zeitpunkte  an*); 

aus  dem  Jahre  1734:  die  Vorschüsse  des  G^org  Helyetius 
und  der  Gebrüder  Palm  von  je  100.000  fl.  zu  8,  beziehungswdse 
9Vo>  i^d  des  schlesischen  Tabakadministratoi'S  von  Werzall  von 
100.000  fl.  zu  6  7o9  rückzahlbar  in  4,  nach  einem  Jahre  beginnenden 
Quartalsraten  ^). 

Im  Jahre  1736  übernahm  Sinzheim  die  Verpflichtung,  MiIitJü> 
restzettel  über  800.000  fl.  mit  der  Hälfte  einzulösen,  woftr  ihn 
nach  Massgabe  der  successiven  Liquidirung  durch  die  Hof  kriegsbach- 
halterei  von  der  Bancalmilitärbnchhalterei  5^/oige,  in  20  Quartak- 
raten  rückzahlbare  Bancalextracte  über  400.000  fl.  ausgestellt  werden 
sollten*). 


*)  H.  F.  A.  vom  30.  December  und  F.  C.  Prot,  vom  7.  NoTember  1727. 
*)  H.  F.  A.  vom  19.  Jänner,  23.  September  und  8.  November  1729. 
»)  Böhm.  F.  A.  vom  5.  Mai  1731. 

*)  F.  C.  Prot,  vom  23.  December  1732  und  H.  F.  A.  TOm  20.  Jänner  niw 
21.  Juli,  dann  vom  26.  April  und  16.  September  1733. 
^)  H.  F.  A.  vom  10.  December  1734. 
«)  H.  F.  A.  vom  15.  Octobcr  1736. 
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Ueberhanpt  war  Smzheim  damals  wohl  der  bedeutendste  unter 
den  inländischen  Staatsgläubigern.  Anfangs  1739  beti*ugen  seine  in 
das  Schnldensystem  eingereihten  Forderungen  rund  1  \^2  Millionen 
Golden;  ausserdem  hatte  er  noch  mehr  als  den  doppelten  Betrag 
von  Aerar  und  Stadtbank  zu  fordern^). 

C.  Schuldentilgung. 

1.  Tilgung  alter  Schulden. 

Die  sogenannten  „alten  Schulden'',   —  worunter  man  im 
Allgemeinen  jeweilig  alle  jene  verstand,  die  schon  mindestens  einige 
Jahrzehnte  alt  waren,  ohne  dass  hiefur  immer  eine  bestimmte  zeit* 
liehe  Grenze  festgehalten  worden  wäre*),  —  wurden  verschieden 
behandelt,  jenachdem  die  Forderung  durch  Pfandrecht  sichergestellt^ 
beziehungsweise  durch  fortlaufende  Zinsen-  oder  Capitalszahlungen, 
allenfalls  durch  Novation  anerkannt  war,    kurz,  jenachdem  eine 
Henunung    oder   Unterbrechung    der   Verjährung    nachgewiesen 
War  oder  nicht.  Im  letzteren  Falle  war  die  Rückzahlung,  wieder- 
holten Ah.  EntSchliessungen  zufolge,  grundsätzlich  zu  verweigern. 
Schuldposten  der  ersten  Art,  d.  h.  solche,  welche  irgendwie  sicher- 
gestellt oder  anerkannt  waren,  hatten  allerdings  mehr  Aussicht  auf 
ßerficksichtigung.    Doch  wurde,  da  man  hinsichtlich  alter  Schulden 
eine  Bfickzahlungspflicht  überhaupt  nicht  anerkannte,  auch 
in  solchen  Fällen  die  Bückzahlung  in  der  Regel,  namentlicli  bei 
sehr  alten  Schulden,  verweigert.    Insbesondere  bewilligte  man  füi- 
alte  Schulden  nur  ganz  ausnahmsweise  die  Einbeziehung  in  einen 
allftlligen  Tilgungsplan,  und  nie  zu  günstigen  Bedingungen.    Uebri- 
geas  wird  der  Ausdruck  „Verjährung^  in  den  Quellen  nur  sehr 
selten  gebraucht    Was  die  Verjährungsfrist  betrifft,  so  wird  die- 
8dbe  nirgends  ziffermässig  erwähnt.     In  Ermangelung  besonderer 
Forschriften  wurden  hiefüi*   die  allgemeinen   Regehi   des  bürger- 
tichen  Rechtes  als  massgebend  betrachtet^). 


')  H.  F.  A  vom  23.  Mai  1739. 

*)  Von  der  ständischen  Schuldübernahmo  im  Jahre  1701  wurden  jene  Staats- 
*<2holden  ausgeschlossen,  die  schon  vor  1683  entstanden  waren. 

')  In  Betreff  einer  66  Jahre  alten  Schuldforderang  wurde  1726  constatirt 

die  Veijfthningsfrist  diesfalls  schon  zweimal  abgelaufen  sei  (F.  C.  Prot.  y. 
*^-  tkc  1726). 
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Am  besten  war  selbstverständlich  die  Stellung  jener  Gläubigei 
die  durch  Pfandrecht  sichergestellt  waren,  insbesondere  dani 
wenn  es  sich  um  eine  fromme  Stiftung  (pia  causa)  handelte.  I 
solchen  Fällen  wurde  die  Gapitalszahlung  in  der  Begel  bewillig^ 
der  Zinsenausstand  jedoch  meistens  nicht  liquidirt. 

Das  Stift  St.  Dorothea  in  Wien  hatte  aus  einer  Stiftu"^ 
vom  Jahre  1415  eine  auf  den  Stadtgerichtsgefällen  radici^ 
Jahresrente  von  42  fl.  zu  beziehen,  zu  deren  Zahlung  das  A^^^ 
als  Vertreter  des  Stadtgerichtes  vei-pflichtet  war.  1717  wurde  ^la^ 
beschlossen,  das  Capital  dieser  Schuld  nach  Massgabe  des  Stifts- 
briefes  abzulösen  und  demnach  400  fl.  sofort,  den  Rest  von  2222  i 
in  16  Quartalsraten  zu  bezahlen,  wogegen  das  Stift  auf  den  Ziosen- 
ausstand  von  1981  fl.  verzichtete^). 

Aus  dem  Nachlasse  des  1630  verstorbenen  Cardinais  Khlesel 
war  ein  Capital  von  411.000  fl.  durch  kaiserliche  Obligation  vom 
Jahre  1631  als  Stiftung  für  mehrere  geistliche  Korporationen  anf 
dem  niederösterreichischen  Salzamte  zu  5^/^  pfandrechtlich  sicher- 
gestellt worden.  Thatsächlich  wui'den  aber  meist  nur  3^/^  Zinsen 
gezahlt,  so  dass  der  Zinsenausstand  1719  bereits  250.000  fl.  betrug. 
Das  Bisthum  Wien,  welches  an  der  Stiftung  mit  184.000  fl.  betheiligt 
war-),  verlangte  daher  für  seinen  Antheil  am  Zinsenaustande 
eine  Capitalserliöhung  von  100.000  fl.  oder  eine  Erhöhung  der  Zinsen 
auf  6^/o.  Dieses  Ansuchen  wurde  mit  kaiserlicher  Resolution  vom 
29.  November  1719  abgewiesen.  In  der  bezüglichen  Finanzconferenz- 
Sitzung  vom  9.  November  1719  war  die  Verjährung  der  Forderung 
geltend  gemacht  worden.  Auch  sei  der  Zinsenabgang  durch  ein 
jährliches  Aequivalent  von  6000  fl.  schon  seit  1634  ersetzt  worden 
und  in  den  Verhältnissen  des  Salzverschleisses  seit  dem  Abschlüsse 
des  Contractes  eine  bedeutende  Veränderung  eingetreten.  Ein 
Stiftungscapital  habe  aber  nicht  mehr  Rechte  als  eine  gewöhnliche 
Darlehensforderung,  üeberhaupt  sei  es  sehr  bedauerlich,  dass  Jetzt, 
wo  das  Aerar  gleichsam  auflieget",  solche  Ansprüche  gestellt  wurden. 

Ausnahmsweise  wurde  jedoch  aus  BilKgkeitsgründen  die  Be- 
zahlung des  Zinsenausstandes  bewilligt.  So  wurde  ein  ans 
dem  Jahre  1597  herrührendes,  durch  eine  Obligation  Kaiser  Leopold 


^)  F.  C.  Prot,  vom  10.  April  1717. 

*)  Der  Rest  vertheilte  sich  auf  das  Wiener  Domcapitel,  das  Bisthum  Wien 
Neustadt  und  5  Wiener  Klöster.  Alle  diese  Interessenten  stellten  keine  Ansprüd 
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m  Jahre  1693  neuerlich  anerkanntes  Stiftongscapital  von  28.000  fl. 

5%,  welches  auf  die  niederösterreichische  Urbarsteuer,  sub- 
üär  auf  das  niederösterreichische  Vicedomamt  pfandweise  sicher- 
stellt war,  1723  sammt  dem  Zinsenausstande  von  43.000  fl.  auf 
3  Girobank  überwiesen^).  —  Bischof  Szeczeny  von  Gran  hatte  1692 
1.000  fl.  zu  6*^/^,  in  einer  auf  ungarische  Cameralfonde  sicher- 
stellten Obligation  für  ein  Invalidenspital  in  Pest  gestiftet  Hie- 
>n  waren  seit  1702  keine  Zinsen  gezahlt  worden,  so  dass  der 
insenausstand  1728  sich  auf  101.400  fl.  belief.  Nun  beschloss 
e  Finanzconferenz  die  Abstattung  dieses  Ausstandes,  und  zwar 
i  immer  ein  dem  laufenden  Zinsenquartale  gleicher  Betrag  zu  be- 
Jüen.^).  —  Der  Gräfin  ßindsmaul,  welche  aus  zwei  hochverzins- 
:hen,  auf  dem  niederösterreichischen  Vicedomamte  sichergestellten 
arlehen  vom  Jahre  1598  13.700  fl.  an  Capital  und  74.691  fl.  an 
insenrückstand  zu  fordern  hatte,  wurde  hiefür  im  Jahre  1710  eine 
bfiüdung  von  40.000  fl.  aus  ungarischen  Fiscalitäten  zugesagt, 
elcher  Beschluss  allerdings  erst  nach  11  Jaliren  zur  Durchfuhrung 
ilangte  •^). 

Forderungen  ohne  Pfandrecht  wurden,  wenn  eine  spätere 
nerkennung  derselben  nachgewiesen  war,  zuweilen  liquidirt. 

So  wurde  eine  aus  dem  Jahre  1667  heiTührende  Schuldpost 
m  6000  fl.,  welche  1710  durch  eine  neue  Obligation  anerkannt 
3rden  war,  im  Hinblicke  auf  diese  Novation  im  Jahre  1718  aus- 
hmsweise  auf  die  Schuldencassa  angewiesen,  und  zwar  zur  Zahlung 

24  Qnartalsraten^). 

Im  nächsten  Jalire  wurde  fiii-  eine,  aus  einem  1697  gegebenen 
irlehen  von  40.000  fl.,  dessen  im  Jahre  1710  mit  29.800  fl.  capi- 
lisirten  Zinsenausstande  und  einem  Gnadengabsversprechen  von 
.200  fl.  entstandene,  durch  Obligation  bedeckte  Forderung  von 
0.000  fl.  die  Abstattung  in  Jahresraten  zu  3000  fl.  bewilligt*). 
eichzeitig  erfolgte  die  Anweisung  einer  anderen,  seit  1692  aus- 
Lndigen  Schuldpost,  und  zwar  theils  auf  die  laufenden  Mittel, 
iils  auf  das  Schuldensystem. 


»)  F.  C.  Prot,  vom  28.  Jänner  1723. 

')  F.  C.  Prot,  vom  17.  Februar  1728, 

*)  F.  C.  Prot,  vom  27.  Februar  und  27.  März  1721. 

*)  F.  C.  Prot,  vom  17.  Jänner  1718. 

»)  F.  C.  Prot,  vom  5.  Juli  1719. 
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Graf  Rueber  machte  1725  eine  liquide  alte  SchoIdforderuDg 
von  44.333  fl.  an  Capital  und  50.086  fl.  Zinsenausstand   geltend, 
welche  aus  mehreren  zwischen  1594  und  1610  entstandenen  Forde- 
rungen von  zusammen   215.000  fl.  durch  Nachlässe  im  Novations- 
wege  hervorgegangen  war.    Der  Gläubiger  bat  um  Bezahlung  von 
48.000  fl.  gegen   Verzicht  auf  den  ganzen  Rest  der  Forderung. 
Diese  Bitte  wurde  mit  dem  Beifügen  gewährt,  dass  dieses  reducirte 
Capital  zur  Rückzahlung  in  4  Jahren  mit  5^0  Zinsen  auf  die 
Wiener  Stadtbank  anzuweisen  sei.    Die  Finanzconferenz  hatte  den 
bezüglichen  Antragt)  damit  begründet,  dass  die  Forderung  durch 
vei*schiedene  Obligationen  und  Versicherungsdecrete,  sowie  durch 
Abschlagszahlungen  nachträglich  anerkannt  worden  sei  Auch  handle 
es  sich  hier  nicht  um  eine  Schuld,  welche  für  den  persön- 
lichen Bedarf  eines  früheren  Monarchen  contrahirt  wurde, 
und   daher  nach  den  Grundsätzen  des  Familienfideicom* 
misses  die  Nachfolger  nicht  belasten  könne.    Das  Darlehen 
sei  vielmehr  zur  Erhaltung  des  Gemeinwesens,  also  des  Fideicom- 
misses,  gegeben  worden,  belaste  daher  auch  den  Nachfolger  in  Folge 
eingetretener  in  rem  versio. 

In  Gemässheit  des  letzteren  Argumentes  hätten  freilich  folge- 
richtig alle,  von  früheren  Herrschern  für  Staatszwecke  contrahirten 
Schulden  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Entstehungszeit  liquidii't  werdai 
müssen,  was  man  doch  grundsätzlich  so  viel  wie  möglich  ausschloss. 

Wenn  weder  ein  Pfandrecht  noch  eine  spätere  Schuld- 
anerkennung vorlag,  wurde  die  Liquidirung  fast  stets  ver- 
weigert. 

Die  böhmischen  Jesuiten  hatten  1623  ein  aus  einer  Scbul- 
gebäudestiftung  herrührendes  Capital  von  50.000  fl.  zu  6^/^  dem 
Aerar  geliehen,  wovon  1630  noch  circa  22.000  fl.  aushafteten,  welche 
im  Hinblicke  auf  die  Münzverhältnisse  zur  Erlagszeit  durch  Um- 
rechnung der  Erlags Valuta  auf  16.000  fl.  reducirt  wurden.  Seit 
1661  stockte  die  Zinsenzahlung.  1719  baten  die  Jesuiten  behufe 
ßestaurirung  der  betreff'enden  Schule  um  eine  Pauschalzahlung  von 
4000  fl.  anstatt  des  Zinsenausstandes  von  rund  60.000  fl.  und  ua 
Ueberweisung  des  Capitals  auf  einen  sicheren  Fond.  Die  Hofkammer 
befürwortete  die  Ueberweisung  dieser  Forderung  mit  20.000  fl.  aoS 


^)  F.  C.  Prot,  vom  10.  September  1725. 
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iie  Bancalität.  Die  Finanzconferenz  beschloss  jedoch^)  die  Ab- 
ehnuDg  dieses  Antrages,  da  das  Capital  in  der  sogenannten  ,4^^8^6i^ 
ilünze"  erlegt  worden,  daher  thatsächlich  nur  12.000  fl.  werth  ge- 
ixresen  und  somit  bis  1630  schon  zweimal  zurückgezahlt  worden 
jeL  Im  Falle  der  Liquidirung  würden  sich  andere  Gläubiger,  die 
hr  Greld  in  guter  Münze  geliehen,  massenhaft  anmelden. 

Ebenso  wurde  1719  ein  Graf  Auersperg  mit  dem  Begehren 
:m  Ueberweisung  einer  alten  Forderung  von  133.000  fl.,  welche 
heils  aus  den  Jahren  1613  und  1616,  theils  aus  einer  unter 
'erdinand  III.  erfolgten  CapitaUsirung  der  bezüglichen  Zinsenaus- 
tände  herrühi-te,  über  Antrag  der  Hofkammer  von  der  Finanz- 
onferenz  abgewiesen^),  da  die  behauptete  Anerkennung  dieser 
Ichold  durch  Leopold  I.  nicht  nachweisbar  war. 

Graf  Johann  Draskowitz  hatte  aus  zwei  Obligationen  vom 
ahre  1633  über  100.000  fl.  zu  fordern,  wofür  ein  Pfandrecht  nicht 
»estand.  Als  der  Gläubiger  1722  um  die  Bückzahlung  ansuchte, 
beantragte  die  Hofkammer,  demselben  vorläufig  auf  Abschlag  einer 
etwaigen  künftigen  Liquidirung  eine  Fiscalität  im  Werthe  von 
iO.OOO  fl.  zu  geben.  Die  Finanzconferenz  sprach  sich  jedoch  gegen 
Iie  Anerkennung  einer  so  alten  Schuld  aus,  da  dieselbe  von  schäd- 
ichen  Folgen  wäre.  Man  solle  daher  die  Fiscalität  ganz  ohne 
Erwähnung  der  Schuld  verleihen.  In  diesem  Sinne  erfloss  auch 
im  13.  Jänner  1723  die  kaiserliche  EntSchliessung,  womit  der  Hof- 
kammer zugleich  die  früheren  Verbote  der  Liquidirung  alter  Schulden 
in  Erinnerung  gebracht  wurden,  zumal  auch  deren  Einbeziehung  in 
das  Schuldensystem  nicht  beabsichtigt  gewesen  sei*). 

Wilhelm  FreiheiT  v.  Horst   hatte  während  des   30jährigen 

Krieges  angeblich  351.460  Reichsthaler  aus  Eigenem  vorgestreckt, 

und  hiemit  einige  Truppenkörper  geworben  und  ausgerüstet.    1724 

baten  seine  Erben  aus  diesem  Titel  um  Bezahlung  der  auf  seinen 

Gtttem  noch  lastenden  Hypothek  von  15.000  fl.     Nachdem  diese 

Forderung  nie  liquidirt  worden  war,  und  solche  alte,  nicht  durch 

1  Pfandrecht,  sondern  nur  durch  „Vertröstungsdecrete"  sichergestellte 

Forderungen  zur  Vermeidung  von  PräJudicien  nicht  bezahlt  werden 

»Uten,  überdies  nur  für  35.000  fl.  Decrete  auffindbar  waren,  resol- 


*)  P.  C.  Prot,  vom  19.  August  1719. 

*)  F.  C.  Prot,  vom  17.  April  1719. 

*)  F.  C.  Prot,  vom  4.  und  13.  Jänner  und  H.  F.  A.  vom  20.  Jänner  1723. 

^*  Menti,  Finanzen  Oesterreicht.  44 
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virte  der  Kaiser  über  Antrag  der  Finanzconferenz ,  dass  das  Ge- 
such abzuweisen,  jedoch  den  mittellosen  Erben  eine  Gnadengabe  zu 
bewilligen  sei*). 

Ausnahmsweise  wurde  allerdings  auch  bei  alten  Schulden 
der  letztbezeichneten  Kategorie  die  Rückzahlung  bewilligt, 
jedoch  nur  aus  Gnade  und  unter  ausdrücklicher  Zurückweisung 
jeder  rechtlichen  Verpflichtung.  Dies  kam  z.  B.  bei  Stiftungscapitalien 
vor  *),  zuweilen  auch  in  anderen  berücksichtigungswürdigen  FäUen. 
Zinsenausstände  wurden  hiebei  aber  entweder  gar  nicht  oder  nur 
in  reducirtem  Betrage  liquidirt 

So  wurde  für  ein  Capital  von  50.000  fl.,  welches  Graf  Spork 
1689  zu  5^/o  gegen  Ersatz  aus  etwaigen  Fiscalitäten  geliehen  hatte, 
im  Jahre  1732  die  Anweisung  zur  Bückzahlung  in  den  folgenden ' 
4  Jahren  sammt  laufenden  Zinsen  bewilligt,  bezüglich  der  aus- 
ständigen Zinsen  aber  die  Eeduction  von  5  auf  2^/^  verfugt. 
Diese  ausnahmsweise  günstige  Behandlung  wurde  damit  begründet, 
dass  der  Darleilier  in  Curatel  versetzt  worden  war,  und  dessen 
Erben  jahrelang  nicht  die  Legitimation  zur  Zinsenbehebung  besassen, 
wodurch  eine  Hemmung  der  Verjährung  eingetreten  sei^). 

Im  nächsten  Jahre  wurde  ein  Vorschuss  von  728  fl.,  welchen 
ein  Kaufmann  Ignatz  Mayer  in  Freiburg  1665  anlässlich  der 
französischen  Belagerung  dieser  Stadt  gegeben  hatte,  ungeachtet 
der  eingetretenen  Verjährung  aus  Gnade  bezahlt*). 

Auffallend  ist  es,  dass,  während  die  grosse  Mehrzahl  der  an 
den    sogenannten    alten   Schulden  betheiligten   Creditsparteien  die 
Nichtanerkennung  ihrer  Forderungen  augenscheinlich  als  etwas  Un- 
vermeidliches hinnahm,  diesfalls  gerade  aus  den  Kreisen  des  höheren 
Clerus  zuweilen  Ansprüche  gestellt  wurden,  die  angesichts  der 
trostlosen  Finanzlage  des  Arars  von  keinem  besonders  opferwilligen 
Patriotismus  zeugen.     Hierher  gehört,  abgesehen  von  den  bereits 
früher  erwähnten  Begehren  des  Wiener  Bisthums  und  der  böhmischen 
Jesuiten,  auch  ein  Fall,  welcher  Anfangs  1717  zu  lebhaften  Ver- 
handlungen Anlass  gab. 


*)  F.  C.  Prot,  vom  7.  und  20.  November  1724. 
2)  So  z.  B.  F.  C.  Prot,  vom  12.  März  1726. 
*)  K.  Resolution  vom  2fi.  August  1732  über  ein  Hofkammerreferat  unter 
Nr.  4  im  F.  C.  Prot,  von  1732. 

*)  F.  C.  Prot,  vom  7.  Mai  1733. 
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Ende  1716  machte  nämlich  der  Erzbischof  von  Prag  namens 
des  böhmischen  Clerus  eine  Forderung  von  585.424  fl.  geltend, 
wovon  auf  zwei  in  den  Jahren  1680  und  1683  zum  Behufe  des 
Turkenkrieges  geleistete  Vorschüsse    163.244  fl.,  auf  den  bezüg- 
lichen Ziusenausstand  258.809  fl.  entfielen,  der  Rest  aber  auf  ge- 
^wissen,    dem   Clerus   zustehenden   Gebühren    beruhte.     In  Betreff 
dieses  Gebührenrückstandes  von  163.371  fl.  beschloss  die  Finanz- 
conferenz  über  Antrag  der  Hofkammer^),  man  möge  für  den  Theil- 
1>etrag  von  100.000  fl.  eine  5®/oige,  seitens  des  Gläubigei-s  unkünd- 
1)are,  seitens  des  Aerars  aber  halbjährig  kündbare  Obligation  aus- 
stellen, den  Rest  jedoch  ohne  Verzinsung  in  Jahresraten  von  10.000  fl. 
abstatten.    Bezüglich  der  alten  Vorschüsse  sei  der  Papst  zu  er- 
suchen, den  Nachlass  des  Zinsenausstandes  zu  befehlen,  und  zwar 
mit  der  Begründung,  man  habe  nicht  erwartet,  dass  der  Clerus  ein 
zur  Kettung  vor   den  Türken   gegebenes  Capital  je  zurückfordern 
werde,  geschweige,  dass  er  dessen  Verzinsung  verlangen  werde. 

Der  Kaiser  suspendirte  diesen  Beschluss  bis  nach  Einvernehmung 
der  Hofkanzlei,  weil  der  Erzbischof  die  vorherige  Anzeige  an  den 
Kaiser  als  obersten  Kirchenpatron  unterlassen  hatte.  Zugleich  be- 
fahl der  Monarch,  in  Zukunft  in  allen  solchen  Fällen  auf  die  wohl- 
hergebrachten Gerechtsame  des  obersten  Schutz-  und  Patronats- 
rechtes  umsomehr  „ein  wachsames  Auge  zu  haben,  als  ohnedem 
die  Geistlichkeit  ihre  Exemtiones  und  jura  ultra  limites 
je  länger,  je  mehr  extendirte". 

Wie  die  Angelegenheit  endgiltig  ausgetragen  wurde,  ist  nicht 
ersichtlich  -). 

2.  Insbesondere  von  der  Tilgung  der  alten  Tiroler  Cameralsehulden. 

Bekanntlich  stand  Tirol  von  1618  bis  1665  unter  eigenen 
Landesfürsten  aus  der  steierischen  Linie  des  Hauses  Habsburg.  Nach 
dem  Tode  des  Erzherzogs  Ferdinand  Karl  (1663)  fand  sein  Nach- 
folger Franz  Siegismund  eine  solche  Schuldenlast  vor^),  dass  zu  deren 
Verzinsung  kaum  die  gesammten  Einkünfte  des  Landes  hingereicht 
liätten. 


»)  F.  C.  Prot,  vom  21.  Jänner  und  1.  Februar  1717. 

*)  In  Betreff  der  alten  böhmischen  Cameralsehulden  s.  Seite  118,  125, 
479,  495,  501. 

•)  Für  diesen  Abschnitt  s.  das  F.  C.  Prot,  vom  10.  September  und  22.  No- 
vember 1725,  vom  7.  April  1728  und  6.  Juli  1733. 
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Kaiser  Leopold  L,  welcher  nach  dem  Ableben  Franz  Siegis- 
fflunds  im  Jahre  1665  die  unmittelbare  Begierung  des  Landes  über- 
nahm, befahl  alsbald  die  Einleitung  von  Verhandlungen  wegen  6D^ 
sprechender  Schuldennachlässe. 

Später  erklärte  der  Kaiser  nach  mehrjährigen  VerhandluDgen 
mit  Resolution  vom  Jahre  1665,  die  Dynastie  sei  durch  jene  alten 
erzhei*zoglichen  Schulden  rechtlich  nicht  verpflichtet,  da  selbe  das 
Tiroler  Fideicommiss  nicht  belasten  konnten.  Gleichwohl  bewillige 
er  aus  Gnade,  den  Rechten  der  Dynastie  unbeschadet,  dass  von 
allen  liquiden  Posten  dieser  Kategorie  durch  3  Jahre  Zinsen  ge- 
zahlt werden.  Hiezu  sei  der  ZinsAiss  durchwegs  auf  57o  zu  reduciren 
und  von  den  hienach  entfallenden  Zinsen  den  inländischen  Gläubigern 
zwei  Drittel,  den  ausländischen  die  Hälfte  zu  bezahlen.  Bei  cedirten 
Forderungen  sei  nur  der  vom  Cessionai'  gezahlte  Betrag  der  Be- 
rechnung zu  Grunde  zu  legen.  Der  Zinsenausstand  sei  auf  bessere 
Zeiten  zu  verweisen.  Uebrigens  solle  untersucht  werden,  ob  die 
Schuld  vor  oder  nach  Errichtung  des  Fideicommisses  entstand.  Die 
Anordnung  wegen  Bezahlung  der  laufenden  Zinsen  wurde  nun  immer 
von  3  zu  3  Jahren  erneuert,  und  zwar  bis  einschliesslich  1724. 

Das  Gesammtcapital  betrug  1.200.000  fl.^),  die  Zinsenlast  nach 
der  Reduction  40.000  fl. 

In  Folge  Gutachtens  der  Finanzconferenz  vom  22.  November 
1725  resolvirte  Karl  VI.  anfangs  1726 -)  dahin,  dass  nunmehr  auch 
das  Schuldcapital  abgestossen^)  werden  solle,  und  zwar  innerhalb 
einer  Frist  ^von  12  Jahren.  Die  Tilgung  habe  sich  jedoch  nur  auf 
das  halbe  Capital  zu  beschränken,  trete  daher  nur  dann  ein,  wenn 
der  Gläubiger  auf  eine  Capitalshälfte  und  den  ganzen  alten  Zinsen- 


*)  In  einem  ämtlichen  Berichte  vom  Jahre  1723  (F.  ArcL  Bihl.  Band  Nr.  17/D) 
wird  der  Stand  der  rilckzahlbaren  Cameralschulden  mit  1.480.052  fl.,  jener  der 
Stiftungscapitalien  mit  494.891  fl.  angegeben. 

*)  Das  genaue  Datum  der  Eesolution  ist  nicht  bekannt. 

^)  In  einzelnen  FäUen  war  dies  aUerdings  ans  Gnade  schon  früher  bewiUip^t 
worden  (s.  z.  B.  F.  C.  Prot.  v.  15.  Sept.  1723  u.  v.  26.  Oct.  1724).  —  Für  die 
allgemeine  Capitalsrückzahlung  wurde  angeführt,  dass  nach  dem  Aussterben  der 
erzherzoglichen  Linie  nicht  blos  Fideicommissbestandtheile,  sondern  auch  andere 
werthToUe  Objecte  der  Dynastie  anheimgefaUen  seien.  Einzelne  Forderungen 
seien  aus  Kaufverträgen  über  Immobilien  entstanden;  es  liege  daher  theilweise 
selbst  eine  Bereicherung  der  Substanz  vor.  Bei  einer  zwölQährigen  Tilgungsfirist 
werde  das  Aerar,  abgesehen  von  dem  bisherigen  Zinsenerfordemisse  von  40.000  fl., 
im  Ganzen  nur  mit  292.000  fl.  belastet. 
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skstand  verzichte  ^).  Die  Bückzahlungsfiisten  seien  im  einzelnen 
,lle  auf  4,  8  oder  12  Jahre  festzusetzen,  inzwischen  die  contract- 
h  auf  die  Hälfte  reducirten  Capitalien  mit  3  bis  5^/o  zu  ver- 
isen.  Wer  auf  diese  Bedingungen  nicht  eingehen  wolle,  habe  wie 
her  nur  den  reducirten  Zinsengenuss  zu  gewärtigen.  Die  un- 
löslichen Schulden  und  Stiftungsc^pitalien  seien  in  die  Tilgung 
;ht  einzubeziehen,  sondern  in  der  bisherigen  Weise  zu  verzinsen 
tzeres  habe  vor  Abschluss  der  Novationsverhandlung  überhaupt 
süglich  jeder  Schuldpost  zu  geschehen,  vorläufig  jedoch  nur  bis 
27. 

Der  zur  Capitalsrückzahlung  erforderliche  Tilgungsfond  jähr- 
lier  50.000  fl.  sollte  gewonnen  werden  durch  verschiedene  Ein- 
nfte  aus  den  Bergwerken  und  Münzstätten  Tirols,  durch  die 
rbesserung  des  Postwesens  in  Tirol  und  Vorderösterreich,  durch 
^  Auction  einiger  Pfandschaften,  durch  Ersparungen  in  der  Landes- 
rwaltung  und  im  Hofstaate,  endlich  durch  die  bei  fortschreitender 
Igung  eintretende  Ersparnis  in  der  jährlichen  Zinsensumme  von 
.000  fl. 

Zur  Liquidirung  der  alten  Tiroler  Schulden  wurde  eine  eigene 
huldendeputation  eingesetzt,  bestehend  aus  Vertretern  der  ver- 
hiedenen  Behörden  des  Landes-). 

In  den  ersten  Jahren  reichte  der  Tilgungsfond  natürlich  nur 
kleinen  Capitalsrückzahlungen  hin,  da  er  durch  die  laufende 
nsenzahlung  grösstentheils  erschöpft  wurde.  Der  Fond  wurde 
her,  um  die  Tilgung  zu  beschleunigen,  in  den  ersten  zwei  Jahren 
i  zusammen  26.000  fl.* überschritten,  und  zwar  mit  Hilfe  eines 
rtragsüberschusses  aus  dem  Schwatzer  Kupferbergwerke.  Dies 
orde  mit  Ah.  Entschliessung  vom  4.  Mai  1728  abgestellt.  Es 
ibe  bei  dem  festgesetzten  Betrage  von  50.000  fl.  zu  verbleiben*), 
td  sei  demnach  die  Eintreibung  der  hiezu  gewidmeten  Activa  mit 
achdruck  durchzuführen*),  der  etwaige  Abgang  aus  den  Schwatzer 


^)  Ausnahmsweise  wnrde  hievon  aus  Ah.  Gnade  abgesehen;  z.B.  F.C.Prot. 
m  22.  März  1727. 

*)  F.  C.  Prot,  vom  6.  August  1732. 

')  Die  Hof  kammer  hatte  eine  beschleunigte  Capitalsrückzahlung  beantragt, 
ie  Bancalität  aber  eingewendet,  es  sei  zweckmässiger,  die  Bergwerksttberschüsse 
Bderweitig  zu  verwenden,  um  die  Aufnahme  neuer,  höher  verzinslicher  Vor- 
^**»e  m  vermeiden. 

*)  Bisher  hatte  sich  dieselbe  als  fast  unausführbar  gezeigt. 
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Bergwerksübei'schüssen  zu  bedecken,  der  Rest  dieser  letzteren  jedocl^ 
für  laufende  Ausgaben  zu  vei-wenden.    Die  vereinbarten  Zahlang^^ 
fristen  seien  einzuhalten,  vor  allem  aber  arme  Parteien  und  recht^^ 
lieh  zweifellose  Ansprüche  zu  berücksichtigen.    Zugleich  wurde  p^^ 
1728  noch  die  Weiterbezahlung  der  Zinsen  von  den  „noch  ni(i^j 
tractirten"  Capitalien  bewillig. 

An  unablösbaren  Capitalien,  welche,  wie  bemerkt,  von  der 
Tilgung  ausgenommen  bleiben  sollten,  hafteten  bei  der  TiroJer 
Kammer  ausser  den  Stiftungscapitalien  nur  drei,  sämmtlich  ans 
dem  Ende  des  16.  Jahrhunderts  stammende,  und  dem  Lehensbande 
unterworfene  Posten  von  zusammen  8486  fl.  Im  Jahre  1733  wurden 
auch  diese  Capitalien  in  die  Tilgung  einbezogen^). 

Umgekehrt  wui*de  1734  ausnahmsweise  eine  rückzahlbare  alte 
Forderung  des  Stiftes  zu  Hall  pr.  23.480  fl.  in  ein  A^/^igeSj  un- 
auf kündbares  Stiftungscapital  im  halben  Betrage  umgewandelt-). 

Mit  der  Tilgung  der  alten  Tiroler  Cameralschulden  ging  es 
nui'  langsam  vorwärts.  Nach  dem  Capitalsstande  von  Ende  1736*) 
betrug  ihre  Zinsenlast  noch  35.664  fl.;  das  nominelle  Capital  dürfte 
sich  daher  noch  immer  auf  etwa  1.050.000  fl.  belaufen  haben,  wovon 
freilich  bei  der  Rückzahlung  die  Hälfte  unberücksichtigt  zu  bleiben 
hatte. 

Hand  in  Hand  mit  der  Tilgung  ging  übrigens  die  Aufnahme 
neuer  Schulden. 

So  erkläit  es  sich,  dass  Ende  1736  bei  der  oberösterreichischen 
Hofkammer  an  Stiftungs-  und  anderen  „stillliegenden"  Capi- 
talien  (zu  5%  verzinslich)  563.500  fl.,*und  an  rückzahlbaren 
Capitalien  (grösstentheils  zu  5**/o)  805.140  fl.  aushafteten.  Von 
diesen  letzteren  wurden  1737  über  200.000  fl.  fällig.  Jedoch  wm-de 
im  Hinblicke  auf  die  Finanzlage  die  einverständliche  Prolongirung 
dieser  Tilgungsrate  angeregt.   Falls  die  Gläubiger  ihre  Zustimmung 


^)  Ungeachtet  der  rechtlichen  Verschiedenheit  dieser  Posten  von  den  übrigen 
Tiroler  Cameralschulden  sprach  sich  die  Finanzconferenz,  entgegen  dem  Antrage 
der  Hofkammer,  filr  deren  gleichmässige  Behandlung  aus,  da  dies  hinsichtlich 
der  Zinsen  von  1696  bis  1727  unter  stillschweigender  Zustimmung  der  Inte^ 
essenten  der  FaU  gewesen,  und  das  Capital  durch  die  lange  Zinsenzahlung  ohne- 
hin schon  7  bis  8  mal  getilgt  worden  sei. 

*)  F.  C.  Prot,  vom  1.  September  1734. 

3)  Cameralstatus  v.  Oberösterreich  für  1737  (Fase.  18079  im  Pin.  Arch.), 
wo  auch  das  Folgende.  * 
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hiezu  verweigern  sollten,  seien  zur  Auszahlung  der  fälligen  Raten 
anderweitige  Vorschüsse  aufzunehmen^). 

3.  Neues  Militärsohuldensystem  von  1723  bis  1740. 

Schon  1719  wurde  die  planmässige  Tilgung  der  neuentstandenen, 
daher  in  das  damalige  Schuldensystem  nicht  einbezogenen  Militär- 
schulden  und  Retentionsposten  seitens  der  Hofkammer  angeregt, 
und  zwar  speciell  hinsichtlich  der  Länder  der  bölimischen  Krone,  — 
vorläufig  allerdings  ohne  Erfolgt). 

Einige  Jahre  später  —  wie  es  scheint,  zuerst  1723  —  wurden 
die  Stände  der  fraglichen  drei  Länder  eimächtigt,  zur  Tilgung  der 
Retentionsposten,  d.h.  jener  Contributionsfondschulden,  für  welche 
die  Stände  das  Retentionsrecht  besassen,  ausser  dem  Extraordinarium 
Jährlich  noch   eine  Quote  von  420.000  fl.  aus  dem  Contributions- 
ordinarium  zurückzubehalten  "0,  und  zwar  bis  einschliesslich  1729. 
Mit  einer,  über  ein  Referat  vom  28.  Februar  1724  erflossenen 
kaiserlichen  Entschliessung  wurde  aber  auch  die  planmässige  Tilgung 
anderer  Schulden  des  Contributionsfondes  der  gedachten  Länder 
angeordnet.     Diese  letzteren  Militärschulden^)   betrugen  Mitte 
1724  rund  2^^  Millionen  Gulden,  wovon  2.290.797  fl.  bereits  liquidirt 
und   1.800.000  fl.  auch   schon  assignirt  waren.    Zur  Rückzahlung 
derselben    beantragte  die  Hofkammer  im  Einvernehmen   mit  der 
Bancalität  in  einem  Referate  vom  22.  Juni  1724*),  die  dem  Aerar 
vorbehaltenen  Contributionsrückstände  von  370.000  fl.  zu  verwenden, 
femer  1.815.000  fl.,  welche  hiezu  aus  den  Contributionen  der  böhmi- 
schen Länder  bis  1729   successive  ausgeschieden   werden  sollten. 


*)  Der  Ertrag  der  CameralgefilUe  in  Tirol  wurde  gleichzeitig  nach  Abzug 
der  Verwaltungs-  und  Einhebnngskosten  Ton  976.759  fl.  auf  1.025.710  fl.  veran- 
schlagt, wovon  333.321  fl.  fär  anderwärtige  administrative  Zahlungen  im  Lande 
entfielen.  Von  dem  Uebersehustse  waren  zunächst  die  Zinsen  aUer  drei  Schuld- 
kategorien, dann  die  allfalligcn  Tilgungsraten  zu  bestreiten;  der  Rest  bildete 
die  nach  Wien  abzuführende  „Hofsquote". 

«)  F.  C.  Prot,  vom  26.  Juni  1719. 

")  Böhm.  F.  A.  vom  1.  Juni  1723,  11.  Mai  1724  und  28.  September  1727. 

*)  Es  waren  dies  Schulden  des  Bancalitüts- Militär -Zahlamtes,  worüber 
Bancalassecurationen  ausgestellt  waren  (H.  F.  A.  v.  16.,  21.  und  30.  Juli  1723). 
—  Zu  einer  staatlichen  Tilgungsaction  hinsichtlich  der  Cameralschulden  war 
kein  Anlass,  da  dieselben  bereits  auf  die  Wiener  Stadtbank  Überwiesen  waren. 

»)  H.  F.  A.  vom  10.  Juli  1724.  —  Der  Tilgungsfond  wird  im  F.  C.  Prot. 
vom  12.  März  1726  mit  rund  2  Millionen  beziffert. 
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Der  hienach  allenfalls  unbedeckte  Best  sei  nach  1729  aus  der 
dann  frei  werdenden  Retentionsquote  von  420.000  fl.  zu  tilgen . 
Diese  Fonde  seien  zu  keinem  anderen  Zwecke  zu  verwenden,  un^ 
nöthigenfalls  durch  eine  6**/oige  Anleihe  zu  ergänzen,  die  einzeln^>, 
Gläubiger  aber  nach  Massgabe  der  Priorität  ihrer  Forderungen  z\^ 
successiven  Rückzahlung  zu  reihen,  und  demgemäss  mit  den  e^^^ 
sprechenden  Bancalextracten  zu  betheilei\.  Die  Zahlung  habe  ti2i| 
1.  Juli  1724  zu  beginnen.  Diese  Anträge  erhielten  die  kaiserli^je 
Genehmigung. 

Jene  Schuldposten,  welche  erst  nach  der  Aufstellung  des  neuen 
Militärschuldensystems  zum  Vorschein  kamen,  waren  erst  1730  ans 
der  dann  frei  gewordenen  Retentionsquote  zu  befriedigen.    Die  ffir 
die  ursprünglich  angewiesenen  Posten  zweifellos  allgemeine  b^j^ige 
Verzinsung  wurde  jedoch  in  solchen  Fällen  nicht  immer  bewilligt^). 

Für  die  Zeit  bis  1729  gab  es  also  eigentlich  zwei  ver- 
schiedene Tilgungsfonde,  einen  für  die  Retentionsposten  und 
einen  für  die  Militärschulden  der  Bancalität,  während  von  1730  an 
der  erstere  Fond  von  jährlich  420.000  fl.  auch  die  Functionen  des 
letzteren  zu  übernehmen  hatte*). 

üebrigens  verwendete  man  diesen  Fond  flu-  die  Zeit  nach  be- 
endeter Tilgung  der  darauf  repartirten  Schulden  zui-  Assigni- 
rung  neuer  Darlehen.  So  wurde  z.  B.  1725  ein  Darlehen  Sinz- 
heims  von  105.403  fl.  zu  6^0  sammt  einem  Zuschlage  älterer 
Forderungen  von  74.597  fl.  zur  Rückzahlung  nach  4  Jahren  auf 
jenen  Fond  angewiesen,  ebenso  1728  eine  Forderung  Messa's  von 
320.000  fl.  zur  Zahlung  von  1731  bis  1733«).  Für  neuentstandene 
Retentionsposten  wurden  separate  Contributionsquoten  aus- 
geschieden, so  z.  B.  1730:  90.000,  und  1731:  230.000  fl.*). 

Mitte  1729  war  der  Tilgungsfond,  welcher  nur  sehr  unregel- 
mässig einging,  mit  einem  Capitale  von  2.127.783  fl.  belastet,  dessen 
Fälligkeit  sich  auf  die  Jahre  bis  1736  vertheilte.  Einschliesslich 
der  Zinsen  waren  im  Ganzen  2.561.458  fl.  zahlbar.  Dagegen  wurden 
die  Activa  des  Fondes  für  dieselbe  Zeit,  unter  Berücksichtigung 
des  Cassastandes  mit  3.487.457  fl.  veranschlagt,  was  einen  üeber- 


^)  F.  C.  Prot,  vom  7.  November  1724. 

2)  H.  F.  A.  vom  1.  September  1729. 

^)  F.  C.  Prot,  vom  6.  August  1725  und  17.  Februar  1728. 

*)  H.  F.  A.  vom  20.  Mai  1730  und  14.  Deoember  1731. 
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schuss  von  926.000  fl.  ergeben  hätte  ^).  Die  planmässige  Abwicklung 
des  Tilgungsgeschäftes  wurde  jedoch  alsbald  zu  Gunsten  anderer 
Forderungen  unterbrochen. 

Den  Anlass  hiezu  bot  jene  Bestimmung  des  mit  Spanien  im 
Jahre  1725  abgeschlossenen  Tractates,  womit  sich  diese  Monarchie 
Terpflichtete,  dem  Kaiser  binnen  2  Jahren  6  Millionen  Gulden  an 
Sabsidien  zu  zahlen,  wovon  der  Kaiser  an  die  deutschen  Kur- 
ffirsten  zusammen  4.870.0C0  fl.  entrichten  sollte. 

Ende  1728  hatte  Spanien  erst  2.210.000  fl.  abgeführt,  während 
ier  Kaiser  den  Kui-fiirsten  zur  Erhaltung  des  Credites  schon 
i.163.750  fl.  gezahlt  hatte.  Die  Mehrleistung,  welche  sich  durch 
(V^echselspesen  und  anderwärtige  Subsidien  an  die  Kurfürsten  auf 
L. 696.640  fl.  erhöhte,  wurde  zum  gi-össten  Theile  mit  Hilfe  von  An- 
ehen  bestritten.  Aus  dem  obigen  Titel  hatten  die  Kurfürsten  also 
loch  1.706.250  fl.  zu  fordern,  deren  Zahlung,  da  man  auf  das  Ein- 
gehen der  spanischen  Subsidien  noch  nicht  rechnen  konnte,  eine 
uiderwärtige  Greditsoperation  erheischte. 

Hiezu  wurde,  nachdem  aus  den  laufenden  Staatseinnahmen 
[iichts  entbehrlich  war,  der  Militärschuldentilgungsfond  von  jährlich 
420.000  fl.  in  Aussicht  genommen. 

Nach  längeren  Verhandlungen  einigten   sich  Hofkammer  und 
Bancalität  zu  dem  Antrage,  den  Tilgungsfond,  ausser  zu  seinem 
bisherigen  Zwecke,  auch  zui*  Abstossung  mehrerer,  zum  Behufe  der 
erwähnten  Subsidienzahlungen  aufgenommenen  Vorschüsse  von  zu- 
sammen 1.077.504  fl.,  ferner  zu  einer  weiteren  Abschlagszahlung 
von  1.100.000  fl.  an  die  Kurfürsten  zu  verwenden,  wovon  525.000  fl. 
durch  Bancal- Assecurationen  bedeckt  waren.     Hiebei  empfehle  es 
sich  jedoch,  die  erworbenen  Rechte  der  schon  früher  auf  jenen  Fond 
angewiesenen  Parteien  thunlichst  zu  schonen,  zumal  Letztere  die 
Anweisung  seinerzeit  ohnehin  nur  durch  Nachlässe  und  Zuschüsse 
^wirkt  hätten,  da  ferner  eventuell  ein  Cursfall  der  Bancalextracte 
Bm  20^0  ^uid  mehr  eintreten  und  das  Schuldensystem  allen  Credit 
verlieren  würde.    Der  Tilgungsfond  sei  daher  bis  1740  auf  jähr- 
lich 620.000  fl.  zu  erhöhen,  und  zwar  mittelst  einer  ausserordent- 
lichen Bewilligung  der  böhmischen  Länder.    Von  diesem  erhöhten 
J'onde  seien  von  1731  bis  1734  jährlich  je  250.000,  1735  200.000  fl., 
1736  und  1737  aber  die  ganzen  620.000  fl.  für  die  bisher  ange- 


»)  Conf.  Ref.  vom  Juli  1729  im  H.  F.  A.  vom  1.  September  1729. 
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wiesenen  Posten  zu  verwenden,  und  hiedurch  bis  1736  zusammea 
2.323.000  fl.  abzustossen,  in  den  ersten  Jahren  mit  Zuhilfenahme 
von  Vorschüssen.  Aus  dem  Reste  des  Fondes  seien  das  Guthaben 
der  Cassa  des  geistlichen  Decimationsfondes  von  444.000  fl.,  dann 
die  Vorschüsse  der  Wechsler  Palm  und  Wertheimer  von  zusammen 
365.500  fl.  in  den  Jahren  1730  und  1731,  und  ein  Länderdarlehen 
von  270.000  fl.  (vom  Jahre  1727)  in  den  Jahi-en  1733  und  1734 
abzustatten,  die  durch  Ässecurationen  bedeckten  Forderungen  da* 
Kurfürsten  von  525.000  fl.  aber  1732  und  1733  zu  bezahlen,  deren 
übrige  Forderungen  von  575.000  fl.  1734  und  1735.  Bei  den 
Prolongirungsverhandlungen  mit  den  bisherigen  Creditsparteien,  so- 
wie bei  der  Aufnahme  der  erforderlichen  Vorschüsse  sei  vorsichtig 
zu  verfahren.  Die  bisher  unverzinslichen  Capitalien  seien  vom 
Fälligkeitstage  an  zu  verzinsen,  und  zwar  die  Forderungen  der 
Kui-fürsten  nach  Vereinbarung,  jene  der  anderen  Parteien  zu  5*/o,— 
die  bisher  5  ^/^  igen  Capitalien  aber  zu  6®/<). 

Diese  Vorschläge  wurden  von  der  Ministerconferenz,  laut  eines 
Referates  vom  Juli  1729^)  im  Allgemeinen  befürwortet  Jedoch  sei 
die  Erhöhung  des  Tilgungsfondes  auf  alle  Erbländer  gleich- 
massig  zu  vertheilen,  und  den  bereits  assignirten  Creditsparteien 
in  loyaler  Weise  schon  jetzt  bekannt  zu  geben,  dass  für  ihre 
Capitalien  eine  Prolongirung  auf  2  bis  2^2  Jahre  einzu- 
treten habe. 

In  dieser  Form  erhielten  die  Anträge  die  Genehmigung  des 
Kaisers. 

Für  jene  Subsidienforderungen,  welche  schon  früher  durch  anf 
die  „sepaiirte  Cassa"  lautende  Bancalassecurationen  bedeckt  waren, 
wurden  über  Verlangen  auch  nun  solche  Assecurationen  ausge- 
fertigt, da  aber  jene  Cassa  nicht  mehi*  bestand,  nur  mit  der  Zu- 
sicherung der  Zahlung  aus  dem  Bancalitäts- Militärzahlamte;  für 
alle  übrigen  Posten  wurden,  wie  dies  bisher  im  neuen  Schuldensysteme 
üblich  war,  blos  einfache  Bancalextracte  ausgefolgt'). 

Uebrigens  erlegte  Spanien  bald  nach  der  neuen  Eepartition 
der  erwähnten  Forderungen  auf  Abschlag  seiner  Subsidienrückstände 
415.000  fl.,  welche  man  zur  theilweisen  Tilgung  der  kuifürstlichen 


\)  H.  F.  A.  vom  1.  September  1729,  wo  auch  das  Vorangehende. 
-)  Die  Form  der  neuen  Bancalassecurationen  s.  im  H.  F.  A.  vom  8.  No- 
yembcr  1729. 
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Subsidienfordeningea  verwendete,  so  dass  die  übrigen  assignirten 
Posten  zur  entsprechend  früheren  Bezahlung  nachrückten*).  Gleich- 
wohl war  der  Tilgungsfond  Ende  1731  noch  mit  3.778.583  fl. 
belastet.  Ausserdem  hafteten  gleichzeitig  auf  den  Ländercontributionen 
an  anderen  Militärschulden  8.047.083  fl.,  worunter  1.700.000  fl. 
an  Betentionsposten  Nieder-  und  Oberösterreichs.  Die  sämmtlichen 
Militärschulden  beliefen  sich  also  damals  auf  rund  12  Millionen 
Gulden-). 

Im  nächsten  Jahre  wurde  nun  für  die  Abstossung  dieser 
Schuldenlast  eine  Contributionsquote  von  jährlich  1.580.000  fl.  in 
Aussicht  genommen,  dieser  Betrag  jedoch  in  Anbetracht  des  hohen 
Heereseifordemisses  auf  1.400.000  fl.  vermindert,  worin  auch  der 
bisherige  Tilgungsfond  mit  einzurechnen  war.  Letzterer  wäre  aus 
diesem  Anlasse,  da  es  aus  Creditsrücksichten  nicht  räthlich  erschien, 
an  den  Zahlungsterminen  der  ausserhalb  des  Schuldensystems  haften- 
den Militärschulden  Aenderungen  voraunehmen,  um  jährlich  180.000  fl. 
zu  reduciren  gewesen.  Um  dies  ohne  abermalige  Prolongirung  der 
auf  den  Fond  angewiesenen  Posten  zu  ermöglichen,  beantragte  die 
Hofkammer*),  von  den  letzteren  den  1734  bis  1739  fällig  werdenden 
Betrag  von  1.992.402  fl.  sammt  dem  Reste  einer  Forderung  Sinzheims 
von  zusammen  203.333  fl.  auf  die  Stadtbank  zu  übertragen  und 
dieser  hiefür  die  Hälfte  des  reducirten  Fondes  (220.000  fl.)  auf 
15  Jahre  einzuräumen.  Die  bezügliche  Entscheidung  ist  jedoch 
nicht  ersichtlich*). 

Die  Zahlungen  für  Rechnung  des  Militärschuldensystems  be- 
trugen 1735:  362.270  fl.,  1736:  611.321  fl.,  1737:  431.660  fl.,  1738: 
723.303  fl.,  1739:  903.257  fl.,  1740:  817.296  fl.*). 

Abgesehen  von  den  Retentionsposten  geschah  die  Schulden- 
tilgung seit  1721  bekanntlich  in  der  Regel  durch  Vermittlung  der 
Wiener  Stadtbank.  Selbstverständlich  hörte  aber  die  directe 
Tilgung  nie  vollständig  auf.  Wie  in  der  vorangegangenen  Periode 
wurden  hiebei  auch  in  dieser  nicht  selten  gegen  neue  Darlehen 
bessere  Bedingungen  für  die  Rückzahlung  älterer  Forderungen 


>)  H.  F.  A.  vom  10.  October  1729. 

=)  H.  F.  A.  vom  14.  December  1731. 

3j  H.  F.  A.  vom  13.  Juni  1732. 

*)  H.  F.  A.  vom  27.  Februar  1733. 

*)  Ausweis  in  den  Prandau'schen  Acten,  Fase.  IV,  Nr.  2. 


700     Xn.  Verschiedene  Creditsoperationen  im  Inlande  von  1716 — 1740. 

bewilligt*).  In  Zeiten  finanzieller  Bedrängnis  verstand  man  sich 
in  solchen  Fällen  ausnahmsweise  sogar  zur  Capitalisirung  der  Zinseo- 
ausstände,  d.  i.  zur  Zahlung  von  Zinseszinsen  *^). 

4.  Tilgungsvorschläge  und  Budgetverhandlungen  des  Jahres  1740. 

Der  im  Jahre  1739  beendete  Türkenkrieg  hatte  wieder  schwere 
finanzielle  Opfer  gefordert,  die  ohne  die  Hilfe  der  Stadtbank  über- 
haupt nicht  möglich  gewesen  wären.  Hiedurch  war  die  Staatsschuld 
neuerdings  derart  gestiegen,  dass  man  nach  dem  Friedensschiasse 
aus  Creditsrücksichten  an  die  Aufstellung  eines  angemessenen 
Tilgungsplanes  denken  musste,  dessen  Einhaltung  freilich  ein  ge- 
wisses Gleichgewicht  im  Staatshaushalte  voraussetzte. 

Das  bezügliche  Referat  der  Hofkammer  wurde  in  der  Finanz- 
conferenz  am  27.  Jänner  1740  vorgetragen'*). 

Die  Hofkammer  bezifferte  den  Gesammtschuldenstand,  - 
ohne  die  Stadtbankschulden  von  rund  50  Millionen  —  auf  48  Mil- 
lionen Gulden,  wovon  20.540.254  fl.  auf  mit  Pfand-  und  Eetentions- 
recht  bedeckte  Contributionsfondschulden  entfielen.  Diese 
letzteren  seien  in  der  vereinbarten  Weise  durch  Retention  aus  den 
ordentlichen  Contributionen  zu  verzinsen  und  zu  tilgen,  wozu  1741 
ein  Betrag  von  2.680.220  fl.  erforderlich  war. 

Zur  Tilgung  der  übiigen,  grösstentheils  auf  Cameralfonde 
sichergestellten  Schulden  von  rund  27^2  Millionen  Gulden  (ein- 
schliesslich der  Zahlungsrückstände)  seien  vorerst  die  ausserordent- 
lichen Contributionen  der  Länder  zu  verwenden,  welche  die  Hof  kammer 
mit  3.045.598  fl.  beantragte*).  Diese  unmittelbare  Tilgung  sei 
vortheilhafter  als  die  allfällige  Uebertragung  der  Staatsschuld  an 
die  Länder,    da   bei  ersterer  das  Aerar  durch  Capitalsnachlässe 


1)  S.  oben  Seite  673,  675,  678,  682,  683. 

2)  So  wurde  1739  eine  im  Jahre  1714  entstandene,  durch  Cession  von 
eineiti  Hofkammer-Secretär  erworbene  Forderung  von  150.000  fl.  zu  6%  sammt 
dem  Zinsenausstande  von  228.000  fl.  gegen  einen  in  22  Monatsraten  rückzahl- 
baren Barzuschnss  von  222.000  fl.  zur  Rückzahlung  in  20  Quartalsraten  ange- 
wiesen. Die  ganze  Summe  sollte  mit  5%  verzinst  werden.  Die  Verzinsung  des 
Zinsenausstandes  wurde  damit  begründet,  dass  der  Barzuschuss  sonst  nicht  unter 
9%  erhältlich  wäre  (H.  F.  A.  v.  17.  Aug.  1739). 

«)  Für  das  Folgende  s.  F.  C.  Prot,  vom  27.  Jänner  1740. 
^j  Man  befürchtete  allerdings,  dass  die  Stände  hiegegen,  da  der  Krieg  n 
Ende  war,  VorsteUungen  erheben  würden. 
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^inne.  —  Ferner  wurde  eine  abermalige  Aushilfe  der  Stadtbank 
rgeschlagen,  endlich  die  Heranziehung  des  bei  entsprechender 
isgabenreduction  frei  werdenden  Betrages  von  1.100.000  fl.  aus 
meralmitteln. 

Hienach  werde  das  sonstige  Erfordernis  im  Cameral6tat  mit 
Millionen  Gulden,  im  Militäretat  durch  die  ordentlichen  Contri« 
tionen  von  8.070.000  fl.  zu  bestreiten  sein. 

Was  speciell  die  Präliminirung  des  voraussichtlichen  Ertrages 
r  Cameralgefälle  betrifft,  so  war  derselben  diesmal  nicht  der 
irchschnittsertrag  der  letzten  Jahre,  welche  wegen  des  Krieges 
At  als  normale  gelten  konnten,  sondern  jener  der  Jahre  1731 
i  1735  zu  Grunde  gelegt  worden.  Dieser  belief  sich  nach  Abzug 
r  Amtskosten  von  durchschnittlich  4.083.502  fl.  auf  6.089.817  fl.^). 
idererseits  war  das  Erfordernis  im  Cameraletat  auf  6.172.969  fl. 
ranschlagt  worden,  was  einen  Abgang  von  83.152  fl.  ergeben  hätte*). 

Um  diesen  zu  beseitigen  und  noch  für  Tilgungszwecke  einen 
tsprechenden  Betrag  zu  erübrigen,  veranlasste  die  Finanzconferenz 
le  Specialberathung  der  betheiligten  Hofstellen  unter  dem  Vorsitze 
!S  Grafen  Kolowrat. 

In  dem  auf  Grund  dieser  Berathungen  erstatteten  Referate*) 
orden  detaillirt«  Ersparungsanträge  gestellt,  wobei  man  auf  frühere 
erschlage  zurückgriff. 

Insbesondere  sei  der  Hofstaat  auf  den  Fuss  des  Jahi-es  1705 
1  reduciren,  wodurch  man  873.221  fl.  ersparen  könne.  Bis  zur 
tochführung  dieser  Eeduction  genüge  ein  lO^oig^r  Abzug  von 
en  Gehalten  und  Pensionen,  in  Verbindung  mit  einer  ent- 
prechenden  Erhöhung  der  Einnahmen  durch  Ausschreibung  einer 
Vermögenssteuer  der  Reichen.  Hiedurch  werde  man  sofort 
'89.000  fl.  hereinbringen. 


*)  S.  das  Conf.  Ref.  Kolowrats  bei  F.  C.  Prot,  vom  27.  Jänner  1740.  Hie- 
ach hatten  die  Cameralgefälle  1715  netto  5.797.736  fl.  eingetragen.  Der  Ertrag 
^  seither  der  Stadtbank  überwiesenen  Cameralfonde  wird  mit  2.759.200  fl.  an- 
^ben.  Der  durch  diese  Bankdotation  für  das  Aerar  resultirende  Ausfall  war 
eilfl  durch  die  Einlösung  der  Cameralherrschaften  wett  gemacht  worden,  theils 
rch  die  Verbesserung  des  SalzTerschleisses ,  durch  die  Regelung  des  Post- 
fälles,  die  Einführung  des  Tabakgefälles  und  die  Verpachtung  der  meisten 
rigen  Gefälle. 

*)  S.  das  in  vorstehender  Anmerkung  citirte  Referat. 

')  S.  vorstehende  Anmerkung. 
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Der  Cameralschuldenstand  wird  im  Referate  der  Kolo- 
wrat'schen  Specialcommission,  —  ohne  die  Cautionen  und  unauf. 
kündlichen  Capitalien  von  zusammen  2.758.925  fl.— mit  24.063. 739fl. 
beziffert.  Hievon  entfielen  auf  die  seit  1730,  d.  h.  seit  der  letzten 
Schuldüberweisung  an  die  Stadtbank,  aufgenommenen  reinen  Cameral- 
schulden  3.150.512  fl.,  auf  die  auf  Cameralfonde  sichergestellten 
Militärschulden  18.478.843  fl.  und  auf  camerale  Zahlungsrückstände 
2.434.383  fl.  Bei  den  beiden  ersten  Kategorien  betrug  die  Zinsenlast 
871.564  fl.,  die  stipulirte  Tilgungsrate  jährlich  943.987  fl.  Zur 
Abstossung  dieser  Schulden  beantragte  die  Commission,  einerseits 
den  durch  die  vorgeschlagenen  Finanzmassregeln  zu  erzielenden 
Uebei-schuss,  andererseits  im  Hinblicke  auf  die  Entstehung  des 
gi'össten  Theiles  der  Schuld  einen  entsprechenden  Beitrag  aus  dem 
Militär^tat  zu  verwenden.  Endlich  möge  man  die  Stadtbank  zu 
einer  abermaligen  Aushilfe  verhalten. 

Das  Referat  Kolowrats  wurde  dem  Präses  der  Min.  Banco- 
deputation  Grafen  Starhemberg  zur  Aeusserung  mitgetheilt.  Der- 
selbe^) bezeichnete  den  beantragten  Gehaltsabzug  als  unbillig,  die 
Vermögenssteuer  als  schwer  durchführbar. 

Die  Stadtbank  habe  1733  auf  verschiedene  Forderungen  an 
den  Staat  von  zusanunen  11  Millionen  ohne  Gegenleistung  verzichtet^ 
während  des  letzten  Türkenkrieges  habe  sie  theils  durch  Barvor 
Schüsse,  theils  durch  Schuldübemahme  dem  Aerar  mit  9  Million^ 
ausgeholfen.  Seit  1733  habe  sie  sich  also  für  den  Staat  mit 
20  Millionen  ohne  Bedeckung  belastet.  Die  Uebertragnng  der 
Schuldenlast  von  24  Millionen  an  die  Bank  ohne  Fond  wäre  daher 
der  Ruin  der  Anstalt.  Die  Bank  habe  aber  seit  ihrer  Errichtung 
über  60  Millionen  Gulden  an  Staatsschulden  übernommen, 
und  hiedurch  dem  Aerar  die  oft  10  bis  12 '^/o  igen  Zinsen  erspart 

Es  erübrige  daher  nichts  als  die  Reduction  der  Cameralaosgaben 
auf  5  Millionen,  die  Bewilligung  einer  bleibenden  ausserordentlichen 
Contribution  von  jährlich  1 V2  Millionen  und  die  Ausscheidung  eines 
Schuldentilgungsfondes  vom  2  Millionen  aus  den  Contributionen. 
Ersparen  könne  man  sofort  300.000  fl.,  nach  und  nach  548.000  i 

Uebrigens  spricht  sich  Starhemberg  nicht  gegen  jede  Stadtbank- 
Aushilfe  aus.     Vielmehr   beantragte    er,    die  Bank   solle   in 


*)  Das  betreffende  Referat  liegt  gleichfalls  bei  F.  C.  Prot,  vom  27.  Jänner 
1740. 
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nächsten  4  bis  5  Jahren  für  die  Hofkammer  wie  bisher  jährlich 
195.883  fl.  bezahlen,  femer  gegen  Incorporining  des  Fleischkreuzers 
iie  Gehalte  der  Hofstäbe  und  Dicasterien  von  841.911  fl.  nach 
Inrchgefiihrter  Beduction,  sowie  die  bezüglichen  Gehaltsrückstände 
ron  1.600.000  fl.  (richtig  1.611.727  fl.)  zur  Zahlung  übernehmen. 
Letztere  seien  jedoch  nui*  nach  Thunliclikeit  zu  bezahlen,  Obligationen 
daher  hiefür  nicht  auszufolgen. 

Durch  diese  Massregel  werde  nicht  nur  die  Verzinsung  der 
auf  CameralgefäUen  sichergestellten,  sondern  auch  jene  der  nicht 
hypothecirten  Capitalien  von  8.750.099  fl.  ermöglicht  und  überdies 
loch  die  Tilgung  von  173.755  fl.  Capital. 

Starhemberg  drang  diesmal  mit  seinen  Anträgen  durch.  Mit 
kaiserlicher  Kesolution  vom  11.  Mai  1740^)  wurde  sein  Referat 
genehmigt,  und  zwar  bemerkte  der  Kaiser:  „wie  dem  Stadtbanco 
etwas  über  Vermögen  aufisubürden  nicht  vermeinet  bin,  also  verlasse 
Mich  entgegen  gänzlich  auf  des  Praesidis  bekannten  Eifer  und 
Sorgfalt  für  Meinen  Dienst  und  das  Publicum,  dass  er  nichts  er- 
mangeln lasse,  was  zur  sicheren  Einrichtung  des  Internum  nöthig." 
In  Betreflf  der  Ersparungen  im  Cameraletat  und  der  Vertheilung 
des  Contributions-Extraordinariums  von  1^/«  Millionen  Gulden  sei 
zur  Ausarbeitung  der  Detailvorschläge  zu  schreiten. 

In  Vollziehung  dieser  Resolution  erliess  die  Finanzconferenz 
gleichlautende  Decrete  an  Hofkammer  und  Bancalität.  Hienach 
hatte  erstere  behufs  Herabsetzung  des  Cameralaufwandes  auf  5  Mil- 
lionen Gulden,  dann  behufs  Reduction  der  Amts-  und  Verlagskosten 
detaillirte  Erspamngsvorschläge  zu  erstatten  und  entbehi-liclie  Beamte 
unter  gnadenweiser  Belassung  ihrer  Bezüge  zu  entheben.  Die  Er- 
sparungen bei  den  Hofstäben  seien  energisch  durchzuführen.  In- 
zwischen habe  die  Stadtbank  die  Zahlungen,  wozu  sich  Starhemberg 
in  ihrem  Namen  „bei  gegenwärtigem  Nothstand"  bereit  erklärte, 
zu  leisten. 

Die  vorstehenden  Weisungen  fussen  theilweise  auf  einer  früheren, 
in  der  Finanzconferenz  schon  am  3.  März  1740  mitgetheilten  kaiser- 
lichen Entschliessung.  In  dieser  wurde  u.  a.  für  die  Contributions- 
schulden  eine  Zinsenreduction  und  eine  durch  den  Credit 
3er Länder  zu  bewirkendeErstreckungderZahlungstermine 


*)  Beilage  zu  F.  C.  Prot,  vom  27.  Janner  1740,  F.  C.  Prot,  vom  3.  März 
ind  11.  Hai  1740. 
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bei  allfälliger  yerminderung  des  Contribations-Extraordiariams  ins 
Auge  gefasst,  ferner  die  Vorbereitung  eines  Tilgungsplanes  für 
alle  Militär-  und  Cameralschulden. 

In  letzterer  Beziehung  beantragte  die  Kolowrat'sche  Special- 
commission nach  längeren  Berathungen  ^) ,  die  Bildung  eines  Til- 
gungsfondes  von  jährlich  SV«  Millionen  aus  den  Contribu- 
tionen,  wovon  zwei  aus  dem  Ordinarium  auszuscheiden,  1*/^  Millionen 
Gulden  aber  aus  dem  Extraoi*dinarium  zu  bewilligen  seien  ^). 

Den  Gesammtschuldenstand  bezifferte  die  CommissioD  in 
theil weiser  Abweichung  von  früheren  Angaben,  auf  46.988.7331 
Hievon  entfielen  auf  die  Contributionsschulden,  welche  die  betreffen- 
den Contributionen  zum  Theile  bis  1754  belasteten*),  20.084.017  fl., 
auf  Cameralhypotheken  18.904.716  fl.,  auf  unbedeckte  Capitalien  daher 
8.000.000  fl.  Die  Tilgung  dieser  Schuldenlast  hoffte  man  mittelst 
des  beanti*agten  Fondes  in  20  Jahren  vollständig  bewerkstelligen 
zu  können*),  —  eine  Hofl&iung,  die  sich  in  Folge  der  schlesischen 
Kriege  bald  als  sehr  trügerisch  erwies. 


^)  Gegen  die  Heranziehung  der  CamcralgefäUe  wurde  u.  a.  bemerkt,  dass 
dieselben  grüsstentheils  schon  der  Stadtbank  oder  den  Ständen  übergeben,  oder 
doch  den  betreffenden  Gläubigern  verpfändet  seien  (F.  C.  Prot.  v.  3.  Man  und 
11.  Mai  1740). 

-)  Der  für  die  Militärschulden  1729  bestimmte  Tilgungsfond  war  nur  bis 
1740  bewiUigt  worden;  s.  oben  Seite  697,  698. 

«)  H.  F.  A.  vom  18.  Mai  1740.  —  Im  Jahre  1740  wurden  an  Milita^ 
schulden  theils  bei  den  Ländercassen ,  theils  beim  Militärzahlamte  1.297.000  i 
fällig.  An  anfkündbaren  Capitalien  hafteten  bei  diesem  Zahlamte  410.106 1 
(ebenda). 

^)  Für  das  erste  Jahr  wären  aus  dem  Tilgnngsfondc  nach  Bestreitung  der 
Zinsen  600.000  fl.  erübrigt. 


XIII.  Finanzlage  Oesterreichs  nacb  dei  Tode  Karls  YI. 


Am  20.  October  1740  starb  Kaiser  Karl  VI.  nach  kurzer 
irankheit. 

Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  die  Gesammtlage  der  Monarchie 
nm  Regierungsantritte  Maria  Theresia's  zu  schildern,  zumal  dies 
sreits  längst  von  anderer  und  bei-ufenerer  Seite  geschehen  ist. 

Nur  in  Bezug  auf  die  Staatsfinanzen  seien  hier  einige  Worte 
estattet. 

Wie  wir  gesehen  haben,  war  es  ungeachtet  längjähriger  Be- 
lühungen  nicht  gelungen,  das  Gleichgewicht  im  Staatshaushalte 
erzustellen,  da,  wenngleich  man  diesem  Ziele  mehrmals  ziemlich 
ahe  kam,  dasselbe  durch  die  von  vielen  Seiten  misbrauchte  Frei- 
ebigkeit  des  Kaisers  und  durch  kostspielige  Kriege  stets  wieder 
1  weite  Ferne  gerückt  wurde.  Gleichwohl  war  die  Finanzlage 
n  Todesjahre  Karls  VI.  unverkennbar  eine  weit  minder  ungün- 
tige  als  bei  seinem  Regierungsantritte. 

Die  unmittelbare  Staatsschuld  betrug  im  Jahre  1711  rund 
9  Millionen,  1740  gegen  47  Millionen;  sie  hatte  also  etwas  ab- 
enommen. Freilich  umfassen  diese  Ziffern  nicht  die  ganze  wirk- 
che  Staatsschuld.  Vielmehr  müssen  wir,  um  von  dieser  ein  Bild 
1  erlangen,  auch  die  Schulden  der  Stadtbank,  deren  Dotation 
t  ausschliesslich  aus  staatlichen  Einahmsquellen  bestand,  hinzu- 
ächnen,  welche  1711  etwa  11  ^/^  Millionen,  1740  aber  rund  54  Mil- 
onen  betrugen.  Für  die  Gesammtschuld  ergiebt  sich  also  eine 
Erhöhung  von  über  40  Millionen  Gulden,  das  ist  eine  Zunahme 
Dtt  ungefähr  zwei  Drittel.  Nachdem  die  Staatseinnahmen  von 
711  bis  1740  in  weit  geringerem  Masse  gestiegen  sind,  erscheint 
'De  Vermehrung   der  Schuldenlast  gewiss   als   eine  relativ  sehr 

▼.  Mensi,  Finanzen  Ocsterreiohs.  45 
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bedeutende.  Wenn  wir  aber  berücksichtigen,  dass  Oesterreich  ii^ 
der  gedachten  Periode  vier,  durchwegs  mehrjährige,  zum  Theil 
unglückliche  Kriege  zu  führen  hatte,  so  lässt  sich  nicht  verkenne^^ 
dass  jenes  Wachsthum  der  Staatsschuld  im  Grossen  und  Ganz^  ' 
unvermeidlich  war. 

Uebrigcns  hatte  sich  die  öffentliche  Schuld,  obgleich  ihre  Zi^^^^ 
gestiegen,    doch    verhältnismässig    weniger    drückend   gestal-t^t 
Während  nämlich  im  Jahre  1711  die  termingemässe  Zahlung    ijßj, 
fälligen  Zinsen-  und  Capitalsraten  noch  keineswegs  die  Regel  bilden 
ist  diesfalls  unter  der  Regierung  Karls  VI.  ungeachtet  wiederhol 
Rückschläge    eine   nachhaltige  Besserung  der  Verhältnisse  wair- 
zunehmen.     Die  Wiener  Stadtbank,  auf  welche  mehr  als  die 
Hälfte  der  Gesammtschuld  entAel  hat  ihre  Zahlungsverbindlichkeiten, 
nach  Ueberwindung  der  ersten  Schwierigkeiten,  stets  eingehalten, 
und  auch  das  Staatsärar  war  1740  nur  mehr  mit  verhältnismässig 
geringen  Zahlungsrückständen  belastet. 

Dementsprechend  war  auch  der  Zinsfuss  im  Ganzen  gesunken. 
Auch  die  sonstigen  Anlehensbedingungen  waren  allmählich  gün- 
stigere geworden.  Dies  zeigt  sich  einerseits  darin,  dass  die  Efick- 
zahlungsfristen  stets  länger  wurden,  andererseits  auch  darin, 
dass  die  Verpfändung  bestimmter  Staatseinnahmen,  welche  früher 
die  beinahe  ausnahmslose  Regel  bildete,  nun  nicht  mehr  in  soleheffl 
Umfange  bewilligt  werden  musste.  üeberhaupt  hatte  die  Staats- 
schuld ihren  früheren,  streng  individualisirenden  Character 
allmählich  zum  grossen  Theile  verloren.  Während  nämlich 
früher  —  abgesehen  von  den  Anlehen  im  Auslande  —  die  Staats- 
schuld sich  aus  einer  Unzahl  von  zu  den  verschiedensten  Bedin- 
gungen Contrahirten  kleinen  Einzelschulden  zusammensetzte,  worden 
so  zahlreiche  und  mannigfaltige  Einzeloperationen  nach  und  nach 
immer  überflüssiger. 

Kurz,  der  Staatscredit  war,  im  Vergleiche  zur  Zeit  des 
Regierungsantrittes  Karls  VI.,  entschieden  gestiegen.    In  erster 
Linie  ist  dies  zurückzuführen  auf  die  heilsame  Thätigkeit  der  Stadt-   |>:; 
bank,  welche  es  unter  der  weisen  Leitung  Starhembergs  verstanden 
hatte,  das  Privatcapital  in  stets  steigendem  Masse  und  zu  günstigea 
Bedingungen  zur  Deckung  des  Staatsbedarfes  heranzuziehen,  —  ta 
zweiter  Linie  wohl  auch  auf  die  durch  die  Errichtung  der  Banca- 
lität  bewirkte  Centralisirung  des  Staatscassenwesens  und  die  hier^kS^ 
geknüpfte  planmässige  Tilgung  der  älteren  Staatsschuld. 
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Uebrigens  war  auch  das  Verhältnis  zwischen  den  Staats- 
nnahmen  und  Ausgaben,  wenngleich  erstere  zur  Deckung  der 
zieren  noch  immer  nicht  hinreichten,  ein  günstigeres  geworden. 

Allerdings  war  man  von  einer  durchgreifenden  Reform  des 
nanzwesens,  namentlich  von  einer  dem  Erfordernisse  entsprechen- 
1  Ausbildung  des  Steuersystems,  noch  immer  weit  entfernt.  Ab- 
sehen von  den  in  der  Natur  der  damaligen  Staatsvei-waltung 
1  in  der  ständischen  Verfassung  gelegenen  Hindernissen  war 
ler  solchen  Reform  auch  die  Dreitheilung  der  Finanzverwal- 
ng  (in  Hofkammer,  Bancalität  und  Stadtbank),  —  so  manche 
irtibeUe  dieselbe  auch  sonst  mit  sich  gebracht  hatte,  —  nicht 
nstig.  Doch  war  durch  eine  Reihe  von  zweckmässigen  Mass- 
;eln,  insbesondere  auch  durch  die  zielbewusste  Förderung  von 
indel  und  Gewerbe,  und  durch  die  hieraus  resultirende  Er- 
hung  der  Steuerkraft  der  Bevölkerung,  den  künftigen  Reformen 
merhin  vorgearbeitet  worden. 

Wenngleich  also  Oesterreich  beim  Regierungsantritte  Maria 
leresia's  für  die  bevorstehenden  langjährigen  Kriege  finanziell  nur 
hr  mangelhaft  gerüstet  war,  so  dürfen  wir  darum  doch  das,  was 
r  Herstellung  der  Ordnung  geschehen  war,  angesichts  der  der- 
Iben  damals  entgegenstehenden  ausserordentlichen  Schwierigkeiten, 
cht  gering  anschlagen.  Alles  in  Allem  lässt  sich  sagen:  die  Finanz- 
ge  Oesterreichs  war  im  Jahre  1740  kaum  schlechter,  als  dies  nach 
m  Ereignissen  der  vorangegangenen  Jahrzehnte,  insbesondere  auch 
a  Hinblicke  auf  den  kurz  vorher  beendeten  Türkenkrieg,  unver- 
eidlich  war.  Freilich  ei-scheint  diese  Lage,  im  Entgegenhalte  zu 
m  ausserordentlichen  Aufgaben,  die  bald  nach  dem  Tode  Karls  VI. 
a  die  Finanzverwaltung  herantreten  soUten,  als  eine  sehr  traurige, 
ta  so  grössere  Bewunderung  verdient  es  aber,  dass  es  Maria  The- 
Bsia,  ungeachtet  aller  finanziellen  Schwierigkeiten  gelang,  die  Mo- 
ÄTchie  nicht  nur  vor  dem  drohenden  Untergänge  zu  bewahren, 
ondem  aus  einer  bis  dahin  beispiellosen  Krise  nach  jeder  Richtung 
;ekräftigt  herauszuführen. 


45* 


XIV.  Zur  Geschiebte  der  Wiener  Stadtbank  Ton  1740  bis  üä 


1.  Aufhebung  der  Finanzoonferenz.     Die  Stadtbank  nach  dem 

Begierungswechsel. 

Zwei  Tage  nach  dem  Tode  Karls  VI.  gab  Maria  Theresia  ihren 
Regierungsantritt  allen  Behörden  und  Aemtem  mit  dem  Auftrage 
bekannt,  bis  auf  weitere  Weisung  nach  den  bisherigen  Vorschriften 
zu  fungiren,  und  in  den  Zahlungen  keine  Unterbrechung  eintreten 
zu  lassen*). 

In  Folge  der  auswärtigen  Verwicklungen  unterblieben  vorläufig 
auch  einschneidende  Veränderungen  in  der  Organisirung  der  Finanz- 
verwaltung,  mit  einer  einzigen  Ausnahme.  Anfangs  1741  verfügte 
die  neue  Monarchin  nämlich  die  Aufhebung  der  Finanzconferenz 
mittelst  eines  eigenhändigen  an  Graf  Starhemberg  als  Präses  der 
Conferenz  gerichteten  Handschreibens  aus  Pressburg  ^). 

Da  hiemit  die  Functionen  der  Conferenz  ausdräcklich  auf  deren 
bisherigen  Präses  übertragen  wurden,  dieser  aber  zugleich  Präsident 
der  Min.  Bancodeputation  blieb,  bedeutet  diese  Massregel  scheinbar 
eine  Stärkung  der  Autonomie  der  Stadtbank.  Dem  gegenüber  ist 
aber  zu  bedenken,  dass  von  einer  förmliclien  Unterordnung  der 


>)  H.  F.  A.  vom  22.  October  1740. 

*)  F.  C.  Prot,   vom   16.   Februar   1741,   welchem   das   Handschreiben  an- 
gehängt ist.    Dasselbe  lautet:  „Wegen  der^Finanzconferenz  finde  selbe  unnötiiig, 
indem  er  Graf  aUein  mir  in  selben  an  die  Hand  gehen  solle,  welches  geschwinde! 
nnd  besser  sein  wird;  also  habe  resolvirt,  selbe  au&uheben,  denen  Räthen  femexB 
die  Helfte  ihres  Gehalt«  beizulassen,  und  dieses   ab   1.  Julii.    Diese  Resolntkm 
soll  er  Graf  an  Alle   intimiren    lassen."    Das  Handschreiben  ist  undatirt.    Die 
Conferenz  hielt  ihre  letzte  Sitzung  am  16.  Februar  1741  ab. 
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»fkammer  unter  Graf  Starhemberg  —  analog  dem  bisherigen 
rhältnisse  zur  Finanzconferenz  —  durchaus  nicht  die  Rede  war, 
ktsächlich  also  auch  dei  Wirkungskreis  der  Hofkammer,  des 
ürlichen  Antipoden  der  Stadtbankleitung,  nun  ein  grösserer  wurde. 

Abgesehen  hievon  trat  in  der  Organisation  der  Stadtbank,  wie 
jener  der  obersten  Finanzbehörden  vorläufig  keine  Aenderung 
Die  Autonomie  der  Bank  war  bereits  längst  zum  blossen 
leine  geworden.  Diesen  thunlichst  zu  wahren,  lag  aber,  ange- 
hts  der  kritischen  Lage  der  Monarchie  in  den  ersten  Regierungs- 
iren Maria  Theresia's,  mehi*  als  je  im  eigensten  Interesse  der 
iatsregierung.  Hätte  man  die  Selbstständigkeit  der  Bank  auch 
r  Form  nach  beseitigt,  so  wäre  unter  den  damaligen  Verhält- 
5sen  wohl  der  Verlust  des  Staatscredites  die  unvermeidliche  Folge 
wesen. 

So  blieb  denn  vorläufig  Alles  beim  Alten.  Nach  wie  vor  musste 
e  Min.  Bancodeputation  zu  namhaften  Belastungen  der  Bank  für 
aatliche  Zwecke  ihre  Zustimmung  geben,  und  zwar  in  der  Regel 
ine  jede  Bedeckung,  also  unter  steter  Verschlechterung  der  inneren 
)lidität  der  Anstalt.  Nach  wie  vor  wurde  aber  der  Schein  dieser 
tzteren  möglichst  aufrechterhalten,  und  hiedurch  das  Anlagecapital 
if  einem  Umwege  den  leeren  Staatscassen  zugeführt 

Uebrigens  war  die  Leistungsfähigkeit  der  Bank,  wenngleich 
r  die  damaligen  Verhältnisse  keine  unbedeutende,  so  doch  lange 
cht  mehr  dieselbe  wie  früher,  —  die  unausbleibliche  Folge  der 
aseitigen  Ausbeutung  des  Bankcredites  für  Staatszwecke. 

2.  Creditsleistungen  der  Stadtbank  von  1740  bis  sum  Tode 

Starhembergs  (1745). 

Bald  nach  dem  Regierungsantritte  Maria  Theresia's  musste  sich 
e  Bank  verpflichten,  das  Deputat  (die  Apanage)  der  Kaiserin 
lisabeth  Christine,  der  Witwe  des  verstorbenen  Kaisers,  von 
hrlich  300.000  fl.^),  ferrer  die  Gehalte  und  Pensionen  der 
)fstäbe^)  zu  bestreiten,  so  lange  es  ohne  Unterbrechung  des 


*)  Anfänglich  wurde  der  Bank  diese  Verpflichtung  durch  Kesolution  Maria 
!resia*s  gegen  blosse  Prolongirung  derOefäUe  auferlegt;  s.  d.  undatirte  Banco- 
trat  Nr.  171  (Bancoref.  Bd.). 

*)  Es  scheint  sich  hier  nicht  blos  um  die  bezüglichen  Zahlungsrückstände 
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Credites  aus  den  verfügbaren  Fonden  möglich  sein  werde.  Femer 
musste  sie  das  in  Oberösterreich  ausgeschriebene  Zwangsan- 
lehen  (Subsidium  praesentaneum)  bis  zum  allfälligen  Höchstbetrage 
von  1.500.000  fl.  zur  Verzinsung  und  Rückzahlung  übernehmen^  und 
demnach  hiefur  Stadtbanco-Obligationen  ausstellen.  Die  Rückzahlimg 
hatte  in  10,  nach  2  Jahren  beginnenden  Jahresraten  zn  geschehen. 

Als  Entschädigung  für  diese  bedeutende  Belastung,  sowie  für 
den  Verlust  gewisser  Bankgefälle  in  Folge  der  preussischen  Occupa- 
tion  Schlesiens,  wurde  der  Bank  mit  Contract  vom  28.  März  174P) 
das  Salzamt  Aussee  vom  1.  April  1741  an  sammt  allen  Rechten 
und  Lasten  übergeben. 

Der  Bruttoertrag  dieses  Amtes,  —  welches  auch  als  „inner- 
österreichisches Haalamt"  oder  „innerösten-eichisches  Salzkammer- 
gut" bezeichnet  wird,  —  belief  sich  im  Durchschnitt  auf  jährlich 
420.000  fl.,  wovon  63.000  fl.  an  Amtsausgaben  zu  bestreiten  waren. 
Ausserdem  war  das  Amt  belastet  mit  jährlich  42.773  fl.  an  Zinsen 
der  darauf  haftenden Schuldcapitalien  von  598.054  fl.*),  mit  20.139  fl. 
an  Zinsen  von  Stiftungs-  und  unkündbaren  Capitalien,  dann  mit 
17.786  fl.  an  geistlichen  Deputaten,  Extragehalten  u.  dgl.  Der  ver- 
fügbare Ertragsrest  betrug  also  blos  276.302  fl.  jährlich,  woTon 
noch  die  Tilgungsraten  der  vorerwähnten  Amtshypotheken  abzu- 
ziehen waren.  Wie  dies  schon  seit  Langem  die  Regel  bildete, 
stand  also  auch  diesmal  die  Neubelastung  der  Bank  mit  der  hiefür 
überwiesenen  Bedeckung  durchaus  nicht  im  statutenmässigen  Ver- 
hältnisse. 

Gleichwohl  versuchte  die  Hofkammer  nicht  lange  nachher  der 
Bank  noch  einen  Theil  des  Ausseer  Salzeilrägnisses  zu  entziehen. 

Mit  Note  vom  30.  Juni  1742  befürwortete  sie  nämlich  das 
Ansuchen  des  steirischen  Prälatenstandes,  welcher  für  sein 
Darlehen  aus  dem  Jalire  1739  von  100.000  fl.  auf  die  Bank,  und 
von  dieser  auf  den  steirischen  Fleischkreuzer  angewiesen  worden 


von  zusammen  1.600.000  fl.  gehandelt  zu  haben,  welche  die  Bank  noch  bei  Leb- 
zeiten Karls  VI.  zur  Zahlung  übernommen  hatte  (s.  oben  Seite  625). 

*j  Bancorecess  Nr.  21. 

*)  Hievon  entfielen  168.600  fl.  auf  unmittelbare  Hypotheken  des  Amtes, 
84.454  fl.  auf  solche  Capitalien,  welche  die  Stadtbank  schon  1730  übernommen 
hatte,  femer  300.000  fl.  auf  eine  Forderung  der  steirischen  Stände  aus  einem 
Darlehen  von  300.000  fl.  zu  5%,  und  45.000  fl.  auf  den  dreijährigen  Zinsen- 
rückstand dieser  Forderung. 
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war,  und  niui,  im  Hinblick  anf  die  anderwärtige  Verwendung  dieses 
Fondes,  nm  Anweisung  auf  den  Eilragsüberschuss  des  Salzkammer- 
gutes Aussee  ersuchte.    Die  Min.  Bancodeputation  titit  diesem  An- 
sinnen entschieden  entgegen,  da  der  Reinertrag  des  Salzkammer- 
gutes von  rund  270.000  19.  nicht  einmal  zur  Bestreitung  der  Zahlung 
an  die  Kaiserin  Wittwe  hinreiche,  weshalb  zur  Bedeckung  des  Ab- 
ganges der  steirische  Fleischkreuzer  verwendet  werde.    Auch  sei 
die  Prälatenforderung   nicht   mit    der   Verpläichtung   übernommen 
worden,  hieffir  eine  Specialhypothek  zu  gewähren.    Uebrigens  werde 
man,  falls  das  Salzkammergut  wider  Erwarten  einen  Ueberschuss 
abwerfen  würde,  denselben  für  die  erwähnte  Forderung  verwenden  \). 
Diesmal  scheint  die  Min.  Bancodeputation  dui*chgedrungen  zu 
sein.    Nach  wenigen  Jahren  musste  sie  sich  aber  in  Betreff  des 
Salzkammergutes  dennoch  zu  einem  erheblichen  Opfer  verstehen^. 
Unabhängig  von  der  Ueberweisung  der  Apanage  der  Kaiserin 
AVittwe  wurde  die  Bank  mit  königlicher  Resolution  vom  10.  Jänner 
1741  •)  beauftragt,  der  Kaiserin  Wittwe  anlässlich  der  Rückstellung 
eines  Diamant- Ohrgehänges,  welches  ihr  Karl  VI.  aus  dem  kaiser- 
lichen Familienschatze  mit  der  Bedingung  der  seinerzeitigen  Ein- 
lösung um  50.000  fl.  überlassen  hatte,  diesen  letzteren  Betrag  vor- 
läufig zu  5^/o  zu  verzinsen,  über  Verlangen  aber  auch  das  Capital 
selbst  zu  zahlen.    Ein  Fond  wurde  der  Bank  hiefür  nicht  über- 
lesen^). 

Die  bald  darauf,  nämlich  mit  Ah.  Resolution  vom  21.  März 
1741*)  angeordnete  Uebergabe  der  Gefälle  des  Illuminations- 
amtes und  des  Wasserbauamtes  in  Wien  an  die  Stadtbank 
bedeutete  für  diese  keine  wirkliche  Dotationserhöhung,  indem  der 
Ertrag  der  gedachten  Gefälle  durch  die  daraus  zu  bestreitenden 
Auslagen  für  die  Stadtbeleuchtung  und  für  die  Erhaltung  des  Donau- 
canales  völlig  absorbirt  wurde. 

Bedeutende  Verlegenheiten  erwuchsen  der  Stadtbank  selbst- 
verständlich  durch   den  Verlust   Schlesiens   mit  seinen  ergiebigen 


*)  B.  A.  vom  2.  August  1742, 

•)  S.  unten  Seite  721. 

»)  B.  A.  vom  10.  April  1741. 

^)  Nach  3  Jahren  wurde  Vtf  ^^^  Capitals  auf  den  Xacblat^s  der  Erzherzogin 
^haabeth  umgeschrieben,  der  Rest  aber  zur  Zahlung  in  7,  vom  1.  November 
^743  an  laufenden  Quartalsraten  repartirt  (B.  A.  v.  28,  Jänner  1744). 

*)  B.  A.  vom  12.  April  1741. 
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Gefallen,    wie  durch   die  lang   andauernde  feindliche   Occupation 
anderer  ausgedehnter  Gebiete. 

Anlässlich  des  Eindringens  des  bayrisch -französischen  Heeres 
in  Böhmen  wurde  daher  die  Administration  des  Prager  Deputirten- 
amtes,  welche  die  Bankgefälle  des  Landes  verwaltete,  mit  Decret 
der  Min.  Bancodeputation  vom  23.  September  1741  beauftragt,  im 
äussersten  Falle,  damit  die  Gefällsgelder  dem  Feinde  nicht  in  die 
Hände  fallen,  dieselben  zur  Einlösung  von  Cautionsobligationen  dor- 
tiger Beamten  zu  verwenden^). 

Bevor  es  aber  so  weit  kam,   wurde  ein  Theil  dieser  Gelder 
(46.334  fl.)  vom  böhmischen  Gubernium  Namens  der  Stände 
einfach  für  Kriegszwecke  eingezogen.     Derartige   Eingriffe 
wurden  allerdings  alsbald  mittelst  Hofdecret  verboten^):  auch  ver-- 
sprachen  die  Stände  über  Intervention  der  böhmischen  Hofkanzle^ 
sich  derselben  in  Zukunft  zu  enthalten,  worauf  ihnen   die  Mi^ 
Bancodeputation  ein  Darlehen  von  100.000  fl.  (unter  Einrechnm:^^ 
des  bereits  weggenommenen  Betrages)  bewilligte.  Gleichwohl  wurd^j 
jene  Eingriffe  fortgesetzt »).    Dies  und  das  Anrücken  der  feindlichem 
Armee  bewog  die   Deputirtenamtsadministration ,   einen  Theil  der 
verfügbaren  Gelder  (9000  fl.)  im  Sinne  der  erwähnten  Ermächtiguug^ 
Anfangs  November  1741  zui'  Einlösung  von  Cautionen  zu  verwenden, 
was  die  Min.  Bancodeputation  mit  dem  Decret  vom  8.  November 
1741   zwar  als  verfrüht  bezeichnete,  jedoch   genehmigte.    Hiebei 
wui'de  zugleich  befohlen,   die  von  nun  an  eingehenden  Gelder  an 
„Se.  königl.  Hoheit",  welcher  bereits  von  Pressburg  aufgebrochen 
sei*),  wöchentlich  abzuführen,  theils  zum  Schutze  vor  dem  Feinde, 
theils  zur  Aushilfe  ftti-  die  Armee.    Der  Rückei*satz  an  die  Bank 
sollte  in  Wien  aus  den  von  England  zu  erlegenden  Subsidiengeldem 
geschehen.   Eine  analoge  Weisung  erging  bald  darauf  an  die  Banco- 
gefalls- Administration  in  Brunn*). 

Uebrigens  hatten  die  Gefallsämter  in  Böhmen  und  Mähren  naoVx 
wie  vor  unter  den  Eingriffen  der  politischen  und  Militärbehörde  ^^ 
zu  leiden,  so  dass  der  Bank  in  dieser  Weise  bis  Anfang  1742  ru 
250.000  fl.  entzogen  wurden.     Die  Min.  Bancodeputation  wand 

^)  B.  A.  vom  23.  September  und  4.  November  1741. 

2)  B.  A.  vom  10.  October  1741. 

3)  B.  A.  vom  22.  October  und  18.  November  1741. 
*)  Hierunter  ist  offenbar  der  Grossherzog  Franz  Stephan  gemeint. 
'^)  B.  A.  vom  8.  und  16.  November  1741. 
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5li  daher  an  Hofkriegsrath  und  Hofkammer  mit  dem  Ersuchen 
1  Abstellung  solcher  Eigenmächtigkeiten,  und  um  Verrechnung 
r  eingezogenen  Beträge^).  Nun  erliess  der  Hofkriegsrath  an  den 
Jdmarschall  Herzog  Karl  von  Lothringen  ii^  Februar  1742  die 
forderlichen  Weisungen  ^).  Die  Verrechnung,  beziehungsweise  Rück- 
^tattung  der  fraglichen  Gelder  zog  sich  jedoch  noch  durch  Jahi-e 
laus.  Im  November  1742  wird  der  Betrag  der  in  Böhmen  und 
ihren  für  Kriegszwecke  überhaupt  verwendeten  Bankgelder  auf 
ele  Hunderttausende  veranschlagt*).  Hierin  ist  wohl  auch  der 
»rschuss  von  100.000  fl.  inbegriflfen,  den  die  Bank  im  September 
f  die  nächsteingehenden  englischen  Subsidien  geleistet  hatte*). 

Durch  alle  die  erwähnten  Verluste  und  Eingriffe  war  der 
ssestand  der  Bank  derart  geschwächt  worden,  dass  die  Eingänge 
IS  den  Bankgefällen  schon  Anfangs  1742  nicht  einmal 
ehr  zur  Bezahlung  der  fälligen  Zinsen  hinreichten.  Die 
in.  Bancodepution  erklärte  sich  daher  schon  am  8.  November  1741, 
^h  nachdrücklicher  aber  am  13.  Februar  1742  der  Hofkammer 
genüber  ausser  Stande,  die  Gehalte  und  Pensionen  der 
ofstäbe,  welche  sie  nur  bedingt  übernommen  hatte*),  weiter  zu 
zahlen.  Jedoch  werde  sie  nach  Zulass  des  Cassastandes  den 
asstand  vom  zweiten  Quartale  1741  an  begleichen. 

Die  bare  Bezahlung  solcher  Ausstände  war  jedoch  vorläufig 
IT  in  ganz  geringem  Umfange  möglich.  Den  betreffenden  Parteien 
iirden  daher,  soweit  man  ihre  Ansuchen  überhaupt  bereits  berück- 
ihtigte,  b^loige  aufkündbare  Bancorecognitionen  im  Betrage 
res  Ausstandes  ausgestellt*).  Bios  Restbeträge  unter  100  fl. 
Orden  hiebei  zuweilen  bar  ausgeglichen,  in  welchen  Fällen  also 
e  ausgefertigten  Banco-Recognitionen  auf  durch  100  fl.  theilbare 
3träge  lauteten.    Vereinzelt  findet  sich  auch  die  Ausstellung  von 


*)  B.  A.  vom  8.  Jänner  1742. 

^  Note  vom  17.  Februar  im  B.  A.  vom  27.  Februar  1742, 

^  B.  A.  vom  20.  November  1742. 

*)  B.  A.  vom  25.  September  1742. 

*)  S.  oben  Seite  709. 

«)  B.  A.  vom  16.  Juni  und  5.  September  1741,  7.  und  17.  Februar,  26.  März, 
11.  und  20.  April,  21.  Mai,  10.  Juli  und  7.  October  1743.  Ausnalunweise 
'^en  auch  für  auf  die  Bank  ilberwiesene  Gehaltsrückstände  höherer  Staats- 
akten Becognitionen  ausgestellt. 
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auf  bestimmte  Termine  lauteoden  St.  B.  Extracten  für  Gnaden- 
gaben  ^). 

Im  Jahre  1744  finden  sich  wieder  einige  Creditsleistongen  der 
Bank  gegen  statutenmässige  Bedeckung  oder  gegen  anderwärtige 
Sicherstellung  der  Bückzahlung. 

Von  letzteren  wären  zu  erwähnen  die  Vorschüsse  von  57.000  fl. 
auf  dieEemontegelder  der  steirischen  Stände^,  von  lOO.OOOl 
auf  die  Contributionen  Oberösterreichs'),  und  von  60.000  1 
auf  den  Fond  der  Salzcasse  (cassa  salis)  in  Böhmen^). 

Die  statutenmässige  Bedeckung  wurde  der  Bank  anlässlich  der 
Uebemahme  einer  Staatsschuldpost  bewilligt.  Mit  Recess  yom 
14.  August  1744  übernahm  die  Bank  nämlich  die  RückzahloDg 
eines  Capitals  von  200.000  fl.,  welches  der  Hofkammer-  und 
Bancalitätsrath  Freiherr  von  Wiesenhütten*)  für  die  Armee  im 
Reiche  vorgestreckt  hatte,  gegen  üeberlassung  von  jährlich  20.000  fl. 
auf  15  Jahre  aus  dem  Ertrage  des  Salzgefälls  der  Marmaros 
in  Ungai*n.  In  diesem  Falle  hatte  sich  die  Min.  Bancodepatation 
entschieden  geweigert,  gegen  die  übliche  Pi'olongirung  der  Bank- 
gefäUe  auf  die  statutenmässige  Fundirung-  zu  verzichten  *). 

Selbstverständlich  fehlte  es  aber  keineswegs  an  unbedeckten 
Beitragsleistungen  der  Bank.  Hieher  gehört  z.  B.  ein  im  Mai  1744 
angewiesener  Vorschuss  von  60.000  fl.  ftti'  Befestigungszwecke'), 
Femer  wurde  im  August  desselben  Jahres  mit  der  böhmischai 
Hof  kanzlei  ein  Darlehen  von  300.000  fl.  für  die  Armee  in  Böhmen 
und  Mähren  vereinbart,  welches  die  Min.  Bancodeputation  jedoch 
nur  dann  leisten  zu  können  erklärte,  wenn  die  wiederholten  Eingriffe 
der  Staatsbehörden  in  die  Verwaltung  der  Bankgefalle  endlich  anf- 


*)  So  für  die  Gnadengabe  der  Erben  des  1743  verstorbenen  Obersthof- 
meisters  Grafen  Starhemberg  von  50.000  fl.,  zahlbar  in  5  Jahresraten  (B.  A. 
vom  9.  Juli  1743). 

«j  B.  A.  vom  14.  Jänner  1744. 

'^)  B.  A.  vom  21.  Februar  1744. 

*)  B.  A.  vom  16.  Mai  1744.  Hiebei  wurde  der  Salzcasse,  da  sie  ein  „f*'*^' 
du 8  ecclesiasticos^  sei,  ein  anderwärtiger  Ersatz  der  an  die  Bank  abzufahrend^ 
Beträge  zugesichert. 

*)  Wiesenhtitten,  Sohn  eines  reichen  Frankfurter  Bankiers,  vermittelte  17  -^ 
und  1745  zahlreiche  Creditsoperationen  für  das  Aerar. 

*)  Bancorecess  Nr.  22,  H.  F.  A.  vom  14.  August  und  B.  A.  vom  31. 
cember  1744. 

')  B.  A.  vom  27.  Mai  1744. 
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lören  würden^).  Wie  sehi*  die  Bank  in  dieser  Beziehung  noch 
mmer  zu  klagen  Ursache  hatte,  erhellt  daraus,  dass  —  einer 
ilittheilung  aus  derselben  Zeit  zufolge  —  die  böhmischen  Stände 
während  des  Krieges"*)  589.893  fl.  den  BancogefäUsämtem  ent- 
ogen  hatten^).  Durch  feindliche  Gewalt  gingen  vom  Ertrage  der 
Jankgefälle  in  Böhmen  während  der  Feldzüge  von  1741,  1742  und 
744  zusammen  569.919  fl.  verloren*). 

Am  21.  März  1745  kam  zwischen  Hofkammer  und  Min.  Banco- 
leputa-tion  abermals  ein  Recess  zu  Stande*),  welcher  der  Bank 
►hne  jede  Gegenleistung  einen  beträchtlichen  Fond  entzog. 

Baron  Wiesenhütten,  welcher  zu  Ende  des  Vorjahres  zum 
)irector  der  Militär-  und  Schuldencasse  ernannt  worden  war,  hatte 
ich  nämlich  anheischig  gemacht,  im  Laufe  des  Sommers  1745 
(uccessive  ein  Darlehen  von  2  Millionen  Gulden  gegen  Militärzahl- 
imtsquittungen  aufzubringen.  Als  Hypothek  hiefär  wurden  die 
leit  Jahren  der  Bank  überlassenen  Gefälle  des  PragerDeputirten- 
imtes  ins  Auge  gefasst.  Die  Hofkammer  verlangte  daher  die 
^Jession  von  jährlich  200.000  fl.  aus  diesen  Gefällen  auf  15  Jahre. 
Jnter  dem  Zwange  der  Verhältnisse*)  musste  die  Bankleitung  auf 
lieses  Ansuchen  eingehen,  obgleich  die  Hofkammer  ausser  Stande 
rar,  ihr  hiefür  irgend  eine  Realdotation  zu  übergeben,  und  daher 
ediglich  die  Prolongirung  der  Bankgefälle  vereinbart  wurde, 
lebrigens  verpflichtete  sich  die  Hofkammer,  bei  der  Königin  die 
testätigung  der  Stadtbank  zu  beantragen,  um  das  Vertrauen  der 
»ankgläubiger  zu  stärken. 

Maria  Theresia  genehmigte  das  Uebereinkommen  mit  dem 
usdrücklichen  Beisatze,  dass  ihr  über  die  Bank  „Information  ge- 
:eben  werden  solle."     Letzteres  deutet  darauf  hin,  dass  die  Bank 


*)  B.  A.  vom  9.  Augußt  1744. 

^  Ob  darunter  blos  der  zweite  schlesische  Krieg,  oder  die  ganze  Eriegs- 
»eriode  seit  1741  zu  verstehen  ist,  bleibe  dahingesteHt. 

*)  B.  A.  vom  25.  August  1744.  Der  von  den  Ständen  vorläufig  al£  liquid 
anerkannte  Theilbetrag  von  154.227  fl.  wurde  mit  rückständigen  Capitals-  und 
Zinsenraten  aus  den  durch  die  B^nk  übernommenen  Zwangsanlehen  von  1735 
bis  1739  compensirt.| 

*)  B.  A.  vom  18.  Mai  1748. 

**)  Bancorecess  Nr.  23  und  H.  F.  A.  vom  21.  März  1745. 

^  Im  Recesse  wird  die  Noth wendigkeit  betont,  zur  Fortsetzung  des  Krieges 
die  möglichsten  Opfer  zu  bringen,  um  die  Erblande  zu  retten,  und  hiemit  zu- 
gleich die  Interessen  der  Bankgläubiger  zu  schützen. 
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das  Interesse  der  Monarchin  bis  dahin  nur  wenig  in  Anspruch 
genommen  hatte,  was  in  jener  kritischen  Zeit  des  schweren  Kampfes 
um  den  Thron  und  die  Integrität  des  Länderbesitzes  nicht  Wunder 
nehmen  konnte. 

üebrigens  wurde  die  der  Hofkammer  zurückgegebene  Gefälls- 
quote von  jährlich  200.000  fl.  nicht  zur  Fundirung  des  beabsichtigten 
Anlehens  von  2  Millionen  Gulden  verwendet.  Vielmehr  entstand 
schon  vor  der  Ratificirung  des  bezüglichen  Recesses  die  Absicht, 
jenen  Betrag  zur  Consolidirung  der  staatlichen  Schulden- 
(Tilgungs-)Casse  zu  benützen. 

Diese  Casse  war  nämlich  laut  Hof  kammer-Referates  vom  26.  Jänner 
1745^)  mit  Schulden  von  rund  10.700.000  fl.  belastet,  welche  mit 
5®/o  verzinst  und  in  etwa  25  Jahren  getilgt  werden  sollten.    Hiezu 
benöthigte  man  (einschliesslich  des  Zinsenerfordemisses)  einer  Jahres- 
dotation  von   7®/o  des  Capitals,  wovon  5®/o  nur  nothdürftig,   die 
übrigen    2  ^/q   aber   gar   nicht   bedeckt   wa-ren.     Zur    Bedeckung 
dieses  Abganges  beantragte  die  Hofkammer  ursprünglich,  aus  den 
Mitteln   der  Stadtbank  jenen  Betrag  zu  verwenden,  um  welchen  ^ 
sich  deren  Zinsenlast  jährlich  durch  die  Capitalstilgung  der  Bank- 
schulden vermindern  würde.     Diese  ohnehin  nur  bedingte  Leistung 
werde  nicht  drückend  sein,    üeberdies  sei  es  auch  dem  Bankcredit  .  ^ 
sehr  abträglich,  wenn  eine  „andere  kaiserliche  Schuldencass^ 
so    verfallen   ist,    dass    nicht    einmal   die  Zinsen  gezahlt  wer 
können."    Das  Publicum  wisse  ja  gar  wohl,  dass  die  Stadt  Wii^^zf^j 
nicht  sein  Schuldner  sei,  und  wegen  der  Stadtbankpapie  :^^ 
nicht  belangt  werden  könne,  die  Bank  vielmehr  nur  eiije 
Casse  des  kaiserlichen  Aerars  bilde,  und  die  Verpflichtai?^ 
der  Stadt  blos  bis  zur  Höhe  des  Ertrages  der  ihr  eingeräumte^ 
Cameralgefalle  gehe. 

Mit  königlicher  Resolution  vom  22.  Februar  1745  wurde  der 
erwähnte  Antrag  genehmigt,  jedoch  mit  dem  Beifugen,  dass  vorerst 
noch  mit  Starhemberg  das  Einvernehmen   zu  pflegen  sei.     Bali 
darauf  kam  der  Recess  wegen  Ueberlassung  von  200.000  fl.  aiis 
den   Deputirtenamtsgefällen  zu  Stande.     Zwei  Tage  vor  der  ano 
21.  März  1745   erfolgten  Ratificirung   desselben  beantragte  dah^?^' 
die  Hof  kammer  ^),  ohne  auf  ihren  früheren  Vorschlag  zurückzukommec:^ 


>)  L.  bei  H.  F.  A.  vom  15.  Aprü  1745. 

^)  Ref.  vom  19.  März,  s.  bei  H.  F.  A.  vom  15.  April  1745. 
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diesen   Betrag  zur  ErgäDzung   des   Tilgungsfondes   zu   ver- 
wenden, was  Maiia  Theresia  am  31.  März  genehmigte. 

Aber  auch  diese  Resolution  kam  nicht  zur  Ausführung.  An- 
lässlich der  im  Sommer  1745  erfolgten  Ausschreibung  eines  Zwangs- 
darlehens von  2^9  Millionen  Gulden,  welches  an  die  Stelle 
des  von  Wiesenhütten  versprochenen  Darlehens  von  2  Millionen 
trat,  wurde  nämlich  beschlossen,  dass  die  Bank  die  5<>^ige  Ver- 
dnsnng  des  Zwangsanlehenscapitals  und  dessen  successive  Tilgung 
binnen  20  Jahren  ^übernehmen,  und  hiefür  jährlich  jene  200.000  fl. 
rerwenden  solle.  Letztere  wurden  daher  der  Bank  von  der  Hof- 
cammer  mit  Recess  vom  4.  Juli  1745^)  zurück  abgetreten.  Die 
Rückzahlung  sollte  nach  der  Reihenfolge  des  Capitals-Erlages 
geschehen,  und  daher  den  Parteien  gegen  Vorweisung  des  Erlag- 
scheines der  entsprechende  Banco-Extract  ausgefolgt  werden. 

Als  nach  wenigen  Monaten  zu  dem  erwähnten  Zwangsanlehen 
ein  Nachtrag  von  500.000  fl.  ausgeschrieben  wurde,  musste  die 
Bank  auch  für  diesen  die  Verzinsung  und  Rückzahlung  zu  denselben 
Bedingungen  wie  für  die  ersten  27«  Millionen  Gulden  tibernehmen, 
diesmal  jedoch,  ohne  hiefür  von  der  Hofkammer  eiuen  Fond  zu 
erhalten,  daher  blos  gegen  Prolongirung  der  Gefölle^). 

Thatsächlich  ist  aber  das  ganze  Geschäft  als  eine  völlig 
unbedeckte  Belastung  der  Bank  von  3  Millionen  zu  be- 
trachten, da  ja  auch  der  für  die  ersten  2^/o  Millionen  übergebene 
Fond  von  jährlich  200.000  fl.  soeben  erst  der  Bank  ohne  Ent- 
schädigung entzogen  worden  war. 

Bald  nach  der  Ausschreibung  des  Zwangsanlehens  musste  sich 
die  Bank  abermals  zu  einer  grösseren  Creditsoperation  ohne  jede 
Bedeckung  herbeilassen.  Anfangs  Mai  1745  musste  sie  sich 
aämlich  verpflichten,  für  die  kaiserliche  Armee  in  Wechseln  auf 
Ä^ugsburg  400.000  fl.  zu  erlegen.  Wegen  dieses  Geschäftes 
ächloss  die  Min.  Bancodeputation,  da  die  Barmittel  der  Casse  durch 
firöhere  Leistungen  erschöpft  waren,  am  11.  Mai  einen  Vertrag  mit 


*)  Bancorecess  Nr.  24,  H.  F.  A.  vom  4.  Juli  und  B.  A.  vom  12.  Juli  1745. 
^OQ  dem  Zwangsanlehen  sollten  IV«  Millionen  in  den  österreichischen  Ländern, 
1  MiUion  Gulden  in  Böhmen  und  Mähren  aufgebracht  werden.  In  diesem  Ver- 
hältnisse war  auch  die  jährliche  Tilgungsrate  auf  beide  Ländergruppen  zu  ver- 
tiieüen. 

^  H.  F.  A.  vom  9.  October  und  20.  December  1745,  Bancorecess  Nr.  2ö, 
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ir  den  Fall,  als  die  erlegten  Banco- Obligationen  nicht  sämmtlich 
räossert  werden  sollten,  wurde  die  Bückstellung  der  unveräusserten 
lote  gegen  entsprechende  Verminderung  der  jährlichen  Tilgungs- 
te  vorbehalten. 

Das  Geschäft  kam  im  vollen  Umfange  zu  Stande.  Jedoch 
irde  die  hiefür  von  der  Mailänder  Kammer  ausgestellte  Obligation 
er  1  Million  Oulden  bereits  nach  2  Jahren  anlässlich  einer 
derwärtigen  Creditsoperation  an  die  Hofkammer  zurück  cedii-t^). 

Wie  früher  wurde  auch  in  dieser  Periode  bei  der  üebemahme 
n  Zahlungen  für  das  Aerar  ohne  bestimmten  Fond  zuweilen  die 
inerzeitige  Verrechnung  mit  der  Hofkammer  vorbehalten. 
ies  geschah  z.  B.  1743  hinsichtlich  der  Forderung  des  Hofkammer- 
thes  von  Suttner  an  das  Militärärar  von  150.000  fl.,  wofui-  5^/^ige 
i  Monatsraten  von  je  3000  fl.  fallige  Banco -Extracte  ausgefertigt 
urden*),  dann  1744  bezüglich  des  Ankaufspreises  der  Hofapotheke 
)n  44.000  fl.,  wofür  die  Bank  5"/oige  aufkündbare  B.  Äecognitionen 
asstellte,  und  hinsichtlich  der  Gnadengabe  von  30.000  fl.  für  die 
fräßn  Fuchs,  die  Obersthof meisterin  Maria  Theresia's,  wovon 
OOO  fl.  sofort,  die  übrigen  25.000  fl.  aber  in  25  gleichen  Monats- 
iten  bezahlt  werden  sollten^).  Auch  Gehaltsausstände  wurden 
litunter  in  der  angedeuteten  Art  blos  vorscimssweise  von  der  Bank 
lu*  Zahlung  übernommen^). 

3.  Starhembergs  Tod.     Sein  Nachfolger. 

Im  Sommer  1746  trat,  zum  ersten  Male  seit  1711,  eine  Aende- 
rng  in  der  obersten  Leitung  der  Bank  ein. 

Am  8.  Juli  d.  J.  starb  ■  nämlich  der  langjährige  Präsident  der 
in.  Bancodeputation  und  Senior  der  Ministerconferenz  Gundaker 
liomas  Graf  Star hemberg  im  Alter  von  82  Jahren,  nachdem 
m  bereits  im  März  1743  „zu  seiner  Entlastung"  ein  Condirector 
der  Person  des  Geheimen  Conferenzrathes  Rudolf  Grafen  Collo- 
do  Wgegeben  worden  war'*). 


*)  S.  unten  Seite  728. 

«)  B.  A.  vom  25.  April  1743. 

»)  B.  A.  vom  7.  Mai  und  4.  Juli  1744. 

*)  B.  A.  vom  15.  Juli  1743  und  2.  März  1744. 

*)  B.  A,  vom  20.  März  1743.  Colloredo  erhielt  als  Condirector  einen  Ge- 
lt von  10.000  fl.  Uebrigens  vertauschte  er  die  SteUe  bald  mit  jener  des 
ichsvicekanzlers.    Schon  1745  fungirte  er  nicht  mehr  als  Condirector. 
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Die  Verdienste  Starhembergs,  —  dessen  Bedeutung  als  HoC'^ 
kammerpräsident  bereits  an  anderer  Stelle  gewüi-digt  wurde  —  ut:^ 
die  Entwicklung  und  das  Gedeihen  des  ihm  anvertrauten  Credit^ 
Institutes  eingehend  zu  würdigen,  hiesse  beinahe  die  Geschicti-tg 
der  Stadtbank  wiederholen.    Man  vergegenwärtige  sich  nur  ^^n 
ausserordentlichen  Unterschied   zwischen    der  Finanzlage   in  den 
Jahren  1706  und  17451   In  beiden  Jahren  befand  man  sich  mitten 
in  einer  Periode  mehrjähriger  Kriege,  welchen  nur  kurze  Friedens- 
zeiten vorangegangen  waren.    Und  doch  sehen  wir  1706  die  tiefste 
finanzielle  Zerttttung,   1745  aber  das  erfolgreiche  Bestreben,  den    j 
gesteigerten  Staatsbedarf   ohne   wesentliche  Beeinträchtigung  er- 
worbener Eechte  zu  decken,  und  dementsprechend  einen  verhält- 
nismässig günstigen  Stand  des  Staatscredites. 

Dieser  Erfolg  muss  ganz  überwiegend  als  das  Ergebnis  der 
langen  Lebensarbeit  Starhembergs  angesehen  werden.  Unter  den 
schwierigsten^Verhältnissen,  im  steten  Kampfe  mit  der  Hofkammer, 
deren  masslose  Forderungen  nicht  selten  die  Existenzbedingungen 
der  Bank  zu  untergraben  drohten,  verstand  er  es,  der  Anstalt 
rasch  einen  blühenden  Credit  zu  schaffen,  denselben  durch  strenge 
Gewissenhaftigkeit,  durch  rationelle  Verwaltung  der  Bankgefälle, 
wie  durch  umsichtige  Dispositionen  in  kritischen  Augenblicken  un- 
geachtet aller  Hindernisse  zu  erhalten,  allzu  weitgehenden  Ansprüchen 
der  Staatsregierung  mit  Entschiedenheit  entgegenzutreten,  gleich- 
wohl aber  den  Credit  des  Staates  durch  jenen  der  Bank  in  d^ 
ausgiebigsten  Weise  zu  stützen  und  zu  stärken.  So  erklärt  es  sich, 
dass  selbst  im  letzten  Jahrzehnte  der  Wirksamkeit  dieses  seltenen 
Mannes,  als  seine  geistige  Spannkraft  und  Ener^e  unter  dem  Ein- 
flüsse des  Alters  nachliess,  und  die  Selbstständigkeit  der  Bank  immer 
mehr  zur  blossen  Form  wurde,  der  öffentliche  Credit,  Dank  des  früher 
erworbenen  allseitigen  Vertrauens  in  die  Solidität  der  Bank,  —  ab- 
gesehen von  der  unmittelbaren  Einwirkung  der  Kriege  —  keine 
erhebliche  Einbusse  erlitt.  Bank  und  Staatsärar  genossen  so  ge- 
wisseimassen  die  Zinsen  des  vorher  durch  Starhemberg  angesammelten 
moralischen  Capitals. 

Zum  Nachfolger  des  verstorbenen  Präsidenten  wurde  der  da- 
mals 46jährige  böhmische  Kanzler  Philipp  Graf  Kinsky  ernannt, 
und  zwar  anscheinend  noch  im  Juli  1745^). 

^)  Die  GehaltsanweisuDg  erfolgte  vom  1.  Augast  an,  und  zwar  betrug  der 
Gehalt  jährlich  35.000  fl.  (Bancalregister,  1.  September  1745). 
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Bald  nach  der  Ernennung  Kinsky's,  nämlich  im  September  1745 
gab  sich  Maria  Theresia  anlässlich  der  Kaiserkrönnng  ihres  Ge- 
ihls  nach  Frankfurt,  wohin  sie  nebst  anderen  Ministem  auch  der 
ae  Präsident  der  Min.  Bancodeputation  zu  begleiten  hatte.  Für 
5  Dauer  dieser  seiner  Abwesenheit  liess  Einsky  sich  in  der  Leitung 
r  Deputationssitzungen  durch  den  ersten  Rath  Freiherrn  v.  Tinti 
rtreten.  Zugleich  erliess  er  eine  eingehende  Instruction  für  die 
»chäftsgebarung  wähi*end  seiner  Abwesenheit,  wonach  die  Gasse 
sser  den  schon  angewiesenen  Zahlungen  wöchentlich  höchstens 
bis  4000  iL  ausbezahlen  sollte,  und  zwar  nur  auf  von  sämmtlichen 
Ithen  unterfertigte  Anweisungen^). 

Zur  Bestreitung  der  Reiseauslagen  der  Kaiserin  musste  die 
ink  mit  einem  Darlehen  von  300.000  fl.  aushelfen,  und  zwar,  wie 
lion  so  oft,  gegen  blosse  Prolongirung  der  Bankgefälle-).  Das 
3ZU  erforderliche  Geld  beschaffte  die  Min.  Bancodeputation  durch 
1  6^/oiges  Anlehen,  welches  ihr  die  Commission  des  grossen  Wiener 
menhauses  gegen  Rückzahlung  in  32,  nach  2  Jahren  beginnenden 
lartalsraten  gewährte*). 

Bald  darauf  musste  sich  die  Bank  eine  nachträgliche  Belastung 
iS  ihr  1741  übergebenen  Salzamtes  Aussee  gefallen  lassen 
eses  Amt  hatte  nämlich  auch  die  steirisch- ständischen 
i-lzaufschlags-  und  Fleisch-Taz-Gefälle  einzuheben,  bezüg- 
h  deren  weiterer  Abfuhr  an  die  Stände  der  Bank  im  Recesse 
m  28.  März  1741  keinerlei  Verpflichtung  auferlegt  worden  war. 
"sprünglich  wurde  den  Ständen  eine  Entschädigung  aus  dem 
ntributionsfonde  in  Aussicht  gestellt.  Im  Jahre  1745  erfloss  aber 
le  allgemeine  Ah.  Weisung,  dass  die  auf  den  Contributionen 
iftenden  Schulden  anderwärtig  bezahlt  werden  sollen, 
e  Stände  verlangten  daher  die  Ausfolgung  ihrer  Gefällsquoten 
s  dem  Ertrage  des  Salzamtes  Aussee.  Die  bezüglichen  Verhand- 
igen führten,  da  die  Hofkammer  ausser  Stande  war,  den  stän- 
jchen  Anspruch  anderwärtig  sicherzustellen,  zu  der  Vereinbarung 


»)  B.  A.  vom  30.  August  1745. 

*)  Handbillet  Maria  Theresia's  (ohne  Datum)  im  Bancoref.  Bde.  (Nr.  182), 

*)  B.  A.  vom  10.  September  1745. 
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vom  8.  Jänner  1746^),  wonach  die  Bank  die  Verpflichtung  über- 
nahm, die  fraglichen  Gefälle  vom  1.  Juni  1744  angefangen  bis  zur 
Tilgung  der  Landesschulden  an  die  StÄnde  abzuführen,  welchen 
diesfalls  das  Compossessrecht  eingeräumt  wurde.  In  Ermangelung 
einer  verfügbaren  Realdotation  hatte  sich  die  Bank  wieder  mit  der 
Prolongirung  der  Gefälle  zu  begnügen. 

Von  den  erwähnten  ständischen  GefaUen  betrug  die  Fleisch- 
ki*euzerquote  jährlich  24.000  fl.,  der  Salzaufschlag  5  Kreuzer  von 
jedem  Eüfel  Salz.     Als  Gegenleistung  für  die  Bealisirung  Uires 
Anspruches  mussten  sich  die  steirischen  Stände  zu  einem  Darlehea 
von  400.000  fl.  herbeilassen,  wovon  laut  Hofdecret  vom  15.  December 
1745   binnen  5  Monaten    300.000  fl.  zur  Bückzahlung  eines  im 
November  hierauf  geleisteten  Vorschusses  an  die  Stadtbank  &1> 
geführt  werden  sollten^). 

Mit  Recess  vom  5.  März  1746*)  musste  die  Bank  die  ihr  seit 
vielen  Jahren  incorporirte  Herrschaft  Ungarisch-Altenburg, 
deren  Reinertrag  sich  im  5jährigen  Durchschnitte  auf  116.525  fl. 
belief,  vom  1.  Jänner  1746  an  der  Hofkammer  zurück  abtreten, 
wofüi*  ihr  alle  bis  dahin  von  der  innerösterreichischen  Kammer 
verwalteten  Maut-  und  Aufschlagsgefälle,  mit  Ausnahme  der 
Roheisen-  und  Frohnmaut  bei  den  Eisenwerken,  dann  der  Salzmaat 
in  Triest  und  Fiume,  übergeben  wurden.    Diese  Gefälle  trugen  im 
Durchschnitte  von  1739  bis  1744  jähi-lich  360.615  fl.    Der  hievon 
nach  Abzug  der  darauf  haftenden  administrativen  Zahlungen  e^ 
übiigende  Ueberschuss  wurde  mit   100.000  fl.  angenommen,  und 
zugleich  vereinbart,  dass  die  Bank  Alles,  was  ihr  darüber  durch 
Wegfall  von  Pensionszahlungen  u.  dergl.  verbleibe,  der  Hofkammer 
vergüten  solle*). 

Bezüglich    der  auf  den    fraglichen  Gefällen  sichergestellten 
Schulden  von  704.162  fl.  übernahm  die  Bank  nur  die  Verpflich- 
tung zur  Zahlung  der  Zinsen  (jährlich  34.508  fl.);  in  Beti-eff  des 
Capitals  wurde  festgesetzt,  dass  die  Hofkammer  die  Rückzahlung 
entweder  selbst  besorgen,  oder  der  Bank  hiezu  einen  entsprechende» 


\ 


*)  Bancorecess  Nr.  26  und  B.  A.  vom  14.  April  1746. 

-)  B.  A.  vom  9.  November  1745  und  4.  Februar  1746. 

^)  Bancorecess  Nr.  27  und  Prandau'sche  Acten,  Fase,  n,  Abth.  1. 

*)  Die  bezüglichen  beiderseitigen  Verpflichtungen  wurden  später  mit  Beoe«5 
vom  10.  October  1748  (Bancorecess  Nr.  33)  in  einigen  unerheblichen  Pui^lsteD 
modificirt. 
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nd  übergeben  solle.  Die  hiefür  anfanglich  angebotene  Dotation  von 
rlich  10.000  fl.  wurde  von  der  Min.  Bancodeputation  als  un- 
'eichend  zurückgewiesen  ^),  und  zugleich  die  Ergänzung  auf  die 
tutenmässigen  10 ^/o  des  Capitals  verlangt. 

Eine  diesfällige  Vereinbarung  kam  jedoch  zunächst  blos  hin- 
htlich  der  auf  der  Grazer  Hauptmaut  haftenden  Forderung 
•  steirischen  Stände  von  200.000  fl.  zu  Stande,  wovon  die  Bank 
-wischen  bereits  20.000  fl.  zurückgezahlt  hatte.  Mit  Recess  vom 
.  Jänner  1747^)  übernahm  die  Bank  nämlich  die  Verpflichtung, 
I  restlichen  180.000  fl.  in  9  Jahresraten  sammt  Zinsen  zu  be- 
llen, wofür  ihr,  ausser  dem  erwähnten  auf  14  Jahre  gewidmeten 
hresbeitrage  von  10.000  fl.,  noch  der  bis  dahin  unverwendete 
ist  von  96.000  fl.  aus  dem  1737  er  Zwangsanlehen  überlassen 
irde. 

In  Betrefl^  der  übrigen  Schulden  der  innerösterreicliischen 
iutämter  beantragte  die  Hofkammer  die  Tilgung  durch  „Umlage" 
if  andere  Fonde),  allenfalls  aber  die  Ueberweisung  auf  die  Stadt- 
nk.  Die  Min.  Bancodeputation*)  machte  ihre  Zustimmung  hiezu 
n  der  Uebergabe  einer  statutenmässigen  Bedeckung  abhängig. 
i  die  Hofkammer  hiezu  nicht  im  Stande  war,  unterblieb  diesfalls 
rläufig  jede  weitere  Vereinbarung. 

Bald  nach  der  Uebergabe  der  steirischen  Mautgefälle,  nämlich 
t  Recess  vom  11.  März  1746*)  übernahm  die  Bank  gegen  blosse 
dongirung  der  Gefalle,  also  ohne  jede  Bedeckung,  die  Ver- 
ichtung,  anlässlich  des  bevorstehenden  Feldzuges  1.200.000  fl. 
anen  10  Monaten  nach  und  nach  in  die  Militärcasse  abzuführen, 
nach  der  Leistungsfähigkeit.  750.000  fl.  hievon  wurden  sofort 
legt*),   der  Rest  successive   in   den  nächstfolgenden  5  Monaten. 


*)  Ündatirtes  Pronicmoria  in  CoU.  Mesmeriana  Nr.  19. 

-)  BaneoTccess  Nr.  30. 

^)  S.  das  obenerwähnte  Promemoria. 

*)  BancorcccBs  Nr.  28. 

*)  In  diese  750.000  fl.  wurden  eingerechnet:  das  Guthaben  der  Bank  an  die 
eilischen  Stände  von  300.000  fl.,  temer  die  Restforderung  von  126.960  fl.  aus 
nein  1745  an  Graf  Chotek  auf  Cameralverrechnung  ertheilten  Vorschusse  von 
^0.000  fl.  (B.  A.  V.  8.  Dec.  1745),  —  an  sonstigen  bereits  der  Kriegsciisse  an- 
wiesenen  oder  verfügbaren  Geldern  des  Dcputirtenamtes  306.285  fl.,  und  ein 
^crwärtiger  Vorschuss  der  Bank  von  12.240  fl.  Der  Rest  (4525  fl.)  wurde  bar 
^geglichen  (B.  A.  v.  15.  März  1746). 

46* 
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Diese  Massregel  wurde,  obgleich  der  Ertrag  der  Bankgefalle  durch 
den  Krieg  selbst  bedeutend  abgenommen  hatte,  als  unvermeidlich 
bezeichnet,  um  die  Erhaltung  der  Armee  zu  ermöglichen,  wovon  ja 
auch  der  Foitbestand  der  Bank  abhänge,  —  ein  bei  ähnlichen  An- 
lässen damals  häufig  wiederkehrendes,  thatsächlich  nicht  unberech- 
tigtes Argument. 

Uebrigens  blieb  die  Bank  jetzt  einige  Zeit  hindurcli  von  ähn- 
lichen völlig  einseitigen  Belastungen  verschont,  und  finden  sich  nun 
einige  vollständig  fundirte  Creditsoperationen.  Eine  solche  war 
z,  B.  der  Vorschuss  von  500.000  fl.,  welchen  die  Bank  laut  ßecess 
vom  16.  December  1746^)  schleunigst,  längstens  aber  bis  Ende 
April  des  nächsten  Jahres  zu  leisten  hatte.  Hiefur  wurde  nämlich 
der  Bank  ein  gleicher  Betrag  aus  dem  Erträgnisse  der  damals  ans- 
geschriebenen  Vermögenssteuer,  und  zwar  aus  den  ersten  Ein- 
gängen dieser  Steuer^)  überwiesen,  für  die  5 ^/^ igen  Zinsen  aber 
das  Retentionsrecht  an  den  aus  den  Bankcassen  zu  bestreitende 
Gehalts-  und  Pensionsraten  eingeräumt*).  Auch  der  Vorschuss  von 
100.000  fl.,  den  die  Bank  4  Monate  später  auf  die  vierte  Rate  der 
niederösterreichischen  Vermögenssteuer  gab,  gehört  hieher*). 

In  den  ersten  9  Monaten  des  Jahres  1748  wurden  k  conto 
eines  „demnächst  mit  der  Hofkammer  abzuschliessenden 
Recesses"  nach  und  nach  1.200.000  fl.  zur  Zahlung  angewiesen'^). 
Dieser  Recess  ist  aber  offenbar  nicht  zu  Stande  gekommen.  Es 
liegt  hier  also  wieder  eine  einseitige  Belastung  der  Bank  vor. 

Wie  wir  in  der  Darstellung  der  früheren  Geschichte  der  Stad^ 
bank  gesehen  haben,  war  die  Einlösung  verpfändeter  Camera!- 
fonde  durch  die  Bank  in  der  Blüthezeit  dieser  letzteren  keine 
Seltenheit.    In  der  Zeit  des  Niederganges  der  Bank  kamen  solche 


*)  Bancorecess  Nr.  29  und  H.  F.  A.  vom  16.  December  1746. 

')  200.000  fl.  aus  Niederösterreich,  je  100.000  fl.  aus  Oberösterreich,  Böhm« 
und  Mähren. 

'•^)  Von  dem  obigen  Vorschusse  wurden  120.000  fl.  sofort  ausbezahlt,  180.0001 
im  Jänner  und  Febmar  1747.  Für  den  Rest  wurden  die  Quittungen  zur  Eil* 
hebung  der  Vermögenssteuerquoten  in  Böhmen  und  Mähren  der  Hof  kammer  u* 
statt  Bargeldes  ausgefolgt  Bezüglich  dieses  Bestes  ist  das  Geschäft  also  eigent- 
lich rückgängig  geworden  (B.  A.  v.  28.  Dec.  1746,  23.  Jänner  u.  27.  Febr.  1747). 

*)  B.  A.  vom  8.  April  1747. 

^)  B.  A.  vom  15.  Jänner,   30.  März,    7.  Mai,    7.  und  25.  Juni,   29.  Juli. 
12.  und  19.  August  und  3.  September  1748. 
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Operationen  natorgemäss  nui*  mehr  ganz  ausnahmsweise  vor.  Ein 
K)lcher  Fall  war  die  Einlösung  der,  dem  Grafen  Harrach  ver- 
»fändeten  Maut  zu  Brück  a.  d.  Leitha.  Dieselbe  wurde  über 
Lnsuchen  des  Pfandbesitzers  mit  kaiserlicher  Entschliessung  vom 
.0.  September  1748  angeordnet  Die  Bank  musste  sich  demnach 
Qit  Recess  vom  28.  Februar  1748^)  verpflichten,  den  Pfandschilling 
^on  100.000  fl.  in  10  5*^/0  igen  aufkündlichen  Stadtbank-Recognitionen 
m  je  10.000  fl.  an  den  Grafen  abzuführen,  und  zwar  derart,  dass 
ron  6  zu  6  Wochen  je  20.000  fl.  nach  zweimonatlicher  Kündigungs- 
aist  zahlbar  sein  sollten.  HiefÜr  wurde  der  Bank  die  Maut  mit 
edlen  Rechten  auf  so  lange  übergeben,  als  dies  zur  Abstossung  der 
Bankschulden  erforderlicli  sein  würde. 

Wie  hoch  sich  die  Gesammtleistungen  der  Stadtbank  für 
den  Staat  in  der  Zeit  vom  Regierungsantritte  Maria  Theresia's 
bis  Ende  1748  beliefen,  ist  nicht  mehr  genau  festzustellen.  Wohl 
aber  findet  sich  die  Angabe,  dass  die  Bank  bis  Ende  März  1747 
gegen  blosse  Prolongierung  der  Gefälle  mit  über  8  Mil- 
lionen ausgeholfen  habe,  und  zwar  theils  durch  Uebemahme  der 
Zwangsdarlehen,  theils  durch  Barvoi*schüsse  und  Ausstellung  von 
Stadtbank-Recognitionen  zu  Gunsten  des  Aerars*).  Jene  Leistungen 
der  Bank,  für  welche  ihr  eine  entsprechende  Bedeckung  ein- 
geräumt wurde,  beliefen  sicli  während  derselben  Periode  auf  über 
i\  Millionen^).  Durch  die  beträchtlichen  Creditsoperationen  von 
1747  und  48  erhöht  sich  die  Gesammtleistung  bis  Ende  1748 
*uf  rund  16  Millionen  Gulden,  worunter  9  Millionen  ohne  Be- 
deckung. 

6.  Insbesondere  von  der  Einziehung  der  Genueser  Stadtbaneo- 

Capitalien  im  Jahre  1747. 

Während  des  österreichischen  Erbfolgekrieges,  der  bekanntlich 
lach  in  Italien  zu  langjährigen  erbitterten  Kämpfen  führte,  und 
urar  im  December  1746,  erhob  sich  die  Bevölkerung  Genuas  unter 
ranzösischem  Einflüsse  gegen  die  damalige  österreichische  Occupa- 
ion  der  Stadt.  Der  völken-echtlichen  Anschauung  jener  Zeit  gemäss 
urde  aus  diesem  Anlasse  die  Beschlagnahme  alles  in  den  kaiser- 


*)  Bancoreoess  Nr.  34  und  B.  A.  vom  27.  Februar  1749. 

«)  B.  A.  vom  5.  April  1747. 

*)  Annähernde  Berechnung  auf  Grund  der  Einzelduten. 
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liehen  Erblanden  befindlichen  Vermögens  der  anfständischen  Genue- 
ser,  insbesondere  auch  die  Einziehung  ihrer  Stadtbanco-Capi- 
talien  sammt  Zinsenausstand  angeordnet,  soferne  der  betreffende 
Gläubiger  nicht  schon  vor  Ausbruch  des  Aufstandes  in  den  Dienst 
Oesterreichs  oder  einer  befreundeten  Macht  getreten  war,  oder  sich 
sonst  aus  der  Stadt  entfernt  oder  die  Obligation  an  eine  nicht  zu 
den  Unterthanen  der  Republik  Genua  gehörige  Person  cedirt  hatte. 

Das  bezügliche  kaiserliche  Patent  vom  29.  März  1747')  ent- 
hält eine  sehr  ausführliche  Begründung  der  Massregel.  Die  Republik 
Genua  habe  sich  der  kaiserlichen  Armee  am  6.  September  1746 
imterworfen  und  Treue  angelobt,  es  sei  aber  Alles  nur  Lug  und 
Falschheit  gewesen.  Man  habe  es  auf  eine  sicilianische  Vesper 
abgesehen,  und  diese  soviel  als  möglich  ins  Werk  gesetzt,  öster- 
reichische Unterthanen  ausgeplündert,  ja  selbst  die  Habe  des  kaiser- 
lichen bevollmächtigten  Ministers  nicht  verschont.  Es  liege  also  ein 
crimen  laesae  majestatis  vor,  bei  welchem  auch  den  Stadtbank- 
papieren kein  Privilegium  zustehe. 

Dieses  Patent   wurde  von  der  Hof-  und  Staatskanzlei  nach- 
träglich der  Min.  Bancodeputation  zui*  Einsicht  übermittelt.    Graf 
Kinsky  trat  der  bereits  beschlossenen  Massregel  sofort  in  einem 
eingehend  und  lebhaft  geschriebenen  Promemoria  entgegen,  welches 
er  der  Kaiserin  unmittelbar  überreichte-).    Hierin  vertrat  er  mit 
Entschiedenheit  die  Anschauung,  dass  die  Einzieliung  der  Genueser 
Bankcapitalien  sich  als  Verletzung  der  statutenmässigen  Befreiung 
der  Bankpapiere  von  Verbot  und  Sequestration  darstellen  würde. 
Nicht  die  Republik  Genua  sei  Gläubiger,  sondern  eine  Reihe  von 
Privatpersonen,  darunter  viele  Unschuldige.    Die  Einziehung  werde 
den,  trotz  der  bedeutenden  Leistungen  der  letzten  Jahre  sehr  gün- 
stigen Credit  der  Bank,  welcher  zum  gi'ossen  Theüe  auf  die  Ver- 
botsfreiheit der  Bankpapiere  zurückzuführen  sei,  aufs  tiefste  er- 
schüttern, weil  man  darin  allgemein  eine  Statutenverletzung  er- 
blicken würde.    Der  hieraus  für  das  Publicum  und  den  Staat  zu 


^)  Für  diesen  Abschnitt  s.  die  H.  F.  A.  Tom  21.  Mai,  4.  Juni  und  4.  August 
1747,  dann  eine  Beilage  des  H.  F.  A.  vom  24.  November  1740,  die  Bancorecesse 
Nr.  31  und  32,  und  die  B.  A.  vom  5.  April,  14.  Juni,  1.  und  14.  August, 
11.  October,  8.  und  30.  November  und  22.  December  1747. 

')  In  der  bezüglichen  Mittheilung  an  die  Staatskanzlei  wird  die  SteUung 
der  Min.  Bancodeputation  als  alleinige  oberste  Instanz  in  Banksachen  mit  feiner 
Ironie  betont. 


I 
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gewärtigende  unberechenbare  Schaden  werde  durch  den  finanziellen 
Vortheil  der  Massregel  für  das  Aerar  nicht  entfernt  aufgewogen. 
Die  ganze  Summe  der  betreffenden  Capitalien  belaufe  sich  gegen- 
wärtig auf  etwa  1.600.000  fl.    Hievon  sei  aber  ein  sehr  gi'osser 
Theü  im  Besitze  von  Neapolitanern  und  Angehörigen  anderer  italie- 
mscher  Staaten,  sowie  von  Kirchen,  Stiftungen,  Wittwen  und  Waisen, 
ikbgesehen  von  anderwärtigen  Cessionen.  Die  Conflscation  würde  da- 
her für  das  Aerar  wohl  höchstens  5  bis  60().0(X)  fl.  abwerfen,  zumal 
inan  die  Bank  nur  zur  Auszahlung  jener  Obligationen  verpflichten 
i[önne,  welche  im  Originale  beigebracht  würden. 

Diese  Vorstellung  blieb  jedoch  erfolglos.    Maria  Tlieresia  ent- 
schiei  hierüber  nämlich  Anfangs  April  1747*),   dass  es  bei  dem 
bereits  resolvirten  Patente  verbleiben  solle,  da  die  Genueser 
durch  ihre  treulose  Auftuhrung  das  Pri^41egium  ihrer  Bankpapiere 
'verwirkt  hätten.    Die  Min.  Bancodeputation  solle  daher  die  Um- 
schreibung der  betreffenden  Posten  zu  Gunsten   des  Aerars,   be- 
ziehungsweise die  Ausfertigung  neuer  auf  kündbarer  Obligationen  zu 
Banden  der  Hofkammer  verfügen.    Uebrigens  erklärte  die  Kaiserin, 
sie  sei  keineswegs  gewillt,  mit  dieser  Resolution  das  Bankstatut 
XU  durchbrechen,  vielmehr  werde  sie  der  Bank,  wie  bisher,  ihren 
Schutz  angedeihen  lassen. 

So  wurde  denn  das  Patent  am  8.  April  1747  neu  aus- 
gefertigt«). 

Zur  Vermeidung  von  Doppelzahlungen  mussten  die  betreffenden 
Obligationen  —  im  Ganzen  81  Posten  mit  zusammen  1.420.367  fl.,  — 
amortisirt  werden.     Die  Justiz -Bancodeputation  forderte   daher 
An&ngs  Juni  1747   mittelst  Amortisationsedictes  alle  hinsichtlich 
der  fraglichen  Obligationen  etwa  sonst  Berechtigten  auf,  ihre  An- 
sprüche bei  sonstiger  Nichtigkeit  binnen  drei  Monaten  anzumelden. 
Inzwischen  verpflichtete  sich  die  Bank  mit  Contract  vom  4.  Juni 
1747,  für  Rechnung  des  zu  amoi-tisii-enden  Capitals  vorläufig  700.000  fl. 
der  Hofkammer  vorzustrecken,   und  zwar  theils  in  Barem,   theils 
Airch  Ausstellung  von  in  6  Monaten  fälligen  Stadtbank-Obligationen  ^). 
Weitere  700.000  fl.  an  zu  Gunsten  des  Aerars  eingezogenen  Banco- 


*)  Die  bezügliche  Kesolution  ist  undatirt. 

^)  Die  Patente  vom  29.  März  und  vom  8.  April  sind  gleichlautend. 
')  250.000  fl.  wurden  sofort  zur  Auszahlung  angewiesen,  weitere  300.000  fl. 
'^  ö  ungleichen  Raten  bis  Ende  Deceraber  1747. 
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Obligationen  überliess  die  Hofkammer  der  Bank  mit  Contract  vom 
14.  August  1747,  sammt  einer  von  Graf  Johann  Pallavicini  dem 
Aerar  zurtickcedirten,  auf  die  Contiibutionen  Mährens  sichergestellten 
Obligation  pr.  400.000  fl.,  für  die  Cession  der  aus  einem  Darlehen 
von  1745  entstandenen  Forderung  der  Stadtbank  an  die  Mailänder 
Kammer  von  1  Million  Gulden^)  sammt  Zinsenausstand,  welche 
seitens  der  Hof  kammer  zweifellos  schleunigst  anderwärtig  vei-werthet 
wurde. 

In  Folge  des  Aachener  Friedens  (1748)  wurde  die  Einziehung 
der  Genueser  Stadtbank  -  Obligationen  später  wieder  vollständig 
rückgängig  gemacht.  Auf  Grund  der  Bescldüsse  des  Congresses, 
welcher  zur  Austragung  verschiedener,  im  Friedensschlüsse  offen 
gelassenen  politischen  und  finanziellen  Fragen  im  December  1748 
und  Jänner  1749  zu  Nizza  tagte-),  wurde  nämlich  angeordnet,  dass 
die  fi*aglichen  Bancocapitalien ,  ungeachtet  der  erfolgten  Beschlag- 
nahme, den  Genueser  Gläubigem  oder  ihren  Cessionaren  zu  ihm 
freien  Verfügung  verbleiben,  und  demgemäss  die  Zinsen  vom  29.  No- 
vember 1748  an  wieder  bezahlt  werden  sollen.  Von  einer  Ent- 
schädigung der  Bank  für  die  beträchtlichen  Leistungen,  die  sie  auf 
Giaind  der  Confiscation  jener  Capitalien  zu  Gunsten  des  Aerars 
übernommen  hatte,  scheint  nicht  einmal  die  Rede  gewesen  zu  sein. 

6.  Abermaliger  Wechsel  im  Präsidium  der  Min.  Banoodeputation  1748. 

Graf  Kinsky  starb  am  12.  Jänner  1749,  kaum  S^«  Jahre  nach 
seiner  Ernennung  zum  Präsidenten  der  Min.  Banoodeputation. 

Gleich  Starhemberg  ein  Staatsmann  der  alten  Schule,  gewissen- 
haft, sti'eng,  energisch  und  sehr  diensteifrig,  ragt  er  doch  an  seinen 
Vorgänger  an  Bedeutung  bei  weitem  nicht  heran.  Insbesondere 
fehlte  ihm  der  Scharfblick  und  die  reiche  Erfahrung  Starhembergs, 
sowie  dessen  Gewandtheit  in  der  Vertretung  der  Bankinteressen 
gegenüber  den  Anforderungen  der  Staatsregierung.  Auch  scheint 
unter  dem  Präsidium  Kinsky's  in  der  Gebarung  einzelner  Bank* 
ämter  eine  ziemliche  Unordnung  eingerissen  zu  sein.  Immerhin 
aber  hat  Kinsky  die  Stadtbank  im  Grossen  und  Ganzen  in  ihren 
früheren  Bahnen  zu  erhalten,  und  den  Credit  unter  schwierigen 
Verhältnissen  zu  bewahren  gewusst.    Auch  die  Ertragssteigerung 


>)  S.  oben  Seite  719. 

2)  S.  Arneth,  Maria  Theresia,  IV,  S.  231. 
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der  unter  der  Verwaltung  der  Bank  stehenden  Cameralgefalle  ist 
zum  Theile  auf  seine  Initiative  zurückzufuhren. 

Zum  Nachfolger  Kinsky's  wurde  dessen  Schwager,  der  erst 
42jährige  Geheime  Rath  Graf  Rudolf  Chotek  ernannt,  welcher, 
seitdem  es  üim  gelungen  war,  sich  wegen  seines  Verhaltens  als 
Statthalter  in  Böhmen  während  des  Erbfolgekrieges  zu  rechtfertigen, 
bei  Maria  Theresia  in  grossem  Ansehen  stand,  und  damals  eben 
als  kaiserlicher  Commissär  für  eine  neue  „Landeseinrichtung''  in 
Prag  weilte.  Seine  Ernennung  zum  Präsidenten  der  Min.  Banco- 
deputation  erfolgte  am  16.  Jänner  1749,  mittelst  eines  eigenen 
Handbillets  der  Kaiserin*),  worin  sie  der  Verdienste  Kinsky's  rühmend 
gedachte,  die  Wichtigkeit  der  erledigten  Stelle  und  die  Nothwendig- 
keit  ihrer  raschen  Wiederbesetzung  betonte,  und  erklärte,  dass  sie, 
gleich  dem  Kaiser,  in  die  „Geschicklichkeit,  Treue  und  Ehrlichkeit" 
Choteks  das  grösste  Vertrauen  setze-). 

Chotek,  der  in  der  That  einer  der  begabtesten  Staatsmänner 
des  damaligen  Oesterreichs  war,  begann  sein  Amt  mit  der  Ab- 
stellung von  Ordnungswidrigkeiten  in  der  Geschäftsgebarung  der 
Bancogefällsbeamten  ^).  üebrigens  gehört  seine  Thätigkeit,  die  sich 
insbesondere  durch  tiefgreifende  Reformen  auf  dem  Gebiete  der 
bekanntlich  fast  durchwegs  der  Bank  unterstehenden  indirecten 
Abgaben  kennzeichnet,  im  Wesentlichen  bereits  einer  späteren 
Periode  an. 

7.  Geschäftsgebaning  der  Stadtbank  von  1740  bis  1749. 

a)  Einrichtung,  Wirkungskreis  und  Geschäftsgebarung  der  Stadt- 
bank blieben  von  den  Aenderungen  in  der  Organisirung  der  staat- 
lichen Finanzverwaltung  während  der  ersten  Kegierungsjahre  Maria 
Theresia's  völlig  unberührt. 

So  trat  in  der  Stellung  der  Bank  keine  Aenderung  ein,  als 
Ende  1744*)  der  Hof-  und  Bancalitätsrath  Freiherr  v.  Wiesenhütten 


*)  Abgedruckt  in  Wolf,  Hofleben  Maria  Theresia^s  (Wien  1858),  S.  65. 

«)  Der  Gehalt  Chotek's  von  20.000  fl.  wurde  vom  1.  Februar  an  flüssig  ge- 
macht (Bancorecess-Xotiz  v.  19.  Febr.  1749).  Üebrigens  wurde  dem  neuen  Prä- 
sidenten bald  eine  Gehaltszulage  von  14.000  fl.  zu  „geheimen  Ausgaben^  bewilligt 
(B.  A.  V.  9.  Febr.  1749),  so  dass  er  im  Ganzen  ungefähr  ebensoviel  bezog  wie 
Sein  Vorgänger. 

»)  Wolf,  a.  a.  0.  S.  66,  und  div.  B.  A. 

*)  H.  F.  A.  vom  12.  December  1744. 
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zum  Director  der  Militär-  und  Schuldencasse,  sowie  des  Kupfer* 
und  QuecksilbeiTegals  ernannt,  und  gleichzeitig  eine  Umgestaltung 
der  Staatsschuldenver waltung  und  des  Tilgungswesens  verfügt  wurde; 
ebenso  auch  als  wenige  Monate  später^)  die  Bancalität,  deren 
Unabhängigkeit  von  der  Hofkammer  ohnehin  nur  mehr  eine  sdiein- 
bare  war,  endlich  formell  aufgehoben,  und  die  Centralcassaver- 
waltung  unmittelbar  der  Hofkammer  unterstellt  wurde*). 

Gegen  Ende  1746  wurde  die  Min.  Bancodeputation  von  äßt 
Kaiserin  ausdrücklich  als  wirkliche  Hofstelle  und  den  übrigen 
Hofstellen  coordinirt  anerkannt'^. 

b)  Was  die  Papiere  der  Stadtbank  betrifft,  so  wurden  nach 
wie  vor  in  der  Regel  die  aufkttndbaren  Obligationen  als  Stadt- 
banco-Recognitionen,  jene  mit  bestimmten  Zahlungsterminen  als 
Stadtbanco-Extracte^)  bezeichnet.  Hin  und  wieder  findet  sich  für 
beide  Kategorien  auch  der  Ausdruck  Stadtbanco-Obligation.  Aus- 
nahmsweise wurde  für  ein  Darlehen  an*  die  Bank  allerdings  aucl 
blos  eine  einfache  Quittung  des  Banco-Obereinnehmers  ai 
gestellt-^). 

In  besonders  rücksichtswürdigen  Fällen   liess  sich  die 
Bancodeputation  zuweilen  herbei,  die  Umwandlung  eines  a^:;;::]/ 
spätere  Jahre   zur  Zahlung   repartirten  Capitals   in   e^^^ 
ö^/oiges  aufkündbares  Kapital,  beziehungsweise  die  ümwar^j. 
lung  von  Extracten  in  Recognitionen  zu  bewilligen*),  womit  a:"%j§. 
nahmsweise  auch  eine  Zinsenreduction  verbunden  war').    Auch  ^3er 


')  H.  F.  A.  vom  24.  März  1745. 

*)  Hicbei  wurde  der   bisherige  Bancalitätspräses  Br.  Prandan  zum  "ViVe- 
präses  der  Hof  kammer  emannt,  unter  Belassung  in  der  Oberdirection  der  Oeneni- 
Camcralkassc.     An    der  Spitze    der   Militär-   und  Schuldencasse    blieb 
Wiesenhütten. 

«)  Kundm.  der  M.  B.  Dep.  vom  18.  November  1746  (Cod.  Aust  V,  Xr.  10). 

*)  Ganz  vereinzelt  findet  sich  allerdings  die  Benennung  Stadtbanco- 
Recognition  auch  für  Bankpapierc  mit  bestimmter  kurzer  FäUigkeitsfiist  (z.B. 
B.  A.  V.  11.  Mai  1746). 

^)  So  für  ein  Darlehen  der  Gebrüder  Palm  von  20.000  fl.  zn  geheimen 
Ausgaben  (B.  A.  v.  14.  Aug.  1741). 

^  So  für  eine  Zwangsdarlehensforderung  des  Grafen  Wurmbrand  von  8000  ^ 
(B.  A.  V.  17.  Sept.  1743). 

')  So  wurden  laut  B.  A.  vom  3.  Juni  1746  für  eine  schon  1724  von  d 
Bank  übernommene,  seither  mit  60/^  verzinste  und  auf  schlesischen  Camer 
gefallen  sichergestellte  Cameralschuld,  beziehungsweise  für  den  hievon  noch  a' 
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umgekehrte  Fall  kam  vor,  indem  man  für  eine  Recognition  gegen 
einen  entsprechend  grösseren  Barzuschuss  einen  Banco-Extract  mit 
gleicher  Verzinsung  ausfertigte,  dessen  Fälligkeitsfrist  kürzer  war 
als  die  Kündigungsfrist  der  Recognition^). 

Der  Verkehr  in  den  Stadtbanco-Papieren  stand  selbst- 
verständlich in  enger  Wechselbeziehung  mit  dem  Credite  der  An- 
stalt, und  war  dementsprechend  in  der  Regel  ein  für  die  damaligen 
Verhältnisse  sehr  reger.  Beispielsweise  wui'den  im  Jahre  1746 
IBankpapiere  im  Betrage  von  über  6  Millionen  Gulden  in  Folge 
Teräusserung  in  den  Creditbüchern  umgeschrieben*). 

Den  Beamten  der  Bankcassen  war  der  Handel  mit  Stadt- 
bankpapieren bekanntlich  strenge  verboten.    Dieses  Verbot  fand 
aber  seitens  der  Beamten  der  Hauptcasse  nicht  die  gehörige  Be- 
achtung.   Ja,  dieselben  verwendeten  nicht  selten  die  seitens  der 
Parteien  eingezahlten  Einlagscapitalien  zur  Einlösung  von  Banco- 
obligationen,  die  sie  auf  eigene  Rechnung,  natürlich  unter  dem  Nenn- 
Tverthe,  erstanden  hatten.   Hiedurch  wurde  der  Nutzen  der  Einlage, 
anstatt  der  Bank,  dem   betreffenden  Beamten   zugewendet.     Mit 
Decret  vom  24.  Juni  1746  beauftragte  daher  die  Min.  Bancodeputa- 
tlon  den  Magistrat,  auf  derartige  Vorgänge  genau  zu  achten,  und 
Vorkommenden  Falls  die  schuldtragenden  Beamten  mit  sofoiiiger 
Entlassung   zu   bestrafen.     Einen  nachhaltigen   Erfolg  hat  diese 
"Verfügung  jedoch  offenbar  nicht  gehabt,  da  das  Verbot  mit  Decret 
^om  23.  October  1747  neuerdings  strenge  eingeschärft,  und  in  der 
C!assa-Instruction  vom   14.  Februar   1749  auf  alle  Cassa-,  Buch- 
lialtungs-  und  Eanzleibeamten  mit  dem  Bemerken  ausgedehnt  wurde, 
4lass  die  Zuwiderhandelnden  ausser  der  Entlassung  auch  noch  eine 
gerichtliche  Bestrafung  zu  gewärtigen  hätten.    Letztere  Instruction 
verbot  den  Beamten  auch  bei  Strafe  die  Verbreitung  ungünstiger 
Nachrichten  über  den  Cassastand  der  Bank,  —  was  dai*auf  hin- 
deutet, das  einzelne  Functionäre  sich  nicht  scheuten,  ihre  Kenntnis 
des   Cassastandes  im   eigenen  Privatinteresse  zur  Herabdrückung 
des  Curses  der  Bankpapiere  zu  verwerthen. 

Anlässlich  der  Verpfändung  von  Stadtbanco-Obligationen 
kamen  nicht  selten  Misbräuche  zum  Nachtheile  des  Schuldners  vor. 


haftenden  Best  von  200.000  fl.,  unter  Einziehung  der  alten  Cameralobligation 
oo/^ige  auf  kündbare  Recognitionen  ausgestellt. 

>)  B.  A.  vom  23.  Jänner  1747. 

*)  Promemoria  Kinsky's  im  B.  A.  vom  5.  April  1747. 


732         XIV.  Zur  Geßchichte  der  Wiener  Stadtbank  Ton  1740—1749. 

Um  solchen  für  die  Zukunft  vorzubeugen,  verfügte  die  Min.  Banco- 
deputation  im  Jahre  1743  die  Anlegung  eines  eigenen  Vormerk- 
buches, worin  jede  Verpfändung  taxfrei  vorzumerken  war^). 

Die  Statutenbestimmung,  wonach  Bankpapiere  erst  dann  mit 
Verbot  belegt  oder  in  Execution  gezogen  werden  durften,  wenn 
das  übrige  Vermögen  des  Schuldners  bereits  fruchtlos  exequirt 
worden  war,  wurde  auch  in  dieser  Periode  den  Gerichten  und 
sonstigen  Behörden  gegenüber  wiederholt  in  Erinnerung  gebracht*). 

c)  Wie  in  den  vorangegangenen  Perioden  war  die  Stadtbank 
auch  in  dieser  ausschliesslich  ein  Staatscreditsinstitut. 

Die  Creditsleistungen  der  Bank  für  das  Aerar  waren  noch 
immer  sehr  mannigfaltige. 

An  der  Spitze  sind  hier  die  directen  Beiträge  zu  erwähnen, 
bei  welchen,  da  der  Bank  nun  nicht  immer  die  erforderlichen  Ba^ 
mittel  zur  Verfügung  standen,  die  Valuta  sehr  häufig  in  Stadtbank- 
Obligationen  gegeben  wurde.  Diese  Leistungen  zerfallen  in  Vor- 
schüsse auf  gewisse  Staatseinnahmen  der  laufenden  Ge- 
barung, in  solche  ohne  bestimmten  Fond,  jedoch  gegen  seiner- 
zeitige Verrechnung  mit  der  Hofkammer,  also  gleichfalls 
gegen  Ersatz  aus  den  laufenden  Einnahmen,  und  in  sonstige  Bei- 
träge gegen  statutenmässige  Bedeckung  oder  ohne  die- 
selbe. Auch  die  indirecte  Aushilfe  durch  Uebernahme  von 
Staatsschulden  spielt  noch  immer  eine  bedeutende  Rolle,  in  der 
Regel  aber  nicht  mehr  in  der  Form  der  Uebei*weisung  älterer 
Schulden  auf  die  Bank^),  sondern  fast  ausschliesslich  als  üebe^ 
nähme  der  Zahlungsverbindlichkeit  gleich  bei  der  Ent- 
stehung einer  Staatsschuldpost.  —  Vereinzelt  findet  sich  aoch 
noch  die  Escomtirung  von  Wechseln  der  Bancalität*),  oder 
die  Annahme  von  Wechseln  an  Zahlungsstatt  für  Forderungen 
an  das  Aerar*). 

Ausnahmsweise  wui*den  die  Eingänge  aus  den  BankgeflUki 


»)  B.  A.  vom  22.  März  1743. 

«)  B.  A.  vom  8.  März  und  20.  Mai  174«,  vom  22.  April  und  30.  JuH  1747. 
vom  11.  Juni  und  1.  October  1748,  vom  4.  März,  3.  und  13.  Mai  1749  u.  %, 

^)  Ganz  aosnahmsweise  kommt  allerdings  auch  diese  noch  vor;  so  wnrdn 
z.  B.  1744  für  eine  BancalitätA  -  Assecuration  von  12.000  fl.  5%ige  Ba» 
Recognitionen  ausgestellt  (B.  A.  v.  7.  Sept.  1744). 

*)  B.  A.  vom  29.  November  1741. 

^)  B.  A.  vom  31.  Jänner  1746. 
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zur  Einlösung  von  im  Besitze  des  Aerars  befindlichen, 
selbst  noch  nicht  fälligen  Banco-Obligationen  verwendet, 
indem  man  von  den  betreffenden  Einhebungsämtem  solche  Papiere 
anstatt  Bargeldes  annahm^).  Da  die  Obligationen  unter  dem  Nenn- 
werthe  standen,  bedeuten  solche  Vorgänge  einen  Verlust  der  Bank 
zu  Gunsten  des  Aerars. 

Darlehen  an  Privatpersonen  kommen  nunmehr  noch  seltener 
vor,  wie  früher,  und  anscheinend  nur  dann,  wenn  es  sich  zugleich 
um  die  Förderung  volkswirthschaftlicher  Interessen  handelte*).  Dies 
erklärt  sich  einerseits  daraus,  dass  die  Mittel  der  Bank  kaum  hin- 
reichten, um  den  Ansprüchen  des  Aerars  zu  genügen,  andererseits 
wohl  auch  durch  ungünstige  Erfahrungen,  welche  die  Bank  mit 
ihren  Schuldnern  früher  gemacht  hatte  ^). 

Ausnahmsweise  wurde  unter  den  Auspicien  der  Stadtbank  auch 
eine  Lotterie  veranstaltet.  Am  14.  Februai*  1746  fand  nämlich 
in  Wien  die  Ziehung  einer  sogenannten  Porcellan-Lotterie  statt, 
wobei,  da  die  kaiserliche  Porcellanfabrik  der  Bank  unterstand, 
ein  Vertreter  der  Min,  Bancodeputation  intervenirte.  Von  den 
6000  Loosen  dieser  Lotterie,  —  über  welche  übrigens  nichts  Näheres 
bekannt  ist  —  war  kurz  vorher  erst  etwa  der  dritte  Theil  ab- 
gesetzt*). 

d)   Die  Mittel  zu  ihren  Creditsleistungen   gewann  die 


^)  Während  des  Fcldzuges  von  1741  sandte  die  Banco-G^fäUsadministradon 
in  Brunn,  anstatt  baren  Geldes,  Stadtbanoo-  und  Bancalitätspapiere  ein,  weil  sie 
darch  die  politischen  Behörden  zu  einer  anderwärtigen  Verwendung  des  Bar- 
^^des  genöthigt  worden  war.  Dieser  Vorgang  wurde  Ton  der  Min.  Banco-Deput. 
unter  Berufung  auf  die  bezüglichen  Vorschriften  strenge  ausgestellt,  gleichwohl 
aber  nachträglich  in  einem  gewissen  Umfange  genehmigt  (B.  A.  y.  25.  Oct.  n. 
4.  Nov.  1741 ,  u.  V.  12.  Aug.  1742).  —  Ln  Jahre  1746  wurde  der  mit  der 
Bemittimng  der  böhmischen  BankgefäUe  nach  Wien  betraute  Frh.  v.  Wiesen- 
hfltten  ermächtigt,  für  eingehobene  Gefällsgelder  im  Betrage  Ton  260.000  fl. 
St.  Bk.  Obligationen,  und  zwar  zum  Theile  noch  nicht  fällige,  an  Zahlungsstatt 
anzunehmen  (B.  A.  v.  8.  Febr.  1746). 

*)  So  erhielt  ein  gewisser  Benko  laut  B.  A.  vom  5.  Jänner  1745  ein  un- 
verzinsliches Darlehen  von  10.000  fl.  zur  Unterstützung  bei  Errichtung  einer 
Seidenfabrik  in  Wien,  rückzahlbar  in  10  Jahresraten. 

')  Ans  den  Geschäften  mit  Wolf  Wertheimer  hatte  die  Bank  Ende  September 
1743  an  Capital  und  Zinsen  (v.  19.  Jänner  1731  an)  über  900.000  fl.  zu  fordern! 
(B.  A.  V.  3.  Febr.  1744). 

*)  B.  A.  vom  31.  Jänner  1746  und  ein  undatirtes  Promemoria  im  Bancalref. 
Bande  (St,  187). 


r 
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Bank  wie  bisher  theils  aus  freiwilligen  Capitalseinlagen,  theils  aus 
Anlehen. 

Die  neuen  Capitalseinlagen  waren  in  dieser  Periode  durch- 
wegs aufkfindbar,  wie  denn  unkündbare  Einlagen  überhaupt  nur 
von  1733  bis  1739  angenommen  worden  waren.  Selbst  Stiftungs- 
capitalien,  die  sonst  in  der  Begel  unkündbar  angelegt  wurden» 
durften  bei  der  Bank  nur  mehr  gegen  5**/oige  auf  kündbare  Eecog- 
nitionen  angenommen  werden^). 

Die  Kündigungsfristen  waren  sehr  verschieden.  Im  All- 
gemeinen standen  sie  in  einem  gewissen  Verhältnisse  zur  Grösse 
des  Capitals.  Es  finden  sich  Fristen  von  14  Tagen,  1  Monat,  von 
2,  3,  auch  6  Monaten.  Am  häufigsten  war,  namentlich  bei  älteren 
Einlagen,  eine  einmonatliche  Frist  bedungen.  Ausnahmsweise  wurde 
auch  eine  Kündigungsfrist  überhaupt  nicht  vereinbart,  namentlich 
bei  kleinen  Capitalien^). 

Der  Stand  der  Einlagen  war  selbstverständlich  abhängig 
vom  jeweiligen  Credite  der  Bank.   Dass  die  Kriege  in  den  ersten 
Jahren  der  Regierung  Maria  Theresia's  auf  den  Bankcredit  un- 
günstig einwirken  mussten,  liegt  auf  der  Hand.    Der  Verlust  der 
schlesischen  Bankgefalle  von  jährlich  800.000  fl.,  und  die  durch  die 
feindliche  Invasion  ausgedehnter   Gebiete  bedingte  Abnahme  des 
Ertrages  der  sonstigen  Bankgefalle  konnten  das  öffentliche  Ver- 
trauen in  die  Zahlungsfähigkeit  der  Bank  keineswegs  erhöhen.  Die 
Einlagen  nahmen  daher  in  den  Kriegsjahren  beträchtlich  ab.    Doch 
scheinen  sich  wenigstens  die  Capitalsaufkündigungen  in  massigen 
Grenzen  bewegt  zu  haben.    So  konnte  der  Min.  Bancodeputations- 
Präses  Graf  Kinsky  1747^)  darauf  hinweisen,  dass  in  Folge  des 
Vertrauens,  dessen  sich  die  Bank  allgemein  erfreute,  auch  aus  dem 
Auslande,  nämlich  aus  den  Niederlanden,  der  Schweiz,  Italien  und 
dem  römischen  Reiche,  viele  Millionen  eingelegt  worden  seien. 
Der  Verkehr  in  den  Papieren  der  Bank  sei  ein  sehr  bedeutender. 
Der  Curs  der  Recognitionen,  der  kürzlich  auf  88%  des  Nenn- 
werthes  gestanden  sei,  habe  sich  bereits  auf  92 ^/^  gehoben,  und 
werde  zweifellos  bald  den  vollen  Nennwerth  erreichen*). 

*)  B.  A.  vom  19.  September  1743. 
ö)  B.  A.  vom  8.  Mai  und  21.  November  1749. 
^)  Promemoria  im  B.  A.  vom  5.  April  1747. 

*)  Sonstige  Notizen  über  den  Curs  der  Bankpapiere,  den  wichtigsten  Grad- 
messer des  Credits,  finden  sich  für  diese  Periode  leider  nicht. 
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Uebrigens  war  in  Eegierungskreisen  noch  immer  die  An- 
schauung vorherrschend,  wonach  der  Ankauf  von  Werthpapieren 
unter  dem  Nennwerthe  als  wucheiisch  erschien.  In  der  In- 
struction für  die  Banco-Hauptcasse,  die  Graf  Chotek  bald  nach 
seiner  Ernennung  zum  Präsidenten  der  Min.  Bancodeputation  er- 
liess^),  wird  nämlich  angeordnet,  dass  bei  der  Eückzahlung  von 
Einlagscapitalien  in  erster  Linie  jene  Parteien  zu  berücksichtigen 
seien,  welche  selbst  Bargeld  eingelegt  hatten,  im  Gegensatze  zu 
jenen,  welche  ihre  Papiere  „durch  Wuchergeschäfte"  an  sich  gebracht 
hatten. 

Natürlich  musste  die  Bankleitung  Gewicht  darauf  legen,  auf 
einen  regelmässigen  Zufluss  solcher  Einlagscapitalien  rechnen  zu 
können,  deren  Kündigung  nicht  so  bald  zu  gewärtigen  war.  Hier 
kamen  vor  Allem  Pupillargelder  in  Betracht.  Mit  Note  vom 
1.  Juli  1746  wurde  daher  das  Obersthofmai'schallamt  ersucht,  durch 
entsprechende  Weisungen  an  die  Vormünder  die  Baranlage  von 
Pupillarcapitalien  in  der  Stadtbank  zu  fördern.  Hiebei  versprach 
die  Min.  Bancodeputation  zugleich,  die  Bückzahlungsgesuche  be- 
züglich solcher  unmittelbar  eingelegten  Pupillarcapitalien  stets  vor- 
zugsweise zu  berücksichtigen. 

Welches  Vertrauen  die  Bank  am  kaiserlichen  Hofe  genoss, 
lüsst  sich  daraus  entnehmen,  dass  der  Nachlass  der  Kaiserin 
Witwe  Eleonore  1746,  soweit  derselbe  nicht  ohnehin  in  Bank- 
papieren bestand,  in  Folge  kaiserlicher  Resolution  bei  der  Bank 
GLügelegt  wurde,  welche  hiefiir  zu  Händen  der  Erben  ö^oig®  Stadt- 
bank-Becognitionen  von  zusammen  376.000  fl.,  und  nach  erhaltenem 
£ückersatze  gewisser  vorschussweise  bestrittenen  Zahlungen  noch 
solche  im  Betrage  von  100.000  fl.  auszufertigen  hatte  ^). 

Im  Jahre  1749  wurden  nur  mehr  473.080  fl.  neu  eingelegt, 
dagegen  1.487.900  fl.  in  Folge  von  Aufkündigungen  zurückgezahlt^). 
Die  Bückzahlungen  überstiegen  also  die  Neueinlagen  um  über 
1  Million  Gulden. 

e)  Selbstverständlich  wäre  die  Bank  während  der  Kriege  der 
40  er  Jahre,  bei  der  Abnahme  des  Ertrages  ihrer  Gefälle  und  dem 


*)  B.  A.  vom  14.  Februar  1749. 

*)  B.  A.  vom  17.  October  1746.  Von  der  ganzen  Summe  entfielen  auf  die 
Kawerin  226.000  fl. 

»)  Ausw.  d.  M.  B.  Dep.  Hofbuchhalterei  vom  18.  Jänner  1763  im  CoU. 
llesmchana  Nr.  118.    Für  die  früheren  Jahre  fehlen  leider  derartige  Angaben. 
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Sinken  der  Capitalseinlagen,  nicht  im  Stande  gewesen,  der  Hof- 
kammer in  ausgiebiger  Weise  auszuhelfen,  wenn  sie  ihren  Credit 
nicht  auch  zu  anderwärtigen  Anleihen  benützt  hätte.  Das  er- 
forderliche Geld  wurde  daher  im  In-  und  Auslande  bei  EaufleuteB, 
Wechslern  und  Corporationen  aufgenommen,  und  zwar  —  wie  der 
Min.  Bancodeputations- Präses  Graf  Kinsky  betont^)  —  gegen  ge- 
ringe Verzinsung  und  mit  langjährigen  Bückzahlungs- 
fristen, also  ohne  Schädigung  des  Credites.  Die  Rückzahlung  er- 
folgte successive  nach  Massgabe  des  Cassastandes. 

Freilich  war  die  Bank  „bei  fürgedauerten  Kriegszeiten"  nicht 
in  der  Lage,  alle  Zahlungstermine  einzuhalten,  so  dass  sich 
die  Creditsparteien  vielfach  gedulden  mussten.     Insbesondere  er- 
gaben sich  Rückstände  bei  den  für  Zwangsdarlehens-Capitalien  aus- 
gestellten Bank-Obligationen^).    Bei  den  Forderungen  aus  Capitals- 
einlagen, wie  aus  anderen  unmittelbaren  Bankanlehen  scheinen  die 
Termine  zur  Wahrung  des  Credites  in  der  grossen  Mehrzahl  derr* 
Fälle  pünktlich  eingehalten  worden  zu  sein.     Ueberhaupt  ist  ei^ 
zweifellos  gelungen,  die  Anhäufung  bedeutenderer  Rückstände  zu 
verhüten,  wie  denn  aucli  formliche  Termins- Prolongirungen  niclit 
stattfanden.   Dies  erklärt  es,  dass  der  Bankcredit  ungeachtet  aller 
Schwierigkeiten  im  Grossen  und  Ganzen  unerschüttert  blieb. 

Ausnahmsweise  wurde  die  Rückzahlung  falliger  Bankschulden 
mit  jener  neuer  Darlehen  der  betreffenden  Partei  in  Verbindung 
gebracht"),  nach  Art  der  sogenannten  „Negotien"  früherer  Perioden. 

f)  Der  Zinsfuss  der  Bankschulden  betrug  nunmehr  in  aller 
Regel  o^Iq.  Doch  war  die  Bank  noch  mit  einigen  übernommenen 
Staatsschulden  zu  6^/0  belastet.  Auch  ein  Theil  der  Einlags- 
capitalien  wui-de  noch  immer  mit  67o  verzinst.  Ob  dies  durchwegs 
ältere,  den  früheren  Zinsenreductionen  entgangene  Einlagen  waren, 
oder  vielleicht  auch  während  der  Kriege  nach  1740  vorübergehend 
der  Zinsfuss  für  neue  Einlagen  erhöht  werden  musste,  ist  nicht 
mehr  festzustellen. 


*)  Promemoria  im  B.  A.  vom  5.  April  1747. 

-)  B.  A.  vom  1.  März  1748. 

3)  So  wurde  Graf  Seilern  1747  mit  8000  fl.  an  f&Uigen  Banoo-Extracte- 
(aus  dem  Zwangsdarlehen)  und  mit  einem  Barzuschusse  im  dreifachen 
auf  die  der  Bank  für  ihre  Vorschtlsse  zukommende  nächste  Rate  der  Vermögen — =: 
Steuer  Niederösterreichs  angewiesen  (B.  A.  v.  23.  Jänner  1747). 
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Anfangs  1749  war  nun  aber  der  Cassastand  der  Bank,  die 
sich  von  den  Folgen  der  vorausgegangenen  Kriegsjahre  rasch  er- 
holt hatte,  ein  so  günstiger,   dass  die  Min.  Bancodeputation,  be- 
ziehungsweise deren  neuerannter  Präsident  Graf  Chotek,  die  all- 
mähliche Abstossung    der    ß^/^igen    Einlagscapitalien    ins 
Auge  fasste.     Die  bezügliche  Action  begann  mit  der  Kündigung 
von  100.000  fl.  aus  dem  beträchtlichen  6^0  igen  Guthaben  der  Stadt 
Wien.    Dieser  Betrag  sollte,  wenn  die  Stadt  nicht  vorziehen  würde, 
denselben  zu  5^/o  liegen  zu  lassen,  zu  Ende  des  ersten  Quartals 
1-749,  über  Verlangen  aber  auch  sofort,  ausbezahlt  werden^). 

Bald    darauf  wurde    die  Zinsenreduction   auch    auf  die  aus 

taatsschulden  entstandenen  Bank-Passiva  ausgedehnt,  und 

durch  die  im  März  1749   erflossene  kaiserliche  Resolution, 

c3ass  „in  Erwägung  der  jetzigen  Umstände"  alle  Cameralschulden 

om  nächsten  Quartal  an  nur  mehr  zu  57o  zu  verzinsen  seien, 

inschliesslich   jener,   welche   bereits  auf  die  Stadtbank 

-miberwiesen  waren.    In  Vollziehung  dieser  Resolution  erliess  die 

'^Ain,  Bancodeputation*)  behufs  „Kräftigung  des  Banco"  den  Auf- 

■tirag  an  den  Magistrat,  alle  G^l^igen  stillliegenden  (also  weder 

kündbaren,  noch  auf  bestimmte  Zahlungstermine  repartirten)  Banco- 

Capitalien  von  zusammen  2.038.952  fl.  vom  1.  April  ab  zu 

&^Iq  zu  verzinsen,  und  zwar  sowohl  jene,  welche  aus  den  der 

Bank  1721   und   1724    überwiesenen  Cameralschulden   herrührten 

(27  Posten  mit  zusammen  1.202.202  fl.)*),   wie  auch  jene,  welche 

bei  der  Bank  unmittelbar  angelegt  worden  waren  (16  Posten  mit 

zusammen  729.250  fl.),  und  das  Guthaben  aus  dem  Nachlasse  der 

Kaiserin  Eleonore  von  107.500  fl.   Die  gleiche  Weisung  erging  für 

gewisse  6^/oige  Capitalien,  welche  mit  der  Wiener  Hauptmaut  und 

der  Maut  zu  Ybbs  übernommen,  nach  ihrer  Fälligkeit  aber 

Bicht  behoben  worden  waren  und  demnach  seither  als    „still- 

Hegend"  betrachtet  wurden.    Die  betreffenden  9  Posten  (gi'össten- 

flieils  Kirchenvermögen)  betrugen  zusammen   341.478  fl.    Endlich 

^^e  auch  verfugt,  dass  allen  jenen  (25)  Parteien,  welchen  bis 

Aüiin  in  Folge  besonderer  Bewilligung  von  ihren  5 böigen  Banco- 


')  B.  A.  vom  27.  Jänner  1749. 
V  B.  A.  vom  26.  März  1749. 
^  -.       V  X>anmter  war  eine  Forderung  des  Herzogs  von  Lothringen  pr.  460.000  fl. 
Äest    vertheilte  sich  auf  verschiedene  Kirchen,  Klöster  und  Stiftungen. 

'  ^'^•«»•i,  Finanzen  Oesterreichs.  47 
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capitalien  von  zusammen  459.810  fl.^)  als  Nachtrag  ein  sechstes 
Percent  vergütet  worden  war,  dieses  letztere  von  nun  an  ein- 
zustellen sei. 

Wenige  Wochen  später  wurde  auch  die  bereits  im  Jänner  ein- 
geleitete allmähliche  Abstossung  der  aufkttndbaren  ß^l^igen 
Einlagscapitalien  wieder  aufgenommen.    Mit  Decret  vom  8.  Mai 
1749  erklärte  die  Min.  Bancodeputation  nämlich  ihren  Entschlnss, 
alle  noch  haftenden  Capitalien  dieser  Art  nach  und  nach  zu  kundigen. 
Zugleich  erliess  sie  den  Auftrag  an  den  Magistrat,  vorläufig  gewisse 
speciell  bezeichnete  Capitalien  (23  Posten)  von  zusammen  164.700  fl. 
den  betreffenden  Gläubigem  durch  ein  bei  der  Hauptcasse  öffentlich 
anzuschlagendes  Edict   mit  dem  Beisatze  aufzukünden,    dass  die 
nach  Ablauf  der  Kündigungsfrist   nicht   behobenen  Beträge  vom 
Fälligkeitstage  an  nur  mehr  mit  57o  verzinst  wärden.   Die  bezäg^ 
liehen  Banco-Becognitionen  seien  zur  Umschreibung  auf  5^/^  ab* 
zufordem.    Eine  gleiche  Verfügung  erging  am  21.  November  1749 
für  weitere,  aus  den  Jahren  1717  und  18  stammende  6^/oige  Ein- 
lagen von  44  Parteien  mit  zusammen  206.660  fl.    Inzwischen  mr 
eine  67oige  Einlagspost  von  180.000  fl.  mit  100.000  fl.  zur  Bw-  j. 
rückzahlung  in  fünf  Wochenraten  angewiesen,  für  den  Best  aber 
die  Ausstellung  5®/oiger  Becognitionen  angeordnet  worden*). 

Bereits  am  30.  Juni  1749  wurde  beschlossen,  auch  jene  in  den 
Jahren  1733  bis  1739  erlegten  Einlagscapitalien  von  zusammen 
118.675  fl.  (32  Parteien),  welche  für  die  betreffenden  Gläubiger 
unauf kündbar  waren,  vom  1.  Juli  an  nur  mehr  mit  5%  zu  ver- 
zinsen, und  demgemäss  bei  der  Zinsenbehebung  die  BecognitioneD 
zur  Umschreibung  abzuverlangen. 

Mit  Ende  1749  hatte  sich  also  die  6%ige  Bankschuld 
um  etwa  3^2  Millionen  Gulden  vermindert,  und  zwar  an- 
scheinend ohne  bedeutendere  Capitalsrückzahlungen^,  daher  zum 
weitaus  grössten  Theile  durch  dii'ecte  Umwandlung  in  eine  6%ig« 
Schuld. 

g)  Im  Stande  der  Girobankpapiere  ergaben  sich  nach  1740 
nur  mehr  ganz  geringfügige  Veränderungen. 


*)  Darunter  das  Wiener  Armenhaus  mit  139.700  fl.  und  das  Obe^kalIune^ 
amt  der  Stadt  Wien  mit  189.360  fl. 

*)  B.  A.  Tom  9.  Juni  1749. 

»)  Von  den  67oigen  Capitalseinlagen  waren  437.738  fl.  effectiT  toM' 
gezahlt  worden  (Coli.  Mesmeriana  Nr.  118). 
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Die  Bareinlösung  solcher  Papiere  mit  oder  ohne  Capitals- 
abzng  kommt  nun  überhaupt  nicht  mehr  vor.  Dagegen  erfolgte  zu* 
weilen  noch  die  Ueberweisung  einzelner  Giroposten  auf  die 
Stadtbank,  wobei  für  die  Girobankpapiere  nun  stets  aufkündbare 
5%ige  Stadtbanco-Recognitionen  ausgestellt  wurden.  Die  Ueber- 
tragnng  geschah  entweder  gegen  einen  Capitalsabzug  von  lO^/o^), 
oder  abzugsfrei,  in  letzterem  Falle,  —  wenn  nicht  besondere  Rück- 
sichten obwalteten-)  —  gegen  einen  entsprechenden  grösseren  Bar- 
zuschuss,  für  welchen  dann  ö^/^ige,  in  bestimmten  kurzen  Terminen 
zahlbare  Banco-Exti*acte  ausgefertigt  wuiden'^).  Uebrigens  finden 
sich  alle  derartigen  Geschäfte  nur  ganz  vereinzelt. 

8.  Mitwirkung  der  Bank  bei  der  planmässigen  Staatsschulden- 

tilgung  von  1749. 

Anlässlich  der  nach  dem  Friedensschlüsse  im  Jahre  1748  ein- 
geleiteten Reform  der  Cameralverwaltung*},  wovon  die  Bank  im 
übrigen  unberührt  blieb,  wurde  zur  Hebung  des  Staatscredites  auch 
die  Neuregelung  und  Erweiterung  der  planmässigen  Staatsschulden- 
tilgnng  beschlossen. 

Nach  den  bezüglichen  Hofdecreten  vom  9.  September  1748'^) 
sollte  die,  gleichzeitig  entsprechend  umgestaltete  Schuldencasse 
mit  jährlich  3.566.152  fl.  dotirt  werden,  wovon  2.614.152  fl. 
Yon  den  Erbländem  auf  10  Jahre  als  Specialcontribution^)  bewilligt 
wurden,  857.000  fl.  aus  verschiedenen  Cameralfonden  zu  bestreiten, 
und  95.000  fl.  durch  die  Stadtbank  beizusteuern  waren. 

Angesichts  des  Staatsschuldenstandes  von  rund  70  Mil- 
lionen Gulden  reichte  diese  Dotation  jedoch  fast  nur  zur  57oigen 
Verzinsung  hin,  so  dass  für  die  Gapitalstilgung  beinahe  nichts 
ler&brigte.  üeberdies  scheint  auch  die  Realisirung  der  zur  Dotation 
gewidmeten  Fonde  auf  Schwierigkeiten  gestossen  zu  sein^).     Die 


»)  B.  A.  vom  28.  März  1741. 

«)  B.  A.  Tom  30.  Mai  1741. 

^  B.  A.  vom  4.  und  23.  Jänner  1747. 

^)  Dieselbe  bleibt  einer  späteren  selbststäudigen  DarsteUnng  yorbehalten, 
ebenso  die  hiemit  verbundene  Tilgungsaction. 

»)  H.  P.  A.  vom  19.  September  1748,  und  F.  Arch.  Bibl.  Bd.  Nr.  103/D. 

^  Hieven  waren  den  Ländern  wegen  der  Retentionsposten  1.184.955  fl.  zu 
behasen. 

^  Hierauf  deuten  die  Eingangsworte  des  Bccesses  vom  7.  März  1749:  ^Die 

AI* 
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Hofkammer  sah  sich  daher  genöthigt,  zur  Stärkung  der  Schulden- 
casse  die  Hilfe  der  Stadtbank  im  erhöhten  Masse  in  Ansprach  zu 
nelimen.  Die  bezüglichen  Verhandlungen  führten  zum  Recesse  vom 
7.  März  1749^). 

Hiemit  verpflichtete  sich  die  Bank,  der  Hofkammer  für  die 
Schuldencasse  binnen  fünf  Jahren  nach  und  nach  2.285.000  fl. 
theils    in    B^^^igen    kündbaren    Stadtbanco-Recognitionen, 
theils  in  5^/^)igen,  binnen  fünf  Jahren  vom  Tage  der  Aus- 
stellung fälligen  Stadtbanco-Extracten*)  zu  übergeben,  und 
zwar  nach  Massgabe  der  jeweiligen  Leistungsfähigkeit  und  der 
jähi-lich  mit  Hof  kammer  und  Schuldendirection  zu  treffenden  Verein- 
barung.    Von   der   ganzen   Summe    entfielen  auf  das  Jahr  1749: 
750.000. fl.,  auf  1750:  622.000  fl.,  auf  1751:  479.000  fl^  auf  1752: 
229.000  fl.  und  auf  1753:  205.000  fl.    Die  bezüglichen  Bankpapiere 
wui*den  theils  der  Schuldencasse  übergel)en,  theils  dem  betreffenden 
Staatsgläubiger  unmittelbar  ausgefolgt*). 

Auf  eine  entsprechende  Bedeckung  musste  die  Bank, 
so  schwer  sie  dies  auch  bei  ihren  verringerten  Einkünften  empfand, 
verzichten,  „zur  Erhaltung  des  Universi,  wovon  auch  die  Bank 
abhängt."  Jedoch  übernahm  die  Hofkammer  die  Verpflichtung, 
von  jedem  der  zu  empfangenden  Einzelvorschüsse  die  5^/oigen 
Zinsen  für  fünf  Jahre  zu  vergüten,  und  sich  den  entfallenden  Betrag 
schon  bei  der  Ausstellung  der  Recognition  vom  Oapitale  abziehen 
zu  lassen.  Femer  wurde  der  Bank  zugesagt,  dass  sie  während 
der  nächsten  5  Jahre  von  jeder  anderen  derartigen  Anforderung 
verschont  bleiben  werde,  widrigenfalls  sie  selbst  bei  steigendem 
Gefällsertrage  von  dem  Erläge  der  stipulirten  Obligationen  enthoben 
sein  solle. 

Dieser  Vertrag  bedeutet  eine  abermalige  beträchtliche  Ver- 
schlechterung der  Bankbilanz,  welche  ohnedies  nicht  sehr 
günstig  war. 


Hof  kammer  hat  erkannt,  dass  das  zur  Wohlfahrt  des  üniyerai  geüasste  Schulden' 
System  wegen  verschiedener  unvermutheter  Aeusserungen  ohne  Hilfe  der  Bank 
nicht  die  gehoffte  Wirkung  erreicht", 

*)  Baneorecess  Nr.  35  und  H.  F.  A.  vom  7.  März  1739. 

')  Fllr  285.937  A.  in  solchen  Extracten  wurde  bald  nach  deren  AussteUung 
die  Umschreibuug  in  auf  kündbare  Recognitionen  vereinbart  (B.  A.  t.  8.  Mai  174d)« 

«)  So  z.  B.  B.  A.  vom  21.  September  1749. 
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Die  Schulden  der  Bank  beliefen  sich  im  Sommer  1748')  auf 
rund  56  Millionen  Gulden,  deren  grösstentheils  57oige,  zum 
Theile  aber  auch  4  oder  67oige  Zinsen  2.915.240  11.  erforderten^). 
Für  ihre  eigene  Verwaltung,  dann  für  den  Hofstaat  und  fiü-  Zwecke 
der  Staatsverwaltung  hatte  die  Anstalt  jähilich  699.229  fl.  zu  be- 
streiten^), und  an  die  Schuldencasse  95.000  fl.  abzuführen.  Der 
Ertrag  der  Bankgefälle  wurde  für  1749  mit  4.697.184  fl.  ver- 
anschlagt. Für  die  Schuldentilgung  wären  also  nur  987.715  fl. 
verblieben,  d.  h.  etwa  1.8^/^  des  Capitals,  was  zur  Statuten- 
massigen  Tilgung  nicht  entfernt  hinreichte.  Dui-ch  den  Recess 
vom  7.  März  1749  wurde  der  für  Tilgungszwecke  verfügbare 
Ueberschuss  auf  Jahre  liinaus  noch  ausserordentlicli  geschmälert, 
so  dass  sich  die  Bedeckung  der  Bankschuld  noch  bedeutend  ver- 
längerte. 

9.  Neuorganisirung  der  Centralstellen  im  Jahre  1749. 

Bekanntlich  nahm  Maria  Theresia  nach  Beendigung  des  bei- 
nahe achtjährigen  Krieges,  womit  ihre  Regierung  begonnen  hatte, 
eine  Reihe  der  einschneidendsten  Reformen  auf  dem  Gebiete  des 
inneren  Staatslebens  in  Angriff,  welche  eine  gründliche  Umgestaltung 
des  ganzen  Staatswesens  anbahnten. 

Mit  der  Reform  der  politischen  und  der  Finanz  Verwaltung  in 
den  Ländern  wurde  schon  1748  vorgegangen^).  Das  Frühjahr 
1749  brachte  nun  die  Neugestaltung  der  gesammten  Central- 
administration  für  den  ganzen  Bereich  des  inneren  Staats- 
lebens. 

Den  Anstoss  hiezu  gab  die  Erkenntnis  der  Nothwendigkeit, 
die  Justiz  von  der  Verwaltung  zu  trennen.    Dies  führte  zur  Er- 


^)  Ausw.  im  F.  Arch.  Bande  Nr.  ]03/D.;  s.  auch  die  Tabelle  im  Anhange. 

*)  Wie  viel  hievon  auf  die  verschiedenen  Zinsfuss-Kategorien  entfiel,  ist 
leider  nicht  ersichtlich.  Eine  annähernde  Berechnung  ergibt,  da  die  4"  oig^^i 
€apitalien  nur  ganz  geringfügig  waren,  über  12  Millionen  an  6%igen 
Capitiilicn. 

^)  Das  Erfordernis  der  M.  B.  Deput.  sammt  Hilfsämtem  betrug  91.2()0  fl., 
das  Contingent  für  die  magistratische  Stadtbankverw-altung  21.548  fl.  An  Zu- 
schüssen tür  gewisse  der  Bank  unterstehende  Aemter  waren  118.077  fl.  zu  be- 
streiten. Dazu  kam  die  Apanage  der  Kaiserin  Witwe  Elisabeth  von  300.000  fl. 
Der  Kost  vertheilt  sich  auf  verschiedene  Zahlungen  für  Hofstaat  nnd  Staats- 
verwaltung. 

*)  S.  oben  Seite  739. 
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richtung  der  obersten  Justizstelle  unter  gleichzeitiger  Aufhebung 
der  beiden  Hofkanzleien,  der  österreichischen  und  der  böhmischen, 
und  unter  Concentrirung  der  gesammten  politischen  und  Finanz- 
verwaltung bei  einer  gemeinsamen  Centralstelle,  dem  Directorium 
in  publicis  et  cameralibus,  zu  dessen  Präsidenten  der  damals 
bekanntlich  bereits  sehr  einflussreiche  Graf  Haugwitz  ernannt  wurde. 

In  Gemässheit  des  bezüglichen  Hofdecretes  vom  8.  Mai  1749^) 
umfasst  der  Wirkungskreis  dieser  neueirichteten  Centralstelle,  bezw. 
der  demselben  übergeordneten  Conferenz  in  internis  (Ministerrath 
für  die  innere  Verwaltung),  die  gesammte  Staatsverwaltung 
mit  Ausnahme  des  Justizwesens,  der  Agenden  der  Staats- 
kanzlei (auswärtige  Angelegenheiten,  Standeserhöhungen,  und  Ange- 
legenheiten des  römischen  Beichs),  sowie  des  Kriegswesens. 
Insbesondere  war  das  Directorium  also  auch  die  oberste  Finanz- 
stelle für  die  deutschen  und  böhmischen  Erbländer. 

Die  Hofkammer  wurde  hiebei  nicht  aufgehoben,  doch  ist  sie 
thatsächlich  zum  grössten  Theile  in  dem  neu  errichteten  Dii*ectorium 
aufgegangen.  Von  ihrem  früheren  Wirkungskreise  war  der  Hof- 
kammer nur  wenig  geblieben,  anscheinend  blos  die  Oberleitung  der 
UDgaiischen  Cameralverwaltung  und  die  Besorgung  der  Finanz- 
angelegenheiten des  Hofes  ^).  Jedenfalls  aber  war  die  Grenzlinie 
zwischen  dem  Wirkungski'eise  des  Diiectoriums  und  jenem  der 
Hofkammer  eine  ziemlich  unbestimmte**).  Dietrichstein  blieb  vor- 
läufig Hofkammei'präsident. 

Was  nun  die  Stadtbank  betrifft,  so  ist  in  der  Stellung  der 
Min.  Banco- Deputation,  wie  in  der  Einrichtung  der  Bank  selbst 
keine  Aenderung  eingetreten.  Doch  liegt  es  auf  der  Hand,  dass 
die  Deputation  in  ihrer  Unabhängigkeit  von  der  staatlichen  Finanz- 
verwaltung, welche  bis  dahin  wenigstens  formell  nicht  angetastet 
worden  wai*,  eine  wesentliche  Einbusse  erlitt.  Es  war  eben  das 
ganze  Finanzwesen  unter  dem  Directorium  concentrirt.  Dieses 
stand  also  gewissermassen  auch  über  der  Min.  Banco -Deputation, 
ähnlich  wie  dies  bis  1740  mit  der  Finanzconferenz  der  Fall  ge- 
wesen war.  Während  aber  letztere  lediglich  als  Ministerrath  in 
Finanzsachen  fungirt  hatte,  und  daher  den  beiden  rivalisirenden 


^)  H.  F.  A.  vom  20.  Mai  1749. 

2j  S.  Ameth,  Maria  Theresia,  IV.  Bd. 

")  Wolf,  a.  a.  U.,  S.  70. 
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obersten  Executivbehörden  der  Finanzverwaltung,  nämlich  der  Hof- 
kammer und  der  Min.  Banco- Deputation,  in  gleicher  Weise  über- 
geordnet gewesen  wai*,  bildete  das  nunmehr  an  die  Stelle  der 
Hofkammer  getretene  Dii*ectorium  selbst  die  obei^te  Executivbehörde, 
neben  welcher  eine  andere  in  coordinirter  Stellung  nicht  denk- 
bar war. 

Wenngleich  sonach  auch  jetzt  noch  aus  Greditsrücksichten  der 
Schein  der  Unabhängigkeit  gewahrt  blieb  ^),  so  war  dieselbe  doch 
thatsächlich  noch  mehr  eingeschränkt  worden  als  bisher.  Es  war 
eben  ein  Schiitt  weiter  auf  der  Bahn,  auf  welcher  die  Stadtbank 
aUmählich  immer  mehr  an  Selbstständigkeit  und  Bedeutung  verlor, 
bis  sie  aus  einem  autonomen  Staatscreditsinstitute  zur  blossen 
Terwaltung  der  indirecten  Abgaben  wurde.  Dass  bei  der 
Wichtigkeit  dieser  letzteren  die  Stellung  des  Präsidenten  der  Min. 
Bancodeputation  noch  lange  eine  sehr  einflussreiche  war,  ist  selbst- 
verständlich. Gerade  dies  barg  aber  natui'gemäss  den  Keim  zu 
Beibungen  und  Unzukömmlichkeiten  in  sich,  welche  nach  Jahren 
endlich  auch  die  formelle  Aufhebung  der  Bank  herbeifdlirten. 


^)  Die  Min.  Bancodcput.  schloss  nach  wie  vor  Rcccsse  mit  der  Staatsverwaltung 
ab,  mit  dem  Directorinm  ebenso  wie  vorher  (bis  29.  Aug.  1749)  mit  der  Hof- 
kammer.  Doch  wurden  dieselben  immer  mehr  zur  blossen  Formsache.  Die  über- 
ragende Stellung  des  Directoriums  gelangt  schon  in  der  Form  seiuer  Correspon- 
denz  mit  der  Deputation  zum  Ausdrucke. 


Anhang. 

Änsweise  and  Formalarien. 


A.  Ausweise  über  Staatseinnahmen  und  Ausgaben. 


Beilage  Nr.  1. 

Terglelehende  ZasammensteHang 

der  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Cameral6tats  von  1708  bis  1727.*)**) 


1 
• 

1 

PH 

Durch- 
schnitt 
von  1708 
bis  1710 

Durch- 
schnitt 
von  1714 
bis  1716 

1717 

1718 

Durch- 
schnitt 
von  1720 
bis  1724 

Durch- 
schnitt 
von  1723 
bis  1727 

r 

7.126.575 

1 

1 

Bruttoertrag    der 
Gefälle     .    .    . 

8.421.368 

un- 
bekannt 

8.688.777 

10.283.030 

8.061.776 

2 

Ordentliche  Amts- 
ausgaben  .    .    . 

1.832.647 

do. 

unbek. 

3.084.363 

2.266.503 

1.921.207 

3 

Nettoertrag     .     . 

6.588.721 

5.797.736 

do. 

7.198.667 

5.795.273  5.205.368 

4 

Bruttoertrag    der 
Stadtbankgefälle 

1.553.435 

unbek. 

do. 

unbek. 

unbek. 

unbek. 

5 

Ausgaben  des  Ca- 
mcral^tats     .    . 

6.912.176 

6.664.208 

9.753.965 

9.183.466 

do. 

do. 

i6 

Deficit  im  Cameral- 
cxaL      •     •     •     • 

323.455 

866.472 

1.065.188 

1.984.799 

do. 

do. 

♦)  H.  F.  A.  vom  2.  September  1716,  20.  September  1717,  22.  Mai  1719  und 
16,  Juli  1726,  ferner  Ausweis  im  Bancalitäts-Fascikel  ü. 

**)  Die  Summen  der  einzelnen  Colonnen  verstehen  sich  in  Gulden. 
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Beilagre  Nr.  2. 


Ucberslcht 


über  die  Staatseinnahmen  und  Ausgaben  im  Jahre  1717.'*') 

I.  Einnahmen. 


Empfänge 

Cameral- 
6tat 

Mi]itär- 
ätat 

^    i^indua 
porpt'taas 

der 
BancAlit&t 

Schnldon.  !    gu,n„^e 
caBse 

Casscstand  mit  Ende  1716 .     . 

763.258 

18.533 

39.517 

175.454''     996.762 

Ordentliche     Einnahmen     aus 

^ 

Cameriilgefällcn 

8.688.777 

ii 

~       1 

Desgl.  aus  Militärfonden      .     . 

— 

5.281.125 

-       }  14.250.064 

Arrhcn,  Taxen  u.  dgl.     .     .     . 

— 

280.162 

1 

Ausserordentliche  Einualiincn  . 

50.058 

76.187 

600 

2.442      129.287 

Neue  Vorschüsse  der  Stadtbank 

4.060.000 

4.060.000 

„            „           „     Erbländer 

2.421.445 

2.421.445 

Sonstige  Anlehen  und  Cautionen 

472.640 

4.943.922 

— 

152.343   5.568.955 

Aus  anderen  foats  empfangen 

1.108.315 

'      379.606 

,     80.767 

2.816.791    4.385.479 

Summe  der  Empfänge  . 

11.083.048 

17.180.868 

401.046 

3.147.03031.811.992 

II.  Ausgaben. 


Ausgaben 

Cameral- 
6tat 

1 

Militir- 
«tat 

I'^indufl 
pernetnus 

aer 
Banc«lit&t 

ii 

Schnlden- 
caase       | 

Summe 

Ordentliche  Ausgaben     .     .     . 

4.166.959 

6.025.272 

126.740 

r 

10.318.971 

Ausserordentliche  Ausgaben    . 

223.137 

51.328 

—  - 

4.611 

279.076 

Bezahlung    von     schwebenden 

Schulden  und  Cautionen  .     . 

135.273 

2.542.108 



— 

2.677.381 

Bezahlung  alter  fällig.  Schulden 

und  Zahlungsrückstände  .     . 

547.234 

426.454 

641 

1.851.131 

2.825.4(>0 

Rückzahlung  von  Vorschüssen 

der  Stadtbank 

277.647 

366.000 

643.647 

Abfuhr   an  die  Stadtbank  für 

übernommene  alte  Schulden 

310.916 

— 

r 

—          1 

310.916 

Zinsen  vonSchnlden  u.  Cautionen 

233.631 

155.079 

750 

1.085.087 

1.474.547 

Abfulir  an  andere  fitats      .     . 

1.859.555 

2.490.420 

165.199 

161.500 

4.676.674 

Auf  Verrechmmg  an  die  Kriegs- 

1 

conimissäre,    Proviant-    und 

1 

Cassavcrwalter 

4.740.778 

— 

— 

4.740.778 

(ordentlicher  Amtsverlag     .    . 

2.042.767 

— 

2.042.767. 

Bcöoldungen 

250.162 

250.162 

Durchlaufende  Posten     .    .     . 

17.600 

1 

1 

70.487 

i 

i       88.087 

Summe  der  Ausgaben  . 

9.753.965 

17.108.355 

363.817 

3.102.329 

30.328.466 

Cassabestimd  mit  Ende  1717 

1.329.083 

72.513 

37.229 

44.701' 

1 

•  1.483.526 

1 

*)  H.  F.  A.  vom  20.  September  1717. 
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IIL  Ausweis 

über  die  ProYcnicnz  der  ordentlichen  Cameraleinnahmcn  nach  Ländern. 


■ 

il 

\2 
3 
4 

,  5 

:   6 

1  7 
8 

1 

Land 

Plinnahme 

Niederösterreich 

1.348.090 
216.440 
780.778 
683.755 

2.409.732 
89.472 

1.510.911 

1.649.598 

1 

1 

Oberösterreich 

Innerösterrcich 

Tirol 

Böhmen 

Mähren 

Schlesien 

Ungarische  Länder 

Summe    . 

8.688.777 

1 

Beilage  Nr.  S. 


Ausgaben  des  Cameral^tats 

in  der  Zeit  vor  1717.*) 


S 

1 
2 
3 


4 
5 
6 

7 

8 


Ausgabe-Kategorie 


Ho&taat  und  Hofsausgaben     .    . 

Dicasterien   und  Gesandtschaften 

Geistliche  Stiftungen  und  Armen- 
wesen     

Pensionen  und  Gnadengaben  .    . 

Gkhalte  der  Länderbehörden   .    . 

Ausserordentliche  Ausgaben  in  den 
Ländern 

Schuldcnzinscn 

Ergänzung  der  Dotation  der  Schul- 

dencasse .    . 

Summe    . 


1705 


Dorchsohnitt 


von  170S 
bis  1710 


von  1714 
bis  1716 


1.806.940:  2.074.076| 
1.059.968'  1.634.52l' 


unbekannt  1 
do.  ( 
do. 


750.725 


do. 
do. 

do. 


l  966.139 
1.486.815 


2.438.540 
838.205 

177.978 
366.522 
722.466 

363.924 
1.356.573 

*) 
400.000 


unbekannt  6.912.176;  6664.208 


♦)  damntrr 
1.1  Hill,  an 
dieScholden- 


c«8se. 


♦)  H.  F.  A.  vom  2.  September  1716  und  20.  September  1717. 


^ 
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Beilage  Nr.  4. 


Ausgaben  des  Cameral^tats  ron  1717  an.'*') 


SB 

O 

ß4 


1 

2 
3 
4 
ö 
6 
7 
8 
9 

10 


11 

12 


Ausgabe 


Hofstaat  und  Hofsausgaben . 

Gesandtschaften 

Hofdicastericu 

Länderdicasterieu  .... 
Stiftungen  und  Armcnwescn 
Pensionen  und  Guadengabcn 
Andere  ordentliche  Ausgaben 
Ausserordentliche  Ausgaben 
Zinsen   von   Cautionen    und 

Stiftungen 

Verzinsung  und  Tilgung  von 

Schulden      auf     Canieral- 

gefällc  und  Domänen  .    . 
Schuldencassadotation  und  für 

fälligeBancalassecurationen 
Abfuhr  an  andere  £tatä  .    . 


S  u  ni  m  e 


1717 


1718 


Wirklicher  Aufwand 


1724 


1729 


1736 


Krfordcrnia 


1.857.431 
401.765 
359.863' 
574.003' 
142.176! 
629.857J 
197.863 
223.137 

233.631 


2.285.756 
229.270 
531.087- 
836.644| 
196.271 
464.448 
365.204 
372.000 


1^ 


2.633.365  2.509.393I 

.846.621     039773  655.807 

618.5871.  Ann  QfYi  688.330 

820.120r-^^^'^'*j  939.93a 

I  138.691  169.518 

825.600  4(;2.035;  387.392| 

116.052|  II4.591I 

168.727,  377.49 


^ 


128.096     131.420     127.304    136.317 


960.155:1.179.777  1.321.890,     710.301  1.020.520 


2.310.ö29|2.063.052 
1.859.555    484.000 


9.753.965,9.125.695  6.564.238,  6.468.551 '6.999.300l 


Beilage  Nr.  5. 


Brutto-Ertrag 


der  Canieralgefalle  nach  Ländergruppen.    1724.**) 

1.  Nieder-,  Ober-  und  Innerösterreich      ....  1.812.292  fl. 

2.  Böbuicn,  Mähren  und  Schlesien 1.356.310  „ 

3.  Tirol  und  Vorderösterreich 1.761.647  ^ 

4.  Ungarn  und  Nebenländer 3.584.379  „ 

5.  Fundus  perpetuus  der  Bancalität    .    ....  158.892  ,. 

Zusammen    .  8.673.520  fl. 


Beilage  Nr.  6. 


U ebersieht 


Über  die  MilitUrcontributionen  der  ErblSnder,  mit  Ausnahme  von  Tirol,  Vorder 
Österreich  und  den  ungarischen  Ländern,  von  1716  bis  1739. 

(Prandan'sche  Acten,  Fase.  1,  Ahtli.  l.) 

1722:  6.345.000  fl.  i  17t»:  6.510.000  fl. 


1716 
1717 
1718 
1719 
1720 
1721 


7.163.333  fl. 
7.400.000  ^ 
8.152.222  ^ 
7.563.325  „ 
7.060.000  „ 
().826.667 


n 


1723:  6.170.000  „ 

1724:  6.050.000  „ 

1725:  5.970.000  „ 

1726:  5.940.000  „ 

1727:  5.890.000  „ 


1729:  6.360.000  „ 
1730:  6.380.000  ^ 
1731:  6.983.333  „ 
1732:  6.360.000  „ 
1733:  6.143.333  „ 


1734:  6.143.333  fl. 
1735:  8.174.000  „ 
173B:  8.124.400  „ 
1737:  8.089.800  ^ 
1738:  8.105.200  ^ 
1739:  8.045.600  „ 


*)  n.  F.  A.  vom  20.  S(>ptcmber  1717,  22.  Mai  1719,  20.  Jnni  1784  und  Answ.  fOr  1729  im  Bancal- 
fagciki-1  Tl.  ferner  H.  F.  A.  vom  20.  Juli  1786. 

**;  Univcrsnl-Cameral-Samuiar-JaliKtextract  pro  1724  Im  F.  Areh.  Bibl.  Bande  Nr.  159;D. 
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Anhang.     Ausweise  und  Formularien. 


B.   Ausweise  über  den  Stand  der  Staatsschuld 
und  über  den  Umfang  der  Creditsoperationen. 

Beilage  Xr,  7. 

Summarische  Baten 

über  den  Stand  der  Staatsschuld  zu   yerächicdcncn  Zeiten,  mit  Ausschluss   der 

Bankschulden. 

(In  runden  Summen.)*) 


Jahr 
1701 

Znrüebemahme 

durch  die  Länder 

bestimmte 

Schulden 

Schulden 

auf 

Gameralfonden 

Schulden 

auf 

Militäifondun 

Gesammt- 
schuld 

Anmerkung     I 

1 
t 

22  Millionen 

1 

1     1705 

— 

21V,  Mill. 

1 

— 

j     1711 

-  - 

30  MiU. 

19  MiU. 

49  Mill. 

.     1714 

— • 

20     „ 

21      „ 

41      „ 

.    1716 

23' «„ 

1720 

-  -■ 

41  Mill. 

1724 

12  MiU. 



1    1728 
jj    1739 

-  - 

19     »    *) 

26V8  Hill. 

45  Va  MiU. 

•)    darunter  für 
Militärzwcüke . 

11.700.000  fl.   : 

1 

Beilage  Nr,  a 

Stand  der  Cameralschnlden  Mitte  1705, 

mit   Ausschluss   einiger  kleinerer,   ganz  überschuldeter  Aemter  und   der   alten 

böhmischen  Kammerschulden. 

(Aus  einem  Hof  kammcrrefcrate  in  Mise.  Camer.  III.) 


g 


1 

2 
3 
4 


Schuldkategoric 


VerzinsUche  Schulden 

UnverzinsUchc  Schulden 

Zahlungsrückstände  des  Hofzahlamtes 

Auf  das  Eriegszahlamt  assignirto,  jedoch  aus  Cameraltitcln 

entstandene  (?)  Posten 

Die  im  Jahre  1701  von  Mähren  und  Schlesien  übernommenen, 

später  aber  an  die  Hof  kammer  zurückflbcrwiesenen  Schulden 


BetTAjr 
(in  Guldeni 


10.223.313 
1.974.547 
2.727.733 

2.432.551 


4.000.000 


Zusammen    .     21.358.144 

wovon   ungefähr   Vs   bereits  fäUig,    der  Best  succssivo   in 

10  Jahren  zu  tilgen  war. 

NB.  Die  böhmischen  Kammerscholden  beliefen  sich  gleichzeitig  auf  rund  19  Mill.  fl. 


*)  Xaoh  den  folgenden  TabcUen  und  den  Angaben  in  den  betr.  Abschnitten. 


B.   Ausweise  über  den  Stand  der  Staatsschuld  etc. 
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Beilagre  Nr.  9. 


Ausweis  über  den  Stand  der  Staatsschuld 

am  12.  September  1711. 

(H.  F.  A.  vom  20.  September  1717.) 


i  ^ 

au 

Schul  dkatcßforic 

Capital 

Zinsenlast 

]   1 

1  2 

3 

4 

i5 

16 

7 

Camcralschulden ,    . 

26.909.154 

1  486  815 

Assignations-  und  Zinsenrückstände 

Rückstände  aus  Gnadengaben 

Zahlungsausständc  beim  Hofzahlamte   .... 
Desgl.  beim  Kriegszahlamte 

SgSr"  }  Scliuldfordcrungeu    {    ;    "    " 

2.351.154  ULYerZlDSliCll  i 
1.272.842         do. 
1.350.635         do. 
12.484.958         do. 
3.842.236'   lULDelQlUt  | 
612.177         do. 

Gesammtschi 

ild 

48.853.056 

iuibel[annt 

Beilage  Xr.  10. 


Stand  der  Cameral schulden 

mit  Ende  1714. 

(Undatirter  Aufsatz  im  Faso.  Bancal-Inst.  Dipl.) 


IT 


i  3 


Schuldkatcgorie 


Rückzahlbare   Capitalien : 


zu  12'Y. 

Qu/ 


n 
n 


■  o 


6"' 


Stilllicgende  unkündbare  Capitalien: 

zu  6"o  .    . 


1. unverzinsliche  Posten: 

Zinscnrückstaud  .  .  . 
„Auszügler*' (?)  .  .  . 
Ausstände  Ton  Gnadeugaben 


•         ■ 


Betrag     |     Summe 
i  n    G  u  1  (l  e  n  i 


514.767  ^ 

233.500  I 
9.252.442 ' 
4.100.900  14.101.609 


1.244.263 
1.001.681 


2.245.944 


896.554 
2.466.652 , 
289.459 '  3.652.665 


20.000.218 


750 


Anhang.    Ausweise  und  Fonnnluian. 


Beilagre  Nr.  11. 


Stand  der  MUitilrschiilden  mit  Ende  1716. 

(Fin.  Conf.  Prot,  vom  10.  Mai  1717.) 


S 

04 


Schuldkategorie 


Stand  mit 
Endo  1714 


Ycrmehrang  Vennindeorg 


big  Ende  1716 


Stand  mit 
Ende  1716 


2 

3 

4 
6 


Militär -Schnldensystem  mit  sepa- 
ratem Tilgungsfond     .... 

Retentionsposten  in  den  Erbl&ndem 

Alte  liquide,  aus  den  laufenden  Mit- 
teln zu  bezahlendeMilitjlrschulden 

Noch  nicht  liquide  Posten  .    .    . 

Neu  assecurirte  Anticipationen  auf 
Militärfonde 

Neue,  Yorschussweise  auf  den  Came- 
ralfond  sichergestellte  Anticipa- 
tionen, bereits  aus  dem  Militär- 
fond rückvergütet    .    .    .    .    . 


6.381.000 
13.883.000 

1.361.000 


1.956.000 
2.996.000 

392.000 


3.908.000 


1.237.000 


7.100.0Ü( 


3.792.000, 12.ö87.00( 
1.159.000 


1.486.000 


3.207.000 


3.207.000 


594.00( 
555.00( 

2.422  00( 


Summe    .  21.12ö.000,12.459.000|10.881.000j23.258.00( 

NB.  Nach  H.  F.  A.v.  9.  Jinner  1715  betrag  der  Stand  der  Militflrscbulden  Ende  1714:  23.794.000  fl. 

Beilage  Nr.  12. 


Ausweis  Über  den  Stand  der  Cameralsehulden« 


Schuldkategorie 


1 
2 
3 
4 
o 
6 


7 

8 


1 
2 
3 


1 
2 
3 


a)   Stand  von  M:itte  17534  (H.  F.  A.  vom  SO.  Juni  1724i. 

Hypothekarschulden  mit  Compossessrecht,  zahlbar  bis  1733  . 

Desgl.  ohne  Compossessrecht,  zahlbar  bis  1729 

Unauf  kündliche  Schulden,  wovon  nur  die  Zinsen  zu  zahlen  sind 

Alte  Schuldposten,  bis  1761  zahlbar 

Assignirte  Posten,  zahlbar  vom  1.  Juli  1724  bis  1735  .    .    . 
Zahlungsrückstände  von  1723  und  1724 .    . 


Betrag 

(in  Gulden) 


1.920.06 
1.073  3f 
3.507.9 
316.e 
462./ 
2.3&3. 


Dazu  noch: 
Cautionscapitalien 
Stiftungscapitalien 


Summe 


9.664 


92 
1.47 


I     2.3V 


Gesammtsumme 

b)  tiStand  vom  1.  «Jftnner  1785  (H.  F.  A.  vom  1.  Jänner  1725). 

Cameralschulden,  Capital  2.516.624  fl.,  Zinsen 

Zinsen  der  Cautionscapitalien 

Zinsen  der  Stiftungscapitalien 

c}  stand  von  Snde  l7i2H 

(Ausw.  Ober  das  Atug.  ErfordemiB  für  1729  im  Bancalitätsfasc.  II). 

Stiftungscapitalien  und  andere  unanfkUndlirhe  Schulden  . 

Cautionscapitalien 

Andere  Cameralschulden 


12.0^ 


Summe  der  Cameralschulden    .  1 


B.  Ausweise  über  den  Stand  der  Staatsschuld  etc. 
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Anhang.    Ausweise  und  Formularien. 


Beilagre  Nr.  14. 


Stand  der  bOhmischen  Eammersclialden* 

(Mi«G.  camer.  II.) 


1 

2 
3 
4 


Betrag 
in  Oulden 


Capital   I 


1653      . 

1672  .  . 
Zinsenrückstaud  1672 
Gcsanimtbetrag  1707 


8.426.847 

6.223.837 

13.499.570 

rund  19  MilL 


Beilaire  Nr.  15. 


Belastanj^ 


einzelner  Cameralämter  und  GefKUe  zwischen  1706  und  1708. 

(Ausweise  v.  29.  Jänner  1709,  grösstentheils  nach  den  Amtarechnungen  von  1706  und  1707.) 


1 

2 
3 
4 


6 
7 

8 


9 
10 
11 

12 

13 

ii4 

il5 
16 
17 
,18 


Maut  Ybbs 

Niederö8terr.  Vicedomanit. 

Herrschaft  Ung.  Altenburg 

Linzer  Obereinnehmeramt . 

Femer  durch  CapitaUsirung  d 
Beitrages  zur  Verzinsung  der 
Graf   Salaburg'schen  Pfand- 
forderung von  430.000  fl.  auf 
Englhar<&zell  u.Vöcklabruck 

Maut  Mauthausen     .    .    .    . 

Oberösterr.  Vicedomamt    .    . 

Ferner  durch  Capitalisirung 
andenvärtiger  Verzinsungs- 
beiträge      

Grafschaft  Ort 

Schlüsselanit  Krems  .     .     .     . 

Ungarische  Bergstädte.    .    . 

HoUändische  Darlehen  auf  das 
Kupfer  i.  Neusohl  u.  Schemnitz 

Herrschaften  L  jkawa,  Sachsen- 
stein, Bewistiz  und  Lipsch  . 

Wiener  Milnzamt      .    .    .    . 

Eisen- Oberamt 

Mähr.  Handgrafenamt  .    .    . 

Ung.  Salzamt 

Schles.  Salzamt 


Summe 


6"/oige     :127oige  j  ^^^^JJ^ '\  Zuaammcu 


rückzahlbare  Capitalien 


11.051 

10.300 

117.440 

238.085 

— 

42.000 

16.000 

62  095 

21.351 

355.525 

42.000 

78.095 


240.000! 

8000' 

47.000 


97.057 
1000 
2300 

75.333 

8OO.OOO; 

27.000 
37.OOOI 

1300! 

9000; 
87.000' 
I2.5OO1 


2000' 
43.974 


3000 
30.600 
46.0001 


149.3331 

20.000; 

3I.6IOI 

10.750 

57.500 
373.355;  63.000  28.9911 


—      10.135 


240.000 
10.000 
90.974 


97.aö7 

4000 

32.900 

121.333 

800.000 

176.333 

57.000 

32.910 

29.885, 

144.500 

477.846 


1.588.9811  1.120.602,  63.000;  39.1261 2.811.709  j 


Gleichzeitige  Lelbrentensehulden : 

1.  Auf  der  Herrschaft  Ung.  Altenburg,  zu  10% 30a000  fl 

2.  Holländisches  Darlehen  auf  die  ungarischen  Kupferbei^^erke, 

zu  12  7o,  Capitalsrest 780.760  „ 


^ 


Au  weise  Ubei  den  Sund  der  SUataschuld  e 


i 

X 
<o 

i 

e 
e 
O 
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Anhang  II.    XV.  Ausweise  und  Formularien. 


Beilage  Nr.  17. 

Aerarlal-Anlehen 

in  den  MiUtärjahren  1732  bis  1740  (1.  Not.  1731  bis  Ende  Oct.  1740). 

(s.  die  Ausweise  in  den  Prandsu*sohen  Acten,  Faso.  III,  Nr.  4.) 


Im  Jahre 


1732 
1733 
1734 
1735 
1736 
1737 
1738 
1739 
1740 


Betrag  der  aufgenommenen  An-| 
lehen  in  Gulden 


1.779.996 

1.653.100 
11.232.599 

8.554.489 

9.231.639 
14.498.110 

4.867.837 

9.738.347 

3.029.215 

Zusammen  64.585.232 

Darunter  befinden  sich  an  Darlehen: 

1.  der  Stände 5.000.000  fl. 

2.  des  Glerus  und  Prälatenstandes  (1734,  39,  40)      ....  2.147.350  „ 

3.  aus  England  (1737) 2.773.333  ,. 

4.  aus  HoUand  (1734,  36,  37  und  39) 8.940.000  , 

5.  aus  den  österreichischen  Niederlanden  (1735,  38,  39)    .    .  9.116.667  „ 

6.  von  verschiedenen  Parteien  (einschliesslich  der  Stadtbank)  36.607.882  „ 


BeUage  Nr,  18. 

Schuldenstaud 

der  Wiener  Stadt-  und  Girobank  von  1714  bis  1749. 

(Eztract  der  Min.  Banoodep.  Hofbaohhalterei  y.  5.  Jali  1768  in  coli.  Mesmeriana  Nr.  68.) 


Ende 
Decomber 
des  Jahres 

Galden 

Ende 
December 

des  Jahres 

1 

Gulden 

Ende 
December 
des  Jahres 

Gulden 

1714 

12.805.983 

'       1726 

59.230.690 

1       1738 

54.834.265 

1715 

12.605.314 

'       1727 

61.881.931 

1739 

53.793.583 

1716 

13.840.869 

1728 

60.960.844 

1740 

64.649.176 

1717 

19.590.323 

1729 

60.301.665 

1741 

54.844.862 

1718 

23.058.216 

1       1730 

62.308.761 

1742 

54.823.914 

1719 

33.206.589 

,       1731 

66.671.682 

1743 

54.567.359 

1720 

30.345.608 

1732 

66.304.493 

1744 

64133.287 

1721 

62.070.565 

!       1733 

63.107.566 

1745 

54.691.973 

1722 

60.042.180 

'       1734 

60.874.164 

1746 

56.662.719 

1723 

60.053.837 

!       1735 

61.026.617 

1747 

55.412.673 

1724 

58.266.141 

1736 

59.160.476 

1748 

64.011,139 

1725 

1 

58.363.672 

1737 

56.740.282 

1749 

54.143.519 

^ 


C.  Sonstige  Tabellen  und  Formulare.  755 

C.  Sonstige  Tabellen  und  Formulare. 

Beilage  Kr.  19. 


Zinsfass  der  inl&ndisehen  Staatsanlehen, 

mit  Ausnahme  von  Stiftungen,  Zwangsanlehen  und  Darlehen  für  Verleihung  yon 

Titeln  und  Aemtern. 


Der  Zinsfuss  betrug 
von  1701  bis  1703:  6  bis  20  Vo 


Der  Zinsfuss  betrug 

1730:  6% 


von  1704  bis  1712:  6  bis  12%  :  1731:  6  bis  8«/o 

1713  und  1714:  6  bis  9*V,>  1732:  6% 


1715  und  1716:  6^0 

1717:  6  bis  12% 
1718  und  1719:  6  bis  9% 
von  1720   bis  1725:  6% 
von  1726   bis  1728:  5  bis  6% 

1729:  6  bis  9% 

Anm.:   Bei   vorstehender  Zusammenstellung    wurden   monatlich  stipulirte 
Zinsen  der  Einfachheit  wegen  blos  mit  12  multiplicirt. 


1733  und  1734:  5  bis  9% 
1735:  6  bis  12% 
von  1736  bis  1738:  5  bis  6% 

1739:  6  bis  9% 
1740:  6% 


Beilage  Xr.  20. 

Einige  Baten  ttber  den  Werth  ausländlseher  Mttnzen 

in  rheinischer  WXhrung. 

(Für  1707  aus  Notizen  in  Mise,  camer.  V,  für  die  übrigen  Jahre  aus  diversen  Acten.) 

1.  Florenz  s.  Venedig. 

2.  Genna  1707:  s.  Venedig. 

1712:  1  Doppia  =  20  Lire  di  (fenova  =  6  fl.  rhein. 

1  Lira  di  Genova  =  18  kr.  rhein. 
1716:  1  Pczzo  =  5  lire  di  Genova  =  2  fl.  rhein. 

1  lira  di  Genova  =  24  kr.  rhein. 
17JJ6:  1  Soldo  genovese  =  *Vu  ^'  rhein. 

3.  Kirchenstaat  1707:  1  Silberkrone  =  10  Juler  oder  Pauliner 

=  2  fl.  15  kr.  rhein. 
1  Juler  =  13  Va  kr.  rhein. 

4.  Mailand  1707:  1  Silberkrone  =  2  fl.  20  kr.  rhein. 

1  Lira  =  18  kr.  rhein. 

1  Philippicus  =  7  Lire  =  2  fl.  6  kr.  rhein. 
1712:  1  Doppia  =  24  lire  di  Milano  =^  6  fl.  rhein. 

1  Lira  di  Milano  =  15  kr.  rhein. 
1716:  1  Pezzo  =  6V4  lire  di  Milano  =  2  fl.  rhein. 

1  Lira  di  Milano  =  19  V5  kr.  rhein» 
17S6:  1  Lira  di  Milano  =  18<^/„  kr.  rhein. 

48* 
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5.  Piemont 


6.  Tenedigr 


7.  Engrland 


8.  Niederlande  1701  ff.: 

9.  Oestr.  Nieder-  1738: 

lande 


10.  Spanien  s.  Venedig. 
Beila;i;e  Nr.  21. 


1707:  1  S<;udo  bianco  =  4  lire  10  soldi  =  2  fl.  rhein. 
1  Lira  =  26  V*  kr.  rhein. 
1  Silberkrone  =  2  fl.  46  kr.  rhein. 
1707:  1  Ducato  di  Banco  =?  1  fl.  48  kr.  rhein. 
1  Ducato  corrente  =  7  lire  4  soldi 

=  1  fl.  30  kr.  rhein. 
1  Lira  =:  12  Vs  kr.  rhein. 
1  Venet.  Silberkrone  =  2  fl.  20  kr.  rhein. 
1  Pistole  (Doppia  delle  cinque  stampe)  von  Venedig, 
Florenz,  Genua  und  Spanien  =  7  fl.  15  kr.  rhein., 
die  Doppia  anderer  Staaten  =  7  fl.  rhein. 
1707:  1  Pfd.  Sterl.  =  8  fl.  36  kr.  rhein. 
1  Goldguinea  =:  8  fl.  50  kr.  rhein. 
1  Silberkrone  =  2  fl.  9  kr.  rhein. 
1  Schilling  =  25  «/i  kr.  rhein. 
1  Gulden  holl.  =  48  kr.  rhein. 
1  Gulden  argent  fort  (argent  de  change) 

=  7«  Gulden  argent  courant  =  50  kr.  rhein. 
1  Gnlden  argent  courant  =  •/;  Gulden  argent  fort 
=  43  kr.  rhein. 


Daten 


über  den  Stand  des  Wechselagios  für  Wechsel  auf  fremde  Plätze. 


1701:  Italienische  Plätze  12  bis  14%. 

Constantinopel  35  7o- 
1702:  Italienische  Plätze  12  bis  20%. 

Frankfurt  6  bis  1^^. 

Augsburg  5  bis  7%. 

Hannover  10  7o. 
1703:  Italicnische  Plätze  15  bis  20%. 

Frankfurt  3%. 
1704:  ItaUenische  Plätze  9%. 
1705:  Italienische  Plätze  2  bis  8%. 

Frankfurt  3%. 
1706:  Deutsche  Plätze  3%. 

Amsterdam  2%. 

Genua  47o« 
1708:  Frankfurt  2  bis  37<>. 
1709:  Venedig  öVi%. 

Amsterdam  3V8  7o' 
1710:  Deutsche  Plätze  2  bis  5% 

Rom  18  7o. 
1711:  Deutsche  Plätze  5  bis  10%. 

Italienische  Plätze  4  bis  7Vo' 

Haag  34%. 

Spanische  Niederlande  36  7o- 


1712:  Deutsche  Plätze  5  bis  6V,<>V 

Amsterdam  6  bis  9%. 

Genua  5%. 

Mailand  30%. 

London  30Vo. 

Barcelona  3%. 
1718:  Frankfurt  3  bis  5%. 

Italienische  Plätze  5  bis  24<»,V 

London  35%. 
1714:  Deutsche  Plätze  IVt  bis  3^0. 
1716:  Berlin  4^0. 

Italienische  Plätze  9  Vt  bis  14  Va%. 

Lissabon  2lVi%. 
1731:  Berlin  IVi  bis  4%. 

Venedig  37o. 

Haag  33  bis  34Vo. 

Madrid  8V,%. 
1738:  Augsburg  l^o- 
1734:  Frankfurt  2  bis  4%. 

Venedig  3V.%. 
1735:  Augsburg  1V,%. 

Venedig  5%. 
1738:  Amsterdam  4Vt  bis  57o- 


^ 
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Beilage  Kr.  22> 

Formular 

einer  k.  Obligation  auf  die  schlesiBcben  CameralgefäUe 

vom  Jahre  1740^). 

Karl  etc. 
^Bekennen  für  uns,  unsere  Erben  und  Nachkommen,  wasmassen  Uns  zur  Be- 
streitung nöthiger  Ausgaben  N.  N.  eine  Summam  Oeld's  von  .  .  .  Gulden  gegen 
6*^/0  jährl.  Interesse  auf  drei  Jahre  dergcstalten  dargeliehen  und  unterm  .... 
(Datum)  in  Unsere  schlcsische  Bancalcassam  baar  erlegt  hat,  dass  ihm,  seinen 
Erben,  oder  rechtmässigen  Cessionariis,  oder  Inhabern  dieses  Unseres  kaiserl. 
Schuldbriefes  erwähnte  Summa,  deren  ....  Gulden  nach  vorhergehender  viertel- 
jähriger Aufkündigung  in  gueter,  gangbaarer  Münz  wieder  zurückbezahlt,  das 
Interesse  aber  von  obstehendem  Dato  des  geschehenen  Erlags  mit  6  per  cento 
in  qaartaligen  Ratis  entrichtet  werden  solle. 

Geloben  solchemnach  und  versprechen  hiemit  gnädigst,  dass  wir  ihme 
N.  N.,  seinen  Erben  oder  Cessionariis  oder  dieses  Unseres  k.  Schuldbriefs  recht- 
mässigen Inhabern  gedachte  Summam,  deren  ....  Gulden  nach  vorhergehender 
vierteljähriger  Aufkündigung  aus  gedacht  Unserer  schlesischen  Bancalcassa  in 
guetter  gangbahrer  Münz  wieder  vergietten,  das  Interesse  aber  pro  rata  summae 
et  temporis  von  obigem  dato  des  ....  als  dem  Tag  des  beschehenen  Erlags 
anfangend,  in  vierteljährigen  B^tis  richtig  bezahlen  und  darmit  bis  zur  Ab- 
stossung  des  Capitals  continuiren  lassen  wollen;  wie  wir  denn  zu  solchem  Ende 
Unsere  kOnigl.  schlesischen  Cameralgeföll  hiemit  verhypotheciren  und  beynebens 
allen  Rechtsbehelfen,  als  unter  anderen  rei  non  sie,  sed  aliter  gestae,  besonders 
aber  der  Exception  non  numeratae  pecuniae  und  allen  übrigen,  sie  haben  Nah- 
men wie  sie  wollen,  renunciren,  also  zwar,  dass  wider  diese  Schuldverschreibung 
keine  andere  Verordnung  ergehen,  weder  er.  Unser  Gläubiger,  unter  einigem 
Vorwand  in  seiner  Contentirung  behindert  werden  solle;  Gestalten  wir  auch  an 
Unsere  k.  Univ.  Bancalität  den  gnädigsten  Befehl  unter  einsten  erlassen,  damit 
ihme  N.  X.,  seinen  Erben  oder  Cessionariis  besagte  Summa,  deren  .  .  .  Gulden 
nach  vorheriger  vierteljähriger  Aufkündigung  ohne  alle  weitere  Anfrag'  oder 
Erwartung  einer  neuen  Verordnung  aus  Unseren  schlesischen  Cameralgeföllen 
richtig  und  baar  abgeführt  werde. 

In  Faiil  aber  wider  Verhoffen  einige  Casus  fortuiti  oder  Lands-Verdörbung 
{welche  Gott  gnädiglich  verhüten  wolle)  sich  ereugnen  möchten,  und  daher  diese 
Summa  aus  Unseren  schlesischen  CammergeföUen  nicht  abgestattet  werden  könnte, 
—  So  wollen  wir  offtgemeldeten  Unserem  Gläubiger  der  Wiederbezahlung  halber 
in  genere  auf  Unsere  in  anderen  Unseren  Erbländem  habende  ordinaria  und 
extraordinaria  Einkünfften  hiemit  gnädigst  versichert  haben,  alles  gnädiglich  und 
und  ohne  Gefährde. 


Wien,  den 


*)  H.  F.  A.  vom  28.  Juli  1740  u.  a. 
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Beilage  Nr.  23. 


Formular 


einer  Bancal-Assecuration  vom  7.  März  1716  (H.  F.  A.). 

Bancal-Asseeuration, 

yermöge  welcher  sich  die  freie  und  kaiserliche  Uniyersal-Bancalität  verbindet, 
dem  N.  N.  an  seiner  Forderung  von  ....  Gulden  (über  seine  bereits  durch  vor- 
gehende Assecurationen  sichergestellte  .  .  .  Gulden)  mit 17  .  .  abermals 

....  Gulden  sammt  den  von  dem  restirenden  Capital  verflossenen  vierteljährigem 
Interesse  pr Gulden,  zusammen Gulden,  ihme,  oder  seinen  recht- 
mässigen Cessionariis  in  gater  gangbarer  Münze  baar  und  richtig  zu  bezahlen. 
Urkund  dessen  der  freien  und  kaiserlichen  Universal-Bancalität  Fertigung. 

(2  Unterschriften.) 
Beüage  Xr.  34. 

Ertrag 

der  StadtbaukgefiUle  nach  dem  Voranschlage  für  1749. 
(Fin.  Arch.  Bibl.  Bd.  Nr.  103/D.) 

1.  In  Böhmen   (Salzgefälle,  Ordentliche  Tranksteuer,    ZoU- 

getälle  und  Fleischkreuzer 1.301.138  iL 

2.  In  Mährcn(Salzgef&lle,  Wein- und  Bier-Taz,  Viehaufschlag, 

Fleischkreuzer  und  Zollgefddle) 747.380  „ 

3.  In  Schlesien  (Salz-  und  Zollgefälle) 79.011 

4.  In  Niederösterreich  (Handgrafenamt,  Taz  und  Umgeld, 

Wiener  Hauptmaut,  verschiedene  andere  Mauten  und 
Aufschläge,  niederöst  Salzamt,  Waldamt  und  SchltLssel- 

amt  Krems) 1.836.018 

5.  In  Oberösterreich  (Fleischkreuzer  und  Linzer  Maut)     .  99.349  „ 

6.  In  Steiermark  (Hallamt  Aussee  und  Fleischkreuzer)  .    .  277.205 

7.  In  Kärnten  (Fleischkreuzer) 24.000  „ 

8.  In  Krain  und  Küstenland  (Fleischkreuzer  u.  Wein-Taz)  32.218 

9.  Mautgefälle  in  den  innerösterreichischen  Ländern  84.831 
10.  In  Ungarn  (Salzamt  Soovar  und  andere  Cameralgefälle)  .  216.034  „ 

zusammen:    4.697.184  fl 


n 


» 


n 


n 

n 


Alphabetisches  Sachregister. 


Abtiihrtsgeld  270,  -im. 
Abstinent  438,  441. 
Accisen  11,  16,  17,  190. 

—  als  Hypothek  98,  99,  167,  169,  171 
bis  174,  483. 

Aemterveräusserung  88,  89. 

Aemtervererbung  ^. 

Aerarialforderungen  438. 

Agio  401. 

Aquilar,  Wechsler  635. 

Albern,  Taz,  als  St.  B.  Fond  594. 

Aldenwereld,  kais.  Agent  in  Holland  360. 

Altenburg,  s.  Ung.  Altenburg. 

Alte  Schulden,  Rückzahlung  63,    118, 

479,  685—695. 
Althann,  Graf  587,  606. 
Amalie  Wilhelniine,    Kaiserin,    Witwe 

Kaiser  Josephs  I.  262,  277,  285. 
Amortisirung  von  Staatsschuldverschrei- 

bungen  60. 

—  von  Papieren  der  Giro-  und  Stadt- 
bank 604,  727. 

Amtfidarlehen  58,  97. 

—  in  Innerösterreich  86,  87. 
Amtsquittungen  41 — 44. 
Amtstaxe  92,  93,  95,  96,  99,  116. 
Amtsveruntreuung,  s.  Kasiienbeamte. 
Andler,  Hofkammerrath  75,  673,  675. 
Annuitäten.  Anleben  auf  A.  45,  418. 420. 
Anordnungsstaat  81,  477,  515,  639. 
Ansässigkeit  24. 

Antichretische  Verpfändung  53,  202  ff., 
308. 

Anticipation  34. 

Argon t  fort  420. 

Arnieo,  deren  Zustand  aS,  JK),  92,  95, 
124,  132,  137,  332,  661. 

Armeelieferungen  133, 138, 141,510,512. 

Amstein,  Cameralherrschaft,  als  Stadt- 
bankfond 592. 

Arrhen  der  Bancalität  438—440,  456, 
457. 

Assignationsarrha  439—441 ,  467,  458, 
470. 


Auersperg,  Franz  Graf  168,  689. 

Aufschläge  11. 

Aufschläger  67. 

Augsburg,  Bischof  Alexander  413,  414. 

Augsburg,  Reichsstadt  415. 

Aug^sti,  Wechsler  611. 

Ausländische  Darlehen  111,  340-423, 

535. 
s.  auch  Bayern,  Bussi,  England, 

Holland,  Italien,  Russland. 
Aussee,  Salzgefäll  und  Fleisch  taz  516. 
—  Salzamt  (Salzkammergut)  als  St.  B. 

Fond  710,  721. 
Auszeichnungen,  Allerhöchste  383,  426, 

665. 
Avulsa  cameralia  516. 


Bancal- Assecurationen   485,  489,   493, 

499,  500,  538,  543,  645, 646, 682, 698. 

Formular  758. 

Bancal-CoUegien   437,    446,  449,   453, 

468,  469,  569. 
Bancalcreditoren  441. 
Bancalextracte  499,  500,  682,  698. 
Bancalgubemium  268,  435,  438,  44.3, 

445-447,  449—451,  453,  461—464, 

488. 
Bancaiisten  438,  441,  444,  472. 
Bancalität,  Errichtung  267,  433—436. 

—  Einrichtung  437—443,469, 669—572. 

—  Aufgaben  436,  443. 

—  Pri^egien  444. 

—  Geschäftsordnung  u.  Wirkungskreis 
435,  449—452,  461  ff.,  570-572, 
645-651,  654. 

—  Verhältnis  zur  Wiener  Stadtbank 
267,  434,  435. 

—  Verhältnis  zur  Hof  kammer  451,  462, 
461  ff.,  466—468,  475-477,  619, 
570—672,  646  ff. 

—  Beginn  der  Thätigkeit  452  ff. 

—  Angriffe  gegen  die  B.  464—69,  642 
bis  646,  645  ff. 
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Alphabetisches  Sachregister. 


Bancalität  als  Staatscentralcasse  435, 
440, 443, 446,  457,  475—478, 544, 654. 

—  als  Staatscreditsinstitut  436,437,443, 
454,455,474,478—514, 542—552, 753. 

—  als  Bankinstitut  443,  451,  458,  472 
bis  474. 

—  Mängel  der  Einrichtung  460,  461. 

—  Wirksamkeit  462,  469—478. 
--  Aufhebung  730. 
Bancalitäts-Agio  441. 
Bancalitäts-Anlehen  442. 
Bancalitäts-Arrhen,  s.  Arrhen. 
Bancalitätscredit   500,   503,   510,  542 

bis  549,  645  ff. 
Baucalitätsdarlehen  an  Private  443, 457, 
473. 

—  an  den  Staat  450,  456. 
Bancalitfttsdepositen  442,  444. 
Bancalitäte-Einlagen  441—443,  472  bis 

474. 
Bancalitätsfonde  435,  438—440,  469  bis 

472. 
Bancalitäts-Interessenten  438. 
Bancalitätspapiere  614,  615. 

—  s.  auch  Bancalassccu  ratio nen  und 
Bancaleztracte. 

Bancalitäts-Personalc  447  ff.,  456. 
Bancalitäts-Yaluta  441. 
Bancal-Ministerialhofdeputation  433,435, 

436,  449. 
Bancalrepräsentationen  469,  641. 
Bancal-Signum  445. 
Banco  del  Giro,  s.  Girobank. 
Banco-Assegni  187. 
Banco-Assecurationen  600. 
Banco-CoUegium  187,  196,  199,  215, 216. 
Banco-Extraete  199,  200,  337,  598,  600, 

614,  626,  730,  740. 

—  unverzinsliche  614. 
Banco-Partite  187. 
Bancozettel  187,  589. 

Bank  von  England  393,  397,  398. 

Bankbeamte,  Betheiligung  an  Bank- 
geschäften 273,  282,  629,  731. 

Banken  in  Wien  179  ff. 

-^  8.  Girobank, Wiener  Stadtbank,  Land- 
garantie. 

—  in  den  Provinzen,  Project  127. 

—  im  Auslande  434. 

Bankiers,  Creditsgeschäfte  mit  solchen 

132  ff. 
Banknotenprojecte  180,  187,  433,  589. 
Barattirung  438,  441,  457,  472. 
Barattirungs-Arrha  443,  445. 
Bartolotti,  Hofzahlmeister  173. 

—  Johann  Karl,  Kriegszahlmeister  99. 

—  Johann  Baptist,  Saltzamtmann  156, 
158,  176. 


Bartolotti,  Josef  Paul,  Hofkammerrath 

176. 
Barzuschttsse,  s.  Zuschussdarlehen. 
Bayern,  Anlehen  auf  dortige  Fonde  104, 

375,  410. 

—  (Kontributionen  während  der  kais. 
Occupation  von  1705  an,  104,  106, 
107,  110,  172,  173. 

—  Forderungen  274,  278,  280,  410. 
Beeldsnyder     Matroos,     Wechsler     in 

Utrecht  389. 

Becher,  Johann  Joachim,  Nationalöko- 
nom, dessen  Bankproject  179 — 180. 

Bergstädte  in  Ungarn  4. 

Bergwerksregal  10,  557. 

Bern,  Canton  417. 

Bertermann,  Wechsler  103. 

Berzello,  Stadtgemeinde  492. 

Besitzübertragungsgebür  108,  190. 

Bestechlichkeit  der  Beamten  133,  140. 

—  s.  a.  Kassenbeamte. 
Bevölkerungszahl  Oesterreichs  um  1700 

116. 
Biedermann,  Baron  44. 
BiergefäU  in  Wien  ei\s  Stadtbankfond 

212,  214,  595. 
Biergroschen  in  Schlesien  385,  554,  557, 

558,  639,  673. 
Biertaz  in  Mähren,  als  Stadtbankfond 

278. 
Böhmen,  Contributionswesen  24  ff. 

—  s.  Cameralherrschaften,  Confiscatio- 
nen,  Deputirtenamt,  Traoksteuer. 

Böhmischer  Contributionsfond ,  Anlehen 
hierauf,  388—390,  403,  404. 

Böhmische  Grenzzoll-  u.  Ungeldsgefälle, 
Darlehen  hierauf  160,  166,  167,  483, 
672. 

—  als  Stadtbankfond  262,  265, 292, 598. 
Böhmische  Zoll-   und   Mautgefalle    als 

Stadtbankfond  611. 
Böhmische  Kammerschulden,  alte  118, 

125,  479,  495,  501,  752. 
Bolza,  Wechsler  77,  147,  406,  492. 
Bonduri,  Kaufmann  104. 
Bestellen,  Syndicus  in  Hamburg  425. 
Boucquoy  320. 
Bozener  Tontine  429. 
Brabanter  Darlehen  421. 

—  Wechselgeld  419. 

Brandeis,  Cameralherrschaft,  deren  Ver- 
pfändung 88,  309—316,  416. 

Brassi,  Graf  578. 

Braunschweig- Wolfenbüttel,  Herzog  Ul- 
rich V.  49,  159,  412. 

Bräu-Urbar  in  Schlesien  85. 

—  Anlehen  hierauf  145,  161. 
Bredau,  Graf  160,  318,  672. 


Alphabetisches  SAchreg:i8ter. 
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Brentano,  Wechsler  406. 

Breslau,  alte  Schuldforderung  der  Stadt 

118. 
Brenner,  Graf,  Hofkammerpräsident  79, 

113. 

—  Präsident  der  Inneröst.  Kammer  163. 
Brieg,  schlesisches  Fürstenthum,  dessen 

Verpfändung  408,  674. 

—  —  Verkauf  105. 
Brück  a.  L.,  Maut  725. 

Bruininx,   Hamel,    hoU.   Gesandter    in 

Wien  370. 
Brunner,   Seyfried  Freiherr  v.,   Bank- 

project  179. 
Bucellini,  österr.  Hofkanzler  113. 
Buceleui,  Gräfin  670. 
Buchhaltereien  4. 
Buchhaltungsreform  122. 
Bürgschaft  für  Staatsschulden  53. 

—  der  Stände  35,  53,  374,  376,  384, 
386,  388,  397,  403—405,  420,  421. 

--  s.  auch  Decennalimpegno. 
Bussi,  Franz,  Project  eines  Anlehens  im 
Auslände  111. 

Caducitäten  438. 
Cameralämter  5  ff. 
Cameralbeamte,  s.  Kassenbeamte. 
Cameralbudget,  s.  Staatsvoranschlag. 
Cameralcontributionen  15. 

—  Vorschüsse  hierauf  161,  382. 
Cameraldirectorium  (1698)  113. 
C'anieraldomänen,  s.  Cameralherrschatten, 

Staatsgüter. 
Cameral6tat,  Begriff  2. 

—  -  Einnahmsquellen  9  ff. 
Cameralgefälle,  deren  Ertrag  115,  117, 

123,  517,  639—643,  653,  654,  656, 

701,  744—747. 

—  deren  Verpfändung   92,    115,    123, 
153—163,  513,  640,  669—676. 

—  deren  Verbesserung  119,    121,  516 
bis  517,  521,  557,  558,  567,568,653. 

—  Generalhypothek  auf  dieselben  145, 
419,  674,  67(). 

Canieralhorrschaften    in    Böhmen,   Ver- 
pfandung 88.  3(J0-319,  415,  566. 

—  in  Niederöstorreich,  Verpfändung  119, 

in  Tirol  und  Vordersterreich ,  Ver- 
l)fändung  300—307. 

—  in  den  übrigen   Provinzen   307  bis 
309,  319—321,  674. 

—  Einlösung  277,  293,  519,  594,  616, 
724. 

Camer ahjchulden  35,  538. 

^  deren  Stand   118,    119,   498,    700, 

702,  748—752. 


Cameralschulden,.  deren  Tilgung  113, 
119  flf.,  486,  498,  499,  502. 

—  8.  auch  Böhmen. 
Carrara,  Wechsler  511. 
Castelli,  Wechsler  484. 
Cautionen  486,  591,  642,  702,  750. 

—  s.  Amtsdarlehen. 
Centralisirung,  s.  Kassawesen. 
Ceridon,  Conte  168. 
Cerisola,  Innocenz  403. 

Cession  von  Staatsschuldverschreibungen 

56. 
Chotek,    Graf  Rudolf,    Präsident    der 

Min.  Bancodeputation  729,  737. 
Chur,  Bisthum,  Darlehen  307. 
Cichini  und  Jäger,  Wechsler  504,  506. 
Cilli,  Grafschaft  und  Burg  320. 
Clerus,  dessen  Besteuerung  20,  31,  108, 

109,  116,  659. 

—  8.  auch  Decimation. 

—  Darlehen  111,  406,  754. 

—  geringe  Opferwilligkeit  109,  333  bis 
335,  690,  691. 

—  Einziehung  seiner  Erbschaften  in 
Ungarn  116. 

—  s.  auch  PrälatencoUecte  u.  Zwangs- 
darlehen. 

Cliflford,  Wechsler  in  Amsterdam  358, 
361,  375,  376,  378,  380—383,  395, 
397. 

Collalto,  Graf  290. 

CoUectivanlehen  54. 

CoUoredo,  Hieronymus  Graf  167. 

—  Rudolf  Graf,  Condirector  der  St.  B. 
719. 

Commission  in  cameralibus,  s.  Cameral- 
directorium. 

Compensation  von  Stadtbankforderungen 
mitStaatsschuldforderungen  des  Bank- 
gläubigers 609,  615. 

Compensationsrecht  des  Staatsgläubigers 
63. 

Compossessrecht  52,  447,  481,  590,  591, 
612,  673,  750. 

Conferenz  in  intemis  742. 

Confiscation  französischer  Waaren  87. 

—  von  Gütern  in  Böhmen  89. 

—  s.  auch  Einziehung,  Fiscalitäten, 
Rakoczy. 

Consolidirung  schwebender  Schulden  40, 

387. 
Constanz  305. 
Contrebandsachen  438. 
Contributionen  12  ff. 

—  ordentL  und  ausserordentl.  13  fif. 

—  für  besondere  Zwecke  15. 

—  in  den  österr.  Erblanden  17  ff. 

—  in  Böhmen  24  flf. 
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Contributiouen  in  Mähren  26  If. 

—  in  Schlesien  28  ff. 

—  in  Ungarn  29  flf. 

—  als  Stadtbankfond  108,  236,  240, 
286,  287,  292,  549,  612,  616,  617, 
618,  619,  622,  624,  668,  714. 

—  Festsetzung  durch  Reccss  64,  65, 
71,  76,  77,  81,  525. 

—  B.  auch  Staatsvoranschläge. 

—  Summen  d.  Contr.  von  1716  u.  ff. 
747. 

Contributionsfond  als  Hypothek  unbe- 
liebt 108. 

Ck}ntribntionsfond88chulden  136,  137, 
164—174,  315,  316,  324,  328,  333 
bis  336,  339,  391,  394—396,  403  bis 
405,  416,  418,  421,  483,  513,  676 
681,  703. 

—  in  Holland  353,  354,  360,  373—390. 

—  in  England  392—398,  400. 

—  s.  auch  Decennalimpegno,  Vorarlberg, 
böhmischer  und  schlesischer  Contri- 
butionsfond. 

C!ontributionsreform,    Vorschläge    115« 

117. 
Contributionsrückstände  164,  561,  659, 

660,  695. 

—  des  vierten  Standes  in  Niederöster- 
reich 83,  89,  116,  122. 

Convertirung  zur  Herabsetzung  d.  Zins- 

fusses  46,  381—383,  385—387. 
Ck)rrea  da  Pax,  Ludwig  177. 
Curs,  8.  Kurs. 
Czemin,  s.  Tschemin. 

Dänemark,  Forderungen  423. 
Deblin,  Hof  kammerrat  51. 
Decennal-Impegno,    ständische    Staats- 
schuldengarantie 75  ff.,  130,  334. 

—  als  Stadtbankfond  263,  279,  286. 

—  als  Girobankfond  265. 
Decimation,  geistliche  273,   523,  529, 

531,  535,  623,  657. 

—  als  Stadtbaukfond  278. 

Deficit  477,  s.  auch  Staatsvoranschläge. 
Delegation    des    Steuerschuldners    zur 

Tilgung  von  Staatsschulden  51. 
Depositenbankprojecte  95,  189 — 191. 
Depositengelder  96,  97,  473. 
Depositenschulden  37. 
Deputatgcfälle,  s.  Amalie,  Eleonore. 
Deputation,  s.  Mittelsdeputation. 
Deputirtenamt  in  Prag  6,  119,  285. 

—  als  Hypothek  119  ff.,  157,  158  bis 
160,  310,  312,  412,  502,  671. 

—  als  Stadtbankfond  262,  549,  716  ff. 
Deutscher  Orden  85,  414. 

De  uz   V.  Assendelft,   Wilhelm   Gideon, 


Grosshändler  in  Amsterdam  343—346, 
349—351,  353,  354,  356—359,  361, 
362,  364—369,  372,  380,  383—389, 
409. 

Dienstarrha  439,  440,  470. 

Dietrichstein,  Fürst,  Obersthofineister 
113,  173. 

—  Johann  Graf,  Präses  der  Bancalität, 
später  der  Hof  kammer  464,  540,  578, 
580,  645  ff. 

Directorium  in  publicis  et  cameralibus 
742  ff. 

Discontirung  von  Stadtbank -Obligatio- 
nen 254,  260,  601,  631. 

Domiesticalschulden ,  ständische  34,  70. 

Donum  gratuitum  659. 

Dorotheenstift  in  Wien  686. 

Draskowitz,  Graf  Johann  689. 

Drittelsteuer  21. 


Ebersdorf,  Taz,  als  Stadtbankfond  594. 
Eggenburg,  Camcralherrschaft  321. 
Einfuhrverbote  87. 
Einkommensteuer  31,  99,  109. 
Einlösung  veräusserter  und  verpfändeter 
Cameralfonde  durch  die  Girobank  192. 

—  desgl.  durch  die  Stadtbank,  s.  Ueber- 
nahme  von  Staatsschulden  durch  die 
St  B.,  femer  264,  270,  297,  510. 

Einquartierungslast  14. 

—  deren  Ablösung  83,  88,  99. 

Einstellung  der  Barzahlungen  116. 

Einziehung  von  im  ausländ.  Besitze  be- 
findlichen St.  B.  Obligationen  aus  po- 
litischen Gründen  725  ff. 

Eisen-Oberamt  752. 
Eleonore,  Kaiserin,  Gattin  Kaiser  Leo- 
polds I.,  Darlehen  158. 

—  Regentschaft  als  Witwe  255  ff. 

—  Zahlung  ihres  Witwendeputats  durch 
die  Stadtbank  238,  240,  277. 

Elisabeth,  Kaiserin,  Gattin  Karls  VI. 

596,  614,  709,  711. 
Ellemet,  hoil.  Generaleinnehmer  353, 369. 
Engelshofen,  Frau  v.,  276. 
England,  Darlehen  104,  105,  111,  126, 

348,  349,  352,  354,  378—380,  390 

bis  400,  421. 

—  Subsidien  89,  105,  535,  713. 
Englhardszell,  Verpfändung  der  dortigen 

Maut  149,  292. 

Enns,  Maut-  und  Umgeld,  als  Stadt- 
bankfond 292. 

Erba,  Marchese  265. 

Erbschaftssteuer  116,  190. 

Erbtaz   in  Böhmen   als  Stadtbankfond 
289. 
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Ersparungsmassrcgeln  llö,  119,  122, 
291,  515—517,  520,  527,  528,  530, 
532,  536,  539—542,  504—559,  565 
bis  568,  583,  639—644,  648,  651— 
656,  701—703. 

Esterhazy,  Palatin  v.  UDgam  509. 

Eugen,  Prinz  von  Savoyen  93,  104,  106, 
107,  126,  130,  169,  394,  443,  462, 
463,  579,  587,  621,  627,  660. 

Fahrafeld,  Cameralherrsehaft,  als  Stadt- 
bankfond 592. 

Ferdinand  Karl,  Erzherzog  691. 

Fidejussionsurkunde,  s.  Bürgschaft. 

Finale,  Markgrafschaft,  deren  Ver- 
kauf 130. 

Finanzkonferenz,  Errichtung  und  Wir- 
kungskreis 268,  463—466,  488. 

—  Authebung  708. 

Finanzreform  112  ff.,  115,  123  ff,  125, 
127  ff,  430  ff,  589,  739,  741  ff. 

—  8.  auch  Finanzverwaltung. 
Finanzschulden  36. 
Finanzverwaltung,  deren  Reform  99. 
Fiscalgüter,     deren     Uebcrlassung    an 

Zahlungsstatt  68. 
Fiscalitäten  85,  438. 
Fischaufschlag  als  St.  B.  Fond  615,  620. 
Fleisehaccisc,  Anlehen  hierauf  162. 
Flciscbaufschlag  in  Niederösterreich  als 

St.  B.  Fond  615. 
Fleischkreuzer,   Q6,  88,  113,  290,  328, 

406,  420,  533. 

—  als  Girobankfond  192,  197,  198,  201, 
204,  215,  220,  238. 

—  als  Stadtbankfond  212,  215,268,277, 
620,  623,  703,  710. 

Flcischpfennig  u.  Fleischhelleraufschlag 

als  Stadtbankfond  595. 
Forster,  Giacoino  684. 
Frankfurt,  Reichsstadt  415, 

—  Judenschaft  416. 
Frankreich,  s.  Confiscation. 
Franz,Herzogv.Lothringen601, 627,629. 
Franz  Sigisinund,  Erzherzog  691. 
Freihäuser  18. 

Frcneau  u.  Comp.  172. 

Fritktiial,   Herrschaft,    Anlehen  darauf 

88,  89,  417. 
Friedrich  L,  König  v.  Preussen  411. 
Friedrich  Wilhelm  L,  desgl.  411  ff. 
Fuchs,  Graf  320. 

—  Gräfin  719. 

Fugger,  Graf  305,  307,  594. 
Fundirte  Schulden  38. 

Gaisruck,  Graf  671. 
Gallas,  Graf  Franz  260. 


Gallas,  Graf  Phüipp  673,  677. 

—  Graf  Wenzel,  k.  Gesandter  in  London, 
u.  s.  w.  167,  289,  315,  316,  391,  394 

St.  Gallen,  Abt  von  416. 
Gamba,  Wechsler  123,  406. 
Garantirender     Fond     der     Bancalität 

440,  441. 
Gärb,  Juwelier  156. 
Gatterburg,  Graf  178,  677. 
Gaun   u,   Zanchoni,    Wechselhaus   147» 

150,    156,    169,    174,  175,  176,  240, 

346,  492. 
Gebäudesteuer  18. 
Gebührenwesen  10  ff. 
Gehaltsreduktion  517. 
Gehaltsrückstände   69,    115,   265,   272, 

284,   439,   486,   558,   593,  611,  625, 

628,  703,  709,  713. 
GeisÜiche  Beisteuer  u.  Türkensteuer  672. 
Generalhypothek   51  ff,   308,   310,  318, 

346,   366,   376,    382,  391,  392,  394, 

399,  404,  405,  415,  674,  676. 

—  B.  auch  CameralgefäUe. 

Genua,  Anlehen  daselbst  400—405,  523, 

526,  527,  560,  622,  725—728. 
Getreideaufschlag  116. 
—als  Stadtbanktbnd  212,  214. 
Giristen  440. 
Girobank,  Gründung  92.  179—183 

—  Einrichtung  183—185,  271. 

—  Dotation  9i9,  183,  185,  186,  192, 
197  ff.,  265. 

—  Ursprünglicha  Thätigkeit  185—189. 

—  Reorganisirung  98,  191—194. 

—  Thätigkeit  nach  der  Reorganisirung 
194—199. 

—  Verwaltung  ihrer  Gefälle  199. 

—  als  Staatsschuldentilgungsinstitut 
192,  194,  199,  391. 

—  Creditsleistungen  102,  199-205. 

—  Beziehungen  zur  Oppenheimerschen 
Concursmasse  139,  141,  182, 183, 185, 
188,  195,  197,  200,  202. 

—  Miscredit  103, 187—189,  191,  194  ff. 

—  Einstellung  der  Zahlungen  205. 

—  Ende  ihrer  Selbstständigkeit  207, 219. 

—  Verhältnis  zur  Stadtbank  211,  212, 
215,  216,  219,  220,  221—229,  250, 
271,  284,  575,  610. 

—  Schuldenstand  243,  255,  256,  266, 
268,  272,  274,  284,  593,  607, 610, 637. 

—  Ueberweisung  von  Staatsschulden  auf 
dieselbe  192,  199,  229,  265,  270,  280, 
283,  287,  288,  402,  593,  606,  607. 

Girobankpapiere,  deren  Zwangakurs  184, 

187,  188,  193. 
Giro-Extracte   (Girobank-Extraote)  258, 

607. 
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Giro-Extracte,  deren  Amortisirung  273. 

—  unverzinsliche  609,  610. 
Giroposten,  Verbotsfreiheit  184, 193,  604. 

—  Steuerfreiheit  193. 

—  Verzinsung  185, 193, 204. 221, 225  ff., 
242,  243,  250,  251,  256,  257,  259, 
265,  266,  272,  605,  609. 

—  Rückzahlung  185,  193,  204,  257, 
270, 272, 274,  284,  605,  607,  637,  739. 

—  Curs  203,  212,  225,  228,  230,  231, 
251,  258,  259,  270,  284,  562,  606, 
609,  610,  615. 

—  lieber  Weisung  auf  die  Stadtbank 
221—229,  231,  233,  241,  250,  253, 
254, 258, 259, 270, 271, 272,  282—284, 
288,  605,  636,  737. 

Giroposten,  Uebemahme  durch  die  Hof- 
kammer 229. 

Girozettel  187. 

Glatzer  ZoUgefäU  als  St.  B.  Fond  621. 

Glatzische  Kanunerdorfischaften  (Königs- 
heim, Hnssitz  und  Roschwitz),  Ver- 
kauf ders.  110. 

Gleichgewicht  im  Staatshaushalt  641, 
643. 

Gleichspach,  Graf,  steirischer  Land- 
schafts-Obereinnehmer  163, 

Gmunden,  Anlchen  auf  das  dortige  Ein- 
nehmeramt 162. 

—  Salzkammergut  als  Stadtbankfond 
592. 

Gnadengaben  58, 486, 515,  522, 644, 653. 

—  deren  Besteuerung  130. 

—  Ueberweisung  auf  die  Girobank  250, 
265,  272,  280,  601,  606,  637. 

—  Ueberweisung  auf  die  Stadtbank 
601,  621. 

Gnadenkette,  kaiserliche  425. 

GK)gs8,  kais.  Gesandter  in  Holland  343, 
345,  346,  348—351,  354,  355. 

Gbldbach  u.  Sauser,  Wechsler,  161. 

Görz,  Kaminbestenerung  67. 

Grazer  Hauptmaut  723. 

Grenzmaut,  Verpfändung  83. 

Grenz -Weinaufschiag  als  Stadtbank- 
fond 236,  275,  290. 

Grossbritannien,  s.  England. 

Gschwind,  Joh.  y.,   Feldmarschall  433.  [ 

Guicciardi,  k.  Gesandter  in  Genua  403. 

Gült  17  ff. 

—  doppelte  19. 
Gültgebühr  22. 

Hacque,  Peter,  Hofkamraerrat  154. 
Hä:»kelberg  v.,  Regimentsrat  69. 
Hafer- Aufschlag   in   Wien  u.  N.  Oest. 

al3  St.  B.  Fond  615,  620. 
Halbthum,  Pfandsehaft  277,  320. 


Haller  Salzbergwerke,  Anlehen  hierauf 

86,  403,  417. 
Hamburg,  kaiserliches  Haus  daselbst  320. 

—  Lotterie  424. 
Handel  und  Gewerbe  117. 
Handgrafenamt   in   Niederösterreich  6. 

—  Anlehen  hierauf  158,  162. 

—  dessen  GeföUe  als  Stadtbankfond 
212,  214, 224,  229,  238,  258,  268, 269. 

Hansestädte,  Beiträge  derselben  93, 107, 
413. 

Harrach,  Graf  Alois  320,  418,  433,  434, 
463,  557,  560,  567-69,  579,  587,  725. 

Hatvan,  Pfandschaft,  Einlösung  durch 
die  Stadtbank  293. 

Haugwitz,  Graf,  Präsident  d.  Dirccto- 
rium  in  publ.  et  camer.  742. 

Hausanschlag  21. 

Hausgulden  21. 

Hauskleinodien,  kaiserliche,  deren  Ver- 
pfändung 93,  177—178,  678. 

Haussteuer  18. 

Heems,  Baron,  k.  Gesandter  im  Haag 
370,  874,  380. 

Heinsius,  holländ.  Ratspensionär  345, 
347,  373. 

Helvetius,  Georg  684. 

Hemmermüller,  St.  B.  ObereinnehnieT634. 

Hennegau,  Anleihe  daselbst  418  fif. 

Herberstein,  Graf,  Hofkriegsrathspräsi- 
dent  485. 

Hessen-Darmstadt,  Ernst  Ludwig,  Mark- 
graf V.  412. 

Heu-Aufechlag  in  N.  Oest.  als  St.  B. 
Fond  615,  620. 

HiUebrand  y.  Prandan,  s.  Prandau. 

—  Wechsler  492,  511. 

HiUebrand  u.  Lsenflamm,  Wechselhaus 
77,  157,  161,  878,  380,  491. 

Hiinberg,  Maut,  deren  Einlösung  durch 
die  Stadtbank  264. 

Hirschberg  in  Schlesien,  Darlehen  der 
dortigen  Protestanten  168. 

Hirschl,  Lazarus,  Wechsler,  Darlehen 
147,  156,  159,  172,  173,  240,  242, 
251,  253,  338,  511,  512, 676, 682,  683. 

Hochberg,  Herrschaft  85,  136,  306. 

Hochberg'sche  Erben  70. 

Hochzeitsdonative  der  Stände  15,  106. 

Hofbefreite  Handelsleute  188. 

Hofkammer,  Einrichtung  u.  Wirkungs- 
kreis 3,  742. 

—  Reorganisirung  92,  117,  127,  128, 
518,  519,  566,  648-651,  742. 

Hof  kammerpräsident,  Anleihen  auf  dessen 
Personalcredit,  s.  Salaburg  u.  Starhem; 
berg. 

Hofkuchlgelder  277. 
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HofpfeDnigamt,  inncrösterreichisches  163. 

—  als  Stadtbanktond  262. 
Hofquartiere,  s.  EinquartiruDgslast. 
Hofequoten  112,  113,  120. 
Hofsdiulden  35. 

Hof-  u.  Staatskanzlei  615, 
Holländische  Darlehen  75, 105, 342—390, 
421,  523,  681. 

—  8.  Kupferanlehen,Quecksiiberanlehen. 

—  Staatsdarlehen  376. 
Holländische  Subsidien  89. 
Holstein,   Darlehensverhandlungen  412. 
Holzaufschlag  als  St.  B.  Fond  232  bis  234. 
Hop,  hell.  General-Thesaurier  376. 
Homer,  Graf  675. 

Horst,  Wilhelm  Freiherr  v.  689. 
Hoyos,   Graf  161,  162,  173,  502,  671. 
Hussitz,  Kammerdorfischaft  110. 
Hypothekenveränderung  bei  Staatsschul- 
den 120,  166,  169,  723. 

Idria,    Quecksilberbergwerk   342,   343, 

348,  349,  351. 
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—  als  Stadtbankfond  235,  238, 595,  711. 
Indirecte  Abgaben  2,  9,  10—12. 
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706. 
Inhaberpapiere  s.   Ueberbringerpapiere. 
Innerösterreich,  Cameraleinnahmen  113, 

118,  124. 

—  Anlehcn  hierauf  163. 

—  Maut-  und  AufschlagsgefäUe  als  St. 
B.  Fond  722. 

Interimsanschlag  21. 

Isak,  Jakob,  Wechsler  174,  683. 

Italien,  Anlehen  daselbst  104, 400—407. 

—  Beitragsleistungen  105,  106,  107, 
110,  516,  524,  528,  531,  532,  534, 
554,  555,  557,  559,  661. 
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391,  392,  400,  718,  728. 

Italienische  Rcichslehen  560. 

Jägersberg,  Kaufmann  175. 
Jesuiten  in  Portugal  280. 
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—  in  Bühmeu  677,  688. 
Joiinelli,  Grafen  158,  310. 

Josef  I.  bei  Lebzeiten  Leopolds  L,    93. 

—  als  Kaiser  122,  487. 

Juden,  Aufenthalt  in  Wien  126,  145, 
147,  337,  338,  440. 

—  Besteuerung  32,  33,  108,  116,  145. 

—  Schutz  der  Frankfurter  Juden  ans 
Staatscreditsrttcksichten  148. 

Judenbeitrags-Arrha  440,  458. 
Judenschaft,  Darlehen  172, 416, 657, 684. 


Judenschaft,  Zwangsdarlehen  100,  127, 

337—339. 
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—  als  Stadtbankfond  212, 220, 237, 279. 
Justiz-Bancodeputation  211,  217. 
Justiz-Stelle,  oberste  742. 
Jawelenverpfändung,  s.  Hauskleinodien. 

Kaiser-Ebersdorf,  Taz,  als  Stadtbank- 
fond 276. 

Kaiserliche  Hauskleinodien,  deren  Ver- 
pfändung 93,  177—178. 

Kaminbesteuerung  27,  67,  68. 

Kapitalsnachlässe  bei  der  Tilgung  von 
Staatsschulden  70,  118,  487,  490, 
491,  700. 

—  bei  Giropost^n  222—225,  227,  228, 
230,  252. 

Kapitalsrückstände  49,  50. 
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—  Eückzahlungsfristen  48. 

Karl  VI.  als  König  von  Spanien  100. 

—  Regierungsantritt  als  Kaiser  122, 
258. 

—  Reisen  617,  645. 

—  Tod  705. 

Karl,  Herzog  von  Lothringen  713. 

Karlsmarkt,  Kammergut  674. 

Karmeliterkloster  in  Wien  320. 

Kärnten,  Weinmaut  67. 

Kartenappalto  als  Stadtbankfond  237. 

Kartenaufschlag  66,  131. 

Kartenfabrik,  kaiserliche  258. 

Kassenbeamte,  deren  W^illkür  und  Un- 
redlichkeit 78,  86,  112,  114,  165, 
644,  731. 

Kassa  -  Recognitionen  der  Stadtbank 
250  u.  s.  w. 

Kassawesen,  Unordnung  darin  112,  142, 
154,  439,  451. 

—  Centralisimng  100, 113,  s.  Bancalität. 

—  Reform  122. 
Katastrirung  116. 

—  s.  Contributionen  in  den  Österr.  Erb- 
landen, in  Böhmen,  Mähren  nnd 
Schlesien. 

Kaufverträge,  Gebür  hievon  116. 
Kempten,  Prälat  von  305. 
Kheil,  Rentmeister  162. 
Khevenhüller,  Graf,  Coadministrator  der 

Stadtbank  260,  630. 
Khlesel,  Cardinal  686. 
Kinsky,  Norbert  Graf,   böhm.  Kanzler 

113,  159. 

—  Philipp  Graf,  böhm.  Kanzler,  dann 
Präses  d.  Min.  Bancodeputation  679, 
720,  721,  726,  728. 

Kiiühberg,  Cameralherrschaft  321,  594. 
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Kirchencapitalien  273. 

Kirchensilberanleihe  95,  97,  332  ff. 

Kirchhöfen,  Cameralherrschaft  307. 

Kirchner,  Bancobuchhalter  580,  590, 
630  ff. 

Kleinodien,  s.  Haaskleinodien. 

Koch,  HoQuwelier  599. 

Koch,  V.,  Hofkammerrath  674. 

Köln,  Erzstift,  Beiträge  ftlr  Kriegs- 
zwecke 106. 

—  Einziehung  seiner  Einkünfte  108. 

—  Reichsstadt  415. 

Kolowrat,  Graf,  Präses  der  Bancalität 

540,  644—648,  654. 
König,  Martin,  Lotterie-Projecte  426. 
Königsacker,  Graf  619. 
Königinhof,  Cameralherrschaft  317. 
Königsegg,  Gräfin  158. 
--  Graf,  Vicepräs.  des  Hofkriegsrathes 

654. 
Königsheim,  Kammerdorfschaft  110. 
Kopfsteuer  31,  92,  94,  96,  99. 
Kop&ins  der  Unterthanen  108. 
Kosel,  Cameralherrschaft,  Verpföndnng 

162,  320. 
Krain,  Ständedarlehen  169. 
Krapf,  Hofkammerrath  99,  152,  271. 
Krems,  s.  Schlüsselamt. 
Kremsbruck,  Maatamt  671. 
Kriogscommissariat  518. 
Kruschowitz,  Cameralherrschaft  616. 
Knmanische   Güter,   Verkauf   83,    85, 

136,  150. 
Kündigungsrecht   bei    Staatsschuldver- 

schreibungen  49,  671. 

—  bei  Stadtbankeinlagen  261,  262,  272, 
636   734. 

—  bei  Pfandschaften  304,  309,  312. 
Kupferankhen  in  Holland  85,  89,  92, 

Hl,  352,  361,  364—374. 

—  in  England  398,  399. 
Kupferbergwerke  in  Ungarn  als  Stadt- 
bankfond 372. 

—  als  sonstige  Hypothek  418,  675. 
Kurs    der  Staatsschuldverschieibungen 

48,  57,  350,  352,  362,  363,  381,  393, 
394,  403,  493,  495,  616. 

—  s.  auch  Giroposten  and  Stadtbanco- 
Obligationen. 

Kur-Sachsen,  s.  Subsidien. 

Kur-Trier,  Subsidienforderung  173, 174. 

Karzrock,  k.  Postmeisterin  Hamburg  425. 

Lahnenbesteuening  26,  27. 
Länderdarlehen,  s.  Ständedarlehen. 
Landesschulden  34,  65. 
Landgarantie    (Depositenbank  -  Project) 
95,  189. 


Landkammern  5,  519. 

Landshut,  Stadt,  Darlehen  168. 

Landstände,  s.  Stände. 

Landsteuer  in  Niederösterreich,  Verkauf 

an  die  Stände  21,  83,  84,  85,  136, 

533. 
Landtagsbcwilligangen ,  s.  Contribatio- 

nen,  Stände. 
Landtagsdeputirte,    Berathungen   über 

Steuer-  und  Verwaltungsreform  128. 
Lapis,  Wechsler  635. 
Law,  John  433. 
Lederaufschlag  66,  113,  672. 
Lefmann  Berenz,  Darlehen  172. 
Legitimationsarrha  438,  440, 442, 458  ff., 

470,  471. 
Lehmann,  Hey,  Wechsler  338. 
Leibrentenanlehen   47,   107,  350,  352, 

362,  363,  368—371,  376,  425,  675. 
Leopold  L,  dessen  Tod  104,  204. 
Letti,  Lorenz  157. 
Levi,  Wechsler  424,  683. 
Liechtenstein,  Fürst  Philipp  69,  89. 

—  Johann  Karl  677. 

—  Fürst  Johann  Adam,  Präses  der  Giro- 
bank 167,  182,  193,  203,  206,  317. 

—  Fürst  Wenzel  677. 

Liegnitz,    schles.    Fürstenthum,    Ver- 
pfändung 408. 
Limburg,  Herzogthum  376. 
Linz,  Hauptmaut,  derenVerpfändung  149. 

—  als  Stadtbankfond  291. 
Lobkowitz,  Graf  Ferdinand  317. 
Lombardische  Militärschulden  125. 
Lomellini,  Marchese  240. 
Loosrenten  350,  352,  361,  363,   368, 

370,  371. 
Losenthal,  Graf  677. 
Lotterie-Anlehen  424—430,  733. 
Lubomirski,  Fürst  263,  319,  675. 
Ludwig,  Markgraf  von  Baden  291,  347, 

548,  576. 
Luxuspferde,  Project  ihrer  Bestenerung 

190. 

Mähren,  Contributionswesen  26,  27. 

—  Darlehen  der  llbnigl.  Städte  169. 

—  Handgrafenamt  7ö2. 

—  s.  Rentamt. 

Mailand,  Einkünfte  als  Hypothek  390. 
Mainz,  Kurfürst  von  143,  413,  490, 596. 
Manasses,  Wechsler  511. 
Mannsfeld,   Heinrich  Graf,   Hofkriegs- 

raths-Präsident  182. 
Mannswörth,  Taz,  als  Stadtbankfond  694. 
Maria  Amalia,  Erzherzogin  696. 
Maria  Saal,  Cistercienserkloster  56. 
Maria  Theresia  als  Erdierzogin  621. 
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Maria  Theresia,  Regierungsantritt  708. 

Marlborough,  Herzog  v.,  348,  352,  394. 

Marmaroser  Salzgef  all,  als  St.  B.  Fond  714. 

Martini,  Oberkriegscominissär  200. 

Martinitz,  Graf  Georg,  Geheimer  Rath 
205,  677. 

Marx,  Wechsler  504. 

Mass  und  Gewicht  116. 

Mass-  und  Gewichtstaxe  als  Girobank- 
fond 192,  198. 

Mauschwitz,  Graf  85,  168. 

Mauten  und  Mautämter  6,  11,  116, 
390,  406. 

—  —  8.  auch  Brück,  Englhardszell, 
Grenzmaut,  Linz,  Mauthausen,  Him- 
berg.  Roten thurmmaut,  Schottwien, 
Schwechat,  Stein,  Tabormaut ,  Tarvis, 
Vöcklabruck,  Ybbs  u.  Innerösterreich. 

3Iauthausen,  Maut  6,  752. 
3Iay,  Michel  409. 

Mayer,  Emanuel,  Kurpfälzer  Hoffactor 
679. 

—  Ignaz,  Kaufmann  in  Frankfurt  690. 
Mayerburg,  Hofkammerrath  169. 
.Mehlaufachlag  116,  264. 

—  als  Girobankfond  192,  198. 

—  als  Stadtbankfond  212,  220,  234, 
235,  238,  275,  291. 

Mcndling,   Verpfändung    des    dortigen 

Salzaufschlags  162. 
Mcsmer,  Wechsler  406. 
Messa,  v.,  Kriegscommissär  172,  487, 

509. 
Meyer,  Grosshändler  243. 
Mcyerfeld,  Graf  674. 
Michl,  Simon,  Wechsler  339,  635. 
Miethzinse,  Besteuerung  116. 
Mikosch,  Bernhard  v.,  Hofkammerrath 

433,  434,  439,  442,  444,  451,  454, 

455. 
Militärbewilligung,  s.  Contributionen. 
Militärbudget,  s.  Staatsvoranschlag. 
Militärjahr  79. 
Militär-Restzettel  289,  614,  615,  683, 

684. 
Älilitärschulden  35. 
--  Tilgung  478,  483,  485,  486,  489, 

498,  500,  502,  525,  658. 
-    Stand  478,  497,  522,  659— 661,  663, 

695,  699,  700,  750/  751. 
Ministerial-Bancodepntation,  Errichtung 

und  Wirkungskreis  216, 217, 218,  281. 
l^rirandola,  Herzogthum,  Einziehung  und 

Verkauf  111. 
MiroBchan,  Herrschaft  596. 
Mitleidende  Städte  in  NiederOsterreich 

18. 
Mittelsdeputation  80,  85,  113. 


Modena,  Herzog  von  111. 

Mönch  und  Raumer,  Wechsler  676. 

Mohr,  Reichsproviantatoodiator  und 
badischer  Kammerrath  173,  492,  512. 

Mohrenfeld,  Wechsler  495. 

Moles.  Herzog  t.,  Girobankdirector  182, 
205,  206. 

Mollardt,  Graf,  Vicepräsident  der  Hof- 
kammer 280,  461. 

Monte  in  Italien  406. 

Moyses,  Lemlc,  kurpfälzer  Kriegsfactor 
173,  409,  483,  511. 

Müller,  Raitrath  684. 

Münster,  Hochstift  413. 

Münz-  und  Berggefälle  in  Böhmen,  Ver- 
pfändung 161. 

Münzwerthe,  ausländische  755. 

Münzwesen  7,  8,  87,  89,  108,  117,  752. 

Muralt,  Fabrikant  603. 

Nagy,  Stefan,  ung.  Palatin  621. 
Negotien,  Zuschussgeschäfte  der  Stadt- 
bank 230,  252. 

—  do.  der  Bancalität,  s.  auch  Zuschuss- 
dar leben  und  Capitalsnachlässe,  femer 
490—496,  507,  513. 

Neidhart,  Graf,  Präsident  der  schles. 
Kammer  153,  320. 

Nentwich,  Proviantefficier  609. 

Neuhaus,  Cameralhcrrschaft  als  Stadt- 
bankfond 592. 

Neusalz,  Kammergut  319. 

Neusicdl,  Pfandschaft,  Einlösung  durch 
die  St.  Bank  293. 

Neusohl,  Kupferbergwerk  364. 

Niederläger  (Niederlagsyerwandte)  188, 
326. 

Niederlande,  s.  Holland. 

Niederlande,  österreichische  390,  516, 
528,  554,  559. 

—  Darlehen  daselbst  418—422. 
Niederösterreich,  Contributionswesen  17 

bis  22. 

—  C^ntribution  des  vierten  Standes  83, 
89,  116,  122. 

—  Cameralämter  5. 

—  Darlehen  der  Stände  176,  667. 
Norbis,  Abbate  182,  191,  196,  205,215. 
Nothleidende  Parteien  484,  485. 
Novation  von  Staatsschulden   57,  506. 

685,  687,  688,  692,  693. 

—  s.  auch  Hypothekenveränderung. 
Nürnberg,  Reichsstadt  415. 

Oberkammeram ts-Obligationen  der  Stadt 
Wien  249,  250,  254,  258,  262,  266, 
271,  281. 

Oberösterreich,  Cameralämter  6. 
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Oberösterreich,    Sensen-     und    Tabak- 
appalto,  Verpföndung  149. 

—  Darlehen  der  Stände  169,  175,  629. 
Obligationen,  kaiserliche  41--44. 

—  Formular  767. 

—  s.  auch  Stadtbanco-Obligationen. 
Ochsengriess   in  Wien,   als  Stadtbank- 
fond 212,  215. 

Odcscalchi,  Fürst  46,  83,  265,  320. 
Oed,  Graf  Christoph,  Präses  d.  Schulden- 

commission  468. 
Oel-Auüschlag,  als  St.  B.  Fond  620. 
Officiersdarlehen  82. 
Ohlau,  schles.  Fürstenthum  422,  674. 
Oppeln,  Kammergnt,  Verkauf  131. 

—  Verpfändung  674. 
Oppenheimer,   Samuel,   k.   Kriegsober- 

factor;  Cr^tsoperationen  64,  68,  72, 
84,  88,  132  ff.,  170,  175,  240,  346. 

—  ünterschleife  142  ff. 

—  Ck)ncurs  seines  Nachlasses  91,  98, 
101,  138  ff. 

—  s.  auch  Girobank. 

—  Emanuel  141—144,  148,  157,  177, 
265,  283,  338,  487,  511,  512. 

—  Isak  148. 

—  Nathan  338. 

Orientalische  Compagnie   296,   426  ff., 

603,  627. 
Ort,  Grafschaft  752. 


Pachner,  Johann  670. 
Pachtzinse,  Besteuerung  116. 
Pallavicini,    Graf    Joh.    Lucas,    Feld- 

marschaU  405,  628,  718,  728. 
Palm,  Gebrüder,  Wechsler  77,  167,  158, 

319,  321,  363,  399,  491,  511,  548, 

615,  617,  618,  675,  678—680,  684, 

698. 
Pamatka  405. 
Papieraufschlag  11. 

—  als  Stadtbankfond  234,  237, 275,  276. 
Papiergeld-Projecte  441,  446. 

—  s.  auch  Banknoten. 
Papiersiegel   (Stempelpapier)   als  Giro- 
bankfond 192,  198. 

Päpstliche  Snbsidien  523,  530. 
Pardubitz,  Cameralherrschaft  88,  309, 

316,  319,  415. 
Partenfeld,  Freih.  v.  275. 
Partuschka,  St.  B.  Cassier  635. 
Pechmann,  v.,  Hofkammerrath  346,  367. 
Pensionen  125,  126,  515,  674. 
Perpetuirlicher    Fond    der    Bancalität 

438—40. 
Personalschulden  des  Monarchen  688. 
Pestaluzzi,  Wechsler  157. 


Pestaluzzi,  Quecksilbercorrespondent  343 

bis  346,  355. 
Pester  Invalidenhaus  675,  681. 
Pfalz,  Kurfürst  Johann  Wilhelm  v.  d., 

176,  408,  484,  485. 

—  Pfalzgraf  (sp.  Kurfürst)  Karl  Phi- 
lipp 70,  408  ff. 

Pfandpacht  308,  310—319. 
Pfandrechte  bei  Staatsschulden  51  bis 
53,  686  ff.  u.  a. 

—  bei  Stadtbankobligationen  290,  616, 
629,  710. 

Pfandschaften  302  ff. 

—  Einlösung  304,   306,   309,   315  ff., 
318. 

Pfandschillinge,   deren  Steigerung  85, 
130,  309. 

—  in   Tirol   und  Vorderösterreich   88, 
300,  305. 

Pfandzeit  303. 

Pflastermaut  in  Wien,   als  Stadtbank- 
fond 211,  220,  236. 
Piazzoni,  Wechsler  103. 
Pichlmeier,  Mauteinnehmer  in  Stein  162. 

—  Schlttsselamtmann  in  Krems  162. 
Pineiro,  Bankier  396,  398. 
Podiebrad,   Cameralherrschaft  88,   309 

bis  316,  406,  415. 
Polen  422,  487. 
Poller  u.  Wallstorff,  Niederlagsverwandte 

202. 
Porcellan-Lotterie  733. 
Postwesen  116,  117,  520,  523,  533,  554, 

557—559,  566,  640,  641,  674. 
Poulle  de,  Hofkammerrath  683. 
PrälatencoUecte  (1704)  94,  95,  98. 
Prälatendarlehen  64,  69,  77,  169,  325, 

326,  329,  a34— 336,  619,  638,  639, 

710. 
Prälatenstand,  geringe  Opforwilligkeit 

95. 
Präliminirung,  deren  Unvollkommenheit 

78,  79. 
Prager  Karthäuserkloster  673. 
Prandau,  Hillebrand  v.,  Hofkammerrath, 

später  Präses  der  Bancalität  158,  i:.9, 

168,  360,  361,  363,  384,  385,  388, 

418,  636,^654,  675,  730. 
Pf  ehorsovsky ,    Graf,    Deputirtenamts- 

Inspcctor    150,    153,  159,  311,  813, 

314,  318. 
Pressnitz,  Cameralherrschaft  317,  415. 
Preussen,  Darlehen  der  dortigen  Könige 

411  ff. 
Prioritätsrechte     bei     Staatsschuldver- 

schreibungen ,  deren  Verletzung  135, 

136,  145,  158,  167,  409,  481. 
Privilegirte  Gläubiger  485,  486. 
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Prolong;irunß:  von  Staatsschulden,  cin- 
vcrstäudlirhc  40,  57,  81,  500,  524, 
5HH,  551, 645, 64H,  6()3,  694,  698,  708. 

einseitige  40,  58,  81,  165,  505,  538, 
565. 

von  Stadtbankschulden  245,  246, 
248—253,  256,  257,  260,  266,  269, 
273,  574,  579,  583,  586, 588,  629,  736. 

—  der  Stadtbank^etalle  250,  294,  296, 
564,  577,  586,  596,  598,  606,  612, 
615,  619,  621,  625,  715,  717,  721 
bis  725. 

—  von  Pfandschatten  303. 
Prosskau,  schlcs.  Kammerpräsident  674. 
Protestanten,  deren  Darlehen,  s.  Hirsch- 
berg. 

Provinziiilbanken.  s.  Banken. 
Pürglitz,  (.'ameralherrschaft  319,  616. 

ijuartalsteuer  21. 

Quecksilberanlehen   in  Holland  83 — 85, 

321,  342—364,  365,  369,   375,  391, 

392. 

-  sonstige  159. 
Quecksilber  als  Stadtbankfond  359. 

Rad  und  Hösslin,  (irosshändler  363,  49(). 
Räkenfels,  Raitrath  86. 
Hakoczy 's  Aufstand    4,    98,    115,   118, 
349,  369. 

—  Confiscation  seiner  Güter  88,  89. 
Rantzau,  Graf  60,  320. 
Kastätter  Friede  131. 
liauchfanggnlden  2L 
Ivcchnungsjahr  446. 

Regal,  Gräfin  682. 

Keich,  römisches,  Einkünfte  des  Kaisers 
aus  demselben  32,  131,  132. 

—  Darlehen  aus  demselben  407 — 416. 
Keichardt  undFaucourt,  Wechsler  175. 
Reichslehen  33. 
Rcichsritterschaft,    deren   Beiträge    33, 

94,  105,  1(M>,  107,  523,  529,  623,  680. 
Rciclisstädte,  deutsche,  Darlehen  415. 
Ivcichsstände,     deutsche,    Forderungen 

407-416,  497. 
K'richssteuern  531,  534.  680. 

s.  auch  Römermona tc. 
Iiciscsteuer  15. 
Rekruten-   und  RemontegeMcr  14,  22, 

174,  286,  292,  492,  679,  714. 
Rentamt,  böhmisches  6,  157. 
mährisches  6,  162. 
schlesisches  157. 

als  Stadtbankfond  262. 
Rentenschulden  47,  49,  376    507. 
Rentensteuer,  s.  Scbuldforderungcn. 
Kepartitionsaufsatz  477. 

V.  Monsl,  Fiuauzeu  Oestvrruiuhs. 


Reservat ionsarrha  440—442,  470. 

Retentionsposten  der  Länder  16,  73, 
382,  420,  512,  522,  524,  526,  531, 
533,  537—539,  541,  551,  553,  560, 
657,  660,  663— 6f>7,  695—700,  750. 

Retentionsrecht  des  Staatsgläubigers  53, 
l(J()ff.,  676  ff. 

Revena  und  Manieri,  Grosshändler  172. 

Rheinische  Währung  8. 

Riesengarde  in  Potsdam,  der.  Verstärkung 
als  Darlehensbedingung  411,  412. 

Rinderaufschlag  als  Stadtbankfond  215. 

Rindsmaul,  (i rätin,  687. 

Roggeburg,  Prälat  von  305. 

Römermonate  33.  492,  523,  524,  528, 
529. 

Roschwitz,  Kammerdorfschaft  1 10. 

Rosenberg,  (rraf  589. 

Rossaufschlag  als  Stadtbankfond  215. 

Rost,  Weclisler  in  Frankfurt  173,  285. 

Roth,  Conrad  v.,  Regimentsrath  535. 

Roten thurmmaut,  Anlehen  hierauf  158. 

—  als  Stadtbankfond  211,  220,  229, 
238,  258,  269,  275. 

Rotulus  creditomm  482,  487,  496,  502. 
Rubi,  Marchese  385. 
Rückbürgschaft  387, 
Rückkaufsrecht     beim    Verkaufe     von 

Staatsgütern  105,  301,  309,  319. 
Rückzahlung,    abzugsfreie,   noch  nicht 

fälliger  Stadtbank-Capitalicn  260,  267, 

293,  580,  582,  601,  631  flf.,  733. 
Rueber,  Graf  688. 
Russland,  Darlehcnsvcrhandlungen   89, 

423. 

Saar,  Cistercicnserkloster  56,  168. 
Sachsen,  s.  Kursachsen. 
Sachsen-Lauenburg  596. 
Salaburg,  Graf  Gotthard  Heinrich,  Hof- 
kammerpräsident, Ernennung  80. 
Eigenschaften  80,  101. 

-  Enthebung  90,  91. 
Beziehungen   zu  Oppcuhoimer   101, 

134,  139,  140. 
Spätere  Ven^-endung  117. 
Darlehen  und  Bürgschaft  für  Staats- 
anlehen 86,  90,  118,  149—151,  171, 
176,  292,  309-315. 

Salm,  Fürst  Karl  v.,  Obersthofmeistcr 
46,  169. 

Salmanns  weil,  Prälat  v.,  305. 

Salzamt,  niederösterreichisches,  Ver- 
pfändung 162,  264,  320,  400  ff.,  686. 

-  als  Stadtbankfond  262,  279,  286, 
287,  288,  291,  297.  401  ff.,  649,  650, 
671. 

—  als  Girobankfund  288. 
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Salzgroschen  in  Böbmon,  als  llvpothek 

163. 
Salzkammergut  Giminden,  s.  Ginunden. 

—  Aussec,  8.  Aiissco. 
Salzcassa  714. 

Salzregal  10,  92,  113,  11(3,  117,  119, 
121,  533,  644. 

—  Anlehen  hierauf  149,  155—158,  328, 
390,  406,  752. 

—  in  Böhmen  und  Schlesien  als  Stadt- 
bankfond 550,  611. 

—  8.  auch  Hall,  Salzamt,  Salzgroschen, 
Tiroler  Salzanlehen. 

Sanct  (tallen,  Abt  von  416. 

Sardi  v.,  Bankier  385.  422. 

Sardinien  638. 

Särmingstcin,  Aufschlag  daselbst  67. 

Sauer,  Graf, -(Trcheimcr  Rath  168. 

Schaffgotsch,  (iraf  85,  159,  161,  169. 

Schaflfhausen  638. 

Schanzsteuer  19. 

Scharrier  u.  Comp.,  Wechsler  406. 

Schatzungssteuer  18,  28. 

Schaumburg,  Grafen  307. 

Schell,  Kriegscommissariatsdirector  492, 

512. 
Schier,  Wechsler  2^6,  241. 
Schiagenberg,  (iraf  674. 
Schlesien,  C^ntributionswesen  28,  29. 

—  Biergetäll  68,  s.  auch  Bräu-Urbar, 
Biergroschen. 

—  Kaminsteuer  68. 

—  Lehen  85. 

—  Lehenallodialisirung  161. 

—  Caineralgefälle  als  Hypothek  673. 
674,  757. 

—  Zollgefäll  als  Hypothek  162,  319. 

—  —  —  als  Stadtbankfond  550. 

Schlesinger,  Adolf  u.  Marx,  Wechsler 
338,  495,  504,  575,  595,  597,  598, 
()05,  609,  657,  683. 

Schlesischer  Coutrihutionsfond,  Anlehen 
hierauf  55,  70,  373—387,  392,  396bis 
398,  418,  680,  681. 

Schlick,  (Traf  Leopold,  böhmischer  Hof- 
kanzler 86,  433,  434,  440. 

Schltisselamt  Krems,  Anlehen  hierauf 
158,  162,  752. 

—  -  als  Stadtbankfond  275. 

Schmerling,  Hotkanimerrath  358,  382. 
Schmöllnitz,  Kupferbergwerk  364. 
Schönbom,  Graf.  Cardinal  320. 
Schottwien,  Maut,  als  Stadtbankfond  276. 
Schrattenbach,  Cardinal  523. 
Schreyvogcl,    (jottfried,    Wechsler    41, 

120,    146,    159,    161,  169,    172,  329, 

357,  372,  672. 


Schröder,  Wilhelm  Freiherr  v.,  National- 
ökonom 180. 

Schuldencommission  468,  479,  482,  488, 
504. 

Schuldenconferenz  468,  479,  480,  488, 
489,  499,  504. 

Schuldenextnict  499. 

Schuldenkassc  480,  570,  739—741. 

Schuldenliste  479,  483,  490,  500,  504. 

Schuldenstand,  s.  Staatsschuld,  Girobank 
u.  Stadtbauk. 

Schuldensystem  483,  497,  498,  500—502. 

Schuldforderungen,  deren  Besteuerung 
116. 

Schwäbischer  Kreis,  dessen  Forderungen 
70,  416. 

Schwandtner,  Hofkannnerrat  h  630  ff. 

Schwarzenberg,  Fürst  Adam  167, 236, 275. 

—  Fürst  Ferdinand  163. 
Schwazer  Bergwerk  653,  693. 
Schwebende  Schulden  37 — 41. 

—  deren  Consolidirung  40. 
Schwcchat,    Getreidezehend,   als   Stadt- 
bankfond 276. 

Maut,  desgl.  276. 
Taz,  desgl.  594. 

S<^hwciueaufschlag  als  Stadtbankfond  215. 

Schweiz,  Darlehen  74,  88,  93,  307, 
416,  417. 

Schweizer  Regimenter  280.  509. 

Secundirender  Fond  der  Bancalitat  440. 

Sceau,  Graf,  Salzamt  mann  162. 

Seilern,  Freiherr,  später  Graf,  österr. 
Hofkanzler  130,  205. 

Sciter  u.Pieri,AVechselhaus  147, 175,346. 

Seidern  v.,  Hofkammerrath  157. 

Scnsenappalto,    als  Stadtbankfond   292. 

Sequestration  von  Staatsschuldforde- 
rungen 58. 

SilbercoUecta  92,  93,  95,  327,  332. 

Siniultaupfandrcchte  145,  154,  157,  158, 
160,  162,  165,  166,  167,  171. 

Sinzcudorf,  Graf  Philipp,  österr.  Hof- 
kanzler 117,  259,  433,  462,  625. 

—  kais.  Gesandter  im  Haag  360,  373. 
Sinzheim,  Lob,  Wechsler  147,   173,174, 

316,  338,  364,  388,  390,  487,  492, 
495,  496,  576,  597,  5S8,  605,  (506, 
609,  615,  632,  634,  657,  678-680, 
682—685,  696,  699. 

Sirup-Aufschlag  als  St.  B.  Fond  620. 

Smits,  Jacob,  in  Nym wegen  681. 

Sobieski  Jacob  422. 

Soldrückstände  115,  s.  auch  Armee. 

Soovar,  Salzamt  als  Stadtbankfond  619. 

Spanien,  Anlehen  daselbst  423. 

—  Tilgung  dortiger  Kronschulden  597, 
598,  643,  644. 
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Spanien,  Subsidien  058,  697  ff. 

Spocialhypotlieken  52. 

Spii'gellabrik.  kaiserl.  als  Stadtbank- 
fond  592. 

Spielcollcota  11*2. 

Spigni, Marquisat  ii.Roichslehen  638,039. 

Spitz,  Hirscbl  362,  384. 

Spitzer,  Abraham,  Wechsler  259,  288. 
316,  338,  512.  614. 

Spork,  Graf  Franz  85,  167. 

Staatsbankrott  40.  58,  72,  505,  561. 

Staatsbeamte,  deren  Darlehen  148 — 153. 
155,  160,  161. 

Staatsbuohhaltung,  deren  .schlechter  Zn- 
stand 78,  112." 

Staatscentralcassi',  s.  Bancalität. 

Staatscredit  62.  71,  72.  82,  86,  88,  99. 
101,  1 03,  1  i  1 ,  115.  1 24,  344,  352, 
378,  381,  393.  395,  505,  507,  508, 
541,  542,  546;  561,  645—647,  661. 
697,  706. 

Staatsgarantie  bei  ausländischen  Dar- 
lehen 35,  53,  343—345,  351,  353, 
367,  368,  374—379. 

Staatsgclder,  Anlage  in  der  St.  Bank  629. 

Staat.sgläubiger,  Kreise,  woraus  sich  sölbe 
recrutirten  132. 

Staatsgüter  9. 

—  Verpfändung  u.  Veräusscrung  9,  92. 
98.   131,  300—321. 

Staatsschnld,  Betrag  derselben  63,  GH, 
69,  124,  125,  478,  479,  498,  504,  513, 
514,  536,  551,  564,  <>40,  642,  652. 
655,  656,  659-661,  (>63,  699,  700, 
704,  705,  739,  748-752. 

Staatsschuldentilgung  125,  316,  434, 
436,  454,  455,  478—514,  58(>,  588, 
655,  695—704,  7 1 6, 72 1 ,  730, 739-74 1  • 

Staatsschuldurkunden  41  flf. 

—  deren  Annahme  an  Zahlungsstatt  429. 
Staatsvoranschläge  450,  476 — 478. 

—  von  1701   bis  1710:  78—112. 
von  1711   bis  1714:  124—131. 

—  -  von  1716  bis  1720:  514—542. 

von  1721  n.  1722:  553—556,564  bis 
5()9. 
von  1723  bis  1739:  638-672. 

Stadtbank,  Wiener,Errichtung205— 207. 

—  Hinrichtung  207—214,  219,  432,  729. 
Beginn  ihrer  Thätigkeit  215. 

—  rnterschied  von  der  Girobank  213. 

-  l'nterschicd  von  einer  heutigen  Bank 
213  ff. 

alaStaatscroditsinstitut  41,  107,214, 
292,  297,  458,  732  fP. 

-  Vorwaltungsauslagen  208,  243. 
Stadtbank,  Wiener,  Tiisscstand  269,270, 


286.  577,  586,  602,  611,  632,  737. 

—  Uebemahnie  von  Girobaukschulden 
211,  212,  s.  auch  Giroposten. 

—  Ucbemahme  von  Staatsschulden  55; 
172,  212,  213,  224,  229,  231,  232, 
238,  239,  240,  243,  262,  263,  274  bis 
282,  285,  286,  289-292,  296,  297, 
330,  331,  a37,  358,  359,  371,  372, 
387,  401-403,  410,  415,  495,  504, 
509,  546—552,  561—563,  565,  566, 
573-576,  589—594,  596,  597,  599, 
600.  611—614,  619,  622,624,  627, 
699,702,  717,  719.  722.  723,  725,732, 
753. 

Stndtbank,  s.  auch  (urobank,  Ziusen- 
reduction,  Prolongirung. 

Stadtbank,  statntenwidrigc  Behistung 
280,  285,  287,  294-297,  549,  563, 
573,  577,  582—589.  593—596,  599, 
610-616,  620,  622,  «525,  702,  709, 
714—717,    721—723.    728,   732,  740. 

—  -  Verhältnis  zur  Bancalität   434,  435, 

455,  463. 
l^auernde   Beiträge    an    den   Stmit 
293—295,  55(»,  560,  563,  564, 578  bis 
589,  591,  595,  597,  621,  703. 

—  Stellung    zur   Finanzconferenz   465. 
Stadtbankanlehen,    sclbstständige    241. 

250,  251,253,549.602,616,618,  619. 
623,   628,    6;i4~636,    717,  721,  736. 

Stadtbankcredit  229  ff,  255,  257.  261, 
266,  267.  268  ff'.,  563,  564,  577,  578, 
581—589,  609,  622,  661,  716,  726, 
728,  731,  734. 

Stadtbankdarlehen  an  Private  214,  296, 
299,  603,  627,  629,  733. 

—  in  (lirobankpapieren  607  tt'. 

-  an  den  Staat  231,  236,  239,  240, 
243,  262,  277—279,  282,  285—89, 
292-297,  484,  511,  52.3,  547,  576, 
577,  594--597,  600,  612,  613,  618, 
622,  62.3,  627,  714,  718,  721—725, 
732,  745,  753. 

—  an  die  Stände  298. 

Stadtbankdotation  209,  211,  212,  280, 
282. 

-  s.  auch  die  einzelnen  Stadtbankge- 
fälle. 

Stadtbankeinlagcn  210,  213.  224,  261, 
2(;4,  266.  267,  2(58— 271,  273,  274, 
282,  286,  287,  294,  402,  546,  549. 
563,  574  575,  678,  583,  585—588, 
593,  598,  599,  (i02,  613,  616,  628, 
630—636,  734,  735. 

Stadtbankextiacte,    s.    Banco-Extracte. 

Stadtbankgefälh.',  Ertrag  derselben  220, 

231,238,244,254,268,286,  298,  56o; 
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593,   602,   613,   635,  724,  734,  741, 

744,  758. 
Stadtbaukgefälle,  Einziehung  für  Kriegs- 

«wecke  712—715. 
Stadtbankkriscn  (17()8)  244  flF. 

(1723)  585,  586. 

(1727)  598,  599,  603,  611. 

(1733)  633—637. 
Stadtbank-Lose  578,  733. 
Stadtbanco-Extracte,  s.  Banco-Extracto. 
Stadtbanco-Obligationen  217,  218,  241. 

247,    248,    249,    250,   258,  261,  281. 

282,    287,    295,    549,  574,  576,  577, 

580,  582,  584,  6(K),  626,  730. 

—  unverzinsliche  628. 

--^  deren  Curs  212,  249,  259,  549,  583, 
615,  634,  733—735. 

—  Umwandlung  v.  St.  B.  Extracten 
in  Recognitionen  730. 

—  s.  auch  Oberkanimeraints- Obliga- 
tionen. 

-  Verbotsfreiheit  604,    626,  726,  732. 
Stadtbanco-Recognitionen  598,  600,  614, 

626,  713,  730,  740. 
Stadtbankschulden,  Verzinsung  210, 241, 

243,   246,    250,    252,    254,  257,  259. 

261,   269,   273,   282,   572,  602,  61 K 

628,  636,  713,  736,  741. 

—  Tilgung  210,  218,  219,  227,  240, 
243,  244,  258,  274,  575,  588,  593, 
602,  613,  629,  636,  736,  741. 

—  Kündigung  210,  602. 

—  Discontirung  254,  260,  601. 
Stadtbankschulden,  Stand  derselben  243, 

255,    256,    268,   274,  283,  28(>,  287, 
298,  514,  560,  602,  613,  640,  741,  754. 

—  Ueberweisung  auf  die  (lirobank  246, 
675. 

Stadtbanksensal  255,  601. 
Stadtbanktontine  429. 
Stadtbankvorschüsse  gegen  Verrechnung 

mit  dem  Aerar  577, 616, 625,  719,  732. 
Stadt-Deputation  659. 
Stallang,  Flächenmass  29. 
Stände,   6.  Bürgschaft,   Gontributionen, 

Retentionsposten,  Uebernahme. 
Stände  Niederösterreichs,  ProtCHt  gegen 

die  Girobank  188. 

—  Protest  gegen  die  Bancalität  458. 
StÄndedarlehen  510,  525,  533,  657,  6(>1, 

664—669,  745,  754. 

—  B.  Krain,  Niederösterreich,  Ober- 
österreicli,  Vorarlberg. 

Ständerecesse  (1701)  64  «F. 

(1713)  75  if. 
Ständische  Aerarialschulden  35.  69. 
Ständische  Würdenträger,  Beeinflussung 

durch  die  Regierung  64,  665. 


Stapulisten  438. 

Starheraberg,  Graf  (lundaker  Thomas, 
Vicepräsident  der  Hofkammer  79,  113. 

—  Präsident  der  Hofkammer,  Ernen- 
nung 91. 

-Demission  261,  277,  459  ff. 
-Verdienste  79,  91,  102,  104,  132. 

-  Bankprojecte  181,  189. 

—  Auftreten  gegen  die  Girobank  194. 

—  als  Präses  der  Min.  Banco-Deputa- 
tion  216,  260,  261,  273,  563,  580  bis 
589,603,  610, 613, 629,  630  ff,  702, 720. 

—  Darlehen  an  den  Staat  und  Bürg- 
schaft für  Staatsschulden  151, 152, 293. 

-  Auftreten  gegen  die  Bancalität  435, 
462,  463. 

—  als  Finanzconfereuzmitglied  463, 
536,  708. 

—  Tod  719. 

Staufen,  Cameralherrsehaft  307. 
Stein,   Wassermaut   als  Hypothek  158, 
162,  274. 

—  als  Stadtbankfond  274. 
Steinsberg,  Ignaz  v.,  201. 
Stella  di  Santa  croce,  (iraf  128, 

St  eilen  Verleihung    gegen    Darlehen   ,')9, 
83,  154,  317,  526,  661,  671,675,683. 
Stempelpapier  10,  190. 

—  s.  auch  Papiersicgel. 

ötemberg,  Wenzel  Graf,  böhm.  Hof- 
marschall 159. 

—  Leopold  Graf  673. 
Steuerfreiheiten  523. 
Steuerknechte  in  Tirol  23. 
Steuerreform  125,  127,  128. 

—  s.  auch  Finanzreform. 
Steiermark,  Herdsteuer  67. 

—  Tranksteuer  67. 

—  ständische  Aerarialschuld  485,  48(», 
500,  516. 

—  ständische  Domesticalschuld  516,  722. 

—  ständische  Forderungen  721,  723. 

StiftungscÄpitalien  44,  118,  229.  273, 
414,  502,  591,  671,  686— aS8,  690, 
694,  710,  750. 

Stornirung   bei  Stadtbankschulden  227. 
Strafgelder  438. 
Strehl,  Kammergut  674. 
Strohaufschlag   als    Stadtbaukfond  620. 
Struden,  Weinaufschlag,   als  Hypothek 
162,  421. 

—  dto.  als  Stadtbankfond  290. 

Stttrck,  (rrat^  niederöst.  Vicekanzler, 
später  Hofkanzler  463,  585. 

Subscription  bei  Staatsanlehen,  54,  8<\ 
:U1,  351,  362,  363,  366, 367,  375—380, 
382-386,  388,391—397,404,  405,421. 
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Subsidiärvorpfändung  52,  145,  154,  158, 
160,  IGl,  167—169,  319,  347,  365, 
366,  376,  386,  404,  420,  421,  687. 

Subsidien  ( >C8tcrreichs  an  Sachsen  und 
Polen  150,  170. 

—  an  deutsche  ReichsfUrstcn  407,  486, 
522,  697  ff. 

»Subsidien  fremder  Staaten,  s.  England 

und  Holland. 
Snbsidium  caritativum  623,  680.' 
Subsidiuni  extraordinarinm  d.  Stände  102. 
Super-Interesse  609. 
Superi)fandrechtc  53. 
Surmont,  Claude  de,  Bankier  178,  380. 
Suttner,  Hofkanimerrath  719. 
Synnien,  Hcrzogthum,  dessen  Verkauf  86. 
Szechenyi,  Erzbischof  v.  Gran  158,  687. 

Tabakanfschlag,  s.  TabakuionopoL 
Tabakappalto,  s.  Tabakmonopol. 
Tabakmonopol  10, 83,  85.  100,  113,  337, 
396,    406,    419,    420,  568,  641,  657. 

—  als  Girobankfond  192,  197,  198, 
215    220. 

--  als   Stadtbankfond   212,    238,    2{yA, 

292,  297,  592,  599. 
Tabormaut  als  Stadtbankfond  211,  220, 

238,  2r>8,  269. 
Tanzstcuer  107. 
Tarvis,  Anlehen  auf  die  dortige  Maut 

103,  200,  407. 
Taxen  f.  Titel-  u.  Adelsverleihung  7, 438. 
Taz  11. 

Teichwirtschaft  in  Sclüesien  674. 
Tepscr,  Bürgermeister   von  Wien  223. 
Teschon,    Kammorgut,  dessen  Verkauf. 
Thassul,  Hofkammerrath  168. 
Tliavünat,  Baron  670. 
Thun,  Graf  Johann  673. 
Thürhoim,  Graf,  (Toncralkriegscommisaär 

485. 
Thuni  n.  Taxis,  Fürst  Eugen,  General- 

Po«tmeLstcr  158. 
TiJtrungsfond  47,  480,  481,    483,    487, 

489,  501—503,  506,    517,  695—699, 

702    704,  739. 
^ril{,^ungsplan  47.  130,  478—514. 
Tiiiti.   Hofkammcrrat  355,379,380,618. 

619,  62:i  721. 
J'irol,  Cameralcinnahmen  113,  118,  124, 

640,  641,  ()95. 

—  Cameraisch ulden  691—695. 

—  Stoucrwesen  22 — 24. 

-  Salzanlehen  86,  94,  99,  136. 
—  s.  auch  Hall. 

s.  aiu'h  Cam Oralherrschaften,  Piand- 
s<'hillinge. 
Tontincn  429  ff. 


Tödtschein  60,  604. 

Totachnik,  Cameralherrschaft  317,  415. 
Traiskirchen,  Taz,  als  Stadtbankfond  276. 
Tranksteuer  in  Br»hmen  67,  73,  118. 

-  als  Stadtbankfond   279.    285,   289, 
294,  298. 

Tratter,  Kaufmann  618. 

Trautmannsdorf,  Graf  44,  276,  417. 

Trautson,  Fürst  Johann,  böhm.  Hof- 
kanzler und  Präsident  der  Finanz- 
conferenz  117,  130,  433,  439,  442, 
447,  462,  463,  480,  497,  579. 

Trier,  s.  Kur-Trier. 

Trivie  et  Fleury,  Marchese  de  168. 

Trunk  v.  Guttenberg,  Bürgermeister 
von  Wien  448. 

Tschakathum,  Cameraldoniäne  320. 

Tschcrnin  (Czemin),  Jacob  Graf  81,  100, 
118,  161,  166. 

—  Franz  Josef,  Graf  167,  672. 

-  Franz  Anton,  Graf  672,  676,  677. 
rarkens teuer  30,  523,  533,  623,  662. 
Tursi,  Achilles,  (Teneraleinnchmer  der 

Girobank  200. 

Ueberbringerpapiere  56. 

Uebemahme  einer  fremden  Schuld  durch 

das  Aerar  56. 
Uebemahme  von  Staatsschulden  durch 

die  Stände  55,  62—74,  114,  119,  149, 

748. 

-  s.  auch  Girobank  und  Stadtbank. 
L'eberreuter  67. 

Uhlefeld,  Graf,  k.  Gesandter  im  Haag 

387 
rim,  Freiherr  v.  85,  30(). 

-  Abraham,  Wechsler  156,  162,  173, 
279,  291,  338,  492,  494,  495,  541. 

Umgeld  (Ohmgcld,  Ungeld)  11. 

-  in  Wien  83,  89,  168,  ölO,  616. 
als  Stadtbankfond  231. 

.jUnterm   Gebirg    von   Wien"     als 
Stadtbankfond  232,  594,  616. 

-  in  Mähren,  als  Stadtbankfond  278. 

-  in  Baden,  Wilhelmsburg  u.  Hensogen- 
burg,  Verpfändung  310. 

Umlage,  s.  Hypothekenverändenmg. 
Umschreibung  von  Obligationen  56,  58. 
Ungarn,  Cameralämter  4,  118. 

—  Cameralfonde  als  Hypothek  412,  675, 
687,  752. 

-  Contributionswesen  29. 

-  Cameralgefälle  als  Girobankfond  192, 
197. 

-  ß.  auch  Rakoczy. 
Ungarisch-Altenburg,  Cameralherrschaft, 

als  Stadtbankfond  265,  276,  293,  298. 
320,  722,  752. 
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Üngarisch-Brod,  Grenzmaut,  als  Stadt- 

bankfond  291. 
üngelt,  8.  Umgeld. 
UniTersal-BancAlität,  s.  Bancalität. 
UnivereaR'ollectÄ  99. 
Unkündbare  Schulden   551,   642,    673, 

694,  702,  710,  749—751. 
Unkündbare  Stadtbank-Obligationen  576, 

628,  636,  637,  737,  738. 
Unterthanen,  Steuerlast  19,  20. 
Unverzinsliche  Schulden  44,  486,  664, 

748—751. 
Urbarsteuer  21,  566,  687. 

Vaduz,  Herrschaft,  Verkauf  89. 

Vanderboldt,  606. 

Verbote  auf  Staatsschuldverschreibungen 

.    58, 

Vergleiche  bei  Einlösung  von  Staats- 
schuldposten 48,  81,  144. 

Verjährung  von  Staatsschuldverschrei- 
bungen 61,  685  u.  If. 

Vermögenssteuer  29,  30,  66,  82,  87,  89, 
90,  94,  96,  99,  106,  108,  111,  126, 
127,  131,  531,  659,  660,  662,  665, 
701. 

—  Anlehen  hierauf  108,  174—176,  618, 
619,  679,  724. 

~  als    st&dtisches   Contribntionsmittel 

103,  104. 
Verpachtung  der  Gef&Ue  521,  557  bis 

559,  567,  568,  633,  640,  642,  653. 
Versatz-  und  Fragamt  in  Wien  233. 
Verwaltungsschulden  36. 
Verzehrungssteuem,   siehe   Aufschläge, 

Accisen. 
Verzugszinsen  50,  257,  267,  486. 
Vestenberg,  Hofkammerrath  162. 
Vicedomamt,  niederösterreich.  5,  310. 
Verpfändung  88,  169,  639,  670, 

687,  752. 

—  oberösterreichisches  671,  752. 
Vicedomische  Häuser,  Urbarsteuer  hie- 

von  22. 

Vicedomsquote  19,  289,  566. 

Viehaufschlag  in  Mähren,  als  Stadtbank- 
fond 278. 

Virgilianische  Qttter  im  Herzogthum 
Mantua  HO 

Vöcklabrack,  Maut,  Verpfändung  149. 

—  Aufschlag,  als  Stadtbankfond  292. 
Volkhra,  Graf,  k.  (icsandter  in  London 

378. 
Volksvertreter,  deren  Heranziehung  zu 

Berathungen  über  Steuer-  und  Ver- 

waltungsreform  128. 
Volkszählung  116,  117. 
Vorarlberg,  Darlehen  der  Stände  74. 


Vorarlberg,  Anlehen  auf  dortige  Fonde 

416. 
Vorderösterreich,  Anlehen  daselbst  93. 

—  s.  auch  Pfandschillinge,  Cameral- 
herrschaften. 

Vorster,  Oberkriegscommissär  und  Hof- 
kricgsrath  168. 

Wachs- Aufschlag  als  Stadtbankfond  620. 

VV'ackerbart,  Graf  159. 

Wagensperg,  Graf  320. 

Waldamt.  niederösterr.  als  Stadtbank- 
fond 592. 

Waldstein,  Grafen  167,  319,  616,  677. 

Wallfahrt  als  Vorwand  für  Staatscredits- 
verhandluugen  407. 

Wallwitz ,  Landschaftsuntereinnehmer 
168. 

Walsegg,  Graf  Franz  Anton,  Präses  der 
Bancaiität,  später  der  Hofkammer 
276,  447,  463,  489,  514,  540. 

Wappencollecta  131. 

Wassenberg  v.,  Landschaftsbeisitzer  in 
Niederösterreich  157. 

Wasserbaugefälle  in  Wien  als  Stadt- 
bankfond 235,  238,  711. 

Wechsel  des  Hofkammerpräsidenten, 
Vorschüsse  gegen  solche  42. 

Wechsel  der  Min.  Bancodeputation  250. 

Wechselagio  133,  146,  756. 

Wechselgeschäftc  der  St.  Bank  627» 
732. 

Wechselzahlungen  durch  Vermittlung 
der  Girobank  184,  187,  193. 

Wegmautgefälle  an  den  Linien  Wiens 
a&  Stadtbankfond  595. 

Weinaufschlag  in  Wien  als  Stadtbank- 
fond 212,  215,  278,  615. 

-  in  den  Provinzen,  Anlehen  darauf 
163,  167,  421. 

Weintaz  in  Görz  als  Stadtbankfond  236, 
238. 

Weisbacb,  Graf  423,  674. 

Weissenhorn,  Cameralherrschaft  321, 
594. 

Welehrad,  Cistercicnserkloster  56. 

Weltz,  Graf,  niederösterr.  Statthalter, 
Director  der  Girobank  u.  Condirector 
der  Stadtbank  205—207,  215,  216. 
222,  260. 

Wenighofer,  Hofkammersccrctär  168. 

—  Bürgermeister  von  Wien  448. 
Wenzel  und  Zinesi,  Bankhaus  77,  157, 

285,  511. 
Wertheimer,  Simson  u.  Wolf,  Wechsler 
54,  64,  109,  144,  146,  152,  157,  169, 
169—172,  175—178,  223,  242,  264, 
338,  483,  491,  494,  495,  503.   505, 
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5()1>,  511.  548,  575,   577,  «07,  608, 

nH3,  ()7:J,  (>80,  vm. 
^VoI*zaU,  Tabakadministnitor  684. 
Wostrini,  Groüshäudler  173. 
Wiblingcn,  Prälat  v.  805. 
Wien,  Stadt,  Darlehen  16H,  168,  326. 

—  üebernahmc  von  Staatsschulden 
26H.  264. 

ihre  Stellung  zur  Stadtbank  207 
big  210.  213.  217,  247—249,  263, 
274,  281,  282,  287,  294,  580,  588, 
6(14. 

Creditöleistungeu  für  die  Stadt- 
bank 252,  253,  263,  266,  599,  603, 
631,  737. 

—  Stadtlotterie  425. 

VVioner  Armenhaus  233  ff.,  616,  623, 
721. 

Wiener  Arnieulotterie  628. 

Wiener  Linien- Weinanfschlag  als  Stadt- 
bankfond 290. 

Wiener  Stadtbank,  s.  Stadtbank. 

Wiener  Stadtgerichtsgefälle  686. 

Wiener  ümgeld,  s.  L'mgeld. 

Wiesenhütten,  Freiherr  v.,  Hof kamnier- 
rath,  später  Director  der  Militär-  u. 
Schuldencassa  714,  715,  718,  729. 

Wilhelmine  Anialie.  Kaiserin,  s.  Amalic. 

Wimnier,  Richard,  hof  befreiter  Handels- 
mann 201. 

W  i  ndischgräz ,  Reichshofrathspräsiden t 
585. 

Wisend,  Hofzahlmeister  69,  162. 

Wohlau,  schles.  Fürstenthum,  Verpfän- 
d\ing  408. 

Wratislavv,   Graf,  böhm.  Kanzler  205. 

—  k.  Gesandter  in  London  390. 
Wür])en,  Graf  161. 

WUrzburg,  Bisthum  413,  483,  485,  487. 

Ybbs,  Maut,  Anlehen  darauf  162,  752. 
Maut,  abs  Stadtbankfond  291. 

-  Wcinauföchlag,  als  Hypothek-  und 
Stadtbankfond  290,  421. 

Aufschlag  auf  trockene  Güter',   als 
Stadtbankfond  291. 

Zahlämter  4. 

Zalilungsrückstände  37,  490,  491,  561, 
563,  638,  651,  653,  654,  748—751. 

Ueberweisung  auf  die  Girobank  250, 
272,  284,  561,  562. 

Ucberweisung    auf    die    Stadtbank 
:)61— 563,  590,  591,  625. 
8.  auch  Gehaltsrückstände. 


Zbirov,  Cameralhcrrschaft  317,  415. 

Zeitungen,  holländische  404. 

Zimentirungdgefäll  als  Stadtbankfond 
236. 

Zinesi,  Wechsler  511. 

Zinsen  der  Staatsschulden,  Fälligkeit  45. 

versessene  45. 

Zinsenausstände  45,  46,  57,  486,  489, 
492,  598,  679,  686—688,  690 

--  Ueberweisung  an  die  Girobank  2(>5, 
271. 

-"Capitalisiruug  369—371,  496,  700. 

Zinsenreduction  bei  Staatsschulden  46, 
381-383,  487,  488,  692,  703. 
-  bei  Stadtbankschulden  267,  269  ff., 
580,  582,  586,  602,  603,  630,  634, 
730,  736—738. 

Zirsensurrogatc  46. 

Zinseszinsen  46,  700. 

Zinsfuss  41,  44,  45,  99,  133,  134,  144, 
155,  165,  206,  286,  319,  324,  361, 
381,  390,  398,  406,  509,  610,  706, 
755. 

Zölle  12,  116. 

Zuana,  Manfred  157. 

Zuani,  Gebrüder  348. 

Zucker-Aufschlag  als  Stiidtbankfond  620. 

Zugyiehaufschlag  als  Stadtbankfond  215, 
290,  620. 

Zonftcapitalien,  deren  Einziehung  96. 

Zuschlag  älterer  Posten  bei  neuen  Dar- 
lehen, s.  Zuschussdarlehen. 

Zuschussdarlehen  behufs  günstigerer  Be- 
handlung älterer  Forderungen  an  den 
Staat,  136,  145,  163,  170,  171,  173, 
174,  480,  484,  485,  488,  490—496, 
500,  503,  504,  609—511,  526,  544, 
548,  673,  675,  678,  682,  683,  699. 

-  bei  Ueberweisnng  von  Giroposten 
und  Staatsschulden  an  die  Stadtbank 
und  bei  Abkürzung  der  Zahlungs- 
fristen von  St.  Bankschulden,  222  bis 
225,  227,  228,  230,  241,  242,  252, 
254,  256,  258,  259,  401,  605,  615, 
739. 

Zwangdbeisteuer  der  Reichen  97. 
Zwangscurs,    s.   Oirobankpapiere    und 

Banknotenprojecte. 
Zwangsdarlehen  85,  86,  87,  105,  116, 

136,  322—339,  526,  527,  533,  534, 

620,  624,  710,  717. 

-  durch  Einziehung  von  Depositen  96. 
der  Juden,  s.  Judenschaft. 

der  Beamten  329. 
~     —  s.  auch  Amtstaxe. 

-  des  Clerus  323,  332—337,  624. 


Buchdrncknivi  Juliua  Kliiikhardt,  Leipzif?. 


Im  Verlage  der  Manz'sclien  k.  u.  k.  Hof-Vcriags-  nnd  Univcrsitäts- 
Buchhaiidluiig,  Wien,  I.  Kohlmarkt,  erschienen  ferner  und  sind  von  dort 
sowie  durcli  alle  Buchhandlungen  zu  beziehen: 

MANZ'sclie  Taselien-Ansgabe  der  österreicli.  Gesetze.    Band  XXI. 


Oesterreichische  Steuergesetze. 

Saiiniiliins:  der  auf  dlrccte  Steuern  Bezug  liabenden  Gesetze, 

Verordnungen  und  Judleate. 

Herausgegeben  von  Dr.  VlctOP  RÖll. 

Dritte  Auflage.  —   1887.  —  Zwei  Abthoilungcn.    Preis  5  fl.,  ü:eb.  iu  Leinen  6  fl. 

i..)ede  Alitheilun;;  st.  ht  auf  Wiiusoli  einzeln  —  Pn-is  a  l'  fl.  fiU  kr.,  f?cbuiidiu  :)  11.  —  zu  Diensten.) 

Diis  Bediirfuiss  Dacli  einer  niüglichst  vollständigeu  Ziisannuoustelluug  der 
auf  dircctes  Stcuenvesen  Bezug  habenden  besetze,  Verorduungon  und  Judicate 
hatte  den  Autor  zu  der  Herausgabe  der  vorliegenden  Sammlung  bestimmt,  welche, 
nun  bereits  iu  dritter  Auflage  erschieneu,  den  Erwartungen  aller  Fachkreise 
u^läuzeud  gerocht  wurde  und  sieh  jetzt  bereits  als  praktisches  Hilfsbuch  bei  allen 
Amtshaudiungeu  eiugebürgert  hat. 

>[.\N7/sclie  Tasclien-Aussalie  der  österr.  Gesetze.  Band  XXIf.,  I.  AMli, 

Gesetze  und  Verordnungen 

über  die 

Besteuerung   des   Brantweines 

zusammengestellt  von  Kdmand  Bematck» 

Kittfi-  dos  Franz  Josieph-OrJens,  k.  k.  Ministfrialsci'ri'tär  im  FinunzniinUtcrinni 

unter  Mitwirkung:  von 
Robert  Woir  und  Dr.  Alex.  SpUzmUller, 

k.  k.  Ministenalconcipiston. 

1890.     8".     (548  u.  XX  Seiten.)  Preis  2  fl.  50  kr.,  gebunden  3  fl. 

Die  beträihtliehe  Anzahl  der  zum  Brantweinsteuergesetzo  vom  20  Juni  1888 
nacht räfi^l ich  erflossenen  Vcrorduungou,  Erläuterungen  und  principicllon  Entschei- 
«lunicen  liaben  allgemein  das  Bi^dürfniss  nach  einer  systematLschirn  und  verlässlichen 
Sammlung  der  auf  die  Brantweinbesteuerung  Bezug  habenden  Vorschriften  wach- 
gerufen. 

Diesem  BedUrfnis.se  soll  durch  dius  vorliegende  Buch  abgeholfen  werdei^ 
Die  Einrichtung  desselben  wurde  so  getroffen,  daas  jeder  gesetzlichen  Bestimmung 
alle  einschlägigen  Verordnungen,  Entscheidungen  und  Erläuterungen  beigefilgt 
erseheinen,  so  dass  selbst  der  mit  den  Brau tweinsteuer Vorschriften  minder  Ver- 
traute leicht  eiue  voUstÄndip^e  Ueborsicht  tlber  alle  den  betreffenden  Gegenstand 
berührenden  Bestimmungen  gewinnen  kann.  Diese  üebersichtlichkeit  dürfte  durch 
das  beiiTPgebene  genaue  Sachregister  noch  wesentlich  erhobt  werden. 

Um  ferner  den  Wert  dieses  Buches  zu  einem  dauernden  zu  gestalten,  ist 
beabsichtigt,  alljährlich  noch  vor  Beginn  jeder  Betriebsperiode  ein 
Ergänzungsheft  herauszugeben,  welches  unter  Bezugnahme  auf  die  be- 
trefl'enden  Stelleu  der  vorliegenden  Sammlune:  alle  inzwischen  erilossenen,  auf 
die  Brantweinbesteuerung  Bezug  habenden  Verordnungen  und  gnmdaätelichen 
Finanzministerialentscheidungen  enthalten  wird. 


Im  Verliipre  der  Manz'sclitfii  k.  u.  k.  Huf-Veiliigs-  und  Universitäts- 
Buchhaiullnng,  Wion,  I.  Kohlniarkt,  erechienen  ferner  und  sind  von  dort 
Bowie  dnrcli  lühi  Hu'.liliandlnng«.>n  zn  beziehen: 

Handbuch  der  österreichischen  directen  Steuern 

in  systematischer  Darstellung 

von  Gustav  Freibepgep,  k.  k.  Steucr-liwpector. 
.Ifi87.    Vtv'i::  iMWHchirt  3  fl.  60  kr.,  oleirnnr  in  Li'ineii  pcbnnden  4  fl.  20  kr. 

L)iis  Werk  liat  es  sich  zur  Auftjahe  gemacht,  dio  Erj^ebuisse  der  Österreich. 
Ge^ictzs^übun^  und  der  cin^uihlä^ii^eu  Materialien  auf  dem  (iebict43  der  direoteu 
Steuern  zu  ciiieui  oinlicitlirbcn  Gesainnitbible  zu  vereinisren  und  dabei  sowohl 
die  stcuerrechtlichc  als  auch  die  äteuertei'huitiche  «Seite  den  (Texeustandes  im  Siune 
strenger  Systematik  zur  Darstelhin^'  zu  bring^en.  Der  Verfasser  beherrscht  das 
überreiche  Älaterial  der  österreichischen  Steuerjjesetzgebung  vollkommen.  Zu- 
iiürhfft  für  den  Finanzpolitiker  und  den  Beamten  im  Stcuerdiensto  bestimmt, 
dürften  seine  lehrreiclien  Ausführungen  auch  den  Vcrwaltungsbeamteu,  den 
Advocaten,  den  Gcmeindevcr treter,  jeden  Volks wirth,  sowie  überhaupt  den  ge- 
bildeten Laien  interessircn. 


Commentar 

zam  österreicliisclieii  allgemeinen  bfirgerliclien  Gesetzbnche 

von  weiland  Dr.  Moriz  von  Stubenrauch. 

6,  Auflage.    Nach  dem  gegenwärtigen  Stande  der  Gesetzgebung,  der  Rechtsprechung 

und  der  Literatur  neu  bearbeitet 

von  Dr.  Max  Schuster  v.  Bonnott,  Ritter  des  Franz- Joscf-Ordcns, 

k.  k   Miuisterial-Secretiir  in  Wien, 
und  Dr.  Karl  Schreiber,  Secrctilr  bei  den  k.  k.  Staatsbahnen  in  Wion, 

unter  Mitwirkung  von 
Demeter  Ritter  von  Mertens,  k.  k.  Gen.  Dious.-Inspeclor  in  W' ien. 

-^  24  HeftB  k  50  kr.  Preis  des  completen  Werkes  in  2  Binden  12  fl.  ^=— 

Dnri^h  den  raschen  Absatz  der  in  den  letzten  Jahren  erschienenen  4.  und 
6.  Auflage  ist  nunmehr  wieder  eine  neue  Auflage  nöthig  geworden. 

Die  zustimmende  Aufnahme,  weU'he  den  beiden  letzten  Anrlai^en  zu  Thcil 
geworden  int,  Hohs  die  Herausgeber  auch  bei  der  Bearbeitung  der  jetzt  zur  Aus- 
gabe gelangenden  6.  Antlago  des  in  allen  Juristen  kreisen  eingebürgerten  Stubcn- 
rauch'schcn  Commentares  wesentlich  gleiche  Ziele  verfolgen.  So  sucht  dicf»e  letzte 
Bearbeitung  in  sorgtUltiger  Verwerthung  der  seit  der  vorigen  Auflage  erschienenen 
Fachschriften,  worunter  einige  von  bemerkeiiswcrther  Bedeutung  sind,  —  in 
genauer  Berück sichtiguns:  der  neuesten  Gesetzgebung  und  Judicatur,  —  unter 
stetem  Streben  nach  Ilerstellung  einer  richtigeren  Systematik  in  den  Er- 
läutt-rungen  den  vorliegenden  Commentar  abermals  um  "einen  Schritt  vorwärts 
zu  briiiiien.  Auch  die  typographi.sche  Ausstattung  der  ß.  Auflage  weist  einige 
AenderuDgen  auf;  eine  Verbessening,  welche  das  Lescu  des  Buches  merklich 
erleichtert,  besteht  darin,  dass  die  Noten  zu  den  Erläuterungen  nunmehr  in 
einem  dcutliclien,  das  Auge  nicht  anstrengenden  Dnick  gesetzt  worden  sind. 
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Buch,lnickorei  Juli  im  KiinkLardt,  Leipzig. 
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